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Benutzungshinweise

Für die deutshe Version dieser in einer polnishen und in einer deutshen Ausgabe ershei-nenden Dokumentation seien einige Benutzungshinweise vorangestellt:� Die Ortsnamen sind verständliherweise in den Originaldokumenten meist nur ineiner Sprahe angegeben, vorzugsweise in der polnishen, manhmal aber auh inpolonisierten deutshen Formen (z.B. Hirszberg für Hirshberg statt heute JeleniaGóra). Um die Identi�zierung zu erleihtern, haben wir in der deutshen Ausgabeder Dokumentation normalerweise hinter die Lautung des Originaldokuments dieÜbersetzung in der jeweils anderen Sprahe gesetzt (d.h. im Normalfall erst Polnish,dann Deutsh). Im übrigen vermittelt auh das Ortsregister Informationen über dieeinander entsprehenden Ortsnamen.� Diesem Band ist eine Karte beigelegt. Sie soll vor allem zur Information über dieLage von Orten dienen (eingetragen sind die Kreisstädte mit ihren polnishen und� wo vorhanden � deutshen Ortsnamen), ferner sind der Karte die Grenzen zwishenPolen und dem Deutshen Reih und dem Freistaat Danzig zu entnehmen, die mitihrer zwei Jahrzehnte währenden Dauer in der Zwishenkriegszeit für die 1945 leben-de Generation bewuÿtseinsbildend waren; die kurzzeitigen Grenzziehungen von 1939oder 1941 traten dahinter in ihrer Wirkungskraft weit zurük; sie sind niht einge-tragen. In den ersten Monaten nah Kriegsende 1945 herrshte zunähst in den bisdahin deutshen Gebieten bei der Bevölkerung weitgehende Unklarheit über die ad-ministrative Zugehörigkeit; seit März 1945 wurden in den neuen polnishen GebietenVerwaltungsbezirke eingerihtet; aus ihnen entstanden � mit gelegentlihen internenGrenzänderungen � im Mai 1946 die neuen Wojewodshaften. Inwieweit diese für dieAufteilung der Abshnitte der vorliegenden Dokumentation maÿgeblih waren, istder Vorbemerkung der Herausgeber zu entnehmen, dort �ndet sih auh auf S. 12ein Hinweis auf die vorgesehene Einteilung der Bände. Hier sei nur vorweggenommen,daÿ die Wojewodshaftsgrenzen sih in einigen Fällen als gültige Einteilungskriterienerwiesen, in anderen Fällen empfahl sih eine andere Einteilung (beispielsweise imBereih Danzig und Pommerellen, wo die Untershiede zwishen Vorkriegsgrenzenund neuen Wojewodshaftsgrenzen am gröÿten waren). Wandlungen der administra-tiven Zugehörigkeit werden ggf. auh in den Einleitungen zu den einzelnen regionalenAbshnitten der Dokumentation behandelt.� In den Dokumentenübershriften ist � der gröÿeren Authentizität wegen � öftersdie Terminologie der Dokumente verwendet worden, auh wenn sie dem deutshenSprahgebrauh niht entspriht, z.B. �Repatriierung� für �Aussiedlung�, �Repatri-anten� für �Aussiedler� oder �Vertriebene� usw.� Auh gute Übersetzungen können nie die Authentizität von Originaltexten erreihen.Für die wissenshaftlihe Beshäftigung mit den Dokumenten der vorliegenden Edi-tion emp�ehlt sih daher im Zweifelsfall, die polnishe Ausgabe zu Rate zu ziehen,



VIII Benutzungshinweise
die die Texte in der Originalsprahe enthält.1 Dies gilt auh für die hohgesetztenBuhstaben, die wegen des anderen Satzbaus der deutshen Sprahe in der Über-setzung niht immer so eindeutig und konsequent gesetzt werden können wie in derOriginalfassung.� Diese Exponentialbuhstaben haben folgende Bedeutung:a. . . a so im Textb . . . b handshriftliher Kommentar . . .  handshriftlihe Korrektur im Textd. . . d handshriftlihe Unterstreihunge . . . e Anstreihung am Randf . . . f mashinenshriftlihe Unterstreihungg . . . g Untershrift unleserlihh. . . h durhgestriheni . . . i Text unleserlihj . . . j SperrdrukAnsonsten war es das Bestreben der Herausgeber, die beiden Ausgaben, die polnishe unddie deutshe, möglihst genau einander entsprehen zu lassen.Weitere Informationen zur Textgestalt �nden sih u.a. im Kapitel �Editorishe Grundsätze�der Vorbemerkung der Herausgeber.

1Die bibliographishen Daten der polnishen Fassung dieses Bandes: �Nasza ojzyzna staªa si�dla nas obym pa«stwem...� Niemy w Polse 1945-1950. Wybór dokumentów. Pod redakj¡Wªod-zimierza Borodzieja i Hansa Lemberga. Tom I: Wªadze i instytuje entralne. Województwoolszty«skie. Wybór i opraowanie dokumentów:Wªodzimierz Borodziej i Claudia Kraft, War-szawa 2000.



Vorbemerkung der Herausgeber

Die Voraussetzungen für eine wissenshaftlihe Erforshung des Shiksals der Deut-shen in den Jahren unmittelbar nah dem Krieg wurden durh den Umbruh desJahres 1989 gesha�en: das Ende des Kalten Krieges, die Wiedererlangung der pol-nishen Souveränität, für die Deutshen: der Einheit, shlieÿlih die tatsähliheNormalisierung der deutsh-polnishen Beziehungen, wie sie in den Verträgen vom14. November 1990 und vom 17. Juni 1991 dokumentiert wurde. Dank dieser Ver-änderungen sind normale historishe Forshungen möglih geworden, die bis dahindurh juristishe, politishe und ideologishe Di�erenzen um die Grenze an Oderund Lausitzer Neiÿe ershwert, deformiert oder verhindert worden waren.In den 90er Jahren haben sih zahlreihe Historiker in Polen und in Deutshlandunabhängig voneinander dieses Themas angenommen.1 In Polen wurde die Zensuraufgehoben, und nah den Umbruhjahren 1989-1991 lastete auh die Selbstzensurniht länger auf der Forshung.2 Auh in Deutshland erwuhs der plötzlihe Anstiegdes Interesses am Shiksal der Landsleute jenseits von Oder und Neiÿe während derzweiten Hälfte der 40er Jahre aus einem veränderten Forshungskontext: Erstmalskonnte man sih, ähnlih wie in Polen, mit dem Thema beshäftigen, ohne befürh-ten zu müssen, daÿ jede Erwähnung der Fakten (im deutshen Fall: der Verbrehenund Shandtaten gegenüber der wehrlosen deutshen Zivilbevölkerung) von solhenPolitikern ausgenutzt würde, die gegen eine Neuordnung der deutsh-polnishen Be-ziehungen im Geiste einer �Interessengemeinshaft� eingestellt sind.3 Die Befreiungder Forshung vom Ballast der Politik kennzeihnete als ein gemeinsames Element dieSituation in beiden Ländern. Dennoh unterliegt es keinem Zweifel, daÿ das Themafür die Polen wihtiger war als für die Deutshen. In der zweiten Hälfte der 90er Jah-1 Eine repräsentative Übersiht über den Forshungsstand Mitte der 90er Jahre bietet der Band:Kompleks wyp�dzenia [Der Vertreibungskomplex℄, hrsg. vonWªodzimierz Borodziej und ArturHajniz, Kraków 1998.2 Über die polnishe Historiographie bis 1989 und die Rolle der Selbstzensur in dem uns in-teressierenden Kontext vgl. die Aussage von Krystyna Kersten aus dem Jahre 1988, zit. beiWªodzimierz Borodziej: Historiogra�a polska o �wyp�dzeniu� Niemów [Die polnishe Historio-graphie über die �Vertreibung� der Deutshen℄, in: Polska 1944/45-1989, Warszawa 1996 (Studia imateriaªy, Bd. 2), S. 249-269, hier: Anm. 43.3 Vgl. die zutre�ende Bemerkung von Mihael G. Esh: �Gesunde Verhältnisse�. Deutsheund polnishe Bevölkerungspolitik 1939-1950, Marburg 1998, S. 12 f.: �Kaum ein historishes The-ma shien in den ersten Jahrzehnten des Bestehens der Bundesrepublik Deutshland, besondersaber nah dem Abshluÿ des Grenzvertrages zwishen der Volksrepublik Polen und der DDR, inder letztere die Oder-Neiÿe-Grenze anerkannte, so eindeutig von der politishen Rehten okku-piert�, was zusammen mit anderen Umständen zu einem Zustand führte, in dem �die Bereitshaftjüngerer und kritisher Historiker und Historikerinnen, sih der Erforshung der Vertreibung undZwangsaussiedlung zu widmen, niht eben groÿ war�.



2 Vorbemerkung der Herausgeber
re entspann sih eine o�ene und stellenweise heftige Debatte in den Shlagzeilen derpolnishen Presse, an der sih neben Historikern auh Journalisten, Zeitzeugen undPolitiker beteiligten.4 Der Tenor dieser Diskussion stand im Gleihklang mit dem inden Jahren 1994-1996 von Artur Hajniz in der Polnishen Robert-Shuman-Stiftungrealisierten Projekt �Der Komplex der Vertreibung� und lautete: Der Zeitpunkt seigekommen, daÿ sih Polen und Deutshe gemeinsam eines Themas annehmen, dasseit Jahrzehnten ihre gegenseitigen Wahrnehmungen belastet; Aufgabe der Histori-ker sei es, der breiteren Ö�entlihkeit in beiden Ländern die Möglihkeit zu erö�nen,die Ereignisse der Jahre 1945-1950 kennenzulernen und � bei gröÿtmögliher Rük-sihtnahme auf die Emp�ndlihkeit des Partners � die Umstände zu verstehen, unterdenen sie sih ereigneten.5Das Projekt, dessen Ergebnisse wir dem Leser präsentieren, hatte niht so weitge-hende Ambitionen. Gemeinsam mit anderen Vorhaben folgte es dem Grundsatz, daÿdie Zeit nun reif sei, sih gemeinsam mit einem Thema zu beshäftigen, das bis da-hin auh polnishe und deutshe Historiker voneinander getrennt hatte. Von daherrührte auh die Idee, daÿ sih an dem Projekt gleihberehtigt Polen und Deutshebeteiligen sollten � ein Grundsatz, für den es bislang, soweit es um unser Themageht, nur einen Präzedenzfall gibt.6 Gleihzeitig waren wir uns der eingeshränktenResonanz der Arbeit des Historikers bewuÿt: Ein noh so umfangreihes wissen-shaftlihes Werk ruft in der Regel weniger Reaktionen in der ö�entlihen Meinunghervor als ein gut gemahter Film oder ein interessanter Presseartikel. Aus diesemGrund beshlossen wir, das Thema des Shiksals der Deutshen in Polen nah 1945niht in der konventionellen Form einer (notwendigerweise dikleibigen und weniggelesenen) Monographie, sondern in Gestalt einer Quellenedition zu behandeln. In-dem wir eine gröÿere Zahl möglihst repräsentativer Dokumente publizieren, ho�enwir, dem Leser ein möglihst umfassendes Panorama der shwierigen, oft dramati-shen menshlihen Shiksale sowie der Ursahen und Bedingungen zu bieten, diesie so dramatish werden lieÿen.Die Idee zu einer solhen Quellenedition entstand in Gesprähen der beiden Heraus-geber an der Jahreswende 1994/95. Der Antrag auf eine Teil�nanzierung der ent-sprehenden Forshungsarbeiten, die in den polnishen Arhiven von WªodzimierzBorodziej, Ingo Eser, Stanisªaw Jankowiak, Jerzy Kohanowski, Claudia Kraft, Wi-told Stankowski und Katrin Ste�en durhgeführt worden sind, wurde im Juli 1995bei der Stiftung für die polnish-deutshe Zusammenarbeit gestellt und im Januar1997 durh den Stiftungsvorstand positiv beshieden. Im Frühjahr 1997 stimmte dieRobert-Bosh-Stiftung einer weiteren Teil�nanzierung zu.4 Verlorene Heimat. Die Vertreibungsdebatte in Polen, hrsg. von Klaus Bahmann u.a., Bonn1998 (Poln. Ausgabe u.d.T.: Przeprosi¢ za wyp�dzenie?, Kraków 1997).5 Vgl. Anm. 1, vor allem die Beiträge von Artur Hajniz und Wªadysªaw Bartoszewski,S. 5-44.6 Stettin-Szzein 1945-1946. Dokumente-Erinnerungen. Dokumenty-wspomnienia, Rostok1994 (ein Werk von Historikern der Universität Stettin und der Ostsee-Akademie Lübek-Travemünde). Über diese in Polen kaum wahrgenommene Arbeit vgl. die Rezension von Wªodzi-mierz Borodziej: Mehr als das Tre�en von Henkern und Opfern, in: Frankfurter Rundshau v.7.12.1995.
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Die Arhivreherhen begannen im Mai 1997. Die Projektmitarbeiter arbeiteten inzwanzig polnishen Arhiven; deren Liste reiht vom Arhiv Neuer Akten in War-shau über die zentralen Ressortarhive (Ministerium für Innere Angelegenheitenund Verwaltung, Ministerium für Auswärtige Angelegenheiten, Amt der Staats-siherheit, Ministerium für Nationale Verteidigung) bis zu den Staatsarhiven inBiaªystok, Bromberg, Danzig, Kattowitz (hier und in Posen auh in der Bezirksver-tretung der Hauptkommission zur Erforshung von Verbrehen gegen das PolnisheVolk � Institut des Nationalen Gedähtnisses), Krakau, Lodz, Allenstein, Posen,Stettin, Thorn, Warshau, Breslau und Grünberg. Die Bedingungen der Benutzungder Arhivmaterialien shwankten zwishen gut und sehr gut. In den Arhiven, dieder Hauptdirektion der Staatlihen Arhive unterstellt sind, erhielten wir unverzüg-lih Zugang zu fast allen bestellten Materialien staatliher Provenienz (vor allemAkten der Ministerien, Wojewodshaftsämter und Starosteien) sowie Parteiproveni-enz (Akten der Polnishen Arbeiterpartei PPR und der Polnishen SozialistishenPartei PPS; seit Dezember 1948 der Polnishen Vereinigten Arbeiterpartei PZPR).Die einzige Ausnahme bildeten Akten, die Namenslisten von Volksdeutshen ent-hielten. Aber auh hier erwies es sih als möglih, einen Kompromiÿ zwishen denInteressen der Wissenshaft und denen des Shutzes persönliher Daten zu �nden.Ausgezeihnet waren auh die Bedingungen der Benutzung im Arhiv des Ministe-riums für Auswärtige Angelegenheiten (MSZ) sowie im Zentralen Militärarhiv. Alsweniger ergiebig erwiesen sih hingegen Reherhen in den Arhiven des Ministe-riums für Innere Angelegenheiten und Verwaltung (MSWiA) sowie des Amtes fürStaatssiherheit (UOP), ungeahtet der beträhtlihen Hilfe, die dem Projekt durhdie Direktion beider Institutionen zuteil wurde.Erfolglos blieben leider Versuhe, Zugang zu den Akten der Polnishen Bishofs-konferenz zu erhalten. Hingegen war es in der letzten Phase des Projektes möglih,die wihtigen Akten der Kattowitzer Bezirksvertretung der Hauptkommission derErforshung von Verbrehen gegen das Polnishe Volk � Institut des Nationalen Ge-dähtnisses � einzusehen.Alles in allem haben die Projektmitarbeiter einige tausend Faszikel und einige zehn-tausend Dokumente durhgesehen � was niht bedeutet, daÿ in den Arhiven inZukunft nihts mehr zu �nden wäre. Insbesondere die im Jahre 1999 erfolgte gesetz-lihe Regelung und Erleihterung des Zugangs zu den Akten der politishen Polizei(der Zentrale des Ministeriums und der örtlihen Siherheitsämter), dürfte in Zu-kunft zu neuen Entdekungen von Arhivalien führen. Andererseits sollte man nihtmeinen, daÿ die Polizeiarhive gerade in bezug auf die deutshe Bevölkerung groÿeGeheimnisse bergen: Im Kontext der wihtigsten Aufgabe des Gewaltapparats, alsobeim Kampf um die Maht, kam den Deutshen keine gröÿere Bedeutung zu, so daÿes shwer fällt sih vorzustellen, daÿ die operativen Akten der Siherheitsämter zuirgendwelhen grundlegenden Korrekturen des Forshungsstandes führen sollten.Mit der Auswahl der in die Edition aufzunehmenden Dokumente, ihrer Bearbeitungund der Abfassung der Einleitungen wurde im Sommer 1998 begonnen, nahdem eini-ge Arbeitstre�en der Projektmitarbeiter sowie eine Konferenz des Wissenshaftlihen
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Beirats stattgefunden hatten. An der Konferenz des Beirates, der die Projektarbeitberatend begleitete, nahmen auÿer den Projektmitarbeitern die Herren WolfgangJaobmeyer, Kai von Jena, Christoph Kleÿmann, Wªadysªaw Markiewiz, EduardMühle, Daria Naª�z, Marian Wojiehowski, Wojieh Wrzesi«ski und Klaus Ziemerteil.
Der Kontext des ProjektesDie Kriterien für die Auswahl und die Art der Bearbeitung der Dokumente werdenweiter unten vorgestellt. An dieser Stelle sollen einige Probleme angesprohen wer-den, die den Standort des Projektes innerhalb der älteren und neuesten Forshungzu ähnlihen Themen markieren.Indem wir die Frage nah dem Shiksal der Deutshen östlih von Oder und Neiÿebzw. in Polen im Jahre 1945 zum Gegenstand unserer Edition gemaht haben, warenwir uns durhaus mögliher Einwände gegen die Einseitigkeit einer solhen Formu-lierung des Themas bewuÿt, die darin gesehen werden mag, daÿ es die Genese derEreignisse in Krieg und Okkupation ebenso unberüksihtigt läÿt wie die Tatsahe,daÿ gleihzeitig mit Millionen in den Westen vertriebenen Deutshen auh Millio-nen Polen � unter teilweise ähnlihen Bedingungen und mit ähnlih dramatishemErgebnis � umgesiedelt wurden. Deshalb beobahten wir in den Einleitungen zu dervorliegenden Edition möglihst umfassend die Zeit vor 1945, ohne deren Kenntnis diehier dokumentierten Ereignisse und Situationen unverständlih bleiben. Den Polenaus dem Osten und ihrer Zwangsmigration in das Gebiet der neuen Rzezpospolitahaben wir hingegen eine gesonderte Publikation gewidmet, die ebenfalls im Rahmendes Projektes entstanden ist.7 Ein Vergleih beider Wanderungen dürfte sowohl dieUntershiede als auh die Ähnlihkeiten der Shiksale von Polen und Deutshen ander Wende des Krieges zum Frieden veranshaulihen. Beide verband die Tatsahe,daÿ Deutshe wie Polen Opfer des Krieges waren, daÿ die bürgerlihen Grundrehteauh nah dem Krieg suspendiert blieben sowie die Tatsahe, daÿ sie beide Opferdes Sieges des Nationalstaatsprinzips wurden. Stellenweise waren die Umstände sehrähnlih, unter denen sie ihre Heimat verlieÿen, identish war die Unumkehrbarkeitdieses mehr oder weniger erzwungenen Abshieds. In anderen Fällen erwiesen sih dieBegleitumstände des Verlustes der Heimat als ein Faktor, der die Opfer voneinanderuntershied.8 Grundlegend vershieden war jedoh vor allem ihr Shiksal nah der7 Mit der Übernahme der Redaktion erklärte sih Stanisªaw Ciesielski einverstanden; siehe: Prze-siedlenie ludno±i polskiej z kresów wshodnih do Polski 1944-1947 [Die Umsiedlung der polnishenBevölkerung aus den östlihen Grenzgebieten nah Polen 1944-1947℄, hrsg. von Stanisªaw Cie-sielski, Warszawa 1999.8 Mit dieser Frage hat sih am Beispiel der Polen aus den ehemaligen polnishen Ostgebieten undder Deutshen aus den ehemaligen deutshen Ostgebieten, die in die sowjetishe Besatzungszonekamen, Philipp Ther genauer befaÿt, in: Deutshe und polnishe Vertriebene. Gesellshaft undVertriebenenpolitik in der SBZ/DDR und in Polen 1945-1956, Göttingen 1998. Siehe auh: DieVertriebenen in der SBZ/DDR, Bd. 1: Ankunft und Aufnahme 1945, hrsg. von Manfred Wille,Wiesbaden 1996.
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Ansiedlung in der neuen Heimat. In der Bundesrepublik Deutshland bildeten sievon Anfang an eine organisierte pressure group, die die Regierung zum Lastenaus-gleih und zur Integration der �Vertriebenen� bewegen konnte. In der VolksrepublikPolen und in der DDR stellten sie niht nur aufgrund materieller Forderungen und inder Regel �antisozialistisher� Überzeugungen für die Regierung eine Problemgrup-pe dar, sondern auh in prinzipieller Hinsiht. Denn unter dem Gesihtspunkt der�Freundshaft� zwishen den Ländern des real existierenden Sozialismus war kaumein anderes Thema so unbequem wie das der Nahkriegsmigrationen. Bis 1989 hat-ten die Vertriebenen beiderseits der Oder9 keine Möglihkeit, ihre Lebensgeshihtezu erzählen.Unser Editionsprojekt bewegte sih � wie man sieht � weder in einem emotionalennoh historiographishen Vakuum. Der Leser wird sih leiht davon überzeugen, daÿwir zumeist die � mit manher Sünde belastete � polnishe Historiographie der 60erJahre (positiv muÿ vor allem die Arbeit von Stefan Banasiak hervorgehoben wer-den10) sowie Arbeiten der letzten Jahre herangezogen haben. Da sih einer der Un-terzeihneten kürzlih zur einshlägigen älteren polnishen Historiographie geäuÿerthat11, können wir uns an dieser Stelle auf eine allgemeine Bemerkung beshränken:Bis zum Ende der 80er Jahre war keine dieser Arbeiten frei von � unter den dama-ligen Bedingungen verständlihen � politishen Verstrikungen. Jeder Autor erfuhrdie Abhängigkeit seiner wissenshaftlihen Arbeit auf diesem Gebiet von der Poli-tik.12 Nah der Befreiung der Historiker von solher Art Inanspruhnahme im Jahre1989 haben sih ihre Arbeiten heute in ihrem Niveau, in der Breite ihres Bliks undder Methode der Quellenauswertung geändert; politishe Re�exe spielen hingegenim allgemeinen keine groÿe oder gar keine Rolle mehr. Ein analoger Prozeÿ ist beiden Arbeiten der jüngsten deutshen Historikergeneration erkennbar, die mit einerähnlihen Tradition ihres Fahes ringt.13Als der wihtigste Bezugspunkt unseres Projektes erwies sih jedoh eine Arbeit, diegar niht so häu�g zitiert wird. Gemeint ist die Dokumentation der Vertreibung derDeutshen aus Ost-Mitteleuropa14, das jahrzehntelang bedeutendste Werk der west-9 An dieser Stelle übergehen wir die am wenigsten bekannten Shiksale der Ukrainer und Weiÿ-russen, die in den Jahren 1944-1946 aus Polen ausgesiedelt wurden. Siherlih verband sie mit denPolen und den Deutshen in der DDR die Tatsahe, daÿ es ihnen unmöglih war, die Geshihteihrer Entwurzelung zu erzählen.10 Stefan Banasiak: Przesiedlenie Niemów z Polski w latah 1945-1950 [Die Aussiedlung derDeutshen aus Polen in den Jahren 1945-1950℄, �ód¹ 1968.11 Borodziej: Historiogra�a (wie Anm. 2).12 Am Ende der 80er Jahre verringerte sih diese Abhängigkeit: als Beispiel vgl. den Aufsatz vonZenon Romanow: Zatrudnienie i aprowizaja ludno±i niemiekiej na Pomorzu Zahodnim w roku1945 [Die Beshäftigung und Versorgung der deutshen Bevölkerung in Westpommern im Jahre1945℄, in: Przegl¡d Zahodniopomorski 3 [XXXII℄ (1988), H. 4, S. 67-84.13 Vgl. die erwähnten Arbeiten von Ther und Esh sowie Andreas Hofmann: Die Nahkriegszeitin Shlesien. Gesellshafts- und Bevölkerungspolitik in den polnishen Siedlungsgebieten 1945-1948,mashinenshriftl. Doktorarbeit, Bohum 1997.14 Dokumentation der Vertreibung der Deutshen aus Ost-Mitteleuropa. In Verbindung mitWer-ner Conze, Adolf Diestelkamp, Rudolf Laun, Peter Rassow und Hans Rothfels, bearb.von Theodor Shieder, hrsg. vom Bundesministerium für Vertriebene, Flühtlinge und Kriegs-
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deutshen Historiographie zum Thema der sogenannten Vertreibung. Es sei daranerinnert, daÿ in den fünfziger Jahren, als die auf seiten der polnishen Verwaltungangefallenen Akten aus o�ensihtlihen Gründen niht zugänglih waren, westdeut-she Historiker im Auftrag des Bundesministeriums für Vertriebene, Flühtlinge undKriegsgeshädigte Hunderte von Auszügen aus Berihten sammelten, kommentiertenund publizierten, in denen Deutshe erzählten, was sie am eigenen Leibe in den ver-shiedenen Ländern Mittel- und Südosteuropas nah dem Kriege erfahren hatten.Es handelte sih hier um eine Dokumentation ausshlieÿlih der eigenen Verlusteund Leiden. In politisher Hinsiht sollte die Publikation die ö�entlihe Meinung imWesten davon überzeugen, daÿ die Deutshen in den vierziger Jahren � im Ausmaÿanderen Opfern allemal vergleihbar � ebenfalls Opfer waren, womit der Anspruhauf Rükkehr der verlorenen Ostgebiete, insbesondere derjenigen östlih von Oderund Neiÿe moralish begründet werden sollte. Der �polnishe� Teil der Dokumenta-tion ist denn auh auÿergewöhnlih reihhaltig: Die oft ershütternden Berihte ausden ehemaligen deutshen Ostgebieten bzw. neuen polnishen West- und Nordge-bieten, die zusammen mit den Erinnerungen aus dem sowjetishen (nördlihen) TeilOstpreuÿens publiziert wurden, mahen den umfangreihsten Teil in der gesamtenDokumentation aus und nehmen fast 1400 diht bedrukte Seiten ein. Weitere 500Seiten bieten deutshe Übersetzungen polnisher Rehtsdokumente, die theoretishfür das Shiksal der Deutshen wihtig waren. Diese monumentale Verö�entlihung,die von polnishen Historikern von Anfang an als ein Werk der revanhistishen Pro-paganda und des Kalten Krieges attakiert wurde, enthält eine Fülle an Shilderun-gen von Shandtaten, Verbrehen und Gewalttaten, die � im Falle dieses Teils derDokumentation � von Russen und Polen verübt worden waren.15 Die einzige Grund-lage für die Formulierung solher Anklagen sind die ausgewählten Auszüge aus denBerihten der Zeugen und Geshädigten.Indessen wissen wir spätestens seit der Aufnahme polnisher Forshungsarbeitenüber die ehemaligen deutshen Ostgebiete bzw. neuen polnishen West- und Nord-gebiete seit dem Ende der fünfziger Jahre, daÿ es an Quellen zum Shiksal derDeutshen in Polen während der ersten fünf Nahkriegsjahre niht fehlt. Sie �ndenihren Niedershlag in zehntausenden von Dokumenten, die im Rahmen der polni-shen Verwaltungstätigkeit entstanden sind. Das Projekt, dessen Ergebnisse in dervorliegenden Edition präsentiert werden, hat es sih gleihwohl niht zum Ziel ge-setzt, die Zeugnisse einzelner Personen zu veri�zieren, die aus der Dokumentationbekannt sind. Dies ersheint insofern über�üssig, als über die Probleme, die mit derInterpretation dieser spezi�shen Quellengattung zusammenhängen, bereits in denfrühen fünfziger Jahren einer der Mitautoren der Dokumentation, Martin Broszat,geshädigte, Bonn 1953-1962. Das Werk besteht aus fünf Bänden und drei Zusatzheften; in dergekürzten englishen Version sind fünf Bände ershienen. Band I/1-3 der deutshen Ausgabe istden heute polnishen Gebieten und dem nördlihen Teil des ehemaligen Ostpreuÿens (�Gebieteöstlih der Oder und Neiÿe�) gewidmet.15 Umfassende Zitate dieser Berihte in polnisher Übersetzung bei Maria Podlasek: Wyp�d-zenie Niemów z terenów na wshód od Odry i Nysy �u»ykiej [Die Aussiedlung der Deutshen ausden Gebieten östlih von Oder und Lausitzer Neiÿe℄, Warszawa 1995.
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geshrieben hat.16 Fügen wir noh hinzu, daÿ gerade der allzu früh verstorbeneMartin Broszat für viele ein akademisher Lehrer war, dessen wissenshaftlihe Bio-graphie � von seinen Untersuhungen über das an Deutshen nah dem ZweitenWeltkrieg begangene Unreht über seine grundlegende Monographie zur deutshenOkkupation in Polen bis hin zu den heute klassishen Studien über den Nationalso-zialismus, von der Sammlung und Analyse der Berihte der geshädigten Deutshenbis zu tiefgründigen Studien über die Mehanismen der totalitären deutshen Dik-tatur � zeigt, daÿ die nationalen und politishen Bedingungen weder über den Un-tersuhungsgegenstand noh über ihr Ergebnis entsheiden müssen. Mehr als dreiÿigJahre nah Broszats klassishem Aufsatz über die Möglihkeiten und Grenzen derAuswertung von bestellten Quellen waren sih polnishe und deutshe Historikershon in den ahtziger Jahren darin einig, daÿ man an diese Quellen mit besonde-rer Vorsiht herangehen muÿ, betre�en sie doh immer nur einen Ausshnitt ausder Geshihte, der oft aus der Perspektive einer besonders geshädigten Person be-shrieben ist. Diese Quellen leiden also an �krankhafter Horizontverengung�.17 Inletzter Zeit wurden diese Vorbehalte durh Hinweise auf die besonderen Umständebekräftigt, unter denen diese Berihte gesammelt worden sind.18 Ziel unseres Pro-jektes konnte es daher niht sein und war es auh niht, die seit den fünfziger Jahrenbekannten Quellen einer kritishen Analyse zu unterziehen. Von Anfang an ging esum einen gewissermaÿen umgekehrten Prozeÿ: um die Einführung von neuen, erheb-lih weniger bekannten Quellen bzw. Dokumenten, die durh polnishe Behördenerzeugt wurden, in die wissenshaftlihe Diskussion � und damit mittelbar in dasö�entlihe Bewuÿtsein. Im Zentrum der Aufmerksamkeit stehen damit die �Täter�,Personen und Institutionen, die über das Shiksal der Deutshen entshieden ha-ben, ihre Vorstellungen, Denkweisen und Reaktionen. Die Deutshen ersheinen inden behördlihen Quellen als ein Objekt, das selten einmal seine Rehte artikuliert.Die Gegenüberstellung beider Perspektiven bzw. eine erneute Re�exion über die inder Dokumentation enthaltenen Berihte der Opfer bleibt eine Aufgabe für spätereHistoriker.19Ähnlih steht es mit den Zahlen: den Shätzungen der infolge von Evakuierung,Fluht und Vertreibung durh die Armee, bei Zwangsaussiedlungen, in Lagern und16 Martin Broszat: Massendokumentation als Methode zeitgeshihtliher Forshung, in: Vier-teljahreshefte für Zeitgeshihte (im folgenden VfZ) 2 (1954), S. 202-213.17 Siehe die Referate von Gotthold Rhode und Marian Wojiehowski auf der Konferenzder Polnish-Deutshen Shulbuhkommission in Saarbrüken im Jahre 1986 in: Die Beziehungenzwishen der Bundesrepublik Deutshland und der Volksrepublik Polen bis zur Konferenz überSiherheit und Zusammenarbeit in Europa (Helsinki 1975), Braunshweig 1987. Der Text vonWoj-iehowski zitiert nah ders.: Okiem historyka [Mit dem Auge des Historikers℄, Warszawa u.a.1918-1981, �ód¹ 1989, S. 189-209, hier S. 191.18 Mathias Beer: Das Groÿforshungsprojekt �Dokumentation der Vertreibung der Deutshenaus Ost-Mitteleuropa� im Spannungsfeld von Politik und Zeitgeshihte, in: VfZ 46 (1998), S. 345-389.19 Gleih nah der Übergabe dieses Bandes zur Druklegung ershien die Monographie von Ber-nadetta Nitshke: Wysiedlenie ludno±i niemiekiej z Polski w latah 1945-1949 [Die Aussiedlungder deutshen Bevölkerung aus Polen in den Jahren 1945-1949℄, Zielona Góra 1999. Die Autorinunternimmt auh den Versuh einer Gegenüberstellung beider Arten von Überlieferungen.
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durh oftmals unerträglihe Lebensbedingungen verursahten Todesopfer. Der Le-ser wird sih davon überzeugen können, daÿ wir keine neuen, landesweiten Datenzu diesem Thema gefunden haben; am zutre�endsten ersheinen uns noh immerdie sorgfältigen Shätzungen des deutshen Bundesarhivs aus dem Jahre 1974, dievon über 400.000 Todesopfern in den Polen und der UdSSR einverleibten Gebieten(ohne die Opfer während der Evakuierung und Fluht in der Zeit vor der Über-nahme dieser Gebiete durh beide Staaten) sprehen, von denen etwa 200.000 derDeportation in die Sowjetunion zum Opfer �elen, über 60.000 in polnishen Lagern,über 40.000 in sowjetishen Lagern starben und 120.000 Menshen Todesopfer un-tershiedliher, hauptsählih von Soldaten der Roten Armee verübter Gewalttatenan der Zivilbevölkerung wurden.20Unser Projekt hatte auh niht den Ehrgeiz, neue Sprahregelungen zu sha�en. Ob�Vertreibung� der rihtige Name für den Prozeÿ der Entfernung der Deutshen ausPolen ist, darüber haben sih Historiker, Publizisten und Politiker über Jahrzehntehinweg gestritten, und es maht wohl kaum Sinn, diesen Streit, der de fato jegliheDiskussion zwishen Polen und Deutshen unmöglih maht, heute fortzuführen. Je-der Mitarbeiter des Projekts hat seine eigene Meinung zu diesem Thema.21 Dohershien uns der Gedanke, sih im Rahmen des gemeinsamen Unternehmens auf ei-ne Diskussion darüber einzulassen, ob das in den Quellen widergespiegelte Ereignisso oder anders zu nennen sei, niht der glüklihste, hätte er uns doh leiht aufden Irrweg einer � in diesem Fall der Forshung im Wege stehenden � Ersatzdiskus-sion führen können. Die Forshungsdiskussion kann auh ohne die Benutzung desBegri�es �Vertreibung� geführt werden. Man kann ihn aber genausogut als einenadäquaten Begri� für die Beshreibung der Entfernung der Deutshen aus Polen inder Zeit vom Juni 1945 bis zum Ende des Jahres 1947 betrahten, als die gröÿteAussiedlungswelle beendet war. Dafür spriht unter anderem das Argument, daÿ�Vertreibung� als eine Bezeihnung für den Prozeÿ der Beseitigung der Deutshenaus Polen weder durh die Funktionäre der Vertriebenenverbände noh durh denwestdeutshen Gesetzgeber geprägt wurde. Dieser Begri� wurde in Polen benutzt,bevor die Entfernung der Deutshen aus den neuen Gebieten begann.22 Von daherist er nahstehend am häu�gsten für die Beshreibung der Situation des Jahres 1945benutzt worden, als die Deutshen � in Übereinstimmung mit den Intentionen derBehörden � buhstäblih (�wie eine Viehherde�) aus ihren bisherigen Wohnorten andie neue Grenze oder aufs Land getrieben wurden, indem man sie �vertreiben� bzw.aus ihrer bisherigen Heimat für immer entfernen wollte. Seit Herbst 1945 begannman jedoh damit, andere Methoden anzuwenden und andere Begri�e zu benutzen:vor allem �Repatriierung�, aber auh Begri�e wie: freiwillige Ausreisen, Aussiedlun-20 Vertreibung und Vertreibungsverbrehen. Beriht des Bundesarhivs vom 28. Mai 1974, zit.nah der Ausgabe Bonn 1989, S. 23-41; vgl. Borodziej: Historiogra�a (wie Anm. 2), S. 267 f.21 Vgl. zuletzt Stanisªaw Jankowiak: Terminologia w stosunkah polsko-niemiekih [Die Ter-minologie in den polnish-deutshen Beziehungen℄, in: Sprawy narodowo±iowe 6 (1997), H. 2, S.285-294. In diesem Kontext ist es nützlih, an die Vorshläge von Reinhard Rohe vor 22 Jahrenzu erinnern: Ders.: �Transfer� statt �Vertreibung�? Semantish-pragmatishe Überlegungen zurLösung einer aktuellen, komplexen Sprahsituation, in: Muttersprahe 87 (1977), S. 314-320.22 Vgl. Einleitung, S. 63; siehe auh Kompleks wyp�dzenia, S. 416 f.
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gen, Umsiedlungen usw. Keiner von ihnen entsprah dem tatsählihen historishenProzeÿ bis zur Wende von den vierziger zu den fünfziger Jahren23, als die tatsähli-hen Umsiedlungen von Personen begannen, die für einen Wehsel des Landes ihresWohnortes im Rahmen der Familienzusammenführung optierten. Angesihts einerSituation, in welher der bekannteste Begri� unsharf bleibt (denn es fällt shwer,die Umstände der Vertreibung während des Sommers 1945 und diejenigen der Aus-siedlung zwei oder drei Jahre später gleihzusetzten) und die übrigen Begri�e falsh,unzutre�end oder zu eng sind24, haben wir uns dafür entshieden, jedem Mitarbeiterdes Projekts freie Hand zu lassen; ein solher Pluralismus der Bezeihnung wird imallgemeinen in jenem Shrifttum verwendet, das sih auf die ehemaligen Bewohnerder polnishen Ostgebiete, die polnishen �Vertriebenen�, bezieht, und nihts Shlim-mes folgt daraus. Im übrigen ist nirgends gesagt, daÿ eine einheitlihe Sprahnormim Falle der Beshreibung von komplizierten und emotional belasteten Prozessengegenüber einer untershiedlihen Benennung irgendeinen evidenten Vorteil hat.In der Regel hört die Frage der Bezeihnung auf, Polen und Deutshe voneinanderzu trennen, sobald ihnen bewuÿt wird, wie sehr sih die Kontexte von �Vertreibung�und �wyp�dzenie� in beiden Sprahen untersheiden. Diese Tatsahe erwähst aus derandersartigen Geshihte dieses Begri�es in der neuesten Geshihte Deutshlandsund Polens: In dem einem Staat � in der Bundesrepublik Deutshland � handelte essih um eine historishe, vor allem aber um eine rehtlihe und soziale, gleihzeitigmoralish-bewertende Kategorie; in den beiden anderen Staaten � der VolksrepublikPolen und der Deutshen Demokratishen Republik � war �Vertreibung� hingegen einideologish-propagandistisher Begri�. Hier wurden die Vertriebenenverbände vorallem als Organisationen dargestellt, die eine Veränderung der Oder-Neiÿe-Grenzeanstrebten, was aus dem Begri� �Vertreibung� eine politishe Bezeihnung mahte,die sih in die Geshihte des Kalten Krieges und der polnish-deutshen Konfron-tation einshrieb. Shlieÿlih sei zum Shluÿ dieses Gedankengangs hinzugefügt, daÿder Begri� �Vertreibung� im Titel dieser Publikation niht deshalb fehlt, weil unterden Herausgebern und Bearbeitern die Ansiht von der Unangemessenheit diesesBegri�s �gesiegt� hätte, sondern hauptsählih deswegen, weil es uns gelungen ist,hier Material zusammenzustellen, das ein weitaus breiteres Thema als die Entfer-nung der Deutshen aus Polen betri�t. Keiner der Bearbeiter hat sih im übrigenfür eine systematishe Benutzung der jüngst in Mode gekommenen Begri�e �ethni-she Säuberung� und �ethnishes Engineering� entshieden. Sie ersheinen im Text23 Den Tatsahen am nähsten waren �Zwangsumsiedlung� oder �Aussiedlung�, aber es wäreshwierig z. B. mit einem Deutshen, der einige Jahre in Potulitz oder Sikawa saÿ und die Aussied-lung als eine Erlösung empfand, darüber zu polemisieren, daÿ keiner dieser Begri�e angemessenfür sein Shiksal wäre; ähnlih wäre es übrigens mit dem Begri� der �Vertreibung�, der einen ein-maligen und niht einen mehrmonatigen oder in zehntausenden von Fällen mehrjährigen Vorgangsuggeriert.24 In gewissem Grad bezieht sih das auh auf den neutralen und wissenshaftlih adäquatenBegri� des �Transfers�, der durh Krystyna Kersten shon im Jahre 1963 in die polnishe Diskussionüber die Migration eingeführt wurde (vgl. Borodziej: Historiogra�a (wie Anm. 2), S. 249-242).Durh seine beabsihtigte Neutralität und seinen wissenshaftlihen Charakter stellt sih dieserBegri� auÿerhalb der Welt der Erlebnisse der deutshen, polnishen und aller anderen Opfer.
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als eine unter vielen benutzten Bezeihnungen. Ein zusätzlihes Argument gegeneine Anpassung an die heute gültige Sprahe war der Umstand, daÿ eine direkteAnknüpfung an die auf dem Balkan und in Afrika verwendete Terminologie glei-hermaÿen gemeinsame Elemente hervorhebt wie sie die Untershiede der Shiksaleund Gesinnungen der Albaner, Deutshen, Hutu, Kroaten, Polen, Serben und Tutsiverwisht.Die nahstehend präsentierten Dokumente betre�en das polnish-deutshe Verhält-nis, sind im gleihen Maÿe aber auh eine Quelle zur Geshihte der VolksrepublikPolen und zur Genese des Stalinismus in Polen. Die Unfähigkeit der Administrati-on, Angst und Korruption, die Abhängigkeit der Zivilverwaltung von den Ämternfür ö�entlihe Siherheit und aller polnishen Regierungsbehörden von der RotenArmee � all diese Aspekte sind in der Dokumenation umfangreih repräsentiert.Sie zeigen, wie shwierig es im Grunde war, Niht-Kommunisten für das neue Sy-stem zu gewinnen, das sih als so peinlih ungeshikt angesihts einer ansheinendleihten Aufgabe anstellte: bei der Realisierung der gesamtnationalen Forderung, dieDeutshen zu entfernen und ihren Besitz im Rahmen einer gesamtnationalen Aktionauf der Suhe nah einer Entshädigung für die während der Okkupation erlittenenVerluste aufzuteilen.25 Der Leser wird leiht bemerken, daÿ es mit dieser �innerpolni-shen� Dimension der hier publizierten Dokumente niht sein Bewenden hat. Die anden Deutshen erprobten Methoden wurden auh gegenüber polnishen Bürgern an-gewandt � zu gleiher Zeit und in der ersten Hälfte der fünfziger Jahre �, manhmalin leiht abgewandelter Form, aber oft an denselben Orten, bestimmt auh durhdieselben Personen.Eine letzte Bemerkung betri�t den Titel: Im Frühjahr 1945 wuÿten alle, die sihin den späteren West- und Nordgebieten aufhielten � die Rote Armee, die deutsheZivilbevölkerung oder die herbeiströmenden Polen � niht sehr genau, wo sie sihbefanden: noh in Deutshland oder shon in Polen? Die Vorläu�gkeit und Fluktua-tion der Behörden, am besten im Fall Stettins dokumentiert, war eine häu�ge, wennauh niht generelle Ersheinung. Der für die gesamte Dokumentation gewählte Ti-tel (�Unsere Heimat ist uns ein fremdes Land geworden�) stammt aus einem Briefvon Erika Panitz aus dem Ort Tost-Oratshe im Kreis Gleiwitz an Hanna Danitzin Trostberg, Oberbayern.26 Diese Formulierung gibt, wie wir meinen, tre�end dieUnsiherheiten, Befürhtungen und existenziellen Ängste vieler bisheriger Bewohnerder neuen polnishen Gebiete wieder. In ihren Augen wurde die Heimat im Lau-fe der Monate immer weniger vertraut, immer fremder; sie befanden sih irgendwoöstlih einer Grenzlinie von ungewisser Dauerhaftigkeit. Vom Standpunkt der Be-hörden aus befanden sie sih jedoh ganz einfah in Polen. Eben diesen Untershiedder Perspektiven bemühen sih die beiden Untertitel der Publikation wiederzugeben:In der polnishen Version lautet der Untertitel �Die Deutshen in Polen 1945-1950�25 Vgl. Wªodzimierz Borodziej in: Mentalitäten � Nationen � Spannungsfelder. Beiträge einesKolloquiums zum 65. Geburtstag von Hans Lemberg, hrsg. von E. Mühle, in Vorbereitung.26 Arhiwum Akt Nowyh (AAN), KC PZPR, 2807, �Spezialberihte betr. Deutshe�, Ausarbei-tung der Abteilung II des Ministeriums für Ö�entlihe Siherheit für Radkiewiz vom 7.12.1948.



Vorbemerkung der Herausgeber 11
(�Niemy w Polse 1945-1950�), in der deutshen Fassung lautet er �Die Deutshenöstlih von Oder und Neiÿe 1945-1950�.
Kriterien für die Auswahl der DokumenteZwishen Sommer 1997 und Frühjahr 1999 haben die Projektmitarbeiter einige Tau-send Dokumente durhgesehen. Als eine der shwierigsten Aufgaben erwies sih dieAuswahl bzw. die Quali�zierung der Dokumente für die Aufnahme in die Edition.Wir haben uns dabei nah drei Hauptkriterien gerihtet:1. Das hronologishe Kriterium. Fast alle Dokumente stammen aus den Jah-ren 1945-1950. Aus dem Jahre 1944 haben wir lediglih die wihtigsten Ge-setzgebungsakte aufgenommen, die die strafrehtlihe �Abrehnung� mit derOkkupation betre�en und sih teilweise auf Deutshe und Volksdeutshe be-ziehen. Einen wirklihen Ein�uÿ auf das Shiksal von Millionen Deutshererhielten die polnishen Behörden erst Anfang 1945; aus dieser Zeit stammendie frühesten Dokumente. Die Mehrzahl der publizierten Quellen entstand inden Jahren 1945 und 1946, als sih in den polnishen Gebieten erheblih mehrDeutshe als in den späteren Jahren befanden. Als zeitlihe Obergrenze wurdedas Jahr 1950 festgelegt, in dem es zur Ausreise einer letzten groÿen Gruppevon Deutshen aus Polen kam, die im Rahmen des Abkommens zwishen derVolksrepublik Polen und der DDR vom 2. Januar 1950 erfolgte.27 Das Shiksalihrer Landsleute im stalinistishen Polen während der ersten Hälfte der fünf-ziger Jahre gehört ähnlih wie die Umsiedlungen in die DDR und die BRD inden Jahren nah 1955 shon den nahfolgenden Kapiteln der Geshihte an.282. Das geographish-administrative Kriterium. Die überwältigende Mehrheit derDeutshen wohnte in den 1945 Polen angeshlossenen Gebieten. Ein Teil von ih-nen befand sih in Wojewodshaften (anfangs Bezirken), die ausshlieÿlih ausden neuen Gebieten bestanden (Wojewodshaften Breslau, Allenstein, Stettin),ein Teil in Wojewodshaften, die aus der Zusammenlegung alter und neuerGebiete entstanden waren (die Wojewodshaft Danzig und Pommerellen, derBezirk Oppeln, der von den Behörden der Wojewodshaft Shlesien verwaltetwurde, und der Kreis Lebus, der von Posen aus verwaltet wurde); drei Kreiseim ehemaligen Ostpreuÿen wurden der �alten� Wojewodshaft Biaªystok an-gegliedert. Angesihts dieser Situation ershien eine geographishe Gliederungder Edition entsprehend der administrativen Aufteilung, wie sie im Jahre1945 durh die polnishe Regierung vorgenommen wurde, logish. Gewiÿ lie-ÿe sih argumentieren, daÿ diese Einteilung in manhen Fällen administrative

27 Eine Handvoll von Dokumenten aus dem Jahre 1951 wurde deshalb ausgewählt, weil sie in derRetrospektive für das vorangegangene Jahr wihtige Ereignisse aufzeigen.28 Eine Habilitationsshrift zu diesem Thema bereitet Stanisªaw Jankowiak, einer der Projekt-teilnehmer, vor.
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Einheiten gesha�en hat, die ohne historishe Tradition waren. Entsheidendwaren gleihwohl die tatsählihen Mahtstrukturen des Jahres 1945 und derfolgenden Jahre: Selbst wenn die Deutshen vom äuÿersten Ende einer neuenWojewodshaft niht viel mit den Landsleuten am anderen Ende verband, soverband sie doh sehr bald ihr gemeinsames Shiksal, das in erheblihem Ma-ÿe durh die gemeinsame Administration der Region gestaltet wurde. Nur aus-nahmsweise haben wir uns dafür entshieden, in einem Teil zwei administrativeEinheiten zu behandeln. Dabei handelt es sih um die Wojewodshaften Danzigund Pommerellen (Bromberg). Sie gehören historish zu derselben Region: zuPommerellen, oder nah deutsher Tradition: zu Westpreuÿen. Nah 1945 warihre Situation insofern untershiedlih, als die Zahl der Deutshen, der ehema-ligen Bürger der Freien Stadt Danzig, dann des Reihes, in der WojewodshaftDanzig erheblih gröÿer war als in der Wojewodshaft Pommerellen. Ande-re Probleme, vor allem die Frage der �Rehabilitierung� der �Volksdeutshen�,shufen eine groÿe Ähnlihkeit der Situation in beiden Wojewodshaften, unddaher ershien es letztlih niht zwekmäÿig, sie getrennt zu behandeln. Diegesamte Edition wird somit auf folgende vier Bände aufgeteilt:Band 1: Dokumente der zentralen Behörden, Wojewodshaft Allenstein(Südlihes Ostpreuÿen);Band 2: Wojewodshaft Shlesien (Obershlesien), Zentralpolen;Band 3: Wojewodshaft Posen, Wojewodshaft Stettin (Hinterpommern);Band 4: Wojewodshaft Breslau (Niedershlesien), Pommerellen (West-preuÿen und Danzig).

3. Das sahlihe Kriterium. Wenn wir die Volksdeutshen erwähnten, berührtenwir bereits das sahlihe Kriterium. Anfangs meinten wir, das Thema unsererArbeit würde sih auf die Vorstellung einer repräsentativen Quellenauswahlzum Thema der � wie wir es später informell nannten � �deutshen Deut-shen� oder der �rihtigen� (im Sinne von: zweifelsfreien) Deutshen, d.h. derdeutshen Bürger deutsher Nationalität in Polen, beshränken. Die Arhiv-forshungen zeigten rash, daÿ dies ein künstliher Eingri� und unangemessensowohl im Hinblik auf die Vorstellungswelt als auh die Realität der zweitenHälfte der vierziger Jahre gewesen wäre. Die polnishen Behörden � der Haupt-akteur � gliederten die Volksdeutshen zwar in der Gesetzgebung aus, wie sieauh von Anfang an darum bemüht waren, die deutshen Staatsbürger polni-sher Abstammung als getrennte Gruppe zu behandeln. Somit erweiterten sieeinerseits den Sammelbegri� �Deutshe�, indem sie in ihn auh die ehemali-gen polnishen Staatsbürger einbezogen, engten ihn andererseits aber dadurhein, daÿ sie Personen ausshlossen, die als polnish oder potentiell polnishangesehen wurden. Wesentliher ist, daÿ die Volksdeutshen einer ähnlihenDiskriminierung wie die Deutshen ausgesetzt waren, und sih die Shiksaleder sogenannten Autohthonen entgegen der Intentionen der Zentralbehörden
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oft niht sehr von den ersten und zweiten untershieden.29 Deshalb haben wiruns in unserer Edition für eine Berüksihtigung von Quellen entshieden, diesih auf alle drei Gruppen beziehen. Dies bedeutet einen Bruh mit der hi-storiographishen Tradition und der weit verbreiteten Vorstellung, derzufolgeausshlieÿlih Staatsbürger des Reihes als Deutshe deutsher Nationalitätbehandelt wurden; die spätere und gegenwärtige Gesinnung der Personen, diesih in Polen zum Deutshtum bekannten und bekennen, bestätigen völlig dieSinnfälligkeit unseres Grundsatzes.Dieser Grundsatz führte konsequenterweise zu der Notwendigkeit, auh dieGeshike einer sozusagen vierten Bevölkerungsgruppe zu berüksihtigen: derDeutshen aus dem Polen der Vorkriegszeit, die sih im Jahre 1945 niht inden Gebieten der oben genannten nördlihen und westlihen Wojewodshaftenbefanden. Es hätte keinen Sinn, die früheren Gebiete des preuÿishen Teilge-biets davon auszunehmen, wo es die meisten Deutshen gab, weil eine solheMaÿnahme zur Trennung der Wojewodshaften Posen, Shlesien, Danzig undPommerellen führen und die Logik der gesamten Verö�entlihung nah denVerwaltungsgrenzen der Jahre 1945-1950 durhbrehen würde. In den übrigenGebieten des alten Polen gab es bedeutend weniger Deutshe, aber es wäreshwierig zu begründen, daÿ man sie gänzlih auÿer Betraht lassen dürfe.Eine Untersuhung ganz Zentral-, Süd- und Ostpolens unter diesem Gesihts-punkt wiederum hätte sih insofern als ein zeitraubendes Vorhaben erwiesen,als sie in keinem Verhältnis zu den Ergebnissen gestanden hätte. Deshalb ha-ben wir uns entshieden, in einem gesonderten Teil lediglih drei Stihprobenzu bieten: einen Kreis aus der Wojewodshaft Krakau, mehrere Kreise der Wo-jewodshaft Warshau sowie ein Dutzend Kreise der Wojewodshaft Lodz. Wirho�en, daÿ sie sih in ihrer Vershiedenheit im Verlauf weiterer Forshungenals repräsentativ für die gesamte Bevölkerung in Zentralpolen erweisen werden.Die im Vorstehenden vorgestellten allgemeinen Kriterien � das hronologishe, dasgeographish-administrative und das sahlihe � bildeten sozusagen den äuÿerenRahmen für die Auswahl, entshieden aber niht über die Brauhbarkeit der ein-zelnen für die Edition in Frage kommenden Dokumente. Im Verlauf der innerhalbder Arbeitsgruppe geführten Diskussion haben wir daher einen Katalog von For-shungsfragen erarbeitet, der sih in den Themen der nahstehend aufgenomme-nen Dokumente spiegelt. Dieser Katalog reiht vom Zustand der im Frühjahr undSommer 1945 durh die polnishe Regierung übernommenen Gebiete und ihrer Be-völkerung, über die militärishe Aussiedlung, die Rolle der Roten Armee im unsinteressierenden Kontext, die Tätigkeit der polnishen Behörden im Bereih der Ar-beit, die Gestaltung der allgemeinen Lebensbedingungen der Deutshen und derAussiedlungen, das Verhalten der Deutshen, die Situation der am meisten benah-teiligten Gruppen wie der Kinder, der alten Menshen und Kranken, die spezi�she29 In bezug auf einen Teil der Volksdeutshen berehtigen zu dieser Folgerung Dokumente, die inder vorliegenden Edition enthalten sind. Die Massendiskriminierung der sogenannten Autohthonenwurde in der einshlägigen Literatur umfassend beshrieben.
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Situation der zahlreihsten Gruppe � der Frauen, bis hin zur Politik gegenüber denAutohthonen und Volksdeutshen und dem Verhältnis zwishen diesen Gruppenund der hinzukommenden Bevölkerung. Eine gewisse Rolle spielen auh politisheEreignisse im engeren Sinne des Wortes, etwa der Ein�uÿ von Reden angelsähsisherPolitiker oder des Referendums von 1946 auf die Stimmung und innere Einstellungim Lande. Natürlih interessierten uns auh �traditionelle� Themen wie die Umstän-de der Versorgung, Krankheiten, Sterblihkeit und das System der Repressionen.Doh haben wir uns � entgegen der Tradition der älteren deutshen Historiographie� stets darum bemüht, diese Probleme in einer breiteren Perspektive zu sehen, dieniht auf einen plötzlihen Haÿausbruh der Polen oder die �Rahe der Opfer� re-duziert ist. Andererseits haben wir zugleih � die Tradition der älteren polnishenGeshihtsshreibung überwindend � versuht, auh die Rolle gerade dieser Faktorenzu dokumentieren. Die Idee der Einrihtung von geshlossenen Bezirken für Deut-she, das Verhältnis zu den deutshen Waisenkindern, die Zwangsarbeit, der Tod vonmehreren Tausend zu Deutshen erklärten Personen in den Lagern � das alles wäreohne Haÿ und den Wunsh nah Rahe niht vorstellbar; zahlreihe Spuren dieserEmotionen �nden sih in allen Teilen der Edition.Die Zusammenstellung der Forshungsfragen erwies sih als ein wihtiges Instrumentsowohl für die eigentlihe Arhivarbeit als auh für die Diskussion über die Auswahlder Dokumente. Sie löste jedoh konkrete Probleme niht, nämlih die Frage, ob dasDokument �x�, das die Zahl der deutshen Bevölkerung in einem bestimmten Gebiet,ihre materielle Situation und ihre Stimmungen beshreibt, sih besser zur Verö�ent-lihung eigne als das Dokument �y�, welhes das Shiksal nur einer einzelnen Personvorstellt, dafür aber den Mehanismus der Einshätzung ihrer Einstellung durh dieBehörden aufweist, die das Shiksal dieser und anderer Personen bestimmten. Di-lemmata solher Art gab es bedeutend mehr. Der einzige Ausweg, den wir gefundenhaben, beruhte auf dem Prinzip der Verhältnismäÿigkeit der Beispiele: Die Doku-mente der vorliegenden Sammlung versuhen, ein Panorama untershiedliher Artvon Überlieferungen, Shiksalen und Zusammenhängen wiederzugeben � nah Mög-lihkeit entsprehend der Häu�gkeit der gegebenen Ersheinung bzw. der Situationim Polen der Jahre 1945-1950.Das Prinzip der proportionalen Illustration weist im Falle der Dokumente der vor-liegenden Sammlung allerdings einen grundlegenden Nahteil auf, der mit dem rela-tiven Mangel an Glaubwürdigkeit der meisten polnishen Quellen zusammenhängt,die sih auf die Deutshen in den Jahren 1945-1950 beziehen. Ihre eingeshränk-te Glaubwürdigkeit geht auf zwei Umstände zurük. Erstens spiegeln die amtlihenDokumente, von den Militärbefehlen über die Lageberihte bis hin zu den Rehts-normen in hohem Maÿe die Vorstellungen und Meinungen ihrer Autoren, niht aberden tatsählihen Stand der Dinge. Wir ho�en, daÿ der Leser, wenn er eine Mel-dung des Militärs über die Notwendigkeit der Ershieÿung von Zivilpersonen liest,die während der Aussiedlung gegen bewa�nete Soldaten Widerstand leisteten, imStande sein wird, sih vorzustellen, wie wenig wahrsheinlih eine solhe Situationist � und wie wenig dazu gehörte, daÿ Soldaten damit begannen, auf die verhaÿ-
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ten Deutshen zu shieÿen, wenn es nur so aussah, als ob sie Widerstand leisteten.Dieser Vorbehalt bezieht sih auh auf andere Arten von Dokumenten: Instruktio-nen und Anweisungen zur Verfahrensweise bei der Aussiedlung der Deutshen gebenshlieÿlih die Vorstellungen der Behörden darüber wieder, wie die Welt aussehensollte und niht wie sie 1945 oder 1946 tatsählih ausgesehen hat. Diese Diskre-panz war in den darau�olgenden Jahren bedeutend kleiner, womit wir zum zweitenGrund für den relativen Mangel an Glaubwürdigkeit der Quellen kommen. Aus ei-ner Zusammenstellung der amtlihen Dokumente der Jahre 1945-1946 und 1948-1950wird ersihtlih, daÿ sih im Verlauf einiger Jahre eine negative Korrelation zwishender Anzahl der betro�enen Personen und der Menge des auf sie bezogenen Papiersentwikelte. Anders gesagt: in den unmittelbaren Nahkriegsjahren, als die Admini-stration shwah war (oder wie in den ersten Monaten in manhen Regionen gänzlihfehlte), fanden die Shiksale von Hunderttausenden von Menshen in der amtlihenDokumentation keinen Niedershlag oder ershienen nur in Form von � shon vondaher wenig glaubwürdigen � Zusammenstellungen. Umgekehrt sah die Situation inden Jahren 1948-1950 aus, als es eine verhältnismäÿig stabilisierte polnishe Admi-nistration mit dem Internationalen Roten Kreuz, den kommunistishen Behördender Sowjetishen Besatzungszone (SBZ) in Deutshland oder mit den entstehendenKriegsgefangenen-Selbstverwaltungen zu tun hatte. Damals konnte es geshehen, daÿdie Dokumentation der Angelegenheit einer einzelnen Person mehrere Zentralämterdurhwanderte und heute in einer Arhivmappe einige Dutzend Seiten umfaÿt undsomit mehr Spuren hinterlassen hat, als von Zehntausenden von Menshen erhal-ten geblieben sind, die im Herbst 1945 zum Verlassen irgendeiner Region Polensgezwungen worden waren.Das Problem der nur relativen Glaubwürdigkeit von Verwaltungsakten ist niht al-lein eine Frage ihrer Stabilität und der internationalen Begleitumstände. Der Leserwird leiht bemerken, wie selten in den Dokumenten diejenigen zu Wort kommen,von denen sie handeln, d. h. die Deutshen. Sie ersheinen in den nahstehend pu-blizierten Dokumenten hauptsählih als Opfer, als eine anonyme Masse und Objektvon Handlungen, manhmal auh als unbequeme Personen, die Gerühte verbreitenund versuhen, mit der neuen Situation durh Fluht oder �Fraternisierung� fertigzu werden. Von ihren Aktivitäten bzw. ihrem Widerstand erfahren wir nur aus-nahmsweise, z. B. in Dokumenten aus Niedershlesien im Jahre 1945. An anderenOrten und zu anderen Zeiten bildeten sie in der Regel eine zu kleine und wehrloseGruppe, um sih die Artikulation eigener Ansihten erlauben, geshweige denn Wi-derstand leisten zu können.30 Andererseits besteht kein Grund anzunehmen, daÿ diewiederholt begegnenden Mitteilungen der Verwaltung über eine zwar lautlose, aberdennoh unverändert feindselige bzw. widerstrebende Haltung der Deutshen ange-sihts der neuen Realität weit von der Wirklihkeit entfernt war. Sie hatten keinenGrund, sih anders zu verhalten. Beunruhigend bleibt jedoh, daÿ über das Motivdieser Abneigung nur das zu erfahren ist, was die Autoren der Dokumente, nämlihdie für die Situation in dem betre�enden Gebiet unmittelbar Verantwortlihen, sagen30 Als eine der Ausnahmen vgl. das Dokument vom 15.07.1947, das eine - sihtlih organisierte -Hilfe für die deutshen Kriegsgefangenen im Jahre 1947 (!) dokumentiert.
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wollten. Die sehr häu�g praktizierte Berufung auf die traditionelle Polenfeindshaftder Deutshen war eine bequeme Argumentation, denn sie verdekte den Zusam-menhang, der zwishen der Versorgungslage, den Repressionen sowie dem Mangelan Siherheit und der Einstellung der Bevölkerung bestand � einen Zusammenhang,der in den Berihten über die Stimmung der polnishen Bevölkerung in der Regelals grundlegende Erklärung angegeben wurde.Eine weitere Einshränkung des Erkenntniswertes der Dokumente ergibt sih ausder spezi�shen Situation der regionalen Behörden. Warshau drängte darauf, daÿdie Aussiedlung der Deutshen möglihst reibungslos und im Einklang mit den vonden Alliierten festgelegten Normen durhgeführt wurde. Die lokalen Interessen konn-ten diametral entgegengesetzt sein: in einigen Fällen ging es darum, die Deutshenmöglihst shnell los zu werden, in anderen darum, eine möglihst hohe Zahl vonunbezahlten oder gering entlohnten Arbeitern zu behalten. Die Kollision zwishenden von oben kommenden Anordnungen und der lokalen Vorgehensweise führte zuKon�ikten, deren Folge Kontrollen und Inspektionen, Instruktionen und Appellewaren, deren Glaubwürdigkeit heute shwer zu beurteilen ist; nah der Lektüre dessehsten Shriftstükes in einer strittigen Angelegenheit sind wir niht klüger alsnah der Lektüre des zweiten, denn wir haben es weiterhin mit radikal entgegenge-setzten, einander ausshlieÿenden Beshreibungen von Tatsahen zu tun. So könnenwir also annehmen, daÿ ein erhebliher Teil der Argumente und Einshätzungen, diein der amtlihen Korrespondenz aufgeführt werden, niht die tatsählihe Situationwiedergeben, sondern eher eine Taktik zur Beruhigung der Vorgesetzten bzw. denVersuh darstellen, sie irrezuführen. Mit einer ähnlihen Ersheinung haben wir esim Falle der Korrespondenz mit den Briten und den Russen zu tun, als Warshaunolens volens die Vorgehensweise der lokalen Gebietsverwaltung übernahm und dieFehler und Zuwiderhandlungen rationalisierte, indem sie diese einzig und allein alsFolge objektiver Umstände darstellte.Als shwierig erwies sih die Auswahl von Akten, die die Beziehungen zu den alliier-ten, vor allem sowjetishen Behörden dokumentieren. Die Polnishe Armee und diezivile Verwaltung widmeten diesem Thema gerade im Jahre 1945 sehr viel Raum. Aufdem Spiel stand ja in den Beziehungen zur Roten Armee auf allgemeiner Ebene dieSouveränität Polens und auf der Ebene des Konkreten der enorme Wert des von denDeutshen zurükgelassenen Vermögens31, einshlieÿlih der deutshen Arbeitskraft.Es wäre jedoh ein Fehler, eine gröÿere Anzahl von Dokumenten zu dieser Frage zuverö�entlihen und auf diese Weise das eigentlihe Thema zu verfehlen: Die Deut-shen ersheinen in den polnish-sowjetishen Kon�ikten ausshlieÿlih als ein Streit-und manhmal als ein Manipulationsobjekt; die Überlieferung betri�t in der Regeldie Subjekte und niht das Thema ihrer Auseinandersetzung. Da wir diese Fragefür wihtig erahten, haben wir uns entshlossen, sie als eine der ausshlaggebendenDeterminanten für die Lage in einigen Regionen, insbesondere in Hinterpommern31 Detailliert stellt diesen Aspekt dar Anna Magierska: Przywrói¢ Polse. Przemysª na Zie-miah Odzyskanyh 1945-1946 [Polen wiederherstellen. Die Industrie in den WiedergewonnenenGebieten 1945-1946℄, Warszawa 1996, S. 155-229.
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(Pomorze Zahodnie), in den einzelnen Einleitungen ausführlih zu behandeln. DieZahl der Dokumente zu diesem Thema hingegen wurde im Verhältnis zu ihrer Zahlin der amtlihen Überlieferung überproportional eingegrenzt. Im übrigen ersheinteine vertiefte Darstellung dieses Problems ohne die Einbeziehung von Arhivalienaus den ehemals sowjetishen Arhiven, für deren Sihtung ebenso wie für die derOstdokumentation des Bundesarhivs (Bayreuth) Zeit und Geld fehlten, shwierig.32Einer ähnlihen Einshränkung unterlagen auh andere Themenkomplexe, die inden Arhivalien ausführlih repräsentiert sind. Es ist o�enkundig, daÿ die Situationder Deutshen niht zu verstehen ist, wenn man niht auh die Kriegszerstörungen,die Situation auf dem Arbeitsmarkt, die Hygiene und den Gesundheitszustand, denZustand des Eisenbahnnetzes, die Umsiedlungsaktion der Polen in die West- undNordgebiete usw. in Betraht zieht. Andererseits haben wir niht die Absiht ge-habt, die Geshihte der west- und nordpolnishen Gebiete in den Jahren 1945-1950so zu dokumentieren, daÿ all diese Aspekte einen gleihberehtigten Platz einge-nommen hätten; wir muÿten uns auf unser eigentlihes Thema konzentrieren. Dar-aus ergab sih die Notwendigkeit, auf viele interessante Dokumente zu verzihten,die den breiteren Hintergrund unseres Themas erkennen lassen. Quellen, in denender Zusammenhang zwishen sheinbar fernliegenden Motiven und dem Shiksalder Deutshen ersihtliher war, haben wir nah Möglihkeit zu berüksihtigen ver-suht. Dies war niht möglih im Falle von Dokumenten der römish-katholishenKirhe, deren Rolle infolge des erwähnten fehlenden Zugangs zu den Arhivquelleneinstweilen niht eingehend dargestellt werden kann.Der Leser mag sih über die spezi�she Sprahe der Dokumente wundern; ange-fangen von der damals allgemein üblihen Kleinshreibung des Wortes �Deutsher�(�niemie�) über den in den Rihtlinien und Befehlen zum Ausdruk kommendenaugenfälligen Haÿ bis zu Formulierungen über die Polen als �Eigentümer� der deut-shen Arbeiter bzw. einfah �Sklaven�. Eine detaillierte semantishe Analyse würdesiherlih eine Ähnlihkeit zwishen den polnishen amtlihen Shriftstüken unddeutshen aus der vorangegangenen Zeit aufweisen.33 Diese Ähnlihkeit ist natürlihniht zufällig, hat aber auh eindeutige Grenzen (so verfolgten die polnishen Zen-tralbehörden z. B. zumindest seit dem Sommer 1945 eher eine Lokerung als eineVershärfung der Formen der Nationalitätenpolitik).34 In einem Punkt ruft sie jedoheine ernste Sorge bei den Herausgebern der Dokumente hervor: Es besteht nämlihkein Zweifel, daÿ das in den amtlihen Shriftstüken immanente Überlegenheitsge-32 Als ein Beispiel aussihtsreiher Forshung zu diesem Thema vgl. die 1999 an der WSP inBromberg verteidigte Promotionsarbeit von Mirosªaw Golon.33 Sie würde siherlih auh enorme Untershiede im Bildungsgrad der damaligen polnishen Be-amten aufzeigen, was entgegen dem Anshein einen gewissen Bezug zu unserem Thema hat. Esbegegnen uns Halb- oder Sekundäranalphabeten, die die polnishe Sprahe mit sihtliher Shwie-rigkeit gebrauhen; am anderen Ende der Skala stehen Vorkriegsbeamte, oft Juristen, deren Aus-sagen stellenweise ebenfalls stark von dem heutigen Verständnis von Menshenrehten abweihenkonnten, die aber den Verstoÿ gegen solhe Rehte und ihre Umgehung auf eine völlig andere Weisebegründen.34 Die Ähnlihkeiten und Untershiede bilden den Hauptaspekt der Arbeit von Esh: �GesundeVerhältnisse� (wie Anm. 3).
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fühl über die entrehteten Deutshen die amtlihen Interpretationen ihrer Einstel-lungen deformierte. Eine Berihtigung oder Kommentierung dieses Umstandes, dieim übrigen eher als Korrektur eines sahlihen Fehlers denn als eine Polemik mit derQuelle ausfallen würde, hätte den Anmerkungsapparat übermäÿig aufgebläht. Vondaher haben wir im kritishen Apparat grundsätzlih von einem solhen Vorhabenabgesehen und die Beurteilung dem Leser überlassen. Man muÿ ihn jedoh warnen.So erwekt beispielsweise der Verfasser eines Berihtes über den Gesundheitszustandin den Lagern in Pommerellen35 den Eindruk eines Menshen voll guten Willens,der sih um die Gesundheit der Gefangenen, vor allem der Kinder, kümmert. Indeshandelt es sih bei dem Verfasser um einen Lagerarzt, der sih in das Gedähtnisder Gefangenen, vor allem der Frauen, als der Allershlimmste eingeshrieben hat.Die Bearbeiter haben versuht, auf ähnlihe Fälle in den Anmerkungen hinzuweisen,sind sih jedoh niht siher, ob sie jeden von ihnen o�enlegen konnten.Ein weiterer Kommentar ist hinsihtlih der Aufteilung der Quellen auf die einzel-nen Bände der Edition erforderlih. Die Zugehörigkeit eines erheblihen Teils derDokumente zu einer bestimmten Region � etwa der periodishen Berihte oder derKorrespondenz zwishen den Wojewodshaftsbehörden und Starosteien innerhalb ei-ner Wojewodshaft � bedarf keiner besonderen Erklärung. Anders steht es mit denShriftstüken, die an die Warshauer Behörden gelangten, vor allem an die Ministe-rien und die Büros des Landesnationalrates (Krajowa Rada Narodowa). Sie betre�enoft regionale Angelegenheiten; die Art ihrer Behandlung p�egte jedoh gelegentlihvon gesamtstaatliher Bedeutung zu sein. Auf die Frage, ob solhe Dokumente inden zentralen oder in den regionalen Teil der Edition aufgenommen werden sollten,gab es vielfah keine befriedigende Antwort, da jede konsequente Entsheidung dieProportionen ins Wanken gebraht hätte: Entweder wäre der zentrale Teil übermä-ÿig erweitert oder allzu stark verkürzt ausgefallen. Ein gewihtiges Argument fürdie Publikation dieser Art von Dokumenten im regionalen Teil war die Vorstellungder Herausgeber, daÿ die einzelnen Teile der Edition gewissermaÿen unabhängigvoneinander sein sollten und etwa ein Leser, der sih für Pommerellen interessiert,die Dokumente aus dieser Region niht bei den Dokumenten der Zentralbehördensuhen muÿ. Shlieÿlih haben wir uns für einen Kompromiÿ entshieden: Manheregionalen Quellen von gesamtstaatliher Bedeutung be�nden sih in den regiona-len Teilen, andere im zentralen Teil; in den Anmerkungen wurde auf die sahlihenBezüge zwishen den Dokumenten aus den einzelnen Teilen verwiesen.Verhältnismäÿig shwierig war das Shiksal von Sondergruppen, d. h. jener Deut-shen, die aus vershiedenen Gründen niht im Zentrum des Interesses der Behördenstanden, darzustellen. So haben wir z. B. nur sporadish Dokumente aufgenommen,die Kriegsgefangene betre�en. Sie bildeten insofern eine Sondergruppe, als sie imUntershied zu den übrigen Deutshen in der Regel niht Bewohner der polnishenGebiete waren und von Anfang an unter andere Rehte �elen (z. B. die internen Be-stimmungen des Ministeriums für ö�entlihe Siherheit und der Betriebe, in denen35 S. in der vorliegenden Edition Bd. 4: Wojewodshaft Breslau, Pommerellen (in Vorbereitung),Dokument vom 11. Mai 1947.
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sie arbeiteten). Auf eine umfangreihere Präsentation ihres Shiksals auf polnishemBoden wird man bis zur Fertigstellung der Habilitationsshrift von Jerzy Kohanow-ski zu diesem Thema warten müssen. Als ähnlih �shwierige� Gruppe erwiesen sihdie Kinder � Waisenkinder und andere, die sih aufgrund vershiedener Umstände36auÿerhalb ihres Elternhauses aufhielten. Aufzeihnungen über ihre Situation gibt esbis einshlieÿlih 1947 verhältnismäÿig selten. Ihre Ausreise nah Deutshland imdarau�olgenden Jahr ist dann allerdings so genau dokumentiert, daÿ der Leser denEindruk gewinnen könnte, daÿ man sih beinahe ausshlieÿlih mit den Kindern be-shäftigt habe, was niht der Wahrheit entspriht. Es waren internationale Gründe,der Druk karitativer Einrihtungen und die allmählihe Rükkehr zu einem elemen-taren Gefühl für Anstand, die dieser Aktion Priorität verliehen, so daÿ sie sih u.a.in einer groÿen Zahl von Dokumenten niedershlug.Editorishe GrundsätzeHerausgeber und Bearbeiter haben sih bemüht, die Dokumente jeweils möglihstvollständig zu publizieren. Da sie jedoh häu�g sehr vershiedene Angelegenheitenbetre�en (z. B. Sitzungen der Kollegialorgane, regionale Lageberihte, die ein Ge-samtbild des politishen und gesellshaftlihen Lebens in dem betre�enden Gebietvermitteln), ershien es in vielen Fällen notwendig, von diesem Grundsatz abzuwei-hen. Die vorgenommenen Auslassungen wurden mit einer rehtekigen Klammergekennzeihnet.Im Prinzip werden nur solhe Arhivdokumente publiziert, die bislang niht veröf-fentliht worden sind. Eine Ausnahme bilden Presseartikel, deren Zugänglihkeit undBekanntheit sih niht wesentlih von den Arhivdokumenten untersheiden. Die un-seres Erahtens repräsentative Auswahl von Pressepublikationen zum Shiksal derDeutshen zeigt, bis zu welhem Grad die Presse in den ersten Nahkriegsjahren alsPropagandainstrument diente. Dieses Material enthält, wie wir an anderen Stellenzeigen, praktish keine glaubwürdigen Informationen, kann hingegen als eine Quellezur Erforshung der Stimulierung von Aggression und auf einer allgemeineren Ebenezur Rekonstruktion einer irrealen Welt von phantastishen Vorstellungen und Lügendienen, wie sie durh die Presse jener Zeit gesha�en wurde.37Die Edition enthält auh andere Ausnahmen: die Dekrete des Landesministerratesder Exilregierung vom 1. August 1944, das einzige Dokument in dieser Sammlung,36 Banasiak: Przesiedlenie Niemów (wie Anm. 10), S. 187, zählt in diesem Zusammenhang auf:Zöglinge der Waisenhäuser, in Krankenhäusern zurükgelassene Kinder, Kinder, die während derFluht im Stih gelassen wurden oder verloren gingen; bei Verwandten, Nahbarn oder Bekanntenzurükgelassene Kinder sowie Kinder, die von ihren Groÿeltern aufgezogen wurden oder aus Angstvor Luftangri�en aufs Dorf vershikt worden waren.37 So erwähnte z. B. Mitte Februar 1946 das Zentralorgan der PPR �Gªos Ludu� wahrheitsge-mäÿ den geplanten Anfang der Aussiedlung, verö�entlihte jedoh weder eine Information über daspolnish-britishe Abkommen vom 14.02.1946 noh über den Beginn der Aussiedlung in die briti-she Zone, dafür berihtete es über deutshe bewa�nete Banden und über die durh die deutshebewa�nete (!) Miliz gegenüber den aus dem Reih zurükkehrenden Polen angewendete Gewalt.
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das Zeugnis von den politishen Plänen gegenüber den Deutshen aus einem niht-kommunistishen Regierungszentrum gibt; das Shreiben Gomuªkas vom 10. Januar194638, das wir als ein Beispiel für viele andere polnishe Klagen über die RoteArmee aufgenommen haben; im Allensteiner Teil einige Dokumente, die bereits vonTadeusz Baryªa publiziert worden sind39, ohne die das Verständnis für die Geshihtedieser Region erheblih ershwert würde.Andere für das Thema wihtige Dokumente, die bereits publiziert wurden (im Dzien-nik Urz�dowy R.P. [Gesetzesblatt der Republik Polen℄, in ministeriellen Verord-nungsblättern und wissenshaftlihen Publikationen), ersheinen im Text in Formvon Regesten.Die Dokumente werden ohne genaue Kanzleibeshreibung publiziert, d. h. ohne Hin-weise auf den (Ab)Shreiber, die Zahl der Durhshriften, die Tagebuhnummer,Eingangsvermerke, Kenntnisnahme und Weiterbeförderung usw. Auh die Geheim-haltungsvermerke wurden niht reproduziert; ein beträhtliher Teil der Dokumentewar als geheim eingestuft, wobei der Zusammenhang zwishen dem Geheimhaltungs-oder Vertraulihkeitsgrad und dem Inhalt eines Shreibens shwer faÿbar ist. Bedeut-same Zusätze zum Text � Unterstreihungen, Kommentare, Anordnungen � werdenmit Hilfe von Buhstabenanmerkungen gekennzeihnet, die auh auf unleserlihe undunverständlihe Stellen verweisen. Abkürzungen werden immer dann aufgelöst, wennes um weniger bekannte Bezeihnungen geht. Alle Abkürzungen werden zudem ineinem gesonderten Abkürzungsverzeihnis erklärt.Die Beteiligten waren sih shon früh einig, daÿ die hier vorgelegten Dokumente nihtnur in der fast ohne Ausnahme polnishen Originalsprahe, sondern ihres hohen In-teresses wegen auh in deutsher Übersetzung ersheinen sollen. Der eine Zeitlangerwogene Gedanke, diese Edition im Zusammenhang einer zweisprahigen Ausgabezu verö�entlihen, wurde angesihts der groÿen Menge von Dokumenten und derNotwendigkeit, auh die umfangreihen Einleitungsabshnitte in beiden Sprahenzu publizieren, als impraktikabel fallengelassen. Statt dessen ersheinen parallel ei-ne polnishe Ausgabe40, in der naturgemäÿ die polnishen Dokumente in genauerBefolgung der editorishen Prinzipien ediert werden, und eine deutshe Ausgabe38 Erstdruk in Jan Misztal: Wery�kaja narodowo±iowa na Ziemiah Odzyskanyh [Die na-tionale Veri�kation in den Wiedergewonnenen Gebieten℄, Warszawa 1990, S. 123-125.39 Warmiay i Mazurzy w PRL. Wybór dokumentów. Rok 1945 [Die Ermländer und die Masurenin der Volksrepublik Polen. Quellensammlung. Das Jahr 1945℄. Zum Druk vorbereitet von TadeuszBaryªa, Olsztyn 1994; ders.: Okr�g Mazurski w raportah Jakuba Prawina. Wybór dokumentów.1945 rok [Der Bezirk Masuren in den Berihten vom Jakub Prawin. Quellensammlung. Das Jahr1945℄, Olsztyn 1996. Es muÿ unterstrihen werden, daÿ die Arbeit von Baryªa äuÿerst gewissenhaftist; wenn ähnlihe Quelleneditionen für andere Teile Polens existierten, wäre unsere Verö�entlihungwahrsheinlih über�üssig gewesen.40 Bibliographishe Angaben zum ersten polnishsprahigen Band: �Nasza ojzyzna staªa si� dlanas obym pa«stwem ...� Niemy w Polse 1945-1950. Wybór dokumentów [�Unsere Heimat ist unsein fremdes Land geworden ...� Die Deutshen in Polen 1945-1950. Quellensammlung℄, hrsg. vonWªodzimierz Borodziej und Hans Lemberg. Band I: Wªadze i instytuje entralne. Województ-wo Olszty«skie. Wybór i opraowanie dokumentów: Wªodzimierz Borodziej i Claudia Kraft[Zentrale Behörden und Institutionen. Die Wojewodshaft Allenstein. Auswahl und Bearbeitungder Dokumente: Wªodzimierz Borodziej und Claudia Kraft℄, Warszawa 2000.
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(die hier vorliegende), in der die Dokumente so genau wie möglih übersetzt werden.Das hat niht unerheblihe Shwierigkeiten angesihts der zeitgebundenen polnishenVerwaltungsterminologie der späten vierziger Jahre und des reht untershiedlihenBildungsstandes der Verfasser der Dokumente aufgeworfen. Die Editorengruppe unddas Übersetzerteam waren bestrebt, diese Terminologie so konsequent wie möglihanhand eines im Verlauf der Arbeit angefertigten Thesaurus, der im Anhang abge-drukt wird, zu handhaben und die Editionsprinzipien zu beahten. Die Einleitungenbzw. Erläuterungen sind teils auf Polnish, teils auf Deutsh geshrieben und dann� je nah Ausgabe � in die andere Sprahe übersetzt worden. Wegen des groÿen An-falls von Übersetzungsarbeiten in bezug auf die polnishen Dokumente ersheint diedeutshe Fassung jeweils etwas später als die polnishe, jene soll dieser aber zügigfolgen (beim ersten Band beträgt der Abstand etwa ein halbes Jahr).Die Kleinshreibung der Wörter �niemie� (�deutsher�), �niemka� (�deutshe�) usw.wurde selbst in der polnishen Ausgabe weder berihtigt noh gekennzeihnet � dasdamalige Verhältnis zu den Deutshen hat gerade in dieser Shreibweise seinen Aus-druk gefunden. Andererseits wird der Leser leiht bemerken, daÿ gelegentlih auhandere Bezeihnungen, die nationale Gruppen bezeihnen, kleingeshrieben wurdenund auh Dokumente mit der rihtigen Shreibweise der Wörter �Niemie� (�Deut-sher�), �Niemka� (�Deutshe�) usw. vorkommen.41 In der deutshen Ausgabe lieÿsih wegen der anderen Struktur der Groÿ- und Kleinshreibung im Deutshen die-se �Herabsetzung durh Kleinshreibung� niht wiedergeben. Niht korrigiert wurdeauh die Shreibung des Wortes �Wehrwolf�, einer deutshen Untergrundorganisa-tion, die nah � ausnahmsweise in diesem Punkt übereinstimmenden � Vorstellun-gen der politishen Polizei des Dritten Reihes und den Berihten der politishenPolizei des kommunistishen Polen in den ehemaligen deutshen Ostgebieten bzw.polnishen West- und Nordgebieten tätig gewesen sein soll. Die Tatsahe, daÿ diepolnishen Behörden � und ihnen folgend auh die Historiker � überwiegend �Wehr-wolf� statt �Werwolf� geshrieben haben42, gilt als ein wihtiges Indiz dafür, daÿ siees mit keinen originalen Dokumenten dieser Organisation zu tun hatten (wenn essolhe denn überhaupt gab). Von daher liegt die Vermutung nahe, daÿ eine deut-she Widerstandsbewegung � zumindest in einer von oben organisierten Form � inWirklihkeit praktish niht existierte; dieses Problem wird von den Bearbeitern dereinzelnen Teile dieser Edition am jeweiligen Ort aufgegri�en.Trotz beträhtliher redaktioneller Bemühungen wurde die Art der Bearbeitung derDokumente niht bis ins Letzte vereinheitliht. Die Mehrzahl der Autoren beshränktsih in ihren Kommentaren auf ein Minimum an Anmerkungen, da sie davon aus-gehen, daÿ umfangreihere Kommentare einer über�üssigen Polemik mit dem publi-zierten Dokument gleih kämen. In manhen Fällen hielten es die Bearbeiter jedohfür möglih, eine Quelle ausführliher zu kommentieren; es ershien in diesen Fällenniht sinnvoll, solhe � zweifelsohne die Lektüre erleihternde � Anmerkungen wegzu-41 Interessant ist, daÿ �Niemy� (�Deutshland�) als geographishe Bezeihnung (Land, Staat)gemäÿ den orthographishen Regeln geshrieben wurde.42 Vgl. Borodziej: Historiogra�a (wie Anm. 2), S. 260, Anm. 49.
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lassen. Der partielle Mangel an Einheitlihkeit bei der Bearbeitung erwies sih als derPreis, den es für die Arbeit in einer gröÿeren Gruppe von Personen mit notwendiger-weise untershiedlihem Temperament und vershiedenen Forshungsgewohnheitenzu zahlen galt.Die publizierte Quellenauswahl stellt die gröÿte Dokumentenauswahl zum Thema desShiksals der Deutshen in Polen in den Nahkriegsjahren dar.43 Unser Ziel war esjedoh niht, eine Bilanz von Unreht und Leid zu ziehen, denn das ist niht Aufgabedes Historikers. Wenn die nahstehend präsentierten Dokumente dagegen zu einembesseren Verständnis der shwierigen polnish-deutshen Thematik beitragen � wasauh für ganz Europa niht ohne Bedeutung ersheint �, wenn sie mithelfen, dieEinstellungen und Verhaltensweisen der Menshen vor einem halben Jahrhundert zuverstehen, dann wäre die Aufgabe, die sih die Autoren gestellt haben, erfüllt.DanksagungenDank gebührt vor allem der Stiftung für Polnish-Deutshe Zusammenarbeit, dieseit dem Frühjahr 1997 unsere Forshungen mit�nanziert hat. Prof. Dr. Dr. h..Hans-Adolf Jaobsen zeigte vom Zeitpunkt der Antragstellung an wohlwollendes In-teresse für das Projekt. Direktor Dr. hab. Piotr Albi«ski und Dr. Luyna Natorfvom Warshauer Sekretariat der Stiftung halfen in jeder Situation, die eine Kennt-nis der Vorshriften und guten Willen erforderten. Dank gebührt gleihermaÿen derRobert-Bosh-Stiftung, die sih innerhalb erdenklih kürzester Zeit zu einer Unter-stützung des Projektes entshlossen hat. Dr. Joahim Rogall von der Geshäftsstelleder Stiftung half uns bei jeder Angelegenheit, die seiner Entsheidung bedurfte.Wir danken auh dem Historishen Institut der Universität Warshau und derPhilipps-Universität in Marburg, deren freundlihes Interesse und praktishe Hilfedas Projekt seit seiner Anfangsphase 1995-1996 begleitet haben; ferner dem Direk-tor des Historishen Instituts der Universität Warshau, Prof. Dr. Bronisªaw No-wak, für einen �nanziellen Zushuÿ zur Unterstützung des Projekts; dem Dekan desFahbereihs Geshihte Prof. Dr. Andrzej Garliki für seinen Beistand intra murosuniversitatis und dem Deutshen Historishen Institut in Warshau für die auÿeror-dentlih wihtige Hilfe in der Inkubationsphase des Projektes und Prof. Dr. MarianWojiehowski für seinen Beistand in eben dieser Phase und sein ausführlihes Ver-lagsgutahten zur polnishen Version von Band I.Besonderer Dank sei den Arhivaren gesagt, ohne deren Hilfe unsere Arbeit erheblihlänger gedauert hätte. An erster Stelle gilt dies für die Direktorin der Staatlihen43 Auÿer den oben angezeigten Arbeiten siehe u.a. Wysiedlenia Niemów i osadnitwo ludno±ipolskiej na obszarze Krzy»owa-�widnia (Kreisau-Shweidnitz) w latah 1945-1948. Wybór doku-mentów [Die Aussiedlung der Deutshen und die Ansiedlung der polnishen Bevölkerung im Gebietvon Kreisau und Shweidnitz in den Jahren 1945-1948. Quellensammlung℄, hrsg. von Karol Jon-a,Wroªaw 1997; Piotr Lippózy, Tadeusz Walihnowski: Przesiedlenie ludno±i niemiekiejz Polski po II wojnie ±wiatowej w ±wietle dokumentów [Die Aussiedlung der deutshen Bevölkerungaus Polen nah dem Zweiten Weltkrieg im Lihte von Dokumenten℄, Warszawa, �ód¹ 1982.
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Arhivverwaltung Frau Prof. Dr. Daria Naª�z und den Direktor der Arhivs NeuerAkten Dr. Tadeusz Krawzak; sodann für die Direktion des Zentralen Militärarhivsund der Arhive des Ministeriums für innere Angelegenheiten und Verwaltung unddes Amtes für Staatsshutz und shlieÿlih für alle nahgeordneten Mitarbeiter dergenannten Arhive.Dank gebührt auh Prof. Dr. Witold Kulesza, Direktor der Hauptkommission zurErforshung von Verbrehen gegen das polnishe Volk am Institut des NationalenGedenkens.Last not least ist für die spontane Bereitwilligkeit, diese umfangreihe Publikationin einer seiner Reihen zu publizieren, dem Vorstand des Herder-Instituts e.V. inMarburg aufrihtig zu danken, aber auh den Übersetzerinnen und Übersetzern �Dr. Petra Blahetta-Madajzyk, Mira Buhmann M.A., Peter Oliver Loew M.A.,Dorothea Nitshe, Dr. Isabel Röskau-Rydel � für ihre Arbeit sowie insbesondere derVerö�entlihungsabteilung des Instituts, vor allem Herrn Dr. Hans-Werner Rauten-berg und dem gesamten Team dieser Abteilung und Mitarbeiterinnen und Mitar-beitern aus anderen Bereihen des Instituts, die sih an der aufwendigen Redaktionbeteiligt haben. Die Druklegung wäre wiederum ohne die bereitwillige Förderungdurh die Robert Bosh Stiftung niht denkbar gewesen.Wªodzimierz Borodziej, Hans Lemberg



Einleitung
vonWªodzimierz Borodziej und Hans Lemberg

Staatsnationen und Minderheiten im östlihen Europa vor 1939 und dasdeutsh-polnishe VerhältnisEs gibt gute Gründe dafür, das �lange� 19. Jahrhundert mit dem Ersten Weltkriegenden zu lassen. Lieÿe man dies gelten, dann �nge das zwanzigste mit dem Endedieses Krieges oder � besser gesagt � mit dem Beginn der neuen Friedensordnung derPariser Vorortverträge an. Dieses Datum bezeihnet auh die Vollendung eines natio-nalstaatlihen Prinzips der Staatenordnung, das für Westeuropa shon lange vorhereingesetzt hatte, sih aber jetzt, nah dem nahezu gleihzeitigen Zusammenbruhder drei konservativen Ostmähte im europäishen System, Preuÿen-Deutshlands,Österreih-Ungarns und des Russishen Reihes, auh auf die Mitte und den OstenEuropas ausgeweitet hatte: Überall gab es jetzt ältere und neuere Staaten, die nahdem Nationalitätsprinzip, also dem Grundsatz der �self determination of nations�geordnet und konstituiert waren. Diese Situation, die bis heute anhält und im letz-ten Jahrzehnt des 20. Jahrhunderts gerade im Osten Europas eine neue Belebungerfahren hat, bedeutet für dieses Jahrhundert siherlih eines seiner Spezi�ka. Umdieses uns so vertraute System, dessen Shattenseite der Umgang mit den Minderhei-ten war, in seiner Besonderheit besser zu verstehen, soll einleitend der Blik zurükgewendet werden.In Mittel- und Osteuropa herrshten seit der Neuordnung der Staatenwelt im Wie-ner Kongreÿ 1815 fast hundert Jahre lang stabile Verhältnisse: die drei �Ostmähte�im europäishen System, nämlih das Russishe Kaiserreih, das Kaiserreih Öster-reih und das Königreih Preuÿen, grenzten aneinander; das ehemalige, 1795 nahder vollständigen Teilung aufgelöste Polen blieb weiterhin unter diese drei Mäh-te geteilt. Jetzt, 1815, wurden die vorherigen drei Teilungsgebiete neu strukturiertund die Grenzen neu gezogen. Zusätzlih zu den in die drei europäishen �Ostmäh-te� (Ruÿland, Preuÿen und Österreih) eingegliederten Gebieten wurde ein �König-reih Polen� (nah seiner Entstehung ino�ziell auh als �Kongreÿ-Polen� oder als�Russish-Polen� bezeihnet) mit der Hauptstadt Warshau gesha�en, das jedohmit dem Russishen Reih in Personalunion stand. In zwei groÿen Aufständen ver-suhten Polen im 19. Jahrhundert, das Ziel der Wiedererringung staatliher Unab-hängigkeit zu erreihen: 1830/31 und 1863/64. Beide Male sheiterten die Aufstände,
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und jedesmal wurde das �Königreih Polen� ein Stük mehr in das Russishe Reihintegriert; von einem Bewegungsspielraum für eine eigenständige polnishe Politikblieb nahezu nihts mehr übrig. Auh die Freie Stadt Krakau, die 1815 eingerihtetworden war, war inzwishen ins österreihishe Teilungsgebiet eingegliedert worden.Eine Unabhängigkeitsbewegung war in den letzten Jahrzehnten des 19. Jahrhun-derts und im beginnenden 20. nur noh von der polnishen Emigration im Auslandaus zu betreiben; dort bildeten sih auh die ersten auf Unabhängigkeit abzielendenpolitishen Parteien.Während des 19. Jahrhunderts vollzog sih zudem ein grundsätzliher Strukturwan-del der Gesellshaft in weiten Teilen Europas, vor allem in Ostmitteleuropa. In derFrühen Neuzeit und etwa bis zur Mitte des 19. Jahrhunderts war die Gesellshaftweithin niht nah Nationalitäten gegliedert, d.h. nah dem sprahlihen Prinzip,sondern danah, ob Menshen einer privilegierten und damit politikfähigen oderaber einer nihtprivilegierten, unpolitishen Shiht angehörten. Die �Nation�, der�populus�, bestand nur aus dem privilegierten Teil der Gesellshaft. Erst seit derFranzösishen Revolution und nah dem Export ihrer egalitären Prinzipien auf wei-te Teile Europas in der napoleonishen Ära begann das geshihtete, das ständishePrinzip von einem anderen Gliederungsprinzip abgelöst zu werden, nämlih dem imZeihen der Gleihheit aller Menshen sih neu durhsetzenden nationalen Gedan-ken. Nun erst kam es wesentlih darauf an, welhe Sprahe ein Mensh verwendete,also welher modern verstandenen Nation er zugehörte; das erst ordnete ihn in dieseoder jene Gruppe ein.1An der grundsätzlihen Stabilität der polnishen Teilungssituation änderte sih al-so wenig dadurh, daÿ 1867 die Teilungsmaht Österreih in eine Doppelmonarhie�Österreih-Ungarn� verwandelt wurde, wie auh durh die Gründung des DeutshenReihes von 1871, in dem ohnehin Preuÿen die Vormaht bildete, zumal in seinemöstlihen Teil. Für die polnishe Bevölkerung der Teilungsgebiete aber trat jetzt in-folge der Durhsetzung des neuen nationalen Prinzips eine erheblihe Veränderungein. Gerade in diesen Jahrzehnten wandelten sih vor allem die bis dahin überna-tionalen oder vornationalen Reihe, das Russishe wie auh Preuÿen-Deutshland(niht so sehr Österreih-Ungarn, wo beispielsweise auh der polnishe Adel Galizi-1 Zu den vershiedenen Varianten dieses Wandels vgl. Hans Lemberg: Der Weg zur Entste-hung der Nationalstaaten in Ostmitteleuropa, in: Osteuropa zwishen Nationalstaat und Integra-tion, hrsg. von Georg Brunner, Berlin 1995 (Osteuropaforshung. Shriftenreihe der DeutshenGesellshaft für Osteuropakunde, Bd. 33), S. 45-71. � Zur Nationsbildung: Die Entstehung dernationalen Bewegung in Europa 1750-1849, hrsg. von Heiner Timmermann, Berlin 1993 (Doku-mente und Shriften der Europäishen Akademie Otzenhausen, Bd. 71); Entwiklung der National-Bewegungen in Europa 1850-1914, hrsg. von Heiner Timmermann, Berlin 1998 (Dokumente undShriften der Europäishen Akademie Otzenhausen, Bd. 84). � Die deutshe Nation. Geshihte �Probleme � Perspektiven, hrsg. von Otto Dann, Vierow 1994 (Kölner Beiträge zur Nationsfor-shung, Bd. 1). � Nation Building in Central Europe, hrsg. von Hagen Shulze, Leamington Spau.a. 1987 (German historial perspetives), darin bes. die Beiträge von Harm-Heinrih Brandt undKlaus Zernak. �Otto Dann: Nation und Nationalismus in Deutshland 1770-1990, Münhen 1993(Bekshe Reihe, Bd. 494). � Miroslav Hroh: Die Vorkämpfer der nationalen Bewegungen beiden kleinen Völkern Europas, Praha 1968 (Ata Universitatis Carolinae. Phil. et Hist. Monographia,Bd. 24).
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ens eine relativ gute Position in der staatlihen Politik einnahm) zu Nationalstaaten,einem russishen und einem deutshen. Die Nationalität wurde jetzt zur staatstra-genden Ideologie. Das wirkte sih auh auf die Behandlung �fremdstämmiger� Bürgeraus, niht zuletzt der Polen. Gerade in den preuÿishen Ostprovinzen wurde durhdie Bismarkshe und Wilhelminishe Polenpolitik ein zunehmender Gegensatz zwi-shen Deutshen und Polen heraufbeshworen, der in dieser Weise noh in der erstenJahrhunderthälfte so niht zu verspüren war.2Tatsählih gerieten die preuÿishen Staatsbürger polnisher Nationalität nah derdeutshen Reihsgründung von 1871 unter erheblihen Druk. Als Katholiken warensie Objekt des Kulturkampfes, und die Restriktion des polnishen Shulunterrihtsstimulierte � entgegen der Absiht � das polnishe Nationalbewuÿtsein. Der gleih-zeitige industrielle Ausbau im deutshen Westen, vor allem im Ruhrgebiet, zog mas-senweise Arbeitskräfte aus den preuÿishen Ostprovinzen an. Der dort entstehendeMangel an Kräften für die personalintensive Landwirtshaft wurde durh die Anwer-bung polnisher Saisonarbeiter substituiert. Der auf diese Weise steigende Anteil pol-nisher Bevölkerung rief wiederum im deutshen Lager Überfremdungsängste hervor,denen die preuÿishe Regierung 1885 mit einer drakonishen Massenausweisung vonetwa 30.000 Polen und Juden russisher oder österreihisher Staatsangehörigkeitbegegnete. Flankierend dazu versuhte eine vom preuÿishen Landtag, insbesondereauf Betreiben des �Ostmarkenvereins�3, eingerihtete Ansiedlungskommission in denProvinzen Westpreuÿen und Posen eine Ansiedlung deutsher Bauern zu fördern, dievon Polen aber zu behindern.4Die �Erfolge� dieser aufsehenerregenden Aktionen wurden allerdings dadurh kon-terkariert, daÿ die polnishe Geburtenrate über der deutshen lag, wie auh durhden erheblihen Bedarf an landwirtshaftlihen Saisonarbeitern bei den ostelbishenGutsbesitzern, die auf diese Weise, wie selbst Max Weber kritish bemerkte, der Po-lonisierung der preuÿishen Ostprovinzen Vorshub leisteten. So blieb als dauerhaftesResultat dieser Maÿnahmen eine Vershärfung des deutsh-polnishen Gegensatzesund eine Stärkung der polnishen nationalen Bewegung vor dem Ersten Weltkriegübrig.In diesem Krieg eroberten die Mittelmähte (das Deutshe Reih und Österreih-Ungarn) nah ersten russishen Erfolgen weite Teile des polnishen Siedelgebietes;sie hielten ab 1915 das ganze Kongreÿ-Polen besetzt. Um eine Verstärkung der eige-nen Truppen durh eine �polnishe Wehrmaht� zu gewinnen, errihteten die Mittel-2 Martin Broszat: 200 Jahre deutshe Polenpolitik, Frankfurt am Main 1972 (Suhrkamp Ta-shenbuh, Bd. 74). � Eine Auswahl neuerer Literatur zur Geshihte Polens im 19. und 20. Jahr-hundert bei Jörg K. Hoensh: Geshihte Polens, 3. Auflage Stuttgart 1998. � Land der groÿenStröme. Von Polen nah Litauen, hrsg. von Joahim Rogall (Deutshe Geshihte im OstenEuropas).3 Im Polnishen wurde der Ostmarkenverein nah den Anfangsbuhstaben der Führer diesesVereins Hansemann, Kennemann und Tiedemann als �Hakata� bezeihnet.4 Helmut Neubah: Die Ausweisung von Polen und Juden aus Preuÿen 1885-1886. Ein Beitragzu Bismarks Polenpolitik und zur Geshihte des deutsh-polnishen Verhältnisses, Wiesbaden1967.
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mähte sogar shon 1916 einen polnishen Satellitenstaat, der in gewisser Hinsihtzu einer der Keimzellen eines neuen Polen werden sollte.Dieses freilih wurde auf der Seite der Alliierten und infolge ihres Sieges gegründet.Shon während des Krieges entshloÿ sih ein Teil der Führungskräfte der nationalenBewegungen in Ostmitteleuropa, niht zuletzt auh der Polen, sei es als Politiker,sei es als Soldaten, sih auf der alliierten Seite für einen eigenen, nationalen Staateinzusetzen.Das Jahr 1918 sollte sih in dieser Hinsiht als shiksalhaft erweisen: das revolu-tionäre Sowjetruÿland shied im Frieden von Brest-Litowsk einseitig aus dem Kriegaus; die Mittelmähte wurden im Herbst des Jahres zur Kapitulation gezwungen.Auf einen Shlag entstanden auf dem Boden der drei bisherigen �Ostmähte� neueStaaten der nationalen Bewegungen, darunter auh eine erneuerte Polnishe Repu-blik. Dieser Staat konnte in einer bisher niht für möglih gehaltenen Weise davonpro�tieren, daÿ sämtlihe drei Teilungsmähte durh Revolution oder als Besiegteaus dem Krieg ausshieden.5Wie die anderen neuen Staaten in Ostmitteleuropa und Südosteuropa war auh daserneuerte Polen alles andere als ethnish homogen: Im östlihen Europa gab es aushistorishen Gründen breite Streifen und �Inseln� ethnish-national gemishter Be-siedlung, die eine klare Grenzziehung nah nationalen Kategorien unmöglih mah-ten; die meisten neuen Staaten, deren Führungsgruppen bei Kriegsende auf seitender Alliierten gestanden hatten, waren also selbst �Sieger� des Weltkriegs und konn-ten somit bei der Friedensvertragsregelung für sih günstige Staatsgrenzen erreihen� auf Kosten dessen, daÿ niht nur gemisht siedelnde ethnishe Gruppen, sondernauh Teile angrenzender Nationen in die neuen Staaten eingegliedert wurden und aufdiese Weise shon zu Beginn ein erheblihes Kon�iktpotential einbrahten. Dies galtinsbesondere auh für die Polnishe Republik, die nah Regelung aller Grenzfragenunter ihren 27 Millionen Einwohnern a. 30% nihtpolnishe Einwohner hatte6, vorallem Ukrainer (14%), Juden (7,8%), aber auh je 3,8% Deutshe und Weiÿrussen.Anders als die nah dem dynastishen, eigentlih noh frühneuzeitlihen Prinzipkonstruierten Groÿstaaten traten die neuen Staaten in Ostmittel- und Südosteuropasämtlih mit dem verdekten oder o�enen Anspruh auf, Nationalstaaten zu sein,die aufgrund des �Selbstbestimmungsrehts der Nationen� gebildet worden seien. Dalag es auf der Hand, daÿ sofort ein �Minderheitenproblem� auftrat: Die �staatstra-genden� Nationen (Titularnationen), also in Lettland die Letten, in Polen die Polenusw., bildeten niht nur die Mehrheit, sie bestimmten auh die Politik, gegenüber5 Zu den Vorstellungen polnisher Politiker vor diesem unerwarteten Ausgang vgl. Hans Lem-berg: Polnishe Konzeptionen für ein neues Polen in der Zeit vor 1918, in: Staatsgründungen undNationalitätsprinzip, unter Mitw. von Peter Alter hrsg. von Theodor Shieder, Münhen1974, S. 85-104.6 Nah eigenen Angaben aus Kreisen der Minderheiten sollen es sogar etwa 40% gewesen sein.Vgl. Jerzy Tomaszewski: Rzezpospolita wielu narodów [Die Republik vieler Nationen℄, Warszawa1985; ders.: Mniejszo±i narodowe w Polse XX wieku [Nationale Minderheiten im Polen des 20.Jahrhunderts℄, Warszawa 1991.
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der die Angehörigen anderer Nationalitäten sih dauerhaft in der Minderzahl befan-den, also als �Minderheiten� klassi�ziert wurden. Bei einigen von ihnen hatte sih� so etwa bei den Deutshbalten in Estland und Lettland � durh diese Verände-rung der Urteilskriterien förmlih ein Wandel von der sozialen Führungsshiht zurkleinen Minderheit vollzogen: Nun wurde niht mehr entsprehend dem Grade derständishen Privilegierung �gewogen�, sondern gemäÿ dem demokratishen Prinzipder Gleihheit aller Menshen �gezählt�.Daÿ in zweien der neugegründeten Staaten auh die Titularnation niht einmal vonvornherein vorhanden war und erst mühsam durh Synthese konstituiert werdenmuÿte, verdient am Rande erwähnt zu werden: Es gab ja zunähst weder �Tshe-hoslowaken� noh �Jugoslawen�, sondern Tshehen und Slowaken im einen, Ser-ben, Kroaten und Slowenen im anderen Falle. Der mit groÿer Mühe unternommeneVersuh, synthetishe Staatsnationen zusammenzushweiÿen, muÿte nah zwei Jahr-zehnten als gesheitert gelten;7 dennoh wurde selbst in der Tshehoslowakei undin Jugoslawien eine deutlihe Untersheidung von �Staatsnationen� und �Minderhei-ten� durhgehalten. In der Republik Polen gab es das Problem der Vereinigung derStaatsnation höhstens in dem Sinne, daÿ die über hundert Jahre der Teilungssi-tuation in jedem der drei Teilungsgebiete eine gewisse Anpassung an die politisheKultur der Teilungsmähte mit sih gebraht hatten; die Zeit der Staatslosigkeit hat-te aber niht vermoht, die polnishe Nation insgesamt zu shwähen; im Gegenteil,diese hatte durh einen inneren Umwandlungsprozeÿ sih von der Adelsnation derVor-Teilungszeit zu einer modernen, demokratishen Nation gewandelt.8Die neuen Staaten hatten nun freilih in Hinsiht darauf, wie mit den nationalenMinderheiten zu verfahren sei, Vorgaben erhalten: In das System der Verträge, diedie Pariser Friedensverhandlungen von 1919 abshlossen und die die Existenz derneuen Staaten siherten, wurden Sonderverträge eingebaut, die die neuen Staatenzum Shutz �rassisher, ethnisher und religiöser Minderheiten� verp�ihteten: Nurwenn dieser in den betre�enden Staaten Verfassungsrang erhielt, wurden sie vonder Völkergemeinshaft anerkannt. Es durften also, mit anderen Worten, Minder-heiten niht gewaltsam an die Staatsnationen assimiliert werden. Die Verp�ihtungzum Minderheitenshutz wurde von einigen der Staaten als Einshränkung ihrerSouveränität kritisiert und eher widerwillig gehandhabt; an der Praxis des Minder-heitenshutzes gab es viel auszusetzen; als Prinzip und als Regulierungsinstrumentbedeutete es einen ausbaufähigen Ansatz in der rihtigen Rihtung.97 Hans Lemberg: Unvollendete Versuhe nationaler Identitätsbildung im 20. Jahrhundert imöstlihen Europa: die �Tshehoslowaken�, die �Jugoslawen�, das �Sowjetvolk�, in: Nationales Be-wuÿtsein und kollektive Identität. Studien zur Entwiklung des kollektiven Bewuÿtseins, hrsg. vonHelmut Berding, Frankfurt am Main 1994 (suhrkamp tashenbuh wissenshaft, Bd. 1154), S.581-607.8 Zur Herausbildung einer modernen polnishen Nation s. Tadeusz �epkowski: Polska � na-rodziny nowozesnego narodu 1764-1870 [Polen � Die Gebiete einer modernen Nation℄, Warszawa1967.9 Zur Entstehung und Funktion des Minderheitenshutzes s. Erwin Viefhaus: Die Minder-heitenfrage und die Entstehung der Minderheitenshutzverträge auf der Pariser Friedenskonferenz1919, Würzburg 1960; ferner mehrere Beiträge in: Ostmitteleuropa zwishen den beiden Weltkrie-
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Auh der Gedanke einer Umsiedlung von Bevölkerungsteilen anderer Nationalität,die eines der wihtigsten Themenbereihe der vorliegenden Dokumentation bildet,konnte in den beiden Jahrzehnten nah dem Weltkrieg wegen des Minderheiten-shutzsystems niht in die Tat umgesetzt werden. Dieses Konzept war den Zeitge-nossen freilih bereits vertraut.Shon während des Weltkrieges hatte ein Shweizer Anthropologe, Georges Mon-tandon, in einer 1915 ershienenen Broshüre den Gedanken aufgebraht, der Friedein Europa könne künftig dauerhaft nur dann erhalten werden, wenn die für dieZeit nah dem Kriegsende zu erwartenden Nationalstaaten mit gut verteidigbarenGrenzen versehen würden. Dann sollten sih diese Staaten rigoros durh �massiveVerp�anzung� von allen nationalen Minderheiten trennen, also durh dauerhafte,erzwungene Umsiedlungen von Nihtangehörigen der Nation oder von solhen, diedafür erklärt werden, in Gebiete jenseits der Grenze, sei es im gegenseitigen Aus-taush zwishen den Staaten oder als einseitiger Transfer, ferner durh das Verbot desEigentumsrehts oder selbst des Aufenthaltsrehtes für Ausländer in den Grenzpro-vinzen. Montandon verband dies mit reht konkreten Vorstellungen, wie die Staatenin Europa in ihren neuen Grenzen durh die von ihm sogenannte transplantationmassive national zu �reinigen�, sozusagen zu homogenisieren seien.10Ein solhes Verfahren ist in der Südosteke Europas bereits in der Zeit um den ErstenWeltkrieg erprobt worden. So wurden in der Ära der Balkankriege unmittelbar vordem Groÿen Krieg in den Grenzregionen zwishen Bulgarien, Griehenland und derTürkei freiwillige gegenseitige Umsiedlungen von ganzen Dörfern jeweils zweiseitigvereinbart; die Austaushbevölkerungen de�nierte man teils noh religiös (Musli-me, Orthodoxe), teils shon national (Bulgaren, Griehen, Türken). Dieser Bevöl-kerungsaustaush im Grenzbereih der Staaten wurde jedoh vom Ersten Weltkriegunterbrohen.Eine neue Qualität gewann die Idee des Bevölkerungsaustaushes im Vertrag vonLausanne zwishen Griehenland und der Türkei vom 30. Januar 1923, in dem zumersten Mal in der Geshihte ein Zwangsaustaush der gegenseitigen nationalen Min-derheiten vertraglih vereinbart worden ist: Möglihst alle Griehen sollten die Tür-kei, alle Türken Griehenland verlassen.11Diese Vereinbarung ist die Fruht einer höhst haotishen Situation gewesen: DerVertrag von Sèvres zwishen der Türkei und den Alliierten war der erste und fürgen (1918-1939). Stärke und Shwähe der neuen Staaten, nationale Minderheiten, hrsg. von HansLemberg, Marburg 1997 (Tagungen zur Ostmitteleuropa-Forshung, Bd. 3).10 Georges Montandon: Frontières nationales: Détermination objetive de la ondition pri-mordiale néessaire à l'obtention d'une paix durable, Lausanne 1915. � Dazu und zum folgendenvgl. Hans Lemberg: �Ethnishe Säuberungen�: Ein Mittel zur Lösung von Nationalitätenproble-men?, in: Aus Politik und Zeitgeshihte. Beilage zur Wohenzeitung Das Parlament. B 46/92, 6.November 1992, S. 27-38. � Wiederabdruk in: Mit unbestehlihem Blik ... Studien von HansLemberg zur Geshihte der böhmishen Länder und der Tshehoslowakei. Festgabe zu seinem 65.Geburtstag, hrsg. von Ferdinand Seibt u.a., Münhen 1998 (Verö�entlihungen des CollegiumCarolinum, Bd. 90), S. 377-396.11 Stephen P. Ladas: The Exhange of Minorities. Bulgaria, Greee and Turkey, New York1932.
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die Zwishenkriegszeit einzige des Pakets der Pariser Vorortverträge, der wenigeMonate nah einem Abshluÿ shon durh einen neuen griehish-türkishen Kriegüberrannt wurde. Dabei kam es zu einer gewaltsamen und wilden Vertreibung vonHunderttausenden von Griehen vor allem aus Kleinasien und Thrazien, also ausdem türkishen Nationalstaat, in den das Kerngebiet des zerfallenen übernationalenOsmanishen Reihes gerade sih zu verwandeln im Begri� war. Die von dem bri-tishen Auÿenminister geleiteten Verhandlungen in den Wintermonaten 1922/23 inLausanne waren gekennzeihnet durh einen auÿerordentlihen Zeitdruk wegen deswahsenden Vertreibungselends.Die Vertreter Griehenlands und der Türkei wurden von den Vertretern des Völker-bundes, vor allem vom Vorsitzenden der Konferenz, dem britishen AuÿenministerLord Curzon, mit erhebliher Mühe zum Abshluÿ des Vertrags bewegt. Ihm lag einExposé des Flühtlingskommissars des Völkerbundes Fridtjof Nansen zugrunde, indem sih die klassish gewordene Formulierung �ndet: �that to unmix the populati-ons of the Near East will tend to seure the true pai�ation of the Near East [...℄ anexhange of populations is the quikest and most e�aious way of dealing with thegrave eonomi results whih must result from the great movement of populationswhih has already ourred�.12Zum ersten Mal begegnen wir hier der Erkenntnis, daÿ nur eine Zwangsumsiedlung(eine �Entmishung� der Bevölkerung) in kurzer Zeit zum erho�ten Erfolg der Be-friedung der Region führen könne � Curzon fürhtete, daÿ ein freiwilliger AustaushMonate dauern und zu weiteren Kon�ikten und Härten führen müsse. Noh währendder Verhandlungen kam es unter den Umgesiedelten, die davon erfuhren, sie würdenniht mehr zurükkehren können, zu groÿer Unruhe. Daraufhin versuhten die Kon-ferenzteilnehmer die Verantwortung für die Idee der Zwangsumsiedlung jeweils vonsih abzushieben, wie auh später Fridtjof Nansen. Lord Curzon drükte in dieserSituation sein Bedauern mit den bekannten Worten aus: ein Zwangsaustaush vonBevölkerungen sei �a thoroughly bad and viious solution, for whih the world wouldpay a heavy penalty for a hundred years to ome�.13Der Vertrag von Lausanne hat die Türkei und Griehenland tatsählih einer na-tionalen Homogenität erheblih nähergebraht: In Griehish-Mazedonien war bei-spielsweise der Anteil der Griehen von 42,6% im Jahre 1912 auf 88,8% im Jahre1926 gestiegen. Es hat jedoh Jahre gedauert, bis die Flühtlinge auf beiden Seitenintegriert waren; die Aktion hat verheerende �nanzielle Folgen gehabt; die dauerhafteVerbesserung der griehish-türkishen staatlihen Beziehungen ist niht im erho�-ten Maÿe eingetreten. Dennoh galt in der Folgezeit dieser Bevölkerungsaustaushin der europäishen ö�entlihen Meinung als Erfolg.Freilih stand einer Verwirklihung solher Konzeptionen in Mitteleuropa bis zurMitte der dreiÿiger Jahre niht nur das System des Minderheitenshutzes im We-ge; zudem wurden erzwungene Bevölkerungsvershiebungen als ein für den Orient,niht aber für mitteleuropäishe Verhältnisse geeignetes Verfahren angesehen: John12 Ebenda, S. 338.13 Ebenda, S. 341.
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S. Stephens bezeihnete in einem Vortrag von 1929 den Bevölkerungsaustaush als�a remedy so drasti when attempted in the Near East that one shudders at thethought of its appliation to European peoples so muh more �rmly rooted�.14Übrigens war auh einer Veränderung von Grenzen, die in den Pariser Vorortver-trägen festgelegt worden waren, durh das System des Völkerbundes ein Riegel vor-geshoben. Nur für kleinere Gebiete, bei denen in den Friedensverhandlungen keineEinigung unter den Siegern erzielt werden konnte, wurden Volksabstimmungen vor-gesehen, die unter internationaler Kontrolle in den nähsten Jahren vor sih gehensollten, wenn auh, wie in Obershlesien, niht ohne bürgerkriegsartige Zustände inihrem Umfeld. Einige Grenzen wurden auh � wenn auh nur auf kleinen Abshnitten� mit Gewalt verändert (so durh die Besetzung des Wilna-Gebiets durh Polen, vonFiume durh Italien oder des Memellandes durh Litauen); im groÿen und ganzenblieb seit Beginn der zwanziger Jahre die europäishe Landkarte stabil; und so bliebauh die Lage der nationalen Minderheiten in Europa bis in die Mitte der dreiÿi-ger Jahre im wesentlihen unverändert. Der Mehanismus des Minderheitenshutzesfunktionierte reht und shleht;15 die Unzufriedenheit der Betro�enen beshränktesih auf verbale Bekundungen und steigerte sih kaum irgendwo zu Ausshreitungenoder zu internationalen Kon�ikten.16Gerade in der Frage der deutshen Minderheit in Polen zeigte sih aber die Fern-wirkung der antipolnishen Maÿnahmen des Wilhelminishen Deutshen Reihes:So wie damals Polen verdrängt wurden, so geshah es jetzt umgekehrt mit zahlrei-hen Deutshen, die im jetzigen polnishen Staat lebten. Vor allem diejenigen, dieals Soldaten oder Beamte während der letzten Jahrzehnte in die jetzt zur RepublikPolen gehörenden damals preuÿishen Ostprovinzen gekommen waren, verlieÿen mitihren Familien das Land und gingen �zurük� nah Deutshland. Ferner verlieÿendiejenigen deutshen Landwirte Polen, die durh die Rükgängigmahung der An-siedlungspolitik oder durh die neue Bodenreform ihr Land verloren. Vor allem inder Zeit des sogenannten Optantenstreites (1923/24) wurden diejenigen Einwohner,die ihre frühere deutshe Staatsangehörigkeit niht zugunsten der der PolnishenRepublik aufgeben, also für Polen �optieren� wollten, zum Verlassen des Landes ge-drängt. Darüber hinaus gab es eine ganze Reihe anderer Gründe für Deutshe, Polenzu verlassen: das Gefühl, in der Verwirklihung der eigenen Nationalität behindert zuwerden, administrative Shikanen, wirtshaftlihe Benahteiligungen usw., oder ein-fah die Migration auf der Suhe nah besseren Arbeits- und Lebensbedingungen.Insgesamt kehrten aus all diesen Gründen zwishen 1919 und 1926 etwa 600.00014 So: John S. Stephens: Danger Zones of Europe. A Study of National Minorities, London1929 (Merttens Leture on War and Peae, Bd. 3).15 Aus der umfangreihen Literatur zum Minderheitenshutz s. oben, Anm. 9, ferner die nohungedrukte Dissertation von Martin Sheuermann: Die Minderheitenpolitik des Völkerbun-des in Ostmittel- und Südosteuropa in den zwanziger Jahren (Diss. Marburg 1999); BastiaanShot: Nation oder Staat? Deutshland und der Minderheitenshutz. Zur Völkerbundspolitik derStresemann-Ära, Marburg 1988 (Historishe und landeskundlihe Ostmitteleuropa-Studien, Bd. 4).16 Diese Haltung kann man als �quietistish� bezeihnen; vgl. Rudolf Jaworski: Vorposten oderMinderheit? Der Sudetendeutshe Volkstumskampf in den Beziehungen zwishen der WeimarerRepublik und der �SR, Stuttgart 1977, S. 182.
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Deutshe dem Land den Rüken17, ein Umstand, der in der Propaganda des Reihesinsgesamt dem polnishen �Terror� angelastet wurde.18Dieser Komplex war nur einer der Umstände, die zu den in der Ära der Weima-rer Republik durhweg gespannten deutsh-polnishen Beziehungen beitrugen; derHauptanlaÿ freilih war die Grenzfrage. Das Deutshe Reih erkannte seine durhden Versailler Vertrag konstituierte neue Ostgrenze niht an, ja die Ablehnung dieserGrenze war eines der wenigen Gebiete, auf denen sih fast alle Parteien der deutshenPolitik dieser Zeit einig waren. Paradoxerweise brahte erst die nationalsozialistisheÄra mit dem deutsh-polnishen Nihtangri�svertrag von 1934 für einige Jahre ei-ne Entspannung. Gerade die deutshen Minderheiten aber sollten als Argument derdeutsh-polnishen Auseinandersetzungen auh in dieser Zeit erhalten bleiben undin dem Augenblik, da im Jahre 1939 die durh Hitlerdeutshland angeheizten Span-nungen mit Polen erneut hervorbrahen, einen Hauptgegenstand der gegenseitigenArgumentation bilden.
Idee und Wirklihkeit der Homogenisierung von Nationalstaaten in der Ära desZweiten WeltkriegesDie Wandlung, ja Zerstörung des internationalen Systems, die durh die HitlershenEingri�e (u.a. Wiederbewa�nung Deutshlands, Rheinlandbesetzung, Rükgliede-rung des Saarlandes ans Reih) vorbereitet wurde, nahm ab 1937 ein rasheres Tem-po an; es war abzusehen, daÿ dem System der Pariser Vorortverträge keine längereDauer mehr beshieden war.Einen wihtigen Markstein auf diesem Wege bedeutete der �Anshluÿ� Österreihsans Deutshe Reih, das damit zum �Groÿdeutshen Reih� wurde. Der sowohl 1871wie auh 1919 niht zustande gekommene Zusammenshluÿ aller Deutshen in einemNationalstaat war nun zum Greifen nahe; mit der Parole �ein Volk, ein Reih, einFührer� shien dieser Nationalstaat, freilih in seiner totalitären Form des national-sozialistishen Führerregimes, der Verwirklihung nahe.Daÿ dieses Ziel als erstrebenswert und die Lage der deutshen Minderheiten in fremd-nationalen Staaten als unhaltbar shleht anzusehen seien, davon hatte die Propa-ganda des Deutshen Reihes o�ensihtlih selbst die Regierungen der Westmähteüberzeugt. Wenige Monate nah dem �Anshluÿ� wurde durh Hitler die �Sudeten-krise� infolge seines nur im engen Kreis bekannten Planes, die �Tshehoslowakei zu17 Zeitgenössish: Hermann Raushning: Die Abwanderung der deutshen Bevölkerung ausWestpreuÿen und Posen. Ein Beitrag zur Geshihte der deutsh-polnishen Beziehungen 1919-1929. Die Entdeutshung Westpreuÿens und Posens. Nahdruk, hrsg. von Wolfgang Kessler,Essen 1988.18 Zur Lage der Deutshen in Westpreuÿen exemplarish: Przemysªaw Hauser: Mniejszo±¢ nie-mieka na Pomorzu w okresie mi�dzywojennym, Pozna« 1998 (Uniwersytet im. Adama Mikiewizaw Poznaniu, Seria Historia, Bd. 193). � Ders.: Die deutshe Minderheit in Polen 1918-1939 und derStand der Historiographie, in: Anerkannt als Minderheit. Vergangenheit und Zukunft der Deutshenin Polen, hrsg. von Hans van der Meulen, Baden-Baden 1994, S. 21-37.
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zershlagen�, vom Zaun gebrohen. Dabei instrumentalisierten Hitler und in seinemGefolge die neue Massenpartei des sudetendeutshen �Führers� Konrad Henlein in-nerhalb der �SR die angeblih unerhört shlehte Lage der Sudetendeutshen (alsoder deutshen Bürger der Tshehoslowakishen Republik) derart, daÿ ein europäi-sher Krieg unmittelbar vor der Tür zu stehen shien. In dieser Situation unter-stützten selbst die westlihen Alliierten der Tshehoslowakei den Plan Hitlers, diedeutsh besiedelten Grenzgebiete der �SR ans Reih anzushlieÿen und stellten derTshehoslowakei ein entsprehendes Ultimatum; das Münhner Abkommen, ohnedie betro�ene tshehoslowakishe Regierung von den Vertretern Deutshlands, Ita-liens, Frankreihs und Groÿbritanniens eine Wohe später unterzeihnet, legte dieAusführungsbestimmungen für die Gebietsabtretung fest und �rettete� damit zwarden Frieden für kurze Zeit, verriet aber andererseits die Friedensordnung der Zwi-shenkriegszeit zugunsten der imperialistishen Ausdehnung des Dritten Reihes.Einer der Beweggründe für die Westmähte, Hitler niht in den Arm zu fallen, waro�ensihtlih das auh bei ihnen verbreitete latente Unbehagen an der Existenz nihtassimilierbarer Minderheiten. Das bedeutete aber shon den Anfang vom Ende desMinderheitenshutz-Gedankens.Das �Münhner Modell�, nämlih die Beseitigung des Problems einer groÿen na-tionalen Minderheit durh Abtrennung der von ihr bewohnten Gebiete und derenAnshluÿ an das nationale �Mutterland�, kam mit Italien, dem Partner der deutsh-italienishen �Ahse�, niht in Frage, obwohl die Situation in Südtirol ähnlih warwie im Sudetenland und das Deutshe Reih und Italien seit dem Anshluÿ Öster-reihs eine gemeinsame Grenze hatten. Hier wurde also ein anderes Modell prakti-ziert, nämlih die Beibehaltung der Brennergrenze Italiens � und der Versuh, diedeutshsprahigen Südtiroler zur massenhaften Umsiedlung ins Reih zu bewegen.Damit sollte ein weiterer Shritt in Rihtung auf die ethnishe Homogenisierung derbeiden benahbarten Nationalstaaten Deutshland und Italien getan werden.19Hitler fühlte sih nun, spätestens seit Herbst 1937, durh den Minderheitenshutz desVölkerbundes � wie shon lange zuvor Mussolini � niht mehr gebunden. Shon imMünhner Abkommen war zum Muster der Gebietsabtretung eine bisher in Mitteleu-ropa niht praktizierte Methode hinzugekommen: Es wurde vereinbart, verbleibendeReste tshehisher Bevölkerung aus dem jetzt zum Reih gehörenden Sudetenlandoder deutsher aus der Tshehoslowakei ins jeweilige �Mutterland� umzusiedeln.20Diese Vereinbarung ist in geregelter Weise niht verwirkliht worden, weil die völligeZerstörung der Rest-Tshehoslowakei wenige Monate nah dem Münhner Abkom-men einen solhen Bevölkerungsaustaush über�üssig gemaht hatte. Allerdings wa-ren unmittelbar nah dem Einmarsh der deutshen Wehrmaht ins Sudetenland ineiner Mishung aus Fluht und gewaltsamer Verdrängung Tausende von Tshehenaus dem neuen �Reihsgau Sudetenland� in die Rest-Tshehoslowakei �abgereist�,19 Leopold Steurer: Südtirol zwishen Rom und Berlin 1919-1939, Wien u.a. 1980 (zugleihPhil. Diss. Wien 1975/76). � Vgl. auh: Option � Heimat � Opzioni. Eine Geshihte Südtirols. Unastoria dell' Alto Adige. Katalog zur Ausstellung des Tiroler Geshihtsvereins, Bozen 1989.20 Akten zur Deutshen Auswärtigen Politik 1915-1938 (ADAP), Serie D, Band 2, Baden-Baden1950, Dokument Nr. 675.
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worin man den Beginn der erzwungenen Bevölkerungsvershiebungen erbliken kann,die mit der Vertreibung der Deutshen aus der �SR seit 1945 ihr Ende fanden.21Bei der Umsiedlung der Südtiroler Deutshen konnte man bereits eine erheblihepropagandistishe Einwirkung von beiden Seiten auf die Betro�enen beobahten:Es gab Argumente und Bedrängungen einerseits zum �Dableiben�, andererseits zum�Umsiedeln�. Akteure aus dem Reih, in zunehmendem Maÿe von der SS, drängtenauf Umsiedlung, das fashistishe Italien auf das Dableiben der Betro�enen, das eineweitgehende Italianisierung zur Folge gehabt hätte; die katholishe Kirhe nahm einevermittelnde Rolle ein. Obwohl diese Umsiedlung trotz des groÿen Aufwandes nurteilweise verwirkliht wurde, galt der Südtiroler Fall alsbald als mitteleuropäishesMuster für Umsiedlungen mit dem Zwek der Homogenisierung von Nationalstaaten.Im unmittelbaren Vorfeld des drohenden Kriegsausbruhs zwishen Deutshland undPolen erwies es sih reht deutlih, daÿ dieser Gedanke nun shon in der Luft lag,endemish geworden war: In der zweiten Augusthälfte unternahm die britishe Di-plomatie erheblihe Anstrengungen, in den von Hitler als Kon�iktsto� hohgespiel-ten Krisengebieten (Korridor, Obershlesien) die Minderheitenprobleme keineswegsdurh Grenzveränderungen, sondern durh einen exhange of populations etwa nahSüdtiroler Muster zu beseitigen. Ein solher Austaush ist, wie bekannt, vor demKriegsausbruh niht mehr zustandegekommen.22Es spriht für die allgemeine Akzeptanz des �Entmishungs�-Gedankens, daÿ auhnoh während des Zweiten Weltkriegs die Argumentation für einen Bevölkerungsaus-taush erstaunlih unisono auf beiden einander sonst prinzipiell feindlih entgegen-stehenden kriegführenden Seiten aus�el. So �ndet sih in der Rede Hitlers vor demReihstag vom 6. Oktober 1939, die die Umsiedlungen im Osten ankündigte, nebender Rassen-Ideologie die vertraute Motivation wieder: Die Umsiedlung solle die inganz Osteuropa vertretenen �Splitter deutshen Volkstums� und damit Kon�iktsto�ebeseitigen; am Ende sollten sih �bessere Trennungslinien� als bisher ergeben.23Diese Rede Hitlers bildete nur das propagandistishe Vorspiel zu einer neuen La-wine von Umsiedlungen deutsher Bevölkerungsgruppen aus osteuropäishen Nah-barstaaten aufgrund von Umsiedlungsverträgen unter der Devise �Heim ins Reih�.Shon einen Tag nah der zitierten Hitler-Rede übernahm die SS die Regie des Um-siedlungswesens unter dem Etikett �Festigung des deutshen Volkstums�; Himmlerlieÿ sih für dieses Ressort zum �Reihskommissar� ernennen.24

21 Hans Lemberg: Die Entwiklung der Pläne für die Aussiedlung der Deutshen aus der Tshe-hoslowakei, in: Der Weg in die Katastrophe. Deutsh-tshehoslowakishe Beziehungen 1938-1947,hrsg. von Detlef Brandes und Válav Kural, Essen 1994 (Verö�entlihungen des Instituts fürKultur und Geshihte der Deutshen im östlihen Europa, Bd. 3), S. 77-92. � Wiederabdruk in:�Mit unbestehlihem Blik ...� (wie Anm. 10), S. 343-360.22 Lemberg: �Ethnishe Säuberungen� (wie Anm. 10), S. 30 f.23 [Adolf Hitler:℄ Der groÿdeutshe Freiheitskampf. Reden Adolf Hitlers vom 1. Sept. 1939 bis10. März 1940, Münhen 1942, S. 67-100, hier S. 82 f.24 R. L. Koehl: RKFDV. German Resettlement and Population Poliy 1939-1945. A History ofthe Reih Commission for the Strengthening of Germandom, Cambridge 1957.
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Was dann allerdings folgte, brahte eine neue Qualität in das von uns beobahteteSpannungsfeld: hier territoriale Grenzen � da ethnishe Zugehörigkeit der Bevölke-rung: Es gab nun für etwa fünf Jahre im deutshen Herrshaftsgebiet ein menshen-verahtendes Vertreiben, ein pseudowissenshaftlih begründetes Hin- und Hersie-deln von Bevölkerungsgruppen, bei dem die nationalstaatlihe Homogenisierung inden Augen der Planungsstäbe nur noh eine sekundäre Rolle gegenüber maÿlosenGroÿraumplänen spielte. Die Deklassierung der Ostmittel- und Osteuropäer bildeteein besonderes Element in diesen Planungen; Vertreibung, Deportation zur Zwangs-arbeit, �Endlösung der Judenfrage� und der Genozid der Konzentrationslager warenTeil des Instrumentariums.25 Hierher gehören auh die weiter unten im einzelnenbehandelten Vertreibungen polnisher und jüdisher Menshen aus den �eingeglie-derten Ostgebieten des Reihes� auf bisher polnishem Territorium.Grenzen spielten jetzt fast nur noh eine utopishe oder gar keine Rolle mehr � ih-re Festlegung wurde auf die Zeit nah dem Krieg vershoben; sie waren mehr undmehr in die Rolle von Binnengrenzen eines vor allem nah Osten hin potentiellunbegrenzten groÿdeutshen, groÿgermanishen Herrshaftsraums abgesunken, demgröÿte Probleme in Hinsiht darauf bevorzustehen shienen, wie die zu weit gewor-dene Jake des Reihs mit dem niht shnell genug wahsen wollenden deutshen�Volkskörper� angefüllt werden könne; es gab in dieser Hinsiht jetzt eher einen�Raum ohne (deutshes) Volk� als ein (deutshes) �Volk ohne Raum�, wie es derTitel eines bekannten Romans von Hans Grimm suggeriert hatte.26 Die bis dahinbei allen kriegführenden Mähten festzustellende Tendenz zur Homogenisierung vonNationalstaaten hat damit im nationalsozialistishen Herrshaftsbereih shon baldnah Kriegsbeginn ein Ende gefunden � im alliierten Lager sollte sih die Vorstellunghalten, durh diese Homogenisierung könne � auh in Zukunft nah dem Kriege �der Friede hergestellt und erhalten werden.Die gewaltsamen Umsiedlungen nihtdeutsher Bevölkerungsteile konzentrierten sihin besonderer Weise im Bereih der aus dem zerstörten Polen ins Reih �eingeglieder-ten Ostgebiete�. Solhe ethnish bedingten Umsiedlungen gab es aber auh anderswo:Die Gottsheer �Sprahinsel�-Deutshen wurden nur 40 km weiter nah Slowenienumgesiedelt, die jetzt als �Südsteiermark� benannt, ins Deutshe Reih eingeglie-dert wurde. Dort gab es ähnlihe Szenen wie bei den Deutshen aus dem Baltikumim �Warthegau�: Slowenen muÿten ihre Häuser verlassen, damit die Gottsheer ein-ziehen konnten.27 Auh das Elsaÿ wurde in die Umsiedlungsplanungen einbezogen,25 Vgl. Rolf-Dieter Müller: Hitlers Ostkrieg und die deutshe Siedlungspolitik. Die Zusam-menarbeit von Wehrmaht, Wirtshaft und SS, Frankfurt/Main 1991 (Fisher Tashenbuh, Bd.10573), S. 83 �. � Götz Aly: �Endlösung�. Völkervershiebung und der Mord an den europäishenJuden, Frankfurt am Main 1995.26 Hans Grimm: Volk ohne Raum, Münhen 1926.27 Tone Feren: Die Massenvertreibung der Bevölkerung Jugoslawiens während des ZweitenWeltkrieges und der miÿglükte Plan einer Ansiedlung von Slowenen in Polen, in: Studia HistoriaeOeonomiae (Pozna«), 8 (1973), S. 51-76. � Ingrid Kaiser-Kaplaner: Gottsheer Frauenshik-sale im 20. Jahrhundert. Eine sozialgeshihtlihe Untersuhung Vertriebener anhand narrativerQuellen, in: Fluht und Vertreibung zwishen Aufrehnung und Verdrängung, hrsg. von RobertStreibel, Wien 1994, S. 237-256.



Einleitung 37
durh die Ausweisung von Franzosen und den kaum in gröÿerem Umfang verwirk-lihten Plan, Südtiroler dort anzusiedeln.28 Diese Bevölkerungsvershiebungen, mitdenen groteske und nur zum geringen Teil verwirklihte Pläne der Eindeutshung alsGegenstük verbunden waren, kreuzten sih mit ganz anders motivierten Massen-zwangswanderungen: Mit der Vershleppung von Arbeitskräften aus allen Teilen desbesetzten Europa ins Reih, vor allem zum Zweke der Arbeit in der Rüstungsindu-strie, aber auh in der Landwirtshaft, im Luftshutz usw. Bei dieser Kategorie istein �ieÿender Übergang von freiwilliger Arbeitsmigration und brutaler Deportationzu beobahten, die nah dem sehr rashen Abebben der Freiwilligkeit einsetzte.Alles in allem wurden a. neun Millionen Menshen zur Zwangsarbeit deportiert.Vertrieben und umgesiedelt wurden ungefähr 1,25 Millionen Menshen aus den demReih einverleibten Gebieten, in denen etwa eine Million Menshen aus dem Reihund niht ganz eine Million Deutshe aus den vershiedenen Teilen Europas ange-siedelt wurden. In die deutshen Konzentrationslager wurden a. sieben MillionenMenshen vershleppt. Dies alles sind Annäherungswerte, die unvollständig und nihtgeeignet sind, sie zu addieren � eine aus den �eingegliederten� Gebieten ausgesiedel-te Person konnte zur Zwangsarbeit deportiert werden und von der Zwangsarbeitweiter zur Sklavenarbeit in einem Konzentrationslager. Es unterliegt jedoh keinemZweifel, daÿ Entwurzelung, erzwungene Migration und Zwangsarbeit während desKrieges zum Shiksal von Millionen von Europäern geworden sind. Ebensowenigkann man daran zweifeln, daÿ die besetzten polnishen Gebiete in diesem Dramaeine besondere Rolle spielten und daÿ ein beträhtliher Teil der unter Zwang ver-p�anzten, zur Arbeit gezwungenen, gefangengehaltenen und ermordeten Menshenpolnishe Staatsbürger waren.
Die polnishe Frage und die Bevölkerungsvershiebungen während des ZweitenWeltkriegesAm 28. September, vier Wohen nah dem Angri� des Dritten Reihes auf Polen undeinen Tag nah der Kapitulation Warshaus, als versprengte Einheiten der polnishenArmee noh kämpften, unterzeihneten die Auÿenminister des Dritten Reihes undder UdSSR in Moskau einen �Grenz- und Freundshaftsvertrag�. In der Präambelerklärten beide Regierungen, daÿ sie es �nah dem Auseinanderfallen des bisherigenpolnishen Staates ausshlieÿlih als ihre Aufgabe [betrahten℄, in diesen Gebietendie Ruhe und Ordnung wiederherzustellen und den dort lebenden Völkershaften einihrer völkishen Eigenart entsprehendes friedlihes Dasein zu sihern�.29 In einemvertraulihen Zusatzprotokoll bekundeten beide Seiten ihre Absiht, Personen deut-sher Abstammung �nah Deutshland oder in die deutshe Interessensphäre� sowie28 Alfred Wahl: Les expulsions en Alsae et en Lorraine (1940-1944), in: Studia HistoriaeOeonomiae (Pozna«, 8 (1973), S. 107-116; (im gleihen Heft auh weitere Aufsätze zum Themen-bereih).29 Deutsher Text nah: Hitler-Stalin-Pakt 1939. Das Ende Ostmitteleuropas?, hrsg. von ErwinOberländer, Frankfurt a.M. 1989, S. 131.
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Personen ukrainisher und weiÿrussisher Herkunft in die sowjetishe �Zone� umzu-siedeln. In geheimen Protokollen vereinbarten Joahim v. Ribbentrop und Vja£eslavMolotov, die am 23. August festgelegte Linie zur �Abgrenzung der Interessen� zwi-shen Deutshland und der UdSSR von der Weihsel an den Bug zu vershieben(im Gegenzug kam Litauen zum Ein�uÿgebiet Moskaus), sowie die Bekämpfung der�polnishen Agitation� zu koordinieren.Die am 28. September festgelegte deutsh-sowjetishe Grenze teilte Polen in zweifast gleih groÿe Teile (der sowjetishe Teil bestand aus über 51%, der deutsheaus über 48% des ehemaligen polnishen Staatsgebietes). Das Reih erhielt Gebietemit einer deutlihen polnishen Bevölkerungsmehrheit, die UdSSR dagegen solhe,in denen die Polen zwar die gröÿte ethnishe Gruppe darstellten, aber dennoh eineMinderheit waren. Ein Teil des Wilna-Gebiets mit Wilna selbst, das Moskau zunähstan Litauen weitergab, wurde im Sommer 1940 ein Teil der UdSSR.Die von der Roten Armee besetzten polnishen Gebiete wurden bereits nah einigenWohen in die UdSSR eingegliedert. Aus �Wahlen� am 22. Oktober hervorgegange-ne �Volksversammlungen� beshlossen am 27. und 28. Anträge auf die Angliederungdes �westlihen Weiÿruÿland� und der �Westukraine� an die Bjelorussishe und dieUkrainishe SSR, denen am 1. und 2. November vom Obersten Sowjet der UdSSRstattgegeben wurde. Die Deutshen bemühten sih niht darum, eine ähnlihe Fikti-on zu konstruieren. Die nördlihen und westlihen Gebiete wurden per Erlaÿ AdolfHitlers vom 8. Oktober dem Reih einverleibt. Ein Erlaÿ vom 12. Oktober shufein eigenes, Deutshland unterstelltes �Generalgouvernement für die besetzten pol-nishen Gebiete� in Zentralpolen. Beide Entsheidungen erhielten am 26. OktoberGesetzeskraft. Am selben Tag führte Generalgouverneur Hans Frank u.a. die Arbeits-p�iht für Polen und die Zwangsarbeit für Juden im Generalgouvernement (GG) ein.Die deutshe und die sowjetishe Besatzungspolitik untershieden sih in vielem,doh trugen sie auh gemeinsame Merkmale; das wihtigste war das Ziel einershnellstmöglihen Gleihshaltung des annektierten Landes. Die sowjetishen Be-hörden lösten die bisherigen Organe der Staats- und Kommunalverwaltung auf, ver-boten die gesellshaftlihen Organisationen, entfernten die polnishe Sprahe aus denÄmtern und dem Gerihtswesen, bis zu einem gewissen Grad auh aus den Shulen,und führten die Verstaatlihung der Industrie sowie eine Landreform durh, der rashdie Kollektivierung folgte. Auh die Kirhen wurden das Opfer von Verfolgungen.Die rehtlihe, kulturelle, wirtshaftlihe und soziale Stalinisierung ging mit einemunausgesetzten Terror einher: massenhafte Beshlagnahmen und Plünderungen, Ver-haftungen, Inhaftierungen sowie � ab Februar 1940 � Deportationen.30 Die Zwangs-umsiedlungen in das Innere der UdSSR betrafen � jüngsten Shätzungen zufolge, dieerheblih niedriger liegen als die Daten in der älteren Literatur � zwishen 316.000und 325.000 Personen. Darüber hinaus wurden 138.000 Menshen dazu gezwungen,ihren Wohnort innerhalb der jeweiligen Republiken zu wehseln, a. 108.000 wurden30 Der nah wie vor beste Überblik über die Problematik (allerdings niht hinsihtlih der Zah-lenangaben): Jan T. Gross: �Und wehe du ho�st ...�: die Sowjetisierung Ostpolens nah demHitler-Stalin-Pakt, 1939-1941, Freiburg i. Br. u.a. 1988.
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bis zum Juni 1941 verhaftet, mindestens 100.000 zum Dienst in der Roten Armeeeingezogen und wahrsheinlih 50.000 zur Arbeit in andere Teile der UdSSR ver-shikt, hauptsählih in den Donbas. Insgesamt wurden also im Zeitraum bis zumJuni 1941 in den Ostgebieten a. 570.000 bis 580.000 polnishe Staatsbürger entwur-zelt. Diese Zahl enthält niht die Kriegsgefangenen und ebensowenig die Flühtlingeund Evakuierten, die diese Gebiete nah dem Angri� Deutshlands verlieÿen.31Diskriminierung und Terror betrafen vor allem die Polen, da sie auf der mittlerenund höheren Ebene der gesellshaftlihen Hierarhie in der Mehrheit waren: Guts-besitzer32, Beamte, Rihter, Priester, Polizisten, Selbständige. Neben Juden stell-ten Polen auh einen hohen Prozentsatz von Flühtlingen aus Zentralpolen, die aufden Listen von Deportierten und Inhaftierten oft zu �nden waren. Nihtsdestowe-niger war die Stalinisierung weder rassish noh ethnish bedingt: ein polnisherKommunist konnte im �westlihen Weiÿruÿland� Karriere mahen, ein ukrainisher�Nationalist� dagegen sih auf der Liste der Deportierten wieder�nden, ein wohlha-bender Jude wurde ebenso wie ein polnisher Gutsbesitzer enteignet; weitere Unter-suhungen werden siherlih besondere Merkmale aufzeigen, die für die sowjetisheBesatzungspolitik typish waren.33Der Platz in der gesellshaftlihen Hierarhie als grundlegendes Kriterium bei derSegregation stellte einen der wesentlihen Untershiede zwishen der Sowjetisierungund der �Nazi�zierung� dar. Letztere folgte von Anfang an rassishen Kriterien. DieZugehörigkeit zur Intelligenz oder zur gesellshaftlihen Gruppe der Gutsbesitzerwar nur in den eingegliederten Gebieten vom Prinzip her ein Grund zur Repression.Hingegen wurde von den Deutshen im gesamten Besatzungsgebiet die Unterteilungin Deutshe, Polen und Juden konsequent durhgeführt. Am shlimmsten gestaltetesih das Shiksal der letzteren: a. 2,5 Millionen polnishe Juden wurden zunähstin Ghettos und Arbeitslagern �gesammelt�, die in den eingegliederten Gebieten undim GG eingerihtet wurden (die gröÿten entstanden in Lodz und Warshau). Hunger,Krankheiten und Ershöpfung verursahten den Tod von Hunderttausenden, ehe die�Endlösung� begann � die Deportation in Vernihtungslager, die von den Deutshen31 Wªodzimierz Borodziej, Stanisªaw Ciesielski, Jerzy Kohanowski:Wst�p [Einleitung℄,in: Przesiedlenie ludno±i polskiej z kresów wshodnih do Polski 1944-1947 [Die Umsiedlung derpolnishen Bevölkerung aus den östlihen Grenzgebieten nah Polen 1944-1947℄, red. von StanisªawCiesielski, Warszawa 1999, S. 5-51, hier S. 11.32 Durh die Arbeit vonKrzysztof Jasiewiz: Zagªada polskih kresów. Ziemia«stwo polskie naKresah Póªnono-Wshodnih Rzezypospolitej pod okupaj¡ sowjek¡ 1939-1941 [Der Untergangder polnishen Ostmarken. Der polnishe Landadel in den nordöstlihen Grenzmarken Polens untersowjetisher Okkupation, 1939-1941℄, Warszawa 1997, wissen wir über diese Shiht verhältnismäÿigam besten Besheid. Von Deportationen waren Shätzungen des Autors zufolge (S. 141) a. 15%der Gutsbesitzer betro�en.33 Den Forshungsstand aus der Mitte des Jahrzehnts spiegelt der Sammelband wider: Spoªe-ze«stwo biaªoruskie, litewskie i polskie na ziemiah póªnono-wshodnih II Rzezypospolitej wlatah 1939-1941 [Die weiÿrussishe, litauishe und polnishe Gesellshaft in den nordöstlihenGebieten der Zweiten Republik in den Jahren 1939-1941℄, hrsg. von Maªgorzata Gi»ewska undTomasz Strzembosz, Warszawa 1995; für die �Westukraine� siehe Ryszard Torzeki: Polayi Ukrai«y. Sprawa ukrai«ska w zasie II wojny ±wiatowej na terenie II Rzezypospolitej [Polenund Ukrainer. Die ukrainishe Frage während des Zweiten Weltkrieges auf dem Gebiet der ZweitenRepublik℄, Warszawa 1993.
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in den polnishen Gebieten für Juden aus dem ganzen besetzten Europa errihtetwurden. Shätzungsweise haben nur a. 10% von den 3,5 Millionen jüdishen Staats-bürgern Polens den Krieg überlebt; die groÿe Mehrzahl von ihnen im niht besetztenTerritorium der UdSSR.Die Polen wurden von den Deutshen als Teil der slawishen Rasse behandelt.34 ImRahmen einer �ethnishen Flurbereinigung� hatten auh sie aus dem germanishenEuropa zu vershwinden, dennoh galten während des Krieges in den annektiertenGebieten andere Grundsätze als im GG. In �Danzig-Westpreuÿen� (die ehemaligeFreie Stadt Danzig und die Wojewodshaft Pommerellen) und im �Wartheland� (diefrühere Wojewodshaft Posen und ein Teil der ehemaligen Wojewodshaft Lodz) ver-folgte das Dritte Reih eine Politik, die jener der Sowjets in den Ostgebieten ähnelte.Ein wenig anders war die Nationalitätenpolitik im eingegliederten Teil Obershlesi-ens besha�en, wieder anders im GG, und auh die Verhältnisse, die im Osten nahder Besetzung durh die Wehrmaht 1941 herrshten, gestalteten sih untershied-lih. Im Westen und Norden führte die Besatzungsmaht massenhafte Enteignungengröÿeren polnishen Besitzes durh, löste politishe und gesellshaftlihe Organisa-tionen auf, shloÿ die höheren Shulen, die Universität in Posen und die überwälti-gende Mehrheit der römish-katholishen Kirhen, führte den Arbeitszwang auh fürdie Jugend ein und verbot den Gebrauh der polnishen Sprahe in der Ö�entlih-keit. Ähnlih wie im Osten betrafen die Massenverhaftungen vor allem die Mittel-und Obershiht � den Landadel, die Priester, Lehrer und Beamten, die als �Trägerdes Polentums� verhaftet, ershossen oder in Konzentrationslager vershikt wurden.Im Generalgouvernement blieb das polnishe Grund- und Berufsshulwesen dagegenerhalten, die Kirhen wurden niht geshlossen, ein bedeutender Teil des Grundbe-sitzes wurde niht in Mitleidenshaft gezogen und die Kommunalverwaltung gingnur auf den höheren Ebenen in die Hände der Deutshen über. Das GG sollte ei-ne deutshe Kolonie in der Mitte Europas werden, ein �gigantishes Reservoir vonArbeitskräften�, und der angewandte Terror war kein Instrument ethnisher Säu-berungen, sondern ein Mittel zur Einshühterung und Pazi�kation widerspenstigerArbeiter und Rohsto�lieferanten. Ursprünglih rihtete sih die Vernihtungspolitikvor allem gegen die �führenden Shihten�, doh mit wahsendem Widerstand gri�sie auf immer weitere Kreise über. In der zweiten Hälfte der Besatzungszeit nahm sieFormen an, die mit der Vernihtungspolitik in Jugoslawien und der UdSSR vergleih-bar waren (Pazi�kationen von Dörfern, massenhafte und ö�entlihe Hinrihtungenvon Geiseln).35Die am weitesten verbreitete Form von Terror aber war die Vertreibung. Im Herbst1939 waren die deutshen Behörden der Au�assung, daÿ es gelingen werde, einige34 Jerzy Borejsza: Antyslawizm Adolfa Hitlera [Adolf Hitlers Antislavismus℄, Warszawa 1998;zahlreihe Beispiele bei Cezary Król: Propaganda i indoktrynaja narodowego sojalizmu wNiemzeh 1919-1945 [Propaganda und Indoktrination des Nationalsozialismus in Deutshland℄,Warszawa 1999, Teil III.35 Die grundlegende Arbeit zu diesem Thema ist nah wie vor Czesªaw Madajzyk: Polityka IIIRzeszy w okupowanej Polse [Die Politik des Dritten Reihes im besetzten Polen℄, 2 Bde., Warszawa1970; ders.: Die Okkupationspolitik Nazideutshlands in Polen: 1939-1945 (ins Dt. übertr. u. wiss.bearb. von Berthold Puhert), Berlin (Ost-) 1987, Köln 1988.
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Millionen Polen auszusiedeln; später nahmen die Pläne besheidenere Ausmaÿe an,da eine millionenfahe Umsiedlungsaktion mit den Prinzipien wirtshaftliher Ra-tionalität, mit den Anforderungen des Krieges und Transportproblemen kollidierte.In dem Zeitraum, während dem Aussiedlungen und Deportationen vorgenommenwurden, waren sie das Ergebnis von vier wesentlihen Faktoren:� dem Willen, die eingegliederten polnishen Gebiete so shnell wie möglih zugermanisieren, um dort eine möglihst groÿe Zahl von Deutshen aus Ostmittel-und Südosteuropa anzusiedeln. Eine besondere Rolle �el hierbei dem �Warthe-land� zu, in das in den Jahren 1940-1944 a. 85% von über 630.000 �Heim insReih� geholten �Volksdeutshen� kamen. Aus den eingegliederten Gebietenwurden im Gegenzug a. 918.000 bis 928.000 Polen vertrieben, vor allem ausdem �Wartheland� und vor allem während der ersten Phase der Okkupation.36Die �Volksdeutshen� verdrängten die Polen, die man wiederum häu�g in bisdahin von Juden bewohnte Behausungen einwies; die Juden hingegen drängteman zunähst in Ghettos zusammen und ermordete sie � als die Wehrlosesten� dann später. Den Zusammenhang zwishen der �Völkervershiebung� undder Auslöshung der Juden hat Götz Aly überzeugend dargestellt.37� dem Bedarf der deutshen Industrie nah Arbeitskräften. Im Herbst 1939 wur-den etwa 300.000 polnishe Kriegsgefangene zur Arbeit geshikt. Bis zumSommer 1940 wuhs diese Zahl � vor allem durh die Zwangsrekrutierung inden besetzten Gebieten � auf 700.000, bis zum Juni 1944 auf 1,356 Millionen,bis zum August 1944 auf 1,688 Millionen Personen, von denen zwei Drittel inder Landwirtshaft beshäftigt waren. Nah dem Warshauer Aufstand kamenzu dieser Zahl noh a. 200.000 bis 300.000 deportierte Warshauer hinzu. DieGesamtzahl polnisher Arbeiter im Reih für die Jahre 1939-1945 (die zu 95%zwangsweise rekrutiert wurden) beläuft sih höhstwahrsheinlih auf a. 2,8Millionen Menshen.38� dem Streben nah Veränderung der ethnishen Verhältnisse östlih der ein-gegliederten Gebiete; in diesen Zusammenhang gehören die a. 100.000 bis110.000 Polen, die aus der Gegend von Zamo±¢ vertrieben wurden (1942-1944).36 Vgl. Czesªaw �uzak: Od Bismarka do Hitlera. Polsko-niemiekie stosunki gospodarze [VonBismark zu Hitler. Die deutsh-polnishen Wirtshaftsbeziehungen℄, Pozna« 1988, S. 389 f., unddie früheren Arbeiten dieses Autors.37 Aly: �Endlösung� (wie Anm. 25).38 Vgl. Krystyna Kersten: Repatriaja ludno±i polskiej po II wojnie ±wiatowej (studium hi-storyzne) [Die Repatriierung der polnishen Bevölkerung nah dem Zweiten Weltkrieg (Eine histo-rishe Untersuhung)℄, Wroªaw u.a. 1974, S. 46-57; die Verfasserin hebt die Shwierigkeiten hervor,die sih daraus ergeben, die Gröÿe dieser Migration zu shätzen. Einen umfangreihen Überbliküber das Problem vermitteln die Arbeiten von Ulrih Herbert, vor allem: Fremdarbeiter. Politikund Praxis des �Ausländer-Einsatzes� in der Kriegswirtshaft des Dritten Reihes, Berlin, Bonn1985. Neuere Literatur zum Thema ders.: Arbeit, Volkstum, Weltanshauung. Über Fremde undDeutshe im 20. Jahrhundert, Frankfurt/M. 1995, S. 258, sowie Czesªaw �uzak: Polnishe Ar-beiter im nationalsozialistishen Deutshland während des Zweiten Weltkrieges, in: Europa undder �Reihseinsatz�. Ausländishe Zivilarbeiter, Kriegsgefangene und KZ-Häftlinge in Deutshland1938-1945, hrsg. von Ulrih Herbert, Essen 1991, S. 90-105.
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� Repressionen aufgrund von Aktivitäten im Untergrund oder anderen Verhal-tensformen, die niht mit dem �Besatzungsreht� in Einklang standen; zu dieserGruppe sind u.a. die Warshauer hinzuzuzählen, die während und nah demAufstand gezwungen wurden, ihre Stadt zu verlassen (500.000 Personen?), au-ÿerdem die Todesopfer (während der Untersuhung Ershossene oder Ermor-dete), zu dieser Gruppe sind vor allem die Lagerinsassen hinzuzuzählen.In alle Art von Lagern � von den �Arbeitserziehungslagern� über die Konzentrati-onslager bis hin zu den Vernihtungslagern � wurden nah Shätzungen von Czesªaw�uzak über fünf Millionen polnishe Staatsbürger verbraht (darin eingeshlossennatürlih die Juden), von denen über drei Millionen umkamen.39Ähnlih wie im Fall einer europäishen Bilanz des gewaltsamen Todes, der Entwur-zelung und der Zwangsarbeit wäre der Versuh einer Zusammenfassung der obenangeführten statistishen Daten mit einer groÿen Fehlerquelle behaftet. An keinerStelle war bis jetzt von den 200.000 bis 300.000 Polen die Rede, die 1943 und 1944aus Angst vor dem ukrainishen Terror aus den von den Deutshen besetzten Ost-gebieten ge�ohen sind, oder von den über 170.000 Menshen, die von den Deutshenaus dem Generalgouvernement im Rahmen von Aktionen ausgesiedelt wurden, mitdenen Platz für Truppenübungsplätze gesha�en werden sollte. Das Shiksal Hun-derttausender von Menshen tauht dafür an mehreren Stellen auf: Ein im Herbst1939 aus Posen vertriebener Pole konnte sih unter jenen be�nden, die nah demWarshauer Aufstand deportiert und zur Zwangsarbeit nah Deutshland geshiktwurden. Ein Kriegsgefangener, der zunähst zur Zwangsarbeit eingesetzt wurde, magentlassen worden sein, um bald darauf � z.B. wegen seiner Tätigkeit im Widerstand� verhaftet zu werden und sih bei Kriegsende in einem Konzentrationslager wie-derzu�nden � oder unter den Todesopfern des Besatzungsregimes. Bei den aus denOstgebieten der polnishen Republik zur Arbeit deportierten Personen, die in dendeutshen Statistiken als �Ostarbeiter� bezeihnet werden, und zwar unabhängigvon ihrer Nationalität (polnish, ukrainish oder weiÿrussish), verhält es sih so,daÿ (niht nur in diesem Fall) eine Trennung von Polen und polnishen Staatsbür-gern anderer Nationalität praktish unmöglih ist. Eine demographishe Bilanz desZweiten Weltkrieges ist bis heute ein Desiderat der Forshung.40Ein anderes Instrument der Besatzungspolitik war die Germanisierung. Im General-gouvernement nahm sie verhältnismäÿig besheidene Ausmaÿe an. Privilegiert warendie Angehörigen des sog. Goralenvolkes sowie Personen, die ihre deutshe Herkunftnahwiesen und eine �Kennkarte� für Deutshe erhielten oder sih auf eine Liste vonPersonen deutsher Abstammung eintrugen (�deutshstämmig�). Alles in allem wardiese Gruppe deutlih kleiner als die Zahl der deutshen Zivilpersonen, die aus demAltreih ins GG gezogen waren (bis zum Juli 1943 240.000).41 Anders gestaltetesih die Germanisierungspolitik in den eingegliederten Gebieten. Im �Wartheland�39 �uzak: Od Bismarka (wie Anm. 36), S. 350-355.40 Vgl. die Diskussion in der Zeitshrift �Dzieje Najnowsze�, 1994, H. 2.41 �uzak: Od Bismarka (wie Anm. 36), S. 397, 380.
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wurde bereits im Herbst 1939 eine fünfteilige Volksliste eingeführt, die mit Erlaÿvom 4. März 1941 auf alle eingegliederten Gebiete ausgedehnt und auf vier Kate-gorien beshränkt wurde: zur ersten Gruppe gehörten die aktiven Deutshen ausder Zeit von vor 1939, zur zweiten die Deutshen, die sih in jener Zeit passiv ver-halten hatten, deren Deutshtum aber keinem Zweifel unterlag, die dritte Gruppebestand aus polonisierten Deutshen und anderen Personen, bei denen man sih ei-ne shleunige Germanisierung versprah, und die vierte Gruppe umfaÿte Menshendeutsher Abstammung, �Renegaten�, die ungeahtet ihrer bisherigen Haltung füreindeutshungsfähig gehalten wurden. Die Zugehörigkeit zu den Gruppen III und IVwar mit der Klausel �bis auf Widerruf� belastet und bedeutete keine Staatsbürger-shaft des Dritten Reihes mit allen Rehten, im Falle von männlihen Personen derVolksgruppe III zog sie die P�iht zur Ableistung des Wehrdienstes nah sih.Die Anweisungen betre�end die Deutshe Volksliste (DVL) wurden von den Behör-den vor Ort untershiedlih interpretiert. In Obershlesien und � ab Februar 1942� im Gau Danzig-Westpreuÿen fanden massenhaft Eintragungen in die GruppenIII und IV statt. In Obershlesien waren von dieser Aktion 1,3 Millionen Personenbetro�en, in Pommerellen niht ganz 940.000 (hauptsählih Gruppe III), was inbeiden Fällen mehr als die Hälfte der Polen in den jeweiligen Gebieten darstellte. Inbeiden Fällen ging die Aktion zur Eintragung in die DVL mit einem niht unerheb-lihen Druk, mit Drohungen und Repressionen einher. Vollkommen anders stelltesih dagegen die Situation bei der DVL im �Wartheland� dar, wo im Jahre 1944von 480.000 Volksdeutshen nur 86.000 zu den Gruppen III und IV gehörten, wasbedeutete, daÿ sih auf der DVL � dank der restriktiven Politik der Behörden � nurein besheidener Prozentsatz polnisher Bevölkerung befand.42Die Situation der Polen unter deutsher � und bis Sommer 1941 auh unter sowje-tisher � Besatzung war von Elend, Hunger, Erniedrigung, erzwungener Entwurze-lung und Tod geprägt. Unter diesen Bedingungen wurde der Drang nah Rahe,Vergeltung und Bestrafung Deutshlands und der Deutshen zu einem Allgemein-gut. Dieser Wille konnte auf der rehten Seite des politishen Spektrums die Formder Forderung nah �einem so vernihtenden Sieg über die Deutshen� annehmen,�daÿ dies dem Anfang vom Ende niht nur des deutshen Staates, sondern auhdes deutshen Volkes gleihkommen wird�.43 Trotz ihrer Radikalität war das keinevereinzelte Forderung; der Wunsh nah einer de�nitiven Lösung des Problems einesvermeintlih aufgrund seiner genetishen Bedingtheit aggressiven Nahbarn war allenRihtungen des polnishen Untergrunds eigen, ähnlih wie die Überzeugung von derKollektivshuld der Deutshen und von der Notwendigkeit, sie zu bestrafen. DieseStrafe sollte in einer Besetzung und einer Einshränkung der deutshen Souveränitätfür immer zum Ausdruk kommen, in Entwa�nung und territorialer Beshneidung,im Ausshluÿ aus der internationalen Gemeinshaft und in Entshädigungen, die42 Auf die Folgen der DVL nah 1945 kommen wir später auf S. 104 �. sowie in den Teilen zuden jeweiligen Regionen zu sprehen.43 Vgl. zu diesem Thema umfassend Bronisªaw Pasierb: Polska my±l polityzna okresu II wojny±wiatowej wobe Niemie [Das polnishe politishe Denken im Zweiten Weltkrieg in bezug aufDeutshland℄, Pozna« 1990 (Zitat auf S. 152 f.).
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u.a. an Polen und die Bürger Polens zu zahlen wären. �Einzig und allein Strafe,nur eine Rükgabe der Beute und eine Bezahlung für die angerihteten Zerstörun-gen, die in materiellen Werten und in Form von Arbeitskraft geleistet werden, sindgeeignet, die Deutshen zu lehren, daÿ man niht überfallen, morden und stehlendarf�, führte ein Vertreter der Nationalen Partei im Nationalrat im Londoner Exil1942 aus. �Entshädigungen geben den Ermordeten ihr Leben niht zurük, sie tilgenniht den Shmerz der Waisen und der in ihrer menshlihen Würde Miÿhandelten� möge diese Wiedergutmahung den Erfordernissen der Reue für diese Freveltatentsprehen und künftige Generationen davor bewahren, daÿ sih solhe Verbrehenwiederholen.� Ähnlih argumentierten die Sozialisten, die in den Entshädigungenzudem ein Mittel sahen, einen Wiederaufbau des deutshen militärishen Potentialszu verhindern.44Ein eigenes Kapitel stellt nah den Erfahrungen der Besatzungszeit die Einstellungzum menshlihen Leben dar. Die Allgegenwart eines gewaltsamen, mehr oder we-niger zufälligen Todes lieÿ den Wert des menshlihen Lebens auf einen heute nihtmehr vorstellbaren Tiefpunkt sinken. Diese Veränderung betraf niht nur das Lebendes Deutshen, physisher Terror war im Falle der damaligen polnish-ukrainishenBeziehungen und im Kampf zwishen der kommunistishen Herrshaft und dem anti-kommunistishen Untergrund ab 1944 allgemein üblih. Im Fall der Deutshen aberverband sih der Verlust des Gefühls für den Wert des menshlihen Lebens mitdem Wunsh, Rahe für die Jahre der Okkupation zu nehmen, doh auh mit einerradikalen Wandlung des polnishen Bildes vom Deutshen, in dem sih bis 1939 ne-gative mit positiven Elementen vermisht hatten. Nah den Erfahrungen des ZweitenWeltkrieges vershwanden bei der Einshätzung die positiven Elemente und mahtenausshlieÿlih negativen Merkmalen Platz: �Die Polen, welhe die Deutshen in dieKategorie von �Untermenshen� eingestuft und shlimmer wie Tiere behandelt hat-ten, begannen denselben Deutshen Merkmale des Menshentums abzusprehen.�45Die Spuren dieser Entwiklung �nden wir sowohl in der Untergrundpublizistik alsauh in Erinnerungen; als der Warshauer Aufstand ausbrah, waren die Anima-lisierung des Feindbildes (�ein Stamm von tollen Hunden�, �preuÿishe Shlange�)und die Verahtung (�Die Deutshen rettet nihts (...). Die, die hier sind, bleiben alsDünger in der Erde�)46 mehr als deutlih und allgemein verbreitet.All diese Faktoren, die von der Überzeugung verstärkt wurden, die ehemaligen deut-shen Staatsbürger Polens (�die fünfte Kolonne�) hätten Verrat verübt, shlugen sihauh deutlih in den Vorstellungen nieder, die während der Besatzungszeit über das44 Ebenda, S. 221, 225.45 Dieses Thema wird in einem weiteren historishen Kontext aufgenommen von Tomasz Szaro-ta: Niemy i Polay. Wzajemne postrzeganie i stereotypy [Deutshe und Polen. Gegenseitige Wahr-nehmung und Stereotypen℄, Warszawa 1996 (Zitat S. 147).46 Zit. ebenda, S. 170; in aller Ausführlihkeit wird der Artikel �Dzie« zapªaty� (Zahltag) aus demBiuletyn Informayjny 31 VII 1944 zitiert von Grzegorz Mazur: Biuro Informaji i PropagandySZP-ZWZ-AK 1939-1945 [Das Büro für Information und Propaganda SZP-ZWZ-AK 1939-1945℄,Warszawa 1987, S. 303 f.; vgl. auh Andrzej K. Kunert: Rzezpospolita walz¡a. Powstaniewarszawskie 1944 [Die kämpfende Republik. Der Warshauer Aufstand 1944℄, Warszawa 1994, S.18 f.
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künftige Shiksal der in Polen lebenden Deutshen entstanden. �Den polnishenDeutshen ist die Überzeugung einzuprägen, daÿ jede von ihnen an den übrigenpolnishen Bürgern vershuldete Missetat geräht werden wird�, empfahl die Exil-regierung shon im November 1939.47 Die Forderung nah ihrer Aussiedlung wurdeüberall erhoben und wurde zumindest in der zweiten Hälfte der Besatzungszeit allge-mein akzeptiert.48 Ein Manifest des Polnishes Komitees für die Nationale Befreiungvom 22. Juli 1944 kündigte die Kon�szierung des deutshen Besitzes an. Aussied-lungen wurden hier wohl nur deshalb niht erwähnt, weil sie die selbstverständliheKonsequenz eines solhen Shrittes waren; die erste Verordnung des Landesmini-sterrates im Untergrund während des Warshauer Aufstandes betraf sowohl denEntzug der Staatsbürgershaft für Deutshe als auh ihre Entfernung aus Polen �mit Ausnahme derer, die �während der Kriegszeit auf besondere Weise ihre Loyalitätgegenüber dem polnishen Staat� unter Beweis gestellt hätten (s. Dok. 2).Die Frage der Deutshen � der deutshen Staatsbürger, die in den Gebieten zwi-shen der alten und der anvisierten neuen polnishen Westgrenze lebten, stand derUntergrundpublizistik niht im Mittelpunkt des Interesses. Dieses Problem tauhtin den Jahren 1939-1944 eher im Kontext der territorialen Kriegsziele und künftigenGrenzen auf denn als Element einer Abrehnung mit der Okkupation, obwohl dieVerbindung zwishen dem einen und dem anderen shon früh o�enkundig war.49Hier spielte � ähnlih wie im Fall des Feindbildes � auh die Überzeugung von dergenetish bedingten Aggressivität des westlihen Nahbarn eine immense Rolle. DerÜberfall des Dritten Reihes im Jahre 1939 wurde als Fortsetzung und Krönungdes jahrhundertealten �Drangs nah Osten� betrahtet und die nationalsozialistisheBesatzungspolitik als Fortsetzung von seit dem Mittelalter erprobten Methoden zurAusrottung des Polentums. �Die vom Zeitalter des Deutshen Ordens bis auf un-sere Tage geshriebene deutshe Geshihte ist unaufhörlih ein Meer menshliherLeiden und shrekliher Gewalttaten, ungeheuerliher und rüksihtsloser Grau-samkeiten�, shrieb im Herbst 1941 das wihtigste Presseorgan des regierungstreuenUntergrunds, das �Biuletyn Informayjny�. �Niht Hitler hat die Konzentrations-lager, Massenmorde und Umsiedlungen von Hunderttausenden mitten im Wintererfunden. Dies hat die deutshe Seele Jahrhunderte hindurh in sih herangezühtet.Das Volk der Pruÿen ist niht infolge von Assimilation aus der Welt vershwunden �es wurde von den deutshen Rittern der Allerheiligsten Jungfrau Maria buhstäblihniedergemetzelt. Der gröÿte preuÿishe König, Friedrih der Groÿe, ist das Muster47 Instruktion Nr. 1 für die Vertrauensleute vom 23.11.1939, in: Armia Krajowa w dokumentah[Die Heimatarmee in Dokumenten℄, Bd.VI, Uzupeªnienia [Ergänzungen℄, Londyn 1989, S. 1-4, hierS. 1.48 Vgl. Pasierb:My±l (wie Anm. 43), S. 269; Edmund Dmitrów: Niemy i okupaja hitlerowskaw ozah Polaków. Pogl¡dy i opinie z lat 1945-1948 [Die Deutshen und die nationalsozialistisheOkkupation in den Augen der Polen. Ansihten und Meinungen aus den Jahren 1945-1948℄, War-szawa 1987, S. 292 f.49 Gegenüber den zwei Millionen deutsher Bevölkerung in den aus historishen und strategishenGründen beanspruhten Gebieten �wären die Methoden unseres Feindes anzuwenden�; �OperativeMeldung Nr. 54� des Hauptquartiers der Heimatarmee vom 5.2.1941, in: AK, Bd. VI, S. 134-171,hier S. 150.
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eines politishen Banditen.�50 Aus weiter zurükliegenden Erfahrungen, aber auhaus den Erinnerungen an den September 1939, als die deutshen Truppen Polen vonNorden, Westen und Süden angri�en, rührte die allgemeine Forderung her, die Ost-grenze Deutshlands so weit nah Westen zu vershieben, um seine Ausgangslagebei einem künftigen Angri� möglihst weitgehend zu vershlehtern. Auf ähnliheWeise wurden in der Untergrundpublizistik die Erfahrungen der Zwishenkriegszeitinterpretiert: Da die Deutshen shon wieder ihre strukturelle Unfähigkeit zu einemfriedlihen Zusammenleben unter Beweis gestellt hätten, sollten sih innerhalb derneuen Grenzen Polens all jene Gebiete wieder�nden, in denen eine polnishe oderpolnishstämmige Bevölkerung lebte und die 1919-1921 beim Reih verblieben wa-ren.Diese Fragen spielten bei den im Untergrund vorgenommenen Studien eine wesent-lihe Rolle. Das Gros der Untersuhungen durh die Experten der Delegatur betraf� wie dies JK in der Einleitung zum zweiten Band dieses Werkes zeigt (in Vorberei-tung) � die Politik gegenüber den Volksdeutshen. In bezug auf die �neuen Gebiete�,deren Grenzen ja noh niht bekannt waren, erahteten es die anonymen Mitarbeiterder Westsektion (des Westbüros, ab 1944 Büro für die Westgebiete) der Delegatur fürselbstverständlih, die �Vertreibungen�, d.h. die Deportation der Deutshen aus deninkorporierten Gebieten, möglihst shnell durhzuführen. In Untersuhungen gri�man gerne auf Erfahrungen der Besatzungszeit zurük. �Das Reht auf Vergeltung inbezug auf die nihtpolnishe Bevölkerung kann auf der Grundlage deutsher Rehts-normen angewendet werden�, stellten die Experten des Untergrunds fest, indemsie eine weitestgehende Einshränkung der staatsbürgerlihen Rehte für Deutsheforderten. Als Ausnahme galten Fahleute, die zur Inbetriebnahme der Wirtshaftunabdingbar waren, sowie eine Bevölkerung, die sih zur Repolonisierung eigne-te und deren Zahl man � entsprehend der nationaldemokratishen Tradition des�Westgedankens�51 � in der Regel hoh einshätzte (vgl. unten, Veri�zierung). Aufder anderen Seite wurden auh Vorstellungen formuliert, die Deutshen shrittweiseauszusiedeln und vorerst all jene dazubehalten, �die eine Garantie völliger politisherPassivität abgeben werden�.52 Diese Motive, die spätere Mittel und Probleme der50 Zit. nah Szarota: Niemy i Polay (wie Anm. 45), S. 152. Über die Rolle der historishenAnalogien bei der Entstehung eines polnishen Bildes vom Deutshen zu jener Zeit siehe auhPasierb: My±l (wie Anm. 43); Dmitrów: Niemy (wie Anm. 48), passim.51 Einen Überblik über diese Thematik geben � neben den oben zitierten Arbeiten � u.a. Ber-nard Piotrowski: W sªu»bie nauki i narodu. Instytut Baªtyki w latah 1925-1939 [Im Dienst vonWissenshaft und Nation. Das Instytut Baªtyki in den Jahren 1925-1939℄, Pozna« 1991; ders.:O Polsk� nad Odr¡ i Baªtykiem. My±l zahodnia i niemoznawza Uniwersytetu Pozna«skiego(1919-1939) [Um ein Polen an Oder und Ostsee. Der Westgedanke und die Deutshkunde an derUniversität Posen (1919-1939)℄, Pozna« 1987; Marian Mrozko: Polska my±l zahodnia 1918-1939. Ksztaªtowanie i upowszehnianie [Der polnishe Westgedanke 1918-1939. Ausbildung undVerbreitung℄, Pozna« 1986.52 AAN, 202/III/169, 165, Bd.I-II, Denkshriften, Notizen, Pläne, in der Regel anonym und ohneDaten. Umfassend zu diesem Thema Mirosªaw Dymarski: Ziemie postulowane (ziemie nowe) wprognozah i dziaªaniah ruhu oporu 1939-1945 [Die beanspruhten Gebiete (neuen Gebiete) in denPrognosen und Aktivitäten der polnishenWiderstandsbewegung 1939-1945℄, Wroªaw 1997, bes. S.103, 109 und 174 �.; Bronisªaw Pasierb: Migraja ludno±i niemiekiej z Dolnego �l¡ska w latah
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Bevölkerungspolitik in den Nord- und Westgebieten antizipieren, kehren in vielender unten verö�entlihten Dokumente wieder.Anders verteilten sih die Akzente im Exil, wo vom Gewiht der Sahe her das Pro-gramm der Nahkriegsgrenzen von Anfang an eine höhst praktishe Frage war undsih die Ansihten von Politikern und Beamten in ständiger Konfrontation mit denArgumenten der britishen und � in geringerem Maÿe � amerikanishen Gesprähs-partner zerrieben. Daher spielten in London historishe Interpretationen, Motivevon Rahe und historisher Gerehtigkeit eine geringere Rolle und dienten eher alsBeiwerk und Stilisierung denn als tatsählihe Begründung des Programms der West-grenzen. Dieses wiederum war keine selbständige Gröÿe, da es sih in beträhtlihemMaÿe von den Kontroversen um die Ostgrenze und die gesamte �polnishe Frage� alsProblem der Anti-Hitlerkoalition ableitete. Diesem Problem ist eine umfangreiheFahliteratur gewidmet53, was es uns ermögliht, die Frage in ihrer Gesamtheit kurzzu referieren und dabei den Zusammenhang zwishen Grenzen und Umsiedlungenbesonders hervorzuheben.Die �polnishe Frage� entstand infolge der Teilung der Zweiten Republik zwishenDeutshland und der UdSSR in den eingangs erwähnten Verträgen vom Augustund September 1939. Groÿbritannien trat in den Krieg ein, um Polen gegen dieDeutshen, niht gegen Ruÿland zu verteidigen, und war niht bereit, die territo-riale Integrität Polens im Osten zu verteidigen, da es damit rehnete, daÿ Moskaubald auf seiten der Anti-Hitlerkoalition in den Krieg eintreten werde. Die Situationwurde noh komplizierter, als die UdSSR sih infolge des Überfalls des Dritten Rei-hes tatsählih im Lager der Koalition einfand. Stalin hatte keineswegs die Absiht,die territorialen Zugewinne herauszugeben, die ihm die Zusammenarbeit mit Hitlereingebraht hatte, und die polnishe Regierung rükte niht vom Grundsatz der re-stitutio ad integrum ab, also von der Rükkehr zum status quo ante des Krieges. DerKon�ikt um die polnishen Ostgebiete erreihte seinen Höhepunkt im Jahre 1943,als Moskau seine diplomatishen Beziehungen mit der polnishen Exilregierung ab-brah. Häu�ge britishe Vermittlungsversuhe führten zu keinen Ergebnissen und die1944-1947 [Die Migration der deutshen Bevölkerung aus Niedershlesien in den Jahren 1944-1947℄,Wroªaw u.a. 1969, S. 16-24; vgl. auh Wojieh Wrzesi«ski: Warmia i Mazury w polskiej my±-li polityznej 1864-1945 [Ermland und Masuren im polnishen politishen Gedanken 1864-1945℄,Warszawa 1984, Kap. VI, bes. S. 396-398; dort auh die ältere Fahliteratur; Miezysªaw Ja-worski: Na piastowskim szlaku. Dziaªalno±¢ Ministerstwa Ziem Odzyskanyh w latah 1945-1948[Auf den Spuren der Piasten. Die Tätigkeit des Ministeriums für die Wiedergewonnenen Gebiete inden Jahren 1945-1948℄, Warszawa 1973, S. 28-39; Andreas Hofmann: Die Nahkriegszeit in Shle-sien. Gesellshafts- und Bevölkerungspolitik in den polnishen Siedlungsgebieten 1945-1948, Kölnu.a. 2000, Kap. II/2; Esh: �Gesunde Verhältnisse�. Deutshe und polnishe Bevölkerungspolitik1939-1950, Marburg 1998, S. 252-265, 365-367.53 Vgl. die neuesten Arbeiten zum Thema: die Artikel von Eugeniusz Durazy«ski und Kry-styna Kersten im Sammelband: Kompleks wyp�dzenia [Der Vertreibungskomplex℄, hrsg. vonWªodzimierz Borodziej und Artur Hajniz, Kraków 1998, sowie die � vor allem den polnish-sowjetishen Beziehungen gewidmeten � Aufsätze von Marek K. Kami«ski und MagdalenaHuªas in dem Sammelband: Wªadze RP na obzy¹nie podzas II wojny ±wiatowej [Die polnisheRegierung in der Emigration während des Zweiten Weltkrieges℄, hrsg. von Zbigniew Bªa»y«ski,Londyn 1994. Wihtig ist auh weiterhin das Buh von Detlef Brandes: Groÿbritannien undseine osteuropäishen Alliierten 1939-1943, Münhen 1988.
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Kontroversen um Polen wurden zu einem Kon�ikt ersten Ranges, der den Zusam-menhalt der Koalition gefährdete. In dieser Situation shlug Winston S. ChurhillStalin in Teheran � ohne Wissen und Einverständnis des polnishen Bündnispart-ners � vor, Polen nah Westen zu vershieben: im Austaush gegen den Verlust derOstgebiete sollte die polnishe Republik auf Kosten Deutshlands eine bedeutendeterritoriale Entshädigung im Westen erhalten. Einer derartigen Lösung stimmteauh US-Präsident Franklin D. Roosevelt zu; in Jalta und Potsdam bildete sie dieGrundlage von Entsheidungen, die Frühte trugen und zu einem Polen führten,dessen neue politishe und territoriale Gestalt voll und ganz mit den sowjetishenKriegszielen übereinstimmte. Diese Form bedeutete eine Niederlage der Regierungen,die im Exil die Kontinuität der Republik Polen gewährleistet hatten. Polen hatte sihnämlih im Namen zweier Ziele zur bewa�neten Abwehr der deutshen Aggressionentshlossen: der Bewahrung der territorialen Integrität und Souveränität. Die neueGestalt des Landes bewies, daÿ keines der beiden Ziele erreiht worden war.In diesen Zusammenhang gehört das Programm der Westgrenze der Londoner Exilre-gierung. Das erste Ziel war die Zershlagung Preuÿens, das einhellig als der Urgrundder Bedrohung Polens durh Deutshland angesehen wurde. �Die an Polen verübteVergewaltigung wird wiedergutgemaht und geräht�, erklärte der erste Ministerprä-sident der Exilregierung, Wªadysªaw Sikorski, im Dezember 1939. �In diesem Kampfwird der preuÿishe Geist vernihtet werden, und zwar gründlih � unabhängig da-von, ob er nah auÿen von A. Hitler oder von irgend jemand anderem verkörpertwird.�54 Unter dem Begri� Preuÿen wurde damals vor allem Ostpreuÿen verstanden.Die mit historishen und strategishen Argumenten begründete Forderung nah einerEingliederung Ostpreuÿens wurde das erste Mal wahrsheinlih im Oktober 1939 im�Biuletyn Informayjny� [Informationsbulletin℄ des Auÿenministeriums präsentiertund in einer Denkshrift nohmals wiederholt, die dem Foreign O�e ein Jahr spätervorgelegt wurde. Die britishe Reaktion war � ähnlih wie in bezug auf die Idee ei-ner Angliederung Danzigs � ausgesprohen kühl.55 Bereits im November 1939 wurdedie Forderung nah einer Angliederung Ostpreuÿens von den polnishen Diploma-ten mit Bevölkerungsvershiebungen verknüpft: �(...) die von Hitler durhgeführteRükführung der deutshen Bevölkerung aus Lettland und Estland ist der siher-lih unbewuÿte Beginn eines historishen Prozesses, der im Interesse des Friedensin Europa bis zum de�nitiven Ende geführt werden muÿ und dessen Inhalt die Be-seitigung des deutshen Kolonialbesitzes an der Ostsee ist, wodurh der deutsheMarsh nah Osten, der im deutshen Denken nur eine Etappe auf dem Weg zurHegemonie in Europa gewesen ist, ein für alle Mal aufgehalten wird.�56 Der Gedan-54 Zit. nah Andrzej Friszke: O ksztaªt niepodlegªej [Um eine unabhängige Gestalt℄, Warszawa1989, S. 382.55 Wrzesi«ski: Warmia (wie Anm. 52), S. 348 �. Fragmente des Bulletins des Auÿenministeriumsin: W stron� Odry i Baªtyku [In Rihtung Oder und Ostsee℄, Bd. III: O Odr�, Nys� �u»yk¡ i Baªtyk[Um Oder, Lausitzer Neiÿe und Ostsee℄, Wroªaw, Warszawa 1990, S. 11 f. (hier auh eine groÿeAuswahl von Quellen zum �Westgedanken� aus der Kriegszeit); über die britishen Reaktionen vgl.Sarah Meikeljohn Terry: Poland's Plae in Europe. General Sikorski and the Origins of theOder-Neisse Line, Prineton 1983, S. 151 f.; Brandes: Groÿbritannien (wie Anm. 53), S. 106 �.56 Zit. nah Wrzesi«ski: Warmia (wie Anm. 52), S. 350.
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ke, daÿ die von den Deutshen vorgenommenen Aussiedlungen die Aussiedlungender Deutshen selbst durh die siegreihe Koalition nah dem Kriege rehtfertigenwürden, tauht im Memorandum �Über die polnishen Kriegsziele� auf, das im Jahre1942 vom Ministerium für Kongreÿarbeiten (d.h. zur Vorbereitung einer künftigenFriedenskonferenz) vorbereitet wurde.57In den ersten Kriegsjahren rihteten sih die meisten Anstrengungen der Exilregie-rung aber auf die Verteidigung der Ostgebiete. Jan Szembek, bis 1939 einer derStellvertreter Józef Beks im Auÿenministerium, war siherlih niht der einzigeDiplomat, der shon früh einen Zusammenhang zwishen einer Verteidigung derGrenze von Riga und dem Programm von Annexionen im Westen bemerkte. DasKonzept eines Verlustes von Wilna und Lemberg im Taush gegen die Befriedigungpolnisher Ansprühe im Westen tauhte in privaten Gesprähen des ehemaligen Vi-zeministers shon im Oktober 1939 dreimal auf; in einem dieser Gesprähe war dieRede von einem Bevölkerungsaustaush in den von Deutshland gewonnenen Ter-ritorien.58 Die Exilregierung präzisierte das Programm der Westgrenze aus Furhtdavor, den Alliierten Zugeständnisse gegenüber Ruÿland zu erleihtern, niht o�ziellund beshränkte sih auf die Formel von siheren und gerehten Grenzen, die demGrundsatz eines �freien und weiträumigen Zugangs zumMeer� entsprahen.59 In wei-teren für die Alliierten bestimmten Denkshriften vom April 1941 und März 1942war die Rede von einer Angliederung Ostpreuÿens, Danzigs und Obershlesiens.60Gleihzeitig kümmerte sih das Exilkabinett darum, daÿ das Westprogramm nihtzu einem Vorwand wurde, die Position Polens bei Verhandlungen um die Ostgrenzezu shwähen. Sikorski lehnte Stalins Angebot zwar niht rundweg ab, die polnishenForderungen hinsihtlih Ostpreuÿen und niht näher bezeihneter �Gebiete bis zurOder� zu unterstützen, das im Dezember 1941 im Austaush gegen eine Anerken-nung der sowjetishen Gebietserwerbungen von 1939/40 durh Polen vorgeshlagenwurde, doh er setzte es bei weiteren Gesprähen auh niht als Trumpfkarte ein.61Nah langen Vorstudien wurde das Westprogramm in einem Beshluÿ der Regierungvom 7. Oktober 1942 formuliert. Danzig, Ostpreuÿen und das Oppelner Shlesiensollten Polen einverleibt und die gesamte Grenze, auh an anderen Abshnitten, nahWesten vershoben werden. Die Regierung behielt sih angesihts der mangelndenZustimmung in der britishen ö�entlihen Meinung vor, daÿ �wir uns beim gegenwär-tigen Stand des Krieges mit einer gleihzeitigen, verfrühten Präzisierung der westli-hen Grenzlinie, die sih von der Ostsee nah Süden hinzieht, selbst shaden würden57 Vgl. Bernadetta Nitshke: Wysiedlenie ludno±i niemiekiej z Polski w latah 1945-1949[Die Aussiedlung der deutshen Bevölkerung aus Polen in den Jahren 1945-1949℄, Zielona Góra1999, S. 40 f.58 Jan Szembek: Diariusz. Wrzesie« � grudzie« 1939 [Tagebuh. September � Dezember 1939℄,hrsg. von Bogdan Grzelo«ski, Warszawa 1989, S. 97, 109, 125.59 Vgl. Wrzesi«ski: Warmia (wie Anm. 52), S. 348-357, zahlreihe Verlautbarungen der Exilre-gierung.60 Ausführlih zu diesem Thema Terry: Poland's Plae (wie Anm. 55), S. 92-107.61 Eugeniusz Durazy«ski: Granie Polski w politye koaliji antyhitlerowskiej i w polityepolskiej [Die Grenzen Polens in der Politik der Anti-Hitlerkoalition und in der polnishen Politik℄,in: Kompleks (wie Anm. 53), S. 310-313.
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(...). In höhstem Grade shädlih ist es, phantastishe territoriale Forderungen zuerheben, die z.B. bis zur Lausitzer Neiÿe oder der Bober (Bobrawa) reihen, also dasgesamte Niedershlesien mit seiner fanatish antipolnishen Bevölkerung umfassen(...)�, da dies die Übernahme von neun Millionen Deutshen bedeuten würde: dieAussiedlung einer derartigen Zahl von Menshen hatte in den Köpfen der Diploma-ten und Politiker ganz o�ensihtlih noh keinen Platz gefunden. �Darüber hinauskönnte das Hervortretenlassen übermäÿiger polnisher Ansprühe im Westen beimgegenwärtigen Stand der Dinge Überlegungen begünstigen, Polen einen Teil der Ost-gebiete im Taush für Erwerbungen im Westen wegzunehmen.� Plausibel ershiendagegen die Perspektive einer Entmilitarisierung des östlihen Deutshland (vor al-lem Shlesiens) und eine Beteiligung Polens an seiner Besetzung.62 Diese Gedankenwurden in den vom Ministerium für Kongreÿarbeiten vorbereiteten �Thesen über einvorläu�ges Abkommen� weiterentwikelt, die Anfang Dezember 1942 vom LondonerNationalrat diskutiert wurden; zur selben Zeit wurden Briten und Amerikanern wei-tere polnishe Memoranden zur Frage der Westgrenze vorgelegt. Ausgangspunkt fürden polnishen Standpunkt war die Annahme, daÿ die Oder � wie der Rhein fürBelgien und Frankreih � eine nationale Siherheitslinie gegenüber Deutshland dar-stellte. Dennoh wurde das Annexionsprogramm auf die Gebiete beshränkt, die imRegierungsbeshluÿ vom Oktober genannt worden waren. Zwishen der neuen West-grenze Polens und der Oder und der Lausitzer Neiÿe sollte dagegen eine besondereZone der �rigoroseren� Besatzung entstehen: einem Streifen �allgemein übliher� Be-satzung sollten die Teile Deutshlands unterliegen, deren weitere Zugehörigkeit zuDeutshland keinem Zweifel unterlag, die �kompaktere� Besatzung dagegen für sol-he gelten, die von Deutshland abgetrennt oder nur unter besonderen Bedingungenbei ihm verbleiben sollten. Die Besatzung östlih von Lausitzer Neiÿe, Oder, Stettinund Rügen sollte von Polen und � im südlihen Teil � von der Tshehoslowakeidurhgeführt werden. Diese Konstruktion suggerierte, daÿ zumindest einige Teileder �rigoroseren Besetzung� nah einer gewissen Zeit an Polen angegliedert werdenkönnten; vor allem hatte dies den Vorteil, daÿ für die Zukunft ein beträhtlihes Ma-növrierfeld übrigblieb. Dennoh erneuerte der Chef des Ministeriums, Marian Seyda,in einem Shreiben an den Premierminister seine Warnung vor einer Forderung naheiner Einverleibung der gesamten Gebiete östlih von Oder und Lausitzer Neiÿe, wasnotwendigerweise damit verbunden sei, �9 Millionen Deutshe hinauszuwerfen!�.63Die Reaktionen der Alliierten auf die Vorshläge der Polen �elen untershiedlih aus.Die Amerikaner zeigten kein gröÿeres Interesse. Die Briten waren einverstanden, dasie den Polen das Reht auf eine territoriale Entshädigung als Äquivalent für �wahr-

62 Friszke: O ksztaªt (wie Anm. 54), S. 383 f.; Brandes: Groÿbritannien (wie Anm. 53), S. 406;Durazy«ski: Granie (wie Anm. 61), S. 314. Der Text des Beshlusses in Józef Winiewiz: Copami�tam z dªugiej drogi »yia [Woran ih mih auf meinem langen Lebensweg erinnern kann℄,Pozna« 1985, S. 285 f., mit einem harakteristishen Eingri� der Zensur (das betri�t den Abshnittüber die Unmöglihkeit, 9 Mio. Deutshe auszusiedeln).63 Huªas: Rz¡d generaªa Wªadysªawa Sikorskiego (wie Anm. 53), S. 221.
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sheinlihe Verluste im Osten� zubilligten.64 Die Form der Lösung, wie sie ein Jahrspäter in Teheran vereinbart wurde, zeihnete sih also Ende 1942 entgegen denHo�nungen und Wünshen der Exilregierung shon ziemlih deutlih ab. Einige Mo-nate später war die Position des Kabinetts Sikorski um soviel shwäher geworden,daÿ die während der letzten Monate des Jahres 1942 zutage getretene Abneigung,ein groÿes Programm zur Aussiedlung der Deutshen ins Werk zu setzen, jegliheBedeutung verloren hatte. Der entshiedene Widerspruh Seydas bezog sih im übri-gen nur auf die Bevölkerung zwishen der neuen Grenze (d.h. nah der AngliederungOstpreuÿens, Danzigs und des Oppelner Shlesien an Polen) sowie der Oder und derLausitzer Neiÿe; die durh die Umsiedlungen der Nationalsozialisten sanktionierteMethode des Bevölkerungstransfers sollte zumindest gegenüber einem Teil der Deut-shen in den von Polen beanspruhten neuen Gebieten zur Anwendung kommen.65Diese Überlegungen stieÿen bei den britishen Gesprähspartnern der polnishenRegierung auf ein immer gröÿeres Interesse. Bei Gesprähen, die von Experten desMinisteriums für Kongreÿarbeiten geführt wurden, brahten sie die Notwendigkeitzur Sprahe, groÿe Bevölkerungsvershiebungen entlang der Ost- und der Westgren-ze Polens durhzuführen; die Umsiedlungen von Polen, Ukrainern, Weiÿrussen undDeutshen wurden zu unverzihtbaren Voraussetzungen für den Plan einer Westver-shiebung Polens.66Eine grundsätzlihe Entsheidung darüber, massenhafte Umsiedlungen in Ostmittel-und Südosteuropa als Instrument der Stabilisierung nah Kriegsende einzusetzen,fällte das britishe Kriegskabinett im Juli 1942.67 1943 kamen Gegenargumente undWiderstände gegen ein solhes Vorhaben auf. Die Hauptströmung der Diskussiongalt aber konkreten Dingen, d.h. der Art und Weise, die Entsheidung umzusetzen:die Regionen, aus denen die deutshe Bevölkerung entfernt werden sollte, die Zahlder von dieser Operation betro�enen Menshen sowie die wirtshaftlihen Folgenfür das aussiedelnde Land und Deutshland selbst. Hinsihtlih Polens überwog dasArgument, eine Aussiedlung der Deutshen sei nötig, da man sih ihre weitere Exi-stenz in Nahkriegspolen nur shwer vorstellen könne (wo sie, falls man sie an Ortund Stelle bleiben lieÿe, eine bei weitem gröÿere und stärkere Minderheit darstellenwürden als vor 1939) und das ganze Programm einer Westvershiebung eine relativeVerbesserung und keine Vershlehterung der strategishen Lage beabsihtige (dieeinträte, wenn Polen die deutshen Gebiete zusammen mit der Bevölkerung übernäh-me). So zusammengefaÿt bildeten der Umfang der Umsiedlungen und zugleih dieGestalt der künftigen deutsh-polnishen Grenze die Funktion dreier Faktoren: des64 Durazy«ski: Grania (wie Anm. 61), S. 314-317; S. 220 �.; Terry: Poland's Plae (wieAnm. 55), S. 107-118, weist auf die Untershiede zwishen den �Thesen� und der den Amerikanernunterbreiteten Denkshrift hin.65 Dies zeigt Brandes: Groÿbritannien (wie Anm. 53), S. 406, auf der Grundlage einer polnishenDenkshrift an die Briten.66 Winiewiz: Co pami�tam (wie Anm. 62), S. 279 f., 289 f.67 Brandes: Groÿbritannien (wie Anm. 53), S. 241, 247. Über die britishen Aussiedlungsplänevgl. auh Hans Lemberg: Grenzen und Minderheiten im östlihen Mitteleuropa � Genese undWehselwirkungen, in: Grenzen in Ostmitteleuropa im 19. und 20. Jahrhundert. Aktuelle For-shungsprobleme, Marburg 2000, S. 159-181.
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Verlustes der Ostgebiete und der Notwendigkeit, für diese Verluste von den Alliiertenentshädigt zu werden, neue Siedlungsgebiete vorzu�nden und Polen gleihzeitig zubefähigen, derartige Gebiete zu besiedeln, sowie der strategishen Vorzüge der neuenGrenze. 1943 überwog bei den Briten die Meinung, daÿ alle diese Gesihtspunkte da-für sprahen, die Forderungen Sikorskis vom Dezember 1942 zu berüksihtigen (denAnshluÿ Ostpreuÿens, Danzigs und Obershlesiens, eventuell kleinere Korrekturen),niht aber Niedershlesien und Pommern anzugliedern.Diese vernünftige Überlegung Londons hielt jedoh niht stand, als sie mit der kom-promiÿlosen Haltung Stalins zusammenprallte. Als nah Teheran klar wurde, daÿPolen alle seine östlihen Grenzgebiete verlieren würde, ershien es notwendig, Po-len weitere Gebietsentshädigungen im Westen zuzusprehen, was wiederum dazuzwang, insgesamt 6,5 Millionen Deutshe auszusiedeln.68 Das polnishe Siedlungs-potential war ganz o�ensihtlih niht ausreihend, um eine solhe Zahl von Auszu-siedelnden zu ersetzen. Trotzdem bot Churhill Mikoªajzyk im Oktober 1944 �dieGebiete, auf die Polen Ansprühe erhebt, nämlih östlih der Oderlinie� an, und ineinem Brief des Unterstaatssekretärs im Foreign O�e, Alexander Cadogan, an denpolnishen Auÿenminister Tadeusz Romer vom 2. November fand sih die Versihe-rung, daÿ Polen �das Reht auf die Ausdehnung seines Territoriums bis zur Oderlinieunter Einshluÿ des Hafens Stettin� haben solle.69Das Jahr 1944 führte auf diese Weise dazu, daÿ praktish alle Annahmen an Ak-tualität verloren, die sih auf die Grenzen Polens und die mit ihnen verbundenenUmsiedlungspläne bezogen hatten: Da sih das Ausmaÿ der Westvershiebung alserheblih gröÿer erwies als man vor Teheran angenommen hatte, konnten alle Aus-und Ansiedlungspläne in den Papierkorb wandern. Dieses Phänomen betraf aberlängst niht nur die Entwürfe zur Aussiedlung der Deutshen70, sondern in gleihemMaÿe auh die der Polen im Osten und die Repatriierung der sog. �displaed persons�aus Deutshland.71 Als mindestens ebenso bedeutsam für die Nahkriegsereignisseerwies sih eine weitere direkte Folge der interalliierten Vereinbarungen: Indem siedie Exilregierung desavouierten72, legten sie das Shiksal des zukünftigen polni-68 Genaue Informationen über die britishe Diskussion 1943 in Brandes: Groÿbritannien (wieAnm. 53), S. 240 und 247.69 Dieses Problem hat, da es einen Ausshnitt aus den letzten Amtshandlungen Mikoªazyks alsPremierminister darstellt, eine umfangreihe Literatur hervorgebraht; vgl. Durazy«ski: Granie(wie Anm. 61), S. 325 f.; Kami«ski: Zarys (wie Anm. 53), S. 751.70 Die wohl letzte bekannte Ausarbeitung in dieser Angelegenheit ist ein Projekt des Ministeri-ums für Kongreÿarbeiten vom Frühjahr, das am 27.9.1944 vom Ministerrat angenommen wurde;siehe Lippózy/Walihnowski: Przesiedlenie ludno±i niemiekiej z Polski po wojnie ±wiatowejw ±wietle dokumentów [Die Umsiedlung der deutshen Bevölkerung aus Polen nah dem ZweitenWeltkrieg im Lihte der Dokumente℄, Warszawa 1982, S.178-190; vgl. auh W stron� Odry (wieAnm. 55), Bd. III, S. 202-210 (Dokumente vom Juli 1944).71 Siehe Winiewiz: Co pami�tam (wie Anm. 62), S. 270-281; auh die Bemerkungen von Ker-sten: Repatriaja (wie Anm. 38), S. 69, 78.72 Hofmann: Nahkriegszeit (wie Anm. 52), Kap. II/2, S. 63 f., maht darauf aufmerksam, daÿdie radikale Vershlehterung der Lage der Exilregierung im Herbst 1944 ihre Folgen auh aufder Ebene des Problems der Westgrenze hatte; da keine Ansiedlung aus den Ostgebieten herausvorgesehen war (um die polnishe ethnishe Substanz in diesen Gebieten niht zu shwähen), war
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shen Staates in die Hand der Kommunisten. Die Polnishe Arbeiterpartei und diekommunistishe Emigration in Moskau wiederum verfügten über eine ausgesprohenbesheidene Basis an Führungskräften, auh in Kreisen von Politikern, Intellektu-ellen und Beamten. Bis 1944 fällt es shwer, irgendeinen Beitrag der Kommunistenzur Diskussion um die Westgrenzen nahzuweisen, ganz zu shweigen von konkretenDenkshriften zu den Bevölkerungsvershiebungen nah dem Krieg. So muÿte das gi-gantishe, Millionen von Menshen betre�ende Um- und Ansiedlungsprogramm alseine groÿe Improvisation organisiert werden, durhgeführt mit Hilfe von ganz undgar niht darauf vorbereiteten Personen und ad ho gesha�enen Institutionen;73 wirkommen im nähsten Kapitel auf diesen Umstand zurük.Als wihtig erwies sih auh die dritte langfristige Folge, die sih aus der radikalenÄnderung der Grenzpläne im Jahre 1944 ergab: die enorme Steigerung der Zahl derzur Aussiedlung vorgesehenen Personen. Das britishe Interdepartmental Committeeon the Transfer of German Population (ICTGP) erarbeitete im Mai dieses Jah-res eine umfangreihe Denkshrift, die dem Department of State überreiht wurde,und warnte darin vor den wirtshaftlihen und sozialen Folgen einer Umsiedlung vonsehs bis zehn Millionen Menshen (aus Polen und der Tshehoslowakei zusammen).Was die prinzipielle Berehtigung des �Transfers� betri�t, änderten die Briten ihreEinstellung niht, wiesen aber darauf hin, daÿ die gewaltige Migration einer vieleMillionen umfassenden Menshenmenge zum Kollaps der � ohnehin durh den Kriegruinierten � Märkte führen werde, des Wohnungs- und des Arbeitsmarktes, aber auhzu einer kritishen Lage der Lebensmittelversorgung, was wiederum auf die deutsheFähigkeit durhshlagen würde, Reparationen zu zahlen. Wenn die Migration direktnah Kriegsende durhgeführt werde, so warnte das ICTGP, könne dies zur einem�völligen Zusammenbruh Deutshlands� führen und zugleih die organisatorishenMöglihkeiten Polens und der Tshehoslowakei übersteigen.74 Das Dilemma war un-lösbar: es war nur shwer vorstellbar, daÿ diese Staaten, nahdem die Alliierten dieGrundsatzentsheidung getro�en hatten, die Aussiedlung der Deutshen ausgereh-net zu einer Zeit vershieben würden, in der die antideutshen Emotionen zwangsläu-�g am stärksten sein muÿten. Im Fall von Polen kam die zusätzlihe Notwendigkeithinzu, so shnell wie möglih Siedlungsplätze für die aus den ehemaligen Ostgebie-ten ausgesiedelte Bevölkerung zu sha�en � dieser Prozeÿ kam im September 1944 inGang, als entsprehende �Evakuierungs�-Verträge mit den westlihen Republiken derUdSSR unterzeihnet wurden.75 Unlösbar war auh das Dilemma Groÿbritanniens:es war sih durhaus darüber im klaren, daÿ seine eigene Position in Deutshlandbedroht sein würde, wenn es shon bald für das Überleben von vielen Millionen durhniht zu erklären, woher die Siedler kommen sollten, die an die Stelle der ausgesiedelten Deutshenzu treten hätten. Von hier aus war es niht mehr weit bis zu einem teilweisen Verziht auf dieForderung nah Aussiedlungen und letztendlih auh zu einem Verziht auf Breslau und Stettin.73 Darauf weist u.a. hin Jaworski: Na szlaku (wie Anm. 52), S. 43.74 Der Beriht wird breit diskutiert von Hans-Åke Persson: Rhetorik und Realpolitik. Groÿbri-tannien, die Oder-Neiÿe-Grenze und die Vertreibung der Deutshen nah dem Zweiten Weltkrieg,Potsdam 1997, S. 64-69.75 Text der Vereinbarungen und Kommentar bei Ciesielski: Przesiedlenie (wie Anm. 31), S. 14�., S. 55-62.
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den Krieg ruinierter Menshen verantwortlih sein würde, die Briten muÿten aberwegen ihrer Verp�ihtungen gegenüber Polen und aufgrund ihrer Annahme, daÿ derTransfer die einzige Methode sei, die auf die Dauer zum Erfolg führen werde, für dieAussiedlungen optieren. Am 15. Dezember 1944 sprah sih Churhill im Unterhauso�ziell für den Grundsatz der Umsiedlungen und der Abshiebung der Deutshenaus den Polen zuerkannten Gebieten aus: es erfolgte �eine Umsiedlung von Millionenvon Menshen aus dem Osten in den Westen oder Norden bei einer gleihzeitigenAussiedlung der Deutshen (da ihre vollständige Aussiedlung geplant ist) aus denvon Polen im Westen und Norden übernommenen Gebieten. Die Aussiedlung wirdnämlih (...) das zufriedenstellendste und dauerhafteste Verfahren sein. Es wird nihtmehr jenes Völkergemish geben, das niht enden wollende Shwierigkeiten mit sihbringt, wie das im Elsaÿ und in Lothringen der Fall ist. Diese Angelegenheit istin ihrer Gänze in Ordnung zu bringen. Wir shreken weder vor der Aussiht aufdie Durhmishung von Menshen noh vor einer Umsiedlung riesigen Maÿstabs zu-rük, die unter den gegenwärtigen Verhältnissen eher möglih ist als irgendwannin früheren Zeiten.�76 Gleihzeitig bemühten sih die Briten im Einverständnis mitden Amerikanern darum, den Umfang der von Deutshland abgetrennten Gebietezu begrenzen. Am Vorabend der Konferenz von Jalta sahen die westlihen Alliier-ten die künftige staatlihe Zugehörigkeit von Ostpreuÿen, Danzig und Obershlesienfür entshieden an. Anders behandelten sie � trotz der Zusiherung vom November1944 � die Frage Pommerns77, und die � in Moskau formulierten � Überlegungen zueiner Grenzziehung an der Lausitzer Neiÿe riefen ihren lebhaften Widerstand her-vor. Der gemeinsame british-amerikanishe Standpunkt, wie er nah der faktishenMahtübernahme der Kommunisten in Polen formuliert wurde, lief darauf hinaus, diepolnishen territorialen Zugewinne zu minimalisieren und �den uneingeshränkten,massenhaften Transfer aus den Nahbarstaaten� aufzuhalten, der �shrittweise, unterinternationaler Kontrolle durhgeführt werden soll�.78 In Jalta spielte die Frage derAussiedlung der Deutshen im Kontext sharfer Kontroversen um die neue polnisheRegierung eine Rolle. Als Churhill in der Sitzung am 7. Februar Zweifel hinsihtlihder polnishen und deutshen Möglihkeiten erhob, mit sehs Millionen Ausgesie-delten zurehtzukommen, bagatellisierte Stalin das Problem (die Deutshen warenangeblih ohnehin shon aus den umstrittenen Gebieten ge�ohen), und Roosevelt76 Zit. nah Krzysztof Skubiszewski: Zahodnia grania Polski w ±wietle traktatów [Die West-grenze Polens im Liht der Verträge℄, Pozna« 1975, S. 52 f.; bezüglih der Fragmente von ChurhillsRede und analoger Bemerkungen von Clement Attlee, des Vorsitzenden der Labour Party, am1.3.1945 im Unterhaus siehe Lippózy/Walihnowski: Przesiedlenie (wie Anm. 70), S. 194-199;ferner: Quellen zur Entstehung der Oder-Neiÿe-Linie in den diplomatishen Verhandlungen wäh-rend des Zweiten Weltkrieges, hrsg. von Gotthold Rhode und Wolfgang Wagner, 2. erw.Aufl. Stuttgart 1959, S. 156-162, hier S. 159.77 Es ist �(...) die Ansiht zu vertreten, daÿ die Königlihe Regierung keine bestimmte Westgrenzeakzeptiert hat�, shrieb am 1. Februar 1945 Eden an Churhill, �wir müssen nämlih den LublinerPolen niht die gleihen Konzessionen mahen, wie wir sie Mikoªajzyk einzuräumen bereit waren,um eine Lösung des polnishen Problems zu erzielen. Selbst die Oderlinie ershöpft die polnishenMöglihkeiten, die neuen Territorien zu integrieren, und vergröÿert die mit dem Transfer von Millio-nen von Deutshen verbundenen Shwierigkeiten�; zit. nah Krystyna Kersten: Jaªta w polskiejperspektywie [Jalta in polnisher Perspektive℄, Londyn, Warszawa 1989, S. 55.78 Ebenda, S. 55, 59.



Einleitung 55
shlug vor, es an die Auÿenminister weiterzuleiten. Auf der vorletzten Plenarsitzungwiederholte Churhill am 10. Februar seine Vorbehalte gegen eine Vershiebung derGrenze bis zur Lausitzer Neiÿe, �weil damit ein derart groÿes Problem von Bevölke-rungsbewegungen entstünde, daÿ es niht zu beherrshen ist�79, doh dieser Einwandwurde von seinen Gesprähspartnern niht aufgegri�en. Die Konferenz endete mit ei-ner Bestätigung des sowjetishen Besitzstandes und ohne den Umfang der polnishenEntshädigung im Westen festzulegen. Es hat niht den Anshein, als ob die Fragenah der Konsequenz der Aussiedlungen einen gröÿeren Ein�uÿ auf dieses Ergebnisder Konferenz gehabt hätte; siherlih aber hat das Ausbleiben von Vereinbarungenin Jalta die ohnehin bereits verwikelte Situation noh komplizierter werden lassen,da dadurh, daÿ man die Frage nah dem Grenzverlauf o�en lieÿ, jene Bemühungenin der Shwebe blieben, die den Status der Gebiete zwishen der Grenze von 1939sowie der Oder und der Lausitzer Neiÿe regeln sollten. Inzwishen hatte die polnish-kommunistishe Provisorishe Regierung am 13. Februar, zwei Tage nah Ende derVerhandlungen von Jalta, die Entsheidung getro�en, sofort zur Umsiedlung vonPolen und Juden zu shreiten, d.h. den polnishen Staatsbürgern, die Gegenstandder Verträge über den Bevölkerungsaustaush mit den westlihen Sowjetrepublikengewesen waren, obwohl die Mitglieder des Ministerrates zahlreihe Zweifel hatten,ob die Umsiedlung von Millionen Menshen angesihts des Fehlens aller Hilfsmit-tel überhaupt möglih sei.80 Der Zeitpunkt, zu dem der Ministerrat den von einemprominenten Politiker der PPR eingebrahten Beshluÿ faÿte, suggeriert, daÿ sihdie polnishen Kommunisten siherlih in enger Absprahe mit Moskau dazu ent-shlossen hatten, das durh das Nihtzustandekommen von Vereinbarungen in Jaltaentstandene Vakuum auszufüllen.Vollendete TatsahenWie bereits erwähnt, hatten die polnishen Kommunisten bis 1944 weder ein be-stimmtes Programm zur Westgrenze noh ein intellektuelles personelles Potential,um den Eingliederungsprozeÿ der Gebiete östlih von Oder und Neiÿe vorzubereiten.Nihtsdestoweniger wurde die Forderung nah einer Vertreibung der Deutshen ausden neuen Gebieten im Jahre 1944 auh für diese politishe Gruppierung zur Selbst-verständlihkeit.81 Unklar blieb dagegen der Verlauf der Westgrenze: Im Julimanifestbeshränkte man sih auf allgemeine Formeln und sprah vom Kampf �um die Rük-kehr des alten polnishen Pommerns und des Oppelner Shlesiens zum Vaterland,um Ostpreuÿen, um einen breiten Zugang zum Meer, um polnishe Grenzpfähle ander Oder� und von der Beshlagnahme des deutshen Besitzes in Polen. Der in derNaht vom 26. auf den 27. Juli 1944 unterzeihnete geheime polnish-sowjetishe79 Ebenda, S. 82, 94; Persson: Rhetorik (wie Anm. 74), S. 72, mit ausführlihem Literaturver-zeihnis.80 Das Sitzungsprotokoll siehe in Ciesielski (Red.): Przesiedlenie (wie Anm. 31), S. 89-94; vgl.Kersten: Repatriaja (wie Anm. 38), S. 94 f.81 Vgl. den von Jaworski: Na szlaku (wie Anm. 52), S. 41, zitierten Artikel von Hilary Min vomFebruar 1944.
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Grenzvertrag bezeihnete als künftige deutsh-polnishe Grenze eine Linie westlihvon Swinemünde (Stettin blieb auf polnisher Seite), �weiter den Fluÿ Oder aufwärtsbis zur Mündung der Neiÿe, und von dort an die Neiÿe entlang bis zur tshehoslowa-kishen Grenze. Die sowjetishe Regierung übernimmt ihrerseits die Verp�ihtung,bei der Festlegung der Staatsgrenze zwishen Polen und Deutshland die Forderungnah einer Festlegung der Grenze gemäÿ der oben genannten Linie zu unterstützen�.Dem Vertrag war keine Karte beigefügt, und man wuÿte niht, ob es sih um dieGlatzer oder die Lausitzer Neiÿe handelte, was Stalin bei den Verhandlungen mitden Alliierten einen gewissen Spielraum einräumte.Vorerst, d.h. im zweiten Halbjahr 1944, spielten die mit der Eingliederung der bean-spruhten Gebiete verbundenen Probleme bei den Arbeiten des PKWN keine gröÿereRolle.82 Shon die Durhsetzung der Staatsgewalt in den Gebieten zwishen Weih-sel und Bug, wo es eine deutshe Zivilbevölkerung praktish niht gab, hatte sih alsshwierig erwiesen. Das am 31. August 1944 erlassene Dekret über das Strafmaÿ fürfashistish-hitleristishe Verbreher sowie für Verräter des polnishen Volkes, das am12. September um das Dekret über Sondergerihte und am 4. November um das De-kret über Maÿnahmen zur Siherstellung in Verbindung mit Volksverrätern ergänztwurde, sollte die strafrehtlihe Abrehnung mit Besatzungsverbrehen und Kollabo-ration ermöglihen. In der Praxis wurden die Herbstdekrete auf die festgenommenenMitglieder vershiedener deutsher Organisationen, auf tatsählihe Kollaborateuresowie auf Mitglieder der Heimatarmee und des antikommunistishen Untergrundsangewandt.83 Als Instrument zur Trennung oder, breiter gefaÿt, der Bevölkerungs-politik auÿerhalb des ehemaligen GG waren sie wenig geeignet; shon bald sollte dasProblem, wie die wirklihen Kollaborateure von der Masse der Opportunisten undder Opfer in den dem Reih einverleibten Gebieten zu trennen waren, auf die Ta-gesordnung der Beratungen der Regierung zurükkehren. Wie sehr die Probleme derallernähsten Zukunft im Herbst 1944 in Lublin noh entfernt shienen, zeigt die frü-he Geshihte des Staatlihen Repatriierungsamtes (PUR), das am 7. Oktober 1944vom PKWN eingerihtet worden war, um �die Repatriierung der Bevölkerung ausden Gebieten anderer Staaten auf das Territorium des polnishen Staates� durh-zuführen und diese Bevölkerung in Polen zu verteilen.84 Shon im folgenden Jahrmuÿte sih der PUR auh mit der Aussiedlung der deutshen Bevölkerung befas-sen. Im Herbst 1944 war eine solhe Perspektive für die Gründer des Amtes derart82 Eine anderslautende These bei Leopold Gluk: Od ziem postulowanyh do ziem odzyskanyh[Von den beanspruhten zu den wiedergewonnenen Gebieten℄, Warszawa 1971, S. 91. Er betont dieKontinuität des �West�-Gedankens und entsprehender Tätigkeiten auh in der Lubliner Zeit. DieseThese sheint in beträhtlihem Maÿ ein Ergebnis der Umstände gewesen zu sein, unter denensie entstand. Es ist shwer vorstellbar, woher der PKWN die von ihm erwähnten 750 Personennehmen wollte, die angeblih an Operationsgruppen in den Westgebieten delegiert wurden. Vgl. dieplastishe Beshreibung der Anfänge des PUR (Staatlihes Repatriierungsamt) in den Erinnerungenvon Wªadysªaw Wolski: Kartki kontrowersyjne [Kontroverse Blätter℄, Kraków 1980, S. 301-312,auh Jaworski: Na szlaku (wie Anm. 52), S. 41.83 �ukasz Soha [Maria Turlejska℄: Te pokolenia »aªobami zarne ... Skazani na ±mier¢ i ihs�dziowie [Diese vor Trauer shwarzen Generationen ... Zum Tode Verurteilte und ihre Rihter℄,Warszawa 1986, S. 29. Vgl. unten: Rehabilitierung und Lager.84 Vgl. Kersten: Repatriaja (wie Anm. 38), S. 90-92.
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abstrakt, daÿ Erwähnungen dieser Aufgabe fehlten, als man dieses Amt ins Lebenrief.Die Lage änderte sih nah den ersten Erfolgen der Roten Armee bei ihrer am 12.Januar 1945 erö�neten O�ensive diametral. Am 17. Januar nahm sie die RuinenWar-shaus ein, zwei Tage später Krakau und Lodz, bis Ende Januar fast ganz Ostpreu-ÿen. In der letzten Januarwohe übershritten sowjetishe und polnishe Einheitenim Westen und Norden an vielen Punkten die ehemalige deutsh-polnishe Grenze.In den ersten Februartagen stieÿen sowjetishe Spitzenverbände zwishen Königsbergin Brandenburg und Sorau in breiter Front an die Oder vor. Die deutshen Trup-pen zogen sih zusammen mit Millionen von Bewohnern der Gebiete östlih vonOder und Lausitzer Neiÿe in westliher Rihtung zurük. Über die Dimensionen undUmstände, unter denen die Evakuierung und die Fluht der deutshen Zivilbevölke-rung aus den jeweiligen Gebieten vor sih ging, berihten wir in den Einleitungenzu den einzelnen Teilen der Quellensammlung. Die damaligen polnishen Behördenhatten keinerlei Möglihkeit, auh nur annäherungsweise die Rihtungen und Folgendieser Bevölkerungsvershiebungen abzushätzen, es war aber klar, daÿ sih ange-sihts der anhaltenden Erfolge der Januaro�ensive das Problem der Übernahme derbeanspruhten Gebiete immer dringender stellen würde. Auf einer Sitzung des Mi-nisterrats am 21. Januar 1945 kam die Diskussion niht über die Formulierung vonSelbstverständlihkeiten hinaus: Der Notwendigkeit, das Tempo der Maÿnahmen zubeshleunigen, der Untershiede zwishen dem Shiksal des Generalgouvernementsund der eingegliederten Gebiete sowie der sih daraus ergebenden Untershiede beider künftigen Politik gegenüber den Volksdeutshen. �Um die Volksdeutshen undDeutshen brauhen wir uns keine Sorgen zu mahen�, sagte im Zusammenhang mitder in nähster Zeit geplanten Geldumtaushaktion der Vorsitzende (�Präsident�)des Landesnationalrates, Bolesªaw Bierut.85 Gleihzeitig begann sih ein andererAspekt der Abrehnung mit den Deutshen und mit den �Volksverrätern� heraus-zukristallisieren. Das Zentralorgan der PPR, �Gªos Ludu�, verband die Forderungdanah, den Mitgliedern der deutshen Minderheit die polnishe Staatsangehörigkeitabzuerkennen und sie zu �bannen�, mit dem Versprehen einer gesellshaftlihen Re-volution, die darauf beruhte, ihr ganzes Vermögen zu übernehmen; in einer etwasanderen Version sollte dieses Vermögen zur Wiedergutmahung an den durh dieOkkupation geshädigten Polen dienen.86Die Deutshen stellten ein Fragment der Realität in den alten westlihen Wojewod-shaften und in den neuen von den polnishen Behörden übernommenen Gebietendar. Die Forderung nah ihrer Entfernung aus dem neuen Polen stand auÿer Zwei-fel, doh diese Forderung war angesihts der Realitäten des Jahres 1945 kein fürsih stehendes Ziel. Die Ausnutzung des nah den Erfahrungen der Besatzungszeitallgemeinen Hasses auf die Deutshen zeihnete sih als einer von möglihen Brüken-pfeilern der Verständigung zwishen der neuen Staatsmaht und der miÿtrauishen85 AAN, URM 5/1097, Protokoll RM vom 21.1.1945; vgl. auh Einleitung zu Bd. 2 (in Vorberei-tung).86 �Die Deutshen zahlen den Ausgeraubten�, in: �Gªos Ludu� vom 1.2.1945, S. 1.
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Bevölkerung ab und wurde unter die gesamtstaatlihen Ziele der PPR aufgenommen,nämlih der Übernahme der Maht und der Ausweitung ihrer gesellshaftlihen Ba-sis. �Das wesentlihe Problem, das wieder ein Gegenstand der Zusammenfassungaller Kräfte, der Konzentration der gesamten Gesellshaft im Umfeld dieser West-probleme werden muÿ, ist das Problem der E n t d e u t s  h u n g [Hervorhebung imOrig.℄ der historishen polnishen Lande�, führte auf der Februarsitzung des Plenumsdes Zentralkomitees der erste Sekretär der Partei, Wªadysªaw Gomuªka, aus.87 DieseHo�nungen erwiesen sih als teilweise begründet; nah und nah � in der zweitenJahreshälfte � erklärte eine Gruppe von Politikern, Beamten und Wissenshaftlernaus dem regierungsnahen Untergrund tatsählih ihre Bereitshaft, sih an diesemProzeÿ zu beteiligen, stellte sih den neuen Behörden zur Verfügung und besetz-te wihtige Stellen im Ministerium für die Wiedergewonnenen Gebiete.88 Zunähsterö�nete die Übernahme nationaldemokratisher Parolen vom urpolnishen, piasti-shen Charakter der Gebiete, die nur dank dieser Interpretation als �wiedergewon-nen�89 bezeihnet werden konnten, gewisse propagandistishe Perspektiven, erledigteaber keines der konkreten Probleme. Als konkret konnte hingegen die (oben bereitsin anderem Kontext erwähnte) Forderung nah der Aufteilung des den Deutshenabgenommenen Besitzes ersheinen, zumal es sih in die Reihe shon vor dem Kriegbekannter und populärer Parolen einfügte: �(...) Die Hauptaufgabe der Bodenreformist die Entdeutshung Pommerellens� erklärte damals ein Abgesandter des ZK derPPR höheren Beamten der Wojewodshaft Pommerellen;90 diesem Aspekt ist bisherin der Literatur wenig Beahtung geshenkt worden.Gleihzeitig dauerten die Vorbereitungen an, die Gebiete östlih der nah wie vorunbekannten Westgrenze zu übernehmen. Am 2. Februar rief die Provisorishe Re-gierung ein Büro für die Westgebiete beim Präsidium des Ministerrats ins Leben� der Keim der für die Übernahme der neuen Gebiete verantwortlihen zentralenStrukturen.91 Am 13. Februar wurde die oben erwähnte Entsheidung über die Um-siedlung von Polen und Juden aus den westlihen Republiken der UdSSR gefällt, amnähsten Tag begab sih eine Delegation mit Bierut und Premierminister EdwardOsóbka-Morawski nah Moskau, die nah stellenweise kuriosen Verhandlungen zwar87 Zit. nah Pasierb: Migraja (wie Anm. 52), S. 16.88 Vgl. die Erinnerungen von Gluk: Od ziem (wie Anm. 82); die vollständigsten Angaben beiJaworski: Na szlaku (wie Anm. 52), S. 79-84. Über die potentiell groÿe Rolle des Polnishen West-verbandes [Polski Zwi¡zek Zahodni℄ im Kontext der �Entdeutshung� shrieb bereits im Februarder �Gªos Ludu�.89 Vgl. Borodziej, Hajniz: Kompleks (wie Anm. 53), S. 413-416. Eine Übersiht über die Pu-blizistik bietet Grzegorz Strauhold: Polska ludno±¢ rodzima ziem zahodnih i póªnonyh.Opinie nie tylko publizne lat 1944-1948 [Die alteingesessene Bevölkerung der West- und Nordge-biete. Niht nur ö�entlihe Ansihten in den Jahren 1944-1948℄, Olsztyn 1995, S. 33-38.90 Rok 1945. Województwo pomorskie. Sprawozdania peªnomoników rz¡du i wojewody [DasJahr 1945. Die Wojewodshaft Pommerellen. Berihte der Regierungsbevollmähtigten und desWojewoden℄, hrsg. von Ryszard Kozªowski, Warszawa 1997, S. 50 f., Ansprahe von AntoniAlster am 22.3.1945. Dymarski: Ziemie postulane (wie Anm. 52), S. 103 und 161, zeigt, daÿ dieBehandlung der neuen Gebiete u.a. als ein Mittel, um den �Hunger nah Land� zu dämpfen und dieÜbervölkerung des Dorfes zu verringern, im politishen Denken anderer politisher Gruppierungenshon früher vorhanden war.91 Jaworski: Na szlaku (wie Anm. 52), S. 42.
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keinen Zugang zum Text der Moskauer Entsheidung erhielt, ganz deutlih aber anihrem Zustandekommen beteiligt war.92 Der Beshluÿ des Staatlihen Verteidigungs-komitees (GOKO) der UdSSR Nr. 7558 vom 20. Februar 1945 beshrieb in Artikel 1den Verlauf der Grenze � bis zum Zeitpunkt einer Festlegung der de�nitiven GrenzenPolens bei einer künftigen Friedenskonferenz � entlang der Oder und der �westlihen�Neiÿe. Artikel 2 sah vor, daÿ die sowjetishen Militärbehörden Verwaltungsaufgabenin einem Streifen von 60-100 km hinter der Frontlinie wahrnehmen und die weitervon der Front entfernten Gebiete von den polnishen Behörden übernommen wer-den sollten, die zur Zusammenarbeit mit der Roten Armee verp�ihtet waren undihre Vertreter in die Stäbe der Fronten und Armeen zu entsenden hatten, die aufdem Territorium Polens tätig waren. Andreas Hofmann bemerkt zutre�end, daÿ sihPolen, als es die westlihen und nördlihen Gebiete kraft des GOKO-Beshlussesübernahm, auf eine geheime (und teilweise auh vor Warshau geheimgehaltene)militärishe Instruktion stützte, die nah internationalem Reht wertlos war;93 vomGesihtspunkt der polnishen Behörden aus war dieses Dokument siherlih besserals keines, wihtig war im Grunde allein Stalins Einverständnis.Am 26. Februar ernannte der Ministerrat polnishe Bevollmähtigte bei den vierFronten der Roten Armee und bei einigen auf polnishem Territorium kämpfendenArmeen. Am 14. März beshloÿ die Regierung die Aufteilung der neuen Gebiete invier Verwaltungsbezirke (Oppelner Shlesien, Niedershlesien, Pommern, Ostpreu-ÿen; die letztere, rein deutshe und nur eine kurze Zeit hindurh gültige Bezeihnungzeigt deutlih, mit welher Eile die Entsheidung getro�en wurde), an deren SpitzeBezirksbevollmähtigte standen. Vertreter der Bevollmähtigten wurden Delegiertedes Ministeriums für Ö�entlihe Siherheit, ähnlih war es auf der Ebene der Di-striktbevollmähtigten (sie entsprahen den Starosten; die territoriale Gestaltungder Kreise wurde von der deutshen territorialen Einteilung übernommen). Am 30.März verabshiedete die Regierung das Dekret über die Bildung der WojewodshaftDanzig94, �aus politishen Rüksihten� traf sie jedoh keine Entsheidung hinsiht-lih der übrigen neuerworbenen Gebiete.95 Der Prozeÿ der faktishen Einrihtungund Übernahme der Verwaltung in den einzelnen Wojewodshaften verlief unter-shiedlih, besonders langsam in Niedershlesien und im Bezirk Masuren;96 genauer92 Vgl. Henryk Ró»a«ski: �ladem wspomnie« i dokumentów (1943-1948) [Auf der Spur vonErinnerungen und Dokumenten (1943-1948)℄, Warszawa 1987, S. 186-201, bes. S. 192 f., 197-199.93 Hofmann: Nahkriegszeit (wie Anm. 52), S. 78 f., hier auh die ältere Fahliteratur und Zweifelan der Glaubhaftigkeit der polnishen Übersetzung in AAN, MZO 61.94 Umfangreihe Informationen zur Diskussion innerhalb der Regierung bei Tadeusz Marzak:Grania zahodnia w polskiej politye zagraniznej w latah 1944-1950 [Die Westgrenze in der pol-nishen Auÿenpolitik 1944-1950℄, S. 79-83; zu den unteren Ebenen der Zusammenarbeit siehe AnnaMagierska: Ziemie zahodnie i póªnone w 1945 roku [Die westlihen und nördlihen Gebiete imJahre 1945℄, Warszawa 1978, S. 19-26.95 Zit. nah einer Notiz des Justizministeriums vom August 1945 in: Jaworski: Na szlaku (wieAnm. 52), S. 67. Über weitere Änderungen und administrative Aufteilungen ebenda, S. 119-124.96 Dieser Prozeÿ wird genau dargestellt von Hieronym Rybiki: Powstanie i dziaªalno±¢ wªadzyludowej na zahodnih i póªnonyh obszarah Polski 1945-1949 [Entstehung und Tätigkeit derVolksmaht in den West- und Nordgebieten Polens 1945-1949℄, Pozna« 1976, S. 38-52, und AnnaMagierska: Przywrói¢ Polse. Przemysª na Ziemiah Odzyskanyh 1945-1946 [Polen zurükzu-
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beshrieben wird er in den Einleitungen zu den regionalen Teilen. Für den Prozeÿin seiner Gesamtheit ersheint die Tatsahe von Belang, daÿ er zwar mit Moskauabgesprohen war, aber die Form der Verwaltung in den neuen Gebieten niht prä-judizierte: Nah langen Diskussionen shuf der Ministerrat am 11. April das Amteines Generalbevollmähtigten für die Wiedergewonnenen Gebiete, das an den Ge-shäftsbereih des Ministers für Ö�entlihe Verwaltung (Ministerstwo AdministrajiPubliznej [MAP℄) angeshlossen wurde, das mit Edward Ohab einer der führendenPPR-Politiker bekleidete. Es wurde auh ein neuer Unterstaatssekretär für Angele-genheiten der Westgebiete im MAP berufen, dem das vom Präsidium des Minister-rates hierher verlegte Büro für die Westgebiete unterstellt wurde. Weitere Pläneund Diskussionen über die Reorganisation der Verwaltung in den neuen Gebietenbrahten vorerst keine Änderungen, und man blieb beim Zustand des Provisoriums,in dem theoretish die höhste polnishe Instanz in den West- und Nordgebietender Generalbevollmähtigte war, der im übrigen völlig von seinem Ministeramt undseinen Aufgaben in der Partei beanspruht wurde.97 Es war dies niht der einzigeShritt der PPR, der darauf abzielte, in den neuen Gebieten die oberste Gewaltzu übernehmen. Am 13. April wurde der Generalbevollmähtigte der Regierung fürRepatriierungsfragen, Wªadysªaw Wolski (PPR), zum Unterstaatssekretär im MAPberufen, der die Tätigkeit des PUR (das bald darauf dem MAP zugeordnet wur-de) und anderer Institutionen koordinierte, die sih mit der Migration entlang derOstgrenze, der Repatriierung aus der UdSSR und � in der Zukunft � auh mit der Re-patriierung aus Deutshland und Westeuropa befaÿten. Im Mai erhielt der PUR dieAufgabe zugewiesen, die Um- und Aussiedlungsaktion im Land selbst durhzuführen.Die voraussihtlihe Aussiedlung der deutshen Bevölkerung gehörte zunähst nihtzu den Aufgaben der Wolski unterstehenden Institutionen.98 Am 29. Mai entstandein vom Minister für Ö�entlihe Verwaltung geleitetes Interministerielles Komiteefür Fragen der Um- und Ansiedlung der polnishen Bevölkerung, das in der Praxisaber keine gröÿere Rolle spielte.Weitere Veränderungen im Bereih der Verwaltung erfolgten zusammen mit der Bil-dung der Provisorishen Regierung der Nationalen Einheit am 28. Juni 1945. DasAmt des Ministers für Ö�entlihe Verwaltung übernahm ein Mitglied der in Oppo-sition zu den Kommunisten stehenden, gleihwohl aber an der Ausübung der Mahtbeteiligten Polnishen Volkspartei (Stronnitwo Ludowe [SL℄) � Wªadysªaw Kiernik.Er bekleidete theoretish auh das Amt eines Generalbevollmähtigten für die Wie-geben. Die Industrie in den Wiedergewonnenen Gebieten 1945-1946℄, Warszawa 1986, S. 52-124;die Verfasserin maht darauf aufmerksam, daÿ die Einsatzgruppen des Wirtshaftlihen Komiteesbeim Ministerrat und des Industrieministeriums in vielen Fällen erheblih besser funktionierten alsdie Abgesandten anderer Zentralbehörden. Die zahlreihen Kon�ikte zwishen den vershiedenenBevollmähtigten gehören niht zum Thema unserer Arbeit, aber zweifelsohne shlugen sie sih aufdie Qualität der Verwaltungsarbeit nieder und damit auh auf die Lebensbedingungen der gesamtenBevölkerung.97 Jaworski: Na szlaku (wie Anm. 52), S. 43 f.; grundlegende Angaben über diese Behörde beiRybiki: Powstanie (wie Anm. 96), S. 92-96; Marzak: Grania (wie Anm. 94), S. 80-85; überdie Akzeptanz Moskaus vgl. die Aussage Bermans im Ministerrat am 30. März, ebenda, S. 83; vgl.auh Magierska: Ziemie (wie Anm. 94), S. 72-80.98 Vgl. Kersten: Repatriaja (wie Anm. 38), S. 91-93.
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dergewonnenen Gebiete; doh hatte er ähnlih wie sein Vorgänger, wie es sheint,keinen gröÿeren Ein�uÿ auf die Situation in den neuen Gebieten, wo vershiedeneStufen der sowjetishen Militärverwaltung, die entstehende Gesamtverwaltung (dietheoretish dem MAP unterstand, in Wirklihkeit aber von Funktionären der PPRund der PPS besetzt war), Einsatzgruppen vershiedener Ressorts, die Streitkräfteund das Ministerium für Ö�entlihe Siherheit miteinander konkurrierten. Im Som-mer 1945 wurde die Frage nah dem Umfang der Kompetenzen des MAP und desneuen, der Volkspartei angehörigen Ministers zu einem Problem bei der Wahl nihtnur zwishen vershiedenen organisatorishen Lösungen, sondern auh zu einem Ele-ment politishen Tauziehens99, das erst am 13. November entshieden wurde, als einMinisterium für die Wiedergewonnenen Gebiete (Ministerstwo Ziem Odzyskanyh[MZO℄)100 unter der Leitung von Gomuªka eingerihtet wurde. Die Errihtung desMZO bedeutete die de�nitive Übernahme der Maht durh die PPR in sämtlihenneuen Gebieten, das heiÿt auf einem Drittel der Flähe Polens.101Der Zeitraum zwishen der Konferenz von Jalta und dem Ende des Krieges erbrahteauh erste Versuhe, die Frage der Volksdeutshen in den 1939 dem Reih eingeglie-derten Gebieten zu entsheiden. Ein Dekret vom 28. Februar führte eine grundlegen-de Untersheidung zwishen �Leistungspolen� und Polen, die in die Gruppen III undIV der Deutshen Volksliste (DLV) eingetragen worden waren, deren Rehabilitierungsih � von Ausnahmen abgesehen102 � darauf beshränkte, eine Loyalitätserklärungzur �Nation und zum demokratishen Staat Polen� abzugeben, und zwishen Per-sonen, die in die Gruppe II eingetragen waren, deren Rehabilitierung auf dem Ge-rihtswege erfolgte; der erste Weg war selbstverständlih bedeutend einfaher. Beiden in die Gruppe I eingetragenen Personen wurde wie auh bei den Staatsangehö-rigen des Deutshen Reihes der Besitz automatish kon�sziert; ganz o�ensihtlihrehnete man niht mit der Möglihkeit ihrer Rükkehr zur polnishen Staatsange-hörigkeit. Das hastig vorbereitete Dekret nahm keine Rüksiht auf die prinzipiellenUntershiede zwishen der Nationalitätenpolitik des Dritten Reihes und der Lageder Polen im besetzten Obershlesien und in Groÿpolen. Aufgrund o�enkundigerFehler wurde es dem Landesnationalrat niht zur Bestätigung vorgelegt und verloram 7. Mai seine Rehtsgültigkeit. An seine Stelle trat das Gesetz vom 6. Mai über dieAussonderung feindliher Elemente aus der polnishen Gesellshaft (novelliert perDekret vom 24. August), das die grundlegenden Bestimmungen des Dekrets vom 28.Februar wiederholte, aber bei den Prinzipien, nah denen man bei der Rehabilitie-rung vorging, nah der jeweiligen Region untershied.103 Eine genauere Erörterung99 Vgl.Magierska: Ziemie (wie Anm. 94), S. 81 f.; am genausten wird dieses Problem dargestelltvon Jaworski: Na szlaku (wie Anm. 52), Kap. II.100 Organigramm und grundsätzlihe Angaben über die Struktur des MZO beiRybiki: Powstanie(wie Anm. 96), S. 92-96.101 Zum Sonderfall Danzig vgl. Bd. 4 (in Vorbereitung).102 Ausnahmen waren der freiwillige Eintrag in die DVL und ein Verhalten, das �niht mit ihrerpolnishen nationalen Eigenart zu vereinbaren war� (Art. 4).103 Ershöpfende Informationen zu beiden Dokumenten bei Marek Romaniuk: Podzwonne oku-paji. Deutshe Volksliste w Bydgoszzy (1945-1950) [Grabgeläute der Okkupation. Die DeutsheVolksliste in Bromberg (1945-1950)℄, Bydgoszz 1993, S. 50-59; Czesªaw Os�kowski: Spoªeze«st-
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dieser Probleme erfolgt weiter unten in den Abhandlungen zu den Regionen; dasGesetz vom 6. Mai stand jedenfalls am Anfang der langwierigen Querelen um dieRehabilitierung, die in den weiter unten verö�entlihten Dokumenten viel Raumeinnehmen.Beshlüsse über die Gestaltung der Verwaltung in den neuen Gebieten und über dieGesetzgebung zur Beseitigung der Folgen der DVL in den dem Reih eingeglieder-ten Gebieten stellten die wihtigsten Tätigkeitsfelder der Provisorishen Regierungim uns interessierenden Zeitraum dar. Sie fanden parallel zu den weiteren Erfolgender Roten Armee statt: Im Februar und März eroberte sie einen groÿen Teil Nie-dershlesiens, im März Pommern. Mit Ausnahme isolierter Inseln des Widerstands(wie des sih bis zum 26. April verteidigenden Stettin oder Breslaus, das erst am6. Mai kapitulierte) sowie eines breiten Streifens im südwestlihen Niedershlesien,wohin der Krieg praktish niht gelangte, befand sih bis Ende März das gesamteGebiet in der Hand der Sieger, das aufgrund des Vertrags vom 26./27. Juli 1944 undder Entsheidung des GOKO vom 20. Februar 1945 ein Teil Polens werden sollte.Das Tempo der Kriegshandlungen und die Shwähe der Verwaltung der Provisori-shen Regierung bewirkten, daÿ zivile Gruppen von Bevollmähtigten in den letztenKriegswohen nur ausnahmsweise bis zur Oder und zur Lausitzer Neiÿe vordrangen,ähnlih wie zur neuen nordöstlihen Grenze. Vom 28. April bis zum 19. Mai wareine solhe Gruppe in Stettin tätig, die aber niht viel ausrihtete; in vielen anderenStädten entlang der neuen Westgrenze stellten die sowjetishen Kommandanten dieeinzigen Behörden dar.104In dieser Situation muÿte direkt nah Kriegsende eine Entsheidung über eine Über-nahme von elementaren Verwaltungsfunktionen in den grenznahen Gebieten durhdie Armee fallen. Shon vorher hatten Armeeangehörige die Quali�kation der vonder Roten Armee ins Amt eines Bürgermeisters berufenen Personen zu überprüfen,falls notwendig ihre Ablösung herbeizuführen und den Zivilbehörden Instruktionenund Rihtlinien zu erteilen.105 Jetzt oblag der 2. polnishen Armee, in die einigeEinheiten der 1. Armee eingegliedert worden waren, die Aufgabe, eine Grenzwa-he zu organisieren, in einigen Kreisen die Verwaltung direkt zu übernehmen (inanderen hatte die Armee beim Aufbau einer Zivilverwaltung Hilfe zu leisten), dieWirtshaft und die Aussaat in Gang zu bringen und shlieÿlih Vorbereitungen zueiner Abshiebung der Deutshen zu tre�en. Zwishen dem 16. und dem 20. Maiwo Polski zahodniej i póªnonej w latah 1945-1956 [Die Gesellshaft West- und Nordpolens in denJahren 1945-1956℄, Zielona Góra 1994, S. 99-102, maht auf die Rolle des Polnishen Westverbands(PZZ) bei der Ausgestaltung des rehtlihen Rahmens für die Rehabilitierung aufmerksam.104 Vgl. Jan Misztal: Przesuni�ie Polski na zahód [Die Vershiebung Polens nah Westen℄, in:Kompleks wyp�dzenia, hrsg. von Wªodzimierz Borodziej und Artur Hajniz, Kraków 1998,S. 70-112; umfassend Magierska: Ziemie (wie Anm. 94), S. 84-104; Jaworski: Na szlaku (wieAnm. 52), S. 91-94. Zur administrativen Gliederung der neuen Gebiete vgl. Rybiki: Powstanie(wie Anm. 96), S. 103-116 sowie die Einleitungen zu den Abshnitten über die einzelnen Regionen.105 Die Rihtlinien des Quartiermeisters der 1. Armee über die Organisation der Zivilgewalt in denWestgebieten, in: Organizaja i dziaªania bojowe Ludowego Wojska Polskiego w latah 1943-1945[Organisation und Kampfhandlungen der Polnishen Volksarmee 1943-1945℄, Warszawa 1963, Bd.IV, S. 795-798, hier S. 796. Vgl. Dok. 14.
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1945 wurde die 2. Armee aus der 1. Ukrainishen Front herausgezogen, nah Polenzurükbeordert und reorganisiert (dieser Prozeÿ ging der Umgruppierung der RotenArmee um zwei bis drei Wohen voraus, deren Einheiten in Polen dem Kommandoder Armeegruppe Nord unter dem Oberbefehl von Marshall Konstanty Rokossow-ski unterstellt wurden).106 Die Truppenteile wurden in einem Streifen von fünfzigKilometern Breite östlih der Westgrenze aus den neu gebildeten Armeebezirkenherausgelöst und dem Befehlshaber der 2. Armee unterstellt. An der Wende vomMai zum Juni besetzten die 5., 7., 8., 10. und 12. Division die ihnen zugewiesenenAbshnitte an der Westgrenze.107 Am 3. Juni wurde der Oberkommandierende der2. Armee, Karol �wierzewski, zusätzlih zum �Generalinspektor für das Militärsied-lungswesen in den Wiedergewonnenen Gebieten� ernannt.108 Auf unbestimmte Zeitwurde die Armee zum Hauptrepräsentanten des Staates in seinen neuen westlihenGrenzgebieten.Zur selben Zeit, also in den ersten Wohen nah dem Ende der Kampfhandlungen,reiften in Warshau die Pläne zur Lösung des �deutshen Problems� durh die �Ent-deutshung� zumindest eines Teils der neuen Gebiete heran. Die Anfänge des Ent-sheidungsprozesses sind niht bekannt. Siherlih spielte eine wesentlihe Rolle, daÿdie Kampfhandlungen zu Ende gegangen waren und die Armee von ihren bisherigenAufgaben �befreit� worden war, die skeptishe Einstellung der Alliierten hinsihtlihder Grenze an Oder und Neiÿe und damit zusammenhängend die Absiht, � nahEvakuierung und Fluht � auf der Grundlage einer weiteren Reduzierung der deut-shen Bevölkerung in den beanspruhten Gebieten vollendete Tatsahen zu sha�en.Eine weitere Voraussetzung stellten die Vershiebungen der Bevölkerung aus denehemaligen polnishen Ostgebieten dar, die infolge der Entsheidung des Minister-rates vom 13. Februar im Frühjahr eigentlih erst an Bedeutung gewannen; vielleihtspielten auh Meldungen aus der Tshehoslowakei eine gewisse Rolle, wo im Maidie massenhafte Abshiebung der Deutshen aus dem Sudetenland begann.Alle diese Gründe �elen zeitlih zusammen mit dem Alptraum des Hungers und derStreiks, des Zusammenbruhs der Produktion und Kommunikation, mit der wah-senden Identitätskrise innerhalb der PPR und mit einer ähnlih ernsten Krise imSiherheitsapparat, zumal im Laufe der vorletzten Kriegswohe drei Bataillone der106 Zbigniew Kowalski: Powrót �l¡ska Opolskiego do Polski [Die Rükkehr des Oppelner Shle-siens zu Polen℄, Opole 1983, S. 26; Hofmann: Nahkriegszeit (wie Anm. 52), S. 93-98, weist zuReht darauf hin, daÿ die Sowjetstrukturen für die Polen niht unbedingt verständlih gewesen seinmüssen.107 Wªadysªaw Wydra: Dziesi¡ta Sudeka. Z dziejów 10 Sudekiej Dywizji Piehoty. Pa¹dziernik1944-pa¹dziernik 1945 [Dziesi¡ta Sudeka. Aus der Geshihte der 10. Sudetishen Infanteriedivisi-on. Oktober 1944 bis Oktober 1945℄, Warszawa 1977, S. 465 f.; Arkadiusz Ogrodowzyk: NadOdr¡ i Baªtykiem. Osadnitwo wojskowe na zahodnih i póªnonyh ziemiah Polski w drugiej wo-jnie ±wiatowej [An Oder und Ostsee. Das Militärsiedlungswesen in den westlihen und nördlihenGebieten Polens im Zweiten Weltkrieg℄, Warszawa 1979, S. 26.108 CAW III 1.65, Siedlungsbefehl Nr. 111 der Oberkommandos der polnishen Armee, abgedruktu.a. in �Orzeª Biaªy� (von nun an: OB), wyd. spejalne. Vgl. Krystyna Kersten: Osadnitwowojskowe w 1945 r. Próba harakterystyki [Das Militärsiedlungswesen im Jahre 1945. Versuheiner Beshreibung℄, in: Przegl¡d Historyzny 55 (1964), S. 640-659; Ogrodowzyk: Nad Odr¡(wie Anm. 107), S. 57-59. Dort die meisten Informationen zur Militärsiedlung.
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Inneren Truppen desertiert waren und sih ein gedankenloser Sadismus in selbst fürkommunistishe Genossen deutlih sihtbarer Weise ausbreitete. Das Plenum desZentralkomitees der PPR vom 20. und 21. Mai erinnerte in keiner Hinsiht an dieVersammlung einer siegreihen Partei: fast alle Teilnehmer an den Verhandlungenäuÿerten ihre höhste Beunruhigung über die Situation im Lande. Ähnlihe Be-sorgnis erregte die Lage in den neuen Gebieten: �Die Westgebiete bedürfen unseresentshiedenen Eingri�s�, sagte ein PPR-Mitglied, ein anderes äuÿerte alarmiert, daÿnah der politishen Niederlage, wie sie die Entfernung der polnishen Verwaltungaus Stettin darstellte, �Gerühte über Breslau� aufgetauht seien; das Gefühl der Be-drohung war allgegenwärtig. Gleihzeitig wurde die Attraktivität der Ansiedlungs-aktion in den neuen Gebieten durhaus optimistish bewertet (�Die Repatriierung inden Westen hat sehr groÿen Erfolg�). Gomuªka zog die entsheidenden Shlüsse undwarnte: �(...) Wenn wir die ehemals deutshen Gebiete niht polonisieren, werdenwir keine Gründe mehr dafür haben, das zu nehmen, was sie [d.h. die Alliierten℄uns niht geben wollen. Man muÿ in allen Einzelheiten den Plan einer Umsiedlungs-aktion ausarbeiten. Die Mittel dafür müssen wir bereitstellen. Die Ausweitung desLandes nah Westen und die Bodenreform binden die Nation an das System. EinRükzug shwäht unsere Position im Lande. Wenn es in den Westgebieten keinepolnishe Bevölkerung geben sollte, wird die Verwaltung in den Händen der RotenArmee liegen. Mit diesem Problem hängt die Rükkehr der Deutshen zusammen,die vor der Roten Armee ge�ohen sind. Wir müssen sie hinauswerfen, da alle Län-der auf nationalen, niht multinationalen Grundlagen errihtet sind.� Den konkretenHandlungsplan formulierte Gomuªka folgendermaÿen: �Bis zum Landesrat [der PPR,also innerhalb einer Wohe℄ ist der Plan der Umsiedlungsaktion auszuarbeiten, undzwar unter Berüksihtigung der Frage, was wir diesen Menshen geben. Auf seitender Regierung ist die Frage der Übergabe des Landes konkreter zu regeln. An derGrenze müssen eine Grenzwaht aufgestellt und die Deutshen hinausgeworfen wer-den, und jenen, die dort immer noh vorhanden sind, muÿ man solhe Bedingungensha�en, daÿ sie niht bleiben wollen.�109 Dieser Plan wurde vom Plenum des ZKder PPR ganz o�ensihtlih angenommen.Die nähste uns bekannte Etappe des Entsheidungsprozesses ist die Sitzung des Mi-nisterrates vom 26. Mai (siehe Dok. 28). Die Führung der PPR und die Regierungsetzten � wahrsheinlih aus Mangel an Informationen � übereinstimmend die Zahlan Deutshen in den neuen Gebieten zu niedrig an und zogen die Umsiedlung vonetwas mehr als zwei Millionen Menshen in Erwägung (a. eine Million Personen, dieals Polen angesehen wurden, sollte bleiben). Dies sollte teils dadurh geshehen, daÿman sie zur Ausreise bewegen wollte, teils auh durh die Einführung eines Systemsvon Zwangsarbeit in Lagern. Selbst wenn sie mit zu niedrigen Daten über die Zahlder Bevölkerung imWesten und im Norden operierten, waren sih die Entsheidungs-träger darüber im klaren, daÿ die Ansiedlung von Hunderttausenden von Polen ausdem Osten in den neuen Gebieten in der veranshlagten Zeit (vor der Ernte) nihtmöglih sein würde, ohne erheblih gröÿere Kräfte und Mittel einzusetzen. Auf der109 Zitate nah: Protokóª obrad KC PPR w maju 1945 roku [Verhandlungsprotokoll des ZK derPPR im Mai 1945℄, hrsg. von Aleksander Koha«ski, Warszawa 1992, S. 65, 21, 33, 11, 42.
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von Gomuªka angesprohenen Landeskonferenz der PPR vom 27. und 28. Mai wur-den den obersten Parteifunktionären die diesbezüglihen Entsheidungen von Ohabübermittelt. Der Minister für Ö�entlihe Verwaltung und sein Stellvertreter Wolski� der eigentlihe Leiter der Umsiedlungsaktion � sahen die Lösung der shwer vor-stellbaren Shwierigkeiten in einer maximalen Mobilisierung des �gesellshaftlihenFaktors�. Neben der Verwaltung und dem PUR sollten gerade gesellshaftlihe, inWahrheit von der PPR getragene �Ansiedlungskomitees� den Transport von 2,5 Mil-lionen Menshen bis zum 1. Juli gewährleisten, bis zum 1. September sollten eineweitere Million und bis Jahresende noh eine Million in Marsh gesetzt werden.110Während die PPR-Konferenz noh andauerte, wurde am 27. Mai ein Zentrales Um-siedlungskomitee ins Leben gerufen, in dem Vertreter aller legalen politishen Par-teien sowie der wihtigeren sozialen Organisationen und Berufsverbände vertretenwaren. Die Aufgaben des Komitees überstiegen die � ohnehin überaus optimistishen� Pläne des Büros für die Westgebiete, das zur selben Zeit entstand, bei weitem.111Umso mehr muÿte ihnen selbst ein Erfolg des ganzen Vorhabens, unabhängig vonallen Beshwörungen der PPR-Spitzenpolitiker112, als wenig wahrsheinlih gelten.Erheblih leihter war vermeintlih die Bereitstellung von Boden für die polnisheAnsiedlung, anders gesagt � die Entfernung der Deutshen. Ohab meinte in bezugauf die westlihen und nördlihen Gebiete, diese seien �ein fast entvölkertes undshreklih verwüstetes Land�, das von drei Millionen Menshen, darunter zwei biszweieinhalb Millionen Deutshen bewohnt sei, die im Augenblik von einer anshwel-lenden �Rükkehrwelle von Deutshen� von jenseits der Oder verstärkt würden. DieVorstellungen darüber, wie man die unerwünshten Bewohner der neuen Gebiete�hinauswerfen� solle, bewegten sih auf unkomplizierten Gleisen: �Wir teilen dieseBevölkerung in drei Gruppen�, sagte der Generalbevollmähtigte für die Wiederge-wonnenen Gebiete. �Die eine Gruppe werden wir hinauswerfen, indem wir unseretehnishen Möglihkeiten einsetzen, sie also, wie der Wojewode von Shlesien sagte,in kleinen Herden über die Oder und Neiÿe treiben. Der zweite Teil der Deutshen,diejenigen, die in der Industrie arbeiten, wo es uns an Fahleuten fehlt, bleibt füreine gewisse Zeit, solange wir niht die für uns nötigen tehnishen Kräfte gesiherthaben. Die dritte Gruppe, die in den Städten niht benötigt wird und die wir aus110 Die Dilemmata der polnishen Ansiedlungspolitik sind zuerst rekonstruiert worden von Kry-styna Kersten: Plany i organizaja migraji ludno±i rolnizej na Ziemie Zahodnie w 1945 r.[Pläne und Organisation der Migration der Landbevölkerung in die Westgebiete 1945℄, in: Kwar-talnik Historyzny 67 (1960), S. 682-696; dort S. 694, ein Organisationsshema der an der Aktionbeteiligten Institutionen. Die Inkompatibilität der Berufsstrukturen und der Bevölkerungszahl mitder agrarishen Struktur der neuen Gebiete ist eines der Leitmotive in den Arbeiten von PhilippTher: Deutshe und polnishe Vertriebene. Gesellshaft und Vertriebenenpolitik in der SBZ/DDRund Polen, Göttingen 1998, sowie Esh: �Gesunde Verhältnisse� (wie Anm. 52).111 Vgl. Hofmann: Nahkriegszeit (wie Anm. 52), S. 128-132, der die Forshungen von KrystynaKersten und Tomasz Szarota aus den sehziger Jahren ergänzt.112 Ohab: �(...) die Frage der Beherrshung, der Ansiedlung und Besiedlung der Westgebiete ist indiesem Augenblik wohl die gröÿte politishe Aufgabe, vor der unsere Nation steht, und zweifelsohnesollte sie neben der Losung vom Wiederaufbau des Landes zu einem zweiten Shlagwort werden,das die nationale Front zusammenshweiÿt. Denn es gibt keinen Polen, es sei denn, es handelesih um einen polnishen Agenten des Fashismus, es gibt keinen ehrlihen Polen, der niht dieWiedergewinnung der Gebiete an Oder und Neiÿe herbeisehnt (...)�; ähnlih argumentierte Wolski.
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Mangel an Transportmitteln niht abshieben können, shiken wir aufs Land, damitsie dort arbeiten, bis die Situation reif ist, sie über die Oder zu werfen.�113Ohabs Projekt wurde auf der Landeskonferenz der PPR niht diskutiert. Die Anwe-senden waren sih o�ensihtlih darüber im klaren, daÿ die Millionen von Menshenumfassenden Migrationsströme, die vorwiegend auf der Ost-West-Ahse verliefen,in der nähsten Zeit um zwei weitere verstärkt werden würden: durh die Abshie-bung einer möglihst groÿen Zahl von Deutshen über Oder und Neiÿe sowie durhdie Umsiedlung eines anderen Teils der deutshen Bevölkerung aus den Städten aufsLand. Im wesentlihen sollte dieser Plan die beiden Hauptziele der polnishen Politikgegenüber den Deutshen für den gesamten uns interessierenden Zeitraum harakte-risieren. Das erste und grundlegende Ziel war ihre Abshiebung aus Polen, das zweitedie maximale Ausbeutung der Verbleibenden, sowohl der verhältnismäÿig shmalenShiht unverzihtbarer Fahkräfte als auh der Masse potentieller, unquali�zier-ter Arbeiter, vor allem Landarbeiter, die u.a. dazu benötigt wurden, die von denPreuÿen übernommenen Landgüter zu bewirtshaften.114 Gleihzeitig entstand dasProblem der Veri�zierung, also der Zuerkennung der polnishen Staatsbürgershaftan Bürger des Deutshen Reihes, die als Polen anerkannt wurden, und das ebenfallsbereits erwähnte Problem der Rehabilitierung bzw. der Rükgabe � oder auh niht� der polnishen Staatsbürgershaft an solhe Polen, die während der Okkupationin die Deutshe Volksliste eingetragen waren. Auÿer diesen wihtigsten Kategoriengab es noh relativ kleine Gruppen von Deutshen, die sih auf polnishem Gebietaufhielten, aber keiner der oben genannten Kategorien zuzuordnen waren: Kinder,die ihre Eltern � zeitweise oder für immer � verloren hatten, Kriegsgefangene, Kran-ke und andere Personen, die aus Gründen der Gesundheit oder des Alters invalidewaren.Im Mai 1945 erregten die von Ohab aufgezählten Gruppen die gröÿte Aufmerk-samkeit, die zweifellos die Mehrzahl der Deutshen östlih von Oder und LausitzerNeiÿe darstellten. Mit den Plänen für ihre Aussiedlung beshäftigte sih eine Zu-sammenkunft der Wojewoden und Bezirksbevollmähtigten. Am 12. Juni beshloÿdie Regierung, die Umsiedlungsaktion von Polen unter der Voraussetzung zu inten-sivieren, daÿ in den westlihen und nördlihen Gebieten eine entsprehende Zahlvon Höfen und Wohnungen bereit stand. Wolski wurde zum �Generalkommissar fürFragen der Um- und Ansiedlungsaktion� ernannt und hatte die Umsiedlungen mitHilfe der Wojewodshafts- und Kreiskommissare zu leiten.115 Dennoh wuÿte man,daÿ die einzige Kraft, die fähig war, die vom Generalbevollmähtigten entworfeneOperation durhzuführen, die polnishe Armee war.116
113 Die Auftritte Ohabs und Wolskis in: Arhiwum Ruhu Robotnizego [Arhiv der Arbeiterbe-wegung℄, Bd. VII, Warszawa 1982, S. 65-70, hier S. 65 f.114 Vgl. Ther: Vertriebene (wie Anm. 110), S. 191 �., dort auh die einshlägige Literatur.115 AAN URM 5/1097, Sitzung des Ministerrats Nr. 42, 23.6.1945.116 Es ist niht gelungen, die Korrespondenz zwishen der Regierung und dem Oberkommandoder polnishen Armee über die Vorbereitungen der von der Armee durhgeführten Aussiedlungenaufzu�nden.
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Von der Armee durhgeführte AussiedlungenDie 1. polnishe Armee kämpfte seit Anfang Februar auf Reihsgebiet, Einheitender 2. polnishen Armee übershritten Anfang März 1945 die ehemalige polnish-deutshe Grenze. Die ersten Befehle unterstrihen die Notwendigkeit, Würde zuwahren, die Disziplin zu festigen, �Alkoholmiÿbrauh, Plünderungen und Rowdy-tum� zu bekämpfen und sih um die materiellen Güter zu kümmern (�Der Reihtumdieses Landes wird uns beim Wiederaufbau des Vaterlandes dienen, darum müssenwir es unzerstört erhalten�). Die Soldaten wurden auh vor subversiven deutshenElementen gewarnt117, indem man ihnen befahl, �mit der Wa�e in der Hand� einenrüksihtslosen Kampf gegen den Feind zu führen. Bereits früh wurde das Problemder Zivilbevölkerung wahrgenommen; noh während der Kampfhandlungen wurdedie Frage des �rihtigen� Umgangs mit der deutshen Zivilbevölkerung wiederholtzum Gegenstand von Befehlen und Instruktionen der Führung beider polnisherArmeen; es ging auf der einen Seite darum, Plünderungen, Vergewaltigungen undStandgerihten vorzubeugen, auf der anderen, die �notwendige� Wahsamkeit gegen-über den Deutshen, vor allem den deutshen Frauen zu üben (siehe Dok. 8, 13, 15u. 22);118 der erste Befehl �Über die Unzulässigkeit von Diebstahl und Raub undüber den Kampf mit der Plünderei� trägt das Datum des 5. Februar 1945119, nihtganz zwei Wohen später ergab sih in einer der Divisionen der 1. Armee die Not-wendigkeit, an das Verbot zu erinnern, deutshe Kriegsgefangene zu ershieÿen.120Nah dem Ende der Kampfhandlungen wurde das � häu�g shlehte � Verhältnis zurRoten Armee zum Hauptproblem der polnishen Armee-Einheiten. Dieses Problemspiegelt sih in vielen weiter unten dargebotenen Dokumenten wider. Die gegensei-tigen Vorwürfe, deren Ursahe niht selten der Umgang mit den Deutshen121 undmit dem deutshen Besitz lag, lieÿen für die künftige Zusammenarbeit der beidenArmeen das shlimmste befürhten. Aus den polnishen Armee- und Zivilakten, dievoll von kritishen Anmerkungen zum Verhalten der Roten Armee sind, ergibt sihdas Bild eines zunehmenden Verfalls der Disziplin bei den sowjetishen Einheiten;ähnlihe Probleme bereiteten den polnishen Einheiten auh im späten Frühjahr undim Sommer 1945 Sorgen. Am 26. Juli erlieÿ der Oberbefehlshaber der 2. Armee naheiner ganzen Serie von Unfällen beim Wa�engebrauh den Befehl, den Soldaten und
117 Aus einem Sonderbefehl des Oberkommandos der 2. Armee nah Übershreiten der ehemaligendeutsh-polnishen Grenze, OB. 12.3.1945; ebenda, Artikel �Wi�ej zujno±i�.118 Vgl. Bernadetta Nitshke: Sytuaja niemiekiej ludno±i ywilnej na ziemiah polskih [DieLage der deutshen Zivilbevölkerung in Polen℄, in: Kompleks (wie Anm. 104), S. 59. Mit diesenProblemen hatte die Armee länger zu tun � siehe dazu weiter unten.119 CAW III-75/7, Befehl Nr. 007 des Oberbefehlshabers der 1. Armee.120 Ebenda, Anordnung Nr. 34 des Stabshefs der 6. Infanteriedivision (Diwizja Piehoty [DP℄).121 Man darf die Wirksamkeit von Befehlen und Anordnungen niht übershätzen, muÿ aber dar-an erinnern, daÿ für die Rote Armee seit dem 15. April der Befehl Nr. 1172 über die Verände-rung des Verhältnisses zu den Deutshen galt, der anordnete, die niht kompromittierten Deut-shen rüksihtsvoll zu behandeln: Zenon Romanow: Ludno±¢ niemieka na ziemiah zahodnihi póªnonyh w latah 1945-1947 [Die deutshe Bevölkerung in den nördlihen und westlihen Ge-bieten in den Jahren 1945-1947℄, Sªupsk 1992, S. 43.
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Untero�zieren sämtlihe Munition abzunehmen.122 Vor diesem Hintergrund werdendie Shwierigkeiten mit der �Abdihtung� der Grenze besser verständlih, die u.a.durh die angeblihe Aktivität des deutshen Untergrunds erklärt wurden.123Dieses ganze Bündel von Problemen � die Belastung der Armee mit Befugnissender Zivilverwaltung, der Polizei und Grenzpolizei, der Mangel an Erfahrung und derVerfall der Disziplin, das shlehte Verhältnis zu den Russen � prägte die erste Etappeder Abshiebung der Deutshen aus Polen im Juni und Juli 1945. In der regionalenLiteratur wird darauf hingewiesen, daÿ die Entsheidung über die Juniaktion inhohem Maÿe unter Eindruk der massenhaften Rükkehr deutsher Flühtlinge ausder sowjetishen Besatzungszone in die Westgebiete �el.124 Wie wir oben gezeigthaben, reihten die Gründe für die Entsheidung der Warshauer Behörden weiterund tiefer. Die Option für eine sofortige Inangri�nahme der Aussiedlungen ergabsih vor allem aus dem Willen, noh vor Potsdam vollendete Tatsahen zu sha�en� und aus der Besorgnis vor einem �Stekenbleiben� der Umsiedlungen von Polenaus den ehemaligen Ostgebieten infolge des Nihtvorhandenseins freier Bauernhöfe�, und shlieÿlih aus dem Plan, noh vor der Ernte eine möglihst groÿe Zahl vonPolen anzusiedeln.Gleihzeitig wurde der Warshauer Plan für die Massenaussiedlungen aus demGrenzstreifen von Anfang an durh lokale Initiativen deformiert, die an Orten ent-standen, die fernab von der Grenze lagen. In Danzig und Stolp waren die Plänezur Aussiedlung der Deutshen aus der Stadt Resultat des Wunshes, Quellen füranstekende Krankheiten und Epidemien in Gestalt der Masse der hungernden undgeshwähten deutshen Bevölkerung zu beseitigen (vgl. Bd. 3 � in Vorbereitung,Dok. vom 2. August 1945, und Bd. 4 � in Vorbereitung, Dok. vom 3. August 1945);überall wurden die Aussiedlungen durh die Furht der regionalen Behörden vor einerweiteren Rükkehr von Flühtlingen aus dem Winter 1944/45 begründet, vor allemaber durh den Willen nah einer möglihst rashen Realisierung des Programmsder Polonisierung. Shon am 24. Mai wurde im Bezirk Masuren die Entfernung derDeutshen aus den Städten und die Ghettoisierung der übrigen angeordnet (vgl.Dok. 239, Anm. 1). Am 18. Juni erlieÿ der shlesishe Wojewode Aleksander Za-wadzki eine Anordnung zur Deportation von Deutshen über Oder und Neiÿe nahWesten (vgl. Bd. 2 � in Vorbereitung). Am 20. Juni mahte sih das Ministeriumfür Ö�entlihe Verwaltung die Weisungen Zawadzkis zur Frage der Veri�zierung der122 Siehe Dok. vom 27.4., 24.6.; CAW III-91.20, Befehle des Befehlshabers der 2. Armee Nr. 150vom 19.7. 1945 und Nr. 160 vom 26.7.1945; CAW III-75/7, Befehl Nr. 29 des Stabs der 6. DP �überdie Bekämpfung von Geshlehtskrankheiten�.123 Vgl. z.B. das Shreiben des Chefs der Abteilung Aufklärung der 7. Infanteriedivision (DP)(CAW III-91.20; eingegangen an 37 pp 21.7.), das eine solhe erhöhte Wahsamkeit anordnet, um�Spionen und Diversanten keine Möglihkeit zum Grenzübertritt zu geben�. Die an der Grenzeaufgegri�enen Personen sollten danah gefragt werden, �welhe konkreten Shritte auf seiten derGestapo, der �SS� und anderer fashistisher Organe für den Übergang in die Konspiration ergri�enworden sind (...), wo sih � auf dem Gebiet Deutshlands wie auh im von uns eingenommenenTerritorium � die Kommandozentralen für die subversive und terroristishe Tätigkeit be�nden�.124 Dieser Ersheinung wird besonders in der älteren Fahliteratur groÿe Bedeutung beigemes-sen, doh auh die Verfasser der jüngsten Arbeiten weisen darauf hin; vgl. die Bemerkungen vonRomanow: Ludno±¢ (wie Anm. 121), S. 9-16.
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polnishstämmigen Bevölkerung zu eigen und setzte einfahe und eine shnelle Inte-gration garantierende Kriterien zur Aufnahme von Polen, die bis dahin Staatsbürgerdes Deutshen Reihes gewesen waren, in Kraft.125 Gleihzeitig wurde die Verord-nung des Wojewoden von Shlesien über die möglihst shnelle Ausweisung der �eh-ten� Deutshen am 2. Juli wiederholt und erweitert (s. Bd. 2). Auf der Grundlagedieser Erlasse rihtete die Verwaltung der Wojewodshaft Shlesien einige DutzendLager für Personen ein, die zur Aussiedlung vorgesehen waren126, in einigen StädtenObershlesiens fanden wahre Razzien statt127, in die leeren Wohnungen zogen Polenein. Im Bezirk Masuren, wo für die erste Julidekade eine ähnlihe Aktion geplantwar, muÿte sie wegen fehlender Mittel abgebrohen bzw. vershoben werden.128Niht viel anders sahen die Aussiedlungen entlang der Grenze aus. Die pathetishePhraseologie der Befehle129 konnte die Tatsahe niht verbergen, daÿ die Armee aufihre Durhführung niht vorbereitet war. Man bemühte sih, die Motivation durheine gröÿere Menge von Propagandamaterial zu erhöhen, indem auf die positiven Fol-gen einer Aussiedlung der Deutshen hingewiesen wurde: Die Sha�ung von Raumfür die Ansiedlung von Polen (darunter auh für die Militäransiedlung), die Ver-stärkung der �Repatriierung� aus dem Osten, die Übernahme neuen und wertvollenBesitzes in geshihtlih polnishen Gebieten.130 In der Praxis hatte die Verbindungvon fehlender Vorbereitung, Rahegelüsten, Hast und einem auh in der Armee all-gemein zu spürenden Verfall moralisher Grundsätze Folgen, die aus der Perspektivejener Menshen, die von der Aktion in Mitleidenshaft gezogen wurden, fatal wa-ren. Man hatte keine Transportmittel für marshunfähige Personen vorgesehen, esgab Restriktionen hinsihtlih der für das Paken zur Verfügung stehenden Zeit undauh für alle anderen Umstände, die mit der Vertreibung aus dem Heimatdorf oderder Heimatstadt zusammenhingen. �Den Deutshen wird erlaubt, soviel an Lebens-mitteln mitzunehmen, daÿ es bis zum Übertritt über die Oder reiht, n i  h t sm e h r�131 [Hervorhebung im Original, WB℄ lautete eine der für die gesamte Aktion
125 Vgl. DC 23.6.45; Hofmann: Nahkriegszeit (wie Anm. 52), S. 316, hier auh die ältere Fahli-teratur.126 Vgl. Misztal: Przesuni�ie (wie Anm. 104), in: Kompleks, S. 101-108.127 Vgl. Bd. 2: Wojewodshaft Shlesien (in Vorbereitung); als weiteres Beispiel den Beriht desPropagandao�ziers der 13. DP an den Leiter der Abt. f. polit. Erziehung der 13. DP über denVerlauf der Aussiedlung von Deutshen aus Beuthen, 30.7., CAW III-4.321.128 Vgl. Claudia Kraft: Einleitung, Anm. 51; ferner: Warmiay i Mazurzy w PRL. Wybór do-kumentów. Rok 1945 [Ermländer und Masuren in der Volksrepublik Polen. Sammlung von Quellen.Das Jahr 1945℄, bearb. von Tadeusz Baryªa, Olsztyn 1994, S. 43. Hofmann: Nahkriegszeit (wieAnm. 52), S. 226, weist auf die Rolle der Lokalverwaltung beim Inkraftsetzen der Abshiebung vonDeutshen hin.129 �Es ist ein historisher Tag in der Geshihte Polens gekommen, der Hinauswurf des germa-nishen Ungeziefers aus den seit Jahrhunderten polnishen Gebieten. Jeder O�zier, Untero�zierund Soldat muÿ sih darüber im klaren sein, daÿ er heute eine geshihtlihe Mission erfüllt, aufderen Verwirklihung ganze Generationen gewartet haben� � aus einem Befehl des Stabes der 5.Infanteriedivision (DP) vom 26. 6. 1945, CAW III-61.26.130 Siehe OB, von Mitte Juni bis Mitte Juli 1945, passim, u.a. ein Befehl des Oberkommandosüber die Militäransiedlung (12.6.) und eine entsprehende Instruktion (28.6.1945).131 Befehl Nr. 017 der 12. DP vom 22.6., CAW 521.12.4.
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typishen Direktiven � und dies war noh niht einmal die bösartigste Variante.132Die weitreihenden Folgen dieser Brutalität gegenüber Zivilpersonen � die sih auhin Form von Ausraubungen der Aussiedler und Vergewaltigungen äuÿerte � wur-den anfangs niht ernstgenommen; der Oberbefehlshaber der 5. Division, der vomOberkommando der 2. Armee �für die shnelle und energishe Organisation der Aus-siedlung der Deutshen�133 belobigt wurde, hatte sih in der ersten Phase der Aktionnoh über Regimentskommandeure lustig gemaht, �die derart unfähig sind, daÿ siedie Aussiedlungsaktion niht so durhführen können, daÿ die Deutshen von selbstvor uns �iehen, oder derart gutmütig sind, daÿ sie �Versailles� spielen und die Deut-shen �bitten�, unser Land freundliherweise zu verlassen�.134 In der Endphase dervon der Armee durhgeführten Aussiedlungen drohte der Stab dieser Division denihm unterstellten Einheiten mit strengen Strafen wegen unrehtmäÿiger Requisitio-nen (vgl. Bd. 3: Wojewodshaft Posen (in Vorbereitung), Dok. vom 13. Juli 1945);135das Problem einer �immer gröÿeren Verbreitung von durh Soldaten verübten Ge-waltakten gegenüber deutshen Frauen� wurde sogar auf der Ebene des Armeeober-kommandos wahrgenommen (ebenda, Dok. vom 16. Juli 1945). �Die Aussiedlungs-aktion trug zu einer erheblihen Lokerung der Disziplin und zum Niedergang dermoralishen Verfassung der Soldaten bei (...)�, urteilten Inspekteure der Hauptver-waltung für Politishe Aufklärung nah einer Inspektion der 12. Division136, und essheint, als lieÿe sih diese Einshätzung auf andere an dieser Aktion beteiligte Ein-heiten übertragen. Direkt nah ihrer Beendigung widmete ihr der Befehlshaber der2. Armee einen gesonderten Befehl137, doh das Problem, die Armeeangehörigen vorangeblih gefährlihen Ein�üssen der Deutshen � vor allem der deutshen Frauen� zu bewahren, sollte die Armee noh bedeutend länger begleiten.138 Das Fraterni-sierungsverbot war übrigens nur ein Aspekt der Beziehungen zwishen Militär unddeutsher Zivilbevölkerung.139 Zur selben Zeit, in der die Armee die Deutshen ausden Westgebieten aussiedelte, trat sie zugunsten von deutshen Mitgliedern in Fami-132 Einem späteren Beriht zufolge (Beriht von der Inspektion der 12. DP vom 23.7., CAW III-w/134) wurden die Deutshen �per Fuÿmarsh zur Fährstelle an der Oder gebraht, wo ihnen allewertvollen Gegenstände abgenommen und ihnen ungefähr 20 kg pro Person belassen wurden�.133 Befehl von General Sankowski vom 25.6., CAW III-61.26.134 Befehl des Leiters der 5. DP vom 25.6., CAW III-60.5.135 Vgl. den analogen Befehl des Stabs der 12. DP vom 3.7., CAW IV-521.12.4.136 Beriht von der Inspektion der 12. DP vom 23.7., CAW III-2/134 (wie Anm. 132).137 Befehl Nr. 157 vom 26. Juli, CAW IV-521.12.4. Von den sehs in dem Befehl aufgezähltenFällen shwerer Disziplinlosigkeit betraf einer die Beraubung und Vergewaltigung einer Deutshen(Gefängnisstrafen von vier und sehs Jahren), ein anderer die Ershieÿung eines 15jährigen Jungen(aht Jahre Gefängnis). Vgl. Bernadetta Nitshke: Polay wobe Niemów � odpowiedzialno±¢Niemów za zbrodnie wojenne [Polen und Deutshe � die Verantwortlihkeit der Deutshen für dieKriegsverbrehen℄, in: ZH 123 (1998), S. 3-26, hier S. 6.138 Vgl. Dok. 26.9. sowie die oben zitierten Dokumente und den Befehl des Oberkommandos derpolnishen Armee, Nr. 00195 vom 28.8. (CAW III-2.336).139 Auÿer den in der vorigen Anmerkung zitierten Dokumenten siehe den Befehl des Befehlshabersder 7. DP vom 31.7. (CAW III-91.20): �O�ziere, die in o�enkundigen Verhältnissen mit deutshenFrauen leben, sind als Individuen, die die nationale Solidarität vermissen lassen und die Kontaktmit Feinden der Nation angeknüpft haben, an die Ehrengerihte zu überstellen. Zu unterbindensind alle gesellshaftlihen Kontakte mit der deutshen Bevölkerung, die niht mit der Würde einespolnishen Soldaten vereinbar sind, dessen Nation von deutsher Hand viele Verluste erlitten hat.�
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lien von Militärangehörigen ein140 und die Feldgerihte, die Plünderer aburteilten,berüksihtigten Aussagen von Deutshen.141Die Aussiedlungen begannen am 20. Juni in Guben142 und endeten ungefähr einenMonat später. Ihr Verlauf ist in der älteren Fahliteratur umfassend geshildert wor-den.143 Trotz einiger Versuhe der Zivilverwaltung, Ordnung in die Aktion zu bringen(vgl. Dok. 38), hatte sie faktish keinen Ein�uÿ auf ihren Verlauf. In den Berihtender Verwaltung werden die Operationen des Militärs im Juni und Juli 1945 in ho-hem Maÿe kritish beurteilt, da sie ganze Städte und Dörfer von Arbeitskräftenentblöÿten144 und �unerwünshte Ergebnisse zeitigen, die negativ auf die Ankurbe-lung der Wirtshaft in den wiedergewonnenen Gebieten wirken und im Bereih derinternationalen Beziehungen unerwünsht sind�.145 Die Aktionen der polnishen Ar-mee hatten nämlih Proteste der westlihen Alliierten und Unzufriedenheit bei denamtlihen Stellen der sowjetishen Besatzungszone hervorgerufen, die behaupteten,daÿ ihnen die Aussiedlungspläne niht bekannt gewesen seien. Gegen die Aktion pro-testierten auh einige Wojewoden � in Anbetraht der wirtshaftlihen Folgen, vorallem für die näherrükende Ernte.146 Erst nahdem die Aktion bereits zwei Wohendauerte, begann man zu begreifen, daÿ diese Argumente begründet waren.147 Am 6.Juli nahm das Oberkommando dazu Stellung, wahrsheinlih wurde erst zu dieserZeit eine ernsthaftere Anstrengung unternommen, die Aktion mit den Russen zukoordinieren.148Denn als entsheidend für das Fiasko der Aktion erwies sih das Verhältnis zur RotenArmee. Die Warshauer Behörden hatten geglaubt, daÿ �an alle Kommandanten derSowjetishen Streitkräfte aus Moskau Weisungen ergangen sind, daÿ die Deutshenaus diesen Gebieten entfernt werden� und sih das ganze Problem auf die möglihst140 CAW 510.2/A 631, Hauptverwaltung für Politishe Aufklärung an den Armeebezirk Pommernvom 26.6.: �(...) Familien mit reihsdeutsher, volksdeutsher oder eingedeutshter Staatsangehörig-keit, deren Mitglieder in der polnishen Armee dienen, sind wie polnishe Staatsbürger zu behandeln(...)�.141 CAW III-93.29, Untersuhungsakten, u.a. ein Urteil des Feldgerihts der 7. DP vom 5.12.1945betre�end den Diebstahl an einem Deutshen, der von einem betrunkenen Soldaten verübt wurde(ein Jahr auf Bewährung).142 Dort führte die 11. Polnishe Infanteriedivision die Aussiedlung durh. In der Literatur wirdim allgemeinen das Datum: 20. Juni angenommen, vgl. Pasierb: Migraja (wie Anm. 52), S. 90;Nitshke: Wysiedlenie (wie Anm. 57), S. 137-143, hier S. 138, nimmt an, daÿ sie shon Mitte Junibegonnen wurde.143 Vgl. Romanow: Ludno±¢ (wie Anm. 121), S. 16-19.144 Vgl. Pasierb: Migraja (wie Anm. 52), S. 92 �.; ein Zeugnis für die Spannungen zwishenMilitär und Zivilverwaltung ist auh der Befehl Nr. 138 des Oberkommandos der polnishen Armeevom 3.7. (CAW III-1.65), der der Armee die Zusammenarbeit mit der Zivilverwaltung befahl;ähnlih Befehl Nr. 030 der 12. DP vom 23.7. (CAW IV-521.12.4.).145 Piotr Madajzyk: Przyª¡zenie �l¡ska Opolskiego do Polski: 1945-1948 [Der Anshluÿ Ober-shlesiens an Polen: 1945-1948℄, Warszawa 1996, S. 68.146 Romanow: Ludno±¢ (wie Anm. 121), S. 17 �.147 Vgl. die Anordnung Nr. 2 des Stabs der 5. DP vom 4.7., CAW III-61/47. Vgl. auh Hofmann:Nahkriegszeit (wie Anm. 52), S. 226, Anm. 30.148 Es ist shwer zu erklären, warum die Entsheidungen des Oberkommandos erst drei Wohenspäter auf Divisionsebene eintrafen, Befehl 0118 A/45 der 10. DP, CAW III-4.320.
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shnelle Durhführung der Aussiedlungen reduziere.149 Auh das Kommando der2. Armee behauptete, es handele �im Sinne der Direktiven aus Moskau� (s. Dok.35), und erklärte die negative Haltung der sowjetishen Befehlshaber mit der Tat-sahe, daÿ sie die entsprehenden Weisungen der I. weiÿrussishen Front noh nihterhalten hätten.150 Die Wirklihkeit sah anders aus: Der Widerstand der Ortskom-mandanten der Roten Armee gegen die Aussiedlung stellte sih shon nah einigenTagen als das wihtigste Hindernis heraus. Die Kon�ikte zwishen den polnishenund den sowjetishen Befehlshabern eskalierten mehr als einmal bis an die Grenzendirekter Aggression (vgl. Dok. 40 u. 41). Unabhängig von solhen ganz und gar nihtauÿergewöhnlihen Situationen wiederholte sih fast überall folgendes Shema: Un-tergeordnete Einheiten der polnishen Armee begannen mit der Aussiedlung, naheinigen Tagen der mehr oder weniger haotish verlaufenden Aktion brahte derlokale Kommandant der Roten Armee seinen Widerstand zum Ausdruk, die Aus-siedlungen wurden unterbrohen, es begannen Verhandlungen, in deren Ergebnis dieAktion im Juli bisweilen wieder aufgenommen wurde; shlieÿlih wurde sie zwishendem 15. und dem 20. Juli de�nitiv beendet.151 Die infolge der Aktion auf beidenSeiten von Oder und Neiÿe zusammengedrängten Menshenmassen (die sowjetishenKommandanten auf der Westseite der Grenze hatten den Verkehr in beiden Rih-tungen blokiert, d.h. auh für diejenigen, die versuhten, aus der Besatzungszonein die alte Heimat zurükzukehren) begannen sih langsam zu lihten.In den Berihten derjenigen Regimenter, die für die Aussiedlung aus den einzelnenRegionen verantwortlih waren, tauhen phantastishe Zahlen der an die Oder undNeiÿe gebrahten Deutshen auf.152 Diese Zahlen sind auf Divisionsebene noh we-niger glaubhaft, die für sih die Aussiedlung von 174.000 bis 305.000 Menshen inAnspruh nahm, insgesamt 1,5 Millionen. Dementsprehend gehen die Shätzungender Historiker auseinander, die mehr oder weniger geneigt sind, den militärishenStatistiken Glauben zu shenken: Sie shwanken zwishen 1,2 Millionen und 200.000durh die Armee ausgesiedelten Menshen, wobei die am häu�gsten genannten Zah-len zwishen 300.000 und 400.000 liegen.153 Ganz und gar entzieht sih die Zahl derursprünglih ausgesiedelten Deutshen, die nah Auflösung der Marshkolonnen ander Oder oder shon auf dem Weg dahin auf eigene Faust in ihren Heimatort zu-149 AAN URM 5/1097, Wortmeldung Bermans in der Sitzung des Ministerrats Nr. 41 vom18.6.1945.150 Befehl von General Sankowski vom 25.6., CAW III-61.26.151 So geht z.B. aus den Akten der 7. DP (CAW III-90.12) hervor, daÿ die Russen im Operations-gebiet der Division um den 25. Juni zu protestieren begannen, am 27. wurde die Aktion teilweiseunterbrohen. Am 2.7. verletzte ein Hauptmann der Roten Armee einen Leutnant der polnishenArmee während der Aussiedlung tödlih. Die Aktion wurde a. am 10. Juli in geringerem Umfangwiederaufgenommen und am 18. beendet.Wydra: Dziesi¡ta Sudeka (wie Anm. 107), gibt an, daÿdie 10. DP seit dem 13. Juli nur noh Aussiedlungen aus dem Grenzstreifen vornahm.152 Vgl. z.B. Pasierb: Migraja (wie Anm. 52), S. 91 � ein Regiment soll hier innerhalb von einerWohe 42.000 Personen ausgesiedelt haben. Einer Zusammenstellung in CAW IV-521.11.54 zufolgesoll ein anderes Regiment (38 pp) im Laufe von elf Tagen 96.000 Deutshe ausgesiedelt haben.153 Die Daten nah Romanow: Ludno±¢ (wie Anm. 121), S. 18 (der Autor selbst shätzt die Zahlder im Sommer 1945 Vertriebenen auf 500-550.000); Os�kowski: Spoªeze«stwo (wie Anm. 103),S. 104 f.
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rükkehrten, allen Shätzungen; allein die groÿe Zahl an Überlieferungen zu diesemThema zeigt, daÿ dies ein Massenphänomen war.154 Damit hatten die vom Militärdurhgeführten Aussiedlungen mit Ausnahme des Lebuser Landes, wo die Zahl derdeutshen Bevölkerung tatsählih qualitativ reduziert wurde (vgl. Bd. 3 � in Vor-bereitung), niht den von den Zentralbehörden erwarteten grundlegenden Wandelgebraht � obwohl man niht weiÿ, inwieweit sih die Behörden die Frage nah derFiktivität der militärishen Informationen über die Zahl der Ausgesiedelten gestellthaben. Nihtsdestoweniger muÿte der Verlauf der Aktion Warshau zum Bewuÿtseinbringen, daÿ sih das Problem der �Entdeutshung� niht einseitig würde erledigenlassen � wenn shon die Aussiedlung von einigen bis zu einem guten Dutzend Pro-zent der Deutshen solh ernsthafte wirtshaftlihe Ershütterungen und Kon�iktemit der Roten Armee verursahte, so muÿte man bemüht sein, den folgenden Aus-siedlungen einen organisatorishen Rahmen zu geben und die �Nebenwirkungen� derganzen Aktion so klein wie möglih zu halten. Eine solhe Lösung erzwangen auh dieBeziehungen zu den westlihen Alliierten, um deren Verständnis sih die neue Staats-maht unablässig bemühte. Die bedrohlihe Vorstellung, Massen von Menshen ausden neuen polnishen Territorien in den Zuständigkeitsbereih der Besatzungsmäh-te zu vershieben, und die damit für die Verwaltungen der Alliierten in Deutshlandverbundenen Probleme bedingten, wie oben erwähnt, auh die Haltung der Bri-ten zu den polnishen Aktionen. Ganz abgesehen von Fragen des Prestiges, brahtedie Fortsetzung der Politik der vollendeten Tatsahen die Polen in die heikelste al-ler möglihen Lagen. Gleihzeitig hing die ganze � zweifellos wihtige � Frage derUmsiedlungen mit der Entsheidung über die zukünftige deutsh-polnishe Grenzezusammen und konnte nur in diesem Kontext gelöst werden.PotsdamDie Potsdamer Konferenz ist so bekannt155, daÿ man sih darauf beshränken kann,einige für unser Thema grundlegende Fakten in Erinnerung zu rufen. Die polnisheFrage, d.h. die interalliierte Auseinandersetzung um das künftige politishe Systemund die territoriale Gestalt des Staates, wurde dank einer Verknüpfung mit einemKompromiÿ hinsihtlih der sowjetishen Reparationsforderungen an Deutshlandgelöst. Als eine Spur der Kontroverse der Groÿen Drei rund um Polen blieb die mehr-deutige Formulierung des Punktes IX b des abshlieÿenden Kommuniqués bestehen,die sih auf die deutsh-polnishe Grenze bezog. Sie trennte die �früheren deutshenGebiete� zwishen der ehemaligen deutsh-polnishen Grenze und der Oder-Neiÿe-Linie von der sowjetishen Besatzungszone in Deutshland ab, unterstellte sie der154 Diese Frage zieht sih durh viele Militärberihte von Juli und August, sogar noh vom Herbst1945. Sie legen nahe, daÿ die Armee zumindest im Sommer angesihts der Massenhaftigkeit diesesPhänomens praktish ratlos war.155 Aus der englishsprahigen Literatur ist immer noh aktuell Charles L. Mee: Meeting atPotsdam, New York 1975; dt. ders.: Die Potsdamer Konferenz 1945: die Teilung der Beute, 2.Aufl. Münhen 1985; in der polnishen Literatur Kersten: Jaªta (wie Anm. 77); die meisten deruns hier interessierenden Aspekte im Zusammenhang mit Potsdam bringt Persson: Rhetorik (wieAnm. 74).



74 Wªodzimierz Borodziej
�Verwaltung� des polnishen Staates und shob die �endgültige Festlegung der West-grenze Polens (...) bis zu einer Friedensregelung [peae settlement℄� auf. Die Aus-einandersetzung über die internationalen Konsequenzen dieser Formulierung solltenbis 1990 andauern.156Die Briten und Amerikaner zeigten sih unter anderem deshalb damit einverstan-den, die umstrittenen Territorien unter polnishe �Verwaltung� zu stellen, weil diepolnishe Delegation ihnen im Gegenzug versprah, unverzüglih freie Wahlen ab-zuhalten (Pkt. IX a des Kommuniqués). Diese Zusiherung wurde bekanntlih nihteingehalten. Dagegen wurde die Bestimmung des Punktes XIII des Kommuniquésrealisiert, der die Aussiedlung der deutshen Bevölkerung aus Polen, der Tsheho-slowakei und Ungarn im Einverständnis mit dem Alliierten Kontrollrat betraf. DieVertreter der Mähte im Rat sollten den �Transfer� der Deutshen in die einzel-nen Besatzungsgebiete koordinieren. Damit wurde der Grundsatz, Kon�ikte durhdie Entfernung einer Nationalität aus dem einer anderen Nationalität gehörendenTerritorium zu lösen � was im Fall polnisher Gebiete seit 1939 praktiziert wordenwar �, von den drei Mähten sanktioniert, die über die Gestalt Nahkriegseuropasentshieden. In den Jahren 1939-1944 waren Polen von Deutshland und der So-wjetunion massenhaft aus ihren �kleinen Heimaten� weggesha�t worden; nah denVerträgen mit den westlihen Republiken der UdSSR vom September 1944 wurdensie auf der Grundlage internationaler Vereinbarungen umgesiedelt, an denen sie alsVertragspartner beteiligt waren. Sie verloren ihre �kleinen Heimaten� jenseits derOstgrenze und beraubten Ukrainer und Weiÿrussen selbst ihres Erbes. In Potsdamerhielten sie kraft der Entsheidung der Groÿmähte das Reht, Angehörige einesVolkes aus ihrem neuen Staatsgebiet auszusiedeln, in dessen Namen im Jahre 1939die ethnishen Säuberungen in Europa initiiert worden waren. Die Tatsahe, daÿ dieBeshlüsse von Potsdam die Zivilbevölkerung betrafen, der man nur in Einzelfälleneine direkte Verantwortlihkeit für während der Besatzungszeit verübte Verbrehenvorwerfen konnte � obwohl ein bestimmter Teil bis 1945 aus dem den Juden und denPolen geraubten Gut sowie der von ihnen geleisteten Zwangsarbeit Nutzen gezogenhatte �, spielte bei dieser Entsheidung der Alliierten keine Rolle.Diese Entsheidung entsprah fast vollständig den Vorstellungen der polnishen poli-tishen Elite. Bei den Diskussionen der Groÿen Drei erhoben die Vertreter Londonsund Washingtons Vorbehalte niht, was das Prinzip der Zwangsumsiedlungen alssolhes, sondern was die Zahl der auszusiedelnden Deutshen und ihren potentiellenEin�uÿ auf die Destabilisierung der westlihen Besatzungszonen betraf. Stalin argu-mentierte, daÿ östlih von Oder und Lausitzer Neiÿe niht aht oder neun, sondernerheblih weniger als drei Millionen Deutshe zurükgeblieben seien (wörtlih: �sehrwenige�), weshalb im Zusammenhang mit ihrer Umsiedlung in den Westen keineFolgen eintreten würden, wie sie Briten und Amerikaner befürhteten. Die polnisheDelegation, die nah einem vorangegangenen Meinungsaustaush über den Verlauf156 Am umfassendsten stellt die polnishe Argumentation zusammen: Skubiszewski: Zahodniagrania (wie Anm. 76). Skubiszewski nahm als Auÿenminister Polens 1990 an der endgültigen Bei-legung des Streits teil � am sog. 2 plus 4-Vertrag. Eine entgegengesetzte Argumentation entwikeltin zahlreihen Arbeiten Dieter Blumenwitz.
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der Grenze und seine Konsequenzen am 22. Juli nah Potsdam eingeladen wurde,unterstützte die Verhandlungslinie Stalins voll und ganz. Der Delegation gehörtendie führenden PPR-Politiker Bierut und Gomuªka an, aber erst der neue Stellver-tretende Ministerpräsident Mikoªajzyk verlieh dem Standpunkt der KommunistenGlaubwürdigkeit. Weil sih auf ihn die Ho�nungen des Westens konzentrierten, einenletzten Rest polnisher Souveränität und Demokratie zu retten, erhöhten die konse-quenten Ausführungen Mikoªajzyks zur Grenze an Oder und Lausitzer Neiÿe undzur Aussiedlung der Deutshen den Stellenwert der polnishen Argumente: Die west-lihen Alliierten mohten die Kommunisten als unglaubhafte Gesprähspartner des-avouieren, dem ehemaligen Ministerpräsidenten der Exilregierung gegenüber konntensie so niht verfahren � umso weniger, als sie gerade ihm in den Jahren 1943 und1944 weitgehende Entshädigungen im Westen im Gegenzug für seine Zustimmungzum Verlust der Ostgebiete versprohen hatten. Mikoªajzyk seinerseits wahrte inPotsdam konsequent die Linie Stalins: Nah Bieruts Äuÿerung, daÿ in Polen nura. 1,5 Millionen Deutshe übrig geblieben seien, solidarisierte sih Mikoªajzyk mitseinem Vorredner und fügte hinzu, �daÿ die Deutshen damit begonnen haben, dieBevölkerung der benahbarten Gebiete auszutreiben und sie zu versklaven�, und daÿeine rashe Entsheidung der Alliierten betre�s der Deutshen für eine reibungsloseRepatriierung der Polen aus der UdSSR und anderen Teilen der Welt notwendigsei.157 Weniger bedeutsam ersheint in diesem Zusammenhang die Frage, ob diepolnishe Delegation die Zahl der Deutshen bewuÿt zu niedrig ansetzte � daÿ sielog, um den Widerstand der Briten gegen die Grenzziehung an der Lausitzer Neiÿeaufzuweihen � oder ob die Zahlenangabe von 1,5 Millionen Deutshen auf einemMangel an Informationen beruhte.158 Viel wihtiger ersheinen die Folgen des al-liierten Nahgebens bei der Frage der Grenzen und der Bevölkerungsvershiebung:Die Entsheidung über die Umsiedlungen bedeutete shlieÿlih niht mehr und nihtweniger, als die faktishe Hinnahme der Oder-Neiÿe-Linie als Staatsgrenze; andershätte die Aussiedlung der Deutshen keinen Sinn gemaht. Wir wiederholen an dieserStelle die Einshätzung von Krystyna Kersten: �Die Zukunft sollte zeigen, daÿ ebenhier � im Bereih der Bevölkerung, niht dagegen bei den formalrehtlihen Bestim-mungen � der Shwerpunkt lag, daÿ von der Zustimmung oder der Ablehnung desVerfahrens, eine viele Millionen Personen umfassende Umsiedlung durhzuführen,
157 Das Zitat nah Kersten: Jaªta (wie Anm. 77), S. 198, 200-205. Vgl. auh Roman Buzek: Naprzeªomie dziejów. Polskie Stronnitwo Ludowe w latah 1945-1947 [An der Wende der Geshihte.Die Polnishe Volkspartei in den Jahren 1945-1947℄, Wroªaw 1989, S. 81-85, 89 f.158 Kersten: Jaªta (wie Anm. 77), S. 198, meint, daÿ dies eine �o�ensihtlihe, bewuÿte Desinfor-mation� war; ähnlih argumentiertNitshke: Wysiedlenie (wie Anm. 57), S. 45; Stefan Banasiak:Przesiedlenie Niemów z Polski w latah 1945-1950 [Die Aussiedlung der Deutshen aus Polen inden Jahren 1945-1950℄, �ód¹ 1968, S. 22, zeigt, daÿ sih diese Shätzung auf Zusammenstellun-gen stützte, die von den lokalen Behörden eingesandt wurden. Seine Überlegungen sheinen derWahrheit näher zu kommen: Wenn Warshau vor den vom Militär durhgeführten Aussiedlungenglaubte, daÿ es a. 2-2,5 Millionen Deutshe gäbe und die Angaben der Streitkräfte von Juni undJuli für bare Münze nahm, so mag die Zahl von 1,5 Millionen Personen tatsählih aus einemMangel an glaubhaften Informationen herrühren.
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die Stabilität der neuen europäishen Ordnung abhing, die in Jalta und Potsdamgesha�en wurde.�159Grundelemente der polnishen Politik gegenüber den Deutshen nah PotsdamIm Frühsommer 1945 befanden sih in Polen, vor allem in den neuen Gebieten, si-herlih a. 4,5-5 Millionen Deutshe (einshlieÿlih der später als �Autohthone�bezeihneten Personen), in ihrer überwältigenden Mehrheit Staatsbürger des Deut-shen Reihes.160 Diese Zahl verringerte sih im Sommer nah den oben dargestelltenvom Militär durhgeführten Aussiedlungen um einige Hunderttausend Personen. DieBehörden rehneten seit dem Frühjahr folgerihtig damit, daÿ a. eine Million ehema-liger deutsher Staatsbürger dem Verfahren der Polonisierung bzw. der sogenanntenVeri�zierung unterzogen werden konnte und der Rest eher früher als später dazugezwungen werden müÿte, Polen zu verlassen; dasselbe Ziel shwebte der Politik ge-genüber jenen Volksdeutshen vor, die man für shädlih hielt. Die geographisheVerteilung dieser Masse an Bevölkerung führte dazu, daÿ die Politik gegenüber denDeutshen in den vershiedenen Regionen einen ganz untershiedlihen Stellenwerthatte. Am wihtigsten war sie siherlih in Niedershlesien, wo noh mehr oder we-niger die Hälfte aller im polnishen Mahtbereih be�ndlihen Bürger des DeutshenReihes sih aufhielt, sowie in Pommern, wo sie im Sommer 1945 ebenfalls die groÿeMehrheit der Bevölkerung stellten. Die meisten der Veri�zierung zu unterziehendenPersonen gab es im Oppelner Shlesien sowie in Masuren und im Ermland, das Pro-blem der Volksdeutshen war am gröÿten in Obershlesien, in Pommerellen und imLodzer Raum; drei Kreise des früheren Ostpreuÿen gehörten nun zur WojewodshaftBiaªystok, wo das Problem einer deutshen Bevölkerung nur marginalen Charaktertrug. Genauere Informationen zur regionalen Spezi�k enthalten die Einleitungen zuden einzelnen Teilen unserer Verö�entlihung.Nah der in den letzten Monaten des Jahres 1945 aus Polen erfolgten Ausreise vonweiteren 500-550.000 Personen (siehe Aussiedlungen, S. 99-106) sowie dem Beginnder Veri�zierung und Rehabilitierung ergab die Volkszählung vom Februar 1946 eineZahl von 2,288 Millionen in Polen lebenden Deutshen sowie 417.000 Personen, gegendie ein Rehabilitations- oder Veri�kationsverfahren lief. Aus vershiedenen Gründenlag vor allem die erste Zahl deutlih zu niedrig � die Volkszählung wies beispielsweisejene Deutshen niht nah, die ihrer Freiheit beraubt waren (vor allem in Lagern),andere wurden von den polnishen und sowjetishen Arbeitgebern niht gemeldet,der Status eines Teils derjenigen Personen, die einem Rehabilitierungs- und Veri�-zierungsverfahren unterworfen wurden, war niht geklärt usw. Shon im Jahre 1949waren die Beamten des MZO der Meinung, daÿ es im Februar 1946 etwa 15% mehrDeutshe gegeben habe, spätere Shätzungen sprehen von einer Zahl zwishen 2,8und 2,9 Millionen. Es war dies eine Gruppe von einer extrem �shwahen� Alters-159 Kersten: Jaªta (wie Anm. 77), S. 205.160 Daten und Shätzungen zu diesem Thema sind zusammengestellt bei Nitshke: Wysiedlenie(wie Anm. 57), S. 69 �., 73 f. und 226.
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und Geshlehtsstruktur: Unter den von der Volkszählung erfaÿten Deutshen stell-ten Frauen fast zwei Drittel dar, über ein Drittel waren Kinder und Jugendliheunter 18 Jahren; älter als 60 Jahre waren fast 16% der gezählten deutshen Bevöl-kerung, während sih deren Anteil bei der polnishen Bevölkerung auf 6,3% belief.Bis zum Februar 1946 änderten sih auh die geographishen Disproportionen niht:Von den 2,28 registrierten Millionen hielten sih 1,24 Mio., also über die Hälfte, inNiedershlesien, weitere 474.000 in der Wojewodshaft Stettin auf.161Aus der Perspektive der Zentralbehörden stellten die Deutshen und die Volksdeut-shen insofern ein politishes Problem dar, als die Bedingungen für ihre Abshiebungmit der Sowjetunion und Groÿbritannien ausgehandelt werden muÿten, die die Aus-gesiedelten in ihren Besatzungszonen aufzunehmen hatten. Ein politisher Aspektwar auh der Zusammenhang zwishen der Geshwindigkeit der Aussiedlungen, demTempo der Polonisierung der neuen Gebiete sowie der internationalen Anerkennungder Westgrenze.162 Es gab auh andere, innenpolitishe Bedingtheiten: Die Art undWeise, wie man die sog. Autohthonen und die Volksdeutshen behandelte, konnteman auf das Verhältnis dieser beiden Gruppen gegenüber der Staatsmaht übertra-gen, indem sie deren soziale Basis stärkte oder shwähte. So sehr aber die Rük-sihtnahme auf die Objekte von �Veri�zierung und Rehabilitierung� eine liberale undumsihtige Politik nahelegte, die ihren Besitzstand niht in Mitleidenshaft zog, sosehr veranlaÿte sie die Politik gegenüber den sogenannten �Repatrianten� aus demOsten, vor allem aber gegenüber den Siedlern aus Zentralpolen, zu einer genau ent-gegengesetzten Vorgehensweise: Je shneller und radikaler die Enteignungen in denwestlihen und nördlihen Gebieten vor sih gingen, eine desto gröÿere Akzeptanzder Staatsmaht mohte � zumindest theoretish � bei ihnen zu erwarten sein.Grundsätzlih läÿt sih die Politik gegenüber den Deutshen aber nur mittelbar mitden weiter oben erwähnten politishen Aspekten erklären. Wie aus den Dokumentenhervorgeht, ergab sih das Shiksal der Deutshen in Polen in sehr viel gröÿeremMaÿe aus der vor allem 1945 dramatishen medizinishen Situation und Ernährungs-lage163, aus der Unzulänglihkeit des eben erst entstehenden zivilen Verwaltungsap-parats, aus dem Mangel an Arbeitskräften, aus der oben angesprohenen spezi�shenAlters- und Geshlehtsstruktur und aus der Allgegenwart der Repression (in ihrerpolnishen und ihrer sowjetishen Ausprägung), vor allem aber daraus, daÿ den alsDeutshe behandelten Personen die grundlegenden Bürgerrehte aberkannt wurden,161 Die Zahl von 2,75-2,8 Millionen geht auf Banasiak: Przesiedlenie (wie Anm. 158), S. 102-107,zurük; vgl. Magierska: Przywrói¢ (wie Anm. 96), S. 341.162 Dieser Zusammenhang spielte eine gewisse Rolle z.B. während der Kampagne, bei der diePPR und die PPS die gesellshaftlihen Organisationen zum Protest gegen die Stuttgarter Re-de von Byrnes am 8.9.1946 mobilisierten. Aus der Dokumentation der Demonstrationskampagne(AAN MZO 64) geht eindeutig hervor, daÿ sih die Organisatoren darum bemühten, die allgemeineEmpörung in eine Forderung nah der Radikalisierung der Maÿnahmen gegenüber Deutshen undVolksdeutshen �umzushmieden�.163 Der in den Jahren 1945 und 1946 allgegenwärtige Shwarzmarkt und der Hunger sind nohniht aufgearbeitet worden; vgl. erste Bemerkungen bei Magierska: Przywrói¢ (wie Anm. 96),S. 417-427. Dieser Aspekt wird auh von Piotr Madajzyk in seiner Arbeit über die Deutshen inPolen 1944-1989 hervorgehoben; für die Einsiht in das Manuskript danke ih dem Autor.
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woraus ihre relative Wehrlosigkeit gegenüber dem Druk der genannten objektivenUmstände resultierte.Die vorliegende Einleitung ersetzt niht die Lektüre der nahfolgend abgedruktenDokumente der Zentralbehörden. Als Einführung in deren Lektüre versuhen wiraber, die prinzipiellen Linien der in den ersten fünf Nahkriegsjahren gegenüber denDeutshen verfolgten Politik zu skizzieren, beginnend bei der infolge von Aussied-lungen, Rehabilitierung und Veri�zierung eingetretenen rehtlihen Situation. Einbesonderer Teil ist den Lagern gewidmet, die bislang hauptsählih aufgrund vonBerihten der Geshädigten bekannt sind; weil es sih um ein ungewöhnlih emotio-nal belastetes und shwah erforshtes Thema handelt, wurde ihm mehr Platz alsden übrigen Themen eingeräumt, die teilweise über eine umfangreihe Fahliteraturverfügen.RehtDie Rehtslage der Staatsbürger des Deutshen Reihes wurde in dem uns interessie-renden Zeitraum niht durh einen einheitlihen Rehtsakt bestimmt, was bedeutete,daÿ der Status der Deutshen in den Jahren 1945 und 1946 praktish überhaupt nihtgeregelt war;164 eine Ausnahme stellte die Möglihkeit dar, Staatsangehörige des Rei-hes als Ausländer zu internieren (theoretish niht länger als drei Monate), die ausder Gesetzgebung über das Kriegsreht und den Ausnahmezustand von 1937-1939hergeleitet wurde.165 Es ist harakteristish, daÿ man sih in den folgenden Jahrenzur Begründung von Verwaltungsmaÿnahmen gerne auf Gesetze und Verordnungender Vorkriegszeit berief, die sih auf Ausländer auf dem Gebiet der Republik Polenbezogen, vor allem auf eine Verordnung des polnishen Präsidenten vom 13. August1926 (Gesetzblatt der Republik Polen 1926, Nr. 83, Pos. 465), deren Paragraph 10 dieMöglihkeit vorsah, Ausländer auszuweisen, die �das Wohl des Staates� bedrohten.Wir wissen, daÿ Versuhe unternommen wurden, den Status der Deutshen zentralzu regeln166, doh wurden sie niht zu Ende geführt. Dieser Zustand war, wie aus164 Dies haben bereits die Herausgeber der �Dokumentation� erkannt, die feststellten, daÿ diedeutshen Staatsbürger in den �o�ziellen Gesetzen� wenn überhaupt, nur sehr peripher Erwäh-nung �nden. Dokumentation, Bd. I/3, S. X; vgl. Zenon Romanow: Polityka wªadz polskih wobeludno±i niemiekiej na Pomorzu Zahodnim w latah 1945-1958 [Die Politik der polnishen Behör-den gegenüber der deutshen Bevölkerung in Pommern in den Jahren 1945-1958℄, in: Pomorze �trudna ojzyzna? [Pommern/Pommerellen � eine shwierige Heimat?℄, hrsg. von Andrzej Sakson,Pozna« 1996, S. 204-217, hier S. 208: �Ihre [d.h. der Deutshen℄ rehtlihe Lage war ziemlih unklar,weil kein Rehtsakt verö�entliht wurde, der sie geregelt hätte. Natürlih erhielten die Deutshenkeinerlei Bürgerrehte.�165 Vgl. Jerzy Sawiki, Bolesªaw Walawski: Zbiór przepisów spejalnyh przeiwko zbrod-niarzom hitlerowskim i zdrajom narodu z komentarzem [Sammlung von Sondervorshriften gegenhitleristishe Verbreher und Volksverräter mit einem Kommentar℄, Kraków 1945, S. 21 f. Ausdiesen Vorshriften lieÿ sih auh die Möglihkeit ableiten, einen Zwangsaufenthalt in einem be-stimmten Gebiet für eine Zeit von niht länger als sehs Monaten anzuordnen; es fehlt an Belegendafür, daÿ das Ministerium für Ö�entlihe Siherheit sih auf diese Vorshriften berufen hätte.166 �(...) die rehtlihen Vorshriften, welhe die Bürgerrehte der ehemaligen deutshen Reihsbür-ger regeln, die in den neu wiedergewonnenen polnishen Gebieten leben, be�nden sih gegenwärtig
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den Dokumenten vom 21.1. und 4.2.1946 zu ersehen ist, die Ursahe für gewisseShwierigkeiten der Verwaltung und des Gerihtswesens. Der Versuh, die Situationgesetzlihen Regeln zu unterwerfen, indem man klar umshriebene Prinzipien heran-zog, führte zu keinem Erfolg, da es ganz o�ensihtlih einfaher war, bei grundsätz-lihen Fragen ohne eine genaue Bestimmung des Status der Deutshen vorzugehen,die damit verbunden gewesen wäre, daÿ man ihnen irgendwelhe Rehte hätte ein-räumen müssen. Da es eine derartige Bestimmung niht gab, genügte ein Shreibeneines Beamten des Präsidialbüros des Landesnationalrates (KRN), um den Deut-shen in den neuen Gebieten grundlegende politishe Rehte zu entziehen (vgl. Dok.62). Es sei hinzugefügt, daÿ die auf dem Papier garantierten politishen Rehte derpolnishen Bevölkerung mehr oder weniger �ktiv waren; nihtsdestoweniger ist derUntershied unshwer wahrzunehmen, der zwishen dem Status der (ihrer Rehteberaubten) Deutshen und den Polen bestand, denen die Mahthaber de fato denCharakter eines politishen Subjekts absprahen und zu diesem Zwek das Rehtbeugten und brahen.Das Fehlen einer rehtlihen Regelung erö�nete die Möglihkeit, die Politik gegen-über den Deutshen völlig willkürlih zu gestalten: �Der Bevölkerungsstand in denWiedergewonnenen Gebieten ist im Fluÿ und wird in Zusammenhang mit der Um-siedlung der polnishen Bevölkerung in diese Gebiete noh weiteren Fluktuationenunterliegen�, argumentierte der Leiter der Rehtsabteilung des KRN-Präsidialbürosim Juni 1945. �Mit dieser Aktion hängt die Frage der Abshiebung der deutshenBevölkerung aus diesen Gebieten nah jenseits der Oder unmittelbar zusammen, undbei diesem Stand der Dinge ist eine rehtlihe Regulierung, die auf eine Normierungder nationalen und staatlihen Zugehörigkeit von Individuen oder Bevölkerungs-gruppen abzielt, niht empfehlenswert; diese Dinge sind in der Obhut der Organeder staatlihen Verwaltung und der ö�entlihen Siherheit zu belassen (...).�167 Die-se Darlegungen waren durh die Frage nah dem rehtlihen Status der polnishenBürger des Deutshen Reihes veranlaÿt worden (deren Lage erst im Jahre 1946 ge-setzlih geregelt wurde), doh die darin enthaltene Philosophie bezog sih zumindestin gleihem Maÿe auf die Deutshen: So lange es möglih war, wollten die staatlihenBehörden sih niht durh in ihrer Siht über�üssige gesetzlihe Normen die Händebinden. Diese Philosophie galt sogar noh in späterer Zeit, als die Zahl der Deutshenerheblih gesunken war (vgl. Dok. 164 u. 167), obwohl das Industrieministerium aufder anderen Seite auf eine möglihst rashe und möglihst weitgehende Stabilisierungder Lage zumindest der in der Industrie beshäftigten Deutshen drängte (Dok. 160).Die Lage änderte sih grundsätzlih erst an der Wende der vierziger und fünfzigerJahre, als sih die Behörden dazu entshlossen, mit dem Gesetz vom 8. Januar 1951allen Deutshen, die in Polen geblieben waren, die Bürgerrehte zuzuerkennen.
in Bearbeitung (...).� Zit. nah einem Shreiben des MAP vom 20./23.6.1945, nah: Warmiay iMazurzy w PRL (wie Anm. 39), S. 42; einen Hinweis auf diese Arbeiten stellt wahrsheinlih auhdie von Jona verö�entlihte Denkshrift dar (s. Dok. 38).167 Zit. nah einem Shreiben von Walawski vom 23.6.1945, nah: Warmiay (wie Anm. 39), S.44.
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Klar war dagegen von Anfang an die Rehtslage auf dem Gebiet des Eigentumsrehts.In bezug auf deutshe natürlihe Personen wurde es kraft Dekret vom 6. September1944 über die Bodenreform faktish aufgehoben (Gesetzblatt der Republik Polen Nr.4, Pos. 17), kraft Dekret vom 2. März 1945 (Gesetzblatt der Republik Polen Nr. 9,Pos. 45) und shlieÿlih mit dem Gesetz über das verlassene und aufgegebene Ver-mögen vom 6. Mai 1945 (Gesetzblatt der Republik Polen Nr. 17, Pos. 97), das am8. März 1946 durh das Dekret über das verlassene und ehemals deutshe Vermögenersetzt wurde (Gesetzblatt der Republik Polen Nr. 13, Pos. 87) und in dem die Deut-shen von den ehemaligen polnishen Bürgern des Deutshen Reihes untershiedenwurden (siehe Veri�zierung). Eine möglihe Wiederinbesitznahme war ausshlieÿlihim Fall veri�zierter oder rehabilitierter Personen möglih, obwohl auh hier Theorieund Praxis nur lose miteinander verbunden waren.Die Zwangsarbeit, die den Deutshen auferlegt wurde, hatte keine gesetzlihenGrundlagen. Bei der Arbeit �auf freiem Fuÿe� stützte sie sih auf Anordnungender lokalen Behörden, bei der Arbeit von Gefangenen und �Internierten� bestanddie Grundlage aus internen Vorshriften des Ministeriums für Ö�entlihe Siher-heit sowie Lagerordnungen. Freiheitsentzug konnte ohne jede rehtlihe Grundlageerfolgen � davon zeugen viele Dokumente aus den Jahren 1945 und 1946 �, im all-gemeinen erfolgte er jedoh auf der Grundlage der Strafgesetzgebung vom Sommerund Herbst 1944, des Strafgesetzbuhes, des Strafgesetzbuhes der polnishen Ar-mee und des Dekrets vom 16. November 1945 über besonders gefährlihe Verbrehenwährend des Aufbaus des Staates (Gesetzblatt, Nr. 53, Pos. 300), das als �kleinesStrafgesetzbuh� bekannt ist.Nur eine vershwindende Minderheit von Deutshen stand vor einem polnishenGeriht. Anfang 1948 werden in Statistiken des Ministeriums für Ö�entlihe Siher-heit a. 10.000 Personen als Verurteilte genannt, die entweder der Zugehörigkeit zumWerwolf und zu anderen fashistish-nationalsozialistishen Organisationen verdäh-tigt wurden oder als Kriegsverbreher �gurierten.168 In dieser überaus heterogenenGruppe be�nden sih sowohl wirklihe Verbreher wie auh gewöhnlihe Mitglie-der nationalsozialistisher Organisationen, die mangels einer anderen Shuld alleinwegen ihrer Mitgliedshaft für drei Jahre ins Gefängnis muÿten; shlieÿlih alle dieje-nigen, die wegen ihrer Betätigung in der Nahkriegszeit oder wegen ihrer angeblihenoder tatsählihen Opposition gegen die neue Ordnung verurteilt worden waren. ImRegister der 676 von Militärgerihten wegen Straftaten, die als politish eingestuftwurden, zum Tode Verurteilten gab es 32 Deutshe und Volksdeutshe (darunterniemanden, den wir heute als Kriegsverbreher bezeihnen würden). Als Maÿstabfür den Repressionsharakter des damaligen Militärgerihtswesens mag die Tatsahedienen, daÿ gerade auf die zum Tode verurteilten Deutshen und Volksdeutshen mitAbstand am häu�gsten das Begnadigungsreht des Präsidenten angewandt wurde;ein anderer Beleg für das unbarmherzige Verhalten der Gerihte und Staatsanwalt-shaften gegenüber den Angeklagten sind die Zusammenfassungen der Akten jener168 AAN DWO 13/11, Aufstellung der Belegung der Gefängnisse am 1.2.1948: �UPA und Werwolf�� 1.094 Personen, �hitleristish-fashistishe� Verbreher � 7.822, Kriegsverbreher � 1.399.
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hingerihteten Personen, die in keinem Punkt davon überzeugen, daÿ die Strafen ineinem vertretbaren Verhältnis zu den Vorwürfen standen.169 Auf der anderen Sei-te legen einige wenige und daher notwendigerweise niht repräsentative Arbeitenzum Thema strafrehtliher Verfolgungen durh die Zivilgerihte während der Be-satzungszeit selbst (d.h. ohne Berüksihtigung von nah dem Kriege begangenenStraftaten) ein bedeutend di�erenzierteres Bild nahe. So sprah beispielsweise dasSonderstrafgeriht in Thorn 42% der Angeklagten frei170, und neueste Forshungenüber die Prozesse wegen NS-Verbrehen angeklagter Personen im engeren Sinne die-ses Wortes (Verfahren gegen Funktionäre der Besatzungsverwaltung) weisen nah,daÿ �die allgemeinen Regeln eines geordneten und rehtsstaatlihen Strafverfahrensin Theorie und Praxis eingehalten wurden�.171 Diese überrashenden Einshätzun-gen zeigen, wie weit wir noh von einer zufriedenstellenden Kenntnis von der Funk-tionsweise der polnishen Gerihtsbarkeit nah 1945 entfernt sind, und das niht nurin dem uns hier interessierenden Kontext.Die rehtlihen Rahmenbedingungen für die Aussiedlungen nah Deutshland änder-ten sih 1945 und 1946 mehrfah. Die Vertreibung erfolgte in der Zeit vor Potsdamauf der Grundlage von Militärbefehlen. Die sog. freiwilligen Ausweisungen im näh-sten Halbjahr erfolgten, wie aus den Dokumenten zu erkennen ist, aufgrund desDruks der Behörden auf die deutshe Bevölkerung � ein Druk, der einen �situati-ven Zwang� erzeugte (Krystyna Kersten), angesihts dessen von einer tatsählihenFreiheit der Entsheidung shwerlih die Rede sein kann. Die Aussiedlungen ab Fe-bruar 1946 bis zum Ende des uns hier interessierenden Zeitraums stützten sih aufdie Potsdamer Entsheidungen, auf den Plan des Alliierten Kontrollrats vom 20.November 1945 und auf spätere polnish-britishe und polnish-sowjetishe Verein-barungen (seit 1950 auh auf Abkommen zwishen Polen und der DDR).Die Situation der beiden übrigen uns hier interessierenden Bevölkerungsgruppen �der Volksdeutshen und der polnishen Staatsbürger des Deutshen Reihes � wareine andere. Die Gesetzgebung über die Volksdeutshen war von Anfang an umfang-reih, bei der Frage der sog. Autohthonen dagegen � ganz im Einklang mit denoben zitierten Empfehlungen des KRN-Juristen � au�allend besheiden. Die zahl-reihen Shwierigkeiten, die aus dem Zusammenstoÿ divergierender Interessen imBereih von Staatsbürger- und Eigentumsrehten resultierten, fanden im Falle derVolksdeutshen ihren Ausdruk in einer wahren Flut von Dekreten, Gesetzen undRehtsakten auf der unteren Ebene; hierzu gibt es eine umfangreihe Fahlitera-169 Vgl. Dok. 122 und 127 sowie Bd. 2 (in Vorbereitung). Gegenüber Deutshen und Volksdeutshenmahte Bierut in 43% der Fälle von seinem Begnadigungsreht Gebrauh (zum Vergleih: nur in14% der Todesurteile gegen Ukrainer); die statistishen Daten und Zusammenfassungen der Aktennah Soha: Te pokolenia (wie Anm. 83), S. 143, 276-282.170 Fast 38% der Urteile im Jahre 1945 und 48% im Jahre 1946 waren Freisprühe; vgl. JaninaWojiehowska: Przest�py hitlerowsy sprzed Spejalnym S¡dem Karnym w Toruniu (1945-1946) [Naziverbreher vor dem Auÿerordentlihen Strafgerihtshof in Thorn (1945-1946)℄, Toru«1965, S.23.171 Vgl. Bogdan Musial: NS-Kriegsverbreher vor polnishen Gerihten, in: Vierteljahrsheftefür Zeitgeshihte 47 (1999), S. 25-56, hier S. 52; zu ähnlihen Folgerungen gelangt der von Musialzitierte Dieter Pohl in einer Arbeit aus dem Jahre 1996.
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tur.172 Warum es im Fall der Autohthonen anders war, wissen wir niht. Am Endesei hinzugefügt, daÿ es die groÿe Zahl von Rehtsakten bei der einen und das Fehlenanaloger Regelungen bei der anderen Gruppe nur teilweise ermögliht, das Shiksalder einen und der anderen zu erhellen. In der Praxis der Nahkriegsjahre war die Rol-le des Rehts, niht nur und niht vor allem in den neuen Gebieten, sowohl aufgrundder objektiven Shwähe von Verwaltung und Gerihtswesen als auh aufgrund desspezi�shen Verhältnisses der neuen Staatsmaht zum Reht eingeshränkt.173ArbeitDie Arbeitsbedingungen waren eine der grundlegenden Determinanten für die Exi-stenz und zugleih oft wihtiges Instrument zur Diskriminierung der Deutshen. Dieerste Voraussetzung war die allgemeine Überzeugung, daÿ die Shuld für die Ent-fesselung des Krieges und für die polnishen Verluste, aber auh die Behandlungder polnishen Arbeiter in den Jahren 1939-1945 die Grundlage zur Einführung desgrundsätzlihen Arbeitszwangs darstellt. Die zweite Voraussetzung ergab sih ausder Tatsahe, daÿ es im Polen der unmittelbaren Nahkriegsjahre an allem fehl-te, auh an Arbeitskräften. Die Enttrümmerung der Städte wurde hauptsählih inHandarbeit durhgeführt, die Inbetriebnahme und der Betrieb der verwüsteten land-wirtshaftlihen Güter in den neuen Gebieten war nur mit Hilfe der Beshäftigungeiner groÿen Zahl von Landarbeitern möglih.174 Auÿerdem fehlte es an Fahleu-ten, die die von den Deutshen übernommenen Fabriken bedienen konnten, sowiean Beshäftigten in Wirtshaftszweigen, in denen ein bedeutender Zuwahs an Ar-beitskräften zu verzeihnen war (während gleihzeitig durh Krieg und Okkupationein Arbeitskräfteshwund zu verzeihnen war): Bergleute, Fisher, Beshäftigte beiden kommunalen Institutionen et. Die dritte Voraussetzung, die insbesondere zuBeginn wihtig war, war der Wunsh der Deutshen selbst: die Rükkehr an den Ar-beitsplatz muÿte in vielen Fällen als eine natürlihe und vernünftige Verhaltensweiseersheinen und bot oft eine Verbesserung der Versorgungslage, manhmal auh be-züglih der Siherheit. Shlieÿlih waren die deutshen Beshäftigten, wenn sie unterpolnisher Leitung die Elektrizitätswerke wieder in Gang setzten, in den Städten,in denen die Polen vorerst eine vershwindend kleine Minderheit darstellten, niht172 Von den neueren Arbeiten über die Veri�zierung siehe Misztal: Wery�kaja narodowo±iowana Ziemiah Odzyskanyh [Die Veri�zierung der Nationalitäten in den Wiedergewonnenen Gebie-ten℄, Warszawa 1990; Os�kowski: Spoªeze«stwo (wie Anm. 103); Madajzyk: Przyª¡zenie (wieAnm. 145); die Rehabilitierungsaktion ist noh niht umfassend behandelt worden. Die rehtliheLage bespriht genau Romaniuk: Podzwonne (wie Anm. 103), Kap. II.173 Dieses Thema harrt für Polen noh einer Aufarbeitung; vgl. erste Bemerkungen bei AndrzejRzepli«ski: S¡downitwo w PRL [Das Gerihtswesen in der VR Polen℄, Londyn 1990, S. 26-50.174 Die Struktur des Grundeigentums in den neuen Gebieten als eine der grundlegenden Determi-nanten der polnishen Ansiedlungs-, Wirtshafts- und Sozialpolitik in diesen Gebieten ist shon vorJahren dargestellt worden von Krystyna Kersten: U podstaw ksztaªtowania si� nowej strukturyagrarnej Ziem Zahodnih (1945-1947) [Die Grundlagen der Herausbildung einer neuen agrarishenStruktur in den Westgebieten (1945-1947)℄, in: Polska Ludowa. Materiaªy i studia, Bd. I (1962), S.37-83. Arbeiten zum Zusammenhang zwishen den wirtshaftlihen Determinanten und den politi-shen Folgen auf dem Territorium der Städte fehlen.
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nur zum eigenen Nutzen, sondern für die gesamte Gemeinshaft tätig, deren weiteresShiksal noh längst niht als bereits entshieden angesehen wurde. Einige polni-she Überlieferungen vermitteln den Eindruk, als habe eine derartige Denkweise inden niedershlesishen Städten im Jahre 1945 eine groÿe Rolle gespielt.175Damit sprahen sowohl die objektiven Umstände als auh die Stimmungslage inder Gesellshaft für einen möglihst weitgehenden Einsatz deutsher Arbeitskräf-te, wodurh ein Kon�ikt zwishen den fundamentalen Zielen: Wiederaufbau und�Entdeutshung� entstand. Im Herbst 1945, als es keine physishe Möglihkeit zurMassenaussiedlung von Deutshen gab, überwog in vielen Fällen das erste Ziel.176Die polnishen Behörden mahten zwar niht von der Möglihkeit Gebrauh, diedurh die Beshlüsse von Jalta gesha�en worden war177, und führten keine zen-trale Regelung der Zwangsbeshäftigung von Deutshen durh, doh in der Pra-xis der Nahkriegsjahre sah man, wie aus zahlreihen Dokumenten in allen Teilendes vorliegenden Quellenwerks hervorgeht, die Lösung eines Teils der Probleme aufdem Arbeitsmarkt in einem massenhaft ausgeübten Arbeitszwang gegenüber denDeutshen. Die erste Region, in der diese P�iht eingeführt wurde, war im Februar1945 Obershlesien178, anshlieÿend wurde sie auf andere Gebiete ausgedehnt. DieZwangsarbeit wurde auf alle angewendet, die arbeiten konnten. Die Beshäftigungs-bedingungen regelte eine Instruktion des Wirtshaftskomitees des Ministerrates vom19. April 1946 (siehe Dok. 106). In der Praxis waren sie vor und nah diesem Datumuntershiedlih:179 sie reihten von Versklavung (Häftlinge, die als Lagerinsassenregistriert waren, an Ort und Stelle arbeiteten oder zur Arbeit an Betriebe ausge-liehen wurden) über Arbeit für freie Kost und ein Dah über dem Kopf (vor allemin der Landwirtshaft) und die Zwangsbeshäftigung unter erheblih shlehterenBedingungen als die Polen bis hin zur privilegierten Shiht der Faharbeiter, die
175 Vgl. Magierska: Przywrói¢ (wie Anm. 96), S. 335. Diese Bewertung �ndet ihre Parallelein den deutshen Verhaltensweisen in den westlihen Besatzungszonen im Jahre 1945. Klaus-Dietmar Henke stellt hier fest, daÿ von Anfang an ein hohes Maÿ an Kooperationsbereit-shaft bestand, die sih bald in �ein dihtes Netz hunderttausender kleiner und kleinster deutsh-amerikanisher Stabilisierungsbündnisse� verwandelte, vgl. ders.: Deutshland � Zweierlei Kriegs-ende, in: Kriegsende in Europa. Vom Beginn des deutshen Mahtzerfalls bis zur Stabilisierung derNahkriegsordnung 1944-1948, hrsg. von Ulrih Herbert/Axel Shilt, Essen 1998, S. 337-354,hier S. 343.176 Magierska: Przywrói¢ (wie Anm. 96), S. 339 f.177 Ein besonderes Protokoll erklärte zur Frage der Reparationen, daÿ �(...) 2. die Deutshen[den alliierten Völkern℄ eine Entshädigung zahlen müssen, und zwar in drei Formen: a) durheinmalige Kon�szierungen (...), b) durh jährlihe Warenlieferungen (...), ) durh die Ausnutzungder deutshen Arbeitskraft (...)�. Wªodzimierz T. Kowalski: Wielka Koalija 1941-1945 [Diegroÿe Koalition 1941-1945℄, Bd. III, Warszawa 1977, S. 158. Die polnishen Behörden mahtenvon der Möglihkeit, die Zwangsarbeit auf die von den Alliierten festgelegten Rehtsgrundsätze zustützen, soweit bekannt, keinen Gebrauh.178 Misztal: Przesuni�ie (wie Anm. 104), in: Kompleks, S. 95; vgl. auhMagierska: Przywrói¢(wie Anm. 96), S. 337 f.; IE; vgl. auh Esh: �Gesunde Verhältnisse� (wie Anm. 52), S. 393 f.179 Romanow: Ludno±¢ (wie Anm. 121), zeigt, daÿ der reale Ein�uÿ der Instruktion auf eineVeränderung der Beshäftigungsbedingungen geringer war als die Abhängigkeit der Beshäftigtenvon der Versorgungslage; dies wird durh die regionalen Dokumente bestätigt.
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zu den gleihen Bedingungen wie die Polen arbeiteten.180 Selbst bei dieser für dieDeutshen günstigsten Variante berief man sih aber auf nationalsozialistishe Vor-bilder, und das gesamte Diskriminierungssystem am Arbeitsplatz wurde durh dieTatsahe begründet, daÿ �ähnlihe rehtlihe Grundsätze während der deutshenOkkupation angewendet wurden � bezüglih der Polen�.181 Dieses Thema nimmt inden Dokumenten viel Platz ein; wir beshränken uns auf die Feststellung, daÿ dasDiskriminierungssystem � abgesehen von den oft katastrophalen Folgen der Zwangs-arbeit für die Deutshen selbst � mit der Zeit E�ekte hervorbrahte, die von denShöpfern des Systems keineswegs vorhergesehen waren: Die Arbeitgeber shütz-ten die billigere Arbeitskraft durh illegale Beshäftigung bzw. durh Freistellungvon der Aussiedlung, was das gesamte Programm der �Entdeutshung� erfolgreihverzögerte. Auf der anderen Seite trug auh die Fluht deutsher Fahleute zur Mit-gestaltung der Arbeitsbedingungen bei, indem sie die Behörden und die Arbeitgeberdazu veranlaÿte, den Deutshen immer bessere Existenzbedingungen zu sha�en.182Die grundsätzlihen Regelungen auf diesem Gebiet wurden 1947 vorbereitet (s. Dok.160 u. 168).Der Anteil der Deutshen an der Arbeitsteilung in den neuen Gebieten lag anfangssehr hoh, am höhsten in Niedershlesien; in der Industrie der gesamten Westgebie-te waren Ende August 1945 nah niht völlig siheren Angaben 14-15.500 Polen und74-78.000 Deutshe beshäftigt. Im Januar 1946 stellten die Deutshen allein in dender Zentralen Industrieverwaltung unterstehenden Betrieben (also ohne Häftlinge,Kriegsgefangene, a. 100.000 für die Rote Armee arbeitende Personen, den privatBeshäftigten und den Landarbeitern) fast die Hälfte der Beshäftigten (55.000 von112.000). Nah der ersten Phase der Massenaussiedlungen �el dieser Anteil im Som-mer auf 15% (35.000 von 231.000), wobei er im Waldenburger Revier am höhstenwar (über 14.000 von niht ganz 27.000 Beshäftigten).183 Shrittweise wurden diedeutshen Beshäftigten trotz des Widerstands der Arbeitgeber entlassen � harak-teristisherweise zuerst aus den privaten, dann auh aus den staatlihen Betrieben.Nahdem die Lager von Deutshen und Volksdeutshen geräumt und die Kriegsge-fangenen entlassen worden waren, blieben in Polen im Jahre 1950, wie aus den nie-dershlesishen und pommershen Dokumenten ersihtlih ist, zwei gröÿere Gruppen
180 Die auh regional sehr untershiedlihen Beshäftigungsbedingungen des Jahres 1945 besprihtu.a. Romanow: Ludno±¢ (wie Anm. 121), S. 79-104.181 Siehe Dok. 38; die wihtigeren Vorshläge hinsihtlih der Arbeit, die in dieser Denkshriftvorgestellt wurden, wurden auh umgesetzt. Vgl. Romanow: Polityka (wie Anm. 164), S. 208-210;Nitshke: Sytuaja (wie Anm. 118), in: Kompleks, S. 60-63, sowie die Dokumente.182 Vgl. auh Hofmann: Nahkriegszeit (wie Anm. 52), S. 271-293.183 Magierska: Przywrói¢ (wie Anm. 96), S. 398-402. Siehe auh die von Romanow gesam-melten Daten: Ludno±¢ (wie Anm. 121), S. 87-90, 106 f.; Jan Walzak: Niemieka siªa robozaw polskim przemy±le w�glowym po II wojnie ±wiatowej [Die deutshen Arbeitskräfte in der polni-shen Kohleindustrie nah dem Zweiten Weltkrieg℄, in: Ludno±¢ niemieka na ziemiah polskih wlatah 1939-1945 i jej powojenne losy, hrsg. von Wªodzimierz Jastrz�bski, Bydgoszz 1995, S.73-91, zeigt, daÿ die Zwangsarbeit seit 1945 im polnishen Bergbau eine Shlüsselrolle spielte. Dortauh Daten über die Arbeits- und Existenzbedingungen vor allem der Kriegsgefangenen, die in denBergwerken beshäftigt wurden.
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zurük: die Bergleute im Waldenburger Revier und die Landarbeiter auf den ehema-ligen pommershen Gütern, die vom Staat übernommen worden waren.
LagerDie ihrer Freiheit beraubten Deutshen und Volksdeutshen stellten eine von meh-reren Personengruppen dar, die in den Jahren 1945-1950 gefangengehalten wurden.Darum beginnt dieser Teil mit der Darstellung grundlegender, heute verfügbarerInformationen184 über das polnishe Lagersystem in den vierziger Jahren.Eine der wesentlihen Entsheidungen, die den Charakter und den Umfang des Re-pressionssystems im �Lubliner Polen� bestimmten, war die Herauslösung von Belan-gen des Strafvollzugs aus dem Kompetenzbereih des Justizressorts und ihre naheinigen Wohen im August erfolgte Angliederung an das Ressort (ab Januar 1945:Ministerium) für Ö�entlihe Siherheit (Ministerstwo Bezpieze«stwa Publiznego[MBP℄). Das MBP wurde von Anfang an von der PPR kontrolliert; die ganze unsinteressierende Zeit hindurh stand an der Spitze des Ressorts das Mitglied des Po-litbüros der PPR Stanisªaw Radkiewiz. Seine nähsten Mitarbeiter und Vertreterwaren � mit Ausnahme einer kurzen Episode im Jahre 1946 � Mitglieder der PPRund sowjetishe Berater. Ähnlih verhielt es sih auf Wojewodshaftsebene und aufder mittleren Ebene in der Zentralverwaltung.Das Referat für Gefängniswesen im Ressort für Ö�entlihe Siherheit wurde im Sep-tember 1944 in Sektion für Gefängniswesen umbenannt, anshlieÿend zur Abteilungund hieÿ seit Januar 1945 Departement für Gefängniswesen und Lager (DepartamentWi�ziennitwa i Obozów [DWO℄). Das DWO bestand aus folgenden Referaten: demAllgemeinen Referat, den Referaten für Personal, Inspektion und Verwaltung, Häft-lingsarbeit, Tehnik und Bauwesen, Wirtshaft und Finanzen, Gesundheit, PolitisheAufklärung und � ab Mai 1945 � aus dem Operativen (Spezial-) Referat. Im Janu-ar 1946 unterstanden dem Departement a. 8.500 Funktionäre (1.500 Stellen warenniht besetzt). Das DWO verfügte über Landgüter mit einer Gesamt�ähe von 7.500Hektar.185 Die Leiter der Zentrale des Gefängniswesens im MBP wehselten bis No-vember 1946 oft; von da an war bis zum Ende des uns interessierenden ZeitraumsOberstleutnant Stanisªaw Pizªo ihr Direktor.186
184 Wie man sih leiht am Beispiel der unten angeführten Fahliteratur überzeugen kann, habendie Forshungen über die Lager erst begonnen und werden mit erheblih geringeren Mitteln durh-geführt als die deutshen Untersuhungen über die Speziallager in der sowjetishen Besatzungszone,dennoh wiederholen sih viele Forshungsfragen auf deutlih sihtbare Weise; vgl. Sowjetishe Spe-ziallager in Deutshland 1945 bis 1950, Bd. I, hrsg. von Alexander von Plato, Berlin 1998; zweiweitere Bände dieses Werks sind angekündigt.185 AAN DWO 10/10, Daten vom 1.1.1946; dort auh eine genaue Beshreibung der Struktur desDWO zu jener Zeit.186 Die Daten über die Struktur des DWO nah der Einleitung zu den Abgabe- und Übernahme-protokollen im Bestand MBP im AAN; dort �nden sih auh die Namen der vier Direktoren in denJahren 1944-1946.
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Eine detaillierte Geshihte des Lagersystems ist bislang niht geshrieben worden.Ein Teil der Lager bestand nur kurze Zeit, einige Tage oder Wohen, und hinterlieÿnur eine geringe oder auh gar keine arhivalishe Aktenüberlieferung, in anderenFällen kann man davon ausgehen, daÿ der Groÿteil der Dokumente vernihtet wordenist.187 Wir wissen, daÿ das MBP intakte Vorkriegsgefängnisse und nationalsozialisti-she Lager (Konzentrations- und Kriegsgefangenenlager) übernahm, aber auh neuean Orten anlegte, an denen Häftlinge, Internierte, Verdähtige und Verhaftete ge-sammelt wurden. Es gab Lager, die �in der Zeit ihrer höhsten Blüte� von einigentausend bis zu über zehntausend Häftlinge aufwiesen, wie Jaworzno, Potulitz, Sikawaoder Warshau. Fabriken oder Landgüter, denen sie die Mehrzahl �ihrer� Häftlingeausliehen, tauhten in der Regel in den Zusammenstellungen des DWO niht auf,obwohl zumindest ein Teil dieser Werkslager von den dorthin verbrahten Häftlin-gen als selbständige Lager aufgefaÿt worden sind. Unter Lager wurde im allgemeinenSprahgebrauh auh ein Ort verstanden, an dem Menshen zum Weitertransportversammelt wurden (wie z.B. Danzig-Narwik), der in der amtlihen Dokumentationals Sammel- oder Verladepunkt ersheint. Beinahe nihts ist über die von den lokalenZivilbehörden angelegten Lager bekannt.188Die Diskrepanz zwishen der o�ziellen Nomenklatur und der Wahrnehmung durhdie Häftlinge hatte ihren Ursprung niht nur in der Tatsahe, daÿ die Sammelpunktetrotz ihrer prinzipiell anderen Funktion in der Praxis auh an Isolationslager erin-nern konnten. Dies rührte auh aus dem Umstand her, daÿ die Lager vershiedeneFunktionen erfüllten: sie waren ein Ort der Internierung für Verurteilte, erfülltendie Funktion des Arrestgebäudes für die lokalen, Kreis- oder Wojewodshaftsstellendes Amtes für Ö�entlihe Siherheit (was keineswegs bedeuten muÿte, daÿ währendder Zeit des Aufenthalts im Lager die vom Gesetz vorgesehene Untersuhung oderErmittlung durhgeführt wurde), sie waren ein Ort der Konzentration und Organi-sation von Zwangsarbeit und auh regelrehte Verleihstellen für Sklavenarbeiter andie umliegenden Landwirte und Unternehmen.189 Die Lager stellten darüber hin-aus ein wihtiges Glied im Übereignungsmehanismus dar: Besonders in Shlesiensind zahlreihe Fälle dokumentiert, in denen die Deportation eines Eigentümers undseiner Familie in ein Lager die Übernahme seines Besitzes durh die zuströmendeBevölkerung oder � was völlig illegal war � durh Mitarbeiter der Verwaltung ermög-lihte.190 Der wirtshaftlihe Gewinn, der in einer solhen Situation entstand, war187 Vgl.Madajzyk: Przyª¡zenie (wie Anm. 145), Kap. IV, besonders die Zusammenstellung aufS. 255-286.188 Vgl. die Pläne der Stettiner Behörden (vgl. Bd. 3: Wojewodshaft Stettin (in Vorbereitung),Dok. vom 29. Dezember 1945), die Frage eines Lagers in Köslin (ebenda) oder das Allensteiner�Projekt für die Organisierung eines Arbeitslagers für Deutshe und Polen...�, o.D. (Herbst 1945),APO UP 2, Bl. 32-34.189 Siehe die regionalen Teile. Am besten bearbeitet ist das Problem der Häftlingsarbeit in derKohleindustrie bei Mariola Maruszzyk, Marek Pa¹dziora: Obozy jeniekie w górnitwiew�glowym Górnego �l¡ska w latah 1945-1949 [Kriegsgefangenenlager im obershlesishen Koh-lebergbau in den Jahren 1945-1949℄, in: Obozy pray przymusowej na Górnym �l¡sku, Katowie1994, hrsg. von Andrzej Topol, S. 27-50; Walzak: Niemieka siªa roboza (wie Anm. 183), S.73-91.190 Misztal: Przesuni�ie (wie Anm. 104), S. 98-105.
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siherlih eine der wihtigsten Ursahen für die Korrumpierung und Demoralisierungdes MBP- und Milizpersonals.191Die gröÿten vom Ministerium für Ö�entlihe Siherheit (MBO) errihteten Lager be-fanden sih in Gebieten �Altpolens�. Es existierte eine Art von Aufteilung der Lagernah Nationalitäten: So gab es z.B. in Mil�in, das vor allem als Ort bekannt war, andem die von der Spezialkommission für den Kampf mit der Spekulation Verurteiltenihre Strafe verbüÿten, praktish keine Deutshen und Volksdeutshen192, währendsie in Jaworzno, Lissa-Gronowo, Potulitz, Sikawa und Warshau das Gros der Häft-linge ausmahten;193 in Jaworzno wurden neben den Zivilgefangenen 1946 �deutsheKriegsgefangene, die sih als Polen oder [muÿ heiÿen: und � W.B.℄ volksdeutsheKriegsgefangene polnisher Abstammung ausgeben� konzentriert, später kamen auhandere Gefangene hierher194, seit Frühjahr 1947 jene Ukrainer, die als besonders ge-fährlih galten. Zu den Untershieden betre�end Gröÿe, Charakter, Bezeihnung derLager, Zusammensetzung der Häftlinge und Funktion kamen noh andere organisa-torishe Änderungen hinzu. Arbeitslager wurden aufgelöst und umbenannt, z.B. ineines der Zentralen Arbeitslager eingegliedert (vgl. unten), und zwar so häu�g, daÿes mit Siherheit noh lange ein Forshungsdesiderat bleiben wird, ihre vor allem1945 stark shwankende Zahl genau festzustellen.195 Im Frühjahr 1945 bestandennah den Dokumenten des MBP mindestens 88 Gefängnisse, 14 Arbeitslager und 2Erziehungs- und Besserungsanstalten.196 Im Laufe der nähsten Monate übernahmdas Ministerium von den Sowjets eine Reihe neuer Gefängnisse; in einer späterenDokumentation shwankt ihre Zahl zwishen etwa hundert und darüber. Die Lagererhielten in dieser Zeit ein eigenes Organisationssystem. Im April 1945 entstandenvier Zentrallager mit einer unbekannten Zahl von unterstellten Lagern, nah wei-teren Reorganisationen im April 1946 stieg ihre Zahl auf sehs (Gªaz, Jaworzno,Lissa-Gronowo, Mil�in, Potulitz und Sikawa), diese Zahl hatte bis 1948 Bestand.197191 Ebenda,Madajzyk: Przyª¡zenie (wie Anm. 145), S. 292 f.; ähnlih Edmund Nowak: Shat-ten von Lambinowie. Versuh einer Rekonstruktion des Arbeitslagers in Lambinowie in den Jahren1945-1946, Opole 1994, passim.192 Erst nah der Erö�nung anderer Lager. Ursprünglih war Mil�in ein Lager für Deutshe: Am1. April 1945 saÿen hier 47 Deutshe, 497 Volksdeutshe und 1 �anderer� ein. AAN DWO 13/3,Berihte der Gefängnisse und Lager vom Frühjahr 1945.193 Die Zahl und teilweise auh die Proportionen änderten sih, ähnlih wie die Quali�kations-kriterien (so wies z.B. in einer Aufstellung von 1947, in der es die Rubrik �Volksdeutshe� nihtmehr gab, das Lager in Potulitz über 10.000 polnishe Gefangene und getrennt davon über 5.500Deutshe auf; AAN DWO 13/10, Lagerstatistik), doh die ganze uns interessierende Zeit hindurhstellten die hier erwähnten fünf Lager die gröÿten Sammelpunkte gefangengehaltener Deutsherund Volksdeutsher dar.194 AANDWO 10/5, Anordnung Nr. 40 vom 20.4.1946 und 10/6, Anordnung Nr. 53 vom 29.6.1946.Eine geringere Zahl von Kriegsgefangenen hielt sih auh in anderen Zentralen Arbeitslagern auf.195 Die Einlösung dieses Desiderats wird die Überprüfung einiger deutsher Berehnungen erlau-ben, nah denen es in Polen in den vierziger Jahren 227 Gefängnisse und 1.255 Lager gegeben hat(Madajzyk: Przyª¡zenie (wie Anm. 145), S. 237). Diese Zahlen �nden in den amtlihen Quellenkeine Bestätigung und erklären sih nur teilweise aus den oben genannten Gründen.196 AAN DWO 3/1, Materialien der Besprehung vom 8. und 9.4.1945 (siehe Dok. 17), Anwesen-heitsliste.197 Dok. 25 IV 1946; AAN DWO 10/4 MBP/DWO Änderung der Verordnung Nr. 17, 5.4.1946.
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Nahdem in Pommerellen eine Zwisheninstanz zwishen Warshau und den Lagerneingerihtet worden war (Pommerellishe Verwaltung der Arbeitslager mit Sitz inPotulitz198), kamen ähnlihe Lösungen auh in anderen Regionen zur Anwendung.Von Herbst 1945 bis Juni 1947 bestanden Regionale Arbeitsverwaltungen mit Sitzin Kattowitz, Lodz und Bromberg.199 Nah Auflösung der Regionalen Verwaltungenwurden die Bereihe Arbeit und Lagerproduktion von der Abteilung für Häftlingsar-beit im DWO übernommen. Im Bereih der Verwaltung unterstand die Mehrzahl derLeiter der Gefängnisse und Lager den lokalen Referaten für Gefängniswesen in denzuständigen Ämtern für Ö�entlihe Siherheit (auf Wojewodshafts- und Kreisebe-ne), die Chefs der gröÿten direkt dem Departement für Gefängniswesen und Lagerin der Warshauer Zentrale.Es ist anzunehmen, daÿ die Deutshen und Volksdeutshen Anfang 1945 keine beson-ders groÿe Zahl an Gefangenen stellten; dennoh waren sie shon im Februar eine imMaÿstab des gesamten Gefängniswesens wahrnehmbare Gruppe.200 Zugleih mit derÜbernahme der Verwaltung in den neuen Gebieten wurden die gefangenen Deut-shen und Volksdeutshen zu einer der gröÿten Häftlingsgruppen. Die Steigerungder Häftlingszahl, der Lager und dort festgehaltenen Personen um ein Vielfahesbrahte unerwartete Shwierigkeiten mit sih, die sih daraus ergaben, daÿ massen-haft Frauen, ältere Personen und Kinder in diese Durhgangslager in den West- undNordgebieten eingeliefert wurden. Shon im April ordnete das Departement für Ge-fängniswesen und Lager die Freilassung von Kindern bis 13 Jahren aus den Lagernund Gefängnissen an und verbot die Aufnahme von Kindern älter als anderthalbund jünger als 13 Jahre201 � dieses Verbot wurde, soweit bekannt, im uns hier in-teressierenden Zeitraum niht aufgehoben, fand aber dennoh auf die deutshen undvolksdeutshen Kinder keine Anwendung. Ebenfalls nur teilweise befolgt wurde dieAnordnung, die zwishen anderthalb und 13 Jahre alten Kinder der Volksdeutshenin die psyhiatrishe Klinik in Shwetz (die zur �Erziehungsanstalt für Kinder� um-gestaltet worden war und dem Bildungsministerium unterstand) und ins Lager vonPotulitz zu verlegen.202 Im Juni trat die Notwendigkeit einer �Regelung von Fragender in den Lagern festgesetzten Personen� ein; durh eine Instruktion des MBP und198 AAN DWO 10/3 MBP/DWO Verordnung vom 15.6.1946, Runderlaÿ Nr. 63(7) vom 19.6.1945.199 AAN DWO 10/4 MBP/DWO, Verordnung Nr. 5 vom 1.9. und Runderlaÿ Nr. 96(9) vom15.10.1945; 10/7, Verordnung Nr. 100 vom 14.6.1947.200 AAN DWO 10/3 Runderlaÿ Nr. 36 des Referats für Gefängniswesen und Lager mit der Er-laubnis, �die �Volksdeutshe� genannten Gefangenen (...) sowohl innerhalb wie auh auÿerhalb desGefängnisbereihes nah dem Ermessen des Vorstehers des Gefängnisses (bzw. des Ortes des Frei-heitsentzugs) zu beshäftigen�; der Einsatz der anderen Kategorien von Gefangenen auÿerhalb derGefängnisse war verboten oder mit Auflagen verbunden; ausführliher dazu siehe Bd. 2: Einleitung(in Vorbereitung).201 AAN DWO 10/3, Runderlaÿ MBP/DWO Nr. 45 vom 15.4.1945.202 AAN DWO 10/3, Runderlaÿ MBP/DWO Nr. 66 vom 30.6.1945; DWO 10/4 Runderlaÿ 101vom 15.10.1945. Aus den erhaltenen Akten des Lagers in Flatow geht hervor, daÿ dort bis zurAuflösung dieses Lagers �zugunsten des Potulitzer Lagers� im Mai 1946 �Internierte� zusammenmit Kindern aufgenommen wurden; AAN DWO 4/330. Vgl. die einleitenden Bemerkungen zumThema in Piotr Madajzyk: Dziei niemiekie w Polse po 1945 r. [Deutshe Kinder in Polennah 1945℄, in: Dzieje Najnowsze 1999/1, S. 125-134.
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des Justizministeriums wurden Sondergerihtsgruppen beider Ressorts gebildet, diesolhe Fragen zu untersuhen hatten, die in die Zuständigkeit von Sonderstrafge-rihten �elen, und Personen, die den Vorshriften des Gesetzes über den Ausshluÿfeindliher Elemente aus der polnishen Gesellshaft unterlagen. Das Ergebnis einerUntersuhung konnte die Freilassung des Gefangenen zur Folge haben, eine Ver-fügung zur Inhaftierung (ein Teil der Gefangenen befand sih ohne jede rehtliheGrundlage in den Lagern) und zum weiteren Verfahren sowie zur Durhführung oderErgänzung der vom Amt für Ö�entlihe Siherheit (UBP) geführten Ermittlungenim Zusammenhang mit einer Verhaftung (diese Möglihkeit betraf auh Deutsheund Volksdeutshe). �Sollte festgestellt werden, daÿ der einzige Vorwurf die Zugehö-rigkeit zur Gruppe III und IV und zu den �Leistungspolen� ist, so ist der Häftlingfreizulassen�, lautete Paragraph 6 der Instruktion; in komplizierteren Fällen (u.a.bei Angehörigen der Gruppe II) muÿte die Akte des Inhaftierten an das zuständigeAmtsgeriht überwiesen werden, �zu dem Zwek, sie einem eventuellen Antrag aufRehabilitierung beizufügen�. Beide Minister verboten den Lagerleitern kategorishdie Aufnahme neuer (�zur Inhaftierung überwiesener�) Gefangener ohne beglaubig-te Abshrift einer Verfügung des Staatsanwalts des Sonderstrafgerihts oder einerAnordnung eines ordentlihen Gerihts.203 Die Zentrale des MBP war sih bewuÿt,daÿ eine entgegengesetzte Praxis � also die Aufnahme von Gefangenen ohne die ent-sprehenden Dokumente � allgemein üblih war;204 das blieb übrigens mindestensbis zum Sommer des folgenden Jahres so.205Der gemeinsame Runderlaÿ des MBP und des Justizministeriums war nur Teil ei-ner breit angelegten Aktion zur Ordnung des Repressionssystems (der ersten vonmehreren im uns interessierenden Zeitraum). Auf der einen Seite begann man be-sonders in Shlesien im Juni damit, massenhaft Lager einzurihten (siehe Bd. 2,Wojewodshaft Shlesien (in Vorbereitung)). Auf der anderen Seite waren die Lagerund Gefängnisse shon damals in Polen als Orte bekannt, wo das neue Personal dieshlimmsten nationalsozialistishen Traditionen fortsetzte. Das ungestrafte Shlagenund Ershlagen, das zum Wesen der Konzentrationslager gehörte, erwies sih baldselbst für die Behörden, die die Lager errihtet hatten, als ein Problem. Der ersteRunderlaÿ, der es den Wahmannshaften verbot, �die Gefangenen zu miÿhandeln�,stammt vom März 1945.206 Das Verbot hatte ganz o�ensihtlih keinen Erfolg, dashon zwei Monate später die Leitung des MBP noh einmal versuhte, die sadisti-shen Neigungen ihrer Untergebenen einzudämmen (s. Dok. 25); der Befehl Nr. 14203 AAN DWO 10/3, Instruktion von MBP und MS vom 18.6.1945, geheim, Anlage zum BefehlNr. 29; Befehl Nr. 29 des MBP vom 20.6.1945; wiederholt im Befehl des MBP Nr. 40 vom 28.7.1945(AAN DWO 10/3).204 AAN DWO 10/4, Runderlaÿ MBP/DwiO Nr. 78 vom 11.8., Befehle Nr. 56 vom 15.9. und 58vom 25.9.1945.205 AAN DWO 10/6, Befehl Nr. 74 vom 27.7.1946, der an das Verbot einer �stillen� Beerdigungvon Verstorbenen erinnerte, die ohne die nötigen Dokumente in den Lagern festgehalten wurden.Charakteristishe Beispiele für dieses Vorgehen präsentiert Edmund Nowak: Obóz pray w �ambi-nowiah (1945-1946) w ±wietle nowyh bada« [Das Arbeitslager in Lamsdorf (1945-1946) im Lihteneuer Forshungen℄, in: Szkie z dziejów obozu w Lamsdorf/�ambinowiah. Historia i wspóªzes-no±¢, hrsg. von dems., H. 1, Opole 1998, S. 88-119, hier S. 104-106.206 AAN DWO 10/3, Runderlaÿ DWO Nr. 34 vom 8.3.1945.
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an die Organisationseinheiten des Ministeriums wurde zwei Wohen vor der Rededes Ersten Sekretärs der PPR vor dem Plenum der Partei vershikt, in der Gomuªkaam Beispiel des Wojewodshaftsamts für Ö�entlihe Siherheit (WUBP) in Danzigdas MBP beshuldigte, sih �Gestapo�-Methoden zu bedienen.207Wir wissen niht, ob als Deutshe geltende Personen in den Lagern und Gefängnis-sen besser oder shlehter behandelt wurden als solhe, die der Zusammenarbeit mitdem �reaktionären Untergrund� beshuldigt wurden. Eine kurze Übersiht über die�Methoden�, die in einigen Lagern auf Personen angewendet wurden, die als Deut-she galten, erinnert lebhaft an die Beshreibungen nationalsozialistisher Lager208und untersheiden sih niht von den bekannten Shilderungen von Personen, dieals Feinde der �Volksmaht� angesehen wurden. Es darf also vermutet werden, daÿdie Deutshen in ähnlihem Grade das Opfer von Foltern, Hunger und Krankheitenwurden: Wenn Polen, die zu den �Volksfeinden� gezählt wurden, ungestraft geshla-gen und ershlagen werden konnten, wurden dieselben �Arbeitsmethoden� siherlihauf die Deutshen übertragen � und umgekehrt; Terror wurde als stabilisierendesMittel der neuen Staatsmaht universell eingesetzt, als Vorgehensweise gegenüberallen gesellshaftlihen Gruppen, die als Feinde galten.209Gleihzeitig unternahm die Bürokratie Bemühungen, die eine Rationalisierung desUnterdrükungssystems zum Ziel hatten. Im Untershied zum antikommunistishenUntergrund � oder, weiter gefaÿt: der Kreise, die den Kommunisten ablehnend gegen-überstanden � waren Volksdeutshe und Deutshe niht wegen ihrer aktuellen oderpotentiellen Handlungen Gegner (bzw. waren dies nur in geringem Maÿe), sondernwegen ihrer Vergangenheit und ihrer Herkunft: Deswegen wurden sehr bald Anstren-gungen unternommen, sie von den aktiven Feinden zu trennen und in Arbeitslagereinzuweisen (s. Dok. 21), wo sie � gemäÿ dem im damaligen MBP herrshenden Glau-ben an die Rentabilität der Zwangsarbeit210 � vor allem wirtshaftlih ausgebeutetwerden sollten. Dieser Glaube stand niht nur im Widerspruh zu den wirtshaft-lihen Gesetzmäÿigkeiten: Angesihts der Realitäten des Jahres 1945 kollidierte erin fatalem Grade mit dem hygienishen Zustand der Lager, wo seit Sommer 1945von Anfang an mehrere Epidemien ausbrahen, die ein Massensterben der Häftlingenah sih zogen; auf dieses Problem beziehen sih einige Dokumente im Hauptteil(s. Dok. 44 u. 45)211 und in den Regionalteilen.207 Protokóª obrad KC PPR w maju 1945 r. [Das Verhandlungsprotokoll des ZK der PPR im Mai1945℄, hrsg. von Aleksander Koha«ski, Warszawa 1992, S. 15. Dieser Teil wurde noh 1982von der Zensur entfernt, als die Rede Gomuªkas erstmals verö�entliht wurde (Arhiwum RuhuRobotnizego, Bd. VII, Warszawa 1982, S. 13).208 Vgl. z.B. Madajzyk: Przyª¡zenie (wie Anm. 145), S. 241, 251 f.209 Diese These habe ih 1995 in einem Artikel skizziert: Dwie Pami�i [Zwei Erinnerungen℄, in:Polityka Nr. 262 vom 1.7.1995, und in: Kompleks wyp�dzenia (wie Anm. 53), S. 406 f.210 Die Idee von Lagern, die sih selbst mit Lebensmitteln versorgten und wirtshaftlih rentabelwaren, war eines der wihtigsten Motive bei der Weisung an die Leiter des Gefängniswesens am8./9.4.1945, siehe Bd. 2: Einleitung (in Vorbereitung).211 Siehe auh AAN, DWO 10/4, Runderlaÿ Nr. 17 der Leitung des Medizinishen Dienstes desMBP, durh den eine �einheitlihe Klassi�kation der anstekenden Krankheiten im ganzen Land(...) [eingeführt wurde℄, die in Gefängnissen, Lagern sowie Besserungs- und Erziehungsanstaltenauftreten, aber auh bei Mitarbeitern von Siherheitsdienst und Miliz�.
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Seit dem Frühjahr 1945 stieg der Anteil der Deutshen und Volksdeutshen in denGefängnissen und Lagern an. Der wahrsheinlih ersten landesweiten Statistik vonAnfang Mai zufolge waren 50.611 Personen in Haft, darunter 2.121 Deutshe und35.428 Volksdeutshe; einen Monat später sank die Gesamtzahl der Gefangenen,doh der Anteil der Deutshen und Volksdeutshen hielt sih auf vergleihbar hohemNiveau.212 Im Sommer stellten sie nah der Inbetriebnahme von einigen Dutzend La-gern in Shlesien die Mehrzahl bei der Gruppe der Kinder und älteren Personen (überdem 60. Lebensjahr)213 und siher auh bei der gesamten Lagerbevölkerung. Naheinigen Monaten wurde die Mehrzahl der als Deutshe geltenden und ursprünglihin Gefängnissen inhaftierten Personen in Lager verbraht; gleihzeitig hielt in Shle-sien die Veri�zierungsaktion an, infolge derer ein Groÿteil als Polen anerkannt undfreigelassen wurde.214Im Herbst befanden sih in den Lagern und Gefängnissen a. 60.000 Menshen, vondenen a. die Hälfte Volksdeutshe waren; der Anteil der Deutshen war erheblih ge-ringer, entzieht sih aber genauerer Shätzung (s. Dok. 65). Anfang Dezember 1945hielten sih in den Lagern a. 25.000 Menshen auf, die nah den MBP-KriterienDeutshe, Volksdeutshe, Kriegsgefangene und der Kollaboration Beshuldigte wa-ren.215 In den Gefängnissen waren zu dieser Zeit über 35.000 Personen, der Klassi�-kation des Ministeriums zufolge über ein Drittel von ihnen Volksdeutshe: Zivilisten(543 Personen), Volksdeutshe (7.912), Personen, denen die Zugehörigkeit zu einernationalsozialistishen Organisation zur Last gelegt wurde (1.469) und Kriegsgefan-gene (2.860); wenn also den Daten des MBP Glauben geshenkt werden darf, warenmindestens die Hälfte der Ende 1945 in Polen einsitzenden Personen (in Lagernund Gefängnissen zusammengenommen) Volksdeutshe und Deutshe. Die Aktionzur Absonderung dieser Gruppe und zu ihrer Trennung von den übrigen Häftlingen,die ganz o�ensihtlih auf untershiedlihe Widerstände stieÿ, dauerte unvermindertan. Wie den weiter unten abgedrukten Gefangenenlisten aus den folgenden Jahrenzu entnehmen ist, führte diese Aktion zu gewissen Änderungen, doh lassen sihdiese mehr oder weniger genau nur bei der Zahl der Volksdeutshen bestimmen.Kriegsgefangene wurden niht immer in den Statistiken geführt, deutshe Zivilistenkonnten auh zu anderen Gruppen zugeshlagen werden (zu den Reihsdeutshen,zu den Angehörigen einer nationalsozialistishen Organisation, zu den für kriminel-le Verbrehen oder Verbrehen im Sinne des Dekrets über den Shutz des StaatesVerurteilten).Es unterliegt keinem Zweifel, daÿ die Volksdeutshen während des gesamten uns hierinteressierenden Zeitraums in den Lagern die gröÿte Gruppe stellten. In den Ge-fängnissen saÿen ab 1946 dagegen hauptsählih wegen Verbrehen Angeklagte oder212 AAN DWO 13/3, Duda an Radkiewiz, 4.5.1945. Am 1. Juni gab es 42.696 Gefangene, darun-ter 7.093 Deutshe und 21.026 Volksdeutshe. Ebenda und 13/1 Einzelaufstellungen (statistisheBerihte der Gefängnisse und Lager vom Frühjahr 1945).213 AAN DWO 2/132, statistishe Daten vom 1.8.1945. In Shwientohlowitz gehörte von 360Personen über 60 Jahre nur eine niht zur Gruppe der Reihs- und Volksdeutshen, in Jaworznogehörten alle 16 Kinder und 190 von 201 Personen über 60 Jahre zu dieser Gruppe.214 Misztal: Przesuni�ie (wie Anm. 104), S. 103 f.215 ANN DWO 13/5, Zusammenstellung vom 1. 12. 1945.
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Verurteilte, darunter auh solhe, denen die Zugehörigkeit zu einer nationalsoziali-stishen Organisation angelastet wurde; sie stellten einen immer geringer werdendenAnteil dar. Im Frühjahr gab es in der Mehrzahl der Gefängnisse mit Ausnahme vonVerurteilten und Verdähtigten bereits keine Deutshen mehr, in den restlihen wur-den einige hundert Personen aufgefunden und in die zentralen Arbeitslager gebrahtoder nah Breslau geshikt, wo man sie in die �Repatriierungs�-Transporte einglie-derte.216 In der Verfügungsgewalt der Untersuhungsbehörden blieben Personen, dieniht nur wegen Verbrehen und Straftaten verdähtigt wurden (dazu gehörte u.a.der Besitz von Wa�en, der ein Todesurteil zur Folge haben konnte), und Mitgliederder NSDAP, sondern auh solhe Personen, deren einzige Shuld es war, zu natio-nalsozialistishen Jugend- bzw. sozialen Organisationen gehört zu haben.217 Nahder Interpretation des Justizministeriums war eine derartige Mitgliedshaft seit demSommer 1945 ein hinreihender Grund, um in ein Lager geshikt zu werden;218 inder Praxis der Staatsanwaltshaften der Sonderstrafgerihte genügte zur Ausstel-lung eines �Internierungsgebots� im übrigen shon der Verdaht, daÿ die betre�endePerson in die Deutshe Volksliste eingeshrieben war, oder die Feststellung, daÿ siedeutsher Staatsbürger war.219 Aufgrund von Stihproben gewonnene Daten überdas weitere Shiksal der Opfer der Tätigkeit der Sonderstrafgerihte zeigen, daÿdie von den Sondergerihten angewendeten Mittel der Situation in krasser Weiseniht angemessen waren.220 Andere Behörden dagegen waren ganz o�ensihtlih derÜberzeugung, daÿ die Lager eine Art von Aufbewahrungsort vor der Aussiedlungnah Deutshland darstellten und nahmen die �Internierung� der Deutshen vor derAusreise als etwas ganz Selbstverständlihes (siehe Bd. 4, Pommerellen (in Vorbe-reitung), Dokument vom 14.9.45).Die bekannteste Folge, die die Ausbreitung des Gefängnis- und Lagersystemsdes MBP hatte, waren die Tragödien in �ambinowie/Lamsdorf, �wi�tohªowi-e/Shwientohlowitz (Lager �Zgoda� [Eintraht℄) und Mysªowie/Myslowitz. Im er-sten der drei Lager wurden Einwohner der umliegenden Dörfer ebenso festgehaltenwie die vom Kreisamt für Ö�entlihe Siherheit in a. 100 Ortshaften verhaftetenMenshen. Die Lagerordnung orientierte sih � gegen die Weisungen des MBP221 �216 AAN DWO 5/84, Korrespondenz über die Ausführung der Anordnung Nr. 38 vom 8.4.1946(DC).217 AAN DWO 5/95, Namensliste o.D. Unter den 24 Personen waren drei, die der Zugehörigkeitzur Hitlerjugend verdähtigt wurden, zwei sollen dem Bund Deutsher Mädel angehört, drei Wa�enbesessen, sehs zur NSDAP gehört haben und zehn wurden Verfehlungen aufgrund vershiedenerArtikel des Strafgesetzbuhes (102, 103, 257) angelastet.218 Vgl. die Korrespondenz über diese Frage, die von Nowak verö�entliht worden ist: Nowak:Obóz (wie Anm. 205), hier S. 105; die Grundlage war eine Anordnung des Justizministeriums vom30.6.1945.219 OKKa, S 1/96, zahlreihe Formulare �Verordnung über Internierung�.220 OKKa, S 1/96, Bd.VI, Protokoll über die Durhsiht der SSK-Akten in Kattowitz: Von 92durh SSK-Entsheid im Lager Myslowitz festgesetzten Personen starben aht im Lager, zwei �ohen,drei wurden an die Staatsanwaltshaft überstellt, zwei ausgesiedelt; bei den restlihen wurde dieErmittlung eingestellt � oft nah einem längeren Aufenthalt in einem anderen Lager �, �weil keinVerbrehen festgestellt werden konnte�.221 Vgl. �Wst�pna instrukja w sprawie tymzasowej organizaji obozów pray� [Einführende In-struktion über die vorläu�ge Organisation der Arbeitslager℄, Warszawa 1945, im Verlag des DWO
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an der Lagerordnung eines nationalsozialistishen Lagers, und der 21jährige Kom-mandant Czesªaw G�borski, ein ehemaliger Häftling eines solhen Lagers, sah nohJahre später nihts Unmoralishes in der Tatsahe, daÿ er seine Stellung dazu be-nutzt hatte, gewissermaÿen individuell mit den Deutshen für die vorangegangenenJahre abzurehnen.222 Die Tatsahe, daÿ die Lagerhäftlinge in ihrer überwältigendenZahl unshuldig waren, störte weder den Kommandanten noh die Wahtposten. Alses am 4. Oktober zu einem Massenmord an mehr als vierzig Häftlingen kam, wurdeder Kommandant verhaftet; wie sehr die Behörden in Warshau und auf Wojewod-shaftsebene daran interessiert waren, den wahren Stand der Dinge in den Lagernzu vertushen, zeigt die Tatsahe, daÿ G�borski shon gegen Jahresende aus derHaft entlassen wurde und im Februar zu seiner Tätigkeit im MBP zurükkehrte.223In �wi�tohªowie/Shwientohlowitz kam es ebenfalls zu sadistishen Orgien undMordtaten; im Juli brah eine Typhusepidemie aus. Die MBP-Zentrale erfuhr of-fensihtlih niht, was im Lager vor sih ging.224 In den nähsten Monaten �el dieMehrzahl � siherlih über tausend � der Häftlinge und der Wahmannshaften derEpidemie zum Opfer. Der Kommandant, der 26jährige Salomon Morel225, wurde imNovember 1945 von seinem bisherigen Posten abgelöst (er übte später im DWO-System andere Funktionen aus226). Die Bilanz seiner Tätigkeit war nah einigenMonaten ershrekend: Von 5.107 Personen, die nah den Angaben der Verwaltungins Lager überstellt worden waren, starben � nah o�ziellen, mit Siherheit unvoll-ständigen Daten � 1.855, also über ein Drittel.227 In Mysªowie/Myslowitz wurde(Exempl. in AAN DWO 10/3), auh andere Verhaltensnormen, die entshieden von nationalsozia-listishen Vorbildern Abstand nahmen.222 Vgl. die �Erklärung� G�borskis von 1990, in Nowak: Shatten von Lambinowie (wie Anm.191), S. 156-168.223 Ebenda, S. 126 �.; ders.: Obóz (wie Anm. 205), S. 118, bestätigt �die Vermutung, daÿ GeneralZawadzki bei seinem Besuh im Kreis Falkenberg und im Lager [22.12.1945℄ die Entsheidung traf,Czesªaw G�borski aus dem PUBP-Gefängnis in Falkenberg zu entlassen�; dort auh die neuesteFahliteratur.224 OKKa S 6/92, Akte betr. Morel, u.a. eine Ermahnung des Direktors des DWO vom 24.8.1945wegen �1) Unordnung in der Wirtshaftsabteilung und den Depositorien, 2) Zulassen der Aus-breitung einer Typhusepidemie und niht rehtzeitige Information des Departements darüber, 3)mangelndes Interesse an der Wartung der Wa�en�; der Kommandant des Lagers wurde mit einem�dreitägigen Hausarrest� bestraft.225 Über Morel siehe die umfassenden, obwohl niht immer glaubhaften Informationen, die zusam-mengetragen worden sind von John Sak: Auge um Auge. Die Geshihte der Juden, die Rahefür den Holoaust suhten, Hamburg 1995; OKKa S 6/92, Aktenvorgang Morel.226 Nah den Angaben in der Akte Morel (wie Anm. 224) erhielt er am 12.9.1946 eine �strengeRüge� (Strafbefehl Nr. 25 vom 12.9.1946, vgl. auh AAN DWO 7/10, Beriht von einer Inspek-tion des Gefängnisses in Oppeln, September 1946) und wurde dennoh naheinander zum Kom-mandanten des Gefängnisses in Opole/Oppeln (1945-1946), Katowie/Kattowitz (1946-1948) undRaibórz/Ratibor (1948-1949), der Arbeitslagers in Jaworzno (1949-1951) und des Gefängnissesin Eilau (1951-1953); später hatte er andere Aufgaben, u.a. war er von 1958-1968 Vorsteher desZentralgefängnisses in Kattowitz und shied dann aus dem Gefängnisdienst aus.227 AAN DWO 2/137, Ab- und Übergabeprotokoll für das Lager in �wi�tohlowie/ Shwientoh-lowitz, 20.11.1945. Diesen Daten zufolge wurden 1.341 Personen freigelassen (siherlih wegen derTätigkeit der Veri�zierungskommission im Sommer 1945), obwohl andererseitsMisztal: Przesuni�-ie (wie Anm. 104), S. 103, für den August 1945 2.441 Freigelassene angibt), 69 �ohen, 301 befandensih im Gefängnis, 1.869 in Zweiglagern bei den Bergwerken. Diese Daten summieren sih niht auf
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das erste Todesopfer am 6. März 1945 registriert. Bis zum Jahresende �nden sih inder Kartei des örtlihen Standesamtes 2.227 Todesfälle. Auh hier hielt der Typhus,der zwishen Mai und September (!) im Lager wütete, die blutigste Ernte; in derersten Hälfte des Jahres 1946, als sih wahrsheinlih bedeutend weniger Gefangeneim Lager aufhielten, �el die Zahl der Todesopfer auf 63.228Die Geshihte von �ambinowie/Lamsdorf, �wi�tohªowie/Shwientohlowitz undMysªowie/Myslowitz zeigt, daÿ allem Anshein zum Trotz die häu�gste Todesursa-he in den Lagern und Gefängnissen niht Miÿhandlungen und Totshlag, sondernHunger und Shmutz war. Die ohnehin geshwähten Häftlinge, die keine medizini-she Hilfe bekamen, �elen der Epidemie massenhaft zum Opfer.229 Die Epidemie-Krise in den Lagern wiederholte sih nah dem bereits erwähnten Höhepunkt imSommer in den letzten Monaten des Jahres 1945. Die MBP-Zentrale hatte den be-gründeten Verdaht, daÿ �bei der Feststellung einer Erkrankung an einer ansteken-den Krankheit diese Fälle gezielt verheimliht werden�,230 war aber mahtlos. Ehedie für 1946 vorgesehene Impfung gegen Unterleibstyphus durhgeführt wurde,231brahen im November und Dezember 1945 Typhus- und Flektyphusepidemien u.a.im Lager von Sikawa aus (vgl. Bd. 2 (in Vorbereitung))232, im Februar gab es eineTyphusepidemie in �ambinowie/Lamsdorf.Die ershrekend hohe Todesrate in den Lagern lenkte die Aufmerksamkeit der Zen-tralbehörden auf die � wortwörtlih und im übertragenen Sinne � kranken Zuständein Teilen der neuen Gebiete, vor allem in Shlesien. Im Februar stellte eine Inspek-tion des ZK der PPR im Kreis Niemodlin/Falkenberg ein ershütterndes Bild derlokalen Verhältnisse fest, deren Ursahe in der vollständigen Privatisierung des Un-terdrükungsapparates durh das zugeströmte Personal von Bürgermiliz, Siherheits-dienst und Lagerpersonal lag. Die sharfen Antagonismen zwishen den Shlesiern100% (5.107 Personen), was beim damaligen Durheinander normal war, ähnlih verhält es sihmit dem Fehlen von Anordnungen zur Aufnahme und Internierung von Gefangenen in den Aktender Gefängnisse. Helga Hirsh: Die Rahe der Opfer. Deutshe in polnishen Lagern 1944-1950,Berlin 1998, S. 167 �., shätzt die Zahl der Todesopfer (in Übereinstimmung mit Vermutungen vonHäftlingen) innerhalb von sieben Monaten auf 2.200-2.500 Personen.228 OKKa S 1/96, Bd. 5, Shreiben des Standesamtes Myslowitz an die Kommission vom 9.7.1998.229 Einen Hinweis auf die hygienishe Situation in den Lagern liefert wohl die 4. Anordnungdes DWO vom 22.8.1945, die � siherlih niht nur nah den Erfahrungen von �wi�tohlowi-e/Shwientohlowitz � die Zwangsimpfung des Gefängnis- und Lagerpersonals gegen Flektyphusanordnete; AAN DWO 10/4.230 Hervorhebung im Original. Runderlaÿ Nr. 17 vom 27.11.1945; AAN DWO 10/4, dort auheine Warnung der MBP-Zentrale vom Dezember 1945. Vgl. Rok 1945 [Das Jahr 1945℄, hrsg. vonKozªowski (wie Anm. 90), S. 149 (Klagen der Gesundheitsabteilung des Wojewodshaftsamtes inBromberg vom Dezember 1945).231 AAN DWO 10/5, Runderlaÿ Nr. 49 vom 1.12.1945, Verordnung Nr. 5 vom 15.3. und Nr. 34vom 23.3.1946.232 Bd. 2 (in Vorbereitung), Dokumente von der Jahreswende 1945/46; AAN DWO 12/6. In einerNotiz vom 4.12.1945 heiÿt es: �die Typhusepidemie in Sikawa ist bereits unter Kontrolle und erlishtderzeit�. Am 17.12. informierte die Leitung des MBP-Gesundheitsdienstes, daÿ �die Aktion zurBekämpfung des Flektyphus in Sikawa durh den Kohlemangel ershwert wird, wodurh die Arbeitder Desinfektionskammer behindert wird [in Wahrheit war sie bereits seit dem 8. Dezember nihtmehr in Betrieb � WB℄ (...). Unter solhen Bedingungen ist eine Aktion gegen die Epidemie (...)erfolglos.�
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und dem niht aus Shlesien stammenden MBP-Personal � das vor allem aus dembenahbarten Dombrowaer Beken kam � wurden in dieser Zeit auh von den Inspek-toren des Ministeriums wahrgenommen.233 In einem unter den Wahmannshaftender Lager verbreiteten Referat �Unser Verhältnis zu den Shlesiern� erklärte dieWarshauer Zentrale ihren Mitarbeitern in der Provinz, daÿ das �shlesishe Volk�auh aus Polen bestünde, daÿ die Volksliste in Obershlesien unter Zwang hätte un-tershrieben werden müssen und daÿ selbst eine Zugehörigkeit zur Gruppe II nihtsüber die Zugehörigkeit zur deutshen Nation aussagen müsse. Man müsse �beimKampf um die Seele des Shlesiers aktiv zusammenarbeiten�, erklärten die Autorenvom MBP, �und daran denken, daÿ es sih um einen Bruder handelt, der viel gelittenhat, und wenn er uns durh irgendwelhe Fehler au�ällt, so ist das meist niht sei-ne Shuld � er besitzt daneben auh kostbare Vorzüge�.234 Das in dieser Broshüreenthaltene Versprehen einer harten Auseinandersetzung mit �Plünderern�, die dieansässige Bevölkerung plagten und häu�g in enger Verbindung mit dem Mahtap-parat und den örtlihen Siherheitsämtern ihres Besitzes beraubten, wurde niht indie Wirklihkeit umgesetzt. Den Vorgesetzten der MBP-Mitarbeiter blieben lediglihsymbolishe Gesten, die vor den extremsten Verhaltensweisen abshreken sollten.So ist ein auÿergewöhnlihes Urteil des Militärkreisgerihts in Katowie/Kattowitzzu verstehen, das am 6. Juli 1946 drei Angehörige der Miliz aus dem Oppelner Ge-biet wegen �ra�nierter Grausamkeit� gegenüber Opfern deutsher Nationalität zumTode verurteilte.235Die Zustände in den Lagern hingen eng mit der Qualität des hier beshäftigtenPersonals zusammen. Klagen über einen Mangel an Disziplin, über Alkoholismus,shlehte Arbeitsmoral, Selbstherrlihkeit und Korruption wiederholten sih auf je-der Beratung der Gefängsnisleiter236, doh der Fish stank vom Kopf her: Im Januar1946 wurden vier Gefängnisvorsteher zu vershärftem Arrest verurteilt (einer wur-233 AAN DWO 10/11, der Leiter der Abteilung für Politishe Aufklärung, Oberstleutnant W.Kuzy«ski, an den Direktor des DWO �a«ut, 15.3.1946: �Während einer dienstlihen Inspektionwurde nah der politishen Überprüfung von den Referenten der Abteilung Politishe AufklärungMalinowska und Stasiak das Vorhandensein äuÿerst ernster Reibungen zwishen den �Shlesiern�und der zugewanderten polnishen Bevölkerung festgestellt. Diese shädlihe Ersheinung tritt auhin den Gefängnissen und Lagern der shlesishen Wojewodshaften auf und hat einen sehr shäd-lihen Ein�uÿ auf die Siherheitslage der Gefängnisse.� Das im folgenden zitierte Referat wurdevon der Abteilung für Politishe Aufklärung angefertigt, um �die Shädlihkeit eines Antagonismusbeim Wahpersonal� aufzuzeigen.234 AAN DWO 10/11, Referat Nr. 4, 2.4.1946. Über ähnlihe Vorurteile gegenüber Masuren undErmländern siehe Teil 2 des vorliegenden Bandes.235 Das Urteil wurde vollstrekt. Die beiden anderen Angeklagten wurden zu Gefängnisstrafenverurteilt. Eine Beshreibung der sadistishen Praktiken enthält der Befehl Nr. 88 von Radkiewizvom 13.9.1946, der �allen Beamten� von Siherheitsdienst und Miliz verlesen wurde; vgl. auh DCsowie Soha: Te pokolenia (wie Anm. 83), S. 290 f.236 Vgl. die bereits zitierte Niedershrift der Beratung vom 8. und 9.4.1945, die Beratung der Lei-ter der Arbeitsabteilungen der Lager vom 15.-16.9.1945 (AAN DWO 3/2), die Berihte über diepolitish-aufklärerishe Arbeit 1946 und 1947 (4/167), die dienstlihen Gutahten über die Gefäng-nismitarbeiter in Jaworzno (3/145), den �Runderlaÿ Nr. 4 über die Bekämpfung der Trunkenheitunter dem Wahpersonal der Gefängnisse� vom 5.11.1945 (4/13, hier auh die harakteristisheWarnung: �Der Stellvertreter für politishe und erzieherishe Angelegenheiten, der selbst das Ver-bot der Trunkenheit übertritt, wird seines Postens enthoben und vor Geriht gestellt�).
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de aus dem Dienst entlassen), im Februar fanden sih auf der Liste der Bestraften14 [!℄ Gefängnis- und Lagerleiter.237 Eine Serie von Inspektionen �im Personalbe-reih� brahte 1946 eine weitgehende Demoralisierung der Mitarbeiter im �Gefäng-nisdienst� an den Tag. Es war siherlih kein Zufall, daÿ die Personalabteilung desDWO die drastishsten Fälle in den vor allem für die Volksdeutshen vorgesehenenLagern verzeihnete. �Potulitz betrahte ih als eines der am meisten versumpftenObjekte�, shrieb ein Abgesandter der MBP-Zentrale und nannte als Beispiel denLagervorsteher Kwiatek-Kwiei«ski (vershiedene �verdähtige Manipulationen� inden Lagerwerkstätten, �eine bedeutende Demoralisierung der Wahmannshaft� alsErgebnis seiner Tätigkeit) sowie den �Bevollmähtigten des Lagers für die Vermie-tung von Gefangenen�: �(...) Feliks Bazy«ski � ein Trinker und Plünderer � mahtaus dem Verleih von Häftlingen seine private Einkommensquelle. Als er einmal amhellihten Tag eine Deutshe auf der Chaussee in der Nähe eines Dorfes transpor-tierte, beging er vor den Augen von Passanten und in Anwesenheit des Kutshersauf dem Wagen Geshlehtsverkehr�; der MBP-Abgesandte zog aus der kurzen Visi-tation der Lager in Pommerellen den Shluÿ, es sei nötig, die Leiter aller drei Lager(Potulie/Potulitz, Toru«/Thorn-Rudak und Zªotów/Flatow) zu entlassen sowie inPotulie/Potulitz eine gründlihe Revision durhzuführen.238 Bald nahdem der zi-tierte Beriht entstand, wurde Oberstleutnant Jerzy Dagobert �a«ut vom Posteneines Direktors des DWO abberufen, der � wohl als einziger hoher MBP-Funktionärin der Geshihte dieser Institution � wegen der im Laufe seiner einjährigen Amtszeitverübten Untershlagungen ins Gefängnis kam.Spektakuläre Strafen für höhere Funktionäre waren aber die Ausnahme; u.a. des-halb hatte Warshau noh lange Shwierigkeiten damit, selbst unter O�zieren dieDisziplin aufrehtzuerhalten.239 In dieser Situation konnte es �unten� bei den nied-rigeren Funktionären niht besser bestellt sein: Die Kandidaten für einen Lehrgangüber das Gefängniswesen �wurden von einigen Wojewodshaftsämtern und politi-shen Organisationen direkt von der Straÿe weg hierher geshikt (...)�, hieÿ es nohim April 1947 nah einem Shulungskurs für das untere Personal240, und eine ähn-lihe Meinung vertrat ein Jahr später der bereits in der Vorkriegszeit als O�zier imGefängniswesen tätige Lagerleiter von Jaworzno.241 Beispiele für eine sharfe undsiherlih begründete Kritik des Gefängnispersonals �nden sih in den MBP-Aktenin groÿer Zahl. Es ist jedoh bezeihnend, daÿ in den Berihten, Instruktionen undBefehlen zwar der Alkoholismus oder auh die Vernahlässigung der Dienstp�ihten237 AAN DWO 10/5, u.a. die Befehle MBP/DWO Nr. 1 vom 21.1. und Nr. 3 vom 6.2.1946.238 AAN DWO 7/10, Beriht des Oberleutnants T. Szyma«ski über eine Inspektion der pomme-rellishen Lager 19.-28.9.1946, o.D., Okt. 1946.239 Vgl. den Befehl Nr. 18 vom 28.6.1947 (DWO 10/8). Vgl. auh den Auftritt des Leiters desArbeitslagers Jaworzno bei einer Besprehung im April 1948 über die Personalpolitik des MBP:�Gebt mir einen Vertreter, die Abteilung für Politishe Aufklärung shikt mir keinen Vertreter,diejenigen, die es gab, haben sih vollgeso�en und muÿten eingebuhtet werden� (DWO 4/12,Besprehung o.D.).240 AAN DWO 7/10, Beriht o.D. über einen Kurs �für niedrigere Beamte des Gefängnisdienstesin Jaworzno�.241 WUBP Kraków �shikt den Arbeitslagern die shlehtesten Leute� (DWO 4/12, o.D.).
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verurteilt, aber niht mit dem allgemein üblihen Prügeln und anderen Formen vonGewaltanwendung in Verbindung gebraht wurde.242Es fehlt an zusammenfassenden Daten über den Zustand der Hygiene in den Gefäng-nissen und Lagern im Jahre 1946. Auÿerhalb dieser Stätten zeihnete sih in dieserZeit eine allmählihe Besserung ab.243 Aufgrund von Stihproben gewonnene Datenz.B. aus dem Lodzer Gefängnis an der ul. Szterlinga, von denen man niht weiÿ,inwieweit sie glaubwürdig oder repräsentativ sind, suggerieren, daÿ es in den Ge-fängnissen vergleihbar zugegangen sein könnte.244 Ähnlih ist in den Berihten ausSikawa aus dem Jahre 1946 von einer ständigen Gefahr, aber niht vom Ausbruheiner Epidemie die Rede.245 Dieses Thema harrt noh einer gründlihen Erforshung.Wir wissen niht, inwieweit die Situation in den Lagern für Deutshe und Volks-deutshe in Polen im Jahre 1946 bekannt war. Es ershienen jedoh ausländisheVerö�entlihungen zu diesem Thema. Das Thema der Verhältnisse in den Arbeitsla-gern wurde, siherlih als Entgegnung auf die vor allem in Groÿbritannien wahsendeKritik an der Lage der Deutshen in Polen, von der Presse aufgegri�en. Beshrei-bungen, die im Juli in regionalen Zeitungen ershienen, hatten mit der Realität destäglihen Lebens der Häftlinge niht viel gemeinsam. Sie trugen eher Kennzeihen ei-ner Darstellung eines Idealzustands als einer Reportage: Das Bild von ausgezeihneternährten, braungebrannten und beinahe mit ihrem Shiksal zufriedenen Deutshenwar in der regionalen und in der Warshauer Presse gleihermaÿen zu �nden.246Wir kommen an dieser Stelle zu einem Shlüsselproblem für weitere Forshungenüber die Lager: zur Glaubwürdigkeit der entsprehenden shriftlihen Hinterlassen-shaft. Die Presse kann lediglih zur Rekonstruktion der Propaganda herangezogenwerden � aber wie steht es mit der Dokumentation, die von den Lagerbehördenund den Dienststellen des MBP angelegt worden ist? Als Ausgangspunkt kann mansiherlih annehmen, daÿ ein beträhtliher � und 1945 vielleiht sogar der gröÿe-re � Teil der Lagerwirklihkeit in den Akten nur einen geringen oder gar keinenNiedershlag gefunden hat. Das oben erwähnte Lager in Mysªowie/Myslowitz, derOrt des Todes von über 2.200 Menshen innerhalb von lediglih zehn Monaten, hat242 Z.B. AAN DWO 10/5, Befehl Nr. 8 vom 25.5.1946, der Ergebnisse einer Inspektion des Lagersin Sikawa enthält.243 AAN MZO 71, Zusammenkunft der PUR-Wojewodshaftsärzte, 30.11.-1.12.1946; so �el z.B.in Danzig die �Krankenbewegung� von monatlih 7-8.000 im Jahre 1945 auf 4.500-5.000 im Jahre1946 (trotz einer Zunahme der Bevölkerungszahl).244 AAN DWO 12/5, Korrespondenz mit dem Gefängnis an der ul. Szterlinga, 1945/46.245 AAN DWO 12/6, vgl. Bd. 2: Einleitung (in Vorbereitung).246 Vgl. die Ausshnitte vom Juli 1946 in AAN DWO 4/360, 361: u.a. �Express Wiezorny� vom31.7.1946, �Ilustrowany Kurier Polski� vom 24.7. (�...als ih jene deutshen Frauen sah, die guternährt, nur kurzgeshoren waren, auf dem Feld, im Garten, an der frishen, gesunden Luft arbei-teten, als ob sie nihts anderes getan hätten, als sih am Strand gesonnt ...�), �Express Ilustrowany�Nr. 172 und 182 (�Die Deutshen sollten der demokratishen Regierung Polens dafür dankbar sein,daÿ sie ihnen erlaubt, unter normalen Bedingungen zu arbeiten und für diese Arbeit eine normaleErnährung zu erhalten. So haben die Polen in den deutshen Arbeitslagern niht gearbeitet, und sohaben die Deutshen sie niht gefüttert�), vgl. Bd. 2 (in Vorbereitung), �Gazeta Zahodnia� vom19.10.1947.



98 Wªodzimierz Borodziej
überhaupt kein arhivalishes Erbe hinterlassen.247 Im Fall einiger anderer Lagerist es gelungen, Reste von Aktenbeständen zu �nden, doh ist zu vermuten, daÿdie Kollegen der Täter es aus verständlihen Gründen vorgezogen haben, vor allemSpuren von Gewaltanwendung � Vergewaltigungen, Raub, Folter und Morde � nihtaufzuzeihnen. Als im dritten Quartal des Jahres 1947 in der Warshauer Zentraledes MBP Anstrengungen unternommen wurden, Daten über die Sterblihkeitsratein den Lagern zusammenzutragen, wurden von August 1945 bis zum August 1947nur 6.140 Tote gezählt. Diese Zusammenstellung war in eklatanter Weise unglaub-würdig248; ähnlih unvollständig sind die in den neunziger Jahren auf der Grundlagevon geretteten Akten erarbeiteten Zusammenstellungen.249 Auh die Behörden au-ÿerhalb der Lager, die häu�g mit den lokalen Siherheitsämtern im Streit lagen undsih ganz einfah vor der allmähtigen politishen Polizei fürhteten, registriertennur Fragmente der Wirklihkeit hinter den Staheldrähten. Der Grund, weshalb dieLager auf einmal in den Akten der Zivilbehörden auftauhen, mag die Sorge vorden voraussihtlihen Folgen der Handlungsweise des Wahpersonals gewesen sein,die die Ämter unweigerlih in die Lagerangelegenheiten hineingezogen hätten (wiein dem von Witold Stankowski zitierten Shreiben des Bromberger Standesam-tes)250 oder sie am Ausbeutungssystem hätten teilnehmen lassen (wie in �ambo-wie/Lamsdorf). Im allgemeinen aber fehlte den Zivilbehörden einfah der Zugangzu Informationen; die Lagerbehörden unterstanden niht der Zivilverwaltung undhatten niht die Absiht, sih vor jemandem zu verantworten.251 Wir dürfen alsoannehmen, daÿ in den Akten über die Lager auÿer den Katastrophen, die die Auf-merksamkeit der Zentrale auf sih zogen, nur besheidene Segmente der Wirklihkeitregistriert wurden. Erst weitere Forshungen werden uns der Antwort auf die Shlüs-247 Dieser Shluÿ ergibt sih aus den Akten der Bezirkskommission zur Erforshung der Verbrehenin Kattowitz (S 1/96); während der Ermittlung zur Aufklärung der Verbrehen in diesem Lager istes niht gelungen, andere Quellen aus dem Lager aufzu�nden als Erinnerungen und Berihte.248 Auf der Liste �führten� Jaworzno (1.535 Todesfälle), Potulie/Potulitz (661) und Sikawa (547).Für �wi�tohªowie/Shwientohlowitz wurden 30 Todesfälle aufgelistet (siehe oben, Anm. 193),�ambinowie/Lamsdorf kommt in der Aufstellung überhaupt niht vor (AAN DWO 5/5, Zusam-menstellung o.D.).249 �Lista osób zmarªyh w wi�zieniah polskih w latah 1944-1946�, opra. w Centralnym Zarz¡d-zie Zakªadów Karnyh Ministerstwa Sprawiedliwo±i, mps., marze 1993 [�Aufstellung von in pol-nishen Lagern in den Jahren 1944-1946 gestorbenen Personen�, erarbeitet im Zentralbüro derStrafanstalten des Justizministeriums, mashinenshriftlihes Manuskript, März 1993℄. Diese An-gaben beziehen sih auf die Gefängnisse und einen Teil der Lager, ohne Spezi�zierung nah derNationalität der Häftlinge. Für Jaworzno betrug die Zahl der Verstorbenen 6.987 (bezogen auf denganzen Zeitraum, d.h. unter Einshluÿ auh einer � bedeutend geringeren � Anzahl von Ukrainernund Polen, für die anderen Lager � 3.932, davon Sikawa � 1.080).250 Witold Stankowski: Wysiedlenie Niemów z Pomorza Gda«skiego w latah 1945-1950 [DieAussiedlung der Deutshen aus Westpreuÿen in den Jahren 1945-1950℄, in: Kompleks (wie Anm.104), S. 123-134, hier S. 131 passim.251 Es ist bezeihnend, daÿ der Eintritt ins Lager niht nur dem Verfasser des oben zitierten Arti-kels im �Ilustrowany Kurier Polski� verwehrt wurde, sondern auh den Volkszählungskommissarenbei der Durhführung der Volkszählung vom 14.2.1946 (AAN DWO, Verordnung des MBP Nr.22 vom 31.1.1946). Die MBP-Zentrale belehrte ihre Funktionäre mehrmals, beginnend mit demRunderlaÿ Nr. 15 vom 19.7.1945 (AAN DWO 10/3) über die rihtige, d.h. höflihe �Form, sih andie Gerihte und Staatsbehörden zu wenden� � ganz deutlih war sie sih des allgemeinen Gefühlsder Stra�reiheit unter den Funktionären bewuÿt.
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selfrage näherbringen, ob die Lager, von denen in den letzten Jahren die Rede ist,wie die oben erwähnten Potulie/Potulitz, �wi�tohlowie/Shwientohlowitz oder�ambinowie/Lamsdorf, typish waren oder ob das Aufsehen, das sie erregen, nihteher der Tatsahe zuzushreiben ist, daÿ sie sih sogar angesihts der in allen Lagernzweifellos herrshenden shweren Bedingungen niht doh durh eine auÿergewöhn-lihe Intensität verbreherisher Handlungsweisen von jenen untersheiden.Die AussiedlungenNah den vom Militär durhgeführten Aussiedlungen begann im Sommer 1945 eineneue Phase der Abshiebung der Deutshen. Weil Punkt XIII der Potsdamer Be-shlüsse die polnishe Regierung u.a. dazu aufrief, �vorerst weitere Abshiebungenaufzushieben�252, wurde der Weg der sogenannten �freiwilligen Ausreisen� gewählt.Dieses Verfahren nahm der Entwurf eines Runderlasses des Ministeriums für die öf-fentlihe Verwaltung vom Juni vorweg, demzufolge den Deutshen �das Leben derartershwert werden� solle, daÿ auh �die hartnäkigsten Feinde des Polentums den Mutverlieren�, in Polen zu bleiben; unter dem Begri� �hartnäkigste Feinde� wurdeno�ensihtlih alle Deutshen verstanden, die niht als Arbeitskräfte unentbehrlihwaren (s. Dok. 30). Die amtlihen Quellen sind in allen Regionen reht zurükhal-tend, wenn es darum geht, Einzelheiten über diese Aktion der �Ershwerung desLebens� mitzuteilen, doh die Palette der Methoden läÿt sih leiht vorstellen: Diefatale Versorgungs- und Gesundheitslage shufen für alle objektiv shwierige Le-bensbedingungen; eine weitere Vershlehterung des Zustandes einer unerwünshtenGruppe durh Enteignung und die Drohung oder die Tatsahe einer Ausweisungaus dem eigenen Haus, durh den Ausshluÿ vom staatlihen Versorgungssystem,von medizinisher Betreuung253 und Sozialfürsorge, durh den Ausshluÿ der deut-shen Kinder von der Shulp�iht oder durh die massenhafte Beseitigung materiellerSpuren des Deutshtums (s. Dok. 32). Dadurh entstand eine Atmosphäre situativenZwangs, in der die Entsheidung zur Ausreise als einziger Ausweg ersheinen mohte.Besonders deutlih kam dieser Zwang im Bezirk Masuren zum Ausdruk, wo die Be-hörden die deutshe Bevölkerung vor die Alternative stellten: �freiwillige� Ausreiseoder Lager, und wo sie von den Verwaltungsorganen �die Erzeugung [solher℄ Bedin-gungen� forderten, �aufgrund derer die Ausreise aus dem Gebiet des Bezirks für sie[d.h. für die Deutshen℄ zu einer Wohltat wird� (vgl. Claudia Kraft: Einleitung,S. 397-399, Dok. 258); ähnlihe Pläne sind aus anderen Gebieten bekannt (Bd. 3,Wojewodshaft Stettin (in Vorbereitung), Dok. nah dem 2.8.1945). Darüber hinausbemühten sih die Behörden in den neuen Gebieten � anders verhielt es sih z.B. inder Wojewodshaft Lodz � darum, die Prozedur der �freiwilligen Ausreisen� so weitwie möglih zu vereinfahen; es wurden Aufrufe verö�entliht, die eine maximale252 Wiederholt shon am 2.8.1945 in einem Brief der britishen Botshaft an Rzymowski, erneutwiederholt in einem Shreiben vom 12.10.1945; AMSZ 26/26/1.253 Madajzyk: Polityka (wie Anm. 35), S. 9, gibt an, daÿ die Lage der Deutshen in dieserHinsiht niht einheitlih war: in manhen Regionen �zahlten sie für die Behandlung, in anderenniht � oder nur jene, die niht arbeiteten�.
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Zahl von Deutshen dazu bewegen sollten, sih zum Transport zu melden. In Ober-shlesien wurde nah der im Sommer durhgeführten Aktion zur �Entdeutshung�von Bytom/Beuthen, Gliwie/Gleiwitz und Zabrze/Hindenburg im Oktober damitbegonnen, die Deutshen aus den Kreisstädten im Oppelner Shlesien zu entfernen(Bd. 2, Wojewodshaft Shlesien (in Vorbereitung), Dok. v. 17.10.1945). Die Er-gebnisse dieser Aktionen waren wahrsheinlih �besser� als im Fall der vom Militärdurhgeführten Aussiedlungen: in den letzten Monaten des Jahres 1945 verlieÿen a.500-550.000 Personen Polen, denen das Leben genügend �ershwert� worden war.Ein deutlihes Warnzeihen für die polnishen Behörden hätten die zahlreihen Dis-krepanzen zwishen der Theorie � den Plänen für die Aktion � und der Praxis seinmüssen254: der erste Zug aus Wroªaw/Breslau benötigte für eine Streke von 250km drei Tage anstelle der üblihen 10-12 Stunden, der erste Zug aus Szzein/Stettinwurde noh vor der Abfahrt vom Bahnhof ausgeraubt; obwohl die fatalen psyhologi-shen Folgen gerade bei den �freiwillig� Ausreisewilligen leiht vorauszusehen waren,waren die Behörden ganz eindeutig weder in der Lage, die Organisation der Trans-porte in den Gri� zu bekommen, noh für ihre Siherheit zu garantieren.255 DasProblem shlehter Organisation sollte die Aussiedlungen � mit untershiedliherIntensität und mit untershiedlihen Begleitersheinungen, aber immerhin mit einerallgemein rükläu�gen Tendenz � bis einshlieÿlih 1947 begleiten; dies ist in einerbedeutenden Zahl von Dokumenten belegt, die den Transport und die Sammelstellenbetre�en. Gleihzeitig ist daran zu erinnern, daÿ man aus den polnishen Dokumen-ten eine ganz andere Auswahl tre�en könnte, die sih im Jahre 1945 ausshlieÿlihaus Informationen über hungernde und an den Gleisen kampierende polnishe �Ver-triebene� zusammensetzen würde, aus der massenhaften Beraubung aller Züge durhDiebesbanden, über den dem Zusammenbruh nahen Zustand des gesamten Eisen-bahnnetzes, das durh den Krieg vernihtet und bis zum Jahre 1947 vor allem vonden Sowjets benutzt worden ist. Nah Shätzungen von Miezysªaw Jaworski, dievielleiht zu hoh angesetzt sein könnten, aber das Ausmaÿ des Phänomens mit Si-herheit widerspiegeln, bewegte sih 1945 (einshlieÿlih der Kampfhandlungen) eineWelle von a. 17 Millionen Menshen durh die neuen Gebiete, zunähst nah Westenund dann in beide Rihtungen.256 Ein bedeutender Teil von ihnen wurde im zweitenHalbjahr auf dem Shienenweg transportiert (vgl. Dok. 75), was zu einer ständigenDesorganisation führte, die nur zu einem gewissen Teil von den oben angeführtenFaktoren verursaht wurde. Auh ein Blik auf den nördlihen Teil Ostpreuÿens,der von der Sowjetunion übernommen worden war (siehe C. Kraft, Einleitung, S.463-465), relativiert die Shärfe der Beshuldigungen gegenüber der polnishen Ver-254 Ein Beleg dafür, daÿ beunruhigende Signale nah Warshau drangen, ist u.a. die Weisungdes Ministers für ö�entlihe Verwaltung an einen MAP-Inspektor, sih nah Niedershlesien zubegeben, �um die dortigen sozialen, politishen und nationalen Verhältnisse zu untersuhen, diemit der Repatriierung der deutshen Bevölkerung zusammenhängen�; AAN MAP 761, Kiernik anStanisªaw Gajownizek, 29.11.1945. Zu einer zwei Monate früher durhgeführten Inspektion vonJózef Dubiel siehe Esh: �Gesunde Verhältnisse� (wie Anm. 52), S. 203.255 Vgl. Bd. 3 u. 4 (in Vorbereitung); Sammeldaten von Banasiak: Przesiedlenie (wie Anm. 158),S. 34-42.256 Jaworski: Na szlaku (wie Anm. 52), S. 102.
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waltung: Im Vergleih zu den Einwohnern Königsbergs erging es den Deutshen inPolen trotz aller Diskriminierung und �shlehter Organisation� im allgemeinen bes-ser. In den letzten Monaten des Jahres 1945 entshloÿ sih nur eine verhältnismäÿigkleine Minderheit zur Ausreise.Der Zustrom von �freiwilligen Repatrianten� wurde von den Briten als bewuÿterBruh der Potsdamer Vereinbarungen durh Warshau aufgefaÿt. Shon am 16. Au-gust gab Churhill � der vermutlih auf die Nahriht von den Umständen und dasAusmaÿ der vom Militär durhgeführten Aussiedlungen reagierte � im Unterhausseiner Beunruhigung über die �Tragödie� Ausdruk, deren Mitinitiator und bis vorkurzem Fürspreher er gewesen war. Am 27. August bat der neue AuÿenministerErnest Bevin den polnishen Botshafter um eine Erklärung darüber, warum sihimmer noh ein Flühtlingsstrom aus Polen in den Westen ergieÿe. Die britishenDiplomaten berieten sih in dieser Angelegenheit mit den Sowjets, ohne bei ihnen aufVerständnis zu stoÿen. Im Herbst versiherte Henryk Strasburger, der Botshafter inLondon, seinen Gesprähspartnern im Foreign O�e, daÿ die polnishen Behördenauf weitere Aussiedlungen verzihten würden; diese Meinung unterstützte auh diebritishe Botshaft in Warshau. Im Oktober notierte einer der Botshaftsangehö-rigen nah einer Reise durh die neuen Gebiete ebenso tre�end wie sarkastish, dieDeutshen seien �fored to leave (...) �voluntarily�� worden. Die Besorgnis der bri-tishen Besatzungsbehörden wuhs. Ende September shätzten sie, daÿ sih in ihrerBesatzungszone eine Million Personen aufhielten, die sih eigentlih in der Sowjetzo-ne be�nden sollten, darunter a. 250.000 Menshen aus dem ehemaligen Ostpreuÿen;im Oktober stabilisierte sih die Migrationswelle auf hohem Niveau. Die Briten be-fürhteten den Zustrom weiterer Millionen von Flühtlingen, die sih nah ihrenInformationen in der sowjetishen Besatzungszone befanden.257 Der Aussiedlungs-plan, der vom Alliierten Kontrollrat ausgearbeitet worden war (s. Dok. 67), kamden Befürhtungen Londons entgegen: Die britishe Zone sollte nur 22,5% der Ge-samtzahl der Ausgesiedelten aufnehmen (1,5 Millionen Personen ausshlieÿlih ausPolen), die amerikanishe Zone 33,5%, die sowjetishe bis zu 41,5 % (2,75 Millio-nen Deutshe aus Polen und der Tshehoslowakei). Die ersten 10 % der Menshensollten noh im Dezember 1945 ausgesiedelt werden.Die polnish-britishen Verhandlungen an der Wende der Jahre 1945 und 1946 ver-shoben den Beginn der Aussiedlungen um drei Monate. Trotz des Druks der Polenunterzeihneten die Briten erst am 14. Februar ein entsprehendes Abkommen (s.Dok. 95), und der erste Transport im Rahmen der Aktion �Swallow� (Shwalbe) gingam 24. Februar aus Kaªawsk/Kohlfurt ab. Der Verlauf der Aussiedlungen im Rah-men der Aktion �Swallow� ist in der Literatur shon oftmals beshrieben worden258,257 Nah Persson: Rhetorik (wie Anm. 74), S. 96-109.258 Über das Abkommen siehe ebenda, S. 113-119; Stanisªaw Jankowiak: Wysiedlanie ludno±iniemiekiej z Polski do brytyjskiej strefy okupayjnej w Niemzeh w latah 1945-1949 [Die Aussied-lung der deutshen Bevölkerung aus Polen in die britishe Besatzungszone in den Jahren 1945-1949℄,in: Studia Historia Slavo-Germania XXI (1996/97), S. 119-137, hier S. 121-126; Banasiak: Prze-siedlenie (wie Anm. 158), Kap. II, referiert sowohl das Zustandekommen des Abkommens wie auhdie Organisation der Aussiedlungen auf polnisher Seite.
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so daÿ man sih auf die Erwähnung der wihtigsten Punkte beshränken kann. DieAktion war � anders als diejenige vom Herbst 1945 � zentral gelenkt, und zwar durhden im Januar 1946 zum Hauptdelegierten für die Repatriierung von Deutshen, Jó-zef Jaroszek, und den von ihm gesha�enen Apparat, der die Aussiedlungen mitdem PUR und den Ministerien koordinierte.259 Im Prinzip läÿt sih der Feststellungzustimmen, daÿ die Akten, die vom Amt des Hauptdelegierten angelegt wurden,�das Bild einer groÿen organisatorishen Anstrengung [zeigen℄, die unter den sehrshwierigen, geradezu primitiven Umständen, wie sie nah Kriegsende herrshten,vollbraht wurden, ein Bild zahlreiher, niht selten sehr shwerwiegender Fehler vorallem organisatorisher Natur, aber auh des Bemühens, daÿ die Aktion planmäÿigverlaufen möge, wobei die sih ereignenden und wahrgenommenen Miÿbräuhe mitvoller Strenge geahndet wurden�.260 Die Bedenken und die Korrektur, die sih ausden weiter unten verö�entlihten Quellen ergeben, beruhen darauf, daÿ das Durh-setzungsvermögen des Apparats des Hauptdelegierten weitaus geringer war als eseigentlih hätte sein sollen: Die Direktiven und Inspektionen aus Warshau stelltensih nur als einer von vielen Faktoren heraus, der die Realität der Transporte präg-te, von einer Ahndung der �Miÿbräuhe� �mit voller Strenge� konnte unter diesenUmständen keine Rede sein.Die Aussiedlungen des Jahres 1946 wurden insofern sorgfältig vorbereitet, als vomAmtszimmer des Hauptdelegierten bereits am 15. Januar Instruktionen ausgingen,die die Vorgehensweise von Ämtern und polnishen Institutionen im einzelnen be-shrieben. �Ih unterstreihe mit Nahdruk, daÿ das Verhältnis zur repatriierten Be-völkerung korrekt sein muÿ und jede Eigenmähtigkeit von seiten der für die Durh-führung der Aktion zuständigen Organe sofort und streng bestraft werden muÿ�,shrieb Jaroszek.261 Eine besondere Instruktion shrieb die Zahl und die P�ihtendes Personals an den Sammelpunkten vor, es war eine ärztlihe und sanitäre Betreu-ung vorgesehen, ein Umtaush des im Besitz der Deutshen be�ndlihen Geldes inMark, eine Kommission zur Kontrolle des Gepäks et. (s. Dok. 83). Das ganze Jahr1946 über bereitete die Umsetzung der von Warshau vorgegebenen Normen, wie ausden Dokumenten ersihtlih, �vor Ort� groÿe Shwierigkeiten.262 Diebstähle, Über-fälle auf die Transporte und Raubzüge, in geringerem Maÿe auh die Bedrohung des259 Zu einem kurzen Überblik über den Apparat siehe ebenda, S. 49.260 Marian Wojiehowski: Exodus Niemów zza Odry i Nysy �u»ykiej 1944-1945 [Der Exodusder Deutshen nah jenseits von Oder und Lausitzer Neiÿe 1944-1945℄, in ders.: Okiem historyka,Warszawa u.a. 1918-1981, �ód¹ 1989, S. 178-209, hier S. 194; ders.: Die Evakuierung, die Fluhtund die Zwangsumsiedlung der deutshen Bevölkerung aus den Gebieten östlih der Oder undNeiÿe (1944-1951), in: Die Beziehungen zwishen der Bundesrepublik Deutshland und der Volks-republik Polen bis zur Konferenz über Siherheit und Zusammenarbeit in Europa (Helsinki 1975),Braunshweig 1987, S. 73-86.261 Eine ähnlihe Formulierung hatte bereits ein Shreiben Ohabs vom 25.6.1945 über die Aus-siedlung der Deutshen enthalten: �Alle Taten, die dem Reht und unserem Gefühl von nationalerEhre zuwiderlaufen, wie Raub, Willkür, Miÿhandlungen von Aussiedlern et. sind mit ganzer Gna-denlosigkeit zu ahnden und die Shuldigen vor Geriht zu stellen.� (S. Dok. 38.)262 Vgl. Bernadetta Nitshke: Organizaja wysiedle« ludno±i niemiekiej i ih przebieg w 1946r. [Die Organisation der Aussiedlungen der deutshen Bevölkerung und ihr Verlauf im Jahre 1946℄,in: Sobótka 1989, H. 1-2, S. 113-135.
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Lebens der Ausgesiedelten waren an der Tagesordnung. Aus den polnishen Aktengeht hervor, daÿ zu einem groÿen Problem auh der von den Deutshen zurükge-lassene Besitz wurde, der den Instruktionen zufolge zugunsten der künftigen Siedleroder des Staates gesihert werden sollte.Auf andere Aspekte der Dissonanz zwishen Vorshrift und Wirklihkeit mahtendie Briten aufmerksam. Ihre Missionen amtierten in Kaªawsk/Kohlfurt und Stettin,durh die die Mehrzahl der Transporte ging. Die britishen Inspektoren warfen denpolnishen Behörden ungenügende Versorgung und die Überladung263 der Trans-porte vor, übertriebene Restriktionen beim Gepäk der ausgesiedelten Personen,daÿ man gegen Shmiergeld Personen in den Bereih der Sammelpunkte einlieÿ,die in den Aussiedlungsplänen niht vorgesehen waren (was zur Überlastung derPunkte, zu Versorgungsproblemen und zur Gefahr von Epidemien führte), vor al-lem aber Brutalität, den shlehten gesundheitlihen Zustand und die unzureihendeVersorgung der Deutshen mit Lebensmitteln (im Winter auh mit Heizmaterial).Interne Kontrollen der Polen bestätigten manhe dieser Vorwürfe.264 Aus Stihpro-ben gewonnene Daten legen die Vermutung nahe, daÿ die Sterblihkeitsrate bei denAussiedlungen des Jahres 1946 bedeutend höher lag, als die polnishe Seite, und vielniedriger, als die deutshe Seite behauptete, die sih auf berühtigte Beispiele vonTransporten konzentrierte, die auÿergewöhnlih tragishe Folgen hatten.Die britishe Kontrolle, die zweifelsohne eine Verbesserung der Aussiedlungsbedin-gungen mit sih brahte, war aber nur ein kleiner Teil der britishen Politik in dieserAngelegenheit. Entsheidend waren nämlih, wie jüngst Hans-Åke Persson nahge-wiesen hat, Rüksihten der Sozialpolitik, einfaher gesagt: die Befürhtungen derBehörden der britishen Besatzungszone in Deutshland. Abgesehen von der shonin den letzten Monaten des Jahres 1945 wahsenden Kritik der ö�entlihen Meinung� die sih vor allem auf die inhumanen Transportbedingungen konzentrierte � ginges um die �shlehte� Alters- und Geshlehtsstruktur, die aus der Gesamtheit der inder britishen Zone eintre�enden Deutshen Klienten für die Gesundheits- und So-zialfürsorge mahte; es fehlte an jungen, gesunden und arbeitsfähigen Männern, dereinzigen wirklih erwünshten Kategorie.265 Seit dem Frühjahr erwogen die Britendie Möglihkeit, die Aussiedlungen einzustellen oder einzushränken (vgl. Dok. 131).Als sie im Sommer zu dem � übrigens falshen � Shluÿ gelangten, daÿ in die sowje-tishe Besatzungszone Deutshe aus Polen im allgemeinen niht kämen, sie selbstaber ihr Kontingent an �Repatrianten� im Prinzip bereits ausgeshöpft hätten, be-grenzten sie im August den Zustrom neuer Transporte von 8.000 auf 5.000 Menshen263 AAN MZO 71, Zusammenkunft der Wojewodshaftsärzte des PUR, 30.11.-1.12.1946; nahAngaben aus Stettin passierten im Zeitraum vom 1.2. bis zum 30.10.1946 288.000 Deutshe dieörtlihen Sammelpunkte, von diesen starben unterwegs 15, �auf der Etappe� 254, im Krankenhaus128 (insgesamt 397 Personen); an Polen starben in dieser Zeit jeweils 6, 9 und 33 (insgesamt 48).Es gibt selbstverständlih keine Garantie dafür, daÿ die angeführten Daten vollständig sind.264 Vgl. Banasiak: Przesiedlenie (wie Anm. 158), S. 57, 63, 68-71. Vgl. (als Beispiel) Dok. 97.265 Den Statistiken der polnishen Behörden zufolge stellten Männer � in der Mehrzahl älterePersonen � in den Jahren 1946-1947 nur 22 % aller Ausgesiedelten; Jaworski: Na szlaku (wieAnm. 52), S. 158.
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täglih.266 Seit der Jahreswende 1946/47 stellten sie die Aufnahme faktish ein, imJuli 1947 teilten sie den Polen o�ziell mit, daÿ sie die letzten 50.000 Deutshen,die Warshau zu ihnen shiken wollte, niht aufnehmen würden. In den nähstenMonaten nahmen die Briten nur wenige Sondertransporte auf, hauptsählih mitKranken und Kindern.267 Auf diese Weise beshränkte sih die Aussiedlung in diebritishe Zone im Prinzip auf den Zeitraum zwishen Februar und Dezember 1946und umfaÿte im Lihte britisher Shätzungen 1,5 Millionen Deutshe (1,3 Millionendirekt aus Polen ausgesiedelte Personen sowie 200.000, die zunähst in die Sowjet-zone ausgesiedelt wurden und dann auf eigene Faust in den Westen einsikerten),nah polnishen Berehnungen � 1,2 Millionen Menshen.Der Zustrom von Deutshen in die sowjetishe Besatzungszone dauerte seit derzweiten Hälfte des Jahres 1945 ununterbrohen an. Nah sowjetishen Shätzun-gen drängten bis Mitte Juli 1946 � legal oder illegal � niht ganz 300.000 Personenüber die Grenze. Im Mai desselben Jahres wurde � analog zur polnish-britishenVereinbarung vom 14. Februar � eine entsprehende polnish-sowjetishe Vereinba-rung untershrieben, die seit dem 9. Juli in die Wirklihkeit umgesetzt wurde. DieSowjetbehörden nahmen einen, später zwei Transporte pro Tag am Grenzort Forstin Empfang (die polnishe Endstation war Tuplie/Teuplitz). Die Begleitumständeder Transporte in die sowjetishe Zone untershieden sih prinzipiell niht von denTransporten in die britishe Zone: Auh die Russen protestierten gegen die Über-füllung der Sammelpunkte, den Mangel an Verp�egung und Hygiene und gegen diegegenüber den Transportierten verübten Übergri�e. Die Polen ihrerseits mahntendie Rükgabe der Wagensätze an, die nah der Entladung der Deutshen niht nahPolen zurükkehrten, was das ganze Unternehmen in Unordnung brahte. Von MitteJuli bis zur Jahreswende 1946/47 wurden über 450.000 Deutshe in die sowjetisheBesatzungszone ausgesiedelt. Am 20. Januar 1947, niht ganz zwei Wohen nah der� wie sih herausstellen sollte � de�nitiven Einstellung der Transporte in die briti-she Zone, wurden auh die Transporte in die sowjetishe Zone unterbrohen. DerGrund dafür waren die skandalösen Umstände und Folgen eines Teils der Transpor-te von Dezember und Januar.268 Einige Dokumente beleuhten diesen Tatbestand(vgl. Dok. 154-156, sowie Bd. 3: Einleitung und Dokument vom 31. März 1947 (inVorbereitung)). Aus ihnen geht hervor, daÿ die Ursahen für den Tod von meh-reren Dutzend Deutshen in diesem Zeitraum in jedem Fall untershiedlih waren:Durheinander, Diebstahl, shlehter Wille und Mangel an Vorstellungskraft spielten266 Fragmente der diesbezüglihen Korrespondenz von Sommer und Herbst 1946 sind verö�entlihtworden bei Lippózy/Walihnowski: Przesiedlenie (wie Anm. 70), S. 89-102.267 Persson: Rhetorik (wie Anm. 74), S. 126-156, 165-170, auf der Grundlage britisher Quellen.Vgl. auh Stanisªaw Jankowiak: Wysiedlanie ludno±i niemiekiej z Polski do brytyjskiej strefyokupayjnej w Niemzeh w latah 1945-1949 [Die Aussiedlung der deutshen Bevölkerung ausPolen in die britishe Besatzungszone in Deutshland in den Jahren 1945-1949℄, in: Studia HistoriaSlavo-Germania 21 (1996/97), S. 119-137, hier S. 126-132, auf der Grundlage von Quellen aus dempolnishen Auÿenministerium; Banasiak: Przesiedlenie (wie Anm. 158), Kap. III/2.268 Es ist bezeihnend, daÿ Lippózy/Walihnowski: Przesiedlenie (wie Anm. 70) , S. 109 f., nurdie o�zielle Benahrihtigung über die Einstellung der Transporte bringen, ohne andere Shreibenanzuführen, aus denen die Gründe für diese Entsheidung hervorgehen.
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hierbei eine entsheidende Rolle, aber alle diese Faktoren waren nur vor dem obenskizzierten Hintergrund möglih: ein Teil der Institutionen und Personen behandeltedie Deutshen nah wie vor wie Menshen ohne Grundrehte. Einzelne Personen wur-den bestraft und von ihrem Arbeitsplatz entlassen, die Folgen des Skandals reihtenjedoh weiter: die britishen Behörden nutzten die Ereignisse an der Jahreswende1946/47 aus, um sih überhaupt von der Vereinbarung über die Umsiedlung zurük-zuziehen, die Russen setzten sie für drei Monate aus, auf polnisher Seite hingegenwurde � wie dies die Shreiben Jaroszeks zeigen � immer deutliher die Ansihtgeäuÿert, daÿ sih dieser strafwürdige Mangel an Verantwortungsbewuÿtsein nihtwiederholen dürfe.Die Aussiedlungen in die sowjetishe Besatzungszone wurden am 20. April 1947 wie-der aufgenommen, nahdem am 12. April ein neues Abkommen über diese Frageunterzeihnet worden war. Die polnishen Behörden gingen von der Annahme aus,daÿ noh etwas mehr als eine halbe Million Menshen übrig seien, die ausgesiedeltwerden müÿten. Die Bedingungen, unter denen sie Polen verlieÿen, waren erheblihbesser als jene für die Transporte von 1945, aber dennoh kam es immer noh zuRaub, Verspätungen und Versorgungsmängeln bei den Ausgesiedelten (vgl. unten,Teil II: Wojewodshaft Allenstein, Dokumente von 1947), und der sanitäre Zustanddes � erst im August aufgelösten � Übergabepunktes in Kaªawsk/Kohlfurt muÿ imFrühjahr des Jahres dramatish gewesen sein (siehe unten, Zentralbehörden, Doku-mente vom Frühjahr und Sommer 1947). Im Mai und Juni beshränkten die Russenzweimal die Zahl der aufzunehmenden Umsiedler, weil sie argwöhnten, daÿ sie Unter-leibstyphus in das Gebiet der Sowjetzone einshleppten.269 Generell jedoh bessertensih die Verhältnisse, wie es sheint, was u.a. in dem Aufwand an Zeit und den Be-mühungen zum Ausdruk kommt, der darauf verwendet wurde, Kranke, Greise undFrauen in hohshwangerem Zustand und kurz nah der Entbindung in besonderenSanitätstransporten zusammenzufassen.Die eigentlihe Aussiedlungsaktion endete im November 1947. Im Zeitraum seit Aprilhatten die Russen mindestens 480.000 Personen aufgenommen, und wenn man dieJahre 1945 und 1946 hinzuzählt, insgesamt 1,836 Millionen Deutshe. Damit erfaÿ-te die Aussiedlung vom Beginn der Aktion �Swallow� bis zu ihrer Einstellung imNovember 1946 die entshiedene Mehrzahl der Deutshen in Polen.270In den Jahren 1948-1950 betraf die Vertreibung aus der �kleinen Heimat�, in demMaÿe, wie die Migrationsprozesse in Polen abebbten, bedeutend weniger Menshen:1948 43.000, 1949 34.000 und 1950 niht ganz 60.000 (sowie über 35.000 Kriegsgefan-gene). Die Umstände, unter denen die Transporte in diesen Jahren zusammengestelltund abgeshikt wurden, sind so genau dokumentiert, daÿ sie hier niht mehr be-handelt werden müssen. Nahdem am 2. Januar 1950 zwishen den Regierungen269 Banasiak: Przesiedlenie (wie Anm. 158), S. 173; Dok. vom 20.6.1947.270 Vgl. ebenda, S. 146-177; auf S. 177 die Berehnung für den Zeitraum vom 20.2.1946 � November1947: 2.171.088 Personen, S. 223 � niht ganz 2,5 Millionen für die Jahre 1946-1947; wenn manein Minimum von 1,2 Millionen Personen in der britishen und von über 1,8 Millionen in dersowjetishen Zone annimmt, gelangt man zu einer Zahl von deutlih über 3 Millionen 1946 und1947 umgesiedelter Personen.
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der Republik Polen und der Deutshen Demokratishen Republik ein Abkommenunterzeihnet worden war, erfolgten die Umsiedlungen auf einer neuen Rehtsgrund-lage271, seit März 1951 durh das polnishe Reisebüro ORBIS. Gemeinsam mit demgleihzeitigen Ende von Veri�zierung und Rehabilitierung markierte diese Tatsahedas Ende des ersten Nahkriegskapitels der Geshihte der Deutshen in Polen.
�Rehabilitierung�Der sogenannte Prozeÿ der Rehabilitierung betraf Personen, die in den Jahren 1940-1944 in der Deutshen Volksliste eingetragen waren. Weil diese Liste, wie bereitsgesagt, in den vershiedenen besetzten Gebieten mit Hilfe von de fato ganz un-tershiedlihen Kriterien mit Namen von polnishen Staatsbürgern angefüllt wurdeund insgesamt über 2,7 Millionen Menshen umfaÿte, �el die Prozedur, den durhdie nationalsozialistishe Bevölkerungsklassi�zierung geknüpften Knoten aufzulösen,entsprehend kompliziert aus. Die Mehrzahl wurde auf dem Wege administrativerEntsheidungen rehabilitiert, doh gab es zumindest Anfang 1946 in Polen � naho�ziellen, zu niedrig angesetzten Angaben � 212.000 ehemalige Volksdeutshe, dieals Deutshe anerkannt worden waren, und 223.000, deren Verfahren sih gerade imUntersuhungsstadium befand. In der Wojewodshaft Warshau wurde von 30.000über die Hälfte rehabilitiert, in der Wojewodshaft Pommerellen niht ganz 30% vonüber 60.000, in Posen und Umgebung über 28.000 von fast 70.000, in der Wojewod-shaft Danzig über 80% von über 50.000, in Shlesien über 98.000 von 114.000 undin der Wojewodshaft Lodz niht ganz 10% von a. 92.000.272Zu den im Mai 1945 verkündeten Rehtsakten traten � nahdem sih Lokal- undZentralbehörden über die Ausmaÿe und die Komplikationen des Problems orientierthatten � weitere: das Dekret über die strafrehtlihe Verantwortlihkeit für den Ab-fall von der polnishen Nationalität vom 28. Juni 1946 und das Dekret über denAusshluÿ von Personen deutsher Nationalität aus der polnishen Gesellshaft vom13. September desselben Jahres. Strafrehtliher Haftung unterlag im Lihte des De-krets vom 28. Juni bereits die bloÿe Tatsahe, seine Zugehörigkeit zur deutshenoder privilegierten Nationalität bekundet zu haben. Eine solhe Konstruktion desDekrets sollte es möglih mahen, Personen (die zum gröÿten Teil in die GruppeII der DVL eingetragen waren) zu verurteilen, deren auf Grundlage des Gesetzesvom 6. Mai 1945 geprüfte Rehabilitierungsanträge abgewiesen worden waren. Nunkonnten sie an �Internierungsorte� gebraht werden, was praktish hieÿ � in Lager.Das Dekret vom 13. September shloÿ seinerseits die strafrehtlihe Verantwortlih-keit für deutshe Bürger Polens aus, also jener, die in Gruppe I und teilweise inGruppe II der DVL eingetragen waren. Die maximal vereinfahte Prozedur (s. Dok.163) sah die Aberkennung der Staatsbürgershaft, die Kon�szierung des Besitzes
271 AAN PUR II/1450, Protokoll der im Januar 1950 stattgefundenen Gesprähe, o.D.272 Die Daten nah Madajzyk: Polityka (wie Anm. 35), S. 10.
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und die Aussiedlung vor.273 Das Dekret vom 13. September verlor seine Rehtskraftam 31. Dezember 1948. Bis zu diesem Zeitpunkt sollte die shrittweise Segregationder Bevölkerung � die diesmal nah dem Kriterium der Zugehörigkeit zur polnishenGesellshaft erfolgte � beendet sein.Der Verlauf der Rehabilitierung ist in den Regionalteilen detailliert dargestellt, wodas Problem der Volksdeutshen eine wihtige Rolle spielte (Bände 2-4 (in Vorbe-reitung)); die aufgrund der oben angeführten Vorshriften festgehaltenen Personenstellten auh die Mehrzahl der Lagerhäftlinge (siehe oben). Aus den Dokumentender Zentralbehörden geht niht hervor, wie viele Menshen insgesamt verhaftet wur-den und wie vielen die Staatsbürgershaft entzogen wurde (und die anshlieÿendausgesiedelt wurden). Die Dokumente der Kommissionen, die 1948 und 1949 dieFragen der Volksdeutshen in den shrittweise aufgelösten Lagern untersuhten (s.Dok. 216 u. 222), zeigen dagegen, mit welhen menshlihen Tragödien Versuhe en-deten, über die Verantwortlihkeit für angeblihe oder wirklihe Vergehen währendder Kriegszeit zu be�nden. Wir wissen niht, wie viele Rehabilitierte sih nah derFreilassung aus dem Lager um eine Rükgabe des inzwishen beshlagnahmten Be-sitzes bemühten und wie viele von ihnen durh die Erfolglosigkeit dieser Versuhe inden vierziger Jahren und später zur Ausreise veranlaÿt wurden. Jedenfalls zählte dieGruppe der niht rehabilitierten Volksdeutshen im ersten Halbjahr 1950 a. 80.000Personen.274Die sogenannte Rehabilitierung endete formell zusammen mit dem Gesetz vom 20.Juli 1950 über die Aufhebung der Sanktionen und Beshränkungen gegenüber Staats-bürgern, die ihre Zugehörigkeit zur deutshen Nationalität erklärt hatten (s. Dok.227). Die Amnestie gab den Verurteilten ihre Freiheit wieder, hatte eine Einstellungder laufenden Verfahren und einen Straferlaÿ zur Folge, in manhen Fällen sogareine Rükgabe des Besitzes. Die Aktion zur Aberkennung der Staatsbürgershaftund die Aussiedlungen wurden in bezug auf solhe Personen eingestellt, die erklärthatten, im Lande bleiben zu wollen. Von der neuen Rehtsprehung ausgeshlossenblieben Personen, die wegen nationalsozialistisher Verbrehen verurteilt worden wa-ren, Mitglieder von NSDAP und anderen NS-Organisationen, das �klassenfremde�Element (also ehemalige Fabrikbesitzer, Groÿgrundbesitzer u.ä.) und shlieÿlih Per-sonen, die den Wunsh äuÿerten, nah Deutshland auszureisen. Alle diese Fragensollten bis zum letzten Tag des Jahres 1950 erledigt sein. In der Praxis sollte dasProblem der durh die Politik gegenüber den Volksdeutshen getrennten Familiennoh Jahrzehnte andauern.
273 Das Dekret kehrte somit seinem Geiste nah zur Verordnung des Landes-Ministerrates vom1.8.1944 über den Verlust der Staatsbürgershaft von Deutshen zurük (s. Dok. 2); wir wissenniht, ob diese Verordnung den Shöpfern des Dekrets bekannt war.274 Madajzyk: Mniejszo±i (wie Anm. 163), S. 22.
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Die Veri�zierungZu diesem Thema gibt es eine umfangreihe Literatur. Gegenstand der Veri�zie-rungsaktion waren die deutshen Staatsbürger polnisher Herkunft. Dieser Begri�war unsharf und seine praktishe Anwendung hing in groÿem Maÿe von der subjek-tiven Einshätzung der Behörden ab, vor allem der Lokalbehörden, in deren Händendie überwältigende Mehrzahl der Entsheidungen in individuellen Fragen lag.Die Zahl der Polen auf Reihsgebiet betrug nah der Volkszählung von 1925 784.000Personen, davon a. zwei Drittel in Obershlesien. In Polen shwankten die Shät-zungen zwishen 1,2 und 1,5 Millionen Menshen.275 Die überhöhte Shätzung warAusdruk der Vorstellung, daÿ nur die Germanisierungspolitik die Autohthonen vonihren polnishen Wurzeln getrennt habe; nah der Übernahme der Maht durh diePolen werde eine massenhafte Rükkehr zur polnishen Sprahe und Kultur erfolgen.Ein anderer Grund für die übertriebenen Ho�nungen, die die shlehten Erfahrun-gen mit der Repolonisierung in der Zwishenkriegszeit niht in Rehnung stellten,waren propagandistishe Rüksihten: Je mehr Polen es in den deutshen Gebietengab, desto begründeter war die Forderung nah ihrer �Rükgabe�, desto geringerund weniger heikel würde theoretish auh das Ausmaÿ der geforderten Aussiedlun-gen werden. Das Leitmotiv bei der Auswahl autohthoner Polen aus den übrigendeutshen Reihsbürgern war das oftmals wiederholte Shlagwort: �Wir wollen kei-nen einzigen Deutshen, wir geben keine einzige polnishe Seele preis�; in der Praxiswar dies aber mehr als shwer umsetzbar. Die dem Ermland, Masuren und Ober-shlesien gewidmeten Teile unserer Verö�entlihung (zu einem kleinen Teil auh zurWojewodshaft Posen und zu Pommerellen) zeigen, wie diese Praxis aussah.Hinter denjenigen in Obershlesien und im Bezirk Masuren, wo das Problem vonden ersten Wohen an akut war276, blieben die Zentralbehörden zunähst zurük.Erst am 20. Juni ermähtigte das Ministerium für ö�entlihe Verwaltung die Re-gionalbehörden dazu, ehemaligen polnishen Reihsbürgern Besheinigungen auszu-stellen, die die wihtigsten Kriterien der Veri�zierung erfüllten (kein Vershuldenim Sinne des Dekrets vom 31. August 1944 und Abgabe eines Treuegelöbnisses ge-genüber dem polnishen Volk; vgl. Dok. 33). Die Instruktion über die Aussiedlungder Deutshen vom 15. Januar 1946 (vgl. Dok. 81) sah an den Sammelpunkten Ve-ri�zierungskommissionen vor, die das versehentlihe Aussiedeln von Autohthonenverhindern sollten; aus den beiden Regionen mit der gröÿten Zahl von Autohtho-nen � also aus dem Oppelner Shlesien und dem Bezirk Masuren � erfolgten vorerstüberhaupt keine Aussiedlungen. Unter den Theoretikern überwog der Wille zu ei-ner liberalen Herangehensweise an das Problem der autohthonen Bevölkerung. DerPolnishe West-Verband forderte wiederholt dazu auf, auf die Andersartigkeit der275 Vgl. Strauhold: Polska ludno±¢ (wie Anm. 89), S. 11, 23 und 37;Os�kowski: Spoªeze«stwo(wie Anm. 103), S. 88 und S.107-111. Dort eine umfangreihere Darstellung der soziologishen undhistorishen Forshungen über die Veri�zierung als eine der Ersheinungen des �Zusammenprallsder Kulturen�. Vgl. Claudia Kraft: Einleitung.276 Die ersten Regelungen aus der Wojewodshaft Kattowitz stammten vom 22. März 1945; Esh:�Gesunde Verhältnisse� (wie Anm. 52), S. 305.
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Autohthonen Rüksiht zu nehmen und ihnen den Weg ins Polentum niht aufgrundober�ähliher Kriterien zu versperren. Zygmunt Izdebski shlug vor, Personen pol-nisher Abstammung auh ohne die �entsprehende nationale Orientierung� als Vor-stufe zu ihrer �Repolonisierung� positiv zu veri�zieren.277 Erst im April 1946 jedoh,nah Monaten, in denen man in der Praxis über das Shiksal von hunderttausen-den Menshen shon entshieden hatte (was in den Regionalteilen dokumentiert ist),entshloÿ sih Warshau dazu, gesamtstaatlihe Normen festzulegen, durh die diebislang bestehenden regionalen Grundsätze der Veri�zierung geregelt wurden. DieVerordnung des Ministers für die Wiedergewonnenen Gebiete vom 6. April 1946über das Verfahren zur Feststellung der polnishen nationalen Zugehörigkeit vonPersonen, die in den Wiedergewonnenen Gebieten wohnhaft sind (Amtsblatt desMinisteriums für die Wiedergewonnenen Gebiete 1946, Nr. 4, Pos. 26), bestimmte,daÿ als Polen solhe Personen zu behandeln seien, die einen Antrag auf Veri�zierunggestellt hätten, ihre polnishe Abstammung oder eine Verbindung mit dem polni-shen Volk nahweisen und ein Treuegelöbnis gegenüber dem polnishen Volk undStaat ablegten. Die Zugehörigkeit zur NSDAP und anderen nationalsozialistishenOrganisationen war im Sinne dieser neuen Regelung kein absolutes Hindernis füreine Veri�zierung, da sie häu�g unter Zwang erfolgt war. Es wurden auh Veri�zie-rungskommissionen ins Leben gerufen, die neben dem zuständigen SiherheitsamtFälle begutahten sollten, die den Behörden der ersten Instanz zur Entsheidungvorgelegt worden waren, also den Starosten und Stadtverwaltungen (in den kreis-freien Städten). Das Gesetz über die Staatsbürgershaft in den WiedergewonnenenGebieten vom 28. April 1946 (s. Dok. 111) erkannte das Reht zur polnishen Staats-bürgershaft solhen Personen zu, die vor der Veri�zierungskommission ihr Polentumunter Beweis gestellt hatten, von den Behörden 1. Instanz die Bestätigung ihrer pol-nishen Nationalität erhalten und das erwähnte Treuegelöbnis abgelegt hatten. DieVerordnung und das Gesetz lieÿen also viel Spielraum zur freien Entsheidung derBehörden (die Veri�zierungskommissionen setzten sih im allgemeinen aus Beamten,Parteimitgliedern und solhen von gesellshaftlihen Organisationen, Kommunistenoder mit den Kommunisten in Verbindung stehenden Personen zusammen), die sihin der Praxis niht so sehr vom Kriterium der Bindungen an das Polentum, als viel-mehr vom Kriterium ihrer Akzeptanz der �Volksmaht� leiten lassen konnten.278 DasMinisterium für die Wiedergewonnenen Gebiete brahte den Wojewoden shon am4. Mai 1946, d.h. eine Wohe nah der Verabshiedung des Gesetzes in Erinnerung,daÿ �eine shnelle und korrekte Durhführung der Veri�kation� wünshenswert sei,da die Zustimmung der autohthonen Bevölkerung �in Gestalt einer möglihst ho-hen Beteiligung an der Volksabstimmung� bzw. an dem für den 30. Juni angesetztenReferendum �im Interesse des polnishen Staates liegt�.279
277 Vgl. Maªgorzata Ujdak: Polski Zwi¡zek Zahodni wobe problemów narodowo±iowyh wlatah 1944-1950 [Der Polnishe West-Verband und die Nationalitätenprobleme in den Jahren 1944-1950℄, Katowie 1988; Strauhold: Polska ludno±¢ (wie Anm. 89), S. 55-58.278 Darauf hat Jaworski: Na szlaku (wie Anm. 52), S. 170 �., zu Reht hingewiesen.279 Strauhold: Polska ludno±¢ (wie Anm. 89), S. 25 und 75.
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Die Situation der potentiellen polnishen Bürger begünstigte einstweilen keineshnelle Entsheidung. Ganz abgesehen von den für viele traumatishen Erinne-rungen an die erste Welle von Gewalttaten, Ermordungen und Raubüberfällen seihier auf zwei Faktoren hinweisen. Ähnlih wie im Fall der Volksdeutshen der Grup-pen II und III befanden sih die jungen Männer, häu�g Ehemänner und Väter, zueinem groÿen Teil auÿer Haus � in Gefangenshaft oder deportiert � und konntenan der Entsheidung der Familie niht teilnehmen. Vor allem aber muÿte sih dieeinheimishe Bevölkerung in ihrer Existenz bedroht fühlen, weil man ihr Eigentumin Frage stellte. Die Höfe der Autohthonen wurden wie alle anderen von der zu-wandernden Bevölkerung übernommen. Erst ein Dekret vom 8. März 1946 nahmvom ehemals deutshen Besitz, der gemäÿ dem oben angeführten Gesetz vom 6. Mai1945 übernommen worden war, das Eigentum der deutshen Staatsbürger polnisherNationalität aus. In der Zwishenzeit hatten die Autohthonen bzw. die potentiel-len Autohthonen bis zum März 1946 bereits einige zehntausend Höfe an die Siedlerverloren: Im Gebiet von Oppeln wurden 13.500 strittige landwirtshaftlihe Betrieberegistriert (also solhe, wo der frühere, inzwishen als Autohthoner veri�zierte Be-sitzer wegen einer Rükgabe vorstellig wurde, während der derzeitige Eigentumstiteloder das Reht zur Nutzung in den Händen eines Ansiedlers lag), in der Wojewod-shaft Olsztyn/Allenstein 6.000 und in den gesamten neuen Gebieten 24.000. Manmuÿ dabei bedenken, daÿ sih nur ein Teil der Geshädigten stark genug dazu fühl-te, auf sein Reht zu pohen, so daÿ die tatsählihe Zahl bedeutend höher gelegenhaben muÿ. Als andererseits ein Dekret vom 6. September 1945 (Gesetzblatt der Re-publik Polen Nr. 49, Pos. 279) eine für die Veri�zierten teilweise günstige Regelungeinführte280, rief dies auf seiten der Siedler und eines Teils der lokalen Behörden, diein der Regel auf der Seite der zugewanderten Bevölkerung standen, erheblihen Wi-derstand hervor. Die Rolle der Lokalbehörden war übrigens, wie aus den Dokumentenhervorgeht, bedeutend gröÿer als die Einwirkungsmöglihkeiten der weit entferntenZentralbehörden. Weil �vor Ort� das Interesse daran, eine Bevölkerungsgruppe fürsih zu gewinnen, gering war, deren Brauhbarkeit von der neuen Staatsmaht oh-nehin so niedrig eingeshätzt wurde, gehört niht viel dazu, sih vorzustellen, wiestrittige Fragen entshieden wurden.281 �In Zweifelsfällen stand das Reht durhwegauf der Seite der Ansiedler�, faÿt Czesªaw Os�kowski seine Beobahtung zusammen,�und seine Interpretation wendete sih gegen die einheimishe Bevölkerung�.282 Wieviele Personen, die unter besseren Verhältnissen eventuell für Polen optiert hätten,dazu gezwungen wurden oder sih zur Ausreise entshlossen, ist niht bekannt. Pol-280 Wenn der Besitz durh den Siedler in einem Augenblik übernommen wurde, in dem eine späterals Autohthoner veri�zierte Person zugegen war, kehrte der Besitz zu seinem früheren Eigentümerzurük. Diese Lösung wurde in Obershlesien seit Oktober 1945 praktiziert. Vgl. IE, Anm. 152zu Dok. o.D. Okt. 45. Angaben über die strittigen landwirtshaftlihen Betriebe enthalten auhMisztal: Wery�kaja (wie Anm. 172), S. 138-164, und Strauhold: Polska ludno±¢ (wie Anm.89), S. 154-162.281 Jaworski: Na szlaku (wie Anm. 52), S. 177-185; Os�kowski: Spoªeze«stwo (wie Anm. 103),S. 80-91, 112-115; Misztal: Wery�kaja (wie Anm. 172); Madajzyk: Przyª¡zenie (wie Anm.145), passim.282 Os�kowski: Spoªeze«stwo (wie Anm. 103), S. 109.
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nishe Shätzungen sprehen für das Jahr 1948 von 170.000 bis 200.000 �Autohtho-nen� jenseits der Landesgrenzen, die hauptsählih nah Deutshland ausgesiedeltworden waren.Die Veri�zierung wurde am rashesten, nämlih im Jahre 1946, in Shlesien been-det, während sie in der Wojewodshaft Allenstein am längsten dauerte.283 Bis Ende1948 erhielten 1.030.000 ehemalige deutshe Staatsbürger die polnishe Staatsbür-gershaft.284 Auf der anderen Seite wehrten sih 102.000 Personen bis zum Beginnder fünfziger Jahre � als sie auf Grundlage des Gesetzes vom 8. Januar 1951 da-zu gezwungen wurden, die polnishe Staatsbürgershaft anzunehmen � gegen eineUnterwerfung unter eine Gesetzgebung, die früheren deutshen Staatsbürgern � zu-mindest auf dem Papier � dieselben Rehte zuerkannte, wie sie frühere polnisheBürger besaÿen. 200.000 Personen leisteten auh noh ein Jahr später Widerstandund bemühten sih trotz des Risikos ernsthafter Kon�ikte mit den Behörden desstalinistishen Polen um Dokumente, die ihre deutshe Staatsangehörigkeit bestä-tigten.285
Shluÿ: Die Zäsur des Jahres 1950Das Jahr 1950 stellt u.a. deshalb eine Zäsur dar, weil von nun an Deutshe niht mehrauf der Grundlage von Vereinbarungen ausgesiedelt wurden, die sih aus den Potsda-mer Entsheidungen herleiteten, sondern auf der Grundlage des bereits erwähntenProtokolls zwishen Polen und der DDR vom Januar 1950 sowie im Rahmen derFamilienzusammenführung (Operation �Link�), auh in die Bundesrepublik.286 Inbezug auf die erste Hälfte der fünfziger Jahre kann shwerlih von einer Aussiedlungdie Rede sein, also von einem Prozeÿ, der von den Behörden zwangsweise durhge-führt wurde; es handelte sih vielmehr um eine Umsiedlung, die aus dem eindeutigformulierten Willen der daran Interessierten hervorging, welhe ihren Wunsh oftgegen den Widerstand der Behörden in die Tat umsetzten.1950 änderte sih auh die Politik gegenüber den in Polen verbliebenen ehemali-gen deutshen Staatsbürgern grundsätzlih. Shon im Jahr davor hatten Arbeitenvon PVAP-Studiengruppen auf Wojewodshaftsebene zu einer neuen, �klassenbe-wuÿten politishen Linie� gegenüber den Autohthonen begonnen. Sie entdektenweite Bereihe der Diskriminierung der einheimishen Bevölkerung in den neuen Ge-bieten, eine ablehnende Haltung der Mehrzahl von ihr der Staatsmaht gegenüber
283 Vgl. Bd. 2 (in Vorbereitung) und Teil II des vorliegenden Bandes; Os�kowski: Spoªeze«stwo(wie Anm. 103), S. 89 und 98.284 Jaworski: Na szlaku (wie Anm. 52), S. 183-186; Os�kowski: Spoªeze«stwo (wie Anm. 103),S. 89 und 98.285 Ebenda, S. 118.286 Banasiak: Przesiedlenie (wie Anm. 158), S. 209-216; Stanisªaw Jankowiak: �Akja ª¡zeniarodzin� mi�dzy Polsk¡ a Niemiek¡ Republik¡ Demokratyzn¡ 1949-1954 [�Die Aktion Familien-zusammenführung� zwishen Polen und der Deutshen Demokratishen Republik 1949-1954℄, in:Przegl¡d Zahodni 1995/3, S. 51-74.
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und Shwähe der Ein�üsse der PVAP in diesen Kreisen.287 Im Januar 1950 wur-de der Entwurf eines Beshlusses ausgearbeitet, der die bisherige Bilanz der Politikgegenüber den Autohthonen sehr kritish beurteilte.288Ein im Juli 1950 angenommener Beshluÿ des Politbüros des ZK der PVAP stellte� zumindest auf dem Papier � insofern eine prinzipielle Wende dar, als er das Pro-blem der einheimishen Bevölkerung nah klassenmäÿigen und niht nah nationalenKategorien behandelte. Das Politbüro verurteilte den �Gomuªkismus�, also die vomMZO durhgeführte Politik, und ordnete statt dessen an, eine neue Elite der Au-tohthonen zu er�nden, die sih aus den materiell shwähsten Gruppen herleitensollte; gewonnen werden sollte besonders die jüngere Generation. Zum grundlegendenKriterium wurde also niht die Verbindung mit dem Polentum, die die früheren Eli-ten in der Zeit der Verfolgungen bewiesen hatten, sondern die Akzeptanz des neuenSystems, das auh den Autohthonen einen baldigen sozialen Aufstieg bringen sollte.Die PVAP und in ihrem Gefolge der Ministerrat wiesen die Wojewodshaftsbehördenan, jeglihe Diskriminierung der Autohthonen einzustellen, den Shwäheren mate-rielle Hilfe zuteil werden zu lassen, die Sozial- und Gesundheitsfürsorge auszubauen,das Shulwesen zu entwikeln, ihnen den Zugang zu Stellen in der Verwaltung zuerö�nen und die Polonisierungsaktion fortzusetzen (s. Dok. 229).289Auh im Jahre 1950 untershieden die Behörden zwishen der Politik gegenüber denAutohthonen und den �ethnishen� Deutshen, deren Zahl ino�ziell auf 180.000Personen geshätzt wurde290, die sih vor allem in Niedershlesien und Pommernkonzentrierten. Der Integration der �anerkannten� Deutshen sollte ein Beshluÿdes Politbüros des Zentralkomitees der PVAP über die Aufhebung der Diskriminie-rungen von deutshen Arbeitern dienen (s. Dok. 228) und parallel zum Beshluÿdes Politbüros eine Verordnung des Bildungsministeriums vom 26. Juli 1950, dasdie Möglihkeit shuf, in den Wojewodshaften Wroªaw/Breslau, Szzein/Stettinund Koszalin/Köslin Shulen mit deutsher Unterrihtssprahe und Kindergärtenfür deutshe Kinder einzurihten.291 Bis zum Shuljahr 1952/53 wurden 137 derar-tige Shulen erö�net, an denen damals 7.674 Shüler unterrihtet wurden. Gleih-287 AAN 237/VII � 2618, Einige Materialien über die Lage der autohthonen Bevölkerung, De-zember 1949. Weil dieses Material nah Wojewodshaften aufgearbeitet wurde, sind umfangreiheAusshnitte in den Regionalteilen zu �nden.288 Ebenda, Entwurf eines Beshlusses über die Arbeit der PVAP unter der autohthonen Bevöl-kerung vom Januar 1950; die Hauptthesen wurden in gekürzter Form im Julibeshluÿ wiederholt.289 Vgl. Andrzej Sakson: Stosunki narodowo±iowe na Warmii i Mazurah 1945-1947 [Nationa-litätenverhältnisse in Ermland und Masuren 1945-1947℄, Pozna« 1998, S. 201 �.290 Die in der Literatur zitierte deutshe Shätzung Walter Kuhns ging von 430.000 Personen aus;diese Frage wird sih nie klären lassen, weil untershiedlihe Kriterien angelegt wurden, wer alsDeutsher zu gelten habe (als Identität, die sie sih von jener der Autohthonen untersheiden lieÿ);ähnlih wird man niht feststellen können, wer als Deutsher, und wer als Masure oder Shlesiergegen die Polonisierung protestierte.291 Eine einen Monat früher ergangene Verordnung des Bildungsministeriums (datiert vom26.6.1950) annullierte das ministeriale Verbot vom Juni 1945, das den deutshen Unterriht anden allgemeinbildenden weiterführenden Shulen in den ehemaligen deutshen Gebieten betraf. Vgl.Dziennik Urz�dowy Ministerstwa O±wiaty 1945 [Diensttagebuh des Bildungsministeriums 1945℄,Nr. 3, Pos. 79; 1950, Nr. 14, Pos. 176, 177.
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zeitig begannen deutshsprahige Zeitungen zu ersheinen � �Wir bauen auf� inWaªbrzyh/Waldenburg und Nova Ruda/Neurode (1952-1953) und die Breslauer�Arbeiterstimme� (ab 1951).Nah Au�assung der Behörden sollte die Gleihzeitigkeit des Wandels in der Politikgegenüber den Autohthonen und den �anerkannten� Deutshen eine Angleihungihres jeweiligen Status bedeuten. Die deutshsprahigen Zeitungen und das deutsh-sprahige Shulwesen waren jedoh niht für die Autohthonen bestimmt292 � ganzim Gegenteil, die Ausbreitung der deutshen Sprahe in Obershlesien und in derWojewodshaft Allenstein sollte noh lange durh Verbote eingedämmt werden, diein anderen Teilen des Landes niht zur Anwendung kamen. Es fehlt auh � gewis-sermaÿen umgekehrt � an Hinweisen, daÿ die Aktivierung der materiell shwähstenShihten der Autohthonen irgendeine Entsprehung in der Politik gegenüber den�anerkannten� Deutshen gehabt hätte, die man ganz o�ensihtlih mit Hilfe von Zu-geständnissen im sprahlihen Bereih neutralisieren wollte, ohne damit die Ho�nungzu verbinden, diese Gruppe für eine aktive Unterstützung des Systems gewinnen zukönnen.Faÿt man die wihtigsten Veränderungen in der Lage der Autohthonen und ethni-shen Deutshen an der Shwelle zum Stalinismus zusammen, so sei daran erinnert,daÿ ihre Lage in der Wirklihkeit zumindest in vergleihbarem Maÿe wie durhdie Entsheidungen der Amtsträger von Partei und Staat durh die realen Lebens-bedingungen des stalinistishen Polen gestaltet wurde: Armut, Ausbeutung, nihtvorhandener bzw. zwangsbewirtshafteter Zugang zu den wihtigsten Konsumarti-keln, Gleihförmigkeit und theatralishe Inszenierung des ö�entlihen Lebens. Indiesem Sinne untershied sih die Situation beider Gruppen niht sehr von der Si-tuation der anderen polnishen Bürger: Die Autohthonen, in der Mehrzahl Privat-bauern, wurden � wie alle Landwirte � dem Kollektivisierungsdruk unterworfen;deutshe Lohnarbeiter nahmen wie die anderen Arbeiter am sogenannten sozialisti-shen Wettbewerb teil, das heiÿt an der ständigen Heraufsetzung der Normen, an�freiwilligen Einsätzen� und anderen Formen halberzwungener Steigerung der Pro-duktion. Gleihzeitig jedoh begann die Lage beider Gruppen trotz der Bemühungender Behörden in der ersten Hälfte der fünfziger Jahre immer mehr gemeinsame Zügeaufzuweisen: Weil sowohl die einen als auh die anderen überdurhshnittlih viele fa-miliäre Bindungen zum Westen besaÿen, wurden sie von den politishen Stellen undden Siherheitsbehörden als zumindest potentiell feindlihe Gruppen behandelt; eineähnlihe Folge hatte der von einer steigenden Zahl von Autohthonen demonstra-tiv bekundete Wunsh nah einer Ausreise nah Deutshland.293 In den folgendenJahren und Jahrzehnten trug diese Situation � trotz der formellen Gleihberehti-gung der Autohthonen und Deutshen als polnishe Staatsbürger � ihre Frühte inForm von massenhaften Ausreisen. Menshen, die zu Beginn der fünfziger Jahre �zum Teil gegen ihren Willen � zu Polen gemaht worden waren, �stimmten mit den292 Vgl. Sakson: Stosunki (wie Anm. 289), S. 221 �.; Nitshke: Wysiedlenie (wie Anm. 57), S.250-258.293 Darüber geben u.a. die Berihte der Wojewodshafts-Siherheitsämter aus der ersten Hälfte derfünfziger Jahre im CAMWSiA Zeugnis. Vgl. auh Sakson: Stosunki (wie Anm. 289), S. 209-213.
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Füÿen ab�, indem sie einer Ausreise in die demokratishe und immer wohlhabende-re Bundesrepublik Deutshland vor einem weiteren Aufenthalt in der VolksrepublikPolen den Vorzug gaben.
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Dokumentation I/3 = Dokumentation der Vertreibung der Deutshen aus Ost-Mitteleuropa, hrsg. von Theodor Shieder u.a., Bd. I/3:Die Vertreibung der deutshen Bevölkerung aus den Gebietenöstlih der Oder und Neiÿe. Polnishe Gesetze und Verordnun-gen 1944-1955, (Bonn) 1960.DzURP = Dziennik Ustaw Rzezypospolitej Polskiej [Gesetzblatt derRepublik Polen℄Jona = Karol Jona [Red.℄: Wysiedlenie Niemów i osadnitwoludno±i polskiej na obszarze Krzy»owa-�widnia (Kreisau-Shweidnitz) w latah 1945-1948. Wybór dokumentów [DieAussiedlung der Deutshen und die Ansiedlung der polni-shen Bevölkerung im Raum Krzy»owa-�widnia (Kreisau-Shweidnitz) 1945-1948. Dokumentenauswahl℄, Wroªaw 1997.Skubiszewski = Krzysztof Skubiszewski: Zahodnia grania Polski w±wietle traktatów [Die Westgrenze Polens im Liht der Ver-träge℄, Pozna« 1975.Banasiak = Stefan Banasiak: Przesiedlenie ludno±i niemiekiej zPolski w latah 1945-1950 [Die Umsiedlung der deutshen Be-völkerung aus Polen in den Jahren 1945-1950℄, �ód¹ 1968.Lippózy = Piotr Lippózy, Tadeusz Walihnowski: Przesiedlenieludno±i niemiekiej z Polski po II wojnie ±wiatowej w ±wietledokumentów [Die Umsiedlung der deutshen Bevölkerung ausPolen nah dem Zweiten Weltkrieg im Lihte der Dokumente℄,Warszawa, �ód¹ 1982.(R.) = Regest
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1.1944, 22. Juli(R.) Manifest des Polnishen Komitees der Nationalen BefreiungDokumentation I/3, Nr. 1; DzURP 1944, Nr. 1, Anlage
2.1944, 1. AugustLandes-Ministerrat: Verordnung über den Verlust der Staatsangehörigkeit durh dieDeutshenDzURP 1944, Teil III, Nr. 2, Position 71Kraft Artikel 7 des Dekrets des Präsidenten der Republik vom 26. April 1944 über diezeitweilige Organisierung der Behörden auf dem Territorium der Republik (DzURP,Teil III, Nr. 1, Position 1) wird angeordnet, was folgt:Art. 1.Polnishe Bürger deutsher Nationalität verlieren die polnishe Staats-angehörigkeit kraft dieses Gesetzes.

Art. 2.Eine Person deutsher Nationalität (Deutsher) ist eine solhe, die ihrerZugehörigkeit zum deutshen Volk eindeutigen Ausdruk gibt insbeson-dere durh die Zugehörigkeit zu einer deutshen Organisation oder durhden Gebrauh der deutshen Sprahe zu Hause und in der Familie, imtäglihen Leben oder durh Einhaltung deutsher Sitten oder durh dieErziehung der Nahkommen im deutshen Geiste oder durh das Ablegeneiner entsprehenden Erklärung gegenüber den polnishen Behörden undInstitutionen oder shlieÿlih durh andere Handlungen, die eindeutig aufdiese Zugehörigkeit hinweisen.
1 Abdruk nah Rzezpospolita Polska zasu wojny. Dziennik Ustaw RP i Monitor Polski 1939-1945 [Die Republik Polen in der Kriegszeit. Gesetzblatt der Republik Polen und Polnisher Moniteur1939-1945℄, bearb. von Andrzej Kunert, Warszawa 1995.
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Art. 31. Als Deutsher im Sinne vorliegender Verordnung wird angesehen,wer nah dem 1. September 1939 in die deutshe Volksliste aufge-nommen wurde oder eine Kennkarte für Deutshe oder Personendeutsher Abstammung erhalten hat oder shlieÿlih als deutsherStaatsangehöriger anerkannt wurde.2. Besondere Vorshriften werden bestimmen, in welhen Fällen undauf welhe Weise Personen polnisher Nationalität die � in Absatz1 festgelegte � Vermutung der Zugehörigkeit zur deutshen Nationentkräften können.
Art. 4Deutshe sind verp�ihtet, das Gebiet des Polnishen Staates zu verlas-sen. Der Innenminister wird die Termine und die Art und Weise nennen,diese P�iht zu erfüllen.
Art. 5Der Innenminister kann auf Antrag eines Deutshen entsheiden, daÿsih die Vorshriften von Art. 1 und 4 niht auf ihn beziehen, falls derDeutshe nahweisen kann, daÿ er während des Krieges seine Loyalitätgegenüber dem Polnishen Staat auf besondere Weise bewiesen hat.
Art. 6Der Verlust der Staatsangehörigkeit kraft Art. 1 erstrekt sih niht aufden Ehepartner. Wenn der Mann jedoh die Staatsangehörigkeit verlorenhat, hat die Ehefrau das Reht, auf die polnishe Staatsangehörigkeit zuverzihten, und verliert sie, wenn sie mit dem Ehemann den PolnishenStaat verläÿt.
Art. 7Ein Kind, das am Tag des Inkrafttretens vorliegender Verordnung das18. Lebensjahr noh niht vollendet hat, verliert die polnishe Staatsan-gehörigkeit, wenn beide Eltern Deutshe im Sinne vorliegenden Gesetzessind oder zum Zeitpunkt ihres Todes waren; wenn es jedoh an diesem
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Tag das 14. Lebensjahr vollendet hat und noh niht 18 Jahre alt ist,kann es Widerspruh einlegen und erklären, daÿ es Pole ist; falls es seineloyale Haltung zum Polnishen Staat nahweist, verliert es die Staatsan-gehörigkeit niht.Widerspruh kann niht später als vor Ablauf eines Monats nah demTag des Inkrafttretens vorliegender Verordnung eingelegt werden.

Art. 8Falls ein Elternteil des Kindes, das am Tag des Inkrafttretens vorliegen-der Verordnung das 18. Lebensjahr noh niht vollendet hat, Deutsherist, kann dem Kind vor Ablauf von 2 Jahren nah Inkrafttreten vorlie-gender Verordnung die polnishe Staatsangehörigkeit entzogen werden,wenn es mit diesem Elternteil den polnishen Staat verläÿt oder wenn esim deutshen Geiste erzogen worden ist.
Art. 91. Den Verlust der polnishen Staatsangehörigkeit kraft des Rehtesauf der Grundlage von Art. 1 stellt, falls notwendig, die allgemeineVerwaltungsbehörde erster Instanz fest.2. Die Entsheidung über die Aberkennung der polnishen Staatsan-gehörigkeit kraft Art. 8, wie auh über die Beibehaltung der Staats-angehörigkeit kraft Art. 7, tri�t die allgemeine Wojewodshaftsver-waltungsbehörde.3. Wird gegen die Entsheidung, die den Verlust der Staatsangehörig-keit ausspriht, Widerspruh eingelegt, hält dieser deren Durhfüh-rung niht auf.4. Gegen die Entsheidung, die den Verlust der polnishen Staats-angehörigkeit feststellt oder ihre Aberkennung auf der Grundlagevorliegender Verordnung ausspriht, ist eine Klage beim HöhstenVerwaltungsgerihtshof niht möglih.
Art. 10Zur Durhführung vorliegender Verordnung ist der Innenminister er-mähtigt, auf dem Verordnungswege den genannten Kategorien von Per-sonen die Verp�ihtung aufzuerlegen, sih registrieren zu lassen.
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Art. 11Der Innenminister erläÿt eine Verordnung, die den Gang des Verfahrensin Fragen des Verlustes und der Aberkennung der Staatsangehörigkeitauf der Grundlage der vorliegenden Verordnung festlegt.
Art. 12Wer zum Zwek der Verhinderung der Anwendung der Vorshriften vor-liegender Verordnung auf sih oder eine andere Person:a) ein Dokument fälsht oder umändert, beziehungsweise ein gefälsh-tes oder verändertes Dokument benutzt oderb) fremde Personalausweise oder andere Dokumente, die als Beweis dereigenen Identität dienen sollen, benutzt oder) gegenüber der Behörde eine falshe Erklärung über die Umständeabgibt, die eine wesentlihe Bedeutung für die Angelegenheit haben,oderd) sih verstekt oder der Vorladung der Behörde niht folgt odere) versuht, einen Beamten zu bestehen oder auf andere Art seineEntsheidung zu beein�ussen � erhält eine Gefängnisstrafe von nihtunter drei Jahren.Neben der Gefängnisstrafe kann der Einzug des Vermögens verfügt wer-den.
Art. 13Wer die ihm laut Verordnung des Innenministers auf Grund von Art. 10auferlegte P�iht, sih registrieren zu lassen, verletzt � wird mit einerGefängnisstrafe von bis zu drei Jahren bestraft und mit einem Buÿgeldbelegt.
Art. 14Besondere Vorshriften werden das Verfahren der Strafverfolgung vonVergehen festlegen, die in Art. 12-13 vorliegender Verordnung de�niertwerden.
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Art. 15Die Ausführung vorliegender Verordnung obliegt den zuständigen ober-sten Behörden.
Art. 16Die vorliegende Verordnung tritt in Kraft: auf dem Gebiet der von der Be-satzungsmaht befreiten Republik mit dem Tag ihrer Bekanntmahung,auf dem restlihen Gebiet entsprehend seiner Befreiung von der Beset-zung.Als Tag der Befreiung des Gebietes einer Wojewodshaft von der Beset-zung gilt der Tag, an dem der Wojewode im Wojewodshaftsgesetzblattdie ö�entlihe Wiederaufnahme seiner amtlihen Tätigkeiten bekannt-gibt.

3.1944, 1. AugustLandes-Ministerrat: Verordnung über Polen, die während der Zeit der Okkupationals Deutshe gezählt wurdenDzURP 1944, Teil III, Nr. 2, Pos. 8Kraft Art. 7 des Dekrets des Präsidenten der Republik vom 26. April 1944 über dievorläu�ge Errihtung von Behörden auf dem Gebiet der Republik (DzURP, Teil III,Nr. 1, Pos. 1) wird Folgendes angeordnet:Art. 1Ein polnisher Bürger polnisher Nationalität, der während der Zeit derBesetzung die Staatsangehörigkeit des Deutshen Reihes erhalten hatoder in die deutshe Volksliste eingetragen wurde oder eine Kennkar-te für Deutshe oder für Personen deutsher Abstammung erhalten hat,selbst auf Grund seines eigenen Antrages, fällt niht unter die die Deut-shen betre�enden Vorshriften, sofern er nahweist, daÿ er vor dem 1.September 1939 seine Zugehörigkeit zur polnishen Nation zum Ausdrukbrahte und in der Zeit des Krieges und der Besetzung die Verbindungenzum Polentum faktish niht hat abreiÿen lassen.
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Art. 21. Um den in Art. 1 bezeihneten Zwek zu erreihen, muÿ eine De-klaration des Polentums mit einem Antrag auf Anerkennung desDeklarierenden als Pole eingereiht werden.2. Die Deklaration des Polentums muÿ Vor- und Nahnamen enthal-ten, den Geburtsnamen, falls eine verheiratete Frau die Deklarationeinreiht, das Alter, Vor- und Zuname der Eltern, den Geburts-namen der Mutter, das Bekenntnis, den Beruf, den Familienstand,den Wohnort am Tag der Einreihung der Deklaration und am 15.August 1939, den Verziht auf die Zugehörigkeit zur deutshen Nati-on, die Erklärung über die Zugehörigkeit zur polnishen Nation, dieAngabe der Gründe für den Antrag auf Eintragung in die DeutsheVolksliste oder auf Ausstellung einer Kennkarte oder die Erklärung,auf welher Grundlage der Deklarierende die Staatsangehörigkeitdes Deutshen Reihes erhalten hat oder in die Deutshe Volksli-ste eingeshrieben wurde oder die Kennkarte ausgestellt bekommenhat, eine kurze Beshreibung vom Verlauf des Lebens während derBesatzungszeit, die Angabe von Beweisen seiner Zugehörigkeit zurpolnishen Nation und die Versiherung, daÿ die in der Deklarationangeführten faktishen Umstände wahr sind.3. Der Innenminister und mit dessen Vollmaht der Wojewode kannandere Einzelheiten bestimmen, auf die die Deklaration Antwortgeben soll.
Art. 3Die Deklaration soll niht später als vor Ablauf von drei Monaten vondem Datum an, das für die einzelnen Gebiete von der allgemeinen Wo-jewodshaftsverwaltungsbehörde festgesetzt wurde, eingereiht werden.Die allgemeine Verwaltungsbehörde der ersten Instanz kann jedoh dieAnnahme der Deklaration nah diesem Termin zulassen, wenn der De-klarierende den Grund nahweist, der die Verzögerung rehtfertigt, undeinen Antrag stellt auf Annahme der Deklaration samt der Deklarationvor Ablauf eines Monats seit dem Tag des Wegfallens des Hinderungs-grundes.
Art. 4Die Deklaration soll bei der Gemeindeverwaltung des Wohnortes desDeklarierenden eingereiht werden und, wenn kein ständiger Wohnsitzvorhanden ist, am Ort seines derzeitigen Aufenthaltes. Die Gemeinde-verwaltung übergibt die Deklaration der Bürgerkommission.
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Art. 5In jeder Gemeinde wird eine Bürgerkommission gebildet. Der Bürgerkom-mission gehören an: der Gemeindevorsteher als Vorsitzender, einer odermehrere seiner Vertreter, die von ihm benannt werden, und zwei odermehr Mitglieder, die durh das die Entsheidung tre�ende Gremium derGemeinde aus den polnishen Einwohnern der betre�enden Gemeindeausgewählt werden.
Art. 6Die Aufgabe der Bürgerkommission ist die Prüfung und das Urteil dar-über, ob der Antrag des Deklarierenden, ihn als Polen anzuerkennen,Berüksihtigung verdient.Zu diesem Zwek ist die Bürgerkommission befugt, Ermittlungen durh-zuführen und sih an die Gerihte, die Behörden und Ämter um Hilfeund Information zu wenden.
Art. 7Die Bürgerkommission in der Besetzung durh den Vorsitzenden oderseinen Stellvertreter und zwei Mitglieder verfaÿt Gutahten. Die Dekla-ration shikt die Bürgerkommission zusammen mit den Akten des Fallesund ihrem Gutahten an die allgemeine Verwaltungsbehörde der erstenInstanz.
Art. 81. Die allgemeine Verwaltungsbehörde der ersten Instanz entsheidetnah Erwägung des Gutahtens der Bürgerkommission, und je nahBedarf nah Vervollständigung der Ermittlung, auf Grundlage ih-rer Überzeugung, die alle Umstände des Falles in Betraht zieht,ob der Antrag des Deklarierenden auf seine Anerkennung als PoleBerüksihtigung �nden kann.2. Falls die Behörde in den Handlungen des Deklarierenden eine Straf-tat erkennt, die mit einem ö�entlihen Strafantrag verfolgt werdenmuÿ, verständigt sie darüber den Staatsanwalt des zuständigen Ge-rihts, ohne die Prüfung des Antrags des Deklarierenden einzustel-len.
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Art. 91. Von der Entsheidung der allgemeinen Verwaltungsbehörde ersterInstanz bis zur Berufung bei der allgemeinen Wojewodshaftsver-waltungsbehörde wird ein Termin von sieben Tagen eingeräumt.2. Gegen die Entsheidung, den Antrag niht zuzulassen, kann nurder Deklarierende Berufung einlegen, gegen einen Besheid dage-gen, der den Antrag zuläÿt, jeder volljährige polnishe Bürger. DerTermin zur Einreihung der Berufung läuft für den Deklarierendenvom Tag des Erhalts des shriftlihen Urteiles an, für jeden anderenpolnishen Bürger von dem Tag an, an dem der Inhalt des ergange-nen Beshlusses durh Aushang an den Auÿentüren des Gebäudes,in dem sih die rehtsprehende Behörde be�ndet, bekanntgemahtwird.3. Falls die Behörde in erster Instanz den Antrag entgegen dem Gut-ahten der Bürgerkommission zur Prüfung entgegennimmt, über-trägt sie von Amts wegen der allgemeinen Wojewodshaftsverwal-tungsbehörde den Fall zur Entsheidung. Der Beshluÿ dieser Be-hörde ist endgültig.4. Gegen die Entsheidung der allgemeinen Wojewodshaftsverwal-tungsbehörde kann Klage beim Obersten Verwaltungsgerihtshofeingereiht werden.
Art. 101. Wenn der Antrag des Deklarierenden anerkannt wird, werden aufden Deklarierenden niht die die Deutshen betre�enden Vorshrif-ten angewandt, insbesondere niht die Vorshriften über den Ver-lust der Staatsangehörigkeit, über die Verp�ihtung, den PolnishenStaat zu verlassen, und über die Einziehung seines Eigentums.2. Vor Bekanntgabe des in Art. 8 Absatz 1 vorgesehenen Urteils ist dieallgemeine Verwaltungsbehörde erster Instanz auf Antrag des De-klarierenden befugt, die auf ihn erfolgte Anwendung der Vorshrif-ten über das Verlassen des Polnishen Staates durh Deutshe unddie Beshlagnahme ihres Hab und Guts einzustellen, dagegen wirddie Anwendung der Vorshriften über die Siherung des Eigentumsniht eingestellt.
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Art. 111. Der Innenminister ist befugt, für das gesamte Gebiet des PolnishenStaates oder für bestimmte Teile desselben Kategorien von Personenfestzulegen, für die shon die Abgabe der Deklaration des Polentumsallein rehtmäÿig die in Art. 1 und 10 Absatz 1 vorgesehenen Folgenhaben wird. Listen dieser Personen werden durh Aushänge an denAuÿentüren des Gebäudes, in dem sih die Gemeindeverwaltungbe�ndet, bekanntgegeben.2. Wenn gegen die Deklaration des Polentums, abgegeben von einerPerson, die zu der Kategorie gehört, von der in Absatz 1 die Redewar, im Laufe eines Monats vom Tag der Bekanntgabe des Na-mens des Deklarierenden von welher Seite auh immer ein Ein-spruh oder wenigstens ein Antrag auf eine Erläuterung der De-klaration eingeht, werden diese zusammen mit dem Einspruh oderdem Antrag der Bürgerkommission übermittelt und untersuht, wiein Art. 6-9 vorgesehen.3. Wenn bei den Regierungs- oder Selbstverwaltungsbehörden an derÜbereinstimmung der Deklaration mit der Wirklihkeit Zweifel be-stehen, kann sie in bezug auf den Deklarierenden das in Art. 6-9vorgesehene Verfahren einleiten.4. In den in Absatz 2 und 3 vorgesehenen Fällen kann die allgemeineVerwaltungsbehörde, bevor der Beshluÿ gemäÿ Art. 8 bekanntge-geben wird, nah Einholen des Gutahtens der Bürgerkommissionund in dringenden Fällen auh ohne dieses Gutahten, vorüberge-hend alle oder einige Vorshriften auf den Deklarierenden anwenden,die die Personen deutsher Nationalität betre�en.
Art. 12Der Innenminister erläÿt eine Verordnung, die die Art und Weise derBerufung der Bürgerkommission genau bestimmt, die Verfahrensweiseihres Vorgehens sowie die Art und Weise des Vorgehens der allgemeinenVerwaltungsbehörden in den in vorliegender Verordnung aufgeführtenFällen festlegt.
Art. 13Wer bei der Deklaration seines Polentums falshe Erklärungen abgibtoder in dem Verfahren, wie es in Art. 6-9 vorgesehen ist, eine Falsh-aussage abgibt oder eine falshe Information erteilt, wird mit bis zu fünfJahren Gefängnis bestraft.
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Art. 14Die Ausführung vorliegender Verordnung obliegt den zuständigen ober-sten Behörden.
Art. 15Die vorliegende Verordnung tritt in Kraft: auf dem Gebiet der von der Be-satzungsmaht befreiten Republik mit dem Tag ihrer Bekanntmahung,auf dem restlihen Gebiet entsprehend seiner Befreiung von der Beset-zung.Als Tag der Befreiung des Gebietes einer Wojewodshaft von der Beset-zung gilt der Tag, an dem der Wojewode im Wojewodshaftsgesetzblattdie ö�entlihe Wiederaufnahme seiner amtlihen Tätigkeiten bekannt-gibt.

4.1944, 31. August(R.) Dekret des Polnishen Komitees der Nationalen Befreiung über dieStrafzumessung für fashistish-hitlerishe Verbreher, die der Tötung und derMiÿhandlung von Zivilpersonen und Kriegsgefangenen shuldig sind, sowie fürVerräter des polnishen VolkesDokumentation I/3, Nr. 2; DzURP 1944, Nr. 4, Pos. 16
5.1944, 12. September(R.) Dekret des Polnishen Komitees der Nationalen Befreiung über die Errihtungvon Sonderstrafgerihten für fashistish-hitlerishe VerbreherDokumentation I/3, Nr. 3; DzURP 1944, Nr. 4, Pos. 21



128 Dokumente der Zentralbehörden
6.1944, 3. Oktober(R.) Verordnung der Leiter des Ressorts für Justiz und des Ressorts für Ö�entliheSiherheit zur Ausführung des Dekrets des Polnishen Komitees der NationalenBefreiung vom 12. September 1944Dokumentation I/3, Nr. 4; DzURP 1944, Nr. 7, Pos. 35
7.1944, 4. November(R.) Dekret des Polnishen Komitees der Nationalen Befreiung über dieSiherungsmaÿnahmen gegenüber VolksverräternDokumentation I/3, Nr. 6; DzURP 1944, Nr. 11, Pos. 54
8.1945, 17. FebruarHauptverwaltung für politishe Erziehung der Polnishen Armee an dieStellvertretenden Kommandeure von Truppenteilen betr. Erhöhung derWahsamkeit gegenüber der deutshen BevölkerungCAW III � 5.257, Bl. 9Der Einmarsh von Einheiten der Polnishen Armee auf deutshes Gebiet stellt neueProbleme der politish-erzieherishen Arbeit in den Vordergrund.Unser Soldat auf dem deutshen Gebiet, teilweise auh auf dem an das Reih an-gegliederten polnishen Gebiet, ist auf allen Seiten von Feinden umringt, sei es inGestalt von Deutshen oder auh Volksdeutshen. Das erfordert eine Erhöhung derWahsamkeit des politish-erzieherishen Apparates, eine Erhöhung der Wahsam-keit aller Soldaten.Im Zusammenhang damit g i l t:1. Niht auf den Leim von �spontanen Kundgebungen� von seiten der deutshenBevölkerung gehen. Das würdevolle Benehmen einer siegreihen Armee im be-siegten Land bewahren, mit ganzer Härte jede Verletzung der Ordnung, jedeStörung der Befehle durh die Zivilbevölkerung bestrafen. Keinerlei Verbrüde-rungen mit dem Volk, das die Henker und Shinder Polens hervorbrahte.
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2. Jedoh während des Vormarshs durh feindlihes Gebiet wegen des demo-ralisierenden Ein�usses auf den Geist des Soldaten keine Plünderungen undRaubüberfälle, Miÿhandlungen der Zivilbevölkerung erlauben. Im Falle, daÿvershleppte Kulturgüter � polnishe Büher, Bilder u.s.w. � gefunden werden,diese in Obhut nehmen und gegen Plünderungen sihern.3. In allen Truppeneinheiten nah den von den zuständigen Propagandaabteilun-gen oder auh dem Lehrpersonal der Truppeneinheiten ausgearbeiteten Vor-shriften Gesprähe über Wahsamkeit durhführen. Die Agitation mit Hilfevon Anshauungsmaterial (Parolen, Plakate u.s.w.) mit dem Ziel verstärken,die Wahsamkeit zu erhöhen.4. Den Kontakt mit der Zivilbevölkerung auf ein Minimum reduzieren, keine Ein-ladungen der Soldaten als Gäste zulassen u.s.w. Mit Hilfe von Gesprähen,Artikeln in der Soldatenpresse, speziellen Bulletins die Soldaten über die ver-räterishe Rolle der Deutshen und Volksdeutshen in Polen aufklären, denHaÿ auf sie vertiefen.5. Die Stellvertretenden Kommandeure der Einheiten verstärken denWahtdienstund dessen Kontrolle. Niht zulassen, daÿ sih einzelne Soldaten entfernen, alleüber die deutshen Methoden, aus dem Hinterhalt zu töten, aufklären.6. Keine Plünderung von Gutshöfen, Fabriken, Magazinen aller Art zulassen, einebreite Aufklärungsaktion darüber führen, daÿ alles das polnish ist und nihtdeutsh, daÿ dies Zerstörung von Staatsgut bedeutet. Niht das oft gedanken-lose Ausrauben von Wohnungen, die Zerstörung von Wohngebäuden zulassen.Die Soldaten darüber aufklären, daÿ die Häuser für die polnishe Bevölkerung,für unsere Verwandten und Brüder bestimmt sind.7. Vorträge durhführen, in der Presse die Frage der Ehre der Uniform des pol-nishen Soldaten erklären. Räuberbanden, Marodeure bestrafen � mit Angabedes Strafmaÿes zur Kenntnis der ganzen Einheit.8. Eine Kopie der Konspekte, der Vorträge, der Zeitungsartikel, die der bespro-henen Angelegenheit gewidmet sind, zur Propagandaabteilung der Haupt-verwaltung für politishe Erziehung leiten. Auÿergewöhnlihe, mit feindlihenEinstellungen der ortsansässigen Bevölkerung verbundene Fälle sofort der Ab-teilung OG[?℄, ORG[?℄, der Hauptverwaltung für politishe Erziehung der Pol-nishen Armee melden. In den alle zehn Tage ersheinenden Lageberihtenüber die Stimmung der Zivilbevölkerung Meldung erstatten, über ihre Einstel-lung zum polnishen Soldaten, über ihre nationale Zusammensetzung, über dieAusführung der vorliegenden Instruktion.
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9.1945, 23. FebruarProtokoll Nr. 9 über die Sitzung des Ministerrates vom 23. Februar 1945 betre�enddas Problem der Volksdeutshen in den WestgebietenAAN URM 5/1097, Bl. 88-90[. . . ℄1 Bürger Chajn: Die auf der gestrigen Sitzung des Ministerrates gewählte Kom-mission nahm grundsätzlih den Entwurf des Justizministeriums zur Lösung desProblems der Volksdeutshen in den Westgebieten an. Jedoh ist ein Vorbehalt ge-äuÿert worden. In Anbetraht dessen, daÿ der Entwurf des Justizministeriums eineLösung dieses Problems für einen gewissen Zeitraum vorsieht und gegenwärtig ei-ne Ausweisung der Bevölkerung durh die sowjetishen Behörden statt�ndet, wennes also gelänge, die Ausweisung für eine gewisse Zeit einzustellen, dann wäre dasdurh das Justizministerium vorgestellte Projekt rihtig. Das Problem betri�t eineBevölkerung von 4,5 Millionen Personen. Der Entwurf des Justizministeriums sahin erster Linie eine Verfügung vor, alle Volksdeutshen zu registrieren. Die zweiteEtappe wäre das Erfassen des Vermögens der Volksdeutshen mit einem zugleiherlassenen Dekret über das Rehabilitierungsverfahren.Es folgt das Verlesen des Entwurfs des Dekretes über die Registrierung von Personen,die ihre Zugehörigkeit zur deutshen Nation erklärt haben.Bürger Grubeki:2 Im Projekt des Dekrets wird niht die Sorge um den Teil derBevölkerung sihtbar, um den es uns geht. Es wäre zwekmäÿig, wenn im Dekretdie Registrierung von zwei Gruppen behandelt würde: 1) die Volksdeutshen undalle anderen Mitglieder deutsher politisher Organisationen, 2) Personen, die ohneeigenen Willen in diese Gruppe geraten sind.Bürger Bierut:3 Um sih über die Lage der Bevölkerung ein Bild zu versha�en,muÿ man eine Registrierung durhführen. In diesem Sinne ist das Dekret notwendig.Jedoh soll das Ziel unserer Bemühungen der Shutz solher Personen vor Straf-maÿnahmen sein, die diese Sanktionen niht verdienen. Daher müssen wir shon indem Dekret selbst auf Mittel hinweisen, die zur Klärung dieser Angelegenheit füh-ren. Das Dekret muÿ durh eine ins Leben zu rufende Rehabilitierungskommissionergänzt werden, die sofort tätig wird.Bürger Kazorowski:4 Man müÿte die Sahe vereinfahen und auf diese Weise sa-gen, daÿ man die Rehabilitierungskommission beruft, die jeden, der sih meldet, als

1 Als Punkt eins der Tagesordnung wurde die Frage der Berufung von Bevollmähtigten bei densowjetishen Stäben der Heeresgruppen behandelt. Punkt zwei der Tagesordnung waren Dekrete.2 Jan Mihaª Grubeki (1904-1987), stellvertretender Vorsitzender des Obersten Rates der Bau-ernpartei, Direktor des Kontrollbüros beim Präsidium des Landes-Nationalrats.3 Bolesªaw Bierut (1892-1956), PPR, Präsident des Landes-Nationalrats.4 Mihaª Kazorowski (1897-1975), PPS, Chef des Büros für Planung und Wiederaufbau beimPräsidium des Nationalrats.



Nr. 9 (1945, 23. Februar) 131
Polen anerkennen kann, daÿ seine Anerkennung als Pole aber kein Urteil über seineVerantwortung für während der Besatzungszeit vollführte Taten vorwegnimmt.Bürger Chajn: Die Untershiede zwishen dem Justizministerium und dem BürgerPräsidenten bei der Lösung obiger Frage betre�en nur die tehnishe Seite, nämlih,ob das alles in einem Dekret stehen soll oder auh in einigen gleihzeitig erlassenen.Wir sehen drei Dekrete vor, d.h. je eines über die Registrierung, über die Erfassungdes Vermögens und über die Rehabilitierung.Bürger Berman: Man sollte sih Gedanken über die Haltung eines gewissen Libe-ralismus gegenüber den Volksdeutshen mahen. Es gibt vershiedene Signale, diedarauf hindeuten, daÿ einige unserer Leute unter dem Druk ihrer Umgebung be-strebt sind, auf die Rehabilitierung Ein�uÿ auszuüben. Man muÿ sih klar mahen,daÿ wir etwa 1,5 Millionen Leute aus dem nationalen Leben ausshlieÿen werdenmüssen. Das ist unumgänglih. Man sollte im Verhältnis zu diesen Elementen auhniht irgendeinen Ton der Milde anshlagen.Bürger �wi¡tkowski: unterstreiht die Tatsahe, daÿ ein Teil der Polen Anträge aufden Beitritt zum deutshen Volk eingereiht hat, jedoh niht aufgenommen wurde.Deswegen muÿ man kategorish aber auh gereht im Verhältnis gegenüber solhenVolksdeutshen verfahren, die mitunter fünf Jahre im Lager gesessen und damitbewiesen haben, daÿ sie Polen sind.Bürger Wiesªaw [Wªadysªaw Gomuªka?℄:5 Es ist shwierig, ein solhes Prinzip anzu-wenden, demzufolge wir eine Gruppe von Menshen �nden, die wir zum Abtransportbestimmen. Falls wir die in das Dekret aufgenommenen Grundsätze verwerfen, müs-sen wir eine andere Konzeption suhen, die festlegt, wen man auÿer Landes shikensoll und wen niht. SA-Mitglieder, Hitlerjungen und reihsdeutshe müssen sofortabtransportiert werden.Bürger Bierut: Um Vereinfahungen zu vermeiden, muÿ man den Massenharakterdieses Phänomens in Erwägung ziehen. In einzelnen Fällen muÿ man sih fragen,womit sih der betre�ende Mensh während der ganzen Okkupationszeit beshäftigthat. Falls es sih um einen Bauern oder einen Stallkneht handelt, der keinen aktivenAnteil am politishen Leben genommen hat, können wir im Verhältnis zu ihm nihtautomatish vorgehen. Deswegen müssen wir auh ein Dekret über die Registrierungausarbeiten. Gleihzeitig muÿ man das Ministerium für Ö�entlihe Siherheit zurTeilnahme an diesen Registrierungsarbeiten verp�ihten. Wir müssen einen Plan re-pressiver Politik im Verhältnis zur deutshen Bevölkerung ausarbeiten, doh müssenwir uns den dazu geeigneten Teil dieser Bevölkerung zu gewissen Hilfsarbeiten zu-nutze mahen. Wir müssen zur Vernihtung unserer politishen Gegner selbst diedeutshe Bevölkerung heranziehen. Ih shlage vor, als Grundlage den Entwurf die-ses Dekrets anzunehmen und die Kommission aufzufordern, sofort Dekrete, die dieRehabilitierung und die Erfassung des Vermögens betre�en, auszuarbeiten.

5 Wªadysªaw Gomuªka (1905-1982), Sekretär (bis XII 1945), anshlieÿend Generalsekretär desZentralkomitees der PPR, 1. Stellvertretender Ministerpräsident.
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Bürger Kazorowski: In meinen Vorshlägen bin ih von der Voraussetzung ausge-gangen, daÿ der wihtigste Reihtum in den Westgebieten vor allem der Mensh ist.Dieser Bauer in Pommern und der Bergmann in Shlesien, das ist der Reihtum.Die Deutshen führten die Institution des Volksdeutshen ein. Wir erkennen dieje-nigen als Deutshe an, die sie zu den Volksdeutshen zählten. Das ist niht rihtig.Rihtig ist dagegen Wiesªaws Standpunkt, daÿ man sih grundsätzlih derjenigenDeutshen aus den polnishen Gebieten entledigen müsse, die im Jahr 1939 Deut-she waren. Von denen haben wir über eine Million. Das ganze Problem läÿt sihheute darauf zurükführen, wer darüber zu entsheiden haben wird, wer Pole ist undwer niht. Die sowjetishen Behörden sind niht daran interessiert, diese Polen füruns zu beshützen, also müssen unsere Behörden den Nahweis erbringen, wer alsPole anerkannt wird. Und hier müssen wir an sie vorläu�ge Besheinigungen überihr Polentum ausgeben und unterstellen diese Leute auf diese Weise der Kompetenzder polnishen Behörden.Bürger Matuszewski:6 Die ausländishe, insbesondere die konservative englishe Pro-paganda, be�ndet sih unter der Obhut von Hitleristen, die eine Art von �Mohrenwä-she� der Deutshen und ihrer Politik betreiben. Presse und Rundfunkabhördienstliefern uns Beweise dafür, daÿ der Gedanke propagiert wird, daÿ die Deutshen keinegröÿere Strafe als die anderen Völker erleiden sollten. Die Sowjetunion ist in dieserBeziehung weitaus rigoroser. In unserer polnishen Gesellshaft müssen wir gleih-falls einen harten Standpunkt einnehmen. Wir müssen uns allen gegenüber, die mitder Hitlerbande verbunden waren, sehr rigoros verhalten.Bürger Chajn: Liest den Registrierungsfragebogen vor.Bürger �ymierski:7 maht darauf aufmerksam, daÿ es falsh sei, das Datum des 15.Januar als Grundlage für die Registrierung zu nehmen. Eher müsse man den 1. Janu-ar in Betraht ziehen, womit einhergehen müsse, daÿ jeder die mittlerweile erfolgtenÄnderungen seines Wohnortes und seines Arbeitsplatzes sowie der Zugehörigkeit zupolitishen und wirtshaftlihen Parteien nahzuweisen habe.Es wurde beshlossen, Bürger Berman8 und Bürger Radkiewiz9 in die Kommissionzu berufen, die die Ausarbeitung des Registrierungsfragebogens zum Ziel hat.Es folgt das Verlesen des Dekrets über die Registrierung von Personen. In Art. 1Pkt. b wurde anstatt zugehörig �zugerehnet� gesetzt. Punkt f löste eine längereDiskussion um das Problem aus, wenn Personalausweise bzw. Kennkarten niht vor-handen sind. Auf Antrag von Bürger Morawski wurde der Vorshlag angenommen,daÿ sih Personen, die ihre Personaldokumente verloren haben, beim Amt für Öf-fentlihe Siherheit persönlih melden müssen, um Ersatzausweise zu erhalten.6 Stefan Matuszewski (1905-1985), PPS, Informations- und Propagandaminister.7 Mihaª �ymierski (1890-1989), PPR, Divisionsgeneral (seit 3.5.1945 Marshall), Oberbefehls-haber der Polnishen Armee.8 Jakub Berman (1901-1984), Mitglied des Politbüros der PPR, Unterstaatssekretär im Präsidi-um des Ministerrats.9 Stanisªaw Radkiewiz (1903-1987), seit XII 1945 Mitglied des Politbüros der PPR, Ministerdes Siherheitsdienstes.
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Art. 1 wurde nah Berüksihtigung der erwähnten Änderungen angenommen.Art. 2 wurde mit den folgenden Korrekturen angenommen: Par. 1 Änderung: sindverp�ihtet zum Ausfüllen des Fragebogens im zuständigen Amt, Par. 2: Kinder biszu dreizehn Jahren sind von der Registrierung befreit.Art. 3 entfällt. Art. 4 wurde ohne Änderungen angenommen. Art. 5 � gestrihenwurde das Wort �ständig�. Art. 6 mit der Änderung �Kreisgerihte oder Siher-heitsorgane�. Art. 7 � auf Antrag von General �ymierski wurde als Änderung dieAbsha�ung der lebenslangen Gefängnisstrafe angenommen, das gleihe in Artikel8. Art. 9, 10, 11, 12 wurden ohne Änderungen angenommen.In der verordneten Abstimmung über alle Vorshläge wurde das Dekret über dieRegistrierung der Personen angenommen. [. . . ℄

10.1945, 26. FebruarKreislandwirtshaftsbüro in Krosno an das Landwirtshaftsministerium betr.Umsiedlung der Bevölkerung in den Westen.AAN MZO 1658, Bl. 58Die Gemeinden Dukla, Tylawa, Polany, Chorkówka und Frysztak sind in Folge derlangdauernden Kriegshandlungen auf diesen Gebieten so zerstört, daÿ sih die Be-völkerung shon heute in einem mittellosen Zustand be�ndet.In der Gemeinde Nadole wurden sehs Fälle von Selbstmord festgestellt, verursahtdurh Lebensmittelmangel. In vielen Fällen wurden Hungertod sowie das harakte-ristishe Aufgeshwollensein infolge von Unterernährung festgestellt.In einer solhen Situation, angesihts der Unmöglihkeit, Lebensmittel sowie Saatgutherbeizusha�en, bitte ih dringend darum, die Aussiedlung der Bevölkerung dieserGebiete in die Westgebiete zu erleihtern.Im Augenblik wird eine Registrierung von Personen durhgeführt, die sih freiwilligzur Ausreise melden. Ih bitte um Nahriht, in welhe Gebiete diese Bevölkerunggeleitet werden soll.Nah den bis jetzt vorliegenden Daten melden sih etwa d15.000-20.000 Leuted.Derzeit ist eine Spitzengruppe von zehn Personen darauf vorbereitet, in Zukunft alsBindeglied zwishen dem zur Besiedlung vorgesehenen Gebiet und der Gruppe vonPersonen auf dem Gebiet des Kreises Krosno zu fungieren, die nihts zum Lebenhaben.
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11.1945, 28. Februar(R.) Dekret des Landesnationalrates über den Ausshluÿ feindliher Elemente ausder polnishen VolksgemeinshaftDokumentation I/3; DzURP 1944, Nr. 7, Pos. 30
12.1945, Februar [ohne Tagesdatum℄Abteilung für die Wiedergewonnenen Gebiete des Zentralen Exekutivkomitees derPPS an die Sozialistishe Presseagentur (S.A.P.) betr. Verö�entlihung vonInformationen aus der Versammlungsaktion der S.A.P. zur Angelegenheit derAussiedlung der DeutshenAAN PPS 235/XXIII � 5, Bl. 3Infolge der Verfügung der Parteibehörden begann die Abteilung für die Wiederge-wonnenen Gebiete des Zentralen Exekutivkomitees der P.P.S. damit, in ganz PolenVersammlungen über die Angelegenheit der Aussiedlung der Deutshen zu organi-sieren.Die einzelnen Wojewodshaftskomitees ergri�en auf Anweisung der Abteilung für dieWiedergewonnenen Gebiete die Initiative und luden alle aufrihtig demokratishenParteien zur Teilnahme an der Aktion ein.Im Zusammenhang mit dem eben Mitgeteilten �nden gegenwärtig auf dem Gebietdes ganzen Staates Versammlungen unter der Parole �Wir fordern die Aussiedlungder Deutshen� statt, und die auf den Versammlungen beshlossenen Resolutionen,die von allen Parteien untershrieben wurden, wurden eingesammelt und sind demLandes-Nationalrat, dem Präsidium des Ministerrats und dem Zentralen Exekutiv-komitee der P.P.S. zugeshikt worden.Wir wollen, daÿ die ö�entlihe Meinung darüber informiert wird, und werden vonnun an bis zur Beendigung der Aktion Listen von Ortshaften versenden, in denensolhe Versammlungen stattgefunden haben [. . . ℄1

1 Es folgt eine Liste mit 99 Ortshaften � darunter alle gröÿeren Städte im befreiten Teil Polens,in denen Versammlungen stattfanden.
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13.1945, 13. MärzDer Chef der Abteilung für politishe Erziehung der 7. Infanteriedivision an denStellvertretenden Kommandeur für Fragen der politishen Erziehung derRegimenter und selbständiger Truppenverbände der 7. Infanteriedivision.Instruktion zur Frage des Verhaltens gegenüber der deutshen BevölkerungCAW III � 5/222, ohne SeitenangabeTrotz der Information des gesamten politish-erzieherishen Apparats der 7. Infan-teriedivision mit der Instruktion des Chefs der Politish-Erzieherishen Hauptver-waltung vom 17.2.45 � Oberst Grosz1 � über das Verhalten gegenüber der Zivilbe-völkerung auf Reihsgebiet und in den an das Reih angegliederten Gebieten, trotzder Arbeit mit den Soldaten im Sinne der erwähnten Instruktion, ereignen sih dohsporadish Fälle, daÿ Soldaten und O�ziere unserer Division eine Haltung an denTag legen, die niht mit der Würde unserer Uniform in Einklang steht.Ungebührlihes Verhalten gegenüber Frauen, Requirierungen auf eigene Faust, Um-herlungern in Wohnungen verlassener Häuser auf der Suhe nah �Kriegsbeute� �das sind Ersheinungen, für die es in unseren Reihen keinen Platz gibt.Es gibt jedoh noh eine andere, ungleih gefährlihere Ersheinung, die man unterunseren Soldaten und O�zieren bemerken kann. Dieses Phänomen ist eine über-triebene Selbstsiherheit und Mangel an einer entsprehenden Wahsamkeit in derEinstellung gegenüber den Deutshen oder hier und anderswo angetro�enen Volks-deutshen, die mit den Deutshen nah Polen ge�ühtet sind und sih zur Zeit darumbemühen, für von den Deutshen vershleppte Polen gehalten zu werden.Man darf keinen Augenblik vergessen, daÿ der Haÿ, den unser Soldat gegenüberden Deutshen emp�ndet, von dem Gedanken durhdrungen sein sollte, daÿ derDeutshe der grausamste, unerbittlihe Feind ist, der der Roten Armee und derPolnishen Armee verbissenen Widerstand leistet, da er sih dessen bewuÿt ist, daÿauf ihn Geriht und Totgeshlagenwerden für Majdanek, O±wi�im, Radogoszz,aPledoborna warten, und der doh, obwohl besiegt, niht aufhört, auf Rahe zusinnen.Die Parole: �Sei wahsam � der Feind ist überall� sollte jedem Soldaten in Fleishund Blut übergehen. Der Soldat sollte hinter der Maske erheuhelter Höflihkeitder Deutshen den tatsählihen und wahren Ausdruk des shwäbishen Mauls, dasuns seinen Haÿ entgegenspukt, zu sehen lernen! Mehr noh, ein Soldat sollte füh-len, daÿ Demut oder gar Krieherei von seiten der Deutshen von der Angst vonMenshen, die bestialishe Verbrehen auf dem Gewissen haben, vor Vergeltung undgerehtem Geriht diktiert werden und daÿ es ein Zeihen der Nihtswürdigkeit einesVolkes ist, das im Augenblik der Niederlage seine Würde niht zu wahren versteht.

1 Wiktor Grosz (1907-1956), PPR, vgl. Dok. 8.
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Der Haÿ gegen die deutshen Soldaten und tiefe, grenzenlose Verahtung gegenüberder deutshen Zivilbevölkerung � das sind die Gefühle, die zur Grundlage des Ver-haltens unserer Soldaten und O�ziere dem Feind gegenüber werden müssen. EinSoldat sollte die durhtriebenen deutshen Kni�e, die untershiedlihen Nationali-täten gegeneinander auszuspielen, zu durhshauen lernen. Die Deutshen bemühensih, polnishe Soldaten davon zu überzeugen, daÿ sie sie als besser, kultivierter undsauberer als die Russen ansehen. Bei den russishen Behörden beklagen sie sih überein niht einwandfreies Verhalten unserer Soldaten ihnen gegenüber (im Gegensatzzu den Rotarmisten). Das Ziel ist klar! �Shutz� erwirken von den einen gegen dieanderen.Im Zusammenhang mit obigem o r d n e i  h a n:1. Die stellvertretenden Einheitsführer stellen bei den nähsten Besprehungenihres ganzen politish-erzieherishen Apparates als Hauptaufgabe im gegen-wärtigen Augenblik dar � die Frage der Stärkung der Wahsamkeit.2. Die stellvertretenden Bataillonskommandeure führen die Instruktionen für denWahtdienst p e r s ö n l i  h durh.3. Lehrpersonal und Instrukteure bereiten allgemein verständlihe Vorträge überfolgende Themen vor und führen sie durh: 1) �Sei wahsam � der Feind shläftniht!� 2) �Verhalte dih gegenüber der deutshen Zivilbevölkerung niht aufdeutsh`� 3) �Traue den Deutshen niht � sie wollen deine Wahsamkeit ein-shläfern!� 4) �Beshmutze niht die Uniform des polnishen Soldaten durhunwürdiges Benehmen!� 5) �Verahtung � das ist deine Antwort auf das Ver-halten der Deutshen, die bemüht sind, sih dein Vertrauen zu ershleihen�.4. Kampf�ugblätter unter dem Titel �Sei wahsam!� sind zu verö�entlihen.

14.1945, 18. MärzDer Kommandeur der 1. Armee, Gen. Stanisªaw Popªawski, Sonderbefehl Nr. 120über die Bildung provisorisher Organe der Polnishen Behörden auf dem Gebietnordöstlih der Oder CAW III � 4.635, Bl. 4741. Auf dem Gebiet, das bis zum Fluÿ ODER Bestandteil des Polnishen Staatesist, soll sofort mit der Bildung einstweiliger Organe der Polnishen Staatsge-walt durh die Einsetzung von Shultheiÿen, Gemeindevorstehern, Starostenund Bürgermeistern aus vertrauenswürdigen Personen polnisher Nationalitätbegonnen werden, die in dem jeweiligen Gebiet wohnen.
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Die Einrihtung von Dorf- und Bezirksräten wird kategorish verboten.Um die vollständige Aktivierung der Polnishen Bevölkerung während des Auf-baus der Behörden und der Bürgermiliz zu gewährleisten, ist allen Polen, dieman zu diesem Zwek einsetzen kann, die Ausreise zu verbieten und sih vonihnen die Deklaration und die Verp�ihtung geben zu lassen, das jeweiligeGebiet niht zu verlassen.Dem von den Behörden bestimmten Vertreter der Staatsmaht ist das Doku-ment zu übergeben � von dem Befehlshaber einer Einheit oder Teileinheit inrussisher und polnisher Sprahe � und um ihn eine notwendige Führungs-gruppe zu bilden.Wegen der geringen Zahl an Polen wird beim Aufbau des Führungsappara-tes vorübergehend die Einbeziehung von Bürgern der Sowjetunion gestattet,die die polnishe oder deutshe Sprahe beherrshen und der Repatriierungunterstehen. Nur in Fällen, wo in der jeweiligen Siedlung oder Region Polenoder Russen fehlen, ist es erlaubt, Personen deutsher Nationalität als Beamteeinzusetzen, deren Arbeit unter gebührende Kontrolle zu stellen ist.Die volle Verantwortung für den Aufbau der provisorishen Zivilbehörden stelleih unter die persönlihe Kontrolle der Befehlshaber der Truppeneinheiten undihrer Vertreter für die politish-erzieherishen Fragen.Zur Durhführung der Arbeiten nah der Einrihtung der Behörden ist in jederEinheit und selbständigen Truppe eine Organisationsgruppe von fünf bis sehsPersonen aus Mitarbeitern der Politishen, Aufklärungs- und Versorgungsab-teilung zu bilden, vorzugsweise von solhen, die shon Erfahrungen bei derArbeit jenseits des Flusses WEICHSEL gesammelt haben.Die so gebildete Organisationsgruppe soll sih in der ersten Phase ausshlieÿlihdieser Frage widmen.Beim Aufbau der Behörden in den Zentren der Region und in gröÿeren Ort-shaften sind erfahrene politish-erzieherishe Mitarbeiter zu benennen. Siesind mit Transportmitteln und entsprehendem Shutz auszustatten.Nah dem Aufbau und der Einsetzung entsprehender Personen ist es unum-gänglih, ein- bis zweitägige Tre�en durhzuführen, auf denen entsprehendeInstruktionen erteilt werden mit dem Ziel, sie mit ihren P�ihten vertraut zumahen und die Arbeit zu verteilen.Mit der Ankunft eines Vertreters des Polnishen Staates sollte man weitrei-hende und aktive Hilfe leisten durh shnelle Einrihtung von örtlihen Be-hördenorganen und Hilfe bei der Erfassung der Wirtshaft, der Bevölkerungund Inbetriebnahme von Betrieben, der Organisation des Siherheitsdienstesund dem Aufbau von Organen der Bürgermiliz.2. Man soll den Einsatz von männlihen Personen deutsher Nationalität von17 bis zu 50 Jahren bei irgendwelhen Arbeiten, die mit der Siherstellung
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der Versorgung der Verbände der Armee oder vergleihbarer Institutionen undUnternehmen zusammenhängen, untersagen.Alle Personen dieser Kategorie sind unverzüglih zu mobilisieren und in orga-nisierter Form in Lager einzuweisen.3. Kategorish verbiete ih den Einsatz von Personen deutsher Nationalität beiArbeiten in Unterkünften, die der Versorgung der Streitkräfte mit Nahrungs-mitteln dienen (Bäkereien, Fleishereien, Lebensmittelmagazine), sowie beider Trinkwasserversorgung (Wasserleitungen, Pumpen, Brunnen u.s.w.). AlleDeutshen, die bei solhen Arbeiten beshäftigt sind, sollen sofort entlassenwerden: die zu körperliher Arbeit fähigen sollen in Lager gebraht werden,und wer sie weiterhin zu dieser Art von Arbeit zuläÿt, wird streng bestraftwerden.4. Für die in den Städten und Industrieansiedlungen wohnhafte deutshe Bevöl-kerung, die keine eigenen Bauernhöfe und Landgüter besitzt, soll das Land alsGärten bei der Aussaat benutzt werden und folgende Normen der Versorgungmit Brot als Form der Bezahlung festgelegt werden:a) An Arbeiter in neu in Betrieb genommenen Unternehmen und bei ver-shiedenen anderen Arbeiten, die im aInteressea der Armee oder des Pol-nishen Staates liegen, werden bis zu 300 Gramm Brot ausgegeben.b) An Personen, die von arbeitenden Personen unterhalten werden, sowie anniht Arbeitsfähige (Invaliden und Personen ab sehzig Jahren und älterbzw. jünger als zwölf Jahre) werden 150 Gramm pro Tag ausgegeben.In bezug auf arbeitsfähige Personen, die aber niht arbeiten und über keineMittel verfügen, um ihren Lebensunterhalt zu bestreiten, werden ebenfalls 150Gramm Brot pro Tag ausgegeben, falls die örtlihen polnishen Behörden oderMilitärkommandanten ihnen keine Arbeit anbieten.Die Militärkommandanten sind verp�ihtet, so weit wie möglih die arbeitsfä-hige deutshe Bevölkerung einzusetzen: zur Instandsetzung von Brüken undStraÿen, Bahnhöfen, zum Sammeln von Geräten aller Art, die ins Innere desLandes geshikt werden sollen, zur Durhführung von Räumungsarbeiten inStädten und Siedlungen, zur Inbetriebnahme kommunaler Betriebe (Wasser-leitungen, Kanalisation, Elektrizitätswerken, Badeanstalten, Wäshereien, Re-paratur von Gebäuden, Instandsetzungsarbeiten, um dort Krankenhäuser, In-stitutionen u.s.w. unterzubringen), um die Gräber von Soldaten und O�zierender Polnishen Streitkräfte und der Roten Armee in eine angemessene Ordnungzu bringen.Als Quellen der Versorgung mit Brot sollen an erster Stelle noh übrige Getrei-devorräte deutsher Farmer, niht ausgedroshenes Getreide auf verlassenenBauernhöfen und in kleinen Lebensmittellagern in Städten dienen.
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Um das auf deutshen Bauernhöfen zurükgelassene Getreide auszudreshen,sollen in hohem Maÿe arbeitsfähige Deutshe aus den Städten und industriellenSiedlungen herangezogen werden.5. Über den Verlauf und die Ausführung des vorliegenden Befehls ist mir durhdie Befehlshaber der Einheiten, selbständigen Truppenteile und InstitutionenMeldung zu erstatten: am 24.3.45 und am 14.4.45.

15.1945, 22. MärzBefehl Nr. 51 des Oberbefehlshabers der Polnishen Streitkräfte überVerhaltensregeln im Umgang mit der deutshen ZivilbevölkerungCAW III � 2.336, Bl. 9Die Deutshen begannen, führten und führen Krieg unter Verletzung fundamentalerPrinzipien einshlägiger internationaler Verträge, in verbreherisher Art und Weise,wie sie in der bisherigen Geshihte unbekannt waren. In den besetzten Gebietenermordeten sie Hunderttausende unshuldiger Einwohner, quälten auf unerhörte Artund Weise und fügten dem Polnishen Volk groÿen und unersetzlihen Shaden undVerlust an Menshen und Material zu, indem sie systematish auf die allmähliheAusrottung unseres ganzen Volkes hinarbeiteten.Die Shuld für diese verbreherishe Kriegführung tragen niht nur die deutshe Ar-mee, die Partei Hitlers und die deutshe Zivilverwaltung, die diese verbreherishenHandlungen unmittelbar ausführten, sondern das ganze deutshe Volk, das der Par-tei Hitlers und der Armee volle Unterstützung und Hilfe gewährte und noh gewährtund sih bemühte, aus ihren verbreherishen Tätigkeiten für sih Vorteile zu ziehen.Es ist also verständlih, daÿ das deutshe Volk als Ganzes die verdiente Strafe tragenund seine Niederlage derart spüren muÿ, daÿ ihm für immer die Führung einesKrieges unmöglih gemaht wird und ihm für lange Jahre allein die Erinnerung anden Krieg shreklih sein muÿ.Auf die Deutshen, die niht auf dem Shlahtfeld unter den Alliierten Armeen umsLeben gekommen sind, warten lange Jahre shwerer Arbeit beim Wiederaufbau un-serer Städte und Dörfer und auf die direkten Kriegsverbreher der Tod durh Ge-rihtsurteil.Den ganzen Haÿ gegen das deutshe Volk und die so sehr begründete Notwendig-keit der Rahe muÿ die Polnishe Armee auf die Vernihtung der Streitkräfte desFeindes rihten, um es auf diese Weise möglih zu mahen, ihm die verdiente Strafeaufzuerlegen.Der deutshen Zivilbevölkerung gegenüber hat der polnishe Soldat die P�iht, eineHaltung voller Würde und der Wahsamkeit einer siegreihen Armee im besiegten
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Land entsprehend an den Tag zu legen. Im Bewuÿtsein dessen, daÿ er es mit einemunbarmherzigen Feind zu tun hat, kann der polnishe Soldat keine engeren Bezie-hungen irgendwelher Art zur deutshen Bevölkerung unterhalten, Einladungen inPrivathäuser und irgendwelhe Bewirtungen annehmen. Dagegen muÿ der Soldatdarauf ahten, daÿ die lokale deutshe Bevölkerung unverzüglih alle Befehle derMilitärführung durhführt sowie sih allen Ordnungsvorshriften ohne Widerspruhunterordnet.Der polnishe Soldat darf auh niht vergessen, daÿ für die Handhabung der Ge-rehtigkeit gegenüber der deutshen Zivilbevölkerung für die Kriegsverbrehen zu-ständige Organe ernannt worden sind, die das Reht vertreten, in Anbetraht dessenkein Verbrehen ungestraft bleiben wird. Irgendwelhe Lynhjustiz und Akte derGewalt gegenüber der deutshen Zivilbevölkerung von seiten einzelner Soldaten sindniht erlaubt. Der polnishe Soldat, der sih seiner Würde und Ehre bewuÿt ist,miÿhandelt die wehrlose Bevölkerung niht und entehrt sih niht durh Plünderungund Marodieren. Irgendwelhe willkürlihen Gewaltakte würden unseren staatlihenInteressen niht dienen, sondern shaden, würden die Disziplin und Ordnung derArmee stören und die Gestaltung des moralishen Ansehens unserer Armee negativbeein�ussen.Das Strafgesetzbuh der Polnishen Armee sieht für Straftaten im Kampfgebiet ge-gen die Bevölkerung und Hab und Gut harte Strafen bis zur Todesstrafe vor.In Anbetraht des Vorstehendenb e f e h l e i  h:1. Mit Hilfe der O�ziere für politish-erzieherishe Fragen soll die aufklärerisheAktion mit breiter Erörterung des vorliegenden Befehls durhgeführt werden,besonders mit dem Ziel der Vorbeugung eventueller Selbstjustiz und willkürli-her Gewaltakte gegenüber der deutshen Zivilbevölkerung.2. Der gesamte Personalbestand soll über die für Miÿhandlung der Zivilbevölke-rung und für die Anwendung ungerehtfertigter Gewaltakte gegenüber dieserBevölkerung drohenden Strafen informiert werden.3. Diejenigen, die solhe Gewaltakte begehen, werden dem Staatsanwalt der Ar-mee mit dem Ziel, sie zur strafrehtlihen Verantwortung zu ziehen, übergeben.4. Alle bis jetzt herausgegebenen Befehle, die diese Frage betre�en, werden fürungültig erklärt.
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16.1945, 31. März�Gesprähe mit der Herrenrasse (von der Front zugesandt)�, Feuilleton,verö�entliht in �Polska Zbrojna� Nr. 56CAW III � 23.58, Bl. 931In den eroberten Siedlungen �nden wir in den Wohnungen verstekte authentishe�Arier�, die bei unserem Anblik zittern wie im Fieber, mit Angst in den Augenwie geshlagene Hunde bemühen sie sih, aus unserem Vorgehen zu erraten, wasfür ein Los sie erwartet. Mit der typishen Verbrehermentalität erwarten sie vonuns irgendeine shreklihe Strafe. Auf jede Frage antworten sie auf solhe Art undWeise, um sih irgendwie �reinzuwashen� und ihre �Neutralität� zu zeigen. Jedesmalwenn ih irgendeine Deutshe fragte: �Wo ist dein Bruder oder Mann�, erhielt ihimmer die gleihe Antwort: �Mein Mann ist an der Westfront�. Oder: �Mein Bruderging freiwillig in polnishe Kriegsgefangenshaft�. Ebenso will uns übrigens jeder inKriegsgefangenshaft genommene fry [Fritz � Bezeihnung für deutshe Männer℄um jeden Preis weismahen, daÿ er erst vor einer Wohe eingezogen wurde und sihsofort ergeben hat. Wenn sih bei ihm ein Wehrpaÿ �ndet mit der Aufzählung der�Verdienste�, errungen beim Ausrauben der Ukraine oder Weiÿruÿlands, beiÿt so ein�heldenhafter� Grenadier die Zähne zusammen, läÿt den Kopf hängen und wartet mitResignation auf den Tod, um zu seinem groÿen Erstaunen einfah zurükgeshiktzu werden. Im allgemeinen ist die Angst, die sie vor uns haben, riesig groÿ. Wie sieübrigens selbst zugeben, ist diese Angst der Hauptgrund, daÿ die Armee sih nohwehrt. In der deutshen Armee gibt es natürlih viele, die nihts zu verlieren habenund sih verbissen wehren.Einmal komme ih in die Wohnung eines deutshen Bauern. Zum Tre�en kommtder Hausherr selbst gelaufen, alt und gebeugt, und mit deutliher Angst antworteter auf unsere Fragen. Sein Sohn, wie üblih, kämpft an der Westfront, und im Hausblieben nur er und seine Frau, beide untauglih selbst für den Volkssturm. DasGespräh wehselt zu politishen Themen über. Der alte �Bauer� strengt sih an,seinen Haÿ auf Hitler zu zeigen, bespukt alles, woran er noh vor kurzem felsenfestglaubte.Plötzlih kommt ein junger Mensh und begrüÿt uns auf polnish. Es stellt sih her-aus, daÿ das einer von unseren unglüklihen Landsleuten ist, der im Jahre 1940zur Arbeit nah Deutshland vershleppt wurde, fünf Jahre arbeitete er bei ebendiesem Landwirt. Als er sieht, daÿ der uns hier Ka�ee anbieten will, warnt er uns,

1 Mit der gleihen Mashine wurde unter den Artikel geshrieben: �Korporal Zorkot Henryk, ge-hört zum Bataillon 76 mm, Shreiber des Chefs der Artillerie, Ausbildung Gymnasium 8 [?℄ Klassen,geb. 1921 in der Stadt Lublin, von Beruf Buhhalter, Sohn von Moj»esz, polnisher Nationalität.Vgl. ein ähnlihes Feuilleton von Józef Hen, �Niewinni ludzie� [Unshuldige Menshen℄ in �OB� vom23. Mai 1945.
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daÿ wir vorsihtig sein sollten, weil der �gastfreundlihe� Bauer einer von den ver-bissenen Hitleranhängern ist. Sein Sohn war irgendein Parteileiter, und der Vaterwar berühtigt für seinen brutalen Umgang mit den ausländishen Arbeitern. Aufdie Bitte unseres Landsmannes wenden wir uns an seinen ehemaligen Wirt, damiter ihm die für die Rükkehr nah Hause notwendigen Dokumente zurükgebe. AlsAntwort fragt der Deutshe spürbar zornig: �Und wer wird bei mir arbeiten?�Genauso übrigens, als wir in einer bestimmten Wohnung einen Beobahtungsposteneinrihten wollten, da wollte die Besitzerin, eine Deutshe, sih niht damit einver-standen erklären, sie sagte �. . . daÿ ihr mir hier alles shmutzig maht�.Die Ursahe dieses Verhaltens?Ganz einfah: Deutshe, die von uns Miÿhandlungen erwarteten und statt dessenmenshlih behandelt wurden, sahen darin unsere Shwähe. Wir lassen sie jedohniht lange in diesem Glauben. Es helfen uns dabei übrigens zur Arbeit in der Land-wirtshaft nah Deutshland vershleppte Polen, die sofort nah dem Einmarshunserer Armee die hübshen Wohnungen ihrer Herren beziehen, letztere in armseli-ge Kammern werfen, in denen Arbeiter gehalten wurden, und die ganze Wirtshaftin ihre Hände nehmen. Der Anblik solher Gehöfte vermittelt tatsählih eine tiefeGenugtuung. Das Militär, das seine Leute im Rüken spürt, kämpft zuverlässigerund opferwilliger. Jedoh gibt es erst wenige solher Höfe.In Gesprähen sprehen sih die Soldaten entshieden dafür aus, daÿ man dieseGebiete shnellstens mit polnisher Bevölkerung besiedeln muÿ.

17.1945, 8.-9. AprilRede von Major Teodor Duda, Direktor des Departements Gefängniswesen undLager (DWO) des Ministeriums für Ö�entlihe Siherheit (MBP) auf derBesprehung des DepartementsAAN DWO 1/38, Bl. 327-329, 346[. . . ℄1Die Errihtung von Lagern, Ziele und Aufgaben. Zwangsarbeitslager sind in Poleneine Neubildung. Es stellt sih die Frage, ob die Arbeitslager in Polen mehanishentstanden sind oder als Nahahmung des deutshen oder eines anderen Beispiels
1 Dokument ohne Datum, ohne Namen des Redners; Ton und Inhalt der Äuÿerungen weisendarauf hin, daÿ es sih um die erste Beratung der Leiter der Abteilungen für Gefängniswesen beiden Wojewodshaftsämtern für Ö�entlihe Siherheit (WUBP) sowie der Leiter der Gefängnisseund Lager vom 8.-9. 4.1945 handelte; deren Akten (ohne dieses Dokument) be�nden sih im AANDWO 3/1; weggelassen wurden die Einführung, Bemerkungen zur politishen Lage, zu personellenund wirtshaftlihen Fragen. Das letzte zitierte Fragment ist o�enbar eine Antwort auf Fragen derBeratungsteilnehmer.
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oder ob auh eine zweite Grundlage und Ursahe besteht. Die Ursahe ist sozusa-gen eine eigene. Das Gesetz entstand niht in der Abgeshiedenheit eines Kabinetts,sondern es rief die polnishe historishe Wirklihkeit der deutshen Okkupation insBewuÿtsein, als ein bestimmter Prozentsatz der polnishen Gesellshaft die Inter-essen Polens verriet. Das sind Verräter an der Polnishen Nation, und nah demgeltenden Gesetz müssen sie auf unbegrenzte Zeit an einem abgesonderten Platzuntergebraht werden.Es handelt sih um eine Gruppe von Polen, die in der Zeit der deutshen Okkupationihre Zugehörigkeit zur deutshen Nationalität erklärt haben � Volksdeutshe, even-tuell erklärten sie ihre deutshe Abstammung, das bedeutet, daÿ sie Deutshe sind,sogenannte Stammdeutshe, weiter die Kategorie, die faktish Privilegien aus derZugehörigkeit zur Nationalität, zur deutshen Abstammung nutzte, diese Gruppevon Leuten sind Polen, denen die zuständige Behörde � also Gerihte � die soge-nannte Rehabilitierung niht gewähren werden. Alle diese Verräter des PolnishenVolkes müssen auf unbegrenzte Zeit an einen Internierungsort geshikt werden.Die in den Lagern untergebrahten Arbeitsfähigen sind verp�ihtet zur Arbeit, dennArbeit ist die allgemeine und grundlegende Verp�ihtung aller, die auf Grund desGesetzes in Internierungsorte gebraht wurden.2 Den Begri� Arbeit muÿ man imweitesten Sinn verstehen; also hierher gehört physishe Arbeit wie auh shöpferishegeistige Arbeit. Denn in den Arbeitslagern soll jeder, der wirklih arbeiten will, inÜbereinstimmung mit seinem Fahwissen genutzt werden. An diese Grundregel sollsih die Leitung der Internierungsorte halten und dies ganz sahlih.Die nähste Frage betri�t die Organisation der Lager.Die Frage der Siherheit, das Element der Siherheit, ist die erste und grundsätzliheFrage, die an einem Internierungsort entsteht. Es ist die Rede über den Kontakt mitder Auÿenwelt. Man muÿ zwei Aspekte der Siherheit garantierenden Bedingungenuntersheiden. Einmal objektiv, zum andern subjektiv.Zu den objektiven Momenten gehören: eine entsprehende Umzäunung mit Stahel-draht, groÿe und kleine Wahtürme, Auÿenwahposten sowie Durhsuhungen in denBaraken.Zu den subjektiven Momenten zählen wir: den geshikten Aufbau eines eigenenSpionagedienstes unter den Inhaftierten. Die Leitung der Internierungsorte sollteimmer über die Gesprähe informiert sein, die hinsihtlih ihres Inhalts besondereBeahtung verdienen. Auÿerdem zählen wir das moralishe Niveau der Shutzbeam-ten sowie das Bewuÿtsein der zu erfüllenden P�ihten zu den subjektiven Momenten.Die rihtige Verbindung der objektiven mit den subjektiven Bedingungen garantiertuns die Verringerung der Möglihkeiten der Kontakte mit der Auÿenwelt. Als Kon-takt mit der Auÿenwelt muÿ man jede Form von Handlung beziehungsweise vonTätigkeiten verstehen, die dem Inhaftierten sowohl innerhalb des Staheldrahtes alsauh eventuell auÿerhalb dieses Bereihs, etwa bei den Auÿenarbeiten, die Mög-2 Es handelt sih um das Dekret vom 4. November 1944.
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lihkeiten des Austaushs, des Erhalts von Informationen von den in der FreiheitVerbliebenen geben, z. B. der Erhalt oder das Vershiken von Briefen.Soviel zur Frage der Siherheit.Das zweite Problem ist die sanitäre Frage.Die Sorge um den Gesundheitszustand ist eng mit dem Einsatz der Inhaftiertenverbunden. Es gibt bestimmte grundsätzlihe Dinge, die überall bestehen müssen.Jeder Gefangene sollte eine Karte für ambulante Behandlungen haben und für denFall einer Unterbringung im Krankenhaus eine Krankenhauskarte. Die Karte fürambulante Behandlungen ist Teil der Personalakten jedes Gefangenen, die im Falldes Transportes mit ihm geshikt wird. Diese Karte darf man niht festkleben. Injedem Barakenkomplex führt der Kommandant der Barake spezielle Büher, woer alle sih krank Meldenden einträgt oder alle, die sih bei ihm melden. Jeder vonihnen sollte vor der Genehmigung zur Arbeitsaufnahme am nähsten Tag von einemArzt untersuht werden. Die Kranken sollten ins Lazarett eingewiesen werden.Die sanitäre Frage ist auh im Falle des Transportes sehr wihtig. Also nah derAnkunft eines neuen Transportes am Internierungsort muÿ man ihn zur Desinfek-tion shiken. Den Leuten die Haare shneiden, sie rasieren und washen. Das istdie allgemeine Grundregel an allen Internierungsorten. Niht weniger als einmal imMonat muÿ man ihnen die Haare shneiden, sie washen und rasieren.Im Zusammenhang damit entsteht ganz deutlih die unbedingte Notwendigkeit, injedem Internierungsort eine Wäsherei, ein Badehaus und eine Desinfektionsstättezu bauen. Die Baraken sollen auh sauber gehalten und durhlüftet werden, unddie Gefangenen sollen auf die Sauberkeit der Zellen ahten, weil Sauberkeit die ersteLegitimierung des Leiters des Internierungsorts ist.Die Frage der Ernährung ist mit dem Hauptgrundsatz der Körpererziehung der Häft-linge eng verbunden. Man muÿ darauf ahten, daÿ die festgesetzten und genehmigtenKaloriennormen den Häftlingen unbedingt vollständig zukommen sollten. Und des-wegen sollten die Lebensmittelprodukte auf dem Weg vom Magazin bis zum Koh-kessel unter Kontrolle sein. Der Erhalt von Paketen von auÿerhalb ist durh einenRunderlaÿ des Departements geregelt.Die vierte Frage: die Arbeitsorganisation an Internierungsorten.Wenn man über Arbeit spriht, muÿ man feststellen, daÿ die organisierte physisheTätigkeit und die geistige, shöpferishe Anstrengung für das Neue Polen grundsätz-lihe Bedeutung haben. In welhem Maÿ die Internierungsorte an dieser allgemeinenHauptaufgabe beteiligt werden, hängt von der Arbeitsorganisation an diesen Or-ten ab. Es gibt gewisse Hauptregeln. Die Inhaftierten werden nämlih in bestimmteGruppen eingeteilt, sogenannte Brigaden, von denen jeweils zehn einem Leiter un-terstehen. Die allgemeine Arbeitsp�iht setzt die jeweils in jedem Internierungsortbestehende Arbeitsabteilung in die Tat um.Die Arbeitsabteilung ist eine Institution von spezi�shem Charakter. Ih möhtehinzufügen und ergänzen, daÿ die Arbeitsabteilung in wirtshaftliher Hinsiht eine
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völlig selbständige unabhängige Institution ist, und als selbständige Institution sindfür sie die Regeln verbindlih, die allgemein für industriell oder wirtshaftlih ei-genständige Einheiten gelten. Also die Führung einer eigenen, eine gewisse Art vonGanzheit bildenden besonderen Buhhaltung. Die Arbeitsabteilung umfaÿt Werk-stätten sowie landwirtshaftlihe Betriebe. Sie führt ihre Abteilung wie in Handelund Industrie. Das heiÿt, daÿ für sie Regeln verbindlih sind, die für solhe Institu-tionen gelten. Die Arbeitsabteilung ist verp�ihtet, Bilanzen vorzulegen, in denen siealle Betriebe und Werkstätten auflisten soll � die shon bestehenden und organisier-ten und niht die, die nur geplant sind. Budgetprojekte muÿ man immer auf Datenaus früheren Zeiträumen stützen. Diese Grundregel, sih auf Daten früherer Zeit-abshnitte zu stützen, verp�ihtet alle Arbeitseinheiten zu Formen der Rehnungs-führung von systematishem und periodishem Charakter. Insbesondere periodisheArbeitszuteilung des Unternehmens, geplante Ausgaben für die eigene Produktion,für die eigene Werkstättenproduktion oder auh für die Arbeitskraft seiner Inhaf-tierten oder auh Ausgaben und Einnahmen in landwirtshaftlihen Betrieben. Manmuÿ sih den ersten Grundsatz vergegenwärtigen, daÿ die Arbeitsabteilung nihtdas Reht hat, erzielte Einnahmen aus Werkstätten des Unternehmens oder aus derArbeitskraft der Inhaftierten für laufende Aufgaben auszugeben. Im übrigen müs-sen die Gewinne an die Staatskasse abgeführt werden. Dieser Grundsatz der Arbeitdieser Abteilung ist eng verbunden mit dem Grundsatz der Währungspolitik.Man muÿ daran denken, daÿ Internierungsorte keine Zuwendungen aus der Staats-kasse erhalten, als wirtshaftsunabhängige und rentable Institutionen arbeiten undunbedingt in der Jahresbilanz Gewinn erzielen müssen.[. . . ℄ Die letzte Frage: Über die Erziehungspolitik in den Internierungsorten.Man muÿ daran denken, daÿ Zwangsarbeitslager im Neuen Polen keine deutshenA.L. sind oder deutshe K.L. Sonderlager, das sind keine S.L., aLager, die die Bedeu-tung von U.W.S3a hatten, Umsiedlungslager. Alle diese Lagerformen waren für diephysishe Vernihtung vorgesehen. Bei uns ist man dem Grundsatz der Erhaltungder Inhaftierten verp�ihtet. Und an diesen Grundsatz soll man denken und sih aufgenaue Art und Weise klar vor Augen halten, daÿ alle festgestellten Verstöÿe undAus�ühte mit voller Härte bestraft werden. Und deswegen haben alle Ersheinungs-formen der deutshen Behörden wie Knüppel oder Gummishläger keinen Platz undwerden nirgendwo einen Platz haben.Das Hinführen der Leute zur Arbeit sollte sih auf normale Weise vollziehen, nihtim Laufshritt.Über die Grundregel der Isolierung von Frauen, wo die Bedingungen das erlauben:An einigen Orten muÿ man separate Räume im Rahmen eines Gebäudes einrihten.Dort, wo die Verhältnisse dies niht zulassen, muÿ man die Isolierung bis einshlieÿ-lih zum inneren Staheldraht durhführen.

3 A.L. � Arbeitslager, K.L. � Konzentrationslager, S.L. � Sonderlager [?℄, UWS � unbekannteAbkürzung, vielleiht �Umwandererstelle�, hier im Sinne von Sammelort für Auszusiedelnde.
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Das Verhalten des Wahdienstes, der Funktionäre gegenüber den Inhaftierten: Funk-tionäre verlangen von den Gefangenen unbedingten Gehorsam. Das Verhältnis desWahpersonals beziehungsweise der Verwaltung sollte freundlih und zugleih dienst-lih sein, von Vertraulihkeit darf niht die Rede sein.Es wurde shon gesagt, wer zur Bestrafung der Gefangenen befugt ist. Nur die Lei-tung des Lagers in der Person des Leiters des Internierungsortes. Jeder Fall vonÜbertretung sollte auf korrekte Art und Weise in das Strafbuh eingetragen wer-den. Wie auh jeder Fall der Verletzung der Disziplin in das Strafdisziplinarbuheingetragen werden muÿ.Das Gebiet der Erziehung der Gefangenen ist zusätzlih mit organisierten populärenVorträgen zu vervollständigen.In den verp�ihtenden Plänen sind besondere Stunden für diese Ziele vorgesehen. DerGefangene soll ausgebildet werden durh Arbeit, Vorlesungen und populäre Vorträge.Man muÿ die Shulbildung erweitern, was zur Aufgabe der politish-erzieherishenAbteilung gehört, die an den Internierungsorten organisiert wird.[. . . ℄12) Alle Volksdeutshen muÿ man nah Warshau shiken. Wir brauhen 60 Tau-send Volksdeutshe, die in den Ruinen arbeiten werden. Sie werden aus �ód¹und aus Kiele abtransportiert amit der Straÿenbahn Nr. 11 � zu Fuÿa. In Kra-kau leben ziemlih viele von ihnen, deswegen soll der Transport mit dem Zugorganisiert werden, auh Transporte aus Shlesien werden mit dem Zug fahren.Die Züge muÿ man nah Warshau leiten, hier begannen sie zu zerstören, sosollen sie dort jetzt anfangen zu bauen.13) Der Runderlaÿ besagt, daÿ die antistaatliher Aktivitäten angeklagten Gefan-genen, Agenten, nirgendwo hingeshikt werden, selbst Kriminelle � Banditenoder Diebe � lassen wir niht aus dem Gefängnis, solhe shiken wir nihtzur Arbeit4. Wir shiken nur Volksdeutshe, gegen die keine weiteren Ermitt-lungsverfahren laufen. Und die, die niht verstehen, was ihnen droht, müssendas verstehen. In �owiz führte die Hinführung der Gefangenen zur Arbeit da-zu, daÿ 80 Leute das Gefängnis verlassen haben. Ordnung muÿ sein, und dasbitte ih zu begreifen [. . . ℄

4 Es handelt sih wahrsheinlih um den Runderlaÿ Nr. 36 der Abteilung für Gefängniswesenund Lager, der die Beshäftigung von Volksdeutshen �auÿerhalb des Gefängnisses� erlaubte (AANDWO 10/3); vgl. Einführung S. 83.
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18.[ohne Datum, nah dem 11. April 1945℄Entwurf der Verordnung des Generalbevollmähtigten für die WiedergewonnenenGebiete über die Kennzeihnung der in den Wiedergewonnenen Gebietenwohnenden Deutshen AMSZ 6/451/29, Bl. 8Auf der Grundlage von Art. 7 Abs. 2 des Dekrets des Ministerrats über die Über-nahme der Wiedergewonnenen Gebiete in die Verwaltung der Polnishen Republikvom Tag (DzURP Nr. . . ) verfüge ih was folgt:� 1.Alle deutshen Männer und Frauen, die in den Wiedergewonnenen Gebieten wohnenund das 12. Lebensjahr vollendet haben, sind verp�ihtet, am rehten Arm auf derOberbekleidung in Höhe des Unterarmes eine weiÿe Binde von mindestens 10 mBreite mit dem Buhstaben �N� [für Niemie℄ zu tragen.� 2.Alle deutshen Männer und Frauen versehen sih auf eigene Kosten mit den in � 1erwähnten Armbinden. � 3.Wer der vorliegenden Verordnung zuwiderhandelt, unterliegt einer Haftstrafe vonbis zu einem Jahr und einer Geldbuÿe von bis zu 100.000 zª.� 4.Die vorliegende Verordnung tritt am Tag ihrer Bekanntgabe in Kraft.1

1 Das Projekt ist in der Literatur niht bekannt. Handgeshriebene Korrekturen auf dem Ex-emplar im Arhiv des Auÿenministeriums (MSZ) legen nahe, daÿ es den Ressorts zur Beratunguntereinander zugestellt und der Antrag auf dieser Ebene abgelehnt wurde. Ohab war General-bevollmähtigter vom 11. April bis 28. Juni 1945. Vgl. Esh: �Gesunde Verhältnisse�, S. 373 f.,über das Projekt eines �Dekrets über die Reslawisierung�, ebenfalls vom Generalbevollmähtigtenunterzeihnet und gleihfalls niht verabshiedet.
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19.1945, 14. April(R.) Anordnung des Ministeriums für Ö�entlihe Siherheit (MBP) in der Frageder Ausführung des Dekrets des Landesnationalrats vom 28. Februar über denAusshluÿ feindliher Elemente aus der polnishen Volksgemeinshaft . . .Dokumentation I/3, Nr. 17; DzURP 1945, Nr. 13, Pos. 77
20.1945, 15. AprilRunderlaÿ Nr. 45 des Departements für Gefängniswesen und Lager (DWO) desMBP zur Frage der Kinder bis zu 13 Jahren, die sih in Gefängnissen und Lagernbe�nden AAN DWO 10/3, Bl. 102Ih empfehle, unverzüglih eine namentlihe Aufstellung der in Gefängnissen und La-gern bei ihren Eltern verbliebenen Kinder von anderthalb bis zu 13 Jahren abzufassenund diese dem zuständigen Staatsanwalt des Sonderstrafgerihtes einzusenden.Diese Kinder unterstehen der Fürsorge der lokalen Nationalräte, und zwar in Über-einstimmung mit � 1/5/ der Verordnung der Leiter der Ministerien für Justiz, Ö�ent-lihe Siherheit sowie Nationale Wirtshaft und Finanzen vom 30. XI. 1944 /DzURPNr. 14, Pos. 75 vom 11. Dezember 1944/Für die Zukunft verbiete ih die Aufnahme von Kindern im Alter von anderthalbJahren bis zum 13. Lebensjahr in Gefängnissen und Lagern.
21.1945, 25. AprilRunderlaÿ Nr. 42 (5) des DWO MBP betr. die Ausführung der Aufsiht überGefängnisse und Arbeitslager AAN DWO 10/3, Bl. 74[. . . ℄1

1 In Teil I des Runderlasses werden die Gefängnisarten bestimmt und eine Zusammenstellungder Gefängnisse nah der neuen Einteilung aufgelistet. Vgl. auh Dok. 64.
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II. Bei der Führung der Aufsiht über die Gefängnisse und Arbeitslager rihtensih die Leiter der Abteilungen Gefängnisse und Lager bei den Ämtern für Öf-fentlihe Siherheit und die Leiter der Kreissiherheitsämter nah den Instruk-tionen und Anordnungen, die durh das Departement für Gefängniswesen undLager, Ministerium für Ö�entlihe Siherheit herausgegeben wurden.Bezüglih der Gefängnisse, die in Zukunft zu den Strafgefängnissen gezähltwerden, folgt eine separate Verordnung.III. Das Departement für Gefängniswesen und Lager regelt gleihzeitig die Fra-ge der Trennung der Volksdeutshen und der der Zusammenarbeit mit denDeutshen Angeklagten in den Arbeitslagern.Die folgenden Zentrallager werden eingerihtet:1) Arbeitslager � Warshau3) � � Krzesimów, Kreis Lublin3) � � Potulie, Wojewodshaft Pommerellen4) � � Jaworzno, Wojewodshaft Krakau.Alle übrigen Lager, soweit sie niht durh die Verordnung des Departements fürGefängniswesen und Lager aufgelöst werden, werden Filialen der Zentrallagerbilden und den Leitern derjenigen Zentrallager unterstehen, in deren Bezirksie ihren Sitz haben.Alle Gefängnisse und Zentrallager werden in allernähster Zeit von auÿen durhSonderbataillone der Armee-Truppen für innere Siherheit bewaht. Die Leiterder Gefängnisse haben für sie unverzüglih Unterkünfte in festen Gebäudenauÿerhalb des Gebiets der Gefängnisse und Lager, aber soweit möglih in ihrerNähe vorzubereiten.Zur Frage der Versorgung mit Nahrungsmitteln der in den Zentralen Gefäng-nissen und Lagern inhaftierten Gefangenen sowie zu deren strenger Behandlungwird demnähst eine Sonderverordnung ersheinen.

22.1945, 27. AprilBefehl Nr. 0174-DG des Befehlshabers der 1. Armee über die Bekämpfung vonGeshlehtskrankheiten CAW III � 4.635, Bl. 361In letzter Zeit vergröÿerte sih innerhalb der Einheiten der Ersten Armee die Zahlder Anstekung mit Geshlehtskrankheiten, Syphilis und Tripper in bedrükendemMaÿe.
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In der Mehrzahl der Fälle sind Individuen aus der deutshen Bevölkerung, vor allemdeutshe Frauen, die Anstekungsquelle.Man kann niht ausshlieÿen, daÿ in bestimmten Fällen der Anstekung unserer Sol-daten und O�ziere eine gezielte verbreherishe Diversionstätigkeit ins Spiel kommt,um die Kampfkraft der Armee zu shwähen.Eine der Hauptursahen der Verbreitung der Geshlehtskrankheiten sind Trunk-suht und geshlehtlihe Zügellosigkeit, die sih unter einem Teil des Personalbe-stands der Soldaten und O�ziere verbreiten.Die Befehlshaber der Einheiten und selbständigen Truppenteile sowie O�ziere fürpolitish-erzieherishe Fragen rihten zu wenig Aufmerksamkeit auf den Kampf gegenden ethish-moralishen Niedergang, besonders gegen Trunksuht und Ausshweifun-gen.Die Befehlshaber der Einheiten bemühen sih niht ausreihend um die völlige Iso-lierung der untergeordneten Formationen von der deutshen Zivilbevölkerung sowieum die Aufklärung der O�ziere und Soldaten, daÿ die Aufrehterhaltung von Bezie-hungen zu deutshen Frauen aus dem Blikwinkel der nationalen Würde unzulässigist und sie zu vergewaltigen niht nur völlig falsh verstandene Rahe ist, sonderngleihzeitig eine entehrende Handlung, eines Polen unwürdig.In Anbetraht des oben erwähnten b e f e h l e ih hinsihtlih eines entshiedenenKampfes gegen die Geshlehtskrankheiten:1. Den Befehlshabern der Einheiten und selbständigen Truppenteile sowie den Of-�zieren für politish-erzieherishe Fragen wird die persönlihe Verantwortungauferlegta) für eine systematishe Aufklärungsarbeit über Geshlehtskrankheitenund ihre Vorbeugung sowie über die Folgen des Alkoholmiÿbrauhsb) für die härteste Ahndung aller Ersheinungen von moralisher Zerset-zung, von Trunksuht und Ausshweifungen; die Shuldigen sind nahdem Kriegsreht zu strenger Verantwortung zu ziehen) für die strikteste Isolierung der ihnen anvertrauten Einheiten von derdeutshen Zivilbevölkerung.2. Den Befehlshabern des Gesundheitsdienstes der Einheiten und selbständigerTruppenteilea) alle Angehörigen der Armee, bei denen Geshlehtskrankheiten festge-stellt wurden, unverzüglih zur zwangsweisen ärztlihen Behandlung insKrankenhaus zu shiken;b) alle Anstrengungen zu unternehmen, in jedem Fall die Anstekungsquel-le aufzudeken und zu erfassen sowie diese durh zwangsweise ärztliheBehandlung zu beseitigen;) in verdähtigen Fällen bewuÿter oder absihtliher Anstekung mit derGeshlehtskrankheit die Angelegenheit unverzüglih dem Militärstaats-anwalt zu übergeben.
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3. Mit Geshlehtskrankheit angestekte Militärangehörige � nah der Ausheilung� zu bestrafen:a) Soldaten � Versetzung für 1-2 Monate in eine Strafkompanie,b) O�ziere � Übergabe der Angelegenheit an das Militärgeriht.4. Der vorliegende Befehl ist den Chefs und Befehlshabern der Einheiten undselbständigen Truppen der Ersten Armee der W.P. sowie den Befehlshabern desGesundheitsdienstes der Einheiten und selbständigen Truppen zur Kenntnis zugeben.1

23.1945, 6. Mai(R.) Gesetz über die Ausshaltung feindliher Elemente aus der polnishenGesellshaftDokumentation I/3, Nr. 19; DzURP 1945, Nr. 17, Pos. 96
24.1945, 6. Mai (R.) Gesetz über verlassene und aufgegebene VermögenDokumentation I/3, Nr. 20; DzURP 1945, Nr. 17, Pos. 97
25.1945, 15. MaiBefehl Nr. 19 des Ministeriums für Ö�entlihe Siherheit betr. Fälle derAnwendung unzulässiger Methoden gegenüber inhaftierten PersonenAAN DWO 10/3, Bl. 150Es gibt Fälle, in denen Funktionäre des Siherheitsapparates und der Bürgermilizstrafbare Handlungen gegen festgenommene Personen verüben.Es wurde ein Fall aufgezeihnet, demzufolge Funktionäre in einer der Kreiskomman-danturen der Bürgermiliz einer Gruppe Festgenommener befahlen, sih mit dem

1 Über unerlaubte Beziehungen zu deutshen Frauen berihtete shon am 20. März 1945 OrzeªBiaªy (Art. �Czy»by zapomnieli?� [Sollten sie vergessen haben?℄).
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Gesiht nah unten auf die Erde zu legen, wonah sie sie traten, dann befahlen sieihnen aufzustehen und bestimmte Parolen im Chor zu rufen. Die Milizangehörigenbenehmen sih oft in grober Weise gegenüber den Bürgern und niht im Einklang mitder Würde eines Angehörigen der Miliz. Funktionäre des Siherheitsapparates wen-den während der Untersuhung verdähtiger Personen häu�g unerlaubte Methodenan, shlagen und miÿhandeln sie.Die beshriebenen, von den Hitlerleuten und Fashisten übernommenen Methodensind Siherheitsfunktionären eines demokratishen Staates niht würdig.Funktionäre des Siherheitsapparates sollten gegen die Feinde der Nation und desdemokratishen Staates entshieden und rüksihtslos vorgehen.Mit dem Ziel, für die Zukunft ähnlihen Vorfällen vorzubeugen, b e f e h l e ih1. im Falle der Entdekung der Anwendung unzulässiger Methoden gegenüberFestgenommenen sind die Shuldigen zur Verantwortung zu ziehen.2. Über entdekte Vorfälle, wie sie oben beshrieben wurden, soll mir das Ein-shreiten umgehend unter genauer Beshreibung des Falles und der Angabegemeldet werden, welhe Maÿnahmen gegen den Shuldigen angewendet wur-den.3. Der vorliegende Befehl soll allen untergeordneten Organen bekanntgegebenund auf Besprehungen erläutert werden.

26.1945, 25. Mai(R.) Verordnung des Ministeriums für Ö�entlihe Verwaltung (MAP) in der Frageder Rehabilitierung von Personen, die in die dritte und vierte Gruppe derdeutshen Volksliste oder in die Gruppe der sog. Leistungspolen eingetragen warenDokumentation I/3, Nr. 21; DzURP 1945, Nr. 21, Pos. 128
27.1945, 26. Mai(R.) Verordnung des Ministeriums für Ö�entlihe Siherheit (MBP) in der Frageder Ausführung des Gesetzes vom 6. Mai 1945 über die Ausshaltung feindliherElemente aus der polnishen GesellshaftDokumentation I/3, Nr. 22; DzURP 1945, Nr. 21, Pos. 129
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28.1945, 26. MaiProtokoll Nr. 37 der Sitzung des Ministerrats, die unter anderem dem Problem derWestgebiete gewidmet warAAN URM 5/1097, Bl. 389-391[. . . ℄Tagesordnung1. Die Frage der Westgebiete [. . . ℄1Bürger Ohab: Die Frage der Westgebiete ist im Grunde genommen eine Frage,die das halbe Gebiet Polens betri�t. Die Frage der Beherrshung der Wieder-gewonnenen Gebiete, von denen ein Teil hohindustrialisiert ist, ist eine Frage,die zweifelsohne über die Stärke und Zukunft unseres Staates und der Nationentsheiden wird. Wenn es um das wihtigste Problem geht � die Besiedlungder Wiedergewonnenen Gebiete: derzeit leben auf dem Gebiet von OppelnerShlesien, Niedershlesien, Westpommern, Danzig und in Masuren ungefähr3.000.000 Menshen, davon stellen über 2.000.000 die Deutshen. Zur Zeit feh-len uns auf diesen Gebieten sehs Millionen Menshen im Vergleih zum Jahr1939, und wenn wir berüksihtigen, daÿ wir etwa zwei Millionen Deutsheauf dem Gebiet Polens loswerden müssen, wird ihre Zahl aht Millionen aus-mahen. Wir sind niht imstande, die Wiedergewonnenen Gebiete gänzlih zubesiedeln, deswegen müssen wir auh diese Aktion in kleinerem Umfang pla-nen. Auh muÿ man auf die Tatsahe sein Augenmerk rihten, daÿ wir nihtdas geeignete Material zur Beherrshung der Wiedergewonnenen Gebiete ha-ben, vor allem niht eine entsprehend quali�zierte Landbevölkerung, die inder Lage wäre, das Gebiet sofort zu bewirtshaften.Im Projekt des Beshlusses2 stelle ih die Besetzung der Grenze als Hauptfra-ge vor. Die Frage beshränkt sih niht nur darauf, daÿ man die Deutshenan der Rükkehr auf polnishes Gebiet hindert, sondern es geht darum, diein den Grenzen Polens verbliebenen Deutshen, etwa zwei Millionen dreihun-derttausend, loszuwerden. Wenn es um das Loswerden der Deutshen geht, soteilt sih diese Frage in drei Punkte: 1) man muÿ einen gewissen Teil der deut-shen Bevölkerung shon jetzt hinter die Oder befördern, insbesondere gehtes um die nihtproduktive Gruppe, 2) ein Teil der Deutshen übt heute Be-shäftigungen mit dem Charakter von Fahleuten aus � unzweifelhaft werden

1 Weggelassen wurden die Anwesenheitsliste und die Tagesordnung. Mit der Rede Ohabs begannPunkt 1 der Tagesordnung.2 Gemeint ist der Beshluÿ des Ministerrates über die Beshleunigung der Umsiedlung aus demOsten, der am 12. Juni 1945 verabshiedet wurde. Die zuletzt beshlossene Version untershied sihvon der am 26. Mai 1945 diskutierten.
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wir eine Zeitlang von ihnen pro�tieren müssen, 3) einen Teil der Deutshen,der niht hinter die Oder zu befördern ist, wollen wir auf Gutshöfe auÿer-halb der Stadt bringen. Die Hauptshwierigkeit bei der Ausführung unseresPlanes, die Bevölkerung umzusiedeln, sind Transportshwierigkeiten. Im Pro-jekt unseres Beshlusses shlagen wir vor, daÿ das Ministerium für NationaleVerteidigung für den Zeitraum von zwei Monaten 500 Lastkraftwagen für dieUmsiedlungsaktion zur Verfügung stellen wird. Unabhängig davon stellt dasVerkehrsministerium 500 Lastkraftwagen zur Disposition einer Vertretung desStaatlihen Automobilamtes in den Wiedergewonnenen Gebieten ab.Es folgt die Verlesung der wihtigsten Punkte des Beshlusses.Bürger Morawski: Die soeben berührte Frage ist auh aus politishen Gründenakut und dringend und wurde deswegen mit dem Ziel, die ganze Regierung zualarmieren, auf der Sitzung des Ministerrates auf die Tagesordnung gesetzt.Bürger Wolski: Die Umsiedlung einer Bevölkerung von zwei und einer halbenMillion Menshen kennt keinen Präzedenzfall in der Geshihte, und deswegenkönnen wir uns an kein Beispiel halten und müssen unsere eigenen Normensuhen, die den Bedingungen entsprehen würden, unter denen wir unsere Ak-tion durhführen. Wir gingen von der Annahme aus, daÿ, solange das Landzerstört ist, kein staatlihes Amt eine so groÿ angelegte Umsiedlungsaktiondurhführen könne. Durhführen können wir sie nur dann, wenn an dieser Ak-tion die ganze Nation und alle Organisationen und politishen Parteien Anteilnehmen.Was brauhen wir, um unsere Aufgabe zu erfüllen? Vor allem die direkte Be-teiligung aller Minister. Zu diesem Zwek muÿ man unter dem Vorsitz desVizeministers für die Westgebiete mit Teilnahme der Unterstaatssekretäre derinteressierten Ministerien, die sih ausshlieÿlih mit den Fragen der Westge-biete beshäftigen sollen, eine ständige interministerielle Kommission bilden.Genauso notwendig ist uns der Autotransport. Shlieÿlih müssen wir einegröÿere Geldmenge in die Westgebiete shiken, denn die Umsiedlungsaktionwerden wir niht im Budgetrahmen durhführen.Bürger �ymierski: Die Umsiedlungsaktion ist eine fundamentale Frage. Jedohhabe ih im Namen der Armee zum Projekt des Beshlusses folgende Vorbe-halte: vor allem wurde ein so wihtiger Beshluÿ in bezug auf die Militärfragenmit den Militärbehörden niht abgesprohen. Die Regierung hat den Soldatenin den Dekreten Land garantiert. In dem von Minister Ohab3 vorgeshlage-nen Beshluÿ ist ohne Absprahe mit den Ministerien für Landwirtshaft undNationale Verteidigung die Zuteilung von Land für 50.000 Familien von Ar-meeangehörigen vorgesehen. Die Armee maht Ansprühe auf Zuteilung vonLand für 100.000 Familien geltend.3 Edward Ohab (1906-1989), stellvertretendes Mitglied des Politbüros der PPR, Minister fürÖ�entlihe Verwaltung und Generalbevollmähtigter für die Wiedergewonnenen Gebiete vom 11.April � 28. Juni 1945.
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Das Militär wird die Grenze an Oder und Neiÿe und die tshehishe Grenzebesetzen. Wir wollen, daÿ das grenznahe Land der Armee zugeteilt wird, damitdie Soldaten das Land bewirtshaften und sih ansiedeln und gleihzeitig ihrenMilitärdienst leisten können. Auf diese Art und Weise beshleunigen wir denAnsiedlungsprozeÿ in den Westgebieten unseres Territoriums.Im Beshluÿ ist, ohne sih mit mir abzusprehen, die Abstellung von über 200Ärzten durh das Militär bestimmt worden. Das ist für mih niht ausführ-bar, weil wir heute 25.000 verwundete Soldaten haben und wir sie niht ohneärztlihe Versorgung lassen können.Auh können wir niht so eine groÿe Anzahl von Autos, worüber im Beshluÿdie Rede war, abgeben. Zusammenfassend appelliert das Militär an den Mi-nister für Ö�entlihe Verwaltung, daÿ der Umsiedlungsplan mit dem Militärabgesprohen und erst dann auf der Sitzung des Ökonomishen Komitees unddes Ministerrats eingereiht werde.Bürger Zawadzki: spriht über das Problem der Tätigkeit des Staatlihen Re-patriierungsamtes, dann über die Frage der massenhaften Rükkehr der Deut-shen auf polnishes Gebiet und über die Diversion deutsher Gruppen.Nah den Erklärungen des Bürgers Ohab bemerkt Bürger Morawski, daÿ dieeingereihten Anträge an die Sitzung des Ökonomishen Ausshusses überge-ben wurden und sih der Auÿenminister mit der politishen Seite der Repatri-ierung befassen werde [. . . ℄4

29.[vor dem 27. Mai 1945℄Departement für Konfessionsfragen des Ministeriums für Ö�entlihe Verwaltung,Kommuniqué zur Frage der Einstellung zu polnishen Bürgern evangelishenBekenntnisses, erstellt im Zusammenhang mit der Versammlung der Wojewodenvom 27. Mai 1945 AAN MAP 212, Bl. 2-2aAuf dem Gebiet der Polnishen Republik befanden sih vor dem Krieg etwa eineMillion Bürger evangelisher Konfessionen. Im Hinblik auf die dogmatishen sowiebinnenstrukturellen Untershiede bestanden sieben evangelishe Kirhen mit eigenerbesonderer Struktur, und zwar:1. Die Evangelish-Augsburgishe Kirhe in der Republik Polen2. Die Evangelish-Reformierte Kirhe
4 Danah beshäftigte sih der Ministerrat mit Fragen betre�end die Automobile, die Lebens-mittelversorgung und mit vershiedenen anderen.
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3. Die Evangelish-Reformierte Wilnaer Kirhe4. Die Evangelishe Kirhe der Union in Polen5. Die Evangelishe Kirhe der Union im Polnishen Obershlesien6. Die Evangelish-Lutherishe Kirhe in Westpolen7. Die Kirhe Evangelish-Augsburgishen und Helvetishen Bekenntnisses.Hinsihtlih der Nationalität der Mitglieder dieser Kirhen stellten Deutshe einenbeträhtlihen Prozentsatz, was � besonders wenn es um die Kirhe der Union unddie Kirhe der Union im Polnishen Obershlesien geht � diesen Organisationen einenspeziellen Charakter gab und Ein�uÿ auf eine grundsätzlih widerspenstige Einstel-lung der Behörden dieser Kirhen zum Polnishen Staat und zur polnishen Nationhatte. Im Gegensatz dazu waren jedoh andere evangelishe kirhlihe Organisatio-nen, besonders die zahlenmäÿig gröÿte Evangelish-Augsburgishe Kirhe, sowohl inbezug auf die nationale Zusammensetzung als auh den in ihnen herrshenden Geist,polnishe Kirhen und setzten die Traditionen der früheren evangelishen Kirhenaus den Zeiten der Teilungen mit Würde fort.Auh während der Okkupation stand die Evangelish-Augsburgishe Kirhe in derüberwiegenden Mehrheit auf dem Standpunkt der Treue gegenüber dem PolnishenStaat, was eine Reihe ihrer Mitglieder und Geistlihen mit ihrem Oberhaupt, BishofBurshe1, an der Spitze in den hitlerishen Konzentrationslagern mit dem Lebenbezahlte.Gegenwärtig besteht neben dem shon in seinem ganzen Umfang realisierten Postu-lat der Reinigung unseres staatlihen Lebens, also auh im Glaubensbereih, vonallen Deutshtumseigentümlihkeiten, neben der Notwendigkeit der Beseitigung derorganisatorishen Altbestände in diesem Bereih der Verwaltung, die Notwendig-keit, daÿ der Staat die polnishen Bürger evangelishen Bekenntnisses unter seinenShutz nimmt und ihnen völlige Freiheit des Gewissens und der Ausübung der re-ligiösen Praktiken zusihert, wie es die Bestimmungen der Verfassung sowie desJuli-Manifests des PKWN garantieren.Von dieser Annahme ausgehend, gab das Ministerium für Ö�entlihe Verwaltungam 9.3.1945 einen Runderlaÿ an die Wojewoden heraus, in dem daran erinnert wird,daÿ die Evangelish-Augsburgishe Kirhe eine rehtlih anerkannte Konfession ist,deren Mitglieder die Freiheit besitzen, ihre religiösen Praktiken auszuüben, daÿ ihreorganisatorishen Einrihtungen juristishe Personen sind und man ihr die sofortigeÜbernahme des mobilen und immobilen Vermögens ermöglihen muÿ, das Eigentumdieser Kirhe ist.Man muÿ feststellen, daÿ die Verfügungen dieses Runderlasses niht überall striktbeahtet werden. In einem bestimmten Teil der Gesellshaft, sogar bei den unte-ren Verwaltungsbehörden, bestehen gewisse Vorurteile gegenüber den evangelishen1 Bishof Juliusz Burshe (1881-1942), 1939 inhaftiert, wahrsheinlih in Berlin ermordet; überdie Shiksale der Kirhen in der Zeit der Okkupation, u. a. der evangelish-augsburgishen, vgl.Jan Sziling: Ko±ioªy hrze±ija«skie w politye niemiekih wªadz okupayjnyh w GeneralnymGubernatorstwie (1939-1945) [Christlihe Kirhen in der Politik der deutshen Besatzungsbehördenim Generalgouvernement (1939-1945)℄, Toru« 1988, ebendort weiterführende Fahliteratur.
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Bürgern, die der fälshlihen Identi�zierung dieses Bekenntnisses mit der Zugehörig-keit zur deutshen Nation entstammen. In einer Reihe von Orten, wie z. B. in Lodz,Gostynin, Pªok, �owiz usw. wurde das Vermögen der Evangelish-AugsburgishenKirhe niht zurükgegeben, und einige Objekte sind in den Besitz von Vertreternanderer Konfessionen übergegangen. In einem der Orte faÿte der dortige Dorfrateinen Beshluÿ mit der Empfehlung, die altertümlihe evangelishe Kirhe abzurei-ÿen, und es gab sogar Fälle, in denen es den polnishen Bürgern dieser Konfessionverboten wurde, den Gottesdienst in polnisher Sprahe abhalten zu lassen.Dieser Stand der Dinge steht im Widerspruh zu den Bestimmungen der Verfassungsowie zu anderen geltenden, die Glaubensfragen regelnden Gesetzen und erwektden Anshein, daÿ in Polen religiöse Intoleranz besteht, was in der Gesellshaftunnötige Unruhe stiftet. Deswegen wird den Bürgern Wojewoden empfohlen, dieihnen unterstehenden Organe über die Notwendigkeit der strikten Beahtung derGlaubensfreiheit zu unterrihten, sih genau an die in diesem Bereih geltendenGesetze und Verordnungen der Behörden zu halten und in Zukunft Abweihungenin diesen Fragen niht zu dulden. 30.1945, Juni [ohne Tagesdatum℄Entwurf eines Runderlasses des Ministers für Ö�entlihe Verwaltung zur Frage desVerhaltens gegenüber der Bevölkerung deutsher Nationalität, adressiert an denWojewoden von Posen CA MSWiA MAP 264, Bl. 23Der Minister für Ö�entlihe Verwaltung und der Generalbevollmähtigte für die Wie-dergewonnenen Gebiete empfehlen den Bürgern Wojewoden und Bevollmähtigtenfür die Wiedergewonnenen Gebiete in der Frage der Stellungnahme der Verwaltungs-behörden zu jenem Teil der Bevölkerung, der an seiner Zugehörigkeit zur deutshenNationalität festhält, folgendes Verfahren:Die Polnishe Republik ist daran interessiert, daÿ die sih als Deutshe deklarieren-den Bewohner die in den Grenzen der Republik Polen be�ndlihen Gebiete möglihstshnell verlassen. Deshalb muÿ man gegenüber diesem Teil der Bevölkerung die Tak-tik �ihnen das Leben zu ershweren� durhführen, die im Ergebnis den hartnäkigenFeinden des Polentums das Verbleiben in der Republik Polen verleiden soll.Man darf niht zulassen, daÿ es zur Erö�nung deutsher Theater, zur Au�ührungvon deutshen Ton�lmen oder solhen mit deutshen Untertiteln, zur Gründungvon Gesellshaften, die es dem deutshen Element in irgendeiner Art und Weiseerleihtern würden, sih zu organisieren, zur Herausgabe deutsher Zeitshriften unddem Druk deutsher Büher oder dem Halten deutsher Vorträge kommt.Bei der Erledigung irgendwelher Angelegenheiten muÿ man der Seite der deutshenNationalität zu verstehen geben, daÿ für sie der beste Ausweg aus der Situation,
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die in Folge des durh die Hitleraggression verursahten Krieges entstanden ist, dieAusreise aus den Grenzen der Republik Polen ist.31.1945, 14. JuniDer Direktor des Politishen Departements des MAP Andrzej Grabowski an dasWojewodshaftsamt in Lodz in der Angelegenheit der Ausgabe von zweierleiMeldekarten AAN MAP 753, Bl. 9Das Politishe Departement hat die Information erhalten, daÿ in der Stadt LodzMeldekarten in zwei Farben herausgegeben wurden, und zwar weiÿe für die polnisheBevölkerung, gelbe für Einwohner deutsher oder jüdisher Nationalität und fürZigeuner.Das Politishe Departement des Ministeriums für Ö�entlihe Verwaltung bemerktdazu, daÿ eine solhe Anordnung in dieser Angelegenheit niht mit der demokrati-shen Linie der Regierung der Republik Polen übereinstimmt, unerwünshte Stim-mungen hervorruft und in der Welt das Vertrauen zur Regierung der Republik Polenuntergräbt � im In- und im Ausland.Angesihts Obigem befehle ih, mih unverzüglih davon in Kenntnis zu setzen, werdie Anordnung zur Herausgabe von zweierlei Meldekarten veranlaÿt hat, woraufanfangs hingewiesen wurde, und wer für die Ausführung dieser Anordnung verant-wortlih ist.Auÿerdem ordne ih an, sofort nah Erhalt des vorliegenden Shriftstüks die Aus-gabe der gelben Meldekarte einzustellen, die shon ausgegebenen einzuziehen undnur weiÿe (normale) Meldekarten auszugeben.32.1945, 19. JuniDer Direktor des Präsidialbüros des Ministerrats J. �uniak an die Minister.Runderlaÿ Nr. 33 in der Angelegenheit der Beseitigung deutsher AufshriftenAAN GO KERM 5, Bl. 30Immer wieder kommt es vor, daÿ deutshe Aufshriften niht von manhen me-hanishen Fahrzeugen, Wegweisern, Straÿenshildern u.s.w. entfernt werden. DieseArt von Aufshriften, die an die jüngstvergangenen Zeiten der Okkupation erinnern,verletzen die Gefühle der Gesellshaft, erweken allgemeinen Zorn.Im Zusammenhang mit obigem, auf Anordnung des Bürgers Ministerpräsidentenbitte ih die Bürger Minister um den Erlaÿ entsprehender Anordnungen an alleuntergeordneten Behörden, Ämter und Institutionen, um zu veranlassen:
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1) Die sofortige Beseitigung der erwähnten Aufshriften in deutsher Sprahe.2) Die Ersetzung aller shon entfernten Aufshriften und derjenigen, die nohbeseitigt werden, durh entsprehende Aufshriften in polnisher Sprahe.Das betri�t insbesondere Verkehrszeihen und andere Aufshriften an Straÿen, dieden Ortsnamen, die Entfernung bis zum Ende der Straÿe und zur nähsten gröÿe-ren Ortshaft zeigen und so fort. Die entfernten deutshen Aufshriften dieser Artwurden bis jetzt noh niht durh polnishe Aufshriften ersetzt, so daÿ es entlangder Straÿen zur Zeit fast ausshlieÿlih von der Roten Armee angebrahte russisheAufshriften gibt.1
1 Der Runderlaÿ wurde auh den Wojewoden, über sie den Starosten und Stadtpräsidentenzugestellt; vgl. CA MSW MAP 47, Runderlaÿ des Danziger Wojewoden vom 26. Juli 1945.33.1945, 20. JuniRunderlaÿ des Ministeriums für Ö�entlihe Verwaltung in der Angelegenheitvorläu�ger Besheinigungen für frühere Reihsbürger polnisher NationalitätDziennik Urz�dowy Ministerstwa AdministrajiPubliznej [Amtsblatt des Ministeriums für Ö�entlihe Verwaltung℄, im folgenden:DzUMAP 1945, Nr. 2, Pos. 805, abgedrukt in: Warmiay i Mazury w PRL. Wybórdokumentów. Rok 1945 [Ermländer und Masuren in der Polnishen Volksrepublik.Dokumentenauswahl. Jahr 1945℄, bearb. von T. Baryªa, Olsztyn 1994, S. 42.

34.1945, 24. JuniBefehl Nr. 2056/2057 des Kommandos der 2. Armee des WP betr. dieVorgehensweise mit an der Grenze aufgegri�enen PersonenCAW IV � 521.12.4., Bl. 58-591[. . . ℄
1 Der Befehl wurde den Einheiten der 12. Infanteriedivision als Befehl Nr. 0020 zugestellt. InPunkt 1 wurden Beispiele der von der 5., 7., und 10. Infanteriedivision erlittenen Verluste infolgemangelnder Wahsamkeit und shlehter Organisation der Militärwahposten an der Grenze be-handelt. Der letzte Teil enthielt den Befehl zur Reorganisation des Nahrihtenwesens in der 12.Infanteriedivision; eine andere Version des Dokuments, ausgearbeitet im Stab der 5. Infanteriedi-vision, vgl. Bd. 3, Wojewodshaft Posen (in Vorbereitung), Dokument vom 25. Juni 1945.
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1. Wie aus den täglihen Meldungen der Befehlshaber der Division hervorgeht,fehlt bei den Wahposten, den Feldwahen und den Grenzbesatzungen dieentsprehende Ordnung [. . . ℄2. Das Fehlen der Signalanlagen bei den Besatzungen bewirkt, daÿ ein Wahmannniht in der Lage ist, mit einem Signal den Wahtposten zu den Wa�en zu rufenund der Wahtposten entsprehend die Grenzbesatzungen.3. Es fehlt an gut getarnten Feuerstellungen, die von einer Lafette aus von ei-ner stehenden Person entsprehend den Vorshriften feuerbereit sind und einbreites Beobahtungs- und Shuÿfeld haben.Menshen, die die Grenze übershreiten, behandelt man wie naive Kinder:Man be�ehlt ihnen niht, die Hände hoh zu heben, und dann läÿt man sie sih nihtmit dem Gesiht in Rihtung Gegner auf den Boden legen, man durhsuht sie niht,fesselt ihnen niht die Hände. Wenn jemand unter Geleit weggeshikt wird, wirddie Wa�e niht auf ihn gerihtet, die Wa�e wird niht beim geringsten Widerstandgebrauht.Es ist an der Zeit zu begreifen, daÿ die Grenze nur Banditen, Saboteure, Spione,deutshe und andere Shweinehunde übershreiten und man in der Haltung ihnenallen gegenüber entshieden und rüksihtslos sein muÿ.Der Auftrag lautet: Niht über die Grenze lassen und beim kleinsten Widerstandrüksihtslos unshädlih mahen.Alle Festgehaltenen nur der Aufklärungsabteilung der Division übergeben, und diesewird sie nah der Untersuhung an Ort und Stelle weiter an die Aufklärungsabteilungder Armee shiken.Niemanden der Festgenommenen an die Kommandantur der Stadt übergeben [. . . ℄

35.1945, 24. JuniBefehl des Kommandos der 2. Armee des WP Nr. 0150 über die Fortsetzung derrashen Aussiedlung der Deutshen CAW III. 60.5., Bl. 155Der Befehlshaber der 12. Infanteriedivision hat mir mitgeteilt, daÿ die Militärkom-mandanten der Roten Armee in den Städten Alt Damm, Stargard und Cehen dieAussiedlung der Deutshen stören und den Deutshen verbieten, ihre Häuser zu ver-lassen. Ih sehe darin nur eine Behinderung in der Ausführung der Aufgaben. Mandarf sih niht in Diskussionen mit den Kommandanten einlassen und muÿ sie vorvollendete Tatsahen stellen. Wir siedeln die Deutshen aus polnishem Territorium
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aus und handeln damit im Sinne der Direktiven aus Moskau. Mit den Deutshenverfahren wir, wie sie es mit uns getan haben. Viele haben shon vergessen, wiesie unsere Kinder, Frauen und Alten behandelt haben. Die Tshehen wuÿten so zuhandeln, daÿ die Deutshen von selbst aus ihrem Gebiet �ohen.Man muÿ seine Aufgaben auf so harte und entshiedene Weise ausführen, daÿ sih dasgermanishe Ungeziefer niht in den Häusern verstekt, sondern von selbst vor uns�iehen wird und dann im eigenen Land Gott für die glüklihe Rettung seines Kopfesdanken wird. Wir vergessen niht, daÿ Deutshe immer Deutshe bleiben werden. Beider Ausführung unserer Aufgabe dürfen wir niht bitten, sondern müssen befehlen.Der Chef des Stabes der 7. Infanteriedivision hat berihtet, daÿ die Division im Laufevon zwei Tagen über 40.000 Deutshe ausgesiedelt hat � wofür ih dem Befehlshaberder Division meine Anerkennung aussprehe.Ih befehle allen Kommandierenden der Division, mit der Aussiedlung der Deutshenin ihren Regionen rüksihtslos und shnell fortzufahren.

36.1945, 25. JuniBefehl Nr. 030 des Kommandeurs der 11. Infanteriedivision Oberst Czartoryskiüber die Festigung der erforderlihen Disziplin an der GrenzeCAW IV.521.11.14, Bl. 30Der Feind wurde besiegt, aber es läÿt sih beobahten, daÿ einzelne Deutshe, Bandi-ten und Angehörige der Vlassov-Armee in verbreherisher Absiht über die Grenzenah Osten durhzusikern versuhen.Gleihzeitig kommen Fälle vor, daÿ russishe O�ziere mit Autos und Pferden deut-she Prostituierte über die Grenze auf unsere Seite befördern, womit sie den Feindunterstützen, die O�ziersuniform entehren und die Disziplin im Grenzgebiet verlet-zen.Mit dem Ziel, ähnlihen Vorfällen vorzubeugen, sie zu verhindern und die Grenzedihter zu mahenBEFEHLE ICH:1. Alle über die Grenze gehenden Transporte sind anzuhalten, genau zu durh-suhen und bei den Reisenden die Dokumente zu überprüfen.2. Das Eindringen feindliher Elemente � aller Deutshen � auf unsere Seite nihtzu erlauben. Und alle deutshen Frauen, ohne Rüksiht auf irgendwelhe be-sonderen Umstände, rüksihtslos herauszusetzen, bei Widerspruh Autos undPferdegespanne wegzunehmen, nur die Fahrer zurük zu leiten.
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3. In Fällen der Bemühungen von seiten russisher O�ziere, deutshe Frauen aufunsere Seite zu überführen, sind diese O�ziere sofort zu inhaftieren und durhdie Aufklärungsabteilung der Division den Sowjetishen Behörden wegen derZusammenarbeit mit dem Feind zur Untersuhung zu übergeben.4. Für die entsprehende Ordnung und Disziplin an der Grenze ist der Befehls-haber der Einheit, die mit dieser Grenzstreke betraut ist, verantwortlih. Ihwarne davor, sih mit der allerkleinsten Shonung, dem Fehlen von Wahsam-keit, dem Zeigen von Shwähe shuldig zu mahen, und werde Zuwiderhan-delnde hart bestrafen und die Angelegenheit dem Kriegsgeriht übergeben.5. Der vorliegende Befehl wird dem gesamten O�ziersorps der Truppen und denSelbständigen Einheiten der Division bekannt gemaht.

37.1945 [ohne Datum℄(R.) Denkshrift in der Frage der rehtlihen Situation der Deutshen auf demGebiet der Republik PolenJona: Wysiedlenia, S. 108-1101
38.1945, 25. Juni(R.) Runderlaÿ des Generalbevollmähtigten in der Angelegenheit des Vorgehensbei der Aussiedlung der Deutshen aus den Wiedergewonnenen GebietenJona: Wysiedlenia, S. 96

1 Die Shrift wurde in der Literatur ohne Nennung des Verfassers zitiert (auh bei Jona).Esh: �Gesunde Verhältnisse�, S. 381, stellte jüngst fest, daÿ deren Autor der damalige Direktordes Büros für die Westgebiete Antoni J. Wilder war und der Adressat der Denkshrift � Wolski.Der Autor forderte die Sha�ung eines Systems der Diskriminierung der Deutshen, die sih aufRehtsvorshriften stützte, die �während der deutshen Okkupation im Verhältnis zu den Polen�angewendet worden waren.
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39.1945, 26. JuniDer Chef der Abteilung für politishe Erziehung der 7. Infanteriedivision an denChef der Verwaltung für politishe Erziehung der 2. Armee des WP in der Frageder Aussiedlung der Deutshen aus dem GrenzstreifenCAW III.5 � 222, Bl. 270Am 22. Juni 1945 begannen Einheiten der Division mit der Aussiedlungsaktion derDeutshen aus dem grenznahen Streifen. An der Aktion nehmen alle Soldaten teilauÿer den zum Grenz- und Garnisondienst notwendigen Soldaten. Je nah der Gröÿedes Dorfes und seiner Besiedlung sind Operationsgruppen gebildet worden, durh-shnittlih von d10 bis 15d Männern, die die Aussiedlungen durhführen.Die Auszusiedelnden nehmen 20 kg Gepäk mit und werden in von den Soldateneskortierten Kolonnen bis zu 10 km hinter die Neiÿe abtransportiert.Im Zusammenhang mit der Aktion stöÿt man auf eine Reihe von Shwierigkeiten,und zwar:1) Die [sowjetishen℄ Kriegskommandanten, die durh ihre Behörden niht in-formiert worden sind, wissen nihts von der Aussiedlungsaktion und störensie, indem sie die ausgesiedelte Bevölkerung häu�g zurükshiken. In solhenFällen kommt es zu Kon�ikten und Verzögerungen bei der Durhführung derAufgaben.2) Die Einheiten übernehmen auf dem evakuierten Gebiet groÿe Mengen an Vieh,das sie niht imstande sind zu bewahen, weil Leute fehlen.In einigen wenigen Fällen gelingt es, aus Deutshland zurükkehrende Arbeiter undehemalige Kriegsgefangene � Polen � zu überreden, sih auf dem Land anzusiedeln,um die Rinder, Shweine und das Hausge�ügel abzusihern. Viehherden erreihen biszu einigen Tausend Stük, und nur shnelle Hilfe in dieser Rihtung kann zukünftigeVerluste verhindern helfen. Auf dem Land bleibende Polen sind niht imstande, diezurükgelassenen Liegenshaften abzusihern und ihnen den entsprehenden Shutzzu geben.Operative Gruppen von Soldaten, die durh den politish-erzieherishen Apparatvorbereitet sind, verhalten sih würdig und voller Verständnis. Auf Fragen, warumwir in der Zeit vor der Ernte aussiedeln, wo auf den Feldern eine Menge von Getreidesteht, zu dessen Ernte die Hände zur Arbeit so dringend fehlen, wurde erklärt, daÿdies der einzige Moment sei, in dem wir uns von dem uns fremden und feindlihenElement befreien können.Die Leistung der operativen Gruppen ist groÿ. Durhshnittlih werden täglih etwa40-45.000 Leute ausgesiedelt, was in der Summe der bisherigen Aktion ungefähr eine
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Zahl von 160.000 Ausgesiedelten ergibt. Für die Leistung und Haltung der Soldatenbekamen der Befehlshaber der Division, das O�zierskorps und die Soldaten vonGeneral Sankowski Dank und Anerkennung ausgesprohen.1Die politish-erzieherishe Abteilung gab in der Angelegenheit der Aussiedlung einbesonderes Flugblatt heraus, das der Politish-Erzieherishen Verwaltung der Armeerehtzeitig vorgelegt wurde.Es wäre erwünsht, eine besondere dInstruktion herauszugeben, die festlegt, ob undwelhe Spezialisten man in den Städten und auf dem Land dulden muÿd, wie ih auhum die Aufklärung darüber bitte, ob man das Interview mit Oberst Jaroszewiz2 alsdverbindlih ansehen und auf dem Land die Landarbeiter zur Hilfe zukünftigerd Mi-litärsiedler sitzen lassen soll, weil wir bis jetzt rüksihtslos ganze Dörfer ausgesiedelthaben.Die politish-erzieherishe Abteilung tri�t Vorkehrungen, um verbliebene Liegen-shaften vor gewaltsamer Aneignung und Plünderung, die einzelne Soldaten derRoten Armee, Marodeure und aus Deutshland zurükkehrende Polen verüben, zusihern.

40.1945, 29. JuniDer Stabshef des 37. Infanterieregiments an den Stabshef der 7.Infanteriedivision, Meldung Nr. 24CAW III � 90.12, Bl. 1611. Das Regiment erfüllt seinen Dienst an der Grenze.2. Am 26. dieses Monats wurde die Aussiedlung wegen des entshiedenen Wider-spruhs der Führung der Roten Armee eingestellt. Die Soldaten blieben in ihrenStellungen und warteten auf weitere Befehle. Am 28. desselben Monats führ-ten die auf weitere Befehle wartenden Bataillonskommandeure in ihren Teil-einheiten Beshäftigungen wie Wa�enreinigung, Geräteinventarisierung, Exer-zierübungen und politish-erzieherishe Vorträge durh.Am heutigen Tag um 3.00 Uhr rükten die Teileinheiten aus ihren Aussied-lungsabshnitten aus in ihre Einquartierungsplätze ein.1 Vgl. Dokument vom 24. Juni 1945; General Józef Sankowski, Stabshef der 2. Armee.2 Das Interview mit Piotr Jaroszewiz als Stellvertretendem Generalinspektor für Militärsiedlungershien im Orzeª Biaªy vom 23. Juni 1945. In bezug auf die deutshe Bevölkerung sprah Jarosze-wiz über ihre Enteignung, Aussiedlung und Unterbringung �in speziellen Siedlungen, in zu diesemZwek zugewiesenen Häusern�; danah wird sie �gezwungen zur Arbeit in Siedlungsgruppen, alsArbeiter. Auÿerdem [meine Hervorhebung, WB℄ wird das Militär die Aussiedlung der deutshenBevölkerung hinter der Oder-Neisse-Linie organisieren und mit allen Mitteln unterstützen�. Vgl.Ogrodowzyk: Nad Odr¡, S. 33.
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3. Die Versorgung des Regiments [besteht aus℄: Brot 1, Fleish 3, Zuker 1, Grau-pen 1, militärishe Verp�egung [für℄ 2 Tage.4. Besondere Vorkommnisse: während der Aussiedlungsaktion dwurden einige be-wa�nete Deutshe, die unsere Soldaten angegri�en hatten, ershossen.d Es sindFälle vorgekommen, in denen unsere Soldaten von der Führung der Roten Ar-mee unter Beteiligung bewa�neter Deutsher entwa�net, verhaftet und geshla-gen wurden. Wegen der groÿen Entfernung der Teileinheiten vom Regiments-stab wurden genaue Angaben über die Vorgänge während der Vorkommnisseniht geshikt. In dder Stadt Reihenau wurde gestern von unserem Wah-mann ein Hauptmann der Roten Armee ershlagend, der ihn mit der Wa�e inder Hand angegri�en hatte. Die Untersuhung dauert an. Eine genaue Meldungwird nah der Sammlung präziser Daten zusätzlih erstattet.5. Der Regimentskommandeur hat verfügt: der Dienst an der Grenze ist durh-zuführen sowie die bei der Aussiedlung eingesetzten Teileinheiten nah Ein-quartierungsgebieten zu gruppieren.

41.1945, 2. JuliSonderberiht des stellvertretenden Batteriehefs der Geshützgruppe 45 mm anden stellvertretenden Kommandeur des 37. InfanterieregimentsAAN 295/VII/268, Bl. 108-108aAm 25.6.45 erhielt ih den Befehl, das Dorf Szyldau in der Region Hirszberg auszu-siedeln. Das Dorf wurde ohne den geringsten Widerstand innerhalb von drei Stundengeräumt. Als ih den Trek in Rihtung Neiÿe führen wollte, erhielt ih den Befehldes Batteriehefs, die Deutshen über Naht im Ort Szyldau festzuhalten, weil es zueinem Miÿverständnis in der russishen Kommandantur gekommen war.Am Morgen erhielt ih den abermaligen Befehl, den Trek abzushieben. Zur Be-gleitung des Treks wurden vier Kanoniere, ein Untero�zier und ein Fuhrwerk ab-gestellt. Während der Begleitung der Kolonne durh die oben erwähnten Soldatenwurden sie von vier Zivilisten, die mit Mashinengewehren bewa�net waren, über-fallen [wie sih später zeigte, war das die Kommandantur der Stadt Hirshberg℄.Die Zivilisten begannen, ohne jemandem etwas zu sagen, die Deutshen, �Alles nahHaus� [im Original deutsh℄ shreiend, auseinanderzujagen. Der den Trek führendeKanonier �liwi«ski hielt sih eng an meinen Befehl, daÿ er für diesen Trek verant-wortlih sei. Als sih ihm die Zivilisten mit geladenen Mashinengewehren näherten,rief er einen von ihnen dreimal an stehenzubleiben, worauf der Zivilist antwortete:�Verpiÿ dih, Pole�, �weil ih euh sonst alle ershieÿe�, worauf Kanonier �liwi«skimit einem Shuÿ, der diese Zivilperson shwer verwundete, antwortete. Der Rest der
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Zivilisten ergri� die Fluht, dagegen blieb Kanonier �liwi«ski auf seinem Posten undlieÿ keinen einzigen Deutshen nah Hause. Das alles spielte sih im Wald unterhalbder Stadt Hirshberg ab. Zwei Stunden nah besagtem Vorfall bekam ih den Befehl,meine Batterie zum Dorf Cyrelltal [vermutlih Zillertal-Erdmannsdorf, 7 km südöst-lih von Hirshberg℄ zu verlegen. Bei dieser Verlegung zeigte sih, daÿ die Hälfteder Soldaten entwa�net und inhaftiert worden war. Dagegen befand sih Kanonier�liwi«ski mit der ganzen Artillerieeinheit im Dorf Cyrelltal. Um drei Uhr desselbenTages fuhren zwei Lastkraftwagen mit bewa�neter [sowjetisher℄ Miliz vor, die dieBatterie umzingelten und Kanonier �liwi«ski mit Gewalt gefangennahmen. Daÿ esniht zu blutigen Kämpfen zwishen den Soldaten und der Miliz gekommen ist, istdem Batteriehef Hauptmann Osadzy zu verdanken.Kanonier �liwi«ski wurde in die Kommandantur der Stadt Hirshberg gebraht, ihbegab mih zum Militärkommandanten dieser Stadt und begann, in dieser Angele-genheit zu intervenieren. Dort wurde mir gesagt: �Maht sofort, daÿ ihr wegkommt,wir werden ihn dorthin shiken, wo er hingehört�. Und so ging uns der beste Soldatverloren, der den Befehl ausführte und auf seinem Posten ausharrte.Die zweite Gruppe mit Zugführer Klimek an der Spitze, die Deutshe geleitete, wurdeebenso von der russishen Miliz angegri�en, verhaftet und entwa�net, ohne Wa�enwurden sie durh deutshe Dörfer geführt, und die Deutshen übershütteten sie mitShimpfwörtern, lahten sie aus und spukten ihnen ins Gesiht, und der polnisheSoldat ging ohnmähtig und weinte vor Wut. Die Gruppe mit Zugführer Klimekan der Spitze wurde zwei Tage lang in einem Stall eingesperrt, ohne irgendwelhesEssen, von der russishen Miliz mit Beleidigungen belegt, am Shluÿ wurde ihnen dasPferdefuhrwerk abgenommen, und sie wurden hungrig nah Hause entlassen. SolhesVerhalten entrüstete die Soldaten tief, sie begannen zu shreien: Haben wir dafürgekämpft, damit uns jetzt die Deutshen bespuken und verspotten? Nehmt unsdiese Uniformen ab � wozu in einer solhen Armee dienen, wo jeder Sowjetmenshdas Reht hat, uns die Wa�en abzunehmen. Wir werden keine Befehle befolgen, weildie Iwans uns für die Ausführung der Befehle und das Ausharren auf unserem Posteneinsperren und unsere Kollegen spurlos vershwinden.In der ganzen Batterie herrsht eine unbeshreiblihe Wut. Ih bitte um sofortigeIntervention in dieser Angelegenheit, weil ih anderenfalls für die Moral der Batterieniht garantieren kann, auh niht für die Folgen, die die beshriebenen Vorfälle nahsih ziehen können.11 Die Fortführung dieser Angelegenheit im �Sonderberiht� des stellvertretenden Kommandeursdes 37. Infanterieregiments für politish-erzieherishe Fragen vom 2. Juli 1945, ibidem (u. a. Stim-men der Soldaten: �Wo ist �liwi«ski? Warum haben ihn Zivilisten inhaftiert? Dort shlagen ihndie Deutshen mit Siherheit in die Fresse und diese Vlassov-Soldaten und dieser Kommandantaus Hirshberg Major Ruski binden ihm die Hände fest. Der Henker soll diese Armee holen, wennuns die Zivilisten entwa�nen und uns die Deutshen in die Fresse hauen. Wozu geben sie uns Be-fehle? Wenn ein Burshe einen Befehl ausführt, wird er inhaftiert. Ist doh alles Sheiÿe mit soeiner Armee und so einer Regierung�, die Antwort des O�ziers lautete, �(. . . ) daÿ �liwi«ski ganzbestimmt zu unserer Einheit zurükkehren wird, daÿ es die Polnishe Regierung der NationalenEinheit niht zuläÿt, ihre Soldaten zu beleidigen, daÿ wir das Dorf Bernsdorf in Kürze aussiedelnund den Deutshen, der Skibi«ski ins Gesiht geshlagen hat, ershieÿen werden�, und weitere Stim-
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42.1945, 5. JuliDas Politishe Departement des MAP an das Ministerium für Arbeit undSozialfürsorge mit der Erklärung, welhe Bürger vorläu�g als Polen zu betrahtensind AAN MAP 756, Bl. 8In der Antwort auf Ihr Shreiben vom 20.6.45 Nr. 102/Uu/45 erklärt das PolitisheDepartement des MAP:a) Als Polen sind alle die Bürger polnisher Nationalität zu betrahten, die vordem September 1939 Polen waren, die während der Zeit der deutshen Ok-kupation ihre nationale Eigenart bewahrt haben und niht der Diskriminie-rung durh den Beshluÿ des Dekrets vom 31.8.44 über das Strafausmaÿ fürfashistish-hitlerishe Verbreher unterliegen (Dz.U.P. Nr. 4, Pos. 16),b) alle jene Bürger polnisher Nationalität, die ehemals Bürger des DeutshenReihes waren, die eine vorläu�ge, die polnishe Staatsbürgershaft nahwei-sende Besheinigung vorlegen werden,) alle die Bürger polnisher Nationalität, die in der Zeit der Okkupation zur drit-ten oder vierten Kategorie der Volksdeutshen gehörten und zur Zeit Anträgeauf Rehabilitierung einreihen und entsprehende Besheinigungen vorlegenwerden.
43.1945, 6. JuliErlaÿ des Oberkommandos der Polnishen Armee in der Angelegenheit derAussiedlungsaktion der Deutshen hinter Oder und NeiÿeCAW III � 4.635, Bl. 175-176An die Befehlshaber der 1. und 2. ArmeeDadurh, daÿ die Aussiedlungsaktion der Deutshen hinter die Oder und Neiÿe nihtmit den Organen der ö�entlihen Verwaltung und den staatlihen wirtshaftlihen

men der Soldaten: �Wenn wir in dieses Dorf fahren, um es zu räumen, werden uns die Zivilistenwieder entwa�nen. Und wenn du niht die Wa�e hergeben willst, dann werden dir zwei Zivilistenihre Pistolen an die Shläfe halten, und der Shwabe wird dir in die Fresse hauen.� �Die habenuns die sehs Jahre lang noh niht genug ausgeplündert.� �Und wenn du einen Befehl ausführstund befehlsgemäÿ shieÿen wirst, dann kommt shon wieder eine Bande ehemaliger SS-Leute, greiftdih wie �liwi«ski und murkst dih ab (. . . ) Sobald �liwi«ski zurükkommt, siedeln wir das DorfBernsdorf aus, und Skibi«ski ershieÿt diesen Shwaben, der ihn in die Fresse shlug.�
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Organen abgesprohen war, ist es in einer Reihe von Ortshaften zu ernsthaftenwirtshaftlihen Shäden für den Staat gekommen.Um derartiges in Zukunft zu vermeiden, b e f e h l e ih:1. Die Aussiedlungsaktion der Deutshen muÿ im engen Einvernehmen mit denBehörden der ö�entlihen Verwaltung durhgeführt werden.2. Bei der Aussiedlungsaktion ist der Grundsatz zu befolgen, daÿ die Industriebe-triebe und alle anderen wirtshaftlihen Einrihtungen infolge der Aussiedlungniht zerstört und verwüstet werden.Spezialisten, die in Industriebetrieben arbeiten, in solhen wie z. B. Berg-werken, sollte man zurükbehalten, sie mit entsprehenden Besheinigungenausstatten und ihnen die Verantwortung für die Erhaltung und Siherung derBetriebe übertragen.Die Belegshaft darf man nur bis zu einem solhen Stand verringern, daÿ derBetrieb niht zerstört wird.3. In den landwirtshaftlihen Gebieten muÿ man antihitlerishe Elemente ausder deutshen Bevölkerung in entsprehender Zahl auswählen, um Shutz undP�ege bei den Herden und bei Hab und Gut zu sihern. Auh ist die Notwen-digkeit der Ernteeinbringung zu berüksihtigen.Die in der Landwirtshaft verbliebenen Deutshen sind mit entsprehendenDokumenten zu versehen, und es ist ihnen die Verantwortung für das gesamteHab und Gut und die Wirtshaft zu übertragen.4. Gleihzeitig mit der Aussiedlung der Deutshen muÿ ein entshiedener Kampfgegen Raub und Plünderung aufgenommen werden, Mittel bis zu den härtestenStrafen sind anzuwenden.5. Das zurükgebliebene Vermögen ist zu inventarisieren und als Staatseigentumsiherzustellen [. . . ℄1

1 Die Punkte 6-8 betre�en die Repatriierung der Polen und entsprehende Absprahen mit densowjetishen Militärbehörden.
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44.1945, 7. JuliDer stellvertretende Chef des Gesundheitsdienstes des WP für Fragen derpolitishen Erziehung Oberst Dr. Samet an den Stellvertretenden Oberbefehlshaberfür Fragen der politishen Erziehung über die Visitation im Arbeitslager Ok�ieCAW III. 2.339, Bl. 36Im Zusammenhang mit der durhgeführten sanitären Aktion, das Flek�eber in dendeutshen Gefangenenlagern in Warshau1 zu beseitigen, habe ih heute Nahmittagunser Krankenhaus visitiert, das diese Erkrankten aufnimmt. Eine starke Verelen-dung fast aller Kranken (zur Zeit der Besihtigung 455) und zwishen zehn undzwanzig Jugendliher veranlaÿte meine sofortige Reise mit dem Hauptepidemiolo-gen zu einem der Lager, und zwar zum Arbeitslager Ok�ie.Obwohl an diesem Tag bis zu unserem Eintre�en shon, wenn ih mih niht irre, 130Kranke (das Lager zählte 500 Gefangene) in das Krankenhaus eingeliefert wurden,verlangt das Bild, das sih mir bot, eine s o f o r t i g e Inspektion und Interventionvon seiten der Politish-Erzieherishen Hauptverwaltung.Als Beispiel nenne ih:In einem der Räume liegen shwerkranke Frauen auf Zementboden nur mit ein wenigverteiltem Stroh, teilweise im Wasser, einige von ihnen im Sterben, darunter zweiLeihen, eine davon mit Wundbrand, und erregen Ekel und Grauen selbst bei einemMenshen, der von Berufs wegen ähnlihe Anblike gewöhnt ist.Möglih, daÿ die Kommission bei der durhgeführten Inspektion des oben erwähn-ten Arbeitslagers shon nihts mehr feststellen wird, weil vermutlih alle Krankenweggebraht werden, und auf unsere mehrmalige Forderung hin wenigstens teilweiseOrdnung hergestellt wird. Ih betone, daÿ es in Warshau einige solher Lager gibt(G�sia, Koszykowa), aus denen wir auh Kranke abtransportieren und in denen dieBedingungen nah Ansiht unserer Spezialisten sogar zu den geringsten sanitärenAnforderungen im Widerspruh stehen.Aus verständlihen Gründen meine ih, daÿ es niht ausreiht, nur das jetzt fest-gestellte Übel zu bekämpfen, man sollte gleihzeitig diejenigen zur Verantwortungziehen, die die Zivilbevölkerung und die Polnishe Armee in Warshau und in ganzPolen mit der Epidemie gefährden und deren Handlungen gleihzeitig mit unserenGrundsätzen unvereinbar sind.Der Gesundheitsdienst der Polnishen Armee bietet alle Kräfte für den Kampf gegendie Epidemie, hat ein spezielles Krankenhaus dafür abgeteilt, shikt sein Personalin die Lager und bildet unter den Kriegsgefangenen Sanitäter aus.1 Wir wissen nur sehr fragmentarish über diese Epidemien Besheid. So shikte z. B. dasGefängnis in Mokotów um die Wende Mai/Juni 1945 täglih Informationen über die Anzahl derGestorbenen an das MBP (30. Mai: 10 Personen, 31. Mai: 6, 1. Juni bis 10.30 Uhr: 5; AAN DWO3/1, Korrespondenz der Zentrale mit dem Gefängnis Mokotów) .
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45.1945, Juli [ohne Tagesdatum, nah dem 9.℄Protokoll der Kommission des militärishen Gesundheitsdienstes über dieInspektion in den Institutionen des Ministeriums für Ö�entlihe Siherheit und imEvakuierungs-Spital Nr. 2138 in Otwok, durhgeführt durh die Kommission desMilitärgesundheitsdienstes CAW III. 2.339, Bl. 88-90Am 8. und 9. Juli 1945 wurde auf Grund des Befehles des Chefs des Gesundheits-dienstes der Polnishen Armee General Moguzy im Zusammenhang mit dem Aus-bruh der Flektyphusepidemie unter den Kriegsgefangenen eine Kommission fürdie Durhführung einer Inspektion des sanitären Zustands in den Institutionen desMinisteriums für Ö�entlihe Siherheit und im Krankenhaus für evakuierte KrankeNr. 2138 gebildet.Der Kommission gehörten an:1. als Vorsitzender der Kommission � der Stellvertretende Chef des Gesundheits-dienstes der Polnishen Armee für politish-erzieherishe Fragen Dr. OberstSamet2. als Kommissionsmitglied � Hauptinternist der Polnishen Armee Brigadegene-ral Prof. Dr. Nowodworski3. als Kommissionsmitglied � Hauptepidemiologe der Polnishen Armee OberstSynowie.Die Kommission stellte folgendes fest:I. Das Zentrallager für Kriegsgefangene in Warshau in der G�sia-Straÿe 261. Das Lager ist in ausgebrannten Gebäuden ohne Dah und Fenster unter-gebraht, in dem Teil des Gebäudes, der ein Dah hat, regnet es wegenseiner Beshädigung gleihfalls durh. Die Gebäude eignen sih absolutniht als Quartiere.2. Das Lager erfüllt auh niht die allernotwendigsten sanitären Anforderun-gen, und zwar gibt es keine Badestellen, Desinfektionskammern, zu wenigKlosetts, und diese sind in shlehtem Zustand. Es sind auh unzureihendwenig Washbeken vorhanden.3. Das zum Lager gehörige �Lazarett�, in dem sih 36 Flektyphuserkranktebe�nden, ist ebenfalls in einem zerstörten Gebäude untergebraht. DasLazarett besitzt niht das notwendige Sanitätspersonal und niht einmaleine primitive Ausstattung.
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Wegen der fehlenden Fenster ist es im �Lazarett� kalt, und es herrsht einständiger Durhzug, was konsequenterweise vershiedene gesundheitliheKomplikationen nah sih zieht.4. Unter den Kriegsgefangenen wurde eine groÿe Anzahl von Personen mitalimentärer Dystrophie in vershiedenen Stadien und mit Hypovitaminosefestgestellt.15. Während der Mittagessensausgabe wurde festgestellt, daÿ die ausgegebe-nen Portionen niht der Menge der ausgegebenen Produkte entsprahen.Bei einigen Kriegsgefangenen wurden die Mahlzeiten direkt nah der Aus-gabe inspiziert, das ergab Suppe in einer Menge von etwa 400 Gramm,mit Klöÿen im Gewiht von etwa 10-15 Gramm Mehl; dabei hat man ausdem Lebensmittellager dafür 95 Gramm Mehl pro Person genommen.Festgestellt wurde, daÿ in der Kühe keinerlei Kontrolle besteht, was imErgebnis den Diebstahl der Produkte begünstigt.6. Die von der Leitung des Gesundheitsdienstes der Polnishen Armee de-legierte Gruppe von Ärzten und medizinishem Hilfspersonal mit einemEpidemiologen an der Spitze und mit vier Autos (Dushen, Desinfektions-kammern) leisteten groÿe und nützlihe Arbeit, wie Isolierung, sanitär-hygienishe Eingri�e, ärztlihe Hilfe und Evakuierung der Kranken insKrankenhaus.7. Unter den Kriegsgefangenen be�nden sih mit sihtbarer alimentärer Dys-trophie befallene Halbwühsige im Alter von 13-15 Jahren.8. Während der Inspektion war die Kommission Zeuge folgenden Shau-spiels: unweit der Kühe fand die �Gymnastik� einer Gruppe von Kriegs-gefangenen (5-6 Personen) statt, die gezwungen wurden, über eine längereZeit in Kniebeuge mit vor sih ausgestrekten Armen zu hoken, weil sieversuht hatten, in der Kühe ein zweites Mal Suppe zu erhalten.9. Die aus diesem Lager ins Krankenhaus nah Otwok gebrahten Kranken�elen nah der Aussage des Kommandanten des Krankenhauses gierigüber das Wasser und über das Essen her und erklärten, daÿ man ihnenseit einigen Tagen kein Wasser gegeben habe.II. Das Arbeitslager am Flughafen Ok�ie10. Vor der Ankunft der Kommission im Lager wurden 125 Kriegsgefangenemit Verdaht auf Flektyphuserkrankung ins Krankenhaus und die ver-bliebenen ins Zentralarbeitslager in der G�sia-Straÿe 26 gebraht.11. Keiner der Leiter oder Ärzte beshäftigte sih mit der Beseitigung diesesEpidemieherdes, dagegen befaÿte sih die Wahmannshaft des Lagers1 Dystrophie � Ernährungsstörung des Gewebes, der Organe oder des ganzen Organismus, zuatrophishen Veränderungen führend, zu Degenerierungen und Hypertrophien; Hypovitaminose �die Krankheit entstand infolge von Vitaminmangel im Organismus; die Autoren beshreiben hiero�ensihtlih die Folgen einer extremen Unterernährung der Häftlinge und Kriegsgefangenen.
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mit Handel und Verkauf einer groÿen Anzahl der von den an Flekty-phus Gestorbenen zurükgelassenen Sahen an die Zivilbevölkerung. DerBefehlshaber dieser Wahmannshaft war Feldwebel KOTOW M.G. Allediese Hinterlassenshaften wurden von zwei Frauen kon�sziert und an Ortund Stelle verbrannt.12. Von den 500 hier arbeitenden Kriegsgefangenen erkrankten etwa 200 Per-sonen, die Mehrzahl von ihnen war sehr ausgezehrt, und ein Teil von ihnen(etwa 30 Personen) war in einem Gebäude, wahrsheinlih in der frühe-ren Garage, auf einem Zementboden mit einer dünnen Shiht aus nassemStroh untergebraht, und viele von ihnen befanden sih im Zustand derAgonie, und unter diesen letzten wiederum wurden Leihen gefunden. Inbesagtem Raum herrshte shwere Luft von Kot und Urin.13. In diesem Lager war keinerlei Hilfe organisiert.III. Das Krankenhaus für evakuierte Kranke Nr. 2138 in Otwok14. Das Krankenhaus mit 1200 Betten wurde im Laufe von 24 Stunden einge-rihtet. Bis zum Zeitpunkt der Besihtigung des Krankenhauses waren 839Kriegsgefangene aufgenommen worden. Unter den dort untergebrahtenKranken wurden nah den ersten Untersuhungen festgestellt:197 Flektyphuskranke56 Unterleibstyphuskranke9 RuhrkrankeBei den anderen Kranken wird der Krankenbefund im Verlauf der Unter-suhungen festgestellt werden. Fast alle Kranken be�nden sih im Zustandder Dystrophie vershiedener Stadien. Der Kommandant des Kranken-hauses Oberstleutnant Dubrawin hat die ihm übertragene Aufgabe guterfüllt.IV. Das Gefängnis in der Rakowieka-Straÿe 37Die von der Leitung des Gesundheitsdienstes der Polnishen Armee dele-gierte Gruppe ärztlihen Personals mit dem Epidemiologen Hauptmann Po-nomarow an der Spitze leistete eine enorme Arbeit: sanitär-hygienishe Be-handlung, Segregation, Isolierung, Krankenhauseinweisung der Kranken undsanitär-hygienishe Behandlung der verlausten Gesunden.Die Verlausung ist fast beseitigt.43 Flektyphuskranke wurden in das Krankenhaus Nr. 2138 überwiesen.Eine Isolierstation wurde eingerihtet.Die Kranken wurden ordentlih versorgt, gebadet und mit frisher Wäshe an-gekleidet. Im Gefängnislazarett führt man die notwendige Ordnung ein. Vor derAnkunft der von der Leitung des Gesundheitsdienstes der Polnishen Armeedelegierten Ärztegruppe lagen nah Aussage des Epidemiologen HauptmannPONOMAROW die Kranken niht nah Krankheiten voneinander abgeteilt,
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ohne sanitäre Versorgung, obwohl sih im Lazarett eine Badestelle be�ndet; da-bei waren inmitten der Kranken längere Zeit hindurh Leihen liegengelassenworden.15. Während der Kontrolle der Ernährung wurde festgestellt, daÿ:a) die Häftlinge shon seit zwei Wohen überhaupt kein Fleish mehrbekommen hatten,b) während der letzten Tage Gemüse fehlte,) anstatt der ihnen zustehenden 2400 Kalorien die ausgegebenen Pro-dukte nur 1550 Kalorien entsprahen.Am 9. Juli wurden ausgegeben:1. Zuker 10 Gramm 40 Kalorien2. Brot 400 Gramm 760 Kalorien3. Buhweizengrütze 50 Gramm 150 Kalorien4. Erbsen troken 50 Gramm 160 Kalorien5. Butter p�anzlih 60 Gramm 80 Kalorien6. Weizenmehl 95% 100 Gramm 360 KalorienZusammen 1550 KalorienV. Zentrales Gefängniskrankenhaus in Ok�ie (Krankenhausarzt Stozewski)Im Krankenhaus be�nden sih 93 Kranke, die Mehrheit von ihnen ohne Diagno-se, sie liegen vermisht; unter ihnen eine groÿe Anzahl von Flektyphuskran-ken. Eine Krankheitsgeshihte wird überhaupt niht geführt. Die Temperaturwird unregelmäÿig gemessen. Die Kranken (Männer) haben keine geshnitte-nen Haare. Keine ärztlihe Behandlung wird vorgeshrieben. Nah der Aussa-ge eines Arztes gibt es überhaupt keine Arzneimittel. Auÿer dem Arzt gibt esüberhaupt kein medizinishes Personal.Wie aus den Antworten der Kranken hervorgeht, kaufen die Gefangenen ihreMedikamente von ihrem eigenen Geld. Kontrollen der Ernährung gibt es niht.SCHLUSSFOLGERUNG:1. Viele Fakten, die während der Inspektion durh die Kommission ans Tageslihtkamen, zeugen von Miÿhandlungen an den Kriegsgefangenen.2. Die Arbeit des Sanitätsdienstes des Ministeriums für Ö�entlihe Siherheit inLagern, Gefängnissen und Lazaretten ist völlig ungenügend organisiert.3. In den Lagern sind absolut keine Bedingungen gesha�en für die Internierungder Personen, die zur Arbeit vorgesehen sind.4. Weil während der ersten Fälle von Flektyphus und anderen anstekendenKrankheiten, die in den Lagern und Gefängnissen noh in den Monaten Maiund Juni auftraten, keine präventiven Mittel eingesetzt wurden, lieÿ man eszur Ausbreitung von Epidemien kommen.
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5. Die Lagerleitung (Oberleutnant Trzinko) unternahm keine Shritte, um dennotwendigen Mindestanforderungen in den Quartieren zu genügen und die In-ternierten in den Lagern unterzubringen. Auh wurden keine sanitären Verhält-nisse gesha�en wie: die Einrihtung von Badestellen, Desinfektionskammern,Wäshereien, Washbeken, Toiletten usw.6. Die absolut unzureihende Ernährung in den Lagern führt zu Entkräftungenund Erkrankungen (unter diesen auh epidemishe) mit einem hohen Prozent-satz an Sterblihkeit.7. Bei der Flektyphusepidemie in den Lagern droht die Gefahr, daÿ sih dieEpidemie unter der Zivilbevölkerung und den Armeeangehörigen ausbreitenkann.8. Flektyphus wurde unter den Internierten sowohl in den Lagern wie auh beiden auÿerhalb des Lagers zur Arbeit gehenden Häftlingen in vershiedenenRegionen Polens (Bromberg, Thorn, Gróje usw.) festgestellt.So wurden z. B. im Kreis Gróje unter den Gefangenen, die sih zur Arbeitauf Landgütern be�nden, 150 Fälle von Flek�eber notiert.2
2 Im Sterbebuh des Zentralarbeitslagers (COP) Warshau wurden in der Zeit vom 16. Mai biszum 16. Juli 1945 348 Tote, in den zwei folgenden Monaten 245 Tote, in zwei weiteren 87, insgesamtin der Zeit vom 16. Mai bis 17. November 1945 682 oder 683 Tote eingetragen; AAN DWO 5/9.46.1945, 9. JuliReferat des Unterstaatssekretärs im Gesundheitsministerium, des LeitendenAuÿerordentlihen Kommissars für den Kampf gegen die Epidemien, JerzyMokrzyki1, vorgetragen auf der Konferenz im GesundheitsministeriumAAN Min. Zdrowia 14, Bl. 14-17[. . . ℄2 Ein halbes Jahr lang haben wir es gesha�t, ohne Epidemie durhzustehen.Winter und Frühling vergingen in dauernder Angst. Es tauhten Anstekungsherdevon Unterleibstyphus, Flektyphus und Blutruhr auf. Jedoh gelang es uns, das inden Gri� zu bekommen, und wir können sagen, daÿ wir bisher keine Epidemie gehabthaben. Als das Gesundheitsministerium eingerihtet wurde, fragten wir uns, ob dasAuÿerordentlihe Kommissariat [zum Kampf gegen Epidemien℄ notwendig sei oder
1 Jerzy Mokrzyki (1905-1954), PPS, Oberster Auÿerordentliher Kommissar zum Kampf gegendie Epidemien.2 Die Konferenz befaÿte sih vor und nah dem Auftritt Mokrzykis mit vershiedenen organi-satorishen Fragen.
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niht, weil die epidemishe Lage im Mai letzten Jahres niht bedrohlih war. Jedohkann es in Zukunft anders sein, folglih muÿ eine spezielle Behörde zum Kampf gegenEpidemien entstehen.Wie die augenbliklihe Situation ist, wie es aussieht und wie die epidemishen Aus-sihten für die Zukunft sind? Der Boden, auf dem sih eine Epidemie entwikelnkann, sieht wie folgt aus: Auf dem Gebiet Polens erfolgten im Laufe von sehs Jah-ren Okkupation Bevölkerungsvershiebungen, und auf dem Gebiet des sogenanntenGeneralgouvernements, wo die Deutshen eine groÿe Masse der Bevölkerung kon-zentrierten, entstand eine Verdihtung der Bevölkerung, und gleihzeitig mit demBeginn der O�ensive, die Polen befreit hat, entstand in den Westgebieten eine Lee-re, verursaht durh das Verlassen dieser Gebiete durh die deutshe Bevölkerung.Im März 1945, nah der O�ensive, sah die Situation wie folgt aus: in den Ostge-bieten und in Zentralpolen herrshte Gedränge, die nahen Westgebiete waren mäÿigbevölkert und die Gebiete im entfernteren Westen und an der Küste sehr shwah.Wie sieht die Situation hinsihtlih der Widerstandskraft der Bevölkerung gegenEpidemien in diesen Gebieten aus?Polen drohen drei anstekende Krankheiten: Unterleibstyphus, Flektyphus undBlutruhr: (das heiÿt niht, daÿ in unseren Gebieten niht auh andere ansteken-de Krankheiten ausbrehen können). Wenn es um die Widerstandskraft geht, so istmeiner Meinung nah die Bevölkerung der östlihen und zentralen Wojewodshaftenimmun, weil in den östlihen Gebieten in den Jahren 1941/42 groÿe Flektyphus-epidemien wüteten. Gleihzeitig erinnert sih die Bevölkerung dieser Gebiete nohan den Kampf mit der Epidemie im Jahr 1920/21, also auh die ältere Generationwurde shon immunisiert, und trotz fataler sanitärer Verhältnisse brauht sie sihniht vor einer Epidemie zu fürhten. In den westlihen Gebieten sieht die Lage an-ders aus, weil die Bevölkerung mit dem Flektyphus niht in Berührung kam unddeswegen für die Erreger ein empfänglihes Element darstellt. Jedoh kann wegender dünnen Bevölkerungsdihte und des höheren Niveaus der persönlihen Hygienein den Westgebieten von einer Verlausung niht die Rede sein, und die Aussihtenfür diese Gebiete sind eher günstig.Was den Unterleibstyphus betri�t, so wurde die Stadtbevölkerung vom Okkupantengeimpft, und deswegen ist ihre Widerstandskraft groÿ, und auÿer mit der Möglih-keit, daÿ lokale Krankheitszentren entstehen, müssen wir niht mit einem Ausbruhder Epidemie rehnen.Bei dem Problem der Blutruhr sieht es anders aus, sie ist für uns die Hauptgefahr fürdie Zukunft. Wir müssen mit einer gewaltigen Epidemie der Blutruhr rehnen, weildie Widerstandsfähigkeit kurzfristig und shwah ist. Shon in den Jahren 1941/43gab es eine Blutruhrepidemie mit einer massenhaften, aber leihten Erkrankung derBevölkerung, bei den Kindern gab es aber groÿe Verluste.Es gibt noh ein Element, das eine enorme Rolle in der Verbreitung der Epidemienspielt: die Bevölkerungsbewegungen. In der Zeit des Krieges ist die Landstreihereigestiegen. Landstreiher sind sowohl Diebe und Lebensmittelspekulanten als auh
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Repatrianten, Aussiedler und Umsiedler. Seit März 1945 sind wir Zeugen riesigerBevölkerungsbewegungen durh ganz Polen. Auÿerdem erwarten uns noh1. die Repatriierung aus dem näheren Osten3, etwa drei Millionen Menshen, diehauptsählih in die Westgebiete geleitet werden;2. die Repatriierung aus dem Westen � das sind Massen von Polen, Hundert-tausende, die aus den Straflagern oder von der Zwangsarbeit auf dem Ge-biet Deutshlands ins Land zurükkehren. Auÿerdem erwartet uns noh dieRükkehr von etwa zwei Millionen Polen aus von den amerikanish-englishenArmeen besetzten Gebieten;3. die Repatriierung aus dem ferneren Osten, etwa eine halbe Million polnisherBevölkerung aus dem Inneren Ruÿlands. Das ist eine zahlenmäÿig geringe Re-patriierung, stellt aber vom Gesihtspunkt der anstekenden Krankheiten eineernste Bedrohung dar, weil die polnishe Bevölkerung auf dem ganzen GebietRuÿlands verstreut war, auh in den Grenzgebieten zu China und Afghanistan,wo vershiedene Epidemien wie Cholera, Malaria und Wehsel�eber wüten.Auÿer diesen drei Bewegungen gibt es noh die russishe Repatriierung, und wennwir noh die Truppenbewegung vom Westen nah Osten dazurehnen, haben wireine ganze Völkerwanderung vor uns. Deswegen ist das Problem der Bevölkerungs-bewegungen für uns der epidemiologishe Hauptfaktor. Und wir können erwarten,daÿ in den Westgebieten, wo sih die anfällige Bevölkerung be�ndet, die Möglihkeitvon Epidemien anstekender Krankheiten entstehen kann.Wie ist der Grad der Widerstandsfähigkeit der Massen in der Frage des Flektyphusbesha�en? In diesem Fall muÿ ih Pessimist sein. Wenn es um den sanitären Zustandgeht, so ist die aus den deutshen Lagern zurükkehrende Bevölkerung shmutzig undverlaust, und auh die Repatriierung aus dem Osten stellt sih in dieser Hinsiht inerbärmlihem Zustand dar. Diese Bevölkerung ahtet niht im geringsten auf per-sönlihe Hygiene, bringt in die Westgebiete Läuse mit, und heute sind wir Zeugendavon, daÿ dort, wohin die Repatrianten kommen, Flektyphus auftritt. In den Ost-gebieten breitet sih dieser Typhus niht aus, im Westen hat die Bevölkerung jedohkeinen Typhus hinter sih gebraht, also müssen wir auf eine Epidemie gefaÿt sein.Ih ho�e, daÿ alle Kollegen das in Rehnung stellen, was ih sage.Unterleibstyphus kann überall vorkommen, aber dank einer umfassenden Impfaktiondürfen wir ho�en, daÿ es niht zur Epidemie kommt.Warum müssen wir mit der Blutruhrepidemie rehnen? Im Monat August kann es aufdem ganzen Gebiet Polens zu einer sehr bedeutsamen Verstärkung dieser Krankheitkommen. Die sanitären Bedingungen begünstigen eine Ausbreitung der Blutruhr.Im allgemeinen meinen die Menshen, daÿ Epidemien Begleitersheinungen von Krie-gen seien. Das ist eine falshe Vorstellung, weil Epidemien meistens erst nah Be-endigung eines Krieges mit voller Wuht wüten. Wenn wir das Jahr 1945/46 ohne3 Der Redner meint die ehemaligen polnishen Ostgebiete.
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Epidemie überstanden haben werden � dann werden wir Optimisten sein können.Aber im Augenblik deuten vershiedene Zeihen am Himmel darauf hin, daÿ dieLage niht unter Kontrolle ist und daÿ sie sih vershlehtert. Ih erinnere hier andie deutshen Lager, die eine Brutstätte anstekender Krankheiten sind. Groÿe An-sammlungen von physish ershöpften Menshen bieten ein anfälliges Material fürden Ausbruh einer Epidemie. In Lagern für Kriegsgefangene und Volksdeutshesind shon Unterleibstyphus, Flektyphus und Blutruhr in Ersheinung getreten, undspäter können sih solhe Krankheiten auf die Zivilbevölkerung übertragen. Dies istein alarmierendes Signal dafür, daÿ uns ein Kampf gegen Epidemien erwartet undwir unsere tehnishen Möglihkeiten niht rihtig einshätzen können. Um diesenKampf erfolgreih zu bestehen, müÿten shon seit einer Reihe von Monaten riesi-ge Mittel zur Verfügung stehen, um einen ganzen Apparat einzurihten und zumKampf bereit zu sein. Wir müssen uns also eingestehen, daÿ wir diese Arbeit nihthundertprozentig ausführen werden, man muÿ aber tun, was man kann [. . . ℄.

47.1945, 11. JuliMitteilung aus der Konferenz der Abteilungsleiter des StaatlihenRepatriierungsamtes (Pa«stwowy Urz¡d Repatriayjny, im folgenden: PUR)AAN PUR II/17a, Bl. 84-86[. . . ℄1Zu Beginn erstattete Dr. Pogorzelski einen Beriht über seine Inspektionsreise durhdie Westgebiete.Die Reise begann in Piªa/Shneidemühl als erster Station; dann begab sih dieDelegation auf die Reise durh Szzeinek/Neustettin, Koªobrzeg/Kolberg, Szze-in/Stettin, Arnswalde, Starogród, Gorzów/Landsberg, Zielona Góra/Grünberg,Wroªaw/Breslau, Jelenia Góra/Hirshberg und einige Zwishenstops in der RegionLignia/Legnia/Liegnitz. In Szzeinek/Neustettin präsentierte sih der Etappen-punkt niht shleht, aber die Russen hatten einen Teil des Gebäudes besetzt, dasfür das PUR vorgesehen war. In Kolberg gibt es keinen solhen Punkt, dagegenin Koerlin/Körlin. In Koszalin/Köslin war eine Atmosphäre der Unsiherheit unddes Abwartens spürbar, wann die Deutshen aus diesen Gebieten weggehen wür-den. In Jelenia Góra/Hirshberg wurde die Delegation Zeuge einer Massenaussied-lung der Deutshen, die ihre Wohnungen innerhalb von 24 Stunden hatten verlassenmüssen. Die Chausseen waren vollgestopft überwiegend mit Frauen mit Kindernund Alten, die Handkarren zogen, die mit deutshem Hab und Gut beladen waren,das die erlaubten 20 Kilogramm übershritt. Über die Reihenfolge bei der Entfer-nung der Deutshen wahte polnishes Militär. Die Deutshen wurden nah jenseits1 Weggelassen wurden die Anwesenheitsliste, Personalfragen des PUR, �nanzielle Fragen unddie Organisation der Ansiedlungsaktion.



178 Dokumente der Zentralbehörden
der Oder geleitet. Bei der Fahrt durh weitere Städte wie Wroªaw/Breslau, Staro-gród/Stargard beobahteten wir eine ähnlihe Aussiedlungsbewegung, obwohl sihim weiteren Verlauf der Reise zeigte, daÿ die ganze Aktion, so wie sie durhge-führt wurde, unangemessen und niht mit den Verwaltungsbehörden abgesprohenwar, die von der Aussiedlung der Deutshen überrasht worden waren; die Bürger-meister shrieben an die Militärbehörden, um eine gewisse Anzahl von Deutshenzurükzubehalten, weil alle Handwerksbetriebe, Fabriken, Elektrizitätswerke, Kran-kenhäuser sowie die herannahende Ernte vorerst die Anwesenheit dieser Deutshenverlangen. Die Aussiedlung wäre vernünftig, wenn man die Deutshen vorerst dortlieÿe, wo sie sind, und sie dem Zu�uÿ von Repatrianten entsprehend wegsha�t.In allen Städten und Ämtern herrshte ein derartiges Chaos, daÿ man sih nihtruhig unterhalten konnte (die Beamten wuÿten niht, wie sie sih den massenhaftenRaubüberfällen und Plünderungen von Wohnungen gegenüber verhalten sollten). Imweiteren Verlauf ihrer Reise wurde die Delegation Zeuge der aus der Gegenrihtunglaufenden Bewegung der in ihre Wohnungen zurükkehrenden Deutshen, die shonmehrmals von Polen in Besitz genommen worden waren. Es erhob sih die Fragenah der gemeinsamen Ansiedlung der Polen mit den Deutshen; die Polen muÿtenoft die bereits übernommenen Bauernhöfe räumen. In allen Städthen, wo PUR seineNiederlassungen hat, klagt man über den Mangel an Arbeitskräften und das Aus-bleiben von Transporten mit Repatrianten. Überall ist die Ernährung leidlih, einzigin Szzein/Stettin, wo es keine polnishen Vertretungen gibt, herrsht Hunger. [. . . ℄In Starogród/Stargard bestehen im Durhgangslager erbärmlihe sanitäre Verhält-nisse, es ist aber gut organisiert, obwohl es dort entsetzlih drekig ist. Verantwortlihist der Leiter des Durhgangslagers und der Arzt, der gleihzeitig Kreisarzt und Arztder Sanitätsstation war und sih selbst niht zu helfen wuÿte. Weil der Reserveo�-zier Dr. Morawski vor Ort war, wurde er auf die Stelle gesetzt, die bisher Dr. Kubikibekleidet hatte; er wird ausshlieÿlih für Angelegenheiten des PUR zuständig sein.Er bekommt 11.000 Zªoty monatlih, die vom Auÿerordentlihen Kommissariat zurBekämpfung von Epidemien festgesetzt wurden, das neun Millionen zum Zwek derRepatriierung aus dem Westen erhalten hat. Das ist das Minimum dessen, was jederder Ärzte bekommen muÿ, um arbeiten und seine Familie ernähren zu können. Esmaht sih, besonders unter dem Hilfspersonal, Erbitterung bemerkbar (die Shwe-stern des PUR verdienen monatlih 700 Zªoty, diejenigen dagegen, die aus dem Bud-get des Auÿerordentlihen Kommissariats zur Bekämpfung von Epidemien bezahltwerden, bekommen 4.000,-).In dem Städthen Arnswalde wurden groÿe Anstrengungen des Leiters des Durh-gangslagers wahrgenommen, dort weiÿ man sih unter sehr shwierigen Bedingungenzu helfen und führt seine Arbeit gewissenhaft aus.Der erfreulihste Augenblik der Reise war die Besihtigung der Reihtümer, die inder Industrie und den Sanatorien steken (u. a. Jelenia Góra/Hirshberg). Dort lagein Kurortzentrum des Dritten Reihes; die Deutshen investierten viel Geld in dieseEinrihtungen, die fast unversehrt geblieben sind und niht ausgeplündert wurden,sie sind sogar mit Lebensmittelvorräten versehen, und jedes Krankenhaus kann viele
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Monate lang seine Kranken ernähren (Vorräte an Shokolade, Reis, Konserven usw.).In jedem Sanatorium sind Stöÿe von Wäshe gelagert, es gibt aufwendig eingerihteteKühen und Wäshereien. Im Vergleih zu diesen Kurorten steht Zakopane beispiels-weise auf mittlerem Niveau. Die gesamte Politik sollte sih verp�ihtet fühlen, dieseSanatorien zu sihern. Es ist ein auÿergewöhnliher Zufall, daÿ die Russen keinenAnspruh auf diese Sanatorien erheben. Die Verwaltung der Krankenhäuser sowiedie Stellen für die Ärzte und das Personal sind bis jetzt mit Deutshen besetzt. Dortfehlen Ärzte, Verwalter, Köhe usw. (Polen).Dort gibt es eine pharmazeutishe Industrie, es sind dort Dutzende von Fabriken fürZellulose und für Porzellan in Betrieb, sie produzieren vershiedene Seidensto�e undTeppihe. Überwiegend werden diese Fabriken von Deutshen geleitet.Man sollte diesen Reihtum sihern und gegebenenfalls in das Landesinnere bringen[. . . ℄. Leiter Krzywopisz erstattet einen kurzen Beriht über die Aktivitäten derInspektionsabteilung im letzten Monat.Es wurden eine Reihe von Etappenpunkten und Abteilungen, wie Pozna«/Posen,Bydgoszz/Bromberg, Gorzów/Landsberg, sowie Ansiedlungsinspektorate kontrol-liert. Es wurden Sonderermittlungen durhgeführt. Es gab Reisen zu Organisations-zweken, die Inspektor Wittzak leitete. Einige Personen wurden suspendiert. Eswurden Anträge auf Entlassung oder Versetzung auf andere Dienststellen gestellt.Kontrolliert wurden die Abteilungen in Landsberg und Starogród und die Durh-gangslager in Chodzie»/Kolmar in Posen und Waªz/Deutsh-Krone. Am längstendauerte die Inspektion der Posener Abteilung und von 19 �Etappenpunkten�. Im all-gemeinen [erhielten wir℄ positive Eindrüke, besondere Versetzungen wurden nihtdurhgeführt, mit Ausnahme einer Person, die dem Staatsanwalt übergeben wurde.In Zdu«ska Wola wurden Veruntreuungen aufgedekt, es wurde nämlih festgestellt,daÿ ein Teil der angelieferten Lebensmittel niht angekommen ist; die Angelegenheitwurde dem Staatsanwalt übergeben.Die meisten Versetzungen wurden in Starogród/Stargard vorgenommen, weil dorteine besondere Situation entstanden war, die dringend Eingri�e erforderte. Die In-spektionsabteilung sieht sih oft Vorwürfen anderer Abteilungen ausgesetzt (der Ab-teilungen für rehtlihe und organisatorishe Fragen und für die Durhgangslager).In Starogród/Stargard wurden elf Personen entlassen, weil dort, bedingt durh einenWehsel bei den Leitern, von denen jeder seine Zuträger und Günstlinge hatte, un-gesunde Verhältnisse herrshten. Einer ganzen Reihe von Leuten war keine Arbeitzugewiesen worden, und sie taten nihts. Diese Leute warteten auf ihre Versetzungnah Szzein/Stettin. Alle bedienten sih aus der Abteilungskantine. Es wurdenerheblihe Veruntreuungen aufgedekt. Der Leiter des �Etappenpunktes� wurde ent-lassen. Im Lager war es entsetzlih drekig. Während der Besihtigung des Magazinswurde festgestellt, daÿ das Inventarverzeihnis fehlte. Es gab keinerlei Kontrollen,was die Ausgabe von Mehl betri�t. Das Inventar war sehr umfangreih. Seit kurzemwurden die Sahen inventarisiert. Erst der neue Leiter erlieÿ eine ganze Reihe vonAnordnungen, die darauf abzielen, diese Arbeit zu verbessern. Das gleihe Bild botsih in der Abteilung selbst. Eine Beamtin, die seit langem niht ins Büro gekommen
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war, wurde entlassen. Eine ganze Reihe von Leuten muÿ entlassen werden, weil sieseit längerer Zeit niht gearbeitet hatten oder versetzt werden wollen [. . . ℄

48.1945, 16. JuliTätigkeitsberiht der Militärgerihte der 1. Armee des WP über das zweite Quartal1945 CAW IV.510.4/A � 3, Bl. 37[. . . ℄ IV. Charakteristishe Verbrehen für den Zeitraum der Berihterstattung.Die harakteristishen Verbrehen für den Zeitraum der Berihterstattung, ähnlihübrigens wie im letzten Zeitraum der Berihterstattung, betre�en zwei Gruppen vonVerbrehen 1) Verbrehen gegen das Leben, 2) Gewalttätigkeiten im Zusammenhangmit der deutshen Bevölkerung.Verbrehen gegen das Leben, die im Zeitraum der Berihterstattung in zehn Fäl-len verzeihnet und abgeurteilt wurden, das maht elf Prozent aller Verbrehen aus,kann man in drei Gruppen einteilen: 1) die Folgen unvorsihtigen Umgangs mit derWa�e, 2) die Folgen von Alkoholmiÿbrauh und 3) Verbrehen, die im Zusammen-hang mit der deutshen Bevölkerung verübt wurden. Es häuften sih Fälle einesunvorsihtigen Umgangs mit der Wa�e � sie zeigen eine Aufwärtstendenz, die es aufdas höhste Gut, das ein Mensh besitzt, das Leben, abgesehen hat �, hier ist dieAufmerksamkeit der Führung auf die unzureihende Aufklärung des Soldaten durhdie unmittelbaren Vorgesetzten und den politish-erzieherishen Apparat zu lenkenund die Notwendigkeit zu verdeutlihen, daÿ die Soldaten den ihnen beim Umgangmit der Wa�e drohenden Gefahren gröÿere Beahtung shenken, besonders währendder Märshe, Fahrten und beim Wa�enreinigen.Bezüglih der Verbrehen, die gegen die deutshe Bevölkerung verübt werden (Ver-gewaltigungen deutsher Frauen), muÿ man feststellen, daÿ die Häufung derartigerVorfälle den politish-erzieherishen Apparat überrashte, der niht darauf vorberei-tet war, dieses unvermutete Problem zu lösen. Er stützte sih auf einen Personalbe-stand junger, unerfahrener O�ziere ohne Lebenserfahrung in den Teileinheiten, diesih oft selbst niht Fragen nah dem wesentlihen Charakter dieses Problems ge-stellt haben � unter dem Gesihtspunkt der militärishen Disziplin und der Ehre derPolnishen Armee hatte man es niht fertiggebraht, rehtzeitig die entsprehendepropagandistish-erzieherishe Arbeit im Hinblik auf diese Frage durhzuführen.Die Unbeholfenheit beziehungsweise Ungeshiklihkeit der Vorgesetzten beziehungs-weise des politish-erzieherishen Apparats, das Wesen dieser Frage zu erläutern,führten zu einer immer gröÿeren Verbreitung von Willkürakten gegenüber deut-shen Frauen, zur Entstehung einer Psyhose der Rehtmäÿigkeit einer Vergewalti-gung als Akt der Vergeltung, zur Bekämpfung dieser Psyhose reihte der von der
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Armeeführung erlassene Befehl niht mehr aus.1 In diesem Befehl wurden die Ver-gewaltigungen deutsher Frauen als Akte bezeihnet, die in die Reihen der SoldatenAnarhie trügen und sih auf die Hebung der Moral der Truppe negativ auswirkten;eine strenge Ahndung für solhe Übergri�e wurde zwar angekündigt, aber als not-wendig erwies sih die Anwendung sehr strenger strafrehtliher Gegenmaÿnahmendurh die Militärgerihte � bis zu einem Strafmaÿ von ein paar Jahren Gefängnisohne Bewährung.Man muÿ dabei betonen, daÿ die Gerihte bei Gerihtsverfahren in Sahen der Ver-gewaltigung deutsher Frauen eine Bewertung nah Artikel 170 Strafgesetzbuh derPolnishen Armee in Anwendung bringen und damit zum Ausdruk bringen, daÿ eshier niht nur um den Shutz der deutshen Bevölkerung geht, sondern um Disziplinund Ehre der Polnishen Armee.

49.1945, 26. JuliDer General der Roten Armee Sergej �atilov an den Minister für Ö�entliheVerwaltung über die Aussiedlung der bei den sowjetishen Truppen eingestelltenDeutshen durh die Polen Jona: Wysiedlenia, S. 178
50.1945, 1. AugustAbteilung für Soziale Fürsorge des Pommerellishen Wojewodshaftsamtes an dasMinisterium für Arbeit und Soziale Fürsorge in der Angelegenheit der deutshenKinderPiotr Madajzyk: Dziei niemiekie w Polse po 1945 [Deutshe Kinder in Polennah 1945℄, in: Dzieje Najnowsze 1999/1, S. 125-134, hier: S. 127
51.1945, 2. August(R.) Shluÿkommuniqué der Potsdamer Konferenz, Pkt. IX b und XIIIKrzysztof Skubiszewski: Zahodnia grania Polski w ±wietle traktatów [DieWestgrenze Polens im Lihte der Verträge℄, Pozna« 1975, S. 330-331

1 Mögliherweise ist der Befehl 0174-KG gemeint (s. Dok. 22).
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52.1945, 3. AugustRunderlaÿ des Gesundheitsministeriums betr. die Regelung der medizinishenBetreuung von Personen deutsher Nationalität in polnishen KrankenhäusernAAN DWO 10/3, Bl. 431-432Man hat in letzter Zeit festgestellt, daÿ in einer Reihe von polnishen Kranken-häusern viele Deutshe, Volksdeutshe usw., darunter auh solhe mit anstekendenKrankheiten, ärztlih behandelt werden.Sie wurden zum allergröÿten Teil aus den Arbeits-, Kriegsgefangenenlagern usw.dort eingeliefert. Polnishes medizinishes Hilfspersonal und der einfahe Dienst sindgezwungen, bei Kranken deutsher Nationalität vershiedene untergeordnete Tätig-keiten auszuüben. Es kommen Fälle vor, in denen Sanitäter und Hilfskräfte ausdiesem Grunde die Arbeit verlassen, es geshieht immer häu�ger, daÿ sih Ärzteund Krankenshwestern bei sih im Krankenhaus be�ndlihen Personen deutsherNationalität mit Flektyphus oder Unterleibstyphus in�zieren.Daraus ergibt sih die Notwendigkeit, diese Angelegenheit in Ordnung zu bringenund den oben erwähnten Shwierigkeiten aus dem Wege zu gehen:1. Die für Deutshe und Volksdeutshe entweder von den Siherheitsbehördenoder der ö�entlihen Verwaltung eingerihteten Lager müssen eine eigene or-ganisierte ärztlihe Fürsorge mit deutshen Ärzten haben.2. Die Aufsiht über den Gesundheitsdienst, von dem in Punkt 1 die Rede war,führen Wojewodshafts- und Kreisärzte unter Mitwirkung eines von den Si-herheitsbehörden bestimmten Arztes.3. Ärzten deutsher Nationalität ist die Behandlung der polnishen Bevölkerunguntersagt, sofern sih auf dem Gebiet ihrer Praxis ein polnisher Arzt be�ndet.In Ausnahmefällen kann ein Arzt deutsher Nationalität die polnishe Bevöl-kerung behandeln, er soll jedoh über jeden Fall, in dem er der polnishenBevölkerung Hilfe leistet, dem Kreisarzt Beriht erstatten, die Diagnose derKrankheit sowie die angewandten Arzneimittel mitteilen.4. In jedem Lager, am Arbeitsplatz von Gefangenen, Kriegsgefangenen, internier-ten Personen usw., in dem mehr als 200 Personen beshäftigt sind, muÿ eindeutsher Arzt zu �nden sein; wo weniger als 200 Personen beshäftigt sind,eine diplomierte Krankenshwester, ein Sanitäter oder eine deutshe Hebam-me.5. Die Siherheitsbehörden sowie die Gesundheitsverwaltung haben das Reht,das dazu notwendige deutshe Fahpersonal zur Arbeit in Lagern, Arbeitsplät-zen usw., wie oben beshrieben, heranzuziehen, verbunden mit dem Reht, esim Gebiet des ganzen Staates einzusetzen.
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6. Die Unterbringung von Patienten mit anstekenden inneren Krankheiten ist inpolnishen Krankenhäusern untersagt, man muÿ für sie auf dem Gelände deram nähsten gelegenen Lager Isolationszimmer und Krankenstuben einrihten.7. Mit Zustimmung des Kreisarztes können in Ausnahmefällen Personen deut-sher Nationalität, falls aufgrund eines niht sofort durhgeführten Eingri�sLebensgefahr bestünde, in den hirurgishen Abteilungen und den Wöhnerin-nenstationen polnisher Krankenhäuser aufgenommen werden.

53.1945, 9. AugustAnordnung Nr. 33 des Chefs der Abteilung für politishe Erziehung der 10.Infanteriedivision zur Frage der GeshlehtskrankheitenCAW III. 4. 320, Bl. 101In letzter Zeit haben sih die Fälle von Geshlehtskrankheiten drastish erhöht.Das ist ein Beweis dafür, daÿ der politish-erzieherishe Apparat kein angemessenesAugenmerk auf die groÿe Wihtigkeit dieses Problems rihtet, die empfohlene Auf-klärungsaktion unter den Soldaten niht dementsprehend durhführt, ihnen denUmgang mit deutshen Frauen ermögliht, die letzteren sogar als Köhinnen, dieden Soldaten das Essen zubereiten, als Putzfrauen usw. beshäftigt. Eine derartigeHandlungsweise ist sehr leihtsinnig und shädlih und steht niht im Einklang mitunserem Nationalharakter.Im Zusammenhang mit Obigem ordne ih an:1. Die Soldaten sind vollkommen von jedem Kontakt mit der deutshen Bevölke-rung zu isolieren; alle deutshen Frauen sind aus der Truppenkühe und ausdem Reinigungsdienst in den Kasernen zu entfernen.2. In allen Teileinheiten müssen allgemeinverständlihe aufklärende Vorträge ge-halten werden, in denen hervorgehoben werden muÿ, daÿa) die Deutshen unseren Soldaten gezielt kranke Personen untershieben,um damit die Kampfkraft unserer Armee zu shmälern und uns moralishund physish zu shwähenb) der Verkehr mit deutshen Frauen eine Shande ist, ein Shand�ek aufder Uniform eines polnishen Soldaten � eines Siegers.3. Man muÿ zu diesem Thema eine Reihe von abendlihen Gesprähen führen.Man muÿ nahhaltige Aufklärungsarbeit leisten, um es niht zu einer Wieder-holung der uns zur Shande gereihenden Geshlehtskrankheiten kommen zulassen.
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4. Man muÿ in allen Teileinheiten Vorträge über die Gefährlihkeit von Ge-shlehtskrankheiten organisieren, die von den Mitarbeitern des Sanitätswe-sens durhgeführt werden.5. Man muÿ eine täglihe Gesundheitskontrolle durhführen. Man muÿ Kranke,die ihre Erkrankung verbergen, zum Vorshein bringen und sie von der restli-hen Masse der Soldaten isolieren.Über die Ausführung der vorliegenden Anordnung ist in einem speziellen Rapportbis zum 15. des laufenden Monats Beriht zu erstatten.

54.1945, AugustBeriht der Ärztlih-Sanitären Abteilung des DWO MBP für den Juli 1945AAN DWO 12/4, Bl. 64[. . . ℄1 Infolge der Intervention des Leiters der Ärztlih-Sanitären Abteilung wur-den vom Gesundheitsministerium Arzneimittelzuteilungen zu Kontingentspreisen er-wirkt. Gegenwärtig werden Vorkehrungen getro�en, eine gröÿere Menge an Arznei-mitteln zu bekommen. In Mokotów ist mit dem Bau eigener Desinfektionskammernbegonnen worden. Ausgegeben worden ist eine ganze Reihe von Anordnungen undRunderlassen zum Kampf gegen die Epidemie.VORGESEHENE ARBEITSVORHABEN FÜR DEN MONAT AUGUST 1945Die Ärztlih-Sanitäre Abteilung beabsihtigt für den Monat August die Durhfüh-rung folgender Vorhaben:1. Die ganze Arbeit auf dem Lande zu zentralisieren. Zu diesem Zwek muÿ manerreihen:a) angemessene Räumlihkeitenb) Personal) die Einrihtung eines Magazins für Geräte und Arzneimitteld) die Inbetriebnahme von Ambulanzen, Krankenkammern, Krankenhäu-sern, Apotheken, Operationssälen, Zahnarzt- und Röntgenzimmernusw. auf dem LandeAuf dem Lande fehlen etwa 100 Ambulanzen, 26 Apotheken, 20 Laboratorien,16 Operationssäle usw. Man muÿ die Gefängnis- und Lagerkrankenhäuser mit6396 Betten ausstatten.
1 Weggelassen wurden vershiedene organisatorishe Angelegenheiten.
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2. Wegen zusätzliher Kredite zur Versorgung der Gefängnisse und Lager in obenerwähnter Ausstattung (aunseneriaa) sowie wegen Arzneimitteln sind Anträgean das M.B.P. zu stellen. Das bisherige Budget in Höhe von 450.000 Zªoty mo-natlih dekt kaum 10 Prozent des Bedarfs. Wir ziehen davon 100.000 Zªotyab für die ärztlihe Versorgung der Angestellten und ihrer Familien in den Ge-fängnissen und Lagern, die das Departement tragen muÿ. Es verbleiben 350.000Zªoty für Ausgaben im sanitären Bereih für das ganze Land, was bei einer An-zahl von etwa 60.000 Gefangenen 20 Groshen täglihe Sanitär-Ausgaben proKopf eines Häftlings ausmaht. Bei einer Anzahl von 15.000 bis 20.000 krankenGefangenen ist das ein so minimaler Betrag, daÿ er bei den augenbliklihenPreisen für Arzneimittel und Geräte (eine Tablette Antistrepina 5 Zªoty, eineAmpulle Kampfer 10-15 Zªoty usw.) niht ins Gewiht fällt.3. Für die Angestellten der Gefängnisse, Lager und deren Familien auf dem gan-zen Gebiet Polens ist ärztlihe Hilfe zu organisieren.4. In Mokotów soll ein Bezirksgefangenenkrankenhaus mit einer hirurgishenAbteilung eingerihtet werden.5. Die Ambulanz und das Krankenhaus im Hauptarbeitslager soll angemessenausgestattet, auh die Einrihtung der Wäsherei und der Badestelle im Bereihdes Krankenhauses überwaht werden.6. Für die kranken Gefangenen sind geeignete Diäten zu erwirken.7. Bei der Ambulanz des Departements für Gefängnisse und Lager soll ein Zahn-arztzimmer eingerihtet werden.8. Die Einrihtung einer Ambulanz mit Badestelle und Desinfektionskammer inJabªonna.

55.1945, 13. AugustDer Justizminister an den Ministerpräsidenten in der Angelegenheit der Tätigkeitder selbsternannten Kommissionen, die Gutahten erstellen und beantragen,Personen der Volksliste II zu verhaftenAAN URM 5/130, S. 1bIn einzelnen Gemeinden in Shlesien entstanden selbsternannte Kommissionen, diebei Fragen der Rehabilitierung Gutahten ausstellen und Anträge stellen, Personen,die der II. Gruppe der Volksliste deutsher Nationalität angehören, zu verhaften. [Esgeht um℄ die Erteilung des Auftrags, die obige Frage aufzuklären.b1Auf der Konferenz der Rihter der Amtsgerihte der Kattowitzer Appellation, ver-anstaltet zur Klärung der die Rehabilitierung betre�enden Fragen, rihteten die ein-zelnen Rihter ihr Augenmerk darauf, daÿ in den Gemeinden (höhstwahrsheinlih)1 Der zweite Kommentar (Anordnung?) ist unleserlih.
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selbsternannte Kommissionen entstanden sind, die Personen mit einer Zugehörigkeitzur zweiten Gruppe der deutshen Volksliste begutahten und Anträge stellen, umdiese Personen inhaftieren oder ins Lager bringen zu lassen, wobei die Gutahtendieser Kommissionen von den Wojewodshaftsbehörden anerkannt werden.Weil ein solhes Verfahren im Widerspruh zur Rehtsordnung steht, bitte ih denBürger Ministerpräsidenten höflihst, den Auftrag, die obige Angelegenheit aufzu-klären, zu erteilen und Anordnungen zu erlassen, die die Beseitigung des obigen,dem Grundsatz der Gesetzmäÿigkeit widersprehenden Zustandes zum Ziel haben.56.1945, 20. August(R.) Notiz des Amtes des Generalbevollmähtigten für die Westgebiete in der Fragedes Vorgehens bei den Aktionen der Aussiedlung der DeutshenJona: Wysiedlenia, S. 112 (AAN MAP 2471)57.1945, 23. AugustDer Hauptkommandant der MO an den Minister für Ö�entlihe Siherheit betr.Erteilung einer Erlaubnis an die Gefängnisleiter, die Bürgermiliz über aus demGefängnis entlassene Personen zu benahrihtigenAAN DWO 3/1, Bl. 114Um den Organen der Bürgermiliz eine genauere Bewahung des verbreherishenElementes zu erleihtern, bitte ih um den Erlaÿ einer Anordnung, daÿ die Leiterder Gefängnisse zwei Wohen vor der Entlassung der eine Strafe verbüÿenden Personaus dem Gefängnis die Miliz am Wohnort der Familie des Entlassenen oder an demOrt, wohin er sih zum ständigen Aufenthalt begeben will, davon benahrihtigen.58.1945, 24. AugustDer Kommandeur der 10. Infanteriedivision an den stellvertretenden Befehlshaberder 2. Armee des WP für Fragen der politishen Erziehung betr. Kon�ikte mit derRoten Armee CAW III � 5.259, Bl. 12Wie aus den bei uns eintre�enden Meldungen der Militärkommandantur der StädteZielona Góra/Grünberg, Neusalz und Kohlfurt sowie aus anderen Ortshaften her-vorgeht, wiederholen sih Fälle von Krawallen, hervorgerufen durh Marodeure der
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Roten Armee, durh das Eingreifen der russishen Armeebehörden in die Kompe-tenzen der Regierungsorgane der [Polnishen℄ Republik (in der Angelegenheit derdeutshen), sowie Versuhe rehtswidrigen Requirierens von Staatseigentum, vor al-lem landwirtshaftliher Erzeugnisse, sowohl in der ehrlihen Absiht, sie den Orga-nen der russishen Behörden zu übergeben, als auh zu verbreherishen, diebishenZweken.Insbesondere wurden folgende Vorfälle verzeihnet:1. Plünderungen und Überfälle von Marodeuren auf die polnishe Zivilbevölke-rung, besonders aber an Grenzstationen, wo Shlägereien, die dort entstehen,einen blutigen Charakter annehmen. Man muÿ niht hinzufügen, wie sih infol-ge dieser Überfälle die Stimmung der überfallenen Repatrianten an der Shwellezur Republik entwikelt.2. Entwa�nungen von Soldaten sowie von Funktionären der Bürgermiliz.3. Die Organisierung der massenhaften Rükkehr der Deutshen von jenseits derNeiÿe; Interventionen polnisher Organe lösen in vielen Fällen blutige Zusam-menstöÿe aus.4. Die Vertreibung polnisher Siedler und die Versuhe einer Wiederansiedlungvon Deutshen sowie eine insgesamt durh nihts begründete Verteidigung derInteressen der deutshen Bevölkerung.5. Den Siedlern werden Vieh, landwirtshaftlihe Mashinen usw. weggenommen,oder es wird ihnen verboten, die Ernte einzubringen.6. Streitigkeiten über die Feststellung des staatlihen Eigentums an Mashinenund Produktion ehemals deutsher Industrieunternehmen.7. Unverständnis sowohl des russishen als auh des polnishen Staatsinteressesvon seiten manher rangniederer O�ziere der Roten Armee.

59.1945, 17. September(R.) Das Politishe Departement des MAP an das Warshauer Wojewodshaftsamtüber Fragen der Zuweisung von deutshen Arbeitern in die LandwirtshaftJona: Wysiedlenia, S. 114
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60.1945, 24. SeptemberPolitishes Departement des MAP an das Selbstverwaltungsdepartement des MAPbetr. deutshe Kinder Madajzyk: Dziei, S. 1281

1 Weitere Korrespondenz zum Thema Kinder (für den Zeitraum 1946-1949) vgl. u. a. AAN MAP23. 61.1945, 26. SeptemberBefehl Nr. 221 des Stellvertretenden Befehlshabers des WP über das Verbot derFraternisierung mit der deutshen BevölkerungCAW III. 1.65, Bl. 13Manhe O�ziere und Untero�ziere, uneingedenk des Gebots der Ehre und nihtgenügend auf ihr Ansehen bedaht, knüpfen gesellshaftlihe Beziehungen zur deut-shen Bevölkerung an, und oftmals gehen sie nähere Verbindungen mit deutshenFrauen ein und zeigen sih ö�entlih mit ihnen, und niht selten kommt es vor, daÿsie die Deutshen sogar besonders bevorzugt behandeln.Ein solhes Verhalten zur Shau zu stellen und ö�entlih auf die Deutshen Rüksihtzu nehmen, ö�entliher gesellshaftliher Umgang mit Deutshen, Zuwendung einerbesonderen Fürsorge oder Bekundung irgendwelher Vorzugsbehandlung den Deut-shen oder deutshen Frauen gegenüber � läÿt sih auf keinen Fall mit der Würdeund Ehre eines polnishen Soldaten vereinbaren.Man muÿ mit groÿer Entshlossenheit jede Art von Gewalt gegenüber der deutshenBevölkerung bekämpfen, sih andererseits aber auf den unumgänglihen o�ziellenVerkehr beshränken und jede Art von näherem persönlihem Umgang vermeiden.Im Zusammenhang mit Obigemb e f e h l e i  h:1. Alle Kommandeure von den Selbständigen Bataillonen aufwärts führen einebesondere Besprehung mit den O�zieren und Untero�zieren über das Verbotdes gesellshaftlihen Umgangs mit der deutshen Bevölkerung durh.2. Personen, die sih der Aufrehterhaltung vertrauliher und persönliher intimerBeziehungen zu deutshen Frauen shuldig gemaht haben, sind zur Verant-wortung zu ziehen.11 Über vershiedene Formen und Ersheinungen von Fraternisierung vgl. Romanow: Ludno±¢,S. 73-78.
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62.1945, 2. OktoberDer Direktor des Präsidialbüros des Landesnationalrates [KRN℄ Jan Wasilewski1an den Bevollmähtigten der Regierung in Hinterpommern über die Berufung vonNationalräten in den Westgebieten AAN MAP 58, Bl. 3Das Präsidium des Landes-Nationalrates hat beshlossen, auf dem Gebiet der Wie-dergewonnenen Westgebiete Nationalräte ins Leben zu rufen.2In Anbetraht dessen jedoh, daÿ diese Gebiete gegenwärtig noh niht ausreihendmit polnisher Bevölkerung besiedelt sind, hält es das Präsidium der KRN für not-wendig, in manhen Fragen von den Beshlüssen des Gesetzes vom 11. September1944 über die Einrihtung und den Tätigkeitsbereih der Nationalräte babzuweihenb� entsprehend folgenden besonderen Regeln:1) Die provisorishen Nationalräte sollten in reduziertem Umfang berufen wer-den, und zwar, um eine Vervollständigung ihres Personalbestandes je nah derfortshreitenden Besiedlung der Westgebiete durh die polnishe Bevölkerungzu ermöglihen.2) Die deutshe Bevölkerung muÿ von einer Beteiligung an Nationalräten absolutausgeshlossen werden; diese Bevölkerung muÿ man auh von der Teilnah-me an Versammlungen, Kundgebungen usw., die im Zusammenhang mit derKonstituierung von Nationalräten einberufen werden, sowie von Gemeindever-sammlungen ausshlieÿen [. . . ℄3
63.1945, 5. OktoberRunderlaÿ Nr. 87 DWO MBP betr. das rihtige Ausfüllen der statistishenBerihte über die Belegung der Gefängnisse und LagerAAN DWO 10/4, Bl. 1451 Jan Wasilewski 1907-1973, Jurist, Mitglied der PPR.2 Diese Angelegenheit stand am 18. September 1945 auf der Tagesordnung des Präsidiums; vgl.Protokoªy posiedze« Prezydium Krajowej Rady Narodowej 1944-1947. Wybór, wst�p i opraowanieJerzy Kohanowski [Protokolle der Sitzungen des Präsidiums des Landes-Nationalrates 1944-1947. Auswahl, Einleitung und Bearbeitung Jerzy Kohanowski℄, Warszawa 1995, S. 113.3 Andere Instruktionen wurden weggelassen. Gegen das Shreiben wurde seitens des MZO Ein-spruh erhoben, das die übergeordnete Funktion der Präsidien der Nationalräte gegenüber denOrganen der staatlihen Verwaltung niht anerkennen wollte; die Wojewodshafts- und Kreis-Nationalräte [RN℄ in den Nord- und Westgebieten konstituierten sih bis zum Herbst des Jah-res 1946, auf niedrigeren Ebenen bis zum Ende des nähsten Jahres; vgl. Jaworski: Na szlaku,S. 112-115.
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(Erläuterung zum Runderlaÿ Nr. 7 vom 14.10.1944 und zum Runderlaÿ Nr. 50 vom30.4.1945) [. . . ℄Im Zusammenhang damit, daÿ die dem Departement für Gefängnisse und Lagerübersandten monatlihen statistishen Berihte über die Belegung der Gefängnisseund Lager niht ihrem Zwek entsprehend verfaÿt worden sind, erklärt das Depar-tement folgendes:1) Alle Gefangenen, deren Art des Verbrehens niht in den Rubriken 2 bis 6und 10 bis 15 aufgeführt ist, sind in den Rubriken 7 oder 16 unterzubrin-gen. Kriegsgefangene sowie internierte Deutshe (RD), für die im statistishenBeriht keine separate Rubrik vorgesehen ist, sind in die Rubriken 7 und 16einzutragen, sofern ihnen keine Verbrehen vorgeworfen werden, deren Art inden restlihen Rubriken angeführt ist.2) Volksdeutshe aller Gruppen muÿ man in Rubrik 4 unterbringen, sofern sieniht unter die Anshuldigung eines anderen Verbrehens fallen.3) In der Nationalitätentabelle dürfen die Gefangenen einzig nah ihrer nationalenZugehörigkeit angegeben sein, ohne Rüksiht auf die Art des Verbrehens.Volksdeutshe sind in der Nationalitätentabelle in den Rubriken derjenigen Nationa-litäten aufzuführen, zu denen sie vor Unterzeihnung der Volksliste gehörten (z. B.falls sie vor dem Eintrag in die Volksliste zur polnishen Nationalität gezählt wurden,muÿ man sie in der Rubrik �Polen� anführen; falls sie zur ukrainishen Nationalitätgezählt wurden, in der Rubrik �Ukrainer� usw.)Insgesamt sollte die Summe der Rubriken 9 und 18 mit der Gesamtsumme der Ru-briken der Nationalitätentabelle übereinstimmen. [. . . ℄1

64.1945, 8. OktoberDer Direktor des DWO Oberst Dagobert �a«ut an den Minister für Ö�entliheSiherheit betr. Bezirksverwaltungen für Arbeit betr.BezirksgefangenenarbeitsverwaltungenAAN DWO 10/4, Bl. 154-156bGenehmigt! Einzelheiten und Etats sind mit der Personalabteilung abzustimmen[Untershrift unleserlih � Radkiewiz?℄bIm Sinne des Runderlasses Nr. 42 wurden in Warshau, Krzesimów, Potulie undJaworzno Zentralarbeitslager [C.O.P.℄ eingerihtet.
1 Weggelassen wurden weitere Hinweise, die sih niht auf die Deutshen und die Volkdeutshenbeziehen.
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Das C.O.P. Krzesimów wurde im Monat Mai aufgelöst und in eine Landwirtshaft-lihe Auÿenstelle des Gefängnisses in Lublin umgewandelt.Das C.O.P. in Warshau wird, weil entsprehende Kredite zum Ausbau fehlten, alsZentrallager aufgelöst, und nur im Falle des Abshlusses einer Vereinbarung mitdem Büro zum Wiederaufbau der Hauptstadt [B.O.S.℄ bleibt es als normales Lagererhalten.Der Leitgedanke der Errihtung von Zentralarbeitslagern war:I. Die territoriale Unterstellung nahe beieinander gelegener Lager unter eine ein-heitlihe Leitung mit dem Ziel:1) der Koordinierung der Produktionspläne dieser Lager2) einer zwekmäÿigen Verwendung von Fahkräften aus Personal und Ge-fangenen, abhängig von der Spezialisierung des betre�enden Lagers, durhdie Verlagerung solher Kräfte von den jeweiligen Punkten im Rahmendes Bezirks des betre�enden C.O.P.II. Eine Dezentralisierung und Übertragung der Verwaltungsaufgaben und derKontrolle über die Lager vom Departement zu den einzelnen Bezirkspunkten,und zwar:1) wegen der Kommunikationsshwierigkeiten in bezug auf die Versorgungder Lager mit Rohmaterial2) mit Rüksiht auf die Shwierigkeit der systematishen Unterweisung undKontrolle der Lager direkt durh das Departement, auf Grund des Man-gels an einer entsprehenden Anzahl von Kadern von Fahleuten � In-spektoren und hinsihtlih der Shwierigkeiten bei der postalishen Kom-munikation.III. Die Zentralisierung der Verwaltung der Lager eines bestimmten Bezirks in An-betraht des Mangels an einer entsprehenden Anzahl geshulten Verwaltungs-personals und berufliher Spezialisten (Ingenieure, Landwirte) in den einzelnenLagern.Die bisherigen Erfahrungen haben gezeigt, daÿ jedes Lager sih vor allem be-müht, kleine Werkstätten aufzubauen, deren Ziel die Bedienung und Dekungdes internen Bedarfs des Lagers ist, jedoh war keines in der Lage, in gröÿeremMaÿstab eine selbstständige Produktion zu entfalten. Es wurde festgestellt,daÿ in manhen Lagern wegen niht vorhandener Fahleute Mashinen still-standen, in anderen dagegen gab es Fahleute, aber keine Werkstätten.II.Als die Zentrallager aufgebaut wurden, ordneten sih die Leiter der einzelnen Lagerniht immer der Leitung der C.O.P. unter, und einzelne Abteilungsleiter befolgten
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niht die Anordnungen der Abteilungsleiter der C.O.P.´s. Auÿerdem konzentriertesih die Leitung des C.O.P.´s bei ihrer Arbeit auf das eigene Lager und versha�tesih keinen Überblik über den Wirkungsbereih der eigenen Bemühungen und dieArbeiten anderer Filiallager.Das Departement verfügt bis heute niht über eine ausreihende Anzahl von gutenVerwaltungsfahleuten, die gleihzeitig vertrauenswürdige Personen sind. Deswegenmuÿ man angesihts einer Reihe von Veruntreuungen in den Lagern (Aneignung), dieman mit der Unkenntnis der Berehnungsgrundlagen erklärt usw., zu einer Form deszentralisierten Einkaufs und Verkaufs übergehen, zu einer Verringerung der Eigen-mähtigkeit der einzelnen Leiter, indem man ihnen jedoh die Möglihkeit erö�net,eine shnelle Entsheidung von der Bezirksverwaltung zu erhalten, und ihnen an-dererseits die Möglihkeit einer häu�gen fahgerehten Kontrolle der Durhführungder Anordnungen des Departements einräumt.Ähnlih stellt sih die Frage der Arbeitsabteilungen in den Gefängnissen dar. Sowohlin Anbetraht der weiten Entfernung von Warshau als auh wegen der Shwierigkeitder Durhführung von Kontrollen und Inspektionen erwies es sih als unmöglih, mitderartigen Aktionen vom Departement aus zielgerihtet und planmäÿig zu admini-strieren.Deswegen hält es das Departement für zwekmäÿig, drei Bezirksgefangenenarbeits-verwaltungen zu bilden, und zwar:1) in K a t o w i  e / K a t t o w i t z für die südwestlihen Wojewod-shaften (Kraków/Krakau, Kiele, �l¡sko-D¡browa/Shlesien-D¡browa, �laskdolny/Niedershlesien)2) in B y d g o s z  z / B r o m b e r g für die nordwestlihen Wojewodshaf-ten (Pomorze/Pommern, Pomorze Zahodnie/Westpommern, Gdan±k/Danzig,Wshodnie-Prus/Ostpreuÿen)3) in � ó d ¹ / L o d z für die Wojewodshaften Rzeszów, Lublin, Biaªystok,Warshau, Lodz und Posen[. . . ℄1Die Bezirksgefangenenarbeitsverwaltung untersteht unmittelbar dem Ministeriumfür Ö�entlihe Siherheit, Departement für Gefängniswesen und Lager in Warshau.An der Spitze der Bezirksgefangenenarbeitsverwaltung steht der vom Departementfür Gefängniswesen und Lager bestimmte Bezirksleiter.Der Bezirksleiter ist befugt, den Leitern der ihm unterstehenden Lager in allendienstlihen Fragen Anordnungen zu geben, ebenso den Leitern der Gefängnisse in

1 Weggelassen wurden eine ausführlihe Beshreibung der Kompetenzen der Bezirksverwaltun-gen und der Wirtshaftsplan.
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allen Fragen, die den Arbeitsbereih des in Frage kommenden Gefängnisses betref-fen.2

65.1945, [nah dem 1. November℄Der Direktor des DWO MBP Oberst Dagobert �a«ut an den Minister fürÖ�entlihe Siherheit, darin zahlenmäÿige Zusammenstellungen der Belegung vonGefängnissen und Lagern zum 1. Oktober und 1. November 1945AAN DWO 13/5, Bl. 16, 18, 26-27ZUSAMMENSTELLUNGder Zahl der Insassen der Gefängnisse am 1.10.45 und am 1.11.45in vergleihenden Zi�ern.
Art des Verbrehens 1.10.45 1.11.45 Abgänge Zugänge1. Für Verbrehen gemäÿ Dekretüber den Staatsshutz Art. 1 und 8(A.K., N.S.Z.) 3.203 3.119 84

2. Spionage 1.823 1.142 6813. Andere Verbrehen gemäÿ Dekretüber den Staatsshutz (Sabotage,Wa�enbesitz, Zusammenarbeit mitden Deutshen usw.)
4.206 5.649 1.443

4. Allgemeine (kriminelle) Verbrehen 5.047 6.323 1.2765. Fiskalishe Verbrehen gegen dieMilitärp�iht, Amtsmiÿbrauh undandere 3.076 3.789 83
6. Zugehörigkeit zu hitlerish-fashistishen Organisationen 1.029 1.347 3187. Reihsdeutshe 850 739 1018. Volksdeutshe 9.867 8.401 1.4669. Kriegsgefangene 1.490 2.846 1.35610. Administrative 4 9 5

2 Verbreitet als Runderlaÿ Nr. 96 MBP vom 15. Oktober 1945.
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Zusammenstellungder Insassen der Gefängnisse und Lager am 1.9.45

Untersuhungs- Verurteilte Summe U-Häft- ZusammenArt der Verbrehen häftlinge linge/Verurteilte U-Häftlinge/M. F. M. F. M. F. VerurteilteA.K., N.S.Z 2.827 289 1.062 76 3.889 365 4.254Spionage 1.187 438 4 8 1.191 446 1.637Volksdeutshe 16.178 13.435 391 508 16.569 13.943 30.512Kriminelle 2.977 452 739 80 3.716 532 4.248Zusammenarbeitmit den Deutshen 3.592 970 238 60 3.830 1.030 4.860Andere 9.304 3.378 578 32 9.882 3.409 13.291Administrative � � 3 2 3 2 5Insgesamt 36.065 18.961 3.015 766 39.080 19.727 58.807darunterAlte 1.816 1.016 24 11 1.840 1.027 2.867Kinder bis 1,5 Jahre von 1,5 bis 13 Jahre Zusammen183 1.323 1.506Zahlenmäÿige Zusammenstellungder Insassen der Gefängnisse nah der Art der Verbrehen am 1.10.45
Art des Verbrehens Untersuhungs- Verurteilte Zusammenhäftlinge1. Für Verbrehen gemäÿ Dekretüber den Staatsshutz Art. 1 und 8(A.K., N.S.Z) 2.319 884 3.203

2. Spionage 1.805 18 1.8233. Andere Verbrehen gemäÿ Dekretüber den Staatsshutz (Sabotage,Wa�enbesitz, Zusammenarbeit mitden Deutshen usw.)
3.847 359 4.206

4. Allgemeine (kriminelle) Verbrehen 4.139 908 5.0475. Fiskalishe Verbrehen gegen dieMilitärp�iht, Amtsmiÿbrauh undandere 3.333 373 3.706
6. Zugehörigkeit zu hitlerish-fashi-stishen Organisationen 1.029 � 1.0297. Reihsdeutshe 850 � 850Fortsetzung nähste Seite
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FortsetzungArt des Verbrehens Untersuhungs- Verurteilte Zusammenhäftlinge8. Volksdeutshe 9.491 376 9.8679. Deutshe Kriegsgefangene 1.490 � 1.49010. Administrative � 4 4Zusammen 26.303 2.922 31.225

Obige Zusammenstellung umfaÿt niht die im Arrest der Miliz, der Kreis-siherheitsämter (P.U.B.) und der Arbeitslager einsitzenden Personen.
Zusammenstellungder Insassen der Lager am 1.10.45

Untersuhungs- Verurteilte Summe U-Häft- ZusammenArt der Verbrehen häftlinge linge/Verurteilte U-Häftlinge/M. F. M. F. M. F. VerurteilteA.K., N.S.Z 184 8 � � 184 8 192Spionage 3.505 1.441 274 9 3.779 1.450 5.229Volksdeutshe 9.127 9.745 332 701 9.459 10.446 19.905Zusammenarbeit mitden Deutshen 79 69 � � 79 69 148Kriminelle 186 15 � � 186 15 201Andere 3.445 1.792 4 � 3.449 1.792 5.241Administrative � � � � � � �Zusammen 16.526 13.070 610 710 17.136 13.780 30.9161

1Nah der �Zusammenstellung der zahlenmäÿigen Belegung der Lager am 1. November 45 undam 20. Dezember 45 in vergleihenden Zi�ern� (AAN DWO 13/5, Bl. 7) waren in den Lagernin dieser Zeit 1383 Volksdeutshe sowie 3676 Reihsdeutshe und Kriegsgefangene (gleihzeitigverringerte sih die Zahl der wegen Kollaboration mit den Deutshen Angeklagten um 4054), sodaÿ sih der Anteil dieser beiden Gruppen an den Lagerinsassen bis auf 29.129 Personen von 29.559aller Inhaftierten vergröÿerte.
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Zusammenstellungder Bevölkerung der Gefängnisse und Lager am 1.10.45

Untersuhungs- Verurteilte Summe U-Häft- ZusammenArt der Verbrehen häftlinge linge/Verurteilte U-Häftlinge/M. F. M. F. M. F. VerurteilteA.K., N.S.Z 2.215 252 839 47 3.054 299 3.353Spionage 4.679 1.558 286 16 4.965 1.574 6.539Volksdeutshe 14.364 13.422 562 847 14.926 14.269 29.195Zusammenarbeitmit den Deutshen 3.908 1.040 291 68 4.199 1.108 5.307Kriminelle 3.756 525 867 84 4.623 609 5.232Andere 8.030 1.741 335 27 8.365 1.768 10.133Administrative � � � 2 � 2 2Zusammen 36.952 18.538 3.180 1.091 40.132 19.629 59.761darunterAlte 1.596 1.028 35 15 2.624 50 2.674Kinder bis 1,5 Jahre von 1,5 bis 13 Jahre Zusammen218 1.067 1.285
66.1945, 13. November(R.) Dekret über die Verwaltung der Wiedergewonnenen GebieteDokumentation I/3; DzURP 1945, Nr. 51, Pos. 295
67.1945, 20. November(R.) Plan des Alliierten Kontrollrates in der Frage der Aussiedlung der Deutshenaus Österreih, der Tshehoslowakei, Ungarn und PolenLippózy: Przesiedlenie, S. 56-59
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68.1945, 22. NovemberRunderlaÿ des Politishen Departements des MAP in der Angelegenheit desVerbots der Kenntlihmahung der Deutshen durh Armbinden1APKat., UW�l. Og 270In jüngster Zeit wurde festgestellt, daÿ in manhen Gebieten Anordnungen der Ver-waltungsbehörden ershienen sind, die eine Kennzeihnung der deutshen Bevölke-rung (z. B. weiÿe Armbinden) oder auh die Einrihtung geshlossener Wohnbezirkefür die Deutshen eingeführt haben.Weil solhe Anordnungen, die mit dem in unserem Staat gültigen demokratishenGeist niht übereinstimmen, die Grundlage für Meinungen im Ausland für eine un-rihtige Beurteilung der in Polen herrshenden Verhältnisse geben, bittet das Mini-sterium für Ö�entlihe Verwaltung infolgedessen darum, auf die Anwendung derar-tiger Praktiken zu verzihten.Die Bemühungen der Verwaltungsbehörden sollten vor allem in Rihtung der mög-lihst shnellen Repatriierung der deutshen Bevölkerung aus Polen gehen, was zurerwünshten Erledigung des deutshen Problems führt, ohne daÿ wir zu uns fremdenMethoden greifen, die an Methoden der hitlerishen Regierungen erinnern.
69.1945, 23. NovemberDas Büro der Westgebiete des CKW PPS an das Wojewodshaftskomitee der PPSin Posen betr. die Versammlungsaktion unter der Losung �Wir fordern dieAussiedlung der Deutshen�AAN PPS 235/XXIII � 19, Bl. 7Weil feindlihe Elemente, die auf den Untergang des Staates lauern, ihre Tätigkeitin der Rihtung entfaltet haben, daÿ in den uralten polnishen Gebieten, die geradeerst wiedergewonnen wurden, den Deutshen nah wie vor die unseren Urväternblutig entrissenen Gehöfte und Werkstätten gelassen werden, müssen wir unsereWahsamkeit vergröÿern, um uns von der feindlihen Propaganda, die danah strebt,eine gute Meinung von den Deutshen zu erzeugen, niht einshläfern zu lassen.Deswegen auh muÿ man sih dessen bewuÿt sein, daÿ ein Deutsher immer ein Deut-sher bleibt und die momentane Loyalität ihre Ursahe in dem Bestreben hat, sih die1 Dieser Runderlaÿ wird in vielen anderen aus den vershiedenen Landesteilen stammendenDokumenten erwähnt. Das Shriftstük wurde weder in der Akte des AAN MAP 757 (wo dieKorrespondenz u. a. über diese Frage gesammelt ist) noh in der im MAP intern geführten �Listeder Runderlasse� oder im �Verzeihnis der Runderlasse� (MAP 272) noh im internen Register derRunderlasse für das Jahr 1945 (MAP 273) aufgefunden.
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polnishe Staatsangehörigkeit zu versha�en und in unseren westlihen Grenzlandenzu bleiben, um dann wieder � wie sih das in der Geshihte shon oft wiederholt hat� seine Maulwurfsarbeit zu beginnen, die darauf abzielt, uns diese Lande zu entrei-ÿen. Wir müssen klar und deutlih fordern, daÿ es in Zukunft keinen Präzedenzfallfür ein neues Münhen geben wird, und die restlose Aussiedlung der Deutshen ausden Grenzen unseres Staates verlangen.Deshalb gehen auh alle W[ojewodshafts℄-K[omitees℄ unverzüglih daran, in derganzen Wojewodshaft Kundgebungen zu organisieren, deren Thema �Wir forderndie Aussiedlung der Deutshen� sein wird.Das Material für die Reden sowie den Text der Resolution senden wir gleihzeitigzu.Im Zusammenhang mit dem oben Gesagten bemerken wir, daÿ die Wojewodshafts-,Kreis- und Gemeindekomitees zu dieser Aktion, d.h. zur Veranstaltung von Kundge-bungen, die Initiative ergreifen und alle anderen Demokratishen Parteien einladensollten. Die Aktion zur Veranstaltung von Kundgebungen muÿ spätestens bis zum30. Dezember 1945 durhgeführt sein.Deshalb rufen wir Euh dazu auf, daÿ Ihr uns binnen einer Wohe vom Zeitpunktdes Erhalts vorliegenden Shreibens an einen Veranstaltungsplan dieser Kundgebun-gen in den einzelnen Ortshaften mit Angabe des Datums, an dem sie statt�nden,zushikt.Daher sollte, so weit Polen reiht, in jeder Stadt, in jedem Städthen und gröÿe-ren Dorf und besonders in den Westgebieten eine solhe Kundgebung statt�nden� sie sollte den Charakter einer profunden Manifestation tragen, und die auf ihrverabshiedeten Entshlieÿungen müssen geshikt werden:1. an das Präsidium des Landes-Nationalrates, zu Händen von Präsident Bierut2. an das Präsidium des Ministerrates, zu Händen des Vorsitzenden Osóbka-Morawski3. an das Zentrale Exekutivkomitee der P.P.S., Büro für die Westgebiete.In Erwartung der Planungen und danah der Entshlieÿung verbleiben wir mit so-zialistishem Gruÿ.1 70.1945, 15. DezemberDer Auÿenminister an den Minister für Ö�entlihe Verwaltung betr. dieAussiedlungsbedingungen der DeutshenAAN MAP 23, Bl. 341 Vgl. die Dokumente 74 und 89.
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Das Auÿenministerium ist im Besitz von Nahrihten, die bezeugen, daÿ die Instruk-tionen des Bürgers Ministers über die Art und Weise der Aussiedlung der Deutshenaus den Westgebieten durh ihm unterstellte Organe niht ausgeführt werden.Es ist in den letzten Wohen mehrfah vorgekommen, daÿ an den BestimmungsortenWaggons mit Leihen anstatt mit lebenden Menshen angekommen sind. Diese Artvon Vorfällen wurde sofort durh uns abgeneigte Vertreter des Auslands aufgegri�en,und sie können in der Konsequenz die Aussiedlung der Deutshen aus Polen nihtnur behindern, sondern geradezu zum Sheitern bringen.Deswegen bittet das Auÿenministerium den Bürger Minister auh eindringlih umdie nohmalige Bekanntmahung genauer Instruktionen, damit die Aussiedlung derDeutshen auf eine solhe Art und Weise statt�ndet, daÿ sie keinen Vorwand füreine uns feindlihe Propaganda liefert.

71.1945, 19. DezemberDer Oberkommandierende der Bürgermiliz (MO) an den Ministerpräsidenten betr.Rükgabe des kon�szierten Vermögens an Deutshe und VolksdeutsheAAN URM 5/507, Bl. 1Besheid des Staatsanwalts des Sonderstrafgerihts.1Die Staatsanwaltshaft des Sonderstrafgerihts stellt seit längerer Zeit eine Reihevon Verfahren gegen Deutshe, Volksdeutshe usw. ein.Eine Reihe von den seinerzeit bei diesen Deutshen und Volksdeutshen kon�sziertenGegenständen wurde durh die Abteilung zur Siherung Verlassenen Vermögens anpolnishe Bürger weitergegeben, die in der Besatzungszeit und durh Kriegshandlun-gen geshädigt worden waren, sowie an vershiedene gesellshaftlihe Institutionen(Shulen, Kindergärten usw.).Gegenwärtig sollte die Bürgermiliz gemäÿ der Anordnung der Staatsanwaltshaft dieRükgabe dieser Dinge an die entlassenen Deutshen und Volksdeutshen veranlas-sen, was bei vielen Bürgern eine verständlihe Erbitterung auslöst.Indem ih, Bürger Ministerpräsident, Vorstehendes zu Ihrer Kenntnis bringe, bitteih darum, in der angesprohenen Angelegenheit die entsprehenden Weisungen zuerlassen.
1 Sonderstrafgerihte wurden analog zu den Sonderstrafgerihten kraft des Dekrets des Polni-shen Komitees der Nationalen Befreiung vom 12. September 1944 (vgl. Dok. 5) berufen, abgesha�tmit Dekret vom 17. Oktober 1946 (DzURP 1946, Nr. 59, Pos. 324) nah einer Pressekampagne, inder den Sonderstrafgerihten übertriebene Milde vorgeworfen wurde.
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72.1945, 20. DezemberDer Minister für Arbeit und Sozialfürsorge an den Ministerpräsidenten überBeshäftigung von Deutshen AAN URM 5/720, Bl. 2-3Während meiner Inspektionsreise durh die Gebiete Ober- und Niedershlesiens ha-be ih festgestellt, daÿ niht nur Industrie- und Handelsunternehmen, sondern auhmanhe Ämter bei der Einstellung den Deutshen vor den Polen wegen der niedri-geren Bezahlung den Vorzug geben, die sie bei der Entlohnung der Deutshen (25Prozent unter der vertraglih festgesetzten Bezahlung) anwenden können. Indem siesih von solhen Gründen leiten lassen, liegt es im Interesse der Unternehmen, derBesitzer von Geshäften und der Ämter, die Deutshen auf diesem Gebiet gegen dasInteresse des Landes zu halten, das eine möglihst shnelle Aussiedlung der Deut-shen gebietet. Shlimmer, ih habe sogar festgestellt, und das beginnt eine allgemei-ne Ersheinung zu werden, daÿ die Unternehmen untereinander um eine deutsheArbeitskraft zu konkurrieren beginnen. Konkret gesprohen: wenn irgendein Unter-nehmen oder Amt quali�zierte � deutshe � Arbeiter beshäftigt, versuht das andereUnternehmen, diese deutshen Arbeiter abzuwerben, indem es ihnen unter der Handzusätzlihen Lohn zahlt, der das Einkommen oft auf das Doppelte dessen erhöht,was z. B. Staats- oder Selbstverwaltungsbedienstete erhalten. Es versteht sih, daÿangesihts dieser unangemessenen Politik bei der Beshäftigung von Deutshen, dievon den Tagesinteressen diktiert wird, ohne daÿ man negative Konsequenzen fürunsere staatlihe Politik in Rehnung stellt, polnishe Arbeiter, die in diesem Ge-biet eintre�en, keine Arbeit erhalten, verbittert an ihren ursprünglihen Wohnortzurükkehren, was wiederum unter der Bevölkerung, die bereit gewesen wäre, sih inden Westgebieten anzusiedeln, die Befürhtung hervorruft, dort keine Beshäftigungzu �nden.Ih bitte Sie, Herr Ministerpräsident, eine Weisung an alle Behörden und Selbstver-waltungsorgane auf dem dortigen Gebiet zu erlassen, derzufolge die Einstellung vonDeutshen zur Arbeit und, was noh shlimmer ist, sogar die Gewährung bestimmterPrivilegien zu unterlassen sei und man sih dagegen darum zu bemühen habe, nurPolen zu beshäftigen, auh wenn sie während der Zeit der Eingewöhnung an diebetre�ende Beshäftigung mögliherweise weniger leistungsfähig sind.Falls wir niht sofort den gegenwärtigen Praktiken ein Ende setzen, verwandelt sihdie Beshäftigung von Deutshen in ein System mit bedrohlihen Folgen für unserestaatlihen Interessen.
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73.1945, 27. DezemberBefehl Nr. . . . des Oberkommandos des WP betr. Maÿnahmen gegen deutsheDiversionsbanden in den Westgebieten Polens1AAN MZO 60, Bl. 46-47Angesihts der zunehmenden Aktivitäten deutsher Sabotagebanden in den westli-hen Gebieten Polens sowie des Auftauhens deutsher Banden, die ihre Überfällevor allem gegen das Militär, das Amt für Ö�entlihe Siherheit und die Bürgermilizrihten,b e f e h l e i  h:1. Die Befehlshaber aller Einheiten, Abteilungen, Verbände und militärishen In-stitutionen übernehmen die volle Verantwortung für die Siherheitslage desStandquartiers ihrer Truppen wie auh der ihnen zugewiesenen Rayons.2. Zu diesem Zwek werden die Befehlshaber der Militärbezirke den Militärkom-mandeuren Rayons (Kreise) zuweisen, in denen sie für die Siherheitslage ver-antwortlih sein werden.3. Die hierzu eingeteilten Kommandeure stellen unmittelbar oder per Draht zuden lokalen staatlihen Behörden des Amtes für Ö�entlihe Siherheit und derBürgermiliz Verbindung her.4. Während der Aktion zur Vernihtung der Banden, die zusammen mit der Füh-rung des Amtes für Ö�entlihe Siherheit und der Bürgermiliz durhgeführtwird, übernehmen die Kommandeure der militärishen Einheiten das Kom-mando.5. Armeeeinheiten und Abteilungen ordnen im Einverständnis und in Absprahemit dem Amt für Ö�entlihe Siherheit und der Bürgermiliz eine systemati-she Patrouille wihtiger Wege und Verkehrsknotenpunkte an, besonders in derNaht mit Hilfe von starken, gut bewa�neten und mit shnellen Fahrzeugenausgestatteten Streifen. Dort angetro�ene verdähtige Personen werden durh-suht und ihre Dokumente geprüft und die Festgenommenen den Behörden desAmtes für Ö�entlihe Siherheit und der Bürgermiliz zur Verfügung überstellt.Die Wege an den Kontrollpunkten müssen mit Shlagbäumen gesperrt werden.6. In den am meisten vom Banditenwesen bedrohten Gebieten sind mehrtägigeGeländeübungen im Bataillonsrahmen mit kompletter Kampfausrüstung zubefehlen. Diese Bataillone führen eine vorshriftsmäÿige Ausbildung durh undsäubern das Terrain (Siedlungen/Wälder), wonah sie zu anderen Ortshaftenweiter marshieren.1 In der zitierten Abshrift fehlt die Nummer des Befehls und die Nummer des Exemplars.
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7. Sofern man Informationen über geplante Überfälle erhalten hat oder über Ak-tivitäten von Banden in der Nähe von Städten und Siedlungen, in denen militä-rishe Einheiten stationiert sind, sollten die Zufahrtswege durh Shlagbäumegesperrt und durh Wahposten der Bürgermiliz beziehungsweise des Militärsbewaht sein.8. Man muÿ den Shutz der Gefehtsstände und der Magazine sowie wihtigermilitärisher Objekte verstärken.9. Über alle wihtigen, im Bereih der Militärbezirke auftretenden besonderenVorkommnisse im Zusammenhang mit einer Tätigkeit von Banditen ist mirtelegraphish hi�riert Meldung zu mahen.10. Mit vorstehendem Befehl sind alle militärishen Kommandeure vertraut zumahen.Die Ausführung vorstehenden Befehls ist zu melden, und eine Durhshrift der selbsterlassenen Anordnungen ist mir bis zum 15.1.1946 vorzulegen.

74.1945, 27. DezemberResolution der Akademie in Wrze±nia/Wreshen mit der Forderung, dieAussiedlungsaktion der Deutshen aus Polen zu beshleunigenAAN PPS 235/XXIII � 19, Bl. 11Wir, die am 27. Dezember 1945 bei der Versammlung der Akademie im diht ge-füllten Saal in Wrze±nia/Wreshen Anwesenden, als Söhne der Polnishen Nation,die seit Jahrhunderten unter den barbarishen Methoden der deutshen Aggressiongelitten hat und während des letzten Krieges und der Okkupation von der Hand desdeutshen Fashismus die shwersten Opfer erlitt,angesihts der deutshen Bemühungen, den Wiederaufbau des Reihes in Angri� zunehmen und die von den Völkern des Westens, die von den Deutshen unter demVorwand einer Rükkehr zu demokratishen Idealen moralish entwa�net wurden,unterstützt werden,angesihts der sih hieraus ergebenden Gefahr einer Wiedergeburt des deutshenImperialismus, der im Ergebnis zur Vernihtung der Zivilisation führen würde,forderndie Verbreitung und Verö�entlihung von Dokumenten der deutshen Verbre-hen in Polen auf internationaler Ebene,eine diplomatishe Aktion in Rihtung auf eine strikte Befolgung der Potsda-mer Beshlüsse in bezug auf Deutshland.
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Eingedenk der Rolle von Verrätern, die die deutshe nationale Minderheit beim Ver-nihtungsmarsh des deutshen Fashismus in allen Ländern Europas und besondersin Polen und in der brüderlihen slawishen Tshehoslowakei gespielt hat,verlangen wirdie Beshleunigung der Aussiedlungsaktionen aller Deutsher aus Polen, so-wie eine strenge Bestrafung all derjenigen, die ohne begründete Ursahen dieAufshiebung der vorgesehenen Termine für die Aussiedlungen vershulden.

75.[1946, nah dem 1. Januar℄Zahlenmäÿige Aufstellung der Repatrianten und Umsiedler, die durh diePolnishen Staatsbahnen transportiert worden sind, zum 31. Dezember 19451AAN PUR XIV/22, Bl. 128Zahl der von der Polnishen Staatlihen Eisenbahn (PKP) transportierten Repatri-anten und UmsiedlerStand vom 31.12.19451. Umsiedler aus dem Inland in die Wiedergewonnenen Gebiete 675.2462. Repatrianten aus der UdSSR nah Polen 735.1443. Repatrianten aus dem Westen, Süden und Norden nah Polen 1.467.2174. Repatrianten fremder Nationalitäten aus Polen 42.7025. Repatrianten fremder Nationalitäten aus der UdSSR im Transitdurh Polen 17.2356. Repatrianten fremder Nationalitäten aus dem Westen im Transitdurh Polen nah Osten 739.8407. Repatrianten aus Polen in die UdSSR 341.0008. Deutshe Repatrianten aus Polen nah Deutshland (Aussiedler) 366.322Summe 4:384:736
76.[1946, nah dem 1. Januar℄Verzeihnis der Belegung der Gefängnisse zum 1. Dezember 1945 und 1. Januar1946, aufgestellt vom Departement des Gefängniswesens und der Lager des MBPAAN DWO 13/5, Bl. 5,71 Anonyme Notiz. In der Mappe be�nden sih Berihte der Abteilungen der Zentralverwaltungdes Staatlihen Repatriierungsamtes (ZC PUR); vielleiht ist dies ein Teil eines der Berihte (oderein vom Verkehrsministerium gesandtes Hilfsmaterial).
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Zahlenverzeihnisder in den Gefängnissen Inhaftierten vom 1.12.45 bis zum 1.1.46in vergleihenden Zi�ern

Art des Verbrehens 1.12.45 1.1.46 Abgang Zugang1. Für Verbrehen gemäÿ des Dekretsüber den Shutz des Staates, Art.1 und 8 (AK, NSZ) 3.580 3.957 � 377
2. Spionage 1.117 1.200 � 833. Andere Verbrehen gemäÿ desDekrets über den Shutz desStaates (Sabotage, Versteken vonWa�en, Zusammenarbeit mitDeutshen, et.)

6.104 6.344 � 240
4. Gewöhnlihe Verbrehen(Kriminelle) 8.096 9.530 � 1.4345. Fiskalishe Verbrehen, Verbrehengegen Militärp�iht,Amtsmiÿbrauh u. a. 4.065 4.282 � 217
6. Zugehörigkeit zu einer fashistish-hitlerishen Organisation 1.469 1.567 � 987. Reihsdeutshe 543 570 � 278. Volksdeutshe 7.912 7.160 752 �9. Kriegsgefangene 2.860 2.853 7 �10. Administrative 21 35 � 14S u m m e 35.767 37.498 759 2.490

77.1946, 10. JanuarDer Minister für die Wiedergewonnenen Gebiete an die Marshälle derSowjetunion Georgij �ukov und Konstantin Rokossowski und den Botshafter derUdSSR in Warshau Viktor Lebedev über Kon�ikte der polnishen Administrationmit der Roten Armee, Kopie1 AAN MZO 60, Bl. 69-70
1 Es ist niht klar, ob dieses in der Fahliteratur shon bekannte Shreiben (Abdruk in Misz-tal:Wery�kaja, S. 123-124) abgeshikt worden ist. Weitere Shreiben Gomuªkas an Rokossowskiin vergleihbaren Angelegenheiten (28.5., 1.7.1946) und die weitere polnish-sowjetishe Korrespon-denz u. a. im AAN MZO 61.
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Auf der Konferenz in Potsdam wurden die bis zur Oder und Neiÿe reihenden Gebieteder polnishen Verwaltung unterstellt. Diejenige Groÿmaht, die ein eifriger Fürspre-her der polnishen Frage in Potsdam war, war die Sowjetunion. Polen erwartet vonder Sowjetunion Hilfe bei der Besiedlung und Bewirtshaftung der Wiedergewonne-nen Gebiete.Indessen gestaltet sih das Zusammenleben beider Nationen in den in Potsdam derpolnishen Verwaltung unterstellten Gebiete niht harmonish, wie aus den beige-fügten Berihten hervorgeht. Die Einstellung der Einheiten der Roten Armee ge-genüber der polnishen Bevölkerung in den Wiedergewonnenen Gebieten ist häu�gfeindselig, was bei der polnishen Bevölkerung eine Stimmung der Verbitterung undder Verdrossenheit hervorruft. Das Verhalten einiger Einheiten der Roten Armee,die Gewalt, Raub, Plünderung und Mord an der polnishen Bevölkerung zulassen,ershwert die polnishe Aktion in den Wiedergewonnenen Gebieten, und die deutsh-freundlihe Politik einiger Militärkommandanten verstärkt noh die Shwierigkeiten,die wir bei der Bewirtshaftung dieser Gebiete überwinden müssen.Im Namen der Aufrihtigkeit der polnish-sowjetishen Freundshaft und der Rei-nigung der politishen Atmosphäre in den beiderseitigen Beziehungen, sehe ih esals notwendig an, daÿ die Sowjetunion Polen bei der Bewirtshaftung der Wiederge-wonnenen Gebiete Hilfe leistet. Die Hilfe kann in den folgenden Handlungen ihrenAusdruk �nden:1. Konzentration von Garnisonen der Roten Armee nur in den groÿen Zentren;2. Kasernierung von Einheiten der Roten Armee in den Wiedergewonnenen Ge-bieten und Erteilung des vorbehaltlosen Verbots einer Einquartierung in Pri-vathäusern, was einer Verbrüderung mit den Deutshen und deren Bevorzu-gung gegenüber der polnishen Bevölkerung vorbeugt; eine solhe Verhaltens-weise ruft einerseits verständliherweise Verbitterung bei der polnishen Be-völkerung hervor, andererseits stahelt sie den deutshen Hohmut an undprovoziert eine Haltung der Widersetzlihkeit gegenüber den Anordnungen derpolnishen Behörden; durh entsprehend strikte Befehle sollte die Zusammen-arbeit von Einheiten der Roten Armee bei dem Eindringen von Deutshen aufpolnishes Territorium ebenfalls unterbunden werden;3. Ablösung der gegenwärtig in Polen stationierten Truppenteile der Roten Ar-mee, die sih überwiegend aus Frontsoldaten zusammensetzen, die durh ihremilitärishen Erfolge oftmals demoralisiert sind und die WiedergewonnenenGebiete wie ein erobertes Territorium behandeln, durh Einheiten aus demInneren Ruÿlands, die sih der Rolle der Roten Armee als Faktor der polnish-sowjetishen Freundshaft bewuÿt sind;4. möglihst rashe Auflösung der Lager der �Vlassov-Soldaten�, insbesondere inMy±liborz, wo aus dem Lager Ausgebrohene Banden bilden, die die polnisheBevölkerung ausrauben und den guten Namen der Roten Armee beshmutzen;
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5. Beshleunigung des Tempos der Repatriierung der sowjetishen Zivilbevölke-rung, die sih in Lagern in den Wiedergewonnenen Gebieten aufhält, und Fest-legung des endgültigen Termins zur Beendigung dieser Repatriierung sowie imZusammenhang damit die Beshleunigung des Tempos der Übergabe industri-eller und landwirtshaftliher Objekte an die polnishe Verwaltung;6. Aufklärung der Einheiten der Roten Armee auf dem Befehlswege darüber, daÿsämtlihe Beshlagnahmen gesetzwidrige Handlungen sind;7. Zusammenarbeit mit den polnishen Siherheits- und den allgemeinen Verwal-tungsbehörden bei der Verfolgung von Marodeuren und Verbrehern, die sihin Uniformen der Roten Armee versteken, sowie die Anwendung strengsterStrafen gegenüber Soldaten der Roten Armee, die bei Plünderung, Raub oderVergewaltigung von Frauen gestellt werden;8. totales Verbot übermäÿigen Alkoholgenusses und shnellstmöglihe Übergabevon Spiritusbrennereien und Alkohol verarbeitenden Betrieben, die sih nohunter der Verwaltung der Roten Armee be�nden, an polnishe Behörden.Die Berüksihtigung der oben genannten Wünshe wird ein Ausdruk der wohl-wollenden Rüksihtnahme der befreundeten Sowjetunion auf die lebenswihtigstenBedürfnisse Polens sein und wird zu einem immer enger werdenden Freundshafts-bund zwishen beiden Ländern beitragen.

78.1946, 11. JanuarNotiz für das Ökonomishe Komitee des Ministerrates zur Frage des Bedarfs anWaggons im Zusammenhang mit der Repatriierung der deutshen BevölkerungAAN MZO 527, Bl. 17Für die vollständige Auslastung der für die nähste Zeit festgelegten Kontingente derAussiedlung von Deutshen in die britishe Zone des Deutshen Reihes ist folgenderEisenbahnfahrzeugpark zur ausshlieÿlihen Disposition bereitzustellen:1) 1.100 überdahte Güterwaggons2) 30 Personenwaggons3) 30 Lokomotiven4) ein Sanitätszug, falls nötig.Mit der Eisenbahn sollen täglih 4.000 Personen repatriiert werden, für die gewöhn-lih 100 Waggons genügen. Jedoh im Hinblik auf das gröÿere Gepäk (und Öfen)
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verkleinert sih die Lade�ähe um 10 %, so daÿ die Zahl der Waggons auf 110 an-steigt, was eine Bereitstellung von drei Zügen in der Zusammensetzung 37 plus 37plus 36 erfordert. Jedem Zug muÿ wenigstens ein Personenwaggon für den Leiter desTransportes und für den Konvoi sowie das Sanitäts- und Arztpersonal zur Verfügunggestellt werden, d.h. drei Personenwaggons pro Tag.Wenn man davon ausgeht, daÿ die Fahrt der Züge von der polnish-deutshen Grenzebis zur sowjetish-britishen Zonengrenze und zurük innerhalb von sehs Tagenabgeshlossen werden kann, dagegen innerhalb der Grenzen des Polnishen Staates(hin und zurük) � was von der Lage der Sammelpunkte für die Deutshen abhängt� rund drei Tage benötigt werden, und wenn man siherheitshalber 10 % zusätzlihfür einen Tag Stillstand annimmt, muÿ man die Zahlen des Tagesbedarfs mit 10multiplizieren.Der Sanitätszug ist für die Evakuierung von Krankenhäusern, Heimen, kranken Per-sonen, et. unverzihtbar.

79.1946, 12. JanuarDie Bezirksdirektion des Post- und Telegrafenwesens in Lodz an diePersonalabteilung des Ministeriums für Post- und Telegrafenwesen betr. dieEinshränkung der Bezüge der Arbeiter, die von den Deutshen als�Leistungspolen� eingruppiert wurdenAAN URM 5/146, Bl. 11-12In Ergänzung zum Beriht vom 9.1. d.J. Nr. SO 90 betre�end die Rehabilitierungder von der Besatzungsmaht in die Gruppe der sog. �Leistungspolen� eingetragenenArbeitskräfte teile ih mit, daÿ mir die Bezirkskommission der Gewerkshaften in�ód¹ ein Shreiben vom 12.1. d.J., Tagebuh-Nr. 4446 überreiht hat, die ih meinemBrief in Abshrift beilege, aus dem hervorgeht, daÿ im Sinne der letzten Beshlüs-se der Zentralkommission der Gewerkshaften in Polen der Gedanke aufkam, daÿDeutshe und sog. �Leistungspolen�, die die Rehte der �Volksdeutshen� besessenhaben, für ihre Arbeit nur 75 % der Bezüge eines auf dem gleihen Arbeitsplatzbeshäftigten Polen erhalten sollten.Von diesen Arbeitskräften gibt es einshlieÿlih des Bürgers Wªadysªaw Suhoki,über den in dem einleitend genannten Shreiben berihtet wird, rund 20. Alle sindfestangestellte Mitarbeiter im ö�entlih-rehtlihen Sinne.Einerseits erlauben es mir weder die Verfügung des Ministerrats vom 1.1.1934 überdas Dienstverhältnis der Angestellten des staatlihen Unternehmens �Polska Pozta,Telegraf i Telefon� [Polnishe Post, Telegraf und Telefon℄ noh die im Gesetzblatt derRepublik Polen unter Nr. 7, 17, und 21 aus dem Jahre 1945 verö�entlihten Dekreteüber die Entfernung feindliher Elemente aus der polnishen Gesellshaft und polni-she Staatsbürger, die nah dem 31. August 1939 in den mit Gewalt dem Deutshen
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Reih eingegliederten Gebieten der Polnishen Republik in die Gruppe �Leistungs-pole� eingetragen wurden, zu rehabilitieren, oder diesen Angestellten die Bezüge zukürzen, ohne sie vom Dienst zu suspendieren. Andererseits aber verlangt die aufdem Boden unseres Staatswesens stehende Bezirkskommission der Gewerkshaftenals Interessenvertretung der Arbeiter die Kürzung der Bezüge besagter Personen.Um aus dieser Situation einen Ausweg zu �nden, bitte ih Sie mir Anweisungen zuerteilen, ob ih ihnen die Bezüge ohne Rehtsgrundlage und lediglih gestützt aufdas zitierte Shreiben der Kommission der Gewerkshaften kürzen soll.Die Angelegenheit ist sehr dringend.1Anl. 32

1 S. Dok. vom 22.1.1946; mehr über die besondere Situation in Lodz s. Bd. 2 (in Vorbereitung).2 Anlagen ebenda. 80.1946, 14. JanuarDer Vorsitzende des Präsidiums des Nationalrats der Wojewodshaft in Posen,Zygmunt Pi�kniewski, an das Präsidium der KRN mit der Bitte um Aufhebung derAnordnung des Ministers für Ö�entlihe Verwaltung vom 22. November 1945 überWohnbezirke und Armbinden für die Deutshen1 MAP 757, Bl. 2Der Nationalrat der Wojewodshaft in Posen hat auf seiner Sitzung vom 8.1.1946beshlossen, sih an das Präsidium des Landesnationalrates zweks Aufhebung derVerordnung des Ministers für Ö�entlihe Verwaltung vom 22.11.1945, Tagebuh-Nr.II I 20141/452 betre�end die Wohnbezirke und Armbinden für die Deutshen zuwenden.�Der Nationalrat der Wojewodshaft steht auf dem Standpunkt, daÿ alle Deutshen,die in der Wojewodshaft Posen wohnen, ein äuÿeres Zeihen tragen sollten, das aufihre Nationalität hinweist. Auf diese Weise kann man vermeiden bzw. es den Deut-shen ershweren, eine gegen den Staat gerihtete Tätigkeit auszuüben, Handelsbe-ziehungen mit Polen aufzunehmen, ö�entlihe Verkehrsmittel zu benutzen et.�In dem ih den obenerwähnten Beshluÿ zu Ihrer Kenntnis bringe, bitte ih um einewohlwollende Stellungnahme in dieser Angelegenheit.
1 Eine Abshrift wurde zur Kenntnisnahme an das Politishe Departement des MAP weiterge-leitet.2 Die Weisung des MAP (s. Dok. 68) hat die Einrihtung von abgesonderten Wohnbezirken fürDeutshe und die Kennzeihnung von Deutshen mit Armbinden verboten.
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81.1946, 15. Januar(R.) Verordnung Nr. Tj/1 des MZO bezüglih der Aussiedlung der deutshenBevölkerung1Jona: Wysiedlenia, S. 152-154; Lippózy: Przesiedlenie, S. 137-139
82.1946, 15. JanuarDer Minister für die Wiedergewonnenen Gebiete an den Minister für Ö�entliheSiherheit betr. Repatriierung der deutshen Bevölkerung aus dem StaatsgebietAAN MZO 527b, Bl. 2SEHR DRINGENDDie Instruktion für die Verwaltungsbehörden der Wiedergewonnenen Gebiete unddie Anordnungen zur Repatriierung der deutshen Bevölkerung beifügend, bitte ihden Bürger Minister seinerseits auf shnellstem Wege um den Erlaÿ von Verfügungenin Rihtung auf:1) eine Aufstokung des Personalbestandes der dem Siherheitsdienst unterste-henden Einheiten, die in den Bezirken (Wojewodshaften) der von der Aktionbetro�enen Gebieten während der gesamten Dauer der Repatriierungsaktionstationiert sind,2) eine enge Zusammenarbeit mit den Verwaltungsbehörden der 1. und 2. Instanzbei der Durhführung der Aktion, insbesondere bei der Siherstellung des vonden Repatrianten zurükgelassenen Vermögens,3) eine Erhöhung der Wahsamkeit des Siherheitsdienstes in denjenigen Distrik-ten, in denen die Aktion direkt durhgeführt wird, sowie die rüksihtsloseVerfolgung jeglihen Mahtmiÿbrauhs und jedweder Eigenmähtigkeiten, diedie Aktion ershweren oder deren Durhführung gar unmöglih mahen könn-ten.

1 Verwaltungsinstruktionen des Ministers für die Wiedergewonnenen Gebiete bezüglih der Aus-siedlung der Deutshen, in: Lippózy: Przesiedlenie, S. 139-143; Banasiak: Przesiedlenie, S. 229-232. S. auh Dok. 110, sowie Das Personal der Sammelstelle und seine P�ihten. Dienstordnungder Sammelstelle, in: Jona: Wysiedlenia, S. 156-164.
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Über die erlassenen Verfügungen bitte ih informiert zu werden.2 Anl.1

1 Es fehlen die Anlagen, die Untershrift stammt wahrsheinlih vom Vizeminister für die Wie-dergewonnenen Gebiete (seit Dezember 1945) Jan Wasilewski.83.1946, 15. JanuarDer Minister für die Wiedergewonnenen Gebiete an den Minister für NationaleVerteidigung (zu Händen des Stellvertretenden Ministers) betr. die Aussiedlung derdeutshen Bevölkerung AAN MZO 527b, Bl. 1SEHR DRINGENDIndem ih die Instruktion für die Verwaltungsbehörden der Wiedergewonnenen Ge-biete und die Anordnungen zur Repatriierung der deutshen Bevölkerung beifüge,bitte ih den Bürger Minister seinerseits auf dem shnellsten Wege um den Erlaÿvon Verfügungen in Rihtung auf:1) eine evtl. Verstärkung der Garnisonen in den von der Repatriierungsaktionbetro�enen Bezirken (Wojewodshaften),2) die Beibehaltung der erhöhten Alarmbereitshaft bei den Einheiten der Polni-shen Armee während der Dauer der Aktion auf dem Gebiet des eigenen undbenahbarten Distrikts (Kreises),3) die Erhöhung der Wahsamkeit des Grenzshutzes an der polnish-tshehi-shen Grenze,4) eine umgehende Kontaktaufnahme der Kommandeure der militärishen Ein-heiten in den von der Aktion betro�enen Gebieten mit Vertretern der Verwal-tungsbehörden der 1. und 2. Instanz zur Feststellung der Art und Weise derNahrihtenübermittlung,5) einer Hilfeleistung der an der Aktion beteiligten Einheiten der PolnishenArmee bei jegliher Anforderung seitens der Starosten, Wojewoden oder desHauptbevollmähtigten des Ministeriums für die Wiedergewonnenen Gebiete.Über die erlassenen Verfügungen bitte ih informiert zu werden.2 Anl.11 Anlagen und Untershrift wie oben; ebenda Korrespondenz MZO-MON bezüglih der Grenzsi-herung sowie ein Shreiben des Generalstabes der Polnishen Armee (25.1.1946) an die Komman-
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84.1946, 15. Januar(R.) Beshwerde des Botshafters der UdSSR, Viktor Lebedev, über die shlehteOrganisation der Aussiedlung der DeutshenMadajzyk in: Dzieje Najnowsze 1996/H. 3-4, S. 117-120
85.1946, nah dem 15. JanuarAufstellung über die Anzahl der deutshen Bevölkerung in den WiedergewonnenenGebieten nah der Enquête vom 15. Januar 1946AAN MZO 525a, Bl. 4Gesamtzahl der Deutshen in den Wiedergewonnenen Gebieten gemäÿ einer Umfragevom 15.1.1946.(Angaben des MZO)Wojewodshaft Niedershlesien 1.268.345� Westpommern 303.524� Gda«sk 275.920� Shlesish-D¡browka 106.082� Masuren 99.593� Pozna« (Lebuser Land) 28.039� Pommerellen 26.450� Biaªystok 4.319Summe1 2:112:272
86.1946, 19. JanuarMinisterium für Industrie, Reklamationsformular für Fahleute, die für dieWirtshaft unentbehrlih sind AAN MZO 585, Bl. 13

deure der Militärbezirke in Pozna«, Koszalin und Katowie bezüglih der Hilfeleistungen zugunstender Zivilbehörden bei der Aussiedlungsaktion.1 Zur Zahl der Deutshen in jener Zeit s. Einleitung, S. 76 f.



212 Dokumente der Zentralbehörden
Zentralverwaltung der IndustrieBetriebsdirektionin . . . . . . . . . . . . . . . .Arbeitsbesheinigung Nr. 3/Z.1Kraft des Übereinkommens zwishen den Ministerien für Industrie und für die Wie-dergewonnenen Gebiete vom 17.1.1946, bestätigt die Betriebsdirektion in , daÿ derDeutshe . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .geboren am . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . wohnhaft in . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .als Fahkraft (im Beruf) x) L) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . in unserem Betrieb beshäftigtist als . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . und für uns unentbehrlih ist. Er istgemeinsam mit seiner Familie am Ort zu belassen.Betriebsdirektionx) Unzutre�endes streihenL) bedeutet Liste (1,2 oder 3)1

87.1946, 21. JanuarDer Justizminister an die Shlihtungskommission der Politishen Parteien in derAngelegenheit der Behandlung der in den Wiedergewonnenen Gebieten wohnhaftenDeutshen hinsihtlih des RehtsshutzesAAN KC PPR 295/VII � 12, Bl. 3-5Die in den Wiedergewonnenen Gebieten gelegenen Gerihte wenden sih immer häu-�ger an das Justizministerium mit Fragen, wie die Deutshen, die noh in diesenGebieten wohnen, hinsihtlih des Rehtsshutzes zu behandeln seien. Es entstan-den insbesondere solhe Fragen, wie die dAnerkennung des Armenrehts für Deutshein Gerihtssahen, die Feststellung des Sorgerehts für deutshe Kinder, an Polen alsVäter uneheliher, von deutshen Frauen geborener, Kinder gestellte Alimentenfor-derungen et.dDieses Problem von zweifellos vorrangiger Bedeutung muÿ unter zwei Gesihtspunk-ten, nämlih unter dem rehtlihen und dem politishen Aspekt geprüft werden.Was die rehtlihe Seite dieses Problems betri�t, muÿ man als unbestreitbare Tatsa-he akzeptieren, daÿ die Deutshen auf diesem Gebiet dAusländerd sind. Gemäÿ Art.1 Anlage zur Verordnung des Ministers für Industrie vom 19.1.1946 (ebenda), in der die �Zu-sammenstellung neuer Listen von für den Betrieb unentbehrlihen Fahkräften bis zum 31.1.1946�angeordnet wurde. Die Einteilung in die Listen 1-3 sollte bei der Auswahl von Spezialisten entspre-hend den Anforderungen der Wirtshaft behilflih sein. S. Dok. 90 und 121. Die Gültigkeit derBesheinigung bestätigte der Bezirksbevollmähtigte (das Wojewodshaftsamt).
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95, Abs. 2 der Märzverfassung: d�genieÿen Ausländer unter der Bedingung der Ge-genseitigkeit die gleihen Rehted wie die Bürger des Polnishen Staates und habendieselben P�ihten, solange Gesetze niht ausdrüklih die polnishe Staatsbürger-shaft erfordern�.Wenn man sih folglih einzig und allein auf diese Vorshrift stützen würde, wäredie Grundlage für die Behandlung von Ausländern in Polen das sog. Prinzip derGegenseitigkeit.Allerdings hat die spätere polnishe Gesetzgebung im Bereih des Privatrehts �und um diesen Bereih geht es in diesem konkreten Fall � einen anderen Standpunkteingenommen, indem sie das Prinzip der sog. Vergeltung (Vergeltungsmaÿnahmen)übernahm. Gemäÿ des Dekrets des Präsidenten der Republik vom 14. Januar 1936über den Shutz der Interessen des Polnishen Staates und seiner Bürger in deninternationalen Beziehungen (Dz. U.R.P, Nr. 3, Pos. 22) können Shutzverordnungenerlassen werden, wenn ein fremder Staat:1) polnishe Bürger shlehter als die Bürger anderer ausländisher Staaten be-handelt;2) den Polnishen Staat oder seine Bürger bei der Verfügung über sein Vermögeneinshränkt und ihnen insbesondere die Geltendmahung ihrer Forderungenershwert;3) polnishen Bürgern keinen Rehtsshutz zusihert, der von ausländishen Staa-ten im allgemeinen gewährt wird;4) in irgendeiner anderen Weise die materiellen Interessen des Polnishen Staatesoder seiner Bürger gefährdet.Gegenstand und Umfang der Maÿnahmen sollen Verordnungen des Ministerratesnäher bestimmen. Das Dekret aus dem Jahre 1936 ist niht der erste gesetzgeberisheAkt in diesem Bereih; er hat lediglih die Vorshrift von Art. 40 des polnisheninternationalen Privatrehts ersetzt, der im Gesetz vom 2. August 1926 enthaltenwar, also zur Zeit der Gültigkeit der Märzverfassung, erlassen wurde (Gesetzblattder Republik Polen Nr. 101, Pos. 581), der ebenfalls das Prinzip der Vergeltungübernimmt.Der praktishe Untershied zwishen dem Prinzip der Gegenseitigkeit und dem Prin-zip der Vergeltung ist auÿerordentlih groÿ; im Falle des Prinzips der Gegenseitigkeitentsheidet der Rihter in jedem konkreten Fall darüber, ob es eine Rehtsgrundlagefür eine andere Behandlung eines Ausländers als im Falle des eigenen Bürgers gibt,bei dem Prinzip der Vergeltung werden allgemeine Vergeltungsmaÿnahmen getrof-fen, zu deren Anordnung nah polnishem Reht eine politishe Körpershaft berufenist, und dies ist der Ministerrat.Die hier vorhandene gewisse Widersprühlihkeit zwishen den Bestimmungen derMärzverfassung und der späteren Gesetzgebung wurde in der betre�enden Fahli-teratur dahingehend ausgelegt, daÿ im Bereih des Privatrehts allein das Vergel-tungsprinzip verp�ihtend sei. Diese Widersprühlihkeit wurde dort eher als ein
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Sheinproblem angesehen, weil Art. 95, Abs. 2 der Verfassung so allgemein überdie Voraussetzung der Gegenseitigkeit spriht, daÿ man die Vergeltung �als Konkre-tisierung der Rehtsvorshrift des verfassungsmäÿigen Prinzips der Gegenseitigkeitau�assen könnte� ([Fryderyk℄ Zoll, Mi�dzynarodowe i Mi�dzydzielniowe prawo pry-watne, w: Enyklopedii Podr�znej Prawa Prywatnego (Internationales und in denehemaligen Teilungsgebieten geltendes Privatreht, in: Handenzyklopädie des Pri-vatrehts), Bd. 2, S. 931.Natürlih stellt das Prinzip der Vergeltung kein Hindernis bei der Anwendung desPrinzips der Gegenseitigkeit dort dar, wo eine besondere gesetzlihe Vorshrift diesesvorsieht (z. B. bezüglih der Anwendung des Armenrehts � Art. 115 des Kodex derZivilprozeÿordnung).In diesem juristishen Sinne wäre � wenn man die Sahe rein formell betrahtet� bei diesem Prinzip dder Erlaÿ einer Verfügung zur Vergeltung1 gegenüber denDeutshen durh den Ministerratd notwendig gewesen, wenn man ihren Rehtsshutzhätte einshränken wollen.Der Erlaÿ einer solhen Verordnung ist jedoh gleihzeitig ein politisher Akt, vorallem im Bereih der internationalen Beziehungen, der ein beträhtlihes Eho her-vorrufen könnte.Selbst wenn man hierauf keine Rüksiht nähme, muÿ man dennoh noh ein weiteresProblem in Rehnung stellen, nämlih, ob es angesihts der im Sinne der polnishenStaatsräson bereits entshiedenen Frage, ob die Deutshen das Gebiet der Republikohne Vorbehalte verlassen müssen, erstrebenswert sei, diese Frage grundsätzlih zuregeln, da das ganze Problem lediglih eine zeitlih begrenzte Bedeutung besitzt.Denn in diesem Fall könnte ebenso ein anderer Standpunkt eingenommen werden,daÿ es nämlih gerade aus rein politishen Gründen wünshenswert sei, den Deut-shen formell vollen privatrehtlihen Shutz zu gewähren, jedoh in den Grenzender polnishen Gesetze (also z. B. ohne daÿ Vorshriften über das ehemals deut-she Eigentum et. berührt würden), da es sih eher um eine verhältnismäÿig kurzeAufenthaltszeit der Deutshen auf dem Gebiet Polens handelt.Wegen der besonderen Bedeutung dieses Problems bittet das Justizministerium umeine Stellungnahme in der oben genannten Angelegenheit.2

88.1946, 22. JanuarDer Minister für Post- und Telegrafenwesen an das Präsidium des Ministerrates �Erläuterung zur Behandlung der von den Deutshen als �Leistungspolen�eingestuften Arbeiter AAN URM 5/146, Bl. 2-31 Am Rand ein handshriftlihes Fragezeihen.2 S. Dok. 93.
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b-bKürzlih wurde bekannt, daÿ in dem staatlihen Unternehmen �Polska Pozta, Te-legraf i Telefon� [Polnishe Post, Telegraf und Telefon℄ in den Bezirken �ód¹/Lodzund Pozna«/Posen Angestellte beshäftigt sind, die ehemals von der Besatzungs-maht der Kategorie der sog. Leistungspolen zugerehnet wurden.Die internen Untersuhungen, die von den Inspektionsorganen der Bezirksdirektionder P.[ost-℄ und T.[elegrafenämter℄ in �ód¹/Lodz durhgeführt wurden, haben erge-ben, daÿ diese Angestellten während der Besatzungszeit als �Leistungspolen� auÿerhöheren Lebensmittelrationen keine anderen den Deutshen vorbehaltenen Privile-gien besaÿen. Die erwähnten Angestellten haben sih niht persönlih um das ihnenverliehene Privileg eines �Leistungspolen� bemüht. Die Bezirksdirektion P. und T.in �ód¹/Lodz hat diese Angestellten dazu aufgefordert, der allgemeinen Verwaltungentsprehende Besheinigungen vorzulegen und eine Loyalitätserklärung gegenüberdem Polnishen Volk und dem Demokratishen Polnishen Staat einzureihen. DieseAngestellten haben dem Aufruf der Direktion Folge geleistet, eine Eingabe an dieStarostei gerihtet und entsprehende provisorishe Besheinigungen vorgelegt.Von diesem Augenblik an genossen sie das gleihe Reht, wie die anderen Ange-stellten � Polen �, lediglih im Bereih der Bezirksdirektion der P. und T. in Poz-na«/Posen wurden sie niht in höhere Lohngruppen eingestuft, da sie von der Be-satzungsmaht besonders bevorzugt worden waren. Die Bezirksdirektion der P. undT. in Pozna«/Posen stellte jedoh beim Ministerium für Post- und Telegrafenwesenden Antrag, auh diese Einshränkungen aufzuheben.Im Januar dieses Jahres ging bei der Bezirksdirektion des P. und T. in �ód¹/Lodzein Shreiben der Polnishen Sozialistishen Partei, Bezirk Innenstadt Lód¹/Lodz,ein, in dem die Kürzung des Lohnes eines der sog. Leistungspolen um 50 % undseine Behandlung als deutsher Angestellter weitere sehs Monate nah der Abgabeder Erklärung gefordert wurde.eDagegen sandte das Präsidium des Kreisnationalrats in ��zya/Lendshütz einShreiben, in dem es die sofortige Entlassung sämtliher sog. Leistungspolen verlang-te. Die Bezirkskommission der Gewerkshaften in �ód¹/Lodz reihte ein Shreibenein, aus dem hervorgeht, daÿ im Sinne der letzten Beshlüsse der Zentralkommissionder Gewerkshaften die Deutshen und die sog. Leistungspolen für ihre Arbeit nur75 % der Bezüge eines Polen, der am gleihen Arbeitsplatz beshäftigt ist, erhaltensollten.eVon der Überlegung ausgehend, daÿ die Frage der sog. Leistungspolen in ganz Polenund in allen Ressorts einheitlih geregelt werden sollte, unterbreitet das Ministeriumfür Post- und Telegrafenwesen diese Angelegenheit dem Präsidium des Ministerra-tes mit der Bitte, eine detaillierte Verfügung bezüglih der Behandlung der sog.Leistungspolen zu erlassen.Seinerseits hebt das Ministerium für Post- und Telegrafenwesen hervor, daÿ es eineEinshränkung der sog. Leistungspolen in ihren Rehten niht gutheiÿt, natürliherst nahdem diese eine entsprehende Loyalitätserklärung abgegeben haben, da diesog. Leistungspolen während der Besatzungszeit:
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1) nah wie vor Polen geblieben sind und niht auf der Volksliste gestanden haben,2) sih niht persönlih um eine Einreihung in die Kategorie der �Leistungspolen�bemüht haben,3) da die Einreihung von Polen in die Kategorie der sog. Leistungspolen von demhäu�g zufälligen Arbeitsplatz abhing.Entsprehende Akten sind beigefügt.1bBüro für Rehtsfragen mit der Bitte um Stellungnahme 27/II 46b
1 S. Dok. 101. 89.1946, 23. JanuarDer Leiter der Abteilung der Wiedergewonnenen Gebiete des CKW der PPS,Ferdynand Mirosªaw Neumeuer-Bezªuda, an die Wojewodshaftskomitees der PPSin der Angelegenheit der Versammlungsaktion unter der Losung �Wir fordern dieAussiedlung der Deutshen�AAN PPS 235/XXII � 4, Bl. 8Betri�t: Kundgebungsaktion �Wir fordern die Aussiedlung der Deutshen�.1Im Anshluÿ an das am 27.12.45, Zeihen 6655/45/BZZ/1944 abgesandte Shrei-ben bezüglih der Organisierung von Kundgebungen unter dem Motto �Wir forderndie Aussiedlung der Deutshen� möhten wir daran erinnern, daÿ diese Aktion alssehr dringend zu behandeln ist, und daher empfehlen wir, die Organisierung derKundgebungen sofort zu beshleunigen.
1 Handshriftlihe Anmerkung: Erhalten alle Wojewodshaftskomitees.90.1946, 26. JanuarRunderlaÿ des MZO betr. Unterbrehung der Aussiedlung der deutshenFahkräfte, die für die Wirtshaft unentbehrlih sindMZO 568, Bl. 16-17
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Im Anshluÿ an meine Verordnung vom 15.1.46, Tagebuh 2/II/Tj/461, teile ih imEinvernehmen mit den zuständigen Ministern den Bürgern Bezirksbevollmähtigtender Regierung mit, daÿ die betre�enden Ministerien zur gleihen Zeit den ihnen un-terstellten Behörden und Ämtern die Anweisung erteilen, Listen aufzustellen undan die Bürger Bezirksbevollmähtigten zur Bestätigung zu shiken, sowie Beshei-nigungen für solhe Deutshen vorzubereiten, deren Repatriierung vorübergehendeingestellt wird, da sie für die Fortdauer der Produktion und für die Existenz desBetriebes unbedingt benötigt werden.Zusammen mit der Festlegung der Kategorien der Deutshen wird die Repatriierungihrer Familienmitglieder vorübergehend eingestellt. Die Familienmitglieder müssenauf der Rükseite der Besheinigungen genannt werden.Als Familienmitglieder gelten: die Ehefrau und die engsten Familienmitglieder(Nahkommen und Eltern), die gemeinsam mit den Deutshen wohnen, gemeinsameinen Haushalt führen und ihren Lebensunterhalt ausshlieÿlih von diesen Fah-kräften beziehen.Die Besheinigungen werden in drei Farben ausgegeben, nämlih:in weiÿer Farbe für deutshe Arbeiter, die aus Gründen der Kontinuität derProduktion oder um das wirksame Funktionieren staatliher und kommunalerEinrihtungen zu gewährleisten (Fabriken, Elektrizitäts-, Gas-, Wasserwerke,Krankenhäuser, Sanatorien, et.), benötigt werden und die niht durh polni-she Arbeiter ersetzt werden können, da diese am Ort niht vorhanden sind.Die staatlihen und kommunalen Einrihtungen, die deutshe Angestellte die-ser Kategorie beshäftigen, sind verp�ihtet, unverzüglih Bemühungen einzu-leiten, um sie durh polnishe Arbeitskräfte zu ersetzen;in blauer Farbe für deutshe Fahkräfte, die man erst nah der Vervollstän-digung entsprehender Ersatzkader aus Polen in Fabriken und den oben ge-nannten Einrihtungen ersetzen kann, sowie für Fahkräfte, die einen in Polensonst niht vertretenen Industriezweig repräsentieren. Die Anwesenheit dieserKategorie von Deutshen muÿ man für die Shulung polnisher Kader nutzen;in roter Farbe für herausragende Spezialisten, die von der Repatriierung aus-geshlossen werden.Über zukünftige Termine einer Repatriierung jeder dieser obengenannten Gruppenwerden die Bezirksbevollmähtigten der Regierung der Republik vom Ministeriumfür die Wiedergewonnenen Gebiete unterrihtet werden.Nah der Kontrolle und Genehmigung der Listen sowie der Besheinigungen, die biszum 28.2. d.l. Jahres ausgegeben werden müssen, muÿ ein allgemeines Verzeihnisder ausgegebenen Besheinigungen angelegt und das Ministerium für die Wiederge-wonnenen Gebiete bis zum 10.3. dieses Jahres darüber informiert werden, wie viele1 Es handelt sih hier um das Shreiben des MZO an MBP und MON vom 15.1.1946 (s. oben).
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Besheinigungen von jeder Farbe ausgegeben und wie viele Familienmitglieder in denBesheinigungen der jeweiligen Farbe aufgeführt worden sind.Falls bei der Ausgabe der Besheinigungen Amtsmiÿbräuhe festgestellt werden soll-ten, vor allem dann, wenn in die Besheinigungen Personen aufgenommen wordensind, die niht unter die Kategorie von Familienmitgliedern fallen, müssen die Shul-digen eine entsprehende Strafe erhalten, indem der Fall an den Staatsanwalt wei-tergeleitet wird. Über jeden Einzelfall, bei dem Amtspersonen zur Verantwortunggezogen werden müssen, ist das Ministerium für die Wiedergewonnenen Gebiete inKenntnis zu setzen.Während der Repatriierungsaktion der Deutshen muÿ man die mit einer entspre-henden Besheinigung ausgestatteten Deutshen sowie deren Familienmitgliedervon der Repatriierung ausshlieÿen, indem man sie an ihrem derzeitigen Wohnortbeläÿt.Die Aktion der Registrierung und die Ausgabe der genannten Besheinigungen sollsih auf sämtlihe Teile der Wiedergewonnenen Gebiete erstreken.Anlagen:1) Muster einer Arbeitsbesheinigung2) Muster der drei vershiedenen Listen2

2 Anlagen ebenda; vgl. auh Dok. 86; Romanow: Ludno±¢ [Bevölkerung℄, S. 105 �.91.1946, 26. JanuarDie Westlihe Presseagentur an den Generalbevollmähtigten der Regierung derRepublik Polen für die Repatriierung in der Angelegenheit der Aussiedlung derDeutshen aus PolenAAN, Generalbevollmähtigter 66, Bl. 76-77Die Westlihe Presseagentur1, deren Aufgaben und Charakter dem Herrn Ministerbekannt sind, gibt sih die Ehre, den Herrn Minister höflihst um einige Erläuterun-gen bezüglih der die ö�entlihe Meinung beshäftigenden Probleme zu bitten. Wirerlauben uns, die Probleme in Form von folgenden Fragen zu konkretisieren:
1 Über die Westlihe Presseagentur und ähnlihe Einrihtungen vgl. Maria Tomzak: Polskamy±l zahodnia [Der polnishe Westgedanke℄, in: Anna Wolff-Pow�ska (Red.): Polay wobeNiemów. Z dziejów kultury polityznej Polski 1945-1989 [Polen und Deutshe. Aus der Geshihteder politishen Kultur Polens 1945-1989℄, Pozna« 1993, S. 161-193, hier S. 169-176.
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1. Die Kontrollkommission für Deutshland hat sih den Standpunkt des HerrnMinisters bezüglih der Organisation der Repatriierung der deutshen Minder-heit in Polen zu eigen gemaht und bestimmt, daÿ 8.000 Repatrianten täglihin die britishe Besatzungszone einreisen können, darunter 5.000 aus Polen.Wird die aus Polen repatriierte deutshe Minderheit nur in der britishen oderauh in der amerikanishen, französishen oder sowjetishen Besatzungszoneaufgenommen?2. Wenn wir annehmen, daÿ sih in Polen 1.500.000 Deutshe aufhalten, sieht esso aus, als ob die Repatriierungsaktion, wenn das �Kontingent� pro Tag bei-behalten wird, mindestens zehn Monate dauern wird. Indessen gibt die Presseihren Abshluÿ für den Juli bzw. August an. Gibt es oder wird es Möglih-keiten geben, die täglihen Repatriierungstransporte deutlih zu erhöhen, biszu welhem Umfang, und welhen Termin kann man als realistish für einenAbshluÿ dieser Aktion ansehen?3. Berüksihtigt man bei der Repatriierungsaktion der Deutshen den Faktordes Nutzens von Fahleuten, die bei der Ankurbelung der Industrie in denWiedergewonnenen Gebieten eine reht wihtige Rolle spielen?4. Auf der letzten Sitzung der KRN und auf dem Kongreÿ der PSL kam eineAngelegenheit zur Sprahe, die während des Krieges eine der Hauptparolender sowjetishen und britishen Propaganda war: Die Deutshen müssen dieKriegszerstörungen selbst beheben. Nah dem Krieg ist diese Parole völlig ver-shwunden. Wenn Deutshe bei uns beshäftigt werden, dann nur als Lohnar-beiter. Könnte man niht unabhängig von der Repatriierungsaktion deutsheZwangsarbeitslager zum Zwek des Wiederaufbaus der Ruinen errihten?5. Die Repatriierung der Deutshen wird zweifellos Lüken in den Wiedergewon-nenen Gebieten verursahen. Sie werden in erster Linie von polnishen Repa-trianten ausgefüllt werden. Herr Minister, welhe Möglihkeiten einer massen-haften Repatriierung von Polen aus den besetzten Gebieten des Reihes undaus der Sowjetunion gibt es?6. Die Lage eines Ansiedlers, besonders eines ländlihen in den Wiedergewonne-nen Gebieten, ist in Anbetraht der Kriegszerstörungen niht gerade leiht.Erlaubt der Zustand der Verkehrsmittel den Repatrianten aus der UdSSR dieMitnahme von Pferden und Vieh?7. Aufgrund eines tragishen Miÿverständnisses wurden zahlreihe Masuren,Ermländer, Kashuben und Shlesier in die Sowjetunion deportiert, die trotzdeutsher Staatsbürgershaft Polen sind oder in kurzer Zeit völlig polonisiertwerden können. Haben wir in dieser Angelegenheit, Herr Minister, irgendwel-he Shritte unternommen?8. Letzte Frage: wann können wir mit dem endgültigen Abshluÿ dieser gesamtenVölkerwanderung rehnen?Angesihts der groÿen Bedeutung, die wir Ihrer Antwort, Herr Minister, beimessen,bitten wir sehr um eine positive Erledigung unserer Bitte. g-g
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92.1946, 31. JanuarDer Direktor des Ansiedlungsdepartements des MZO an das PolitisheDepartement des MAP betr. die Einstellung der Ausgabe von Ausreiseerlaubnissennah Deutshland an Deutshe AAN MAP 758, Bl. 7Da es Fälle gibt, in denen die Verwaltungsbehörden der 1. und 2. Instanz DeutshenPassiersheine zur Ausreise aus Polen nah Deutshland ausstellen, die später vonden sowjetishen Grenzbehörden niht anerkannt werden, erkläre ih folgendes:1. Im Sinne eines kürzlih geshlossenen Übereinkommens wurde die Aussiedlungvon Deutshen in die sowjetishe Besatzungszone ausgesetzt.2. Die sih auf dem Territorium Polens aufhaltenden Deutshen werden in näh-ster Zeit in Sammeltransporten unter dem Shutz des Militärs oder der Siher-heitsorgane in die britishe Besatzungszone repatriiert, wobei der Komman-dant eines jeden Transportes eine besondere Dienstreisebesheinigung besitzenwird, die zugleih ein Dokument ist, das es dem ganzen Transport erlaubt, dieGrenze zu passieren.3. Für weitere Maÿnahmen werden weder von polnishen noh von sowjetishenGrenzbehörden individuelle Passiersheine für Deutshe, zum Übershreitender Grenze Polens anerkannt; ebenso werden keine Deutshen über die Grenzegelassen, die sih ohne Passiersheine an den Grenzkontrollpunkten melden.Im Zusammenhang mit oben Genanntem bitte ih um eine Weisung, derzufolgedie Ausstellung irgendwelher Dokumente oder Grenzpassiersheine, die von denVerwaltungsbehörden in Zentralpolen an Deutshe ausgegeben werden, eingestelltwird.
93.1946, 4. FebruarAllgemeine Abteilung des ZK der PPR, Entwurf eines Gutahtens über dieRehtslage der in den Wiedergewonnenen Gebieten wohnenden DeutshenAAN KC PPR 295/VII-12, Bl. 6-7In bezug auf das Shreiben des Justizministeriums vom 21. Januar 1946 an dieShlihtungskommission der Politishen Parteien, betre�end die Stellungnahme zur
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Behandlung der im Gebiet der Wiedergewonnenen Gebiete wohnenden Deutshenund ihrer Rehtslage, vertritt das Zentralkomitee der P.P.R. folgenden Standpunkt:Die Deutshen in den Wiedergewonnenen Gebieten sind, da der polnishe Staat sihdiese Gebiete als zu ihnen gehörig angegliedert hat, zweifellos Ausländer, allerdingsbesonderer Art.Der gesamte deutshe Staat be�ndet sih unter der Besatzung der drei alliiertenMähte. Für diese für die Friedenszeit verfügte und auf viele Jahre berehnete Be-satzung gibt es in den internationalen Beziehungen keinen Präzedenzfall.Der Begri� �Staat� besteht aus den drei Elementen: Territorium, Bevölkerung undStaatsgewalt. Der deutshe Staat, der natürlih niht von der Landkarte gestrihenwurde, hat gegenwärtig eines dieser Elemente verloren � die Staatsgewalt, daher istes shwierig, während der Dauer der augenbliklihen Besetzung Deutshlands voneinem deutshen, souveränen Staat zu sprehen.Angesihts dieses Sahverhalts kann keine Rede davon sein, daÿ von seiten unseresStaates gegen Deutshland Vergeltungsakte ausgeübt oder andere Shutzmaÿnah-men getro�en werden, da Deutshland als Staat sih unseren Bürgern gegenüberniht so oder anders verhalten kann, da ihm dies niemand gestattet. EntsprehendeAngelegenheiten können und werden nur durh die Maÿnahmen einer der drei alli-ierten Mähte geregelt, die die Besatzungsgewalt in Deutshland ausüben, jede indem von ihr besetzten Gebiet.Die Inkraftsetzung eines formalen Aktes von Vergeltung auf dem Wege einer Verord-nung des Ministerrates ersheint aus rein rehtlihen Gründen unmöglih, auÿerdemist es aus politishen Gründen selbstverständlih niht angezeigt, da es ein für unsunerwünshtes Eho in der Welt hervorrufen könnte, vor allem deshalb, weil einigeKreise in Groÿbritannien uns gegenüber niht immer wohlwollend gesonnen sind.Eine praktishe Lösung dieser Frage sollte einer Mittellinie zwishen unserer Staats-räson und der Rüksihtnahme auf Reht und Gerehtigkeit folgen.Eine allzu menshlihe Behandlung der Deutshen würde einem shnellen Abzugder Deutshen aus den Westgebieten niht dienen und stünde auh niht im Ein-klang mit dem Rehtsgefühl der dort ansässigen oder neu angesiedelten polnishenBevölkerung.Im Ergebnis muÿ man zur Überzeugung kommen, daÿ die Gerihte diese Fragenje nah dem Einzelfall behandeln sollten; vor allem bei den im Shreiben des Mi-nisteriums als Beispiele angeführten Sahverhalten wäre es ein falshes Verfahren,den Deutshen das Armenreht in Gerihtssahen zuzugestehen, und dies um somehr, als die Gerihte bei der Zuerkennung des Armenrehts niht an eine Armuts-besheinigung gebunden sind; man müÿte jedoh die Versorgung deutsher Kindersiherstellen; die gerihtlihe Festlegung von Alimenten gegenüber Polen als Väternvon deutshen Frauen geborener uneheliher Kinder würden Zweifel daran aufkom-men lassen, ob sih die Deutshen nur vorübergehend auf dem Territorium Polensaufhalten, während doh die Vollstrekung eines entsprehenden Urteils jahrelangdauert.



222 Dokumente der Zentralbehörden
Dieser Standpunkt angesihts der in den Wiedergewonnenen Gebieten am häu�gstenauftretenden Probleme sollte keine negativen Konsequenzen nah sih ziehen; ersollte den Rihtern durh das Justizministerium niht in Form von Runderlassen, diegenerell diese oder andere Fragen erörtern, sondern eher in Form von Instruktionenoder Anleitungen zur Kenntnis gegeben werden.1

1 Das Projekt o.D., �mit Genosse [Franiszek?℄ Mazur abgesprohen�, wurde am 4.2.1946 vonder Allgemeinen Abteilung an das Sekretariat des KC PPR gesandt. Der weitere Verlauf dieserAngelegenheit ist niht bekannt. 94.1946, 8. FebruarRunderlaÿ des MBP, Nr. 5 über die Hilfe der Organe der Ö�entlihen Siherheitfür die Verwaltungsbehörden in der Aktion der Umsiedlung der deutshenBevölkerung Lippózy: Przesiedlenie, S. 147 �.
95.1946, 14. Februar(R.) Polnish-britishes Abkommen über die Umsiedlung der Deutshen in diebritishe Besatzungszone DeutshlandsBanasiak: Przesiedlenie, S. 233-236; Jaworski: Na szlaku, S. 282-284; Lippózy:Przesiedlenie, S. 62-67
96.1946, nah dem 14. Februar1Ansiedlungsdepartement des MZO, Referat für Statistik: Aufstellung über dieAnzahl der deutshen Bevölkerung in den Wiedergewonnenen Gebieten zum 14.Februar 1946AAN MZO 524, Bl. 15-17; handshriftlihe Notiz

1 Am Ende des Verzeihnisses be�ndet sih eine handshriftlihe Anmerkung, die von derselbenHand stammt: �Angaben des M.Z.O Planungs- und Koordinationsdepartement. Streng vertraulih(nur für den dienstlihen Gebrauh). 12.11.47 [Untershrift unleserlih℄.
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Deutshe Bevölkerung in den Wiedergewonnenen Gebieten. Stand vom 14.2.1946Woj. Biaªystok1. Eªk [Lyk℄ 7662. Goªdap [Goldap℄ 3923. Oleko [Treuburg℄ 7561:914Woj. Olsztyn [Allenstein℄1. Braniewo [Braunsberg℄ 6.9022. Bartoszye [Bartenstein℄ 8.0743. Gi»yko [Lötzen℄ 2.4264. Iªawka (= Iªawa) [Deutsh Eylau℄ 3.5475. K�trzyn [Rastenburg℄ 7.3676. Lidzbark [Heilsberg℄ 9.1257. Mor¡g [Mohrungen℄ 5.2718. Mr¡gowo [Sensburg℄ 21.8579. Nidzia [Neidenburg℄ 1.33510. Olsztyn (Stadt) [Allenstein℄ 24911. Olsztyn (Kreis) [Allenstein℄ 51512. Ostróda [Osterode℄ 2.99113. Pasª�k [Preuÿish Holland℄ 7.17114. Pisz [Johannisburg℄ 4.39815. Reszel [Röÿel℄ 5.92416. Susz [Rosenberg℄ 65017. Szzytno [Ortelsburg℄ 8.99118. W�gorzewo [Angerburg℄ 1.67398:466Woj. Gda«sk [Danzig℄1. Ebl¡g [Elbing℄ 13.6122. Kwidzy« [Marienwerder℄ 2.2863. L�bork [Lauenburg℄ 28.0244. Malbork [Marienburg℄ 4.1545. Sztum [Stuhm℄ 4.2096. Gda«sk (Stadt) [Danzig℄ 16.1037. Gda«sk (Kreis) [Danzig℄ 23.41591:803
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Woj. Szzein [Stettin℄1. Biaªogard [Belgard℄ 40.7492. Bytów [Bütow℄ 6.7623. Chojna [Königsberg in der Neumark℄ 3.2434. Choszzno [Arnswalde℄ 4.4295. Czªuhów [Shlohau℄ 17.5866. Drawsko [Dramburg℄ 10.6897. Gry�e [Greifenberg℄ 18.7868. Gry�no [Greifenhagen℄ 1.7789. Kamie« [Cammin i.P.℄ 3.76310. Koªobrzeg [Kolberg℄ 21.37711. Koszalin [Köslin℄ 34.21412. �obez [Labes℄ 9.77313. Miastko [Rummelsburg℄ 20.77614. My±libórz [Soldin℄ 11.64415. Nowogard [Naugard℄ 2.88016. Pyrzye [Pyritz℄ 3.34817. Sªawno [Shlawe℄ 49.62318. Sªupsk [Stolp℄ 92.53719. Stargard [Stargard℄ 1.20120. Szzein (Stadt) [Stettin℄ 41.17121. Szzein (Kreis) [Stettin℄ 10.79422. Szzeinek [Neustettin℄ 28.13923. Waªz [Deutsh Krone℄ 14.88524. Wolin [Wollin℄ 19.40525. Zªotów [Flatow℄ 4.262473:824Woj. Wroªaw [Breslau℄1. Bolesªawie [Bunzlau℄ 19.9312. Brzeg [Brieg℄ 19.6153. Bystrzya [Habelshwerdt℄ 66.5834. Dzier»oniów [Reihenbah℄ 61.2145. Gªogów [Glogau℄ 7.7246. Góra [Guhrau℄ 1.0017. Jawor [Jauer℄ 35.2928. Jelenia Góra [Hirshberg℄ 87.9569. Kamienna Góra [Landeshut℄ 38.64010. Kªodzko [Glatz℄ 114.80611. Ko»uhów [Freystadt℄ 5.57812. Legnia [Liegnitz℄ 23.541
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13. Luba« [Lauban℄ 43.80214. Lubin [Lüben℄ 7.30915. Lwówek [Löwenberg℄ 38.95316. Miliz [Militsh℄ 2.04317. Namysªów [Namslau℄ 6.41218. Oªawa [Ohlau℄ 19.68819. Ole±nia [Oels℄ 13.07020. �roda [Neumarkt℄ 29.08121. Strzelin [Strehlen℄ 39.51722. �widnia [Shweidnitz℄ 61.37123. Szprotawa [Sprottau℄ 6.87624. Syów [Groÿ Wartenberg℄ 7.40925. Trzebnia [Trebnitz℄ 4.24826. Waªbrzyh (Stadt) [Waldenburg℄ 52.17627. Waªbrzyh (Kr.) [Waldenburg℄ 107.70928. Woªów [Wohlau℄ 22.01129. Wroªaw (St.) [Breslau℄ 110.79830. Wroªaw (Kr.) [Breslau℄ 46.65231. Z¡bkowie [Frankenstein℄ 65.99332. �ary [Sorau℄ 13.08433. �ega« (= �aga«) [Sagan℄ 6.04634. Zgorzele [Görlitz℄ 14.11935. Zªotoria (= Zªotoryja) [Goldberg℄ 33.8771:234:125Woj. �l¡sk [Shlesien℄1. Bytom (St.) [Beuthen℄ 5582. Bytom (Kr.) [Beuthen℄ 3563. Gliwie (St.) [Gleiwitz℄ 8874. Gliwie (Kr.) [Gleiwitz℄ 1.6775. Gªubzye [Leobshütz℄ 34.1146. Grodków [Grottkau℄ 19.7577. Kluzbork [Kreuzburg℄ 7.1868. Ko»le (= Ko¹le) [Cosel℄ 7429. Lublinie [Lublinitz℄ 7010. Niemodlin [Falkenberg℄ 10.68911. Nysa [Neiÿe℄ 33.02712. Olesno [Rosenberg℄ 77113. Opole [Oppeln℄ 1.21314. Prudnik [Neustadt℄ 29.68215. Raibórz [Ratibor℄ 3.219



226 Dokumente der Zentralbehörden
16. Strzele [Groÿ Strehlitz℄ 47117. Zabrze [Hindenburg℄ 1.298145:647Gesamtzusammenstellung2Woj. Biaªystok 1.914Woj. Olsztyn [Allenstein℄ 98.466Woj. Gda«sk [Danzig℄ 91.803Woj. Szzein [Stettin℄ 473.824Woj. Pozna« [Posen℄ 24.518Woj. Wroªaw [Breslau℄ 1.234.125Woj. �l¡sk [Shlesien℄ 145.6472:070:297

97.1946, 1. MärzOberst P.F.A. Growse, Chef der Britishen Verbindungsmission inKaªawsk/Kohlfurt an den niedershlesishen WojewodenAAN MZO 541 f, Bl. 1-4, Übers. aus dem EnglishenbBürger Lehowiz Allg.[emein?℄bMein Herr,ih beehre mih, Euer Exzellenz den Beriht über den Verlauf der Untersuhungenüber die aus Neupolen in die Britishe Besatzungszone Deutshlands Auszusiedeln-den zu unterbreiten.1. Allgemeine Vorshriften.a) Ih freue mih, sagen zu können, daÿ sih die grundlegenden Bestimmun-gen über die Durhführung der Aktion bedeutend verbessert haben.b) Alle Waggons sind auf beiden Seiten numeriert, ein Leiter wird von denPolnishen Behörden ab der Abfahrtstation bestimmt und mit einem Na-mensverzeihnis der sih in seinem Waggon be�ndenden Personen verse-hen.2 S. Fuÿnote 1 zum Dok. 85.
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) Die Polnishe Polizei arbeitet mit, indem sie die Personen aus den ein-zelnen Waggons zur ärztlihen Untersuhung und zur Desin�zierung mitDDT-Pulver leitet, und ungefähr 1500 Personen jedes Zuges werden aufdiese Weise innerhalb von etwa 2 3/4 Stunden abgefertigt.d) Die Versorgungsmaÿnahmen sind jetzt zufriedenstellend, und die Eva-kuierten werden mit ausreihenden Rationen für vier Tage versorgt, diesowohl Fleish oder Fish und Ka�ee beinhalten. eDie Menge an Milhfür die Kinder, von denen es in jedem Zug eine groÿe Anzahl gibt, istunzureihend, und ih bin etwas in Sorge, ob Kleinkinder während derReisezeit ohne Milh auskommen können, da die Vorräte gegenwärtig zuEnde gehen. Vielleiht könnten Euer Exzellenz mih in dieser Hinsihtberuhigen?ee) Die Anzahl der deutshen Ärzte ist niht ausreihend.f) Ih könnte eventuell um eine Verbesserung der Ausrüstung zur ärztlihenUntersuhung und um Desinfektionspulver bitten, was jedoh von denBerihten über seine Wirksamkeit abhängt, die ih von den BritishenBehörden erhalte.2. Kranke in den Zügen.Ih bin wegen der Zahl der Kranken in jedem Zug etwas beunruhigt. MeinMilitärarzt war zu sehr mit der Einrihtung der ärztlihen Inspektion undder Desin�zierung derjenigen Auszusiedelnden beshäftigt, die durh die dafürbestimmten Räume gingen, so daÿ er solhe Personen aus den vier Zügen nihtgenau untersuhen konnte, die allzu shwah oder zu krank waren, um den Zugzu verlassen und um mit einem Pulver desin�ziert zu werden und daher in ihrenWaggons auf Infektionskrankheiten hin untersuht wurden. Mein Militärarztkonnte gegenwärtig genauer die Züge Nr. 5, 6 und 7 untersuhen und setztmih davon in Kenntnis, daÿ sih mindestens 40 Personen aus diesen drei Zügensofort nah ihrer Ankunft in der Britishen Besatzungszone in ein Krankenhausbegeben müssen. Er ist der festen Überzeugung, daÿ keiner dieser Krankenwährend der Reise krank geworden ist.Wie Euer Exzellenz bekannt sein dürfte, widerspriht dies eindeutig dem inBerlin getro�enen Abkommen, und ih werde Ihnen sehr dankbar sein, wenndie notwendigen Maÿnahmen getro�en werden. Die zwishen dem Englishsprehenden polnishen Arzt (Dr. Stefan Boyhuk1) und mir geführten Ge-sprähe veranlassen mih, genauer die Gründe für diesen Teil des Abkommenszu erläutern.Die Britishen Behörden haben solhe Klauseln eingeführt, weil die Kran-kenhauseinrihtungen zum gegenwärtigen Zeitpunkt für die Aufnahme einergroÿen Zahl zusätzliher Patienten niht ausreihen, aber es besteht die Ho�-nung, daÿ sie sih in einigen Monaten bedeutend verbessern werden.1 Dr. Bojzuk oder Bowzuk (s. weiter unten Punkt 3).
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Notwendig ist daher, daÿ zu Beginn der Aktion nur diejenigen weggeshiktwerden, die in den für sie bestimmten Quartieren wohnen können, bevor Vor-bereitungen für die Aufnahme einer gröÿeren Zahl von Kranken getro�en wer-den, von denen wir überzeugt sind, daÿ sie im weiteren Verlauf der Aktionaufgenommen werden müssen.eDaraus ergibt sih, daÿ sogar die hronish Kranken, die sih niht für ei-ne Aussiedlungsaktion eignen, bis zum letztmöglihen Augenblik festgehaltenwerden sollten. Des weiteren sollte man ihnen, selbst wenn gesunde Familien-mitglieder, die einen Kranken zu versorgen haben, sih freiwillig zur Ausreisemelden, in dieser Zeit die Ausreise niht gestatten, da dies entweder die Tren-nung der Familie oder die Ausreise der ganzen Familie unter Mitnahme desKranken bedeuten würde, wobei Ersteres und Letzteres den Bestimmungendes Abkommens zuwiderläuft.e3. Krankenhauseinrihtungen in Kaªawsk/KohlfurtIn den letzten Tagen haben diese eine bedeutende Verbesserung erfahren. Dr.Bovhuk gibt an, daÿ er shon notwendige Einrihtungen erhalten habe, aberda er nur elf Betten zur Verfügung hat, ist dies noh niht für alle Fälle aus-reihend.Eure Exzellenz erklären sih damit einverstanden, daÿ dies ein zusätzliherBeweis dafür sei, daÿ gegenwärtig nur verhältnismäÿig gesunde Personen inden Zügen aufgenommen werden sollten. Später, wenn die Kranken evakuiertwerden, wird ein gröÿeres Krankenhaus notwendig.4. Kurzer EvakuierungsterminViele Deutshe beshweren sih über den ihnen gegebenen kurzen Räumungs-termin. Einige sagen, daÿ sie lediglih fünf Minuten, andere, daÿ sie 30 MinutenZeit gehabt hätten. Ih glaube niht unbedingt allen diesen Geshihten undbin auh niht persönlih an der Bequemlihkeit der Deutshen interessiert,sondern nur, soweit es die Bestimmungen des Abkommens betri�t.Darin ist vorgesehen, daÿ es ihnen freigestellt sein soll, soviel Gepäk mitzu-nehmen, wie sie tragen können. Es sheint mir, daÿ sie, wenn der ihnen gesetzteTermin tatsählih so kurz bemessen gewesen ist wie angegeben, niht in derLage waren, alles mitzunehmen, was sie wollten.Tatsählih haben viele von ihnen nah meinen eigenen Beobahtungen kaummehr als ein kleines Gepäkstük bei sih.5. Kon�szierung persönlihen EigentumsSeit der Ankunft des Zuges Nr. 5, und das gilt auh für alle anderen nahfolgen-den Züge, durhsuht eine kleine Einheit von Soldaten unter dem Befehl einesO�ziers alle Auszusiedelnden hinsihtlih eines Übershusses an Shmuk undGeld. In einem Gespräh mit dem O�zier, der diese Aktion leitet, habe ih
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herausgefunden, daÿ er die Absiht hat, den Begri� �Übershuÿ� sehr eigen-willig zu interpretieren. Er geht von dem Grundsatz aus, daÿ es niemandemerlaubt sein sollte, mehr als eine Armbanduhr, einen Ring und eine Halsketteoder ein Armband mitzunehmen. Er beabsihtigt auh niht, sih Gedankenüber das Material zu mahen, aus dem die Gegenstände hergestellt sind, undkennt sowohl bei der Wegnahme einer billigen vernikelten als auh bei einergoldenen Armbanduhr kein Erbarmen. Ih beeile mih hinzuzufügen, daÿ der-artige Durhsuhungen in menshliher und freundliher Weise durhgeführtwerden (sofern ih solhe gesehen habe). Allerdings trafen gestern abend zweimeiner britishen Soldaten während meiner vorübergehenden Abwesenheit vonder Bahnstation eine alte 75-jährige Frau, die von zwei polnishen Soldaten un-sanft behandelt worden war, indem sie ihr den gesamten Shmuk abnahmen.Einer meiner O�ziere kam mit einem polnishen O�zier hinzu, so daÿ mander alten Frau erlaubte, eine Armbanduhr, einen Ring und eine goldene Kettemit einem kleinen Kreuz zu behalten. Sie muÿte zwei Ringe und eine andereKette abgeben, die alle keinen gröÿeren Geldwert hatten. Ih erwähne diesenZwishenfall nur deshalb, um Euer Exzellenz zu zeigen, daÿ das gegenwärtigeSystem dem Miÿbrauh Tür und Tor ö�net, und ih möhte daher vorshlagen,daÿ bei jeder Durhsuhung ein polnisher O�zier anwesend sein sollte.eIh muÿ bemängeln, daÿ in dem Abkommen nihts darüber zu �nden ist, wasdie Anzahl des Shmuks, die von einer beliebigen Person mitgenommen wer-den darf, beshränken könnte, obwohl klar ist, daÿ jeder rehtswidrig handelnwürde, der sagen wir 20 oder 30 goldene Armbanduhren mitnehmen würde.eIh wäre froh, wenn ih erfahren könnte, ob Euer Exzellenz mit der von mirvorgeshlagenen Vorgehensweise einverstanden ist oder niht, vor allem hin-sihtlih der von dem für diese Aktion verantwortlihen O�zier vertretenenInterpretation.6. WährungsumtaushWie oben in Paragraph 5 erwähnt, nimmt man den Auszusiedelnden ihr ge-samtes Geld bis auf 500 deutshe Mark ab bzw. hat es ihnen bereits abgenom-men. Dies entspriht dem Abkommen, obwohl manhe Deutshe von solhenBeshränkungen nihts gewuÿt haben. Viele von ihnen haben kein oder nurwenig deutshes neben polnishem Geld, so daÿ sie in der Britishen Zone fastmittellos ankommen.eIh glaube niht, daÿ dies von den Britishen Behörden voll und ganz akzep-tiert werden kann, daher bitte ih um die Gründung einer o�ziellen Organi-sation für den Umtaush von Zªoty in Mark nah einem festgesetzten Kurs ander Bahnstation in Kaªawsk.e7. Zug-EskorteDie Änderung des Befehls für den Konvoi des Zuges Nr. 6 verursahte eineemp�ndlihe Verspätung in dem Abfahrtsplan der Züge und trug maÿgeblih
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zum Versorgungsproblem der Auszusiedelnden bei. Ih �nde, daÿ zwei Züge(mehr als 2.000 Personen), die im Augenblik auf der Station warten, nihtlänger dort stehen müÿten.8. Polnisher Verbindungso�zierbEs besteht die dringende Notwendigkeit der Anwesenheit eines English spre-henden polnishen Beamten, am besten eines Armeeo�ziers, der bei mir woh-nen und mit mir arbeiten könnte. Über ihn könnte ih die mir notwendig er-sheinenden Anweisungen für die Polizei, die Zugeskorte, die Bahnbeamten undebenfalls die PUR geben, was gegenwärtig erheblihe Shwierigkeiten bereitet.Ih habe die begründete Ho�nung, daÿ sih binnen kurzem solh ein Verbin-dungso�zier �nden lassen wird.b9. Ih shike eine Kopie dieses Shreibens an die Britishen Behörden.10. Zum Shluÿ möhte ih Eurer Exzellenz versihern, daÿ ih, wenn ih es auhals meine P�iht angesehen habe, die in diesem Shreiben aufgeführten Punktezur Sprahe zu bringen, in keiner Weise die Aussiedlungsaktion ershwerenmöhte. Lieber möhte ih ihren shnellen und glüklihen Abshluÿ sehen.Ih ho�e, in Kürze die Ehre eines nohmaligen Besuhes Eurer Exzellenz haben zudürfen. bErledigt Maj. [ewski?℄b2

2 Dies ist einer von mehreren britishen Protesten vom Frühjahr 1946; vgl. Jona:Wysiedlenia,S. 184, 186. 98.1946, 14. MärzDas Ansiedlungsdepartement des MZO, Runderlaÿ betr. die Repatriierung vonLehrern deutsher Nationalität [1℄; 14. Januar 1946: Das Bildungsministerium andas MZO [2℄ AAN MAP 758, Bl. 261
1 Beide Dokumente be�nden sih auf einem Blatt Papier, was bedeutet, daÿ das Shreiben vom14.1.1946 ein Teil des Runderlasses vom 14.3.1946 war. Der Runderlaÿ wurde im Sekretariat desMinisters für Ö�entlihe Verwaltung am 22.3.1946 registriert. Die Bestimmung des Dokumentslautete: �Allg.[emeines℄ Dep[artement℄ zweks Vershikung entsprehender Verordnungen an dieWojew[odshaften℄: Gda«sk, Katowie, Pozna«, Bydgoszz und Biaªystok � soweit es sih um dasStaatsgebiet Polens vor dem 1.9.1939 handelt (...)�. Vgl. unten, Dok. 108.
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[1℄Lehrer deutsher Nationalität � RepatriierungIndem ih die obengenannte Abshrift der Mitteilung des Bildungsministeriums zu-sende und die Rihtigkeit des von diesem Ministerium eingenommenen Standpunktesanerkenne � empfehle ih den Bürgern Bezirksbevollmähtigten die Repatriierung derLehrer deutsher Nationalität vorrangig zu behandeln.[2℄Das Bezirksshulkuratorium in Wroªaw/Breslau hat das Bildungsministerium da-von in Kenntnis gesetzt, daÿ in letzter Zeit in fast allen Kreisen Niedershlesienssih ein heimliher Unterriht für die deutshe Jugend entwikelt habe. Diese Aktionleiten deutshe Lehrer, deren Zahl nah vorläu�gen Berehnungen auf shlesishemGebiet noh ungefähr 1500 beträgt. Im Hinblik auf den dem Polnishen Staat ge-genüber entshieden feindlihen Charakter dieser Aktion, shlägt das Bildungsmi-nisterium vor, daÿ bei der Aktion der Entfernung der Deutshen aus dem Landvorrangig die deutshen Lehrer aus dem gesamten Bereih der WiedergewonnenenGebiete ausgesiedelt werden sollen.2
99.1946, 20. März(R.) Runderlaÿ des MZO über das Verhältnis zur polnishen autohthonenBevölkerung während der Aussiedlung der Deutshen aus dem StaatsgebietJanusz �niadeki: Ksztaªtowanie si� spoªezno±i polskiej na Pomorzu�rodkowym w latah 1945-1950 [Die Gestaltung der polnishen Gesellshaft inMittelpommern in den Jahren 1945-1950℄, Bd. IV Teil 1, Koszalin 1990, S. 207-209
100.1946, 20. MärzBeriht des Hauptbeauftragten des MZO über die Aussiedlung der Deutshen ausSzzein/Stettin und Wroªaw/Breslau in die Britishe Zone bis zum 15.3.1946AAN MZO 527, Bl. 56-58Szzein/Stettin. Die Leitung der Aussiedlungsaktion liegt in den Händen des Wo-jewodshaftsleiters des PUR. Die Aussiedlung aus dem gesamten Gebiet wurde mitder Vorbereitung eines Planes für einen ganzen Monat begonnen. Dieses System

2 Vgl. entsprehende Verordnungen bezüglih der Lehrer und Pastoren im Bezirk Masuren, s.Dok. 283.
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hat jeden Kreis seinem Shiksal überlassen, sowohl in Hinsiht auf die Siherheit,die materielle Versorgung sowie auf die Hilfe seitens der Wojewodshaft. Die Zer-splitterung der Kräfte erlaubt weder eine angemessene Siherung des Besitzes, nohden Shutz der Auszusiedelnden. (Ih habe auh individuelle Aussiedlungen ange-tro�en, niht von Familien in alphabetisher Reihenfolge) was die Unkenntnis derInstruktionen seitens des Verwaltungsapparates beweist.1 (Stadt Szzein/Stettin.)Generell hätte dieser Plan Ergebnisse gebraht; aber unter anderen Umständen, vorallem wenn Szzein/Stettin niht von Zügen aus der sowjetishen Zone abhängigwäre, da sie sehr häu�g gar niht ankommen. So tri�t am Sammelpunkt eine gröÿereZahl von in Zügen ankommenden Deutshen ein, die wir nun ernähren müssen.Am 15.3. dieses Jahres befanden sih an der Sammelstelle in Stettin/Szzein rund6.000 Personen.Das Fehlen telefonisher Verbindungen erlaubt keine Steuerung des Zustromes vonDeutshen aus den abgelegenen Gegenden der Wojewodshaft. � Im Zusammenhangmit dem vorstehend Genannten gab ih daher die Anweisung, Kuriere aufs Landabzufertigen, um die Transporte vier Tage lang zurükzuhalten, d.h. bis zur Zeitder Räumung des Sammelpunktes. � An diesem Punkt be�nden sih Engländer,die Ernährung der Deutshen und die sanitäre Betreuung, die viel Geld vershlingt,stellen unnötige Shwierigkeiten dar.Ih habe die Anweisung erteilt, vom 1. April an gröÿere städtishe Zentren auszu-siedeln, wie: Koszalin/Köslin, Biaªogród/Belgard, Szzein/Stettin, um auf einemkleineren Abshnitt die Situation besser beherrshen zu können.Die englishe ö�entlihe Meinung steht hinsihtlih des gesamten Aussiedlungsvor-gangs gemäÿ den Verlautbarungen von Missionshef Hauptmann Tompson positivgegenüber. In der sowjetishen Zone �steigen� Deutshe �zu�, die unseren Transportvergröÿern, wogegen ih bei der Mission energishen Widerspruh eingelegt habe.Aufgrund dessen hat der englishe Hauptmann seinen Behörden eine entsprehendeDepeshe geshikt, in der er darauf aufmerksam maht, daÿ wir nur die Zahl vonDeutshen anerkennen, die von unserem Gebiet aus befördert und bestätigt wurde.Zusätzlih erlieÿ ih eine entsprehende Anweisung an den polnishen Geleitshutzder Züge, derzufolge er während der Durhfahrt durh die sowjetishe Zone unterkeinen Umständen Personen in die Züge einsteigen lassen dürfe.Während der Unterredung mit der Englishen Mission � erklärte mir MissionshefHauptmann Tompson, daÿ in Lübek ungefähr pro Transport jeweils zwei Personenniht deutsher Herkunft ankämen. Auf die Frage, welher Herkunft diese Perso-nen vorwiegend seien, konnte oder wollte er mir vielleiht keine Antwort geben, ver-sprah mir aber, daÿ er nah erfolgter Untersuhung der Angelegenheit eine Antwortshiken werde.Diesbezüglih ordnete ih eine strengere Prüfung der Dokumente der ausreisendenDeutshen an, obwohl ih glaube, daÿ ein Teil von ihnen sih aus �Hinzugestiegenen�aus der sowjetishen Zone zusammensetzt.1 Es handelt sih um die Instruktion vom 15.1.1946 (s. oben, Dok. 81).
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In Lübek wurden die O�ziere und Untero�ziere der Eskorte eines der Transportefestgehalten, die auf Verlangen der Engländer ein Major der T.[ruppen℄ für I.[nnere℄S.[iherheit℄ aus Szzein/Stettin abholte, um sie zurükzugeleiten (ih glaube, daÿeine kleinere Rauferei auÿerhalb des Dienstes die Ursahe war).Ein Seetransport, der in den nähsten Tagen abfahren soll, wurde der EnglishenMission ohne Angabe eines genauen Termins angekündigt a(ih glaube, daÿ es umdie Erledigung gewisser Angelegenheiten in Potsdam geht)a.Im allgemeinen verläuft die Aktion planmäÿig, ohne gröÿere Unzulänglihkeiten. Dieerlassenen Verfügungen, die den bisherigen Plan etwas änderten, waren von Einspa-rungen bei der Verp�egung und durh die Gefahr einer Epidemie am Hauptsammel-punkt in Szzein/Stettin diktiert worden.Auf dem Gebiet Westpommerns stelle ih bei einigen Starosten einen Mangel an Dis-ziplin und Tatkraft fest, wie z. B. in Szzeinek/Neustettin, wo der Starost trotz desVerbots, einen Transport nah Szzein/Stettin abzusenden und trotz einer rehtzei-tig erhaltenen Depeshe einen solhen abshikte. Ih denke, daÿ der Grund dafür inder Abwesenheit des Wojewoden Borkowiz von der Wojewodshaft zu suhen ist.Auf einer Konferenz in der Wojewodshaft versprah der Stellvertretende WojewodeBürger Tomas2, alle Miÿstände zu beheben:Um die Arbeit im Zusammenhang mit der Aussiedlung der Deutshen zu verbessern,muÿ man:1) auf die sowjetishe Seite bezüglih des pünktlihen und täglihen Einsatzeseines Pendelverkehrs ohne eine Verringerung der Waggonzahl einwirken, wassogar Kommentare im britishen Radio über das Zusammenpferhen von Deut-shen in Waggons mit bis zu 70 Personen hervorgerufen hat;2) den Transport über See beshleunigen.Wroªaw/Breslau.Die Aussiedlungsaktion wurde auf den Kreis Bystrzya/Habelshwerdt und auf dieihm benahbarten Grenzgebiete vershoben. (Mi�dzylesie/Mittelwalde diente hierals Sammelpunkt)Die englishe Mission erklärte sih damit einverstanden, täglih einen dritten Zugin Kaªawsk/Kohlfurt zu übernehmen, es geht lediglih um das Einverständnis derenglishen Behörden in Potsdam. Die Eisenbahndirektion in Wroªaw/Breslau istin der Lage, einen dritten Zug aus den eigenen Beständen um den 25.3.46 herumtrotz der Shwierigkeiten mit den Lokomotiven in Betrieb zu nehmen. Insgesamtkann der Transport 1.750 Personen aufnehmen, also würde sih täglih die Zahl derAuszusiedelnden um 500 erhöhen.

2 Bronisªaw Thomas, geb. 1917, Aktivist der �Polonia� in Deutshland, Vorsitzender des Woje-wodshaftsausshusses der PSL in Stettin.
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Es wäre gut, der Englishen Mission in Kaªawsk/Kohlfurt einen Verbindungso�zierim Range eines Majors oder Obersten zur Verfügung zu stellen, der auf die gesamteAussiedlungsaktion positiv einwirken könnte.Die Arbeiten der Kommission an den Sammelpunkten verbessern sih von Tag zuTag. Die für die Verp�egung zuständige Behörde hat keinen Beauftragten zur Shät-zung der von den Deutshen mitgenommenen Lebensmittel geshikt. � KleinereMiÿstände auf seiten der Kommissionsmitglieder beseitigen die Siherheitsbehördenan Ort und Stelle. Die Siherung der zurükgelassenen Habe erfolgt hauptsählihdurh die beshleunigte Ansiedlung von polnishen Bürgern.Wenn man das oben Erwähnte zusammenfaÿt, hieÿe das für Niedershlesien, daÿ1) die Zentrale den Einsatz eines dritten Transportes erleihtern soll,2) ein Verbindungso�zier im Range eines Majors oder Obersten bei der Engli-shen Mission in Kaªawsk eingesetzt werden soll.Gda«sk/Danzig.Ein Transport, der sih während der Vorbereitungszeit am Sammelpunkt aufhielt,ist nah Szzein/Stettin abgefahren. Gegenwärtig ist die Aktion gestoppt worden� es wäre wünshenswert, den Transport auf dem Seewege so shnell wie möglihauszunutzen.Bis zum 19.3.1946 wurden aus Niedershlesien 64.376 Pers. ausgesiedelt.Bis zum 15.3.1946 wurden aus Hinterpommern 20.598 Pers. ausgesiedelt.

101.1946, 20. MärzDer Direktor des Präsidialbüros des Ministerrates, J. �uniak an das Ministeriumfür Post- und Telegrafenwesen in Beantwortung des Shreibens des Ministeriumsvom 22. Januar 1946 betr. Behandlung von Arbeitskräften, die von den Deutshenals �Leistungspolen� eingestuft worden sindAAN URM 5/146, Bl. 15In Beantwortung des Shreibens des Ministeriums vom 22.1.1946 Nr. OP 110 erklärtdas Präsidialbüro des Ministerrates was folgt1:Gemäÿ Artikel 1 des Gesetzes vom 6.5.1945 über den Ausshluÿ feindliher Elementeaus der Gesellshaft (DzURP Nr. 17, Pos. 96) besitzen die sogenannten Leistungs-polen die vollen Bürgerrehte, �wenn sie in dieser Liste gegen ihren Willen oder1 Dieses Shreiben wurde auf der Grundlage eines Gutahtens des Direktors des Büros für Rehts-fragen des PRM, St. Adler, vom 11.3.1946 vorbereitet; die Durhshriften wurden am 21.3.1946 andas Präsidium der KRN und an die Zentralkommission der Gewerkshaften gesandt.
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unter Zwang aufgenommen wurden und durh ihr Verhalten die polnishe nationa-le Eigenart bewiesen haben�. Sie sollten jedoh eine Treueerklärung gegenüber derPolnishen Nation und dem Demokratishen Polnishen Staat abgeben.Daher gibt es keine gesetzlihe Grundlage zur Beshränkung der Rehte eines Bür-gers, der zur Gruppe der sogenannten Leistungspolen gezählt wurde, auÿer das Ge-riht würde im Verfahren gemäÿ Art. 4 des erwähnten Gesetzes über den Ausshluÿfeindliher Elemente aus der polnishen Gesellshaft annehmen, daÿ er sih aus ei-genem Willen in die Liste eingetragen hat, oder auh, daÿ sein Verhalten währendder Besatzung niht im Einklang mit der polnishen nationalen Eigenart gestandenhat.Aus dem oben genannten Standpunkt, der die Rehtslage des Problems beleuhtet,ergibt sih jedoh keinesfalls, daÿ die Verwaltungsbehörden in einigen Ortshaftenbei Anträgen der regionalen Nationalräte oder gesellshaftlihen Organisationen2zur Tagesordnung übergehen sollen, wenn sie eine Entfernung von Beamten, soge-nannten Leistungspolen, von ihren Arbeitsplätzen, oder ihre besondere Behandlungfordern. In diesen Ortshaften müssen Personen, die zur Gruppe der Leistungspolengerehnet wurden, entlassen oder in eine niedrigere Gehaltsstufe unter Berüksih-tigung der Bestimmungen des Dekrets vom 27. Dezember 1944 über die vorüberge-hende Regelung der Dienstverhältnisse und über die Einstufung von Staatsbeamteneingruppiert werden (Gesetzblatt der Republik Polen Nr. 16, Pos. 89). Eine Novel-lierung betre�end die Verlängerung der Gültigkeit der Termine, die shon in Artikel6 vorgesehen war, wurde vom Ministerrat bereits beshlossen. In diesen Fällen kannman hervorragende Fahleute unter den Leistungspolen, deren Gehaltsgruppe manniht zurükstufen kann oder das als Mittel niht ausreihend wäre, auf Grund desArtikels 52 des Gesetzes vom 17. Februar 1922 über den staatlihen Zivildienst ineine andere Ortshaft versetzen.

102.1946, 24. MärzDer Pressereferent der Informationsabteilung des Kabinetts des Ministers für dieWiedergewonnenen Gebiete, S. Gersten, zum Thema der Situation inNiedershlesien und in der Wojewodshaft �Westpommern�AAN MZO 54, Bl. 2-3Vorläu�ger Berihtüber Informationen und persönlihe Eindrüke aus einigen Gebieten, besonders ausNiedershlesien, die während der Tagung des Westkongresses der Journalisten inPozna«/Posen (16.-17.3.1946) und nah dessen Beendigung von einigen Pressever-tretern aus den Wiedergewonnenen Gebieten sowie auf dem Rükweg nah Warsza-wa/Warshau (über Wroªaw/Breslau) gesammelt wurden.2 Vgl. Dokumente vom 12. und 22.1.1946.
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Situation bezüglih der Aussiedlung der DeutshenWroªaw/Breslau, PUR (20.3.46). Die Aussiedlung der Deutshen ausWroªaw/Breslau ist seit dem 18. d.l. Monats gestoppt worden. Die Anord-nung traf der niedershlesishe Wojewodshaftsbeauftragte Bürger Fundowiz. AusMi�dzylesie/Mittelwalde (bei Kªodzko/Glatz) dauert sie weiterhin an.Situation bezüglih des Zustroms von RepatriantenWroªaw/Breslau, PUR (20.3.1946). Seit dem 1. März dieses Jahres trafen 49 Trans-porte mit Repatrianten aus Sibirien ein, darunter 19 Transporte aus dem InnerenRuÿlands, mit einer Gesamtzahl von 1272 Waggons. Es handelt sih hierbei fast aus-shlieÿlih um bäuerlihe Bevölkerung. Aus verständlihen Gründen erhält sie aus-gemusterte, shlehte und im Zuge von Kriegseinwirkungen zerstörte (um auf keinenFall enthusiastish zu werden) landwirtshaftlihe Betriebe, und die Menshen ausden letzten Transporten können nirgends mehr untergebraht werden. Es wurde andas MZO und an die Zentrale des PUR in �ód¹/Lodz ein telegra�sher Antrag aufEinstellung weiterer Transporte mit bäuerliher Bevölkerung nah Niedershlesienfür zwei Wohen gestellt.Der Beweis für die Unzufriedenheit unter den Repatrianten aus Sibirien ist dieWeigerung der Insassen von vier Transporten in Kaªawsk/Kohlfurt, W¡sorz [W¡-sosz℄/Herrnstadt, Brzeg/Brieg, Woªoski/Alt-Wohlau [?℄ und Zgorzelie [Zgorze-le℄/Görlitz, ihre Waggons zu verlassen. Dies ist mit der Gefahr sogenannter �Staus�verbunden. Die Verhandlungen mit den Meuterern dauern an.Niedershlesien kann bis zu 39 Transporte mit städtisher Bevölkerung aufnehmen.Aus den Kreisen NiedershlesiensJelenia Góra/Hirshberg, Waªbrzyh/Waldenburg, Wroªaw/Breslau (eigene Infor-mation). Auf den Bahnhöfen in Jelenia Góra/Hirshberg, Waªbrzyh/Waldenburgund Wroªaw/Breslau nimmt die Bürgermiliz reht häu�g völlig unrehtmäÿig denReisenden die Lebensmittel ab. Im Zusammenhang damit kann man einen geringenTransport von Lebensmittel in einzelne Städte feststellen. Dies hat weitere Konse-quenzen. Es wäre sehr wünshenswert und zielgerihtet, Jahrmärkte und Märkte inden Städten und Kleinstädten Niedershlesiens einzurihten.Jelenia Góra/Hirshberg, Zgorzelie (eigene Information). In Hirshberg blüht derPersonenshmuggel über die �grüne Grenze� in die Tshehoslowakei (wahrsheinlihviele Juden), von Zgorzelie dagegen führen solhe Wege nah Deutshland. Im letz-teren Fall ist die Tatsahe bezeihnend, daÿ niht nur Deutshe illegal die Grenzenah Deutshland übershreiten, sondern sehr häu�g auh polnishe Bürger, Polender Londoner Orientierung in zweifellos verdähtiger Mission.In Jelenia Góra/Hirshberg gibt es noh 19.000 Deutshe.Fehlende Kontrolle als Ursahe von Miÿständen, Miÿbräuhen, Unterstellungen undGerühten.Beim Gebrauh des Begri�s �szaber� (�Aneignung�) muÿ di�erenziert werden. Tau-senderlei Gerühte sowie die Presse beginnen zwei Arten des �Sih-Aneignens� zu



Nr. 102 (1946, 24. März) 237
untersheiden, nämlih ein ziviles und ein amtlihes. Was ist und woher kommt die�amtlihe Aneignung�?Die Aneignung zu amtlihen Zweken wird vor den Augen einer neidishen Mengedurh Amtspersonen und vershiedene Staatsbeamte in und auÿer Dienst betrieben.Sie erhalten unkontrolliert auf dem Wege von Bekanntshaften und Beziehungen ent-sprehende Bewilligungen zum Abtransport von Mobiliar und anderen Gegenständendes täglihen Gebrauhs. Es stellt sih die Frage, wer solhe Bewilligungen ausgibt.Es erteilt sie der Wojewode oder in seinem Namen das ihm nahgeordnete Organbzw. die ihm unterstellten Organe. Die Zahl der Fälle von solhen amtlihen undprivaten Aneignungen (mit ehter amtliher Bewilligung) steht im direkten propor-tionalen Verhältnis zum Ausbau des die Bewilligungen herausgebenden Apparatesund im umgekehrt proportionalen Verhältnis zu seiner gesellshaftlihen und bür-gerlihen Moral und der Häu�gkeit der Kontrollen. [. . . ℄1Mit dem Auto durh das �Land der Brände�Trzebnia/Trebnitz, eigene Bem.[erkung℄ (19.3.46, 20-21 Uhr)In fünf bis aht Kilometern Entfernung nordwestlih von Trzebnia/Trebnitz undim Umkreis von drei bis vier Kilometern von der zu dieser Zeit ganz leeren Chaus-see �el den einsam in einem Auto vom Posener Kongreÿ zurükkehrenden Teilneh-mern der unheimlihe und bedrohlihe Anblik von absihtlih entfahten Brändenauf (wir hatten ähnlihe Anblike aus der Kriegszeit shon verdrängt). An siebenStellen vor Trzebnia/Trebnitz und in drei hinter Trzebnia/Trebnitz, im RaumTrzebnia/Trebnitz�Wroªaw/Breslau (22 km) brannten ganze Häusergruppen, aneiner bestimmten Stelle sogar ein ganzes Dorf.Die Silhouetten der brennenden Häuser waren sehr gut sihtbar, aber es war keineMenshenseele zu �nden, die uns die Bedeutung dieser Katastrophe hätte erklärenkönnen. Hier brannte polnisher Besitz, höhstwahrsheinlih triumphierte hier dasWerk deutsher Saboteure.Die eingeshühterten Lokalbehörden gaben keine klare Antwort (sie sagten, daÿ�man Kompost verbrennt�) und beklagten sih über die zu geringe Zahl des Siher-heitsdienstes im Kreis.Der Vertreter des Breslauer �Pioniers�2 versprah Diskretion und Zurükhaltungbis zum Augenblik der Klärung der Angelegenheit, allerdings hat der Leiter desWojewodshaftsamtes für Ö�entlihe Siherheit es bis heute noh niht als notwendigerahtet, diese beunruhigenden Tatsahen seinerseits aufzuklären.Siherheit in der Wojewodshaft Westpommern/HinterpommernAus dem Beriht eines Journalisten des �Ilustr[owany℄ Kurier Polski� [Illustrier-ter Polnisher Kurier℄ aus Bydgoszz/Bromberg, der sih mit der Siherheits-1 Hier wurde ein Teil des Berihtes ausgelassen, der den Gerühten der widerrehtlihen Be-setzung von Pensionaten und der Notwendigkeit der Ausstattung der Mitarbeiter der MZO mitzusätzlihen Kompetenzen gewidmet ist.2 Eine beliebte Tageszeitung, die seit dem 27.8.1945 ershien.
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lage befaÿt und der der Propagandakommission des Journalistenkongresses vor-gelegt wurde, geht hervor, daÿ man entlang der Chaussee Piªa/Shneidemühl�Szzeinek/Neustettin auh heute noh abends SS-Männer in shwarzen Uniformen,allerdings ohne o�en gezeigte Wa�en antre�en kann, und daÿ viele Deutshe stetsStöke bei sih tragen. Diese Gebiete sind verlassen, und über mehrere Kilometerweit ist unter den zerstörten Gehöften keine polnishe Siedlung zu sehen. Die Auf-nahmefähigkeit dieses menshenleeren Gebietes dürfte daher sehr groÿ sein.

103.1946, 3. April
Das MZO (Wªadysªaw Wolski) an den Minister für Ö�entlihe Siherheit:Informationen über die Fehler der Bürgermiliz und der Siherheitsämter imZusammenhang mit der Aussiedlung der Deutshen

AAN MZO 527b, Bl. 30Das Ministerium für die Wiedergewonnenen Gebiete berihtet über folgende Miÿ-stände bei der Bürgermiliz und bei den Ämtern für Ö�entlihe Siherheit im Zusam-menhang mit der Repatriierungsaktion der Deutshen:
1. Die MO- und die UB-Kräfte, die für den Dienst in jenen Gebieten bestimmtsind, aus denen sih die Repatriierung der Deutshen vollzieht, sind unzurei-hend, was eine Reihe von Fällen von Amtsmiÿbrauh und einen Mangel anSiherheit für die zu Repatriierenden verursaht.Darüber hinaus lassen sih sogar Begleiter von Konvois Amtsmiÿbrauh zu-shulden kommen, wie ein Shreiben des Ministeriums für Nationale Verteidi-gung, der Abteilung für die Grenzshutztruppen der Republik Polen vom 15.März 46, Nr. 0885 Geheim, feststellt, dessen Abshrift wir diesem Shreibenbeifügen.2. Die Konvois von Transporten mit der zu repatriierenden deutshen Bevölke-rung aus Polen lassen bei der Durhfahrt durh die sowjetishe Zone Fluht-versuhe von Deutshen aus den Transporten zu, wie ein Shreiben des Leitersder Polnishen Repatriierungsmission in Berlin vom 11. März dieses Jahres,Zeihen 2202/46 im Punkt 3 feststellt, dessen Abshrift wie folgt lautet: �Diesowjetishen Behörden haben mih davon in Kenntnis gesetzt, daÿ im Trans-port Nr. 7404 vom 1.3. dieses Jahres bei der von sowjetishen Organen vor-genommenen Kontrolle festgestellt wurde, daÿ fünfzig Deutshe fehlten. ImTransport Nr. 7415 vom 4.3. wurde das Fehlen von 379 Deutshen festgestellt.Die sowjetishen Behörden nehmen an, daÿ sie während der Durhfahrt durhdie sowjetishe Zone ge�ohen sind.�
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3. Obwohl die Begleitmannshaften der Transporte von den polnishen Behördeneine ausreihende Lebensmittelversorgung für die gesamte Dauer des Transpor-tes in die britishe Besatzungszone und zurük erhalten, kommt es vor, daÿ sihder Begleitshutz an die englishen Behörden mit der Bitte um Lebensmittelwendet, wie aus den weiter unten folgenden Notizen des Vertreters Polens anC.R.X. in Berlin, Kapitän zur See T. Konarski, Punkt 4 vom 7.3.46 hervorgeht:�Der Zugbegleitshutz erhält vermutlih eine niht ausreihende Verp�egungfür die Fahrt und bittet daher in der britishen Zone um Lebensmittel. Dieswiderspriht den Vereinbarungen und ist unserem Ansehen abträglih.�Indem ih Vorstehendes an das Ministerium für die Wiedergewonnenen Gebiete zurUnterrihtung weiterleite, bitte ih um Anordnung entsprehender Maÿnahmen, undinsbesondere um den Erlaÿ von Verfügungen, damit der Kommandant des Transpor-tes unterwegs keine Fluhtversuhe der Deutshen auf dem Territorium der sowjeti-shen Besatzungszone zuläÿt; falls es dennoh zu solhen Fällen von Fluht kommensollte, muÿ er unverzüglih den den Transport begleitenden sowjetishen O�zierunterrihten, damit entsprehende Suhmaÿnahmen eingeleitet werden können. Ei-ne enge Zusammenarbeit mit den Kommandanten an den Bahnstationen erleihtertdem Transportkommandanten diese Aufgabe.1 Anlage1

104.1946, 4. AprilDer Direktor des Departements für Ö�entlihe Verwaltung des MZO, EdwardQuirini, an das Ansiedlungsdepartement des MZO betr. die Normierung derArbeitsbedingungen und der Löhne der deutshen BevölkerungAAN MZO 568, Bl. 29Die Regelung der Arbeits- und Lohnverhältnisse der deutshen Bevölkerung in denWiedergewonnenen Gebieten sowie deren Rehtsstatus hat aufgrund der Notwendig-keit der Aufrehterhaltung der Rehtsordnung in diesen Gebieten eine weittragendeBedeutung. In Anbetraht dessen, daÿ die Aussiedlung der Deutshen derzeit nohim Gange ist, kann man hier solange niht darüber entsheiden, wie diese Bevölke-rung sih noh in den Wiedergewonnenen Gebieten aufhält, an den wirtshaftlihenVorgängen beteiligt und Objekt behördliher Maÿnahmen ist, sowie aus staatlihenund Selbstverwaltungseinrihtungen Nutzen zieht; sie sollte genau de�nierte Rehteund P�ihten haben, allerdings andere als die polnishe Bevölkerung.Einige der beigefügten Denkshriften staatliher Behörden bestätigen diese Notwen-digkeit.
1 Anlage fehlt.
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Da die provisorishen, uneinheitlihen und vorläu�gen Regelungen dieser Angele-genheit durh die Regierungsbezirksbevollmähtigten in diesen Gebieten weit davonentfernt sind, dieses Problem in seiner Gesamtheit zu erfassen, stelle ih den An-trag, daÿ eine generelle Regelung durh das Ansiedlungsdepartement gemäÿ seinerZuständigkeit erfolgt.

105.1946, 8. AprilDas Departement für das Gefängniswesen und die Lager des MBP: Verordnung Nr.38 über die Repatriierung einiger Gruppen von Deutshen (Reihsdeutshen), diein Gefängnissen und Lagern einsitzenAAN DWO 10/5, Bl. 2701. Ih ordne an, bis zum 30.4.1946 alle sih in den Gefängnissen und Lagern auf-haltenden Deutshen (Reihsdeutshe) in das Gefängnis in Wroªaw/Breslau(als dem Sammelpunkt zur Repatriierung der Deutshen) zu transportieren,denen keine anderen Straftaten angelastet werden, die aber als Deutshe in-terniert sind. A  h t u n g: Diese Verordnung betri�t daher niht:a) Deutshe, die wegen einer gerihtlihen Untersuhung den Ämtern für Öf-fentlihe Siherheit, den Gerihten und der Staatsanwaltshaft zur Verfü-gung stehen, sowieb) Kriegsgefangene, die auf keinen Fall verlegt werden dürfen.2. Den zu Verlegenden sollen ihre persönlihen sowie die zur Verwahrung hinter-legten Sahen ausgehändigt werden.3. Die Personalakten der zu Verlegenden sollen dem Leiter des Gefängnisses inWroªaw/Breslau zusammen mit den Entlassungssheinen zugestellt werden.Über den Vollzug ist Meldung zu erstatten.
106.1946, 19. AprilInstruktion des Ökonomishen Komitees des Ministerrates über Arbeitskräftedeutsher Nationalität AAN PUR I/11, Bl. 154-1551

1 An die unterstellten Organisationseinheiten durh MZO am 10.5. und durh ZC PUR am24.5.1946 versandt, ebenda.
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I n s t r u k t i o n1. Es werden folgende Prinzipien als Rihtlinien für die entsprehenden Ressortsin den Ministerien festgelegt, nämlih:a) Bürger des Deutshen Reihes (Reihsdeutshe) deutsher Nationalität;b) Personen deutsher Nationalität ungeahtet ihrer Staatsangehörigkeit mitAusnahme von Personen, die in die dritte oder vierte Gruppe der deut-shen Volksliste eingetragen wurden;) polnishe Staatsbürger aus den dem Deutshen Reih gewaltsam einge-gliederten Territorien der Polnishen Republik und aus der ehemaligenFreien Stadt Danzig, die in die 1. oder 2. Gruppe der Deutshen Volks-liste eingetragen wurden, sowie polnishe Staatsbürger, die in die dritteGruppe der deutshen Volksliste eingetragen wurden und die von denehemaligen Besatzungsbehörden als Staatsangehörige auf Widerruf mitVerziht auf den Widerruf bezeihnet wurden, sowie diejenigen polnishenStaatsbürger aus den oben erwähnten Gruppen 2 und 3, die bislang nohniht rehabilitiert worden sind;d) polnishe Staatsbürger, die im Gebiet des sogenannten Generalgouver-nements oder in der Wojewodshaft Biaªystok entweder ihre DeutsheVolkszugehörigkeit oder ihre deutshe Herkunft (Deutshstämmige) de-klariert haben.2. Auf solhe Personen werden die Vorshriften der polnishen Sozialgesetzgebungniht angewandt, sie werden von der Besetzung leitender oder verantwortliherPositionen in den Betrieben ausgeshlossen und bei den Wahlen zum Betriebs-rat niht zum Betriebspersonal gezählt. Ihnen wird das Reht abgesprohen, aneiner solhen Wahl teilzunehmen oder in diesen Rat oder in irgendeine andereArbeitervertretung gewählt zu werden.3. Die Dauer der Arbeitszeit wird auf 60 Stunden in der Wohe und auf höhstens14 Stunden pro Tag in der Landwirtshaft und auf 12 Stunden pro Tag in derIndustrie festgelegt.4. Zu dieser Zeit werden weder die halbstündige Mittagspause noh die Zeit,die zur Vorbereitung auf die eigentlihe Arbeit (unter Arbeitszeit wird dietatsählih gearbeitete Zeit verstanden) benötigt wird, hinzugerehnet.5. Die Entlohnung eines Beshäftigten deutsher Nationalität entspriht der Ent-lohnung eines polnishen Arbeitnehmers, der dieselbe Arbeit verrihtet unddieselben Quali�kationen besitzt, und der Lohn wird alle vierzehn Tage imNahhinein ausbezahlt. Vom Entgelt eines deutshen Arbeiters werden 25 %des Verdienstes für den Wiederaufbau des Landes und für die Sozialfürsorgeeinbehalten. Die sih aus diesen Abzügen ergebenden Beträge werden nah ei-nem Shlüssel verteilt, der vom Ökonomishen Komitee des Ministerrats auf
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Antrag des Ministeriums für die Wiedergewonnenen Gebiete gesondert be-shlossen wird. Die bis zu diesem Beshluÿ des Ökonomishen Komitees an-gefallenen Summen werden auf das Konto des Investitions- und Betriebsfondsfür die Wiedergewonnenen Gebiete eingezahlt.6. Wo immer es möglih ist, soll das System der Akkordarbeit angewandt werden.7. Die Lebensmittelrationen für deutshe Arbeitnehmer bestimmt das Ministe-rium für Versorgung und Handel in Absprahe mit dem Ministerium für dieWiedergewonnenen Gebiete.8. Arbeitgeber, die Personen deutsher Nationalität beshäftigen, zahlen für diesein voller Höhe Beiträge zur Sozialversiherung sowie Gebühren für den Arbeits-fonds.9. Im Fall des Verlusts der Arbeitsfähigkeit von mehr als 50 % infolge eines Ar-beitsunfalles wird eine Beihilfe in Höhe von 75 % der Mindestrente eines Ver-siherten polnisher Nationalität gewährt. Das Reht auf eine Beihilfe erlishtin dem Augenblik, wo der Geshädigte die Grenzen des Polnishen Staatesverläÿt.10. Falls sih ein Arbeitnehmer deutsher Nationalität seiner P�ihten entziehenoder Anordnungen bewuÿt sabotieren sollte, muÿ dieser unverzüglih demnähstgelegenen Siherheitsamt gemeldet werden, damit entsprehende Straf-maÿnahmen getro�en werden können.11. Der Arbeitgeber sollte einen deutshen Arbeiter auf der Stelle entlassen, sobaldsih ein polnisher Arbeitnehmer mit den entsprehenden Quali�kationen vonselbst oder durh Vermittlung des Arbeitsamtes meldet.12. Die in vorstehendem Beshluÿ aufgeführten Vorshriften �nden keine Anwen-dung bei Personen deutsher Nationalität, die in Kasernen untergebraht sindund dort Verp�egung erhalten.13. Die in diesem Beshluÿ zum Ausdruk gebrahten Vorshriften betre�en keinehohquali�zierten Arbeitnehmer deutsher Nationalität, die rote Arbeitsbe-sheinigungen der Kategorie III besitzen, die auf Anordnung des Ministeriumsfür die Wiedergewonnenen Gebiete vom 26. Januar 1946, Zeihen 37/7/II/tj/46ausgegeben worden sind.14. Die in Punkt 13 erwähnten Arbeitnehmer werden hinsihtlih der Arbeits-,Gehalts- und Versorgungsbedingungen den polnishen Arbeitnehmern, die dieentsprehenden Quali�kationen aufweisen, gleihgestellt.Die Familien dieser Kategorie von Arbeitnehmern deutsher Nationalität er-halten dieselbe Versorgung wie die Familien der polnishen Arbeitnehmer.2

2 Zu dieser Instruktion und deren shon im Sommer 1946 vorgenommenen Novellierungen vgl.Romanow: Ludno±¢, S. 107-110.
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107.1946, 19. AprilDas Sonderkommissariat für die Bekämpfung von Epidemien an dasAnsiedlungsdepartement des MZOAAN MZPO 533, Bl. 1-21Das uns zugestellte Shreiben Nr. 359/Tj/GM/46 gibt nah Meinung des Gesund-heitsministeriums � des Obersten Sonderkommissariats für die Bekämpfung von Epi-demien � keine Antwort auf die in unserem Shreiben Nr. NK/4/tj erhobene Forde-rung; und die in ihm enthaltenen eAngaben stimmen niht mit denen überein, diedas Oberste Sonderkommissariat besitzt.Die Berihte aus dem Kreis dNysa/Neiÿe vom 27.3.1946d sprehen davon, daÿ imKreis Neiÿe/Nysa eine Aussiedlungsaktion durhgeführt wurde, bei der aht anBauhtyphus erkrankte Personen aus der Isolierstation des Krankenhauses in Ko-pernik2 mitgenommen worden sind. Die Deportation der Kranken fand ohne ihreIsolierung von den Gesunden statt, und die shlehte Beaufsihtigung des Trans-portes führte dazu, daÿ ddiese Kranken in den Kreis zurükkehrtend und im KreisNysa/Neiÿe eine Epidemie auslösten.eDas Gesundheitsministerium � das Oberste Sonderkommissariat für die Bekämpfungvon Epidemien � weist darauf hin, daÿ eine derartige Handlungsweise seitens derlokalen Behörden die Gesundheit der gesamten Bevölkerung ernstlih bedroht unddie Aussiedlungsaktion der Deutshen als Ganzes negativ beein�uÿt.Das Gesundheitsministerium � das Oberste Sonderkommissariat für die Bekämpfungvon Epidemien � bittet daher im Zusammenhang mit dem Vorstehenden um folgendeMaÿnahmen:1. Die Durhführung von Ermittlungen bezüglih der unüberlegten Aussiedlungs-aktion im Kreis Nysa/Neiÿe � und umMitteilung der Untersuhungsergebnisse.2. Den Erlaÿ von Verordnungen, denen zufolge die Deportation von Krankenund an einer anstekenden Krankheit leidenden Deutshen jeweils mit demzuständigen Kreisarzt abgesprohen werden muÿ.Diese Angelegenheit dmuÿd angesihts der herannahenden Zeit eines Anstiegs vonBauhtyphuserkrankungen in Polen als sehr dringend und wihtig behandelt werden.1 Zahlreihe Randnotizen vershiedener Handshriften, nur teilweise leserlih; u. a. auf dem amRande unterstrihenen Fragment �Ist das niht der Transport, der von Jayna von der Grenze zu-rükbeordert wurde?� (vgl. Banasiak: Przesiedlenie, S. 132, Anm. 1; Hofmann: Nahkriegszeit,S. 254), unter dem Dokument: �Persönlih mit dem Beauftragten des Sonderkommissariats fürdie Bekämpfung von Epidemien erledigt. Auf der Konferenz Beauftragte des Gesundheitsministe-riums, des Ministeriums für Arbeit und Sozialfürsorge und des Bildungsministeriums [Untershriftunleserlih℄�.2 Wahrsheinlih Köppernik/Koperniki (heutiger Name: /Siestrzehowie).
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Ein Text, enthaltend die entsprehenden Maÿnahmen bezüglih der Deportation vonKranken, dsollted mit dem Obersten Sonderkommissariat für die Bekämpfung vonEpidemien abgestimmt werden.

108.1946, 20. AprilRunderlaÿ des MAP betr. Repatriierung deutsher LehrerAAN MAP 758, Bl. 27Das Ministerium für die Wiedergewonnenen Gebiete hat auf Antrag des Bildungs-ministeriums mit Shreiben vom 14.3.1946, Zeihen 125/Tj. GM/46 die vorrangigeRepatriierung der deutshen Lehrer verfügt.1In Anerkennung der Rihtigkeit dieses Standpunktes bittet das Ministerium für Öf-fentlihe Verwaltung, diese Bestimmung gleihfalls bei der Aussiedlung von Deut-shen aus jenen Gebieten anzuwenden, die vor dem 1.9.1939 zum Polnishen Staatgehört haben.
109.1946, 23. AprilRunderlaÿ des Ansiedlungsdepartements des MZO betr. Repatriierung derDeutshen APK PUR 1156 npag [o.Bl.℄Auf der Grundlage von direkten Beobahtungen vor Ort wurde festgestellt, daÿ dieInstruktionen und Anordnungen des Ministeriums für die Wiedergewonnenen Gebie-te bei der Durhführung der Repatriierungsaktion der Deutshen niht strengstensausgeführt werden, häu�g zum Shaden der wirtshaftlihen Interessen des Staa-tes. Die Deutshen shleppen eine Menge von Lebensmitteln fort, insbesondere Fett,vershiedene Gebrauhsartikel und Gegenstände, die niht dem persönlihen Bedarfdienen und die die erlaubten Grenzen des auszuführenden Gepäks übershreiten.Fast immer werden sie a l l e von Fuhrleuten an die Bahnstation et. gebraht. Diedie Repatriierungsaktion durhführenden Verwaltungsbehörden und -organe verhal-ten sih diesen Übertretungen gegenüber entweder nahsihtig oder interessieren sihüberhaupt niht dafür, was die Deutshen mit sih ausführen.Da die Versorgungs- und Wirtshaftslage des Staates auÿerordentlih shwierig ist,und darüber hinaus die ganze Kapazität an Gespannen für die Aussaat genutztwerden sollte, erinnere ih erneut an die zu beahtenden Vorshriften bezüglih derRepatriierung der Deutshen und befehle streng, sih genauestens an sie zu halten.1 Vgl. Dok. 98.
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1. Hinsihtlih der Lebensmittelversorgung der ausreisenden Deutshen sindPunkt 6, Abshnitt V der Instruktion des Ministeriums für die Wiedergewon-nenen Gebiete vom 15.1.46, Tagebuh-Nr. 2.II/Tjn/46 sowie die Verordnungvom 30.3.46, Tagebuh-Nr. 1516/III/Abshnitt 46 maÿgebend, die besagen,daÿ die ausreisenden Deutshen Verp�egung für insgesamt vier Tage von derAbfahrt des Zuges an gerehnet, gemäÿ der 2. Kategorie der Lebensmittel-marken erhalten sollen, was bedeutet: Brot � 800 Gramm, Fettwaren � 100 g,Zuker � 40 g und für Kinder bis sieben Jahre und Kranke Trokenmilh 80 g.Der Austaush eines Lebensmittels gegen ein anderes ist innerhalb der vom Mi-nisterium für Versorgung und Handel festgelegten Normen erlaubt. Zusätzlihdarf man Kindern bis zu sieben Jahren und stillenden Müttern die Ausfuhrvon einem Liter Milh an Stelle von Milhpulver gestatten. Die Versorgungmit Milh ist niht verp�ihtend, aber sie soll nah Möglihkeit gewährleistetwerden.Der Übershuÿ an Lebensmitteln der ausreisenden Deutshen muÿ ge-mäÿ der in der Verordnung vom 30. März dieses Jahres, Tagebuh-Nr.1516/III/Abshnitt 46 angezeigten Verfahrensweise beshlagnahmt und in dasLebensmittellager des PUR zur weiteren Verfügung der Versorgungs- und Han-delsorgane transportiert werden.Als Übershuÿ an Lebensmitteln muÿ diejenige Menge angesehen werden, dienah der Versorgung des gesamten Transportes der ausreisenden Deutshen mitder vorgeshriebenen viertägigen Lebensmittelration übrigbleibt, wobei die Be-rehnungen summarish für die Waggons des gesamten Transportes angestelltwerden müssen und die Verteilung an Einzelpersonen beziehungsweise Famili-en von den Deutshen selbst vorgenommen werden muÿ (durh den deutshenfür den Waggon Verantwortlihen).Um die Beshlagnahme der Übershüsse zu erleihtern, kann auf folgende Weiseverfahren werden:Beshlagnahme sämtliher Lebensmittel bei allen Deutshen, die Übershüssehaben, deren Zusammenstellung gemäÿ der Sorte (Spek, Brot, Zuker, et.)und Wiegen. Danah soll die Zahl derjenigen Personen errehnet werden, denendie Lebensmittel gehörten; dieser entsprehend wird die Lebensmittelmengeabgewogen, die ihnen gemäÿ der oben erwähnten Norm zusteht, der Rest wirdeinbehalten.2. Hinsihtlih der Ausfuhr des Gepäks der Deutshen ist Abshnitt V der In-struktion vom 15.1. dieses Jahres maÿgebend, auf Grund derer jeder ausrei-sende Deutshe das Reht hat, Gepäk mit Gegenständen des persönlihenBedarfs in einer Menge mitzunehmen, die es ihm erlaubt, zu Fuÿ von seinemWohnort zum Sammelpunkt zu gelangen. Das Gewiht des Gepäks darf bis40 kg pro Person betragen. Das Gepäk sollte sih vor allem aus Kohgeshirrund Bettwäshe sowie aus Gebrauhsgegenständen des persönlihen Bedarfszusammensetzen. Das Gepäk von Kindern und Jugendlihen bis zu 16 Jah-
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ren sollte grundsätzlih aus Kleidung, Shuhen und Bettwäshe, so viel wienotwendig ist, bestehen.3. Die Gepäkkontrolle darf gemäÿ der Instruktion vom 15.1.1 nur am Sammel-punkt durh eine Kommission in Anwesenheit des Besitzers durhgeführt wer-den, wobei eine Tätigkeit einzelner Kommissionsmitglieder allein zur Beshleu-nigung der Kontrolle niht gestattet ist.Man muÿ jedoh die Besitzer des Gepäks davon in Kenntnis setzen, daÿ sieverp�ihtet sind, das gesamte Gepäk zur Kontrolle vorzubereiten, gleihgültigin welher Form es transportiert wird (Ko�er, genähte Säke, Bündel usw.), sodaÿ die die Kontrolle durhführenden Organe sie wirksam und shnell durh-führen können.Es darf keine Erlaubnis zur Ausfuhr neuer, unbenutzter Sahen, insbesonderevon Sto�rollen und jeder Art von Textilien, niht getragener Shuhe, weihenund festen Leders usw. erteilt werden.Die beshlagnahmten Gegenstände müssen nah der Anfertigung eines Pro-tokolls und ihrer Beshreibung in der nähstgelegenen Abteilung des G.U.L.[Liquidationshauptamtes?℄ zur Verfügung des M.Z.[?℄ deponiert werden.Das Protokoll soll das Datum, die personelle Zusammensetzung und den Amts-sitz der Kommission, eine Auflistung der beanstandeten Gegenstände sowieeine genaue Beshreibung (Menge, Qualität, Zustand usw.), den Aufbewah-rungsort sowie die Untershriften der Kommissionsmitglieder enthalten. EineAbshrift des Protokolls mit der Empfangsbesheinigung des Lagerverwaltersist am darau�olgenden Tag direkt an das Ministerium für die Wiedergewonne-nen Gebiete (Ansiedlungsdepartement) zu senden, das Original des Protokollsbewahrt der Abteilungsleiter des GUL auf.Hinsihtlih des Verbots der Gold- und Währungsausfuhr gelten die bisherigenBestimmungen. Beanstandete Währungen und Goldgegenstände sind in einemeigenen, entsprehenden Protokoll aufzulisten, mit dem Untershied, daÿ dieAufbewahrungsstelle in diesem Fall die nähstgelegene Filiale der PolnishenNationalbank ist. Eine Abshrift des Protokolls ist ebenfalls an das MZO zusenden.4. Transport der Deutshen zu den Sammelpunkten.Entsprehend dem Abshnitt IV der Instruktion vom 15.1.46 sollten sih allegesunden Deutshen zu Fuÿ zu den Sammelpunkten begeben. Auf Fuhrwerkensollten nur Kranke, Marshunfähige, Alte, shwangere Frauen und Kinder biszu sieben bzw. zehn Jahren transportiert werden, wenn der Sammelpunkt mehrals zehn Kilometer entfernt von ihrem Wohnort gelegen ist.Das Gepäk kann unter der Bedingung auf Handwagen transportiert werden,daÿ es das erlaubte Gewiht niht übershreitet.1 Die Instruktion (vgl. Regest) sah unter Punkt 6 eine 6-köp�ge Kommission für die Gepäk-kontrolle vor; die Kontrolle durfte nur bei Tage durhgeführt werden.



Nr. 110 (1946, 27. April) 247
Die obigen Hinweise müssen unverzüglih umgesetzt werden.

110.1946, 27. AprilDie Leiterin des Referats Mitteleuropa des Auÿenministeriums, Maria Wierna, andas MBP betr. Ausreise deutsher Shriftsteller und KünstlerAAN MAP 758, Bl. 29Die Sowjetishe Militärverwaltung in Deutshland (SMAD) hat sih an die PolnisheMilitärmission in Berlin mit der Bitte um Erlaubnis gewandt, die nahstehend ge-nannten deutshen Shriftsteller und Künstler aus Shlesien nah Berlin zu bringen:1. Gerhart Hauptmann (Agnetendorf)2. Lennegedel (Karpaz/Krummhübel)3. Prof. Shuleman (Karpaz/Krummhübel)4. Steinniger (Karpaz/Krummhübel)5. Nerlih (Steinseif)6. Shwanitz (Steinseif)7. Paul Pisako (Agnetendorf)8. Gerhard Pohl (Wolfshan)Die Sowjetishe Militärverwaltung in Deutshland (SMAD) beabsihtigt, den vorste-hend Genannten den Transport in einem Sonderzug mit Personen- und Güterwag-gons für die Bibliotheken und die persönlihe Habe zu ermöglihen.Das Auÿenministerium hat die Polnishe Militärmission in Berlin angewiesen, seinEinverständnis mit diesem Vorshlag der Sowjetishen Militärverwaltung in Deutsh-land (SMAD) zum Ausdruk zu bringen.1

1 Zur umfangreihen Korrespondenz bezüglih der Ausreise Gerhart Hauptmanns s. AAN MZO526; ebenso MZO 73; Prawin an Gomuªka vom 5.7.1946; der Transport kam shlieÿlih 15 Tagenah dem Tod des Shriftstellers am 6.6.1946 zustande; vgl. Hofmann: Nahkriegszeit, S. 261 �.
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111.1946, 28. April(R.) Gesetz über die polnishe Staatsbürgershaft von in den WiedergewonnenenGebieten wohnenden Personen polnisher NationalitätDokumentation I/3, Nr. 48; DzURP 1946, Nr. 15, Pos. 1061
112.1946, 5. MaiPolnish-sowjetishes Abkommen über die Aussiedlung der Deutshen in diesowjetishe BesatzungszoneJaworski: Na szlaku, S. 285 �.; Lippózy: Przesiedlenie, S. 68 �.
113.1946, 7. Mai�Aus Polen ausgesiedelte Deutshe erzählen�. Artikel von Miezysªaw Ziemski aus:�Rzezpospolita�(Eigener Beriht der �Rzezpospolita�). Im westfälishen Bielefeld ist ein Transportmit 1700 aus den polnishen Westgebieten ausgesiedelten Deutshen aus der Ort-shaft Landek/Lendyzek angekommen. Im Zusammenhang mit der von den Deut-shen verbreiteten Propaganda, die von den britishen Behörden ernstgenommenwird, derzufolge die aus den polnishen Westgebieten in das Reih transportiertenDeutshen seitens der polnishen Behörden und Bevölkerung groÿes Leid erfahrenhätten und der Transport unter �menshenunwürdigen� Bedingungen vonstatten ge-gangen sei, haben wir beshlossen, uns diesen Transport anzushauen und mit Leutenaus diesem Transport zu sprehen.In Deutshland ist PlatzWir betreten eines der Häuser am zentral gelegenen Jahnplatz. In den Wohnungenmüÿte eigentlih eine unbeshreiblihe Enge herrshen. Wir gehen in die Wohnungenim 1. und 2. Stok. In der luxuriösen Fünfzimmerwohnung leben zwei Familien.Zusammen � aht Personen. Das ist wohl auszuhalten. Man kann sogar täglih einBad nehmen. Noh besser stellt sih die Lage im 2. Stok dar.

1 Die Verordnung des Ministers für die Wiedergewonnenen Gebiete vom 6.4.1946 (DzUMZO,Nr. 4, Pos. 26) ging diesem Gesetz voraus.
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Und als wir das am Ende der Detmolder Straÿe gelegene Villenviertel verlassen,haben wir den begründeten Verdaht, daÿ in diesen arhitektonish häÿlihen, abersehr praktish gebauten und hervorragend ausgestatteten Häusern die Deutshenbequemer wohnen als ein durhshnittlih gut etablierter Bewohner Warshaus inder Vorkriegszeit. Es gibt keinen Zweifel: in Bielefeld ebenso wie in anderen kleinerenStädten und Städthen kann man die Wohnungen noh mit vielen Tausenden ausPolen ausgesiedelten Deutshen �vollstopfen�.Halten wir einen Augenblik vor dem Symbol der Arroganz und des deutshen Im-perialismus, dem Bismarkdenkmal, an. Am Fuÿ des Denkmals � ein groÿer, frishergrüner Kranz. Der Kranz hat den Charakter einer Manifestation. Vor zwei Tagenfand eine stürmishe Sitzung des Stadtrates in Bielefeld statt. Ein kommunistisherStadtrat stellte den Antrag auf Entfernung des Denkmals. Er wurde natürlih nieder-geshrien, und der Kranz � das ist eben eine Manifestation der inbrünstigen Gefühleder Bielefelder für den �eisernen Kanzler�.

Sie nehmen niht mehr so viel mitUm 8.10 Uhr fährt auf dem Bielefelder Bahnhof ein langer Zug mit Güterwagen ein.Genau so einer, wie die Züge der polnishen Repatriierungstransporte nah Polen.In den Waggons haben durhshnittlih 30 Personen Platz. Sie stürzen nun aus demZug mit riesigen Bündeln, die eine o�enkundige Widerlegung von Gerühten sind,daÿ die aus Polen ausgesiedelten armen Deutshen nihts hätten mit sih nehmendürfen. Natürlih können sie niht soviel mitnehmen, wie sie zuvor in den dreieinhalbKriegsjahren aus Polen mitgehen lieÿen.Neben dem Zug streiht irgendein Engländer mit einem Notizbuh in der Handherum. Siherlih sagt er mir niht, für welhe Agentur oder Zeitung er shreibt, alsofrage ih niht. Vielleiht ist er auh irgendein �military observer�? Aber ih kannihn shlieÿlih fragen, ob er diese Bündel und Gepäkstüke sieht. Also frage ih. Erantwortet auf meine Frage mit einer Gegenfrage. Warum ih ihn frage? Denn wenn erfür die britishe Presse shreibt, wird er wohl die Beobahtungsfehler einiger seinerKollegen rihtigstellen. Das Gespräh briht ab, jeder von uns geht seiner Wege.Die deutshen Umsiedler wurden bereits mit Bussen in neun �Auffanglager�1 imBielefelder Stadtgebiet gebraht. Ih fahre vor einem dieser Au�anglager vor. Es hatseinen Platz in einem mehrgeshössigen Betonbunker, dessen oberer Teil jedoh voneiner Bombe stark beshädigt wurde, untergebraht. Aus einer Feldkühe im Innerndes Bunkers gibt man an die Umsiedler irgendein �Eintopfgeriht�2 aus.
1 Im Original deutsh.2 Im Original deutsh.
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Also3Die Kinder, denen wir in der Kühe, auf den Fluren und in den kleinen Zimmerndes Bunkers begegnen, haben runde und rosige Gesihter. Man sieht, daÿ es ihnenin den polnishen Gebieten gegen Ende niht shleht gegangen ist.Die Älteren mahen einen sehr müden Eindruk und beklagen sih. Sie halten mihfür einen britishen O�zier, beshenken mih ab und an mit dem mir niht zustehen-den Titel �Sir� und versuhen ein Bild der ihnen angeblih von den Polen zugefügtenLeiden zu zeihnen. Der Groÿmeister der nationalsozialistishen Propaganda lehrteseine Volksgenossen4 die propagandistishe Lüge. Man hat im übrigen den Eindruk,als ob irgendwer ihnen auh jetzt noh beibringe, wie man das maht, und daÿ esaus bestimmten Gründen gut ist, sih bei den britishen Behörden über die Polenzu beshweren.Ih kläre meine Gesprähspartner niht allzu unvermittelt über ihren Irrtum hin-sihtlih meiner Staatsangehörigkeit auf. Dies ermögliht mir auf Grund der Wider-sprühe in den Erzählungen die propagandistishe Unwahrheit von der tatsählihenSahlage zu trennen. Wenn z. B. einige meiner Gesprähspartner sagen, daÿ sie we-der vor der Abfahrt des Transportes noh während der gesamten Fahrt durh diepolnishen Westgebiete Verp�egung5 erhalten hätten, aber der Kraftfahrzeugme-haniker Herbert Carlus aus Landek/Lendyzek oder der Fleishermeister AlbrehtFriemel im Gespräh mit mir erklären, daÿ sie auf polnishem Gebiet Lebensmittelbekommen hätten, so kann ih siher sein, daÿ sie sie erhalten haben.Albreht Friemel ist kein Freund der Polen, das sieht man. Er beklagt sih darüber,daÿ er sih als �Freiwilliger� für den Transport habe melden müssen, weil er es bei denPolen niht mehr habe aushalten können. Hat man ihn geshlagen? Oder beraubt?Nein, aber . . . Er weiÿ eigentlih niht, wie er es erklären soll, daÿ �er es niht mehrausgehalten hat�. Ih hätte ihm mit einer Erklärung helfen können. Erstens hätte erfrüher oder später so oder so zwangsweise ausreisen müssen. Zweitens ist es für einenhohmütigen Deutshen bitter, mit ansehen zu müssen, wie sih Polen in denjenigenGebieten häuslih einrihten, die er als urdeutsh anzusehen sih gewöhnt hatte.Drittens hätte sih vielleiht herausstellen können, daÿ Friemel während des Kriegesan Verbrehen an Polen beteiligt gewesen war. Viertens ist es niht angenehm, unterMenshen zu leben, die man haÿt und die ihrerseits auh niht gerade vor Liebebrennen. Also . . . 6 �Klagen . . . �Herbert Carlus beklagt sih darüber, daÿ sie den Abfahrtstermin des Transporteszu spät erfahren hätten. Weniger als zwanzig Stunden hätten sie bis zur Abfahrt3 Im Original deutsh.4 Im Original deutsh.5 Im Original deutsh.6 Im Original deutsh.
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Zeit gehabt. Aber hatten ihnen die polnishen Behörden vorher niht gesagt, daÿsie in den nähsten Tagen ausreisen würden? Na ja, man wurde benahrihtigt. Alsowaren sie in Wirklihkeit vorbereitet.Man durfte nihts mitnehmen . . . Was durfte man denn niht mitnehmen? Na z. B.Möbel. Aber, sage ih, sie haben mir erzählt, daÿ sie in Landek/Lendyzek als�Ausgebombter� gelebt hätten, da konnte es doh niht mehr so viele Möbel gegebenhaben. Ja, er hatte keine, aber andere. Ih frage also Friemel. Natürlih, er hattewelhe. Und die Möbel � frage ih � waren siherlih ganz neu, während des Kriegesdirekt aus dem Generalgouvernement geholt? Aber woher, alte, seine eigenen, shonvor vielen Jahren gekauften Möbel. Na also, da gab es doh wieder nihts, was manhätte bedauern können.Und was muÿte Friemel sonst noh zurüklassen? Shlieÿlih besteht seine Familieaus fünf erwahsenen Personen. Wenn jeder zwei solher Bündel mitgenommen hat?Na ja, antwortet Friemel, ein biÿhen ist shon zusammengekommen.Und wie war es mit dem Geld? Oh, Geld durfte man niht mitnehmen. Nur 500 RM.Wurden sie durhsuht? Nein, nur bei einigen wurde eine �Stihprobe�7 vorgenom-men und etwas Geld einbehalten, wenn jemand mehr bei sih gehabt hatte. Undhaben sie im allgemeinen sehr viel mehr bei sih gehabt? frage ih. Na ja, gewöhn-lih hatten sie mehr. Und die anderen, die niht durhsuht wurden, und die diegroÿe Mehrheit ausmahten, gaben während der durhgeführten Stihproben nihtden Übershuÿ des von ihnen besessenen Geldes ab? Nein, das hat er niht gesehen.�Na dann�, sage ih, �bin ih siher, daÿ in einem Transport von 1700 Personen einpaar Groshen mitgebraht wurden�. �Yes, Sir�.Sensationslose WahrheitAlso, wie war das mit dem Essen? Vor der Verladung des Transportes brahtendie Polen Brot an den Bahnhof und jeder konnte eine unbeshränkte Menge davonkaufen, auÿerdem wurden Suppe und Ka�ee ausgegeben. Auh während der Fahrtwurde man mit Brot versorgt. Auf den Stationen wurde gefragt, wer etwas brau-he. An Punkten, an denen der Zug längere Zeit hielt, und er hielt reht häu�g,konnte man aussteigen und sih in den nahe gelegenen Häusern Ka�ee kohen undeine heiÿe Mahlzeit zubereiten. Aber eine ungewöhnlihe Behandlung erfuhr manerst nah dem Überqueren der Grenze zur britishen Zone. Es wurden vershiedeneauÿergewöhnlihe Dinge verteilt, und die Kinder erhielten Shokolade, Kakao, Kon-densmilh. �Very good, Sir� � sagt der aufgeregte Carlus. Im allgemeinen sind alleaus dem Transport zufrieden, wenn niht froh darüber, daÿ sie �Neupolen�8 verlassenhaben und sih in der britishen Besatzungszone be�nden.Ob ihnen während der Fahrt seitens der Polen oder polnisher Behörden Unannehm-lihkeiten bereitet worden seien? Nein. Hier misht sih eine junge Deutshe ein und7 Im Original deutsh.8 Im Original deutsh.
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berihtet, daÿ auf einer Station zwei betrunkene polnishe Soldaten versuht hätten,in den Waggon einzudringen. Allerdings sei es ihnen niht gelungen, und sie seienwieder vershwunden. Im allgemeinen verhalten sih betrunkene Soldaten jeder Na-tionalität au�ällig, und es kommen vershiedene Launen von Trunkenbolden vor.Z. B. das Verlangen nah �Fraternisierung�.

Wir sind streng und unnahsihtig � das ist allesAls ih in das Auto einstieg, war ih mir bewuÿt, daÿ die Ergebnisse der Reportageniht aufsehenerregend sind. Vor dem Hintergrund vershiedener Pressemitteilungenund Gerühte über das brutale Vorgehen der Polen und der polnishen Behördengegen die aus Polen umgesiedelten Deutshen hatte ih mir vorgestellt, daÿ dasMaterial der Reportage eindruksvoller und mögliherweise sogar unangenehm seinwürde.Es hat sih gezeigt, daÿ es reiht, die Wahrheit zu sagen � welh eine angenehmeSituation für den Berihterstatter. Die Wahrheit ist weder e�ektvoll, noh enthältsie irgendeine Sensation. Man weiÿ, daÿ in Polen niemand geneigt ist, die Deutshenzu hätsheln. Selbst das Verhältnis der polnishen Behörden zu den auszusiedelndenDeutshen ist o�ensihtlih streng und unnahsihtig. Zu viele Rehnungen stehenmit den Deutshen o�en. Aber wir wollen diejenigen niht mit Hilfe der MethodenHitlers zur Streke bringen, die wir gehaÿt haben und die wir verahten. Von denDeutshen aus den Westgebieten wollen wir nur eines: daÿ sie aus diesen Gebietenvershwinden.Den Deutshen Sympathie zu bezeugen und mit ihnen zu kokettieren sowie auf siezu zählen � überlassen wir anderen.
114.1946, 10. Mai(R.) Ansiedlungsdepartement des MZO; Auszug aus einer geheimen InstruktionAAN PNZ 312, Bl. 171

1 Wörtlihe Wiederholung des Punktes 5 der Instruktion vom 19.4.1946 (s. oben, Dok. 106). Aufderen Grundlage legten die Arbeitsämter die Gehälter für die beshäftigten Deutshen fest. Z. B.waren dies in Landsberg a.d. Warthe 1200 Zª. für einen Arbeiter, 1500 für einen Faharbeiter, 800für eine Frau, 500 für �Jugendlihe und Alte�; dies waren Bruttogehälter, von denen 25% abgezogenwurden; ebenda, Filiale des Arbeitsamtes in Landsberg an den Gutsverwalter in Lubno, 25.6.1946.Über die von dem PNZ beshäftigten Deutshen s. Romanow: Ludno±¢, S. 119 �., ebenso Dok.143.
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115.1946, 15. MaiDer Leiter der Nationalitätenabteilung im Politishen Departement des MAP,A. Kryspin, an das Ministerium für Arbeit und Sozialfürsorge betr. inP�egeeinrihtungen lebende Deutshe [die aus der Sowjetunion stammen℄AAN MAP 760, Bl. 3In Beantwortung des Shreibens vom 11.3.46 Nr. 4111/N. bezüglih der Personendeutsher Nationalität, die sih in P�egeeinrihtungen aufhalten, gibt das Politi-she Departement des Ministeriums für Ö�entlihe Verwaltung, das als Anlage dieihm zugesandten Anlagen zurükgibt, seiner Meinung Ausdruk, daÿ sie in Anbe-traht dessen, daÿ die Versorgung der erwähnten Personen eine Belastung für dieGesellshaft darstellt, von der Aussiedlungsaktion der deutshen Bevölkerung erfaÿtwerden sollten.2 Anlagen1
116.1946, 16. Mai�Was sagt Oberst Growse über die Repatriierung der Deutshen aus Polen?Kaªawsk geht in die Geshihte ein� (Beriht des Korrespondenten)�Polska Zbrojna� vom 16.5.1946Kaªawsk wird von irgendeinem Gallus Anonymus in die Chronik der Geshihte ein-getragen werden. Wir kennen die Stellen niht genauer, über die die Massen deut-sher Siedler in uralten Zeiten in das groÿe Shlesien der Piasten und in die übrigenGebiete Polens gekommen sind, aber wir kennen die Orte, an denen sie heute Polenfür immer verlassen.Eben hier an diesem kleinen Eisenbahnknotenpunkt Niedershlesiens laufen alleTransporte mit den deutshen Repatrianten zusammen, die die polnishen Sammel-punkte in den vershiedenen Städten vorbereiten. Wir haben solhe Sammelstellenin Breslau/Wroªaw und Glatz/Kªodzko gesehen. In Glatz/Kªodzko haben wir dieRepatriierungsaktion der Deutshen besonders genau verfolgt, da wir sie von demAugenblik an beobahtet haben, in dem die Deutshen ihre Häuser verlieÿen, biszu ihrer Verladung in die sauber ausgefegten Waggons.Eine ebensolhe Sammelstelle wie Glatz/Kªodzko ist das im Kreis Habel-shwerdt/Bystrzya gelegene Mittelwalde/Mi�dzylesie, wo wir eine ähnlih vorbild-lihe Ordnung, Geshiklihkeit und Menshlihkeit in bezug auf die Ausreisenden1 Die Anlagen fehlen. Zit. Shreiben des Ministeriums für Arbeit und Soziale Fürsorge vom11.3.1946 in dieser Angelegenheit, ebenda.
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beobahtet haben. Dort in Mittelwalde/Mi�dzylesie erlebten wir die Deutshen inbesonders guter Gemütsverfassung. Die aus Polen ausreisenden F e i n d e Polens.Sie sangen, kletterten in die Züge, und auf einem Waggon stand geshrieben: �GrämtEuh niht, sondern seid fröhlih, das Vaterland gibt Euh alles�. Diese gute deutsheLaune ist im hohen Maÿe das Ergebnis der sehr guten Behandlung der Deutshendurh die polnishen Behörden. Nah HelmstedtAlle Züge, die an diesen Sammelpunkten mit deutshen Repatrianten beladen wer-den, werden nah Kohlfurt/Kaªawsk geleitet.Hier übergeben die polnishen Behörden nun endgültig diesen wertvollen menshli-hen Shatz den britishen Behörden, die von einer speziellen britishen Militärmis-sion vertreten werden. Chef dieser Mission ist Oberst Growse.Jeder Transport wird hier noh einmal von polnishen und englishen Ärzten über-prüft. Die Engländer nehmen darüber hinaus noh eine allgemeine Kontrolle vorund prüfen, ob die Polen den Deutshen niht irgendeinen Shaden zugefügt habenund führen shlieÿlih die Desinfektion der Menshen mit Unterstützung polnishenSanitätspersonals durh.�Unsere Arbeit hier und in Kohlfurt/Kaªawsk kennt keine speziell festgesetztenDienstzeiten�, erklärt uns der Leiter der polnishen Übergabestelle, HauptmannReklewski. �Wir sind hier nur wenige, und unsere Aufgaben und Obliegenheitensind groÿ, vor allem weil es unser Ehrgeiz ist, vorbildlihe Arbeit zu leisten. UnsereHauptaufgabe ist, die durh ein Protokoll bestätigte Übergabe eines Transportesan die britishen Behörden durhzuführen. Sobald wir ein im Namen der RegierungSeiner Königlihen Majestät von Oberst Growse unterzeihnetes Protokoll in Hän-den haben, teilen wir dem Transport einen Leiter und eine Eskorte in Gestalt einesSiherheitso�ziers und zehn Soldaten zu, die den Zug direkt nah Helmstedt, dasshon in der englishen Besatzungszone nordöstlih von Magdeburg liegt, begleiten.Werden sie sih immer noh beklagen?Hauptmann Reklewski informiert uns über Einzelheiten. Aus vielen Einzelgesprä-hen konnte mein Notizbuh noh folgendes einfangen: also � in jeden in Kohl-furt/Kaªawsk eintre�enden Transport werden noh rund 100 bis 150 Deutshe auf-genommen, die die Sammelpunkte umgangen haben und auf eigene Faust hierhergekommen sind; ferner, daÿ der polnishe Posten die deutshen Repatrianten dortfür die Reise mit Zuker und Fettwaren versorgt � denn Brot erhalten sie an denSammelpunkten; darüber hinaus erhalten Kinder bis zum vierzehnten LebensjahrMilh; ferner, daÿ zwei Ambulatorien für die Deutshen tätig sind, ferner, daÿ derZug mit den Deutshen in die englishe Zone nur 24 Stunden brauht, während derleere Zug auf dem Rükweg sehs bis sieben Tage benötigt; dafür gibt es vershie-dene Gründe. Polen hat es unterdessen teuflish eilig, weil die Zeit, die gemäÿ demAbkommen zwishen Polen und England für die Aussiedlung vorgesehen ist, sehrkurz ist.
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Die Polen kehren anders zurükIn letzter Zeit kehren immer häu�ger die Züge niht leer zurük; mit ihnen kehren diePolen aus der britishen Zone zurük. Es bot sih mir die Möglihkeit, die Ankunftsolh eines Zuges mit Polen in Kohlfurt/Kaªawsk zu beobahten.Der Transport setzte sih aus 1.100 Personen zusammen, hauptsählih aus einemDurhgangslager in Biebholz bei Bremen. Es ergab sih zufällig, daÿ auf dem anderenGleis gerade ein zur Abfahrt bereiter Zug mit deutshen Repatrianten stand. Diesereisten bequem mit umfangreihem Gepäk und ihrer ganzen Familie aus und stell-ten die höhsten Ansprühe an die Humanität, obwohl sie Angehörige eines Staatessind, der . . . den Krieg verloren und einer Nation, die millionenfahe Verbrehen aufdem Gewissen hat, die zum Himmel nah Rahe shreien. Die Polen aber � welhein Untershied! � kehren unter primitiven sanitären Bedingungen, ohne besondereFürsorge, ohne eine angemessene Versorgung mit Lebensmitteln zurük. Ihre Rük-kehr wird von der englishen ö�entlihen Meinung niht mit solh einem lebendigenInteresse verfolgt wie die Repatriierung der Deutshen.Träumereien eines WirrkopfesDie Repatrianten teilen uns gerne ihre Reiseeindrüke mit.Auf einer bestimmten Station in der sowjetishen Besatzungszone begegneten wireinem deutshen Transport, der von Polen aus in die britishe Zone fuhr. Irgendeindeutsher Halbwühsiger begann uns mit Hitler zu drohen: �der lebt und bald wirder doh Polen shlagen�. Natürlih ist er dafür tühtig verhauen worden.Ihr könnt siher sein � sage ih �, daÿ die Deutshen diesen verprügelten Halbwüh-sigen als Beweis für die �polnishen Methoden� bei der Aussiedlung des Herrenvolkesaus unserem Land präsentieren werden.Aber was soll's. Wenn andere Nationen Europas mit uns an einer gemeinsamenGrenze lebten, würden sie uns besser kennen und eher uns als unseren FeindenGlauben shenken. SoldatenwahrheitDer Leiter der britishen Mission in Kohlfurt/Kaªawsk, Oberst Growse, sagte ineinem Gespräh mit dem Beauftragten für die Repatriierung der Deutshen im Mi-nisterium für die Wiedergewonnenen Gebiete, Ing. Jaroszek � an dem auh wirteilgenommen haben �, daÿ er unsere Organisation der Aussiedlungsaktion posi-tiv einshätze. Er sagte folgenden Satz: �Niemand hätte diese Aktion, unter denBedingungen, in denen sih Euer Land be�ndet, besser durhführen können�, undbemerkte von oben herab, daÿ dies niht die Aussage eines Diplomaten, sonderndiejenige eines Soldaten sei, der die Wahrheit sage.Oberst Growse ist ein objektiver Mensh, und daher wurde er unser Freund.11 Dies war das zweite Mal innerhalb weniger Wohen, daÿ die polnishe Presse Informa-tionen über ein tatsählihes oder angeblihes Lob der Briten verbreitet hat; vgl. Lippó-zy/Walihnowski: Przesiedlenie, S. 203 �. (Äuÿerungen in der �Rzezpospolita� vom 12.4.1946).Oberstleutnant Growse betonte in späteren Erklärungen seinen Vorgesetzten gegenüber, daÿ er völ-
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117.1946, 16. Mai(R.) Verordnung des Ministers für die Wiedergewonnenen Gebiete über dieKontrolle der Bewegungen der deutshen BevölkerungDokumentation I/3, Nr. 52; DzUMZO, Nr. 6, Pos. 80
118.1946, 16. Mai(R.) Verordnung des Ministers für die Wiedergewonnenen Gebiete über dieMitwirkung dritter Personen bei der Erfüllung der Anmelde- und Registrierp�ihtdurh AusländerDokumentation I/3, Nr. 50; DzURP 1946, Nr. 28, Pos. 181
119.1946, 20. MaiVizeminister MZO (Wªadysªaw Wolski) an den Verkehrsminister betr. Verbot derBenutzung staatliher Verkehrsmittel für Deutshe, die auf eigene Faust ihrenWohnort verlassen AAN MZO 527, Bl. 94Nah Kaªawsk/Kohlfurt und Szzein/Stettin, den Abfahrtspunkten für die zu re-patriierende deutshe Bevölkerung, kommen viele Deutshe zusammen mit ihrenFamilien und ihrem Gepäk mit dem Ziel, so shnell wie möglih die Grenzen desPolnishen Staates zu verlassen und sih in die britishe Besatzungszone zu begeben.Diese Deutshen verlassen eigenmähtig ihren Wohnort niht nur in Niedershlesienund Westpommern, sondern auh in den benahbarten Wojewodshaften, ohne dasEinverständnis der örtlihen Verwaltungsbehörden.Diese Aktion bringt den ausgearbeiteten Repatriierungsplan durheinander, trägtzur Überlastung der Ausreisepunkte durh Repatrianten bei, und bereitet den pol-nishen Behörden und der englishen Mission in Kaªawsk und Szzein/Stettin groÿeShwierigkeiten.

lig falsh verstanden worden sei und man seine Äuÿerungen falsh wiedergegeben habe. Daraufhinwurde ihm verboten, Interviews zu geben; Persson: Rhetorik, S. 142, Anm. 21.
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Im Zusammenhang mit Vorstehendem bitte ih den Bürger Minister um den Erlaÿ ei-ner Verordnung, die verbietet, Deutshe mit irgendwelhen staatlihen Verkehrsmit-teln zu transportieren, die sih niht im Rahmen der organisierten Repatriierungs-aktion, sondern auf eigene Faust nah Kaªawsk/Kohlfurt und nah Szzein/Stettinbegeben.Ih bitte um Unterrihtung des Ministeriums für die Wiedergewonnenen Gebiet überdie erlassenen Anordnungen.1

1 Vgl. Banasiak: Przesiedlenie, S. 116 �. 120.1946, 22. MaiRunderlaÿ des MZO, Nr. 4 betr. Entfernung der Deutshen aus bestimmtenBetrieben AAN MZO 571, Bl. 203-204Die Repolonisierungsfrage der Wiedergewonnenen Gebiete erfordert die Einleitungentsprehender Shritte in allen Lebensbereihen in diesen Gebieten.Die durhzuführende Repatriierungsaktion der deutshen Bevölkerung säubert dieWiedergewonnenen Gebiete von uns feindlih gesinnten Elementen und sha�t diepolitishen und wirtshaftlihen Grundlagen zur vollständigen Vereinigung dieserGebiete mit dem Staat.Eine Reihe der vom Ministerium erlassenen Verordnungen, wie z. B. bezüglih derBeshäftigung von Personen deutsher Nationalität, der Überwahung der Bewegungder deutshen Bevölkerung, der Verordnung über die Mitwirkung dritter Personenbei der Erfüllung der Melde- und Registrierp�iht durh Ausländer1 � bezwekt dieRationalisierung der Repatriierungsaktion und die Gewährleistung ihres planmäÿi-gen Verlaufs.Die Gründung von sozialen Organisationen und Vereinen und ihre entsprehendeSubventionierung trägt zweifellos zur Hebung des Niveaus des sozialen und kultu-rellen Lebens in den Wiedergewonnenen Gebieten bei.Eine groÿe Bedeutung haben die Arbeiten zur Festlegung der polnishen Namen fürdie Ortshaften, die den Wiedergewonnenen Gebieten ihr polnishes Antlitz zurük-geben sollen.Ebenfalls positiv entwikelt sih die Aktion zur Entfernung der äuÿeren Spuren desDeutshtums in den Städten, Ortshaften und auf den ö�entlihen Straÿen.
1 Über die vom MZO verfolgte Politik bezüglih der Beshäftigung von Deutshen in der erstenHälfte des Jahres 1946 vgl. Banasiak: Przesiedlenie, S. 83-87; bezüglih der Einshränkung derBewegungsfreiheit vgl. Dokumente 117 u. 118.
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Trotz dieser Anstrengungen ist das Tempo der Repolonisierung noh immer nihtausreihend. Das kann man vor allem in denjenigen Städten beobahten, wo in ver-shiedenen Unternehmen, Institutionen und Einrihtungen des ö�entlihen Lebensdie massenhaft beshäftigten Deutshen den Städten immer noh ein harakteristi-shes Gepräge geben.In dieser Hinsiht besteht die Notwendigkeit, so energish wie möglih Shritte zuunternehmen, um diejenigen Arbeitnehmer deutsher Nationalität aus den erwähn-ten Betrieben zu entfernen, die hinsihtlih ihrer Quali�kation ohne jeglihen Verlustfür die staatlihen Interessen durh polnishe Arbeitnehmer ersetzt werden können.Dies betri�t vor allem Dienstleistungen jedweder Art in Restaurants, Cafés, Bars undanderen gastronomishen Betrieben, Hotels, Geshäften, Frisiersalons, Theatern undanderen Einrihtungen, die von der Ö�entlihkeit besuht werden.Der Stand der städtishen Besiedlung hat gegenwärtig shon solh ein Niveau er-reiht, daÿ die Beshäftigung von Polen anstelle der entlassenen deutshen Arbeit-nehmer keine Shwierigkeiten bereiten dürfte.Daher mögen die Bürger Wojewoden unverzüglih solhe Weisungen an die ihnenunterstellten Behörden erlassen, die in Absprahe mit den örtlihen Organen desP.U.R. und der M.O. die sofortige Entlassung der erwähnten Arbeitnehmer deut-sher Nationalität bewirken. Die Beshäftigung von Deutshen in den vorstehendgenannten Betrieben ist von jetzt ab untersagt.Die Rüksiht auf die Bequemlihkeit und die Handelskalkulationen der Besitzerund Leiter vershiedener Unternehmen und Privatbetriebe darf dabei keine Rollespielen. Derjenige, dem es bis jetzt noh niht gelungen ist, einen Ersatz durh pol-nishe Kräfte zu �nden, muÿ mit der Notwendigkeit einer Shlieÿung seines Betriebsrehnen.Über die Durhführung dieser Verordnung und die Ergebnisse dieser Aktion ist demMinisterium zum frühestmöglihen Zeitpunkt zu berihten.2121.1946, 24. MaiAnordnung des Industrieministeriums über die Beshäftigung von Deutshen inInstitutionen und Industriebetrieben, die dem Industrieministerium unterstehenAAN MZO 585, Bl. 14V e r f ü g u n gBetri�t: Beshäftigung der Deutshen in den dem Industrieministerium in den Wie-dergewonnenen Gebieten unterstehenden Institutionen und industriellen Betrieben.Im Hinblik auf das zunehmende Tempo der Repatriierung der Deutshen nahDeutshland sowie auf den Zustrom einer bedeutenden Zahl von Repatrianten aus2 Vgl. folgendes Dok.
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der UdSSR und aus dem Westen in die Wiedergewonnenen Gebiete, wodurh dieNotwendigkeit einer shnellstmöglihen Beshäftigung in industriellen Betrieben be-steht, ordne ih an:Bis zum 30. Juni 1946 müssen diejenigen Deutshen aus den dem Industrieministeri-um unterstehenden Institutionen und industriellen Betrieben entlassen werden, dieniht von der Aussiedlung ausgenommen worden sind oder die der 1. Kategorie derReklamierten angehören (weiÿe Reklamierungskarten).Nah dem 30. Juni 1946 dürfen nur noh diejenigen Deutshen, die eine Reklamati-onskarte der 2. Kategorie sowie diejenigen deutshen Fahkräfte, die eine Reklama-tionskarte der 3. Kategorie besitzen, beshäftigt werden.1Die Verordnungen betre�en niht solhe Deutshe, die als Bergleute in den Kohle-,Arsen- und Kupferwerken beshäftigt sind.

122.1946, 28. MaiDer Justizminister an den Präsidenten der KRN mit der Bitte um Begnadigungder zum Tode verurteilten Frieda BölterAAN KRN 184, Bl. 483-485Auf der Grundlage des Artikels 541 des K.P.K. (Polnishen Strafgesetzbuhs) inVerbindung mit Artikel 6 des Dekrets vom 12.09.1944 über die Sonderstrafgerihtein Sahen fashistish-hitleristisher Verbreher (DzURP, Nr. 4, Pos. 21) und � 123des Reglements für den Internen Dienstbetrieb der Gerihte in Strafsahen (DzURP,Nr. 110, Pos. 909) vom 1.12.1932, legt das Justizministerium die Akten in SahenFrieda BÖLTER vor, die kraft eines Urteils des Sonderstrafgerihtes in Toru«/Thornauf einer Sitzung im Zusammenhang mit der Ausreise in Inowroªaw/Hohensalzavom 16. Mai 1946, Nr. K.Spe. 624/45 zum Tode verurteilt wurde, und beantragtdie Begnadigung der Verurteilten durh eine Umwandlung der Todesstrafe in einefünfzehnjährige Gefängnisstrafe. Als Anlage folgen die Gerihtsakten Nr. K. Spe.624/45 und die Stellungnahme des Gerihts.
1 Im Frühjahr 1946 besaÿen 1627 Arbeitnehmer die höhste 3. Kategorie, 22523 die 2., 91420die 1., insgesamt 115570 Reklamierte und 295638 Familienmitglieder, zusammen 411208 Perso-nen. Nah der Einführung zahlreiher Hürden bei der Registrierung von Personen, die von polni-shen Arbeitgebern reklamiert wurden, sank die Zahl der Reklamierten Ende 1946 auf weniger als75000 Personen; vgl. MZO 585, u. a. die Beshwerde des Industrieministeriums an das MZO wegender Shikanierung von deutshen Fahkräften (30.7.1946), Vorshlag Wolskis, die hervorragendenFahkräfte als Ausländer zu verp�ihten oder ihnen die polnishe Staatsbürgershaft zu verleihen(Shreiben an Min vom 3.7.1946); ebenso Banasiak: Przesiedlenie, S. 86-89; Romanow: Ludno±¢,S. 111-114, sowie die Dok. 139 u. 149.
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B e g r ü n d u n gFrieda Bölter, geboren am 18.1.1899, deutsher Nationalität, wurde dafür zumTode verurteilt, daÿ sie im Jahre 1939 in Radajewie, Kreis Hohensalza/Inowroªaw,der deutshen Besatzungsmaht in die Hände gearbeitet und deutshen Soldatengemeldet hat, daÿ sih Edward Lema«ski ihr gegenüber zur Tötung von 80 Deutshenbekannt habe, aufgrund dessen er verhaftet und ins Gefängnis gebraht worden undaus dem er bis jetzt niht zurükgekehrt sei.Die Verurteilte erklärte sih im Verlauf der Verhandlung für niht shuldig, gabjedoh zu, daÿ sie sieben Wohen nah dem Einmarsh deutsher Truppen in Ra-dajewie, und zwar am Tage der Rükkehr Edward Lema«skis aus dem Krieg dendeutshen Soldaten gesagt habe, daÿ dieser Lema«ski ihr gegenüber die Tötung von80 Deutshen zugegeben habe.Darüber hinaus erklärte sie, daÿ Lema«ski daraufhin verhaftet worden sei.Diese Aussagen wurden von Józef Lema«ski bestätigt, dem Edward Lema«ski �als sie gemeinsam inhaftiert waren � erklärte, daÿ er von Frieda Bölter beshuldigtworden sei. Unter diesen Umständen ist an der Shuld der Angeklagten niht zuzweifeln.Indem es die Frage einer Begnadigung Frieda Bölters erwog, hat das Justizministe-rium folgendes in Betraht gezogen:Wie aus den Aussagen der Verurteilten hervorgeht, hat sie den Edward Lema«ski un-ter dem Eindruk von Absheu und Trauer angezeigt, der durh die Ermordung vonzwölf Angehörigen aus ihrer nähsten Verwandtshaft in den ersten Septembertagendes Jahres 1939 und durh das Verhalten Lema«skis, der ihr mit dem Gebrauh ei-ner Granate drohte, hervorgerufen worden war. Auÿer dieser ihr zugeshriebenen Tatwurde keine andere für das polnishe Volk shädlihe Betätigung der Verurteiltenfestgestellt, es wurde auh niht festgestellt, daÿ sie sih später während der Besat-zungszeit gegenüber der polnishen Bevölkerung feindselig verhalten hätte. Zwar istEdward Lema«ski bis heute niht zurükgekehrt, es fehlen jedoh sihere Beweisedafür, daÿ er ermordet worden ist und daÿ die Verurteilte mit ihrer Verhaltensweisezum Tode eines Menshen beigetragen hat.Mit Rüksiht auf die Umstände, unter denen die Verurteilte das besagte Verbre-hen verübt hat, auf die Singularität ihrer verbreherishen Handlungsweise, auf diemangelnde Gewiÿheit, daÿ ihr Handeln die shwersten Folgen nah sih gezogen hat,sowie mit Rüksiht auf ihr relativ niedriges geistiges Niveau, teilt das Justizministe-rium die wohlwollende Stellungnahme des Gerihts und beantragt die Begnadigungder Frieda Bölter durh die Umwandlung der Todesstrafe in eine fünfzehnjährigeGefängnisstrafe1.

1 In Höhe der Übershrift be�ndet sih die handshriftlihe Notiz: �Änderung der Todesstrafein 15 Jahre Gefängnis. 1.6.46. Bolesªaw Bierut�.
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123.1946, 29. Mai(R.) Verordnungen des Ministerrates bezüglih der provisorishen administrativenAufteilung der Wiedergewonnenen Gebiete und die Gründung einer Expositur derWojewodshaftsämter in den Wiedergewonnenen GebietenDzURP 1946, Nr. 28, Pos. 177, 178
124.1946, 13. JuniProtokoll Nr. 47/91, Sitzung des Ministerrats der Regierung der NationalenEinheit, betr. strafrehtlihe Verantwortlihkeit für Verleugnung der Nationalität1939-1945 AAN URM 5/1101, Bl. 404-405[. . . ℄ II. Dekrete [. . . ℄13) über die strafrehtlihe Verantwortlihkeit für die Verleugnung der Nationali-tät während der Kriegszeit in den Jahren 1939-1945 (Anl. Nr. 8)Ref.[erent℄ Bürger �wi¡tkowski2 plädiert für die Ausweitung der Geltung desDekrets auf das gesamte Staatsgebiet, auh wenn er zunähst mit der Auswei-tung nur auf die Wojewodshaft Shlesien-D¡browa einverstanden ist, aber erist der Meinung, daÿ sie in Kürze auf das gesamte Staatsgebiet ausgedehntwerden müsse.Bürger D¡browski 3 meint, daÿ man einen Volksdeutshen aus dem Lager ent-lassen dürfe, daÿ sein Vermögen jedoh zugunsten des Staatsshatzes eingezo-gen werden sollte. Alle Vermögenswerte wurden shon anderweitig vergeben,ihre Wegnahme würde Verbitterung hervorrufen. Er beantragt eine Änderungdes Artikels 13 �Das eingezogene Vermögen geht in das Eigentum des Staatesüber, auÿer in Ausnahmefällen�. Diese Änderung soll ebenso wie die Entshä-digungsfrage zwishen dem Minister für das Staatsvermögen und dem Justiz-ministerium ausgehandelt werden.

1 Die Sitzungen des Ministerrates hatten im Jahre 1946 ein festgelegtes Rahmenprogramm. Imersten Teil wurden Beshlüsse über einzelne Angelegenheiten, u. a. in �nanziellen, im zweiten oderdritten Teil � Dekrete verhandelt.2 Henryk �wi¡tkowski (1896-1970), PPS, Justizminister.3 Konstanty D¡browski (1906-1975), PPS, Minister für das Staatsvermögen.
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Bürger Grosfeld4 shlägt vor, in der Durhführungsverordnung festzulegen, daÿbereits übernommenes Besitztum, das in irgendeiner Form shon in das Grund-buh eingetragen ist, im Besitz des Repatrianten verbleiben, der Rehabilitiertejedoh das Reht haben solle, die Rükgabe zu beantragen.Dieser Antrag rief Widerspruh hervor.Bei der Abstimmung wurde das Dekret mit der redaktionellen Änderung an-genommen. Das Justizministerium arbeitet zunähst ein Dekret für die Wo-jewodshaft Shlesien-D¡browa aus, danah wird es seine Geltung auf weitereTeile des Staatsgebietes ausdehnen [. . . ℄5

125.1946, 21. JuniDas Ministerium für Versorgung und Handel an die Wojewodshaftsämter betr.Versorgung hohquali�zierter deutsher ArbeitnehmerAAN MAiH 208, Bl. 3Das Ministerium für Versorgung und Handel ordnet an, hohquali�zierte Arbeit-nehmer deutsher Nationalität, die die rote Arbeitsbesheinigung der 3. Kategoriebesitzen, die aufgrund der Verordnung des Ministeriums für die WiedergewonnenenGebiete vom 26.1.46, Aktenzeihen 37/7/II/tj./46 ausgegeben wurde, hinsihtlihder Lebensmittelversorgung mit den polnishen Arbeitnehmern gleihzustellen.Die Familienangehörigen der vorstehend genannten deutshen Arbeitnehmer sollennah denselben Grundsätzen versorgt werden wie die Familienmitglieder polnisherArbeitnehmer.
126.1946, 28. JuniDekret über die strafrehtlihe Verantwortlihkeit für die Verleugnung derpolnishen Nationalität während der Kriegszeit in den Jahren 1939-1945Dokumentation I/3, Nr. 64; DzURP 1946, Nr. 41, Pos. 237

4 Ludwik Grosfeld (1889-1955), PPS, Unterstaatssekretär im Ministerium für Shi�ahrt undAuÿenhandel.5 Als Anlage Nr. 8 des Entwurfs des Dekrets mit dem Datum vom 13.6.1945 mit handshrift-lihen redaktionellen Änderungen, ohne Begründung. Das Dekret wurde unter dem Datum vom28.6.1946 (vgl. Dok. 126) verkündet, am 11.9. in der Wojewodshaft Shlesien, kraft Verordnungdes Ministerrates vom 19.9. im ganzen Land eingeführt. Die Änderungen von D¡browski und Gros-feld wurden niht angenommen, nihtsdestoweniger waren die Vermögensbestimmungen nahteiligfür die Rehabilitierten.
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127.1946, 1. JuliNotiz des Leiters der Rehtsabteilung des Präsidialbüros der KRN, IzaakKlajnerman über die Begnadigung des zum Tode verurteilten Otto KrimmerAAN KRN 175, Bl. 397-398KRIMMER Otto, geb. am 3.8.1907, Pädagoge, Akademiker, verheiratet; (Bl. 19)Er wird beshuldigt, vom 8. Mai 1945 bis zum 30. Juli 1945 in den Wäldern beiShmiedelsberg in den Bunkern gemeinsam mit anderen Angeklagten eine Grup-pe gebildet zu haben, deren Existenz vor den staatlihen Behörden geheimgehaltenwerden sollte. Darüber hinaus haben sie gemeinsam Wa�en verstekt: 7 Mashinen-pistolen, 4 Pistolen, 2 Karabiner sowie militärishes Gerät, einen Radioempfänger,topographishe Karten und Instruktionen für die Einheiten in den Wäldern unterdem Titel �Kleinkrieg� (Bl. 97-99).Der Angeklagte gestand im Verlauf der Untersuhung und während des Prozessesdie Fakten, die in der Anklageshrift aufgeführt worden sind. Er erklärte, daÿ er zuKriegsbeginn den Dienst in der deutshen Armee als O�zier im Rang eines Haupt-manns geleistet habe. Im Jahre 1943 wurde er, nahdem seine sehs Brüder gefallenwaren, nah Bemühungen seiner Familie als ihr einziger Ernährer vom Militärdienstbefreit. Er war Parteimitglied und unterrihtete in einer �Hitlerjugend�-Shule alsLehrer. In der letzten Phase des Krieges hatte er die Funktion eines Stabshefs des�Volkssturms� inne. Während der Kapitulation Deutshlands, Anfang Mai 1945, be-absihtigte er anfangs, in die westlihen Besatzungszonen zu gelangen. Als dies nihtgelang, verstekte er sih mit einigen seiner Shüler in Bunkern im Wald, da er sihvor der sowjetishen Gefangenshaft fürhtete. In den Bunkern befanden sih Wa�enund militärishe Ausrüstung. Keiner der Angeklagten sammelte diese Dinge absiht-lih. Die sih verstekt haltende Gruppe ernährte sih von Lebensmittelvorräten, diesie in den Bunkern gefunden hatte. Auÿerdem sammelten sie Beeren und Pilze, die siebei der deutshen Bevölkerung in der Umgebung gegen Lebensmittel eintaushten.Einige Jungen arbeiteten zeitweise auf nahegelegenen Bauernhöfen. Der Angeklagtebeabsihtigte, mit seiner Gruppe während der Ernte die Bunker zu verlassen undzur Arbeit zu gehen (Bl. 1, 54, 55, 104, 107).Das Militärbezirksgeriht in Breslau/Wroªaw befand in einem Urteil vom 21. Mai1946 den Angeklagten für shuldig, die ihm vorgeworfene Tat begangen zu habenund verurteilte ihn zum Tode (Bl. 109-112).Das Gerihtskollegium war der Meinung, daÿ der Verurteilte Begnadigung verdiene,da er sih von folgenden Motiven habe leiten lassen. Der Verurteilte habe sih ge-meinsam mit einer Gruppe von Jungen im Augenblik des allgemeinen Chaos direktnah der Kapitulation aus Furht um das eigene Leben und um das seiner Shü-ler verstekt. Es ist durhaus wahrsheinlih, daÿ der Verurteilte, der sih in einemGebiet spontaner Demobilisierung des �Volkssturms� aufhielt, in dem viele Wa�en
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weggeworfen wurden, sih bemühte, sie zu entfernen, um die Gefahr der Entdekungdes Versteks zu verringern. Einige der ihm unterstehenden Jungen wollten von sihaus und auf die Au�orderung des Angeklagten hin nah Hause zurükkehren be-ziehungsweise ihre Familien suhen. Auÿerdem wurde in dem Gebiet, in dem sihder Angeklagte aufhielt, keine Diversionsaktion festgestellt. Shlieÿlih zieht das Ge-riht auh in Betraht, daÿ der Verurteilte seine Aussagen o�en vorgetragen hat,sowie den Umstand, daÿ er während des Krieges sehs Brüder verloren hat. Im Fal-le der Anwendung des Rehtes auf Begnadigung wären zehn Jahre Gefängnis eineangemessene Strafe für den Angeklagten (Bl. 112 a).Der Vorsitzende des Obersten Militärgerihts hat befunden, daÿ der Verurteilte an-gesihts des gefährlihen Charakters des von ihm begangenen Verbrehens und imInteresse allgemeiner Prävention keine Begnadigung verdiene.Antrag:Der Tatbestand unterliegt keinem Zweifel.Die Voraussetzungen für ein Gutahten des Gerihtskollegiums stützen sih auf dieErgebnisse des Strafverfahrens.Aus den dienstlihen Notizen des Untersuhungso�ziers des Wojewodshaftsamtesfür Ö�entlihe Siherheit in Liegnitz/Lignia geht hervor, daÿ aus den Kreisen Lan-deshut/Kamienna Góra und Hirshberg/Jelenia Góra bis zum 24.7.1945 keine be-wa�neten Überfälle oder Sabotageakte gemeldet wurden (Bl. 32).Die Erklärung des Verurteilten ist daher wahrsheinlih, daÿ er sih deshalb im Waldverstekte, weil er Angst davor hatte, von sowjetishen oder polnishen Militärbe-hörden aufgegri�en zu werden.Eine Zugehörigkeit zur SS oder SA wurde niht festgestellt.Unter diesen Bedingungen sheint es möglih, das Begnadigungsreht anzuwendenund die Todesstrafe in eine fünfzehnjährige Gefängnisstrafe umzuwandeln.1

128.1946, 3. JuliRunderlaÿ MAP betr. Repatriierung der deutshen BevölkerungAAN MAP, 758, Bl. 58-59Das Ministerium für die Wiedergewonnenen Gebiete hat das Ministerium für Öf-fentlihe Verwaltung davon in Kenntnis gesetzt, daÿ es Fälle eines eigenmähtigenAbtransports von Gruppen deutsher Bevölkerung durh einige Stadtverwaltungen
1 Bierut wandte sein Begnadigungsreht niht an. Vgl. die ausführlihe Korrespondenz in dieserAngelegenheit (AAN KRN 175) sowie Soha: Pokolenia, S. 277 �.
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in die Wiedergewonnenen Gebiete zweks Repatriierung gegeben hat, ohne daÿ sihdiese mit den dortigen Staatlihen Repatriierungsämtern vorher verständigt hätten.Dabei seien auh Kinder (Waisen) erfaÿt worden, deren Repatriierung gemäÿ desAbkommens mit der Interalliierten Verwaltung1 in Deutshland unter besonderenBedingungen zu einem späteren Zeitpunkt statt�nden soll und deren deutshe Ab-stammung, wie dies aus in Stettin/Szzein gemahten Beobahtungen hervorgeht,starke Zweifel erwekt. Denn diese sind wahrsheinlih polnishe Waisenkinder, diewährend des Krieges in deutshen Einrihtungen mit der Absiht, sie ihrer Nationa-lität zu berauben, erzogen worden sind.Ein solher Tatbestand verursaht Durheinander und Desorganisation und stört denplanmäÿigen Ablauf der Repatriierung, was an den Sammelpunkten groÿe Shwie-rigkeiten verursaht.Angesihts der vorstehend geshilderten Sahlage ersuht das Ministerium für Öf-fentlihe Verwaltung die Bürger Wojewoden und die Stadtpräsidenten, den ihnenunterstehenden Organen entsprehende Anordnungen zu erteilen, damit der eigen-mähtige Abtransport von Gruppen deutsher Bevölkerung in die Wiedergewonne-nen Gebiete zweks Repatriierung, ohne sih zuvor mit den zuständigen Stellen desPUR ins Benehmen gesetzt zu haben, eingestellt wird.2

1 Wahrsheinlih meint der Autor den Alliierten Kontrollrat.2 Dazu ausführlih Banasiak: Przesiedlenie, S. 114-120.129.1946, 7. JuliDie Polnishe Repatriierungsmission in Lübek an den Leiter der PolnishenMilitärmission in Berlin1 betr. Ordnungswidrigkeiten der Militäreskorte beiDeutshentransporten AAN MZO 73, Bl. 112Nahstehend erstatte ih die folgenden Meldungen:1). In dem Zug mit Deutshen, der in Lübek am 2.7.46 aus Polen angekommen ist,wurde ein im Waggon der Militäreskorte verstekter Mann gefunden. Gemäÿder uns zugegangenen Informationen hat er für den Transport 10.000 Zªotybezahlt. Der Führer der Eskorte soll Oberleutnant �wida gewesen sein.1 Die Polnishe Militärmission in Berlin wurde Ende 1945 eingerihtet und amtierte als Ver-tretung der Republik Polen beim Alliierten Kontrollrat. Ihr unterstanden die anderen polnishenVertretungen in Deutshland, u. a. die Repatriierungsmission. Vgl. Leszek Gondek: Polskie MisjeWojskowe 1945-1949 [Polnishe Militärmissionen 1945-1949℄, Warszawa 1981.
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2). Es ist mir zur Kenntnis gelangt, daÿ Mitglieder der polnishen Eskorte in denZügen mit den Deutshen Handel treiben und aus Polen Wodka und Zigarettenausführen.3). Die Begleitsoldaten sind sehr nahlässig gekleidet, was in diesem Gebiet einensehr shlehten Eindruk maht. Ih bin der Meinung, daÿ sie, wenn man ihnenshon keine besseren Uniformen geben kann, wenigstens gewashen und rasiertsein sollten.Das betri�t vor allem die O�ziere als Vorgesetzte der Eskorte.2
2 Das Shreiben wurde vom PMW an das MSZ, MBP und an Wolski (vom MZO weiter an denBefehlshaber des KBW, 17.8.) am 27. 7.1946 geshikt, ebenda.130.1946, 16. Juli(R.) Runderlaÿ des MZO, Nr. 86 betr. Mitwirkung von Dritten in der Erfüllungder Melde- und Registrationsp�ihtJona: Wysiedlenia, S. 172

131.1946, 19. JuliDer Leiter der Polnishen Militärmission in Berlin an den Generalbevollmähtigtender Regierung für die Westgebiete betr. Reduzierung der Deutshentransporte in diebritishe Besatzungszone von täglih 8.000 auf 5.000 PersonenAAN MZO 73, Bl. 104-105Lieber Herr Minister!Wie Sie der beigefügten Notiz entnehmen können, hat mih Kenhington1 aufgesuhtund eine Note überreiht, die ih in Abshrift übersende.Er hat erklärt, daÿ die englishen Behörden sehr groÿe Shwierigkeiten damit ha-ben, die von uns repatriierten Deutshen unterzubringen, und er daher gezwungensei, unsere Behörden um die Reduzierung der täglihen Transporte von 8.000 auf5.000 [Personen℄ zu bitten. Da in der Note davon die Rede ist, daÿ er seinem Ver-treter im Combined Repatriation Exeutive die Weisung erteilt hat, bis zum 26.1 Brigadegeneral A.G. Kenhington, Vertreter Groÿbritanniens in der Verwaltung für Angele-genheiten von Kriegsgefangenen und displaed persons beim Alliierten Kontrollrat.



Nr. 131 (1946, 19. Juli) 267
dieses Monats entsprehende Shritte zu unternehmen, habe ih nahdrüklih er-klärt, daÿ die englishen Behörden die Absprahen eines bilateralen Abkommens2niht einseitig ändern könnten; ih fügte hinzu, daÿ das angesprohene Problem vongrundsätzliher Bedeutung sei und von den dafür zuständigen Kreisen unserer Re-gierung, an die ih mih in dieser Frage unverzüglih wenden würde, gelöst werdenmüsse.Meinerseits möhte ih folgende Punkte unterstreihen:Das Abkommen ist bilateral und shreibt eindeutig vor, in welhen Kontingentendie Aussiedlung der Deutshen zu erfolgen hat. Bis jetzt liegt die Shuld am Rük-stand bei der Aufnahme und Verteilung dieser Kontingente repatriierter Deutsherauf englisher Seite, was besonders deutlih während der ersten Etappe (Januar undFebruar) zu erkennen ist, als die Engländer keinen einzigen Transport aufgenom-men haben. Den seinerzeit im Kontrollrat unternommenen englishen Versuh, dasAbkommen über die Aussiedlung der Deutshen zu brehen, konnten wir erfolgreihabwehren.3 Wir können daher unsererseits die Einhaltung der Vertragsbedingun-gen durh die englishe Seite vor dem Kontrollrat zur Sprahe bringen, die auf derGrundlage einer Entsheidung des Kontrollrats über die Aussiedlung der Deutshenvereinbart worden waren.Auf der anderen Seite haben die Engländer tatsählih groÿe Shwierigkeiten, dieDeutshen in ihrer Zone unterzubringen.4Ulbriht5, Mitglied des ZK der SED hat in einem bestimmten Gespräh mit mirebenfalls darum gebeten, die Repatriierung der Deutshen etwas langsamer durh-zuführen, insbesondere in der Zeit vor der Wahl, da dies der SED die Wahlkampagneerleihtern würde.Nah meinen Berehnungen bleiben noh rund 600.000 Deutshe zur Aussiedlung indie britishe Zone übrig, ih habe gestern abend auh im Radio aus Warshau gehört,daÿ shon 900.000 umgesiedelt worden sind. Wenn wir also den Plan Kenhingtonsakzeptierten, würde die Aktion noh vier Monate dauern.Darüber hinaus kann Kenhington tatsählih die Aufnahme der Deutshen sabotie-ren, indem er seinem Übernahmeteam an den Grenzstationen einseitige Weisungenerteilt; die Prozedur im Kontrollrat ist aber so mühsam, daÿ nur wenig Aussiht aufeine shnelle operative Intervention besteht.

2 Das polnish-britishe Abkommen vom 14.2.1946 wurde shon mehrmals verö�entliht; vgl.Banasiak: Przesiedlenie, S. 47 �. (Anm. 1), S. 233-236; Persson: Rhetorik, S. 113-119.3 Es geht hier wahrsheinlih um britishe Beshwerden, die Gegenstand von Verhandlungen derDirektion für Fragen der Kriegsgefangenen und displaed persons vom 11.-29. April 1946 warenund von der Tagesordnung gestrihen wurden, nahdem die polnishen Vertreter eine Verbesserungder Transportbedingungen und der Altersstruktur der Deportierten versprohen hatten; Persson:Rhetorik, S. 143.4 Ausführliher zum Kontext der britishen Entsheidung Banasiak: Przesiedlenie, S. 120-126;Persson: Rhetorik, S. 145-152.5 Walter Ulbriht (1893-1973), stellvertretender Vorsitzender und tatsähliher Führer der SED.
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Auÿerdem sheinen mir die Tshehen den Amerikanern gegenüber dieselben Zuge-ständnisse gemaht zu haben, indem sie die täglihe Quote auf 5.000 reduzierten.Daher bitte ih zu überlegen, ob ein Entgegenkommen unsererseits niht möglihwäre.Von hier aus fällt es mir shwer, dies zu beurteilen, da ih keinen Einblik in dieGesamtheit der politishen Beziehungen und in unsere Taktik gegenüber Englandim Zusammenhang mit der bevorstehenden Friedenskonferenz habe.Auf meinem Gebiet würde ein solhes Zugeständnis uns eine gute Presse versha�enund könnte uns als taktishes Argument dazu dienen, um unseren weitgehendenguten Willen zu beweisen. Auÿerdem bin ih der Meinung, daÿ man damit denEngländern auh jede andere Wa�e gegen die Aussiedlung der Deutshen aus derHand shlüge.Mit herzlihem Händedruk

Anlage1946, 19. JuliAnl.: A.G. Kenhington an den Leiter der PMW in BerlinSubjet: Operation �SWALLOW�1. The Authorities in the British Zone report urgently that the task of dispersingand housing the Germans being transferred from Poland at the present rateof reeipt, is proving too di�ult. In many areas saturation point has beenreahed, and now train loads have to be broken up into smaller parties and sentto several di�erent destinations. Congestion at the transfer points is resulting.I have to give notie therefore, that irumstanes neessitate the redution ofthe daily �ow from 8.000 to 5.000.The alteration in the rate of �ow will ommene on July 26th and I have gi-ven orders to my representative with C[ombined℄ R[eparation℄ [E℄X[eutive℄ tomake the neessary arrangements. I would ask you to give similar instrutionsto the POLISH Authorities onerned.2. I would point out that the perentage of �t working men has not risen aswe were given to expet it would.6 Numbers of unaompanied hildren andinmates from Sanatoria are arriving and it is impossible to move and plaesuh people in bulk where they an maintain themselves by work. This hasmaterially added to our di�ulties.
6 Vgl. Anm. 3.
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132.1946, 25. JuliSitzungsprotokoll Nr. 53/97 des Ministerrats der Regierung der NationalenEinheit, hier: über den Ausshluÿ von Deutshen aus der polnishen GesellshaftAAN URM 5/1102, Bl. 799[. . . ℄ III. Dekrete [. . . ℄3) über den Ausshluÿ von Personen deutsher Nationalität aus der polnishenGesellshaft (Anlage Nr. 11)Es ref.[eriert℄ Bürger Chajn1.Bürger Mikoªajzyk2 ist mit dem Artikel 2, Punkt 1 niht einverstanden, daÿ,wenn jemand ein Deutsher ist und trotzdem mit unseren Organisationen zu-sammengearbeitet hat, sein Platz in Deutshland und niht bei uns ist.Auf Antrag des Bürgers Vorsitzenden3 wurde der Artikel 2 gestrihen.Das Dekret wurde nah der Streihung des Artikels 2 a n g e n o m m e n.

Anlage 111946, 25. JuliAnl. Nr. 11: Entwurf eines Dekretes über den Ausshluÿ von Personen deutsherNationalität aus der polnishen Gesellshaft4Auf der Grundlage des Gesetzes vom 3. Januar 1945 über das Verfahren des Erlassesvon Dekreten mit Gesetzeskraft (DzURP Nr. 1, Pos. 1) beshlieÿt der Ministerratund bestätigt das Präsidium des Landesnationalrates was folgt:
1 Leon Chajn (1910-1983), SD, Unterstaatssekretär im Justizministerium.2 Stanisªaw Mikoªajzyk (1901-1966), Vorsitzender des NKW PSL, Oppositionsführer, stellver-tretender Ministerpräsident, Minister für Landwirtshaft und Bodenreform.3 Gemeint ist Premier Edward Osóbka-Morawski.4 Das Datum wurde handshriftlih eingesetzt. Das hier kursiv angegebene Fragment wurde in-folge der Entsheidung des Ministerrates vom 25.7. zurükgezogen. Kursiv hervorgehoben wurdebei der Herausgabe ebenso das entsprehende Fragment der Begründung. In der verö�entlihtenVersion (DzURP Nr. 55, Pos. 310) untershied sih das vom 13. September datierte Dekret vomEntwurf auÿerdem durh einen neuen Artikel 6, der die Möglihkeit vorsah �Familienmitgliedern[von Personen, denen die Staatsbürgershaft aberkannt worden war℄, denen die polnishe Staatsbür-gershaft niht aberkannt worden war� das Reht auf Sozialversiherungsleistungen zuzuerkennen.Die Rihtlinien der Zuerkennung sollte der Minister für Arbeit und Sozialfürsorge festlegen. Auf-grund des neuen Artikels 6 umfaÿte der endgültige Text des Dekretes einen Artikel mehr als imEntwurf, die übrigen Änderungen waren redaktioneller Art.
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Art. 11. Es wird solhen Personen die polnishe Staatsbürgershaft aberkannt, die nahVollendung ihres 18. Lebensjahrs durh ihr Verhalten ihre deutshe nationaleBesonderheit an den Tag gelegt haben.2. Eine während des am 1. September 1939 begonnenen Krieges abgegebene Er-klärung bezüglih der Zugehörigkeit zum deutshen Volkstum oder bezüglihder deutshen Abstammung als solher stellt an und für sih noh keinen Be-weis für eine deutshe nationale Besonderheit dar.
Art. 2Eine Aberkennung der Staatsbürgershaft erfolgt niht, wenn die in Artikel 1, Absatz1, beshriebene Person während des am 1. September 1939 begonnenen Krieges, imIn- oder Ausland dem Militär oder einer freiheitlihen Organisation angehörte, diegegen den deutshen Staat oder einen ihrer Verbündeten gekämpft oder auf andereWeise der polnishen Gesellshaft aktiv Hilfe erwiesen hat.1.5 Die Staatsangehörigkeit wird ebenfalls aberkannt:a) dem Ehepartner einer Person, auf die Artikel 1, Absatz 1 zutri�t, wennsie den Willen bekundet, das Hoheitsgebiet des polnishen Staates zuverlassen;b) Kinder, die das 18. Lebensjahr noh niht vollendet haben, wenn beide El-ternteile die Staatsbürgershaft (Artikel 1 und 3, Buhstabe a) verlieren,oder auh wenn im Falle des Todes oder der durh den Krieg hervorgeru-fenen langen Abwesenheit einer der Elternteile der andere Elternteil dieStaatsbürgershaft verliert;) ein unehelihes Kind, welhes das 18. Lebensjahr noh niht vollendethat, wenn seine Mutter die Staatsbürgershaft verliert (Artikel 1 und 3,Buhstabe a), auÿer wenn es niht von seiner Mutter, sondern von eineranderen Person aufgezogen wird, die die Staatsbürgershaft niht verliert.2. Dem Kind kann jedoh die Staatsbürgershaft niht aberkannt werden, wenneiner der Elternteile den Wunsh ausdrükt, daÿ das Kind die polnishe Staats-bürgershaft behält [. . . ℄ B e g r ü n d u n gfür den Entwurf eines Dekrets über den Ausshluÿ von Personen deutsher Natio-nalität aus der polnishen Gesellshaft.

5 In der Originalversion des Projekts Art. 3, Abs. 1.
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1. Artikel 1 sieht eine auÿerordentlihe Aberkennung der polnishen Staatsbür-gershaft vor. Es geht um die Eliminierung der Deutshen aus der polnishenGesellshaft als von Natur der Sahe her dem Staat gegenüber feindlih einge-stellten Personen. Die Aberkennung der Staatsbürgershaft erfolgt unabhängigdavon, ob die in dem Gesetz über die polnishe Staatsbürgershaft (DzURPaus dem Jahre 1920, Pos. 44) vorgesehenen Bedingungen zur Aberkennung derStaatsbürgershaft vorliegen.Der Entwurf führt niht genau aus, worin der Nahweis der deutshen nationa-len Eigenart besteht. Jeglihe De�nition wäre hier gefährlih. Dennoh enthältder Entwurf in Absatz 2 des Artikels 1 einen Hinweis ex negativo, der damitbegründet wird, daÿ der Druk der Besatzungsmaht oder auh das Bestrebeneines Polen, seinen Wohlstand oder seine persönlihe Siherheit zu gewährlei-sten, einen Polen hätte dazu verleiten können zu erklären, daÿ er der deutshenNation angehöre. Dagegen geht der Gesetzentwurf (Artikel 2) davon aus, daÿjemand, der vor dem Krieg Deutsher gewesen ist und während des Krieges sei-nem Willen Ausdruk gegeben hat, gegen das hitlerishe Regime zu kämpfen,indem er sih der [polnishen℄ Armee oder einer freiheitlihen Organisationangeshlossen hat, sih in einem solhen Maÿe mit dem demokratishen Pol-nishen Staat verbunden hat, daÿ er durhaus ein guter Bürger dieses Staatessein kann. Ähnlih stellt sih die Situation derjenigen dar, die zwar niht deraktiven Widerstandsbewegung (sie hätten dazu keine Möglihkeit gehabt) an-gehörten, jedoh der polnishen Gesellshaft während der deutshen BesatzungHilfe geleistet haben.2. Der Entwurf (Artikel 1, Absatz 1) geht von der Voraussetzung aus, daÿ derNahweis nationaler Eigenart nur dann in Rehnung gestellt werden kann,wenn jemand sih seiner Taten bewuÿt ist. Dies muÿ beim Verhalten nahdem Eintritt in die Volljährigkeit berüksihtigt werden.3. Eine Person, der die Staatsbürgershaft aberkannt wurde, wird aus Polen aus-gesiedelt (Artikel 5) und ihr Vermögen beshlagnahmt (Artikel 6). Der Verlustder Staatsbürgershaft erstrekt sih niht auf den anderen Ehepartner. Wennder Ehepartner das Land jedoh verlassen will, nimmt der Gesetzentwurf aufdie familiären Bindungen Rüksiht und erlaubt es ihm. Die Erklärung desEhepartners, daÿ er das Hoheitsgebeit des Polnishen Staates verlassen will,stellt die Basis für die Entsheidung über den Verlust der Staatsbürgershaftdar (Artikel 3, Absatz 1, Buhstabe a).Mit Rüksiht auf den Unterhalt der Familie wird ebenfalls der Standpunkt be-gründet, daÿ minderjährigen Kindern die Staatsbürgershaft aberkannt wird,wenn beide Eltern die polnishe Staatsbürgershaft verlieren. Dabei ist ohneBelang, ob die Aberkennung der Staatsbürgershaft der Eltern aufgrund desNahweises der deutshen nationalen Besonderheit durh beide Elternteile er-folgt oder ob der eine von ihnen die Staatsbürgershaft in seiner Eigenart alsDeutsher verliert und der andere aufgrund seiner Erklärung, daÿ er das Shik-sal des Ehepartners teilen wolle (Artikel 3, Absatz 1, Buhstabe b). Wenn nur
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ein Elternteil lebt oder anwesend ist, teilt das minderjährige Kind sein Shik-sal mit dem übrig gebliebenen Elternteil. Bei unehelihen Kindern gibt dieLage der ihr Kind erziehenden Mutter den Ausshlag (Artikel 3, Absatz 1,Buhstabe ). Grundsätzlih zielt der Gesetzentwurf darauf ab, minderjähri-ge Kinder niht von ihren Eltern zu trennen. Da es jedoh niht im Interessedes Staates liegt, Kindern die polnishe Staatsbürgershaft abzuerkennen, ge-stattet der Entwurf der die Entsheidung fällenden Behörde, dem Kind dieStaatsbürgershaft niht zu entziehen und es im Land zu belassen, wenn einesder Elternteile diesen Wunsh äuÿert und die Behörde dies als zwekdienlihanerkennt. Es geht hier z. B. um Kinder aus Mishehen, um Säuglinge, wenn ei-nem deutshen Vater als Witwer die Staatsbürgershaft aberkannt wird, usw.(Artikel 3, Absatz 2). Ein Minderjähriger, der das 13. Lebensjahr vollendethat, besitzt shon ein � wenn auh eingeshränktes � Urteilsvermögen. Unterdiesem Gesihtspunkt muÿ auh sein Verhalten in Rehnung gestellt werden.Wenn er also seine Verbundenheit mit der polnishen Gesellshaft und nihtmit der deutshen zeigt und seine derzeitige Staatsbürgershaft aufrehterhal-ten möhte, muÿ sein Wille auh gegen den Standpunkt der Eltern geahtetwerden (Artikel 4).4. Wie shon erwähnt, verlieren alle Personen, denen die Staatsbürgershaft ab-erkannt worden ist, gemäÿ den Durhführungsbestimmungen vorliegenden De-krets ihr Vermögen. Grundsätzlih wird das gesamte Vermögen zugunsten desStaates eingezogen. Die der Staatsbürgershaft verlustig gegangenen Personenkönnen im Lande auh kein anderes Vermögen unter dem Rehtstitel einerErbshaft oder einer Shenkung erwerben. Wenn jedoh eine Person, der mandie Staatsbürgershaft entzogen hat, ihre nähsten Verwandten im Land zu-rüklieÿe, die bis dahin ausshlieÿlih von ihr unterhalten wurden, wäre esniht zwekdienlih, diese Verwandten einer der Staatsbürgershaft verlustiggegangenen Person in einer solhen Lage zurükzulassen, daÿ sie der Sozialfür-sorge zur Last �elen. Daher gestattet der Gesetzentwurf, in solhen Fällen vomEinzug des gesamten Vermögens oder eines Teils desselben zugunsten der imLande verbleibenden engsten Verwandten der der Staatsbürgershaft verlustiggegangenen Person Abstand zu nehmen (Artikel 6).5. Der Gesetzentwurf überträgt die Rehtsprehung hinsihtlih der Aberkennungder Staatsbürgershaft den allgemeinen Verwaltungsbehörden der 1. Instanz,da sie für die Durhführung der Bevölkerungspolitik zuständig sind. Auf dieseWeise regelt der Entwurf die Frage des Entzugs der Staatsbürgershaft ähnlihwie das Gesetz vom 28. April 1946 über die polnishe Staatsbürgershaft in denWiedergewonnenen Gebieten (DzURP (Gesetzblatt der Republik Polen) 1946,Nr. 25, Pos. 106). Die allgemeinen Verwaltungsbehörden entsheiden auh überdie Konsequenzen der Aberkennung der Staatsbürgershaft, d.h. über die Aus-weisung aus dem Land und über den Einzug des Vermögens (Artikel 7). DieInitiative im vorstehend bezeihneten Bereih obliegt den Organen der Ö�ent-lihen Siherheit, die aufgrund ihrer Tätigkeit am besten darüber unterrihtet
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sein sollten, wer ein deutshes nationales Verhalten an den Tag legt. Falls dienähsten Verwandten das Shiksal der Personen, denen die Staatsbürgershaftentzogen wurde, teilen wollen, müÿte man ihnen das Reht einräumen, einenentsprehenden Antrag zu stellen (Artikel 7, Absatz 3).Mit Rüksiht auf die weittragende Bedeutung der Entsheidung über die Ab-erkennung der Staatsbürgershaft sowohl für den Staat als auh für die davonbetro�ene Person sieht der Gesetzentwurf den Beshluÿ der Verwaltungsbehör-de niht als endgültig an, sondern gesteht sowohl den Organen der Ö�entlihenSiherheit als auh der Person, die der Beshluÿ betri�t, das Reht zu, eineerneute Überprüfung der Angelegenheit vor einem ordentlihen Geriht zu ver-langen (Artikel 8). In einem solhen Fall entsheidet das aus einem Berufsrih-ter und zwei Geshworenen bestehende Bezirksgeriht über die Angelegenheit.Die Entsheidung dieses Gerihts ist endgültig.6. Artikel 12 zielt darauf ab, daÿ bei ein und derselben Person niht gleihzeitigdas Dekret über die strafrehtlihe Verantwortlihkeit für die Verleugnung derNationalität während der Kriegszeit von 1939-1945 und das vorliegende Dekretangewandt werden kann. Der Vorzug sollte dem zweiten Dekret gegeben wer-den, da das Dekret über den Ausshluÿ von Personen deutsher Nationalitätaus der polnishen Gesellshaft diese Frage radikal durh die Ausweisung ausdem Land löst. Wenn jedoh entgegen der Intention des Gesetzentwurfs einVerfahren auf der Grundlage dieser beiden Dekrete statt�nden sollte und einrehtsgültiges Urteil wegen der Verleugnung der Nationalität während des Krie-ges bereits gefällt worden ist, dann müÿte zur gleihen Zeit das Verfahren überden Ausshluÿ aus der Gesellshaft eingestellt werden und das bereits rehts-kräftige Urteil über die Aberkennung der Staatsbürgershaft seine Rehtskraftverlieren. Ein rehtskräftiges Gerihtsurteil muÿ darüber entsheiden.7. Sollte eine Person, der aufgrund der Rihtlinien des vorliegenden Gesetzent-wurfs die Staatsbürgershaft aberkannt und die aus dem Land ausgesiedeltwerden soll, für andere Vergehen als dasjenige einer Verleugnung der polni-shen nationalen Zugehörigkeit während der Kriegszeit zu einer Freiheitsstrafeverurteilt werden, wird ihre eigene Aussiedlung sowie diejenige ihrer Famili-enmitglieder aus dem Land und die Kon�skation ihres Vermögens nah derVerbüÿung der ihr auferlegten Strafe erfolgen (Artikel 13). Die Bestimmungvon Artikel 16 hängt mit diesem Prinzip zusammen.8. Die übrigen Bestimmungen des Gesetzentwurfs bedürfen keiner Begründung.
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133.1946, 7. AugustDer Justizminister an den Präsidenten der KRN (Landesnationalrat) mit demAntrag auf Nihtbegnadigung des zum Tode verurteilten Gustaw Berger [I℄, Notizder Abteilung für Rehtsfragen im Präsidialbüro der KRN, 10.8.1946 [II℄AAN KRN 184, Bl. 295-299[I℄Gemäÿ Artikel 541 K.P.K. (Polnishes Strafgesetzbuh) in Verbindung mit Arti-kel 6 des Dekrets vom 12.11.1944 über die Sonderstrafgerihte für fashistish-hitleristishe Verbreher (DzURP (Gesetzblatt der Republik Polen), Nr. 4, Pos.21) und � 123 der Regelung des inneren Dienstbetriebs bei der Strafgerihtsbarkeit(DzURP (Gesetzblatt der Republik Polen), Nr. 110, Pos. 909) vom 1.12.1932, trägtdas Justizministerium die Bitte Gustaw Bergers vor, der durh das Sonderstrafge-riht für den Warshauer Appellationsbezirk mit Sitz in Lodz/�ód¹ vom 23. Juli1946, Kspe. 358/46 zum Tode verurteilt wurde, und beantragt die Nihtanwendungdes Begnadigungsrehtes in bezug auf den Verurteilten.Beiliegend die Akten in der Sahe Nr. Kspe. 358/46 und das Gerihtsurteil.B e g r ü n d u n gGustaw Berger, geboren am 30.10.1899 als Einwohner von Lodz/�ód¹, von BerufMaurer, erklärte in der Anfangszeit der deutshen Besatzung seine Zugehörigkeitzum deutshen Volkstum und wurde später �Obergruppenführer� bei der Feuerwehrim �Marinebekleidungsamt�. In dieser Funktion miÿhandelte er die ihm untergebenenFeuerwehrleute polnisher Nationalität, indem er sie auf unmenshlihe Weise shlugund sie in ihrer persönlihen und nationalen Würde beleidigte, indem er ihnen mitErshieÿen oder dem Abtransport in ein Konzentrationslager drohte.Der Verurteilte shlug den Feuerwehrmann Pileki so heftig ins Gesiht, daÿ dieserblutete und in Ohnmaht �el, wobei er niht erlaubte, ihm zu helfen. Die Ursaheder Miÿhandlung war die Erklärung Pilekis, daÿ er niht bei der Feuerwehr arbeitenwerde.Darüber hinaus miÿhandelte der Verurteilte Jerzy Konat, Leszek Mala«ski (zwei-mal), Grygiel und Ryndak Mihaª shwer, wobei er Mala«ski mit Füÿen trat undRyndak an der Gurgel pakte und ihn würgte. Er shlug ihnen gewöhnlih mit derHand ins Gesiht oder auf den Kopf oder shmetterte den Kopf des Opfers an dieWand. Er wollte auh Józef Ostejski shlagen, dem jedoh die Fluht gelang, wobeier sih bei seiner Fluht über einen Zaun das Bein brah.Die oben genannten Umstände bestätigten die Z.[eugen℄ Erbel (Bl. 39 und Bl. 9 derUnt[ersuhungsakten℄), Polkowski (Bl. 40 und Bl. 10 der Unt), Pawlazyk (Bl. 41
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und Bl. 13 der Unt), Mala«ski (Bl. 42 und Bl. 19 der Unt), Bazyli«ski (Bl. 43 undBl. 12 der Unt), Ostejski (Bl. 41 und Bl. 11 der Unt), Konat (Bl. 43 und Bl. 20 derUnt), Istenajd (Bl. 44 und Bl. 24 der Unt) und Ryndak (Bl. 43 und Bl. 22 der Unt),teilweise bekannte sih auh der Angeklagte dazu (Bl. 37).Darüber hinaus wurde aufgrund der Aussagen der Z. Erbel, Polkowski, Ostejski,Bazyli«ski, Ryndak, Pawlazyk und Sawiki (Bl. 43 und Bl. 21 der Unt) festgestellt,daÿ Berger Polen in einem Shuppen einshloÿ und dort sie persönlih oder mit Hilfeanderer Deutsher shlug und miÿhandelte. Unter diesen Bedingungen miÿhandelteer Bolesªaw Sawiki rund 45 Minuten wegen Zuspätkommens. Diese Miÿhandlunghatte eine Ohrenblutung und eine anshlieÿende gesundheitlihe Shädigung nahsih gezogen, die zwei Wohen dauerte, sowie nah Angaben Sawikis eine dauerhaf-te Shwähung des Gehörs. Vor der Miÿhandlung drohte der Verurteilte dem Sawiki,ihn zu töten für den Fall, daÿ er sih während des Verprügeltwerdens bewegen oderwehren sollte. Unter denselben Umständen beteiligte sih der Angeklagte am Verprü-geln des Z. Feliks Walkowiak (Bl. 44). Als zwei Deutshe den Walkowiak shlugen,forderte der Angeklagte sie zu kräftigeren Shlägen auf. Wie aus den Aussagen vonAugenzeugen hervorgeht, drohte Berger den Polen, sie zu töten oder in ein Konzen-trationslager abzutransportieren, beleidigte sie in ihrer nationalen und persönlihenWürde und stellte klar, daÿ alle Polen sterben, ershossen oder aufgehängt werdenwürden (Bl. 10, 12, 19, 20, 22 der Unt). Aus dem gesamten Verhalten Bergers, ausseiner feindseligen Einstellung gegenüber den Polen und dem Polentum geht hervor,daÿ er sih bei seinem verbreherishen Verhalten vom Haÿ gegen die Polen und vomWillen, die hitleristishe Maht in Polen zu festigen, leiten lieÿ.Aus diesen Gründen und aufgrund des Nihtvorhandenseins von irgendwelhen Um-ständen, die zugunsten des Angeklagten sprehen würden � shlieÿt sih das Justiz-ministerium dem negativen Urteil des Gerihtes an und beantragt die Nihtanwen-dung des Begnadigungsrehtes gegenüber Gustaw Berger.[II℄[. . . ℄1ANTRAG: Die Urteilsbegründung des Justizministeriums ist hinsihtlih der Sah-akten unvollständig. Es wurde niht berüksihtigt, daÿ1) die Miÿhandlung Mala«skis deshalb erfolgte, daÿ während der Dienstzeit Ma-la«skis sieben Paar Hosen verloren gingen, die gestohlen zu haben Mala«skibeshuldigt wurde (zu dieser Tatsahe bekennt sih Mala«ski � Bl. 42);2) aus den Aussagen Ostejskis geht hervor, daÿ der Verurteilte niht beabsihtigte,ihn zu shlagen, wie das Ministerium behauptet, sondern daÿ Ostejski, als ersah, wie der Verurteilte auf Konat und Mala«ski einshlug, Angst bekam undselbst weglief und sih auf der Fluht das Bein brah (Bl. 41);3) Grygiel wurde deshalb geshlagen, weil er betrunken zur Arbeit kam (Aussagedes Z. Zygmunt Pawlazyk � Bl. 42);1 Ausgelassen wurde die Zusammenfassung des Shreibens des Justizministeriums.
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4) Ryndak wurde von dem Verurteilten deshalb geshlagen, weil Ryndak währendder Arbeitszeit zu seiner Frau gegangen war (Aussage Ryndaks � Bl. 44);5) Konat wurde deshalb geshlagen, weil er seinen Mantel nah oben tragen wollte(Aussage Konats � Bl. 42);6) Sawiki wurde geshlagen, weil er zu spät zur Arbeit kam (Aussage Sawikis �Bl. 43).Die von den Geshädigten festgestellten oben aufgeführten Umstände mahen deut-lih, daÿ die Fülle von Miÿhandlungen das Resultat bestimmter Dienstvergehen sei-tens der Angestellten waren und daÿ aus diesen Vorkommnissen niht der Shluÿgezogen werden kann, daÿ der Grund der Miÿhandlung nationaler Haÿ und insbe-sondere eine feindlihe Einstellung gegenüber der polnishen Bevölkerung gewesenist.Auh wurde niht vermerkt, daÿ der Zeuge der Verteidigung, Winenty Furnalzyk(Bl. 44), ausgesagt hat, daÿ er bei dem Verurteilten Radiosendungen gehört und daÿer den Verurteilten zum Eintritt in eine freiheitlihe Organisation veranlaÿt habe.Wenn man das im Vorstehenden Genannte in Rehnung stellt und erwägt, daÿ dieTaten des Verurteilten keine tödlihen Folgen hatten, muÿ der Antrag des Gerihtsund des Ministeriums als übertrieben hart angesehen und demnah für angemes-sen erkannt werden, die dem Verurteilten auferlegte Todesstrafe in eine 15-jährigeGefängnisstrafe umzuwandeln.2

134.1946, 8. AugustRunderlaÿ des MZO betr. Abstammungsdokumente für Kinder, die von Deutshenauÿer Landes gebraht werdenAPKat. PUR npag. [o.Bl.℄Das Ministerium für die Wiedergewonnenen Gebiete besitzt Informationen, denenzufolge sih in den Wiedergewonnenen Gebieten polnishe Kinder aufhalten, die ur-sprünglih von den Deutshen deportiert und den dort ansässigen deutshen Familienübergeben worden sind.Im Zusammenhang mit der gegenwärtig statt�ndenden Repatriierung der Deutshenaus dem Gebiet des Polnishen Staates kann es geshehen, daÿ Deutshe auh pol-nishe Kinder mitnehmen.
2 In Höhe des Titels be�ndet sih eine handshriftlihe Notiz: �Todesstrafe in lebenslängliheHaft ändern. 19.8.46. Bolesªaw Bierut�. Am 22.8.46 unterrihtete die Abteilung für Rehtsfragendes Präsidialbüros der KRN darüber das Justizministerium, ebenda.
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Im Zusammenhang mit Vorstehendem verfüge ih, daÿ Anordnungen dahingehenderlassen werden, daÿ von den Deutshen, die das Hoheitsgebiet des Polnishen Staa-tes verlassen, Geburtsurkunden der Kinder oder andere Dokumente verlangt werden,aus denen die Abstammung der mitgeführten Kinder hervorgeht.

135.1946, 6. September(R.) Dekret über die Organisation der Landwirtshaft in den WiedergewonnenenGebieten und auf dem Gebiet der ehemaligen Freien Stadt DanzigDokumentation I/3, Nr. 72; DzURP 1946, Nr. 49, Pos. 279
136.1946, 13. September(R.) Dekret über den Ausshluÿ von Personen deutsher Nationalität aus derpolnishen GesellshaftDokumentation I/3, Nr. 73; DzURP 1946, Nr. 55, Pos. 3101

1 S. Dok. 163 und Anlagen, ebenda. 137.1946, 13. SeptemberBefehl Nr. 88 des Ministers für Ö�entlihe Siherheit über Verhängung derTodesstrafe für Angehörige der Bürgermiliz in �ugniany/ [?℄ für Miÿhandlung vonHäftlingen AAN DWO 10/6, Bl. 3091Am 6. Juli 1946 verurteilte das Kreismilitärgeriht in Katowie/Kattowitz den Kom-mandanten der Bürgermilizwahe in �ugniany/ [?℄, Kreis Opole/Oppeln, WilhelmPALIWODA und die Milizionäre dieser Wahe Stanisªaw WOSIK und StanisªawOCIEPA zum Tode.Die erwähnten Milizionäre wurden gemeinsam mit den Milizionären dieser WaheMiezysªaw PATORSKI, Stanisªaw KACZMARCZYK, Winenty NOWAK, Roman1 Zahlreihe Exemplare dieses Dokumentes be�nden sih in anderen Faszikeln.
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PALIWODA und der Sekretärin der Wahe Ceylia MALCHERCZYK angeklagt,Verbrehen an den Inhaftierten verübt zu haben.Die Festgenommenen shlugen die Inhaftierten auf der Wahe mit besonderer Grau-samkeit, wodurh in vielen Fällen der Tod der Inhaftierten eintrat. Anshlieÿendversharrten sie die Leihen und sandten an die vorgesetzten Behörden falshe Be-rihte, daÿ die Inhaftierten aus der Haft ent�ohen seien. In einigen Fällen wurdendie Personen sogar aus der Haft entlassen, starben jedoh einige Zeit nah ihrer Ent-lassung infolge von Verletzungen ihrer inneren Organe. Es ist sogar vorgekommen,daÿ die miÿhandelten Häftlinge zum Geshlehtsverkehr mit den auf der Wahe in-haftierten Frauen gezwungen wurden, um sie in ihrer menshlihen Würde möglihsttief zu erniedrigen. Es wurde ebenfalls festgestellt, daÿ die Angeklagten ihre dienst-lihe Stellung ausnutzten und noh während der zu diesem Zwek durhgeführtenUntersuhungen die üblihen Raubüberfälle verübten.Die Angeklagten erklärten ihr Verhalten damit, daÿ ihre Opfer deutsher Nationali-tät gewesen seien und daÿ sie selbst während der Besatzungszeit so groÿe Leiden vonden Deutshen erfahren hätten, daÿ sie ihre Rahegefühle niht hätten unterdrükenkönnen.Das Geriht betonte in seiner Urteilsbegründung, daÿ die polnishe Gesetzgebungihre Rehtsprehung niht von der Nationalität der geshädigten Personen abhängigmahe, und obwohl die Deutshen gegenüber den unterworfenen Völkern grausameGestapomethoden angewandt hätten, was von der ganzen zivilisierten Welt verurteiltworden sei, stehe es den Polen auf keinen Fall frei, sih solher Methoden zu bedienen,selbst niht Deutshen gegenüber.In Anbetraht dessen, daÿ die angeklagten Milizionäre bei ihrer verbreherishenHandlungsweise eine besondere Grausamkeit an den Tag gelegt und einen Verlustan Vertrauen der Bevölkerung in die Organe der Bürgermiliz verursaht haben, hatdas Geriht entshieden:Wilhelm PALIWODA, Stanisªaw WOSIK und Stanisªaw OCIEPA zum Tode, dieübrigen Angeklagten dagegen zu einer Gefängnisstrafe zwishen drei und fünf Jahrenzu verurteilen.Der Präsident des Landesnationalrates hat auf sein Begnadigungsreht verzihtet �das Urteil wurde vollstrekt.Ih b e f e h l e:1. Das Vorstehende allen Funktionären der Ö�entlihen Siherheit und der Bür-germiliz durh Verlesen zur Kenntnis zu geben:2. Durh Verlesen an den Befehl Nr. 19 vom 15. Mai 1945 zu erinnern und alleFunktionäre des Ö�entlihen Siherheitsdienstes vor den Folgen der Nihtbe-ahtung dieses Befehls zu warnen.
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138.1946, 14. SeptemberAmtlihe Notiz des Direktors des Ansiedlungsdepartements des MZO betr. dieBevölkerungssituation in den Wiedergewonnenen GebietenAAN MZO 67a, Bl. 57-581. Die polnishe Bevölkerung.Die polnishe Bevölkerung in den Wiedergewonnenen Gebieten betrug am15.8.1946 3.620.000Davon waren: a) Repatrianten 1.320.000 (34,5%)b) Umsiedler 1.400.000 (36,7%)) Autohthone 1.100.000 (28,6%)

(Die Zahl der Repatrianten setzt sih zusammen aus:Repatrianten aus der Sowjetunion 1.150.000und Repatrianten aus West- und Südeuropa 170.000
Die Autohthonen wohnen: im Oppelner Gebiet � 1.010.000, in der Wojewod-shaft Allenstein/Olsztyn � 67.000, der Rest in den übrigen Wojewodshaftender Wiedergewonnenen Gebiete).Die vorstehenden Angaben stützen sih auf die monatlihen Berihte der An-siedlungsabteilungen und der Zentralverwaltung des P.U.R.Die oben genannten Zahlen stützen sih auf Shätzungen, die mit groÿer Wahr-sheinlihkeit den tatsählihen Stand der polnishen Bevölkerung in den Wie-dergewonnenen Gebieten widerspiegeln, wobei die Berehnungen vorsihtigsind; der tatsählihe Stand kann um 100-150.000 gröÿer sein.2. Die deutshe Bevölkerung.Die deutshe Bevölkerung betrug nah den Angaben deutsher Statistiken imMai 1939 8.646.000.Die deutshe Bevölkerung im Februar 1946 (Zählung des Zentralamts für Sta-tistik [G.U.S.℄) � 2.070.000.1

1 Diese und folgende Zahlenangaben zur deutshen Bevölkerung lagen erheblih unter den tat-sählihen Zahlen. S. Einleitung, S. 76 f.
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Es ist shwierig, die Zahl der deutshen Bevölkerung zum Zeitpunkt der Über-nahme der Wiedergewonnenen Gebiete durh den Polnishen Staat genau zuberehnen. Man muÿ ihre Zahl als 50% höher als die vom Zentralamt für Sta-tistik im Februar 1946 ermittelte Zahl ansetzen.Dies ergäbe eine Zahl von 3.100.000.Stand der Repatriierung der Deutshen bis zum 15.8.1946:1. in die britishe Zone 626.8942. in die sowjetishe Zone 239.018zusammen 1:065:912Stand der deutshen Bevölkerung nah amtlihen Angaben (Zentralamt fürStatistik [G.U.S.℄ und der Hauptbevollmähtigte des M.Z.O. für die Repatri-ierung der Deutshen) am 15.8.1946.2.070.000 � 1.066.000 = 1.004.000Die vorstehend genannte Summe verringert sih um die Zahl der in der zweitenAugusthälfte dieses Jahres Repatriierten (110.000) und die Zahl der Deutshen,die ohne Kontrolle die Staatsgrenzen übershritten haben (146.000, Angabender Polnishen Repatriierungsmission in Berlin vom 31.7.1946).Der Stand der deutshen Bevölkerung hätte demnah am 31.7.46 etwas mehrals 670.000 betragen.Diese Bevölkerung konzentriert sih wie folgt in der:Woj. Breslau/Wroªaw 338.930Woj. Stettin/Szzein 93.285Woj. Shlesien/�l¡sk 127.787Woj. Danzig/Gda«sk 190.972Woj. Allenstein/Olsztyn 96.800Woj. Posen/Pozna«/Lebuser Land/Lubusz 24.526Woj. Biaªystok 2.700

139.1946, 30. SeptemberBüro des Hauptbeauftragten des MZO für die Angelegenheiten der Repatriierungder Deutshen AAN MZO 518, Bl. 18-19
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B e r i  h tDas Büro des Hauptbeauftragten für die Repatriierung der Deutshen des Ministe-riums für die Wiedergewonnenen Gebiete betre�end die Ausstellung von Anforde-rungsbesheinigungen für deutshe Fahleute.1) Bis zum 18.11.1946 wurden Anforderungsbesheinigungen für deutshe Fah-leute ausgestellt, und zwar:für 22.328 Angestellte und 46.967 Familienangehörige. Detaillierte Auf-stellung siehe Anlage Nr. 1.In Bearbeitung be�nden sih Besheinigungen:für 836 Angestellte und 1.586 Familienangehörige. Die Aufstellung imEinzelnen siehe Anlage Nr. 2.12) Grundlage für die Ausstellung von Besheinigungen: Besheinigungen werdenaufgrund namentliher Anforderungslisten ausgestellt, die von den einzelnenInstitutionen eingesandt und von den zuständigen Ministerien genehmigt wer-den. Die Liste mit der Angabe der Nummer des Tagebuhs des Büros und derfolgenden Nummern der ausgestellten Besheinigungen bleiben als Beleg imBüro, die Zweitexemplare dieser Liste werden nah ihrer Vervollständigung andie entsprehenden Wojewodshaftsämter zu deren Unterrihtung gesandt, wieviele einzelne Institutionen deutshe Fahleute angefordert haben.3) Verzeihnis: Ein genaues Verzeihnis der beantragten deutshen Fahleute undihrer Familienangehörigen wird auf den Kontrollabshnitten dieser Besheini-gungen geführt. Auf der Grundlage dieser Abshnitte wird eine Kartei gemäÿder Reihenfolge des Eingangs und nah den einzelnen Industriezweigen oderFabriken und Firmen für das Büro des Hauptbeauftragten angelegt � einezweite mit dieser identishe Kartei wird nah Wojewodshaften geordnet andas Siherheitsministerium weitergeleitet.[. . . ℄2bBürger Majewski [Autor des Dokumentes℄ Bitte mir nah der Aktualisierung desStandes zum 30.10.1946 erneut vorlegen. [Untershrift unleserlih℄b

1 Wir verö�entlihen nur Anlage 1.2 Die Punkte 4) und 5) betrafen die Organisation der Arbeit.
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Anlage 1Verzeihnis der ausgestellten Anforderungsbesheinigungen

Anzahl derName der Institution Angestellten FamilienmitgliederZentralverband der Kohleindustrie 12.990 31.525� der Braunkohleindustrie 397 579� der Energieindustrie 463 769� der Textilindustrie 3.736 5.449� der Baumaterialienindustrie 2.048 3.682� der Papierindustrie 416 859
� der Elektrotehnishen Industrie 75 132� der Chemishen Industrie 148 326� der Rüstungsindustrie 78 136� der Holzindustrie 435 751� der Hüttenindustrie 146 337� der Industrie für Feuerfeste Werk-sto�e 238 420� der Zentrale von Eisen und Stahl 23 28� der Metallindustrie 369 674� der Lederindustrie 68 91� der Zukerindustrie 167 355Stadtverwaltung Lodz/�ód¹ 69 134� Kamenz/Kamienie 9 21� Münsterberg/Zi�bi 8 14� Frankenstein/Z¡bkowie 12 36� Landeshut/Kamienna Góra 77 91� Glatz/Kªodzko 24 54Militärish-Wissenshaftlihe Verlagsanstalt 14 18Sanatorien Niedershlesiens � Gesundheits-ministerium 56 45Regionalvereinigung der niedershlesishenLokalindustrie 204 355Polnishe Shi�ahrt auf der Oder 4 -Regionalvereinigung der örtlihen Industrie inPosen/Pozna« 1 2Kräuterbetrieb des Gutes Biaªobrody 8 6Mühle in Krausen (?)/Kru»yna 6 12Staatlihe Mühle in Johannisthal/Janiszewo 3 3Staatlihe Transportunternehmen Walden-burg/Waªbrzyh 17 39
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Autowerkstätten Grabow/Grabów 6 13Zentrale für Erdölprodukte Waldenburg/Waªbrzyh 2 2Vereinigung für Tehnishe Produkte 11 922:328 46:967

140.1946, 28. OktoberDer Direktor des Ansiedlungsdepartements des MZO an das Planungsbüro desMinisteriums für Versorgung und Handel betr. ungleihe Versorgung für deutsheArbeitskräfteAAN Min. Aprow. i Handlu 208, Bl. 19In bezug auf das an das Zentrale Planungsamt gerihtete Shreiben vom d23.8.1946,Tagebuh-Nr. IV, No 1178 Pfd1, erklärt das Ansiedlungsdepartement des M.Z.O.,daÿ es keinen Grund dafür sieht, die Gruppe derjenigen deutshen Arbeitskräftezu vergröÿern, deren Ansprühe bezüglih der Lebensmittelversorgung denen derpolnishen Mitarbeiter entsprehen.Die Beshäftigungspolitik in den Wiedergewonnenen Gebieten erfordert, daÿ die Ar-beitsbedingungen sih niht auf eine Fortdauer der Beshäftigung deutsher Fah-kräfte auswirken, die für die Aussiedlung vorgesehen sind. Das Bestreben der Be-triebe sollte eher dahin gehen, deutshe Fahleute durh polnishe Arbeitskräftezu ersetzen, selbst durh solhe mit geringeren beruflihen Quali�kationen, als dieVergütungen der Deutshen zu erhöhen.
141.1946, 2. NovemberRunderlaÿ des MZO, Nr. 5 über Ausshluÿ autohthoner Bevölkerung von derAussiedlung APG PUR 1164/155, Bl. 241 Diese Angelegenheit brahte gemäÿ einer Notiz J. W�dryhowskis vom 26.10.1946 (ebenda) derZentralverband der Kohleindustrie zur Sprahe, der �(...) sih auf eine Entsheidung von MinisterMin in Absprahe mit dem Bürger Minister für Versorgung und Handel berief und anordnete, daÿalle Deutshen, die freiwillig in der Kohleindustrie beshäftigt werden, sowie ihre Familienmitgliederdie gleihen Lebensmittelrationen wie die Polen erhalten sollen�. Diese Entsheidung stellte dieseGruppe insgesamt mit den deutshen Fahkräften gleih, die zum ständigen Aufenthalt in Polenbestimmt worden waren und sogenannte rote Arbeitsbesheinigungen (3. Kategorie) besaÿen unddie hinsihtlih der Versorgung den polnishen Bürgern gleihgestellt waren.
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In einigen Teilen der Wiedergewonnenen Gebiete hat sih die polnishe autohthoneBevölkerung aus vershiedenen Gründen niht der Veri�zierung unterzogen.Dies betri�t in erster Linie die (alle) Kreise der Wojewodshaft Olsztyn/Allenstein,und dazu die Kreise: Eªk/Lyk, Goªdap/Goldap und Oleko/Treuburg in derWojewodshaft Biaªystok, die Kreise Elbl¡g/Elbing, Kwidzy«/Marienwerder, L�-bork/Lauenburg, Malbork/Marienburg und Sztum/Stuhm in der WojewodshaftGda«sk/Danzig, die Kreise Czªuhów/Shlohau, Zªotów/Flatow und Sªupsk/Stolpin der Wojewodshaft Szzein/Stettin, den Kreis Kluzbork/Kreuzburg in der Wo-jewodshaft �l¡sk/Shlesien und die Kreise Brzeg/Brieg, Namysªów/Namslau undSyów/Groÿ Wartenberg in der Wojewodshaft Wroªaw/Breslau.Um eine Aussiedlung der polnishen autohthonen Bevölkerung aus dem PolnishenStaat im Zusammenhang mit der Repatriierungsaktion der Deutshen zu verhindern,ordnet das Ministerium für die Wiedergewonnenen Gebiete folgendes an:1) Die allgemeinen Kreisverwaltungsbehörden stellen vor Beginn der Aussied-lungsaktion der Deutshen in den eingangs aufgeführten Gebieten Namensli-sten der Deutshen zusammen, die zu repatriieren sind.2) Polnishe Autohthone, die sih bis jetzt niht der Veri�zierung unterzogen ha-ben und keine formellen Nahweise ihrer Zugehörigkeit zur Polnishen Nationbesitzen, werden niht repatriiert und auh niht in die in Punkt 1 erwähntenListen eingetragen.3) Um die obengenannte Bevölkerungsgruppe von der Repatriierung auszushlie-ÿen, muÿ eine Liste der Deutshen, die auszusiedeln sind, auf Grund des Gut-ahtens einer Sonderkommission angelegt werden, die unter Vorsitz des Staro-sten oder seines Stellvertreters von dem entsprehenden Kreisnationalrat unterBeteiligung polnisher Staatsbürger aus der autohthonen Bevölkerung einbe-rufen wird.4) Zur direkten Aufsiht über die mit diesem Runderlaÿ angeordnete Durhfüh-rung der Aktion werden zugleih drei Beauftragte des Ministeriums für dieWiedergewonnenen Gebiete für die shlesishen, westpommershen und ost-pommershen Gebiete ernannt.

142.1946, 7. NovemberDer Direktor des Büros für Repatriierungsfragen des Auÿenministeriums, KarolBader, an den Generalbevollmähtigten der Regierung über die Repatriierunggeisteskranker Deutsher AAN MZO 533, Bl. 14



Nr. 144 (1946, 7. Dezember) 285
eBerlin teilt mit, daÿ sih die alliierten Behörden prinzipiell bereit erklärt haben,geisteskranke Deutshe aufzunehmen.Oberst Prawin bittet um die sofortige Angabe der Zahl der Geisteskranken, damitdie Zi�ern festgelegt werden können, nah denen sie auf die einzelnen Besatzungszo-nen aufgeteilt werden. Darüber hinaus drängt er nahdrüklih darauf, mindestensd14 Tage vor Abfahrt über den Transport informiert zu werden.de1

143.1946, 13. NovemberDie Kreisverwaltung der PNZ in Cieplie/Bad Warmbrunn an dieZentralverwaltung der PNZ betr. Entgelt der deutshen AngestelltenAAN PNZ 312, Bl. 29Im folgenden geben wir die Versorgungsrationen der deutshen Mitarbeiter an, diewir am 1.11.1946 in Kraft gesetzt haben.1. Handwerker und Traktoristen: 2,5 kg Roggen, 0,5 kg Weizen, 1 kg Gerste, 6kg Karto�eln, 1 Liter Vollmilh (ersatzweise 1 kg Roggen, falls es keine Milhgeben sollte), 10 Zªoty Bargeld.2. Ein seinen Dienst versehender Ordinarius: 2 kg Roggen, 0,5 kg Weizen, 1 kgGerste, 6 kg Karto�eln, 1 Liter Vollmilh (ersatzweise 1 kg Roggen, falls eskeine Milh geben sollte), 10 Zªoty Bargeld.3. Andere Männer über 18 Jahre, die für alle Arbeiten geeignet sind und mähenkönnen: 2 kg Roggen, 0,5 kg Weizen, 1 kg Gerste, 6 kg Karto�eln, 10 ZªotyBargeld.4. Mädhen über 16 Jahre und Jungen zwishen 14 und 18 Jahren: 1,5 kg Roggen,0,5 kg Weizen, 4 kg Karto�eln, 8 Zªoty Bargeld.5. Mädhen bis zu 16 Jahren und Jungen bis zu 14 Jahren: 2 kg Roggen, 3 kgKarto�eln, 6 Zªoty Bargeld.
144.1946, 7. DezemberNahweis der kranken Deutshen, erstellt durh das GesundheitsministeriumAAN MZO 533, Bl. 191 Auf dem Dokument be�nden sih u. a. die Notizen: �Dir. Lehowiz. W[olski?℄� und �Haupt-beauftragter [Jaroszek?℄ b[itte℄ sofort mitteilen, ob wir genaue Zahlen haben, um die es geht. 12/1146 L[ehowiz?℄�. S. Dok. 144.
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Auflistung der kranken DeutshenWojewodshaft BiaªystokGem. Woszzele/Neumalken (Woszellen), Kr. Eªk/Lyk 2 PersonenSt.[adt℄ Eªk/Lyk 4 �St. Biaªystok 1 �Wojewodshaft PommernBettlägerige Kranke aus Czªuhów/Shlohau 161 �

Wojewodshaft Gda«sk/DanzigGda«sk/Danzig, Klinik der Medizinishen Akademie 135 PersonenGedania-Krankenhaus (Gdingen) 39 �P.C.K. (Polnishes Rotes Kreuz)-Krankenhaus 23 �Kinderhirurgishes Krankenhaus 15 �Gdynia/Gdingen, Städtishes Krankenhaus 11 �Kreiskrankenhaus in Pruszz/Praust 10 �In Nowy Dwór/Neuhof 2 �In �ie»ki 4 �Kreis Starograd Elisabethinnen-Krankenhaus 1 �� Ko±ierzyna/Berent 1 �� Kartuzy/Karthaus, St. Kobysewo 6 Behinderte� Malbork/Marienburg, Altenheim 20 �St. Sªupsk/Stolp, Städtishes Krankenhaus 7 Personen105 InvalidenKreis Sªupsk/Stolp, Quarantänestation Pobªok 41 Personen� L�bork/Lauenburg, Kreiskrankenhaus 20 �� Altenheim 80 �� Bytów/Bütow, Kreiskrankenhaus 44 �Cz�stohowa/Tshenstohau 10 �Psyhiatrishe Anstalt Kobierzyn Kraków/Krakau 6 �
Woj. LublinSt[adt℄ Lubartów, Kreiskrankenhaus 1 �St. Lublin, Hl.-Johannes-Krankenhaus 1 �Kind-Jesu-Krankenhaus 1 �Hl.-Vinzenz-a-Paulo-Krankenhaus 1 �Hl.-Josef-Krankenhaus 1 �
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Puªawy, Hl.-Karl-Krankenhaus 1 �Tomaszów Lubelski, Kreiskrankenhaus 1 �
St. �ód¹/Lodz, Städtishe Krankenhäuser 45 �
Woj. �ód¹/LodzWarta, Psyhiatrishe Anstalt der Wojewodshaft 137 ���zya/Lendshütz, Kreiskrankenhaus 2 �Pabianie, Städtishes Krankenhaus 1 �Sieradz, Kreiskrankenhaus 2 �Radomsko, Kreiskrankenhaus 1 �Piotrków/Petrikau, Hl.-Geist-Krankenhaus 2 �
Woj. Pozna«/PosenGniezno/Gnesen, Psyhiatrishe Anstalt Dziekanka 187 �Ko±ian/Kosten, Psyhiatrishe Anstalt 5 �Konin, Kreiskrankenhaus 7 �Leszno/Lissa, Krankenhaus für Innere Krankheiten 4 �Nowy Tomy±l/Neutomishel, Kreiskrankenhaus 7 �Pozna«/Posen, Städtishes Krankenhaus 2 �Pleszew, Hl.-Josef-Krankenhaus 3 �
Ziemia Lubuska/Lebuser LandGorzów, Städtishes Krankenhaus 48 �Gubin/Guben, Kreiskrankenhaus 10 �Krosno/Krossen, � 3 �Mi�dzyrzez/Meseritz, � 1 �Obrzya/Obra, Psyhiatrishe Anstalt 195 �Piªa/Shneidemühl, Städtishes Krankenhaus 2 �Sul�in/Zielenzig, Abteilung für Geshlehtskrankheiten 3 �Zielona Góra/Grünberg, Kreiskrankenhaus 1 �Gemeindekrankenhaus Oty« 1 �
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Woj. Szzein/StettinGesamtzahl der kranken Deutshen 544 Personen
Woj. Olsztyn/AllensteinBiskupie/Bishofsburg, Krankenhaus 1 �Braniewo/Braunsberg 16 �Gi»yko/Lötzen 12 �K�trzyn/Rastenburg 87 �Nidzia/Neidenburg 1 �Pasª�k/Preuÿish Holland 30 �Pisz/Johannisburg 6 �Reszel/Röÿel 10 �Szzytno/Ortelsburg 63 �W�gorzewo/Angerburg 11 �
Woj. Wroªaw/BreslauGªogów/Glogau 13 �Jelenia Góra/Hirshberg 35 �Kamienna Góra/Landeshut 88 �Kªodzko/Glatz, Hl.-Franziskus-Krankenhaus 125 �Ko»uhów/Freystadt 4 �Miliz/Militsh 12 �Ryhbah/Reihenbah 280 �Strzelin/Strehlen 4 �Syów/Groÿ Wartenberg 5 ��widnia/Shweidnitz 12 �Waªbrzyh/Waldenburg 101 �Wroªaw/Breslau 244 ��ega«/Sagan 136 �Sanatorium Jar 30 �
Die Gesamtzahl der kranken Deutshen auf dem Gebiet der Polnishen Republik be-trägt nah den dem Gesundheitsministerium vorliegenden Angaben 4.672 Personen.
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145.1946, 20. DezemberDep. für Gefängniswesen und Lager des MBP. Belegungsnahweis der Gefängnisseund Lager zum 1. Dezember 1946AAN DWO 13/6, Bl. 1-2Verzeihnis der Gefängnisbevölkerung vom 1.12.1946

Art des Verbrehens Untersuhungs- Strafgefangene ZusammenhäftlingeN.S.Z. und andere illegaleantistaatlihe Organisationen 7.604 4.090 11.694Spionage 218 147 365Sabotage 201 39 240Verbreitung nationalen Hasses 247 68 315Plünderung 1.136 213 1.349Amtsvergehen 1.528 505 2.033Zusammenarbeit mit Deutshen 8.490 2.727 11.217Volksdeutshe 2.229 299 2.527Gewöhnlihe Verbreher 11.886 8.896 21.782Soldaten 4.055 5.481 9.536Finanzbeamte 257 307 564Internierte 705 � 705Kriegsgefangene 617 � 617Administrative � 121 121Zusammen 39.172 23.893 63.065
Verzeihnis der in Lagern Inhaftierten vom 1.12.1946

Art des Verbrehens Untersuhungs- Strafgefangene ZusammenhäftlingePlünderung � 315 315Amtsvergehen � 47 47Zusammenarbeit mit Deutshen 211 5 216Fortsetzung nähste Seite
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FortsetzungArt des Verbrehens Untersuhungs- Strafgefangene ZusammenhäftlingeVolksdeutshe 29.188 1.748 30.936Gewöhnlihe Verbreher � 38 38Internierte 7.693 � 7.693Kriegsgefangene 14.054 � 14.054Zusammen 51.146 2.153 53.299

146.1946, vor dem 28. DezemberTelefonogramm (?) des Kommissars Fundowiz an den Hauptbeauftragten des MZOfür Angelegenheiten der Repatriierung der Deutshen betr. Mangel an Öfen inDeutshentransporten AAN MZO 529a, Bl. 6b[Eine Notiz unleserlih mit dem Datum 27/12.46, die zweite:℄ �Öfen weist das Ver-kehrsministerium zu! PUR trägt die Kosten! Die Öfen vom PUR werden dem Ver-kehrsministerium gegen Kostenrükerstattung übergeben� [Untershrift unleserlih℄bAufgrund niht vorhandener Öfen erfroren bzw. erlitten in den deutshen Transpor-ten 47 Personen Erfrierungen. Die Britishe Vertretung in Kaªawsk/Kohlfurt behältsih vor, daÿ sie weitere Transporte ohne Öfen niht mehr übernehmen wird. Ih bit-te um die sofortige Lieferung der benötigten Öfen an die Direktion der PolnishenStaatsbahnen DOKP Wroªaw/Breslau bzw. um die Entsheidung, ob Transporteohne Öfen weiter auf den Weg gebraht werden. Nohmals bitte ih um Interventionbetre�end Rükgabe der leeren Pendelzüge von der russishen Seite.
147.1947, nah dem 1. JanuarAllgemeine Aufstellung der deutshen Repatriantentransporte vom 20. Februar bis31. Dezember 1946 AAN MZO 524, Bl. 103Gesamtzusammenstellung der Transporte mit deutshen Repatrianten, die bis zum31.12.46 einshlieÿlih abgegangen sind.
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Im 1. Zeitraum vom 20.2.1946 bis zum 31.10.1946in die britishe ZoneAus der Wojewodshaft Wroªaw/Breslau 426 Transporte 703.571 Repatr.� � � Shlesien-D¡browa 81 � 137.794 �Zusammen 507 � 841.365 Repatr.

in die sowjetishe ZoneAus der Wojewodshaft Wroªaw/Breslau 126 Transporte 212.514 Repatr.� � � Shlesien-D¡browa 5 � 7.899 �� � � Pozna«/Posen 5 � 8.377 �� � � Szzein/Stettin 2 � 3.506 �Zusammen 138 Transporte 232.296 Repatr.Im 2. Zeitraum seit dem 1.11.1946 aus der Woj. Wroªaw/Breslauin die britishe ZoneTransporte Repatrianten1. Kªodzko/Glatz � �2. Dzier»oniów/Reihenbah 1 1.7983. Laskowie/Laskowitz � �4. Wroªaw/Breslau 6 10.4975. Ole±nia/Oels � �6. Lubin/Lüben � �7. Legnia/Liegnitz � �8. Jelenia Góra/Hirshberg � �9. �ary/Sorau � �10. Zgorzele/Görlitz 1 1.750Zusammen 8 14:045
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in die sowjetishe ZoneTransporte Repatrianten1. Kªodzko/Glatz 7 12.2802. Dzier»oniów/Reihenbah 7 10.9573. Laskowie/Laskowitz 8 14.1694. Wroªaw/Breslau 3 5.1625. Ole±nia/Oels 4 6.7406. Lubin/Lüben 5 9.0107. Legnia/Liegnitz 6 10.6378. Jelenia Góra/Hirshberg 4 19.4419. �ary/Sorau 5 8.84410. Zgorzele/Görlitz 6 10.522Zusammen 62 107:762

Aus den anderen Wojewodshaften in die sowjetishe ZoneWojewodshaft Shlesien-D¡browa 6 Transporte 9.227 Repatrianten� Pozna«/Posen 9 � 14.721 �� Szzein/Stettin 8 � 13.833 �� Gda«sk/Danzig 12 � 20.951 �� Olsztyn/Allenstein 7 � 12.565 �Zusammen 42 Transporte 71.297 RepatriantenInsgesamt wurden bis zum 31.12.46 757 Transporte mit 1.266.765 Repatrianten ab-gefertigt [. . . ℄Bis zum 31.12.46 übershritten die Staatsgrenze bei:Kaªawsk/Kohlfurt in die britishe Zone 514 Transporte 890.157 Repatr.Kaªawsk/Kohlfurt in die sowjetishe Zone 68 � 119.284 �Bar±¢/Forst in die sowjetishe Zone 172 � 289.297 �Zusammen 754 Transporte 1.298.738 Repatr.
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148.1947, 2. JanuarDer Leiter der Übergabestelle in Tuplie/Teuplitz, Wojiehowski, an denHauptbeauftragten des MZO für die Angelegenheiten der Repatriierung derDeutshen betr. Versorgungsmängel in der ÜbergabestelleAAN MZO 529a, Bl. 71Ih stelle fest, daÿ während der Dienstzeit des Leiters der Übergabestelle in Tu-plie/Teuplitz im Monat Dezember 1946 und Januar 1947 die Übergabestelle nihtausreihend mit Lebensmitteln ausgestattet wurde, so daÿ ih die deutshen Trans-porte niht wie es sih gehörte mit Lebensmitteln versorgen konnte.Ih habe mih in dieser Angelegenheit an die Kreisabteilung des P.U.R. in �a-ry/Sorau gewandt. Bürger Vorsteher Kempy erklärte mir, daÿ er keine Lebensmittelhabe und daÿ ih mih in dieser Angelegenheit an die Wojewodshaftsabteilung derP.U.R. in Wroªaw/Breslau wenden solle. Ih habe mih an die Wojewodshafts-abteilung für Lebensmittelversorgung gewandt und von dem Bürger Leiter der Le-bensmittelversorgungsabteilung erfahren, daÿ er in dieser Angelegenheit den Kreis-abteilungen in �ary/Sorau entsprehende Anordnungen erteilen wird. Das Ergebnisist, daÿ ih heute kein Mehl mehr für Brot habe und der Übergabepunkt seit einerWohe ohne Brot ist.
149.1947, 7. JanuarBeriht des Hauptbeauftragten des MZO für Angelegenheiten der Repatriierung derDeutshen über die Aussiedlung der Deutshen für den Monat Dezember 1946AAN MZO 524, Bl. 104Im Berihtsmonat wurden ausgesiedelt:über den Ausreisepunkt KA�AWSK/KOHLFURTund BARSC/FORST (bis zum 28.12.46) 80.969 Personenüber den Ausreisepunkt SZCZECIN/STETTIN(bis zum 18.12.46) 13.282 �Zusammen 94.251 PersonenErgänzung für den Monat November, der in dem vorgelegten Beriht niht berük-sihtigt wurdeüber KA�AWSK/KOHLFURT und BARSC/FORSTfür die Zeit vom 27.11.-30.11.46 9.306 PersonenSeit Beginn der Aussiedlungsaktion 1.608.209 Personen
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Anforderung deutsher FahkräfteIm Berihtsmonat ausgestellte Anforderungsbesheinigungenfür Mitarbeiter 554für Familien 953Seit Beginn der Aktion ausgestellte Anforderungsbesheinigungenfür Mitarbeiter 25.749für Familien 54.057Bis zum 31.12.46 zurükgegebenfür Mitarbeiter 1.823für Familien 3.510Anzahl der angeforderten Deutshen vom 31.12.46Mitarbieter 23.926Familien 50.547

150.1947, 14. JanuarRunderlaÿ Nr. 3 des MBP betr. Behandlung der VolksdeutshenAAN DWO 10/7, Bl. 34-35Die bisherige Gesetzgebung in Sahen Volksdeutshe wurde vollständig geändert.Die bis jetzt erlassenen Dekrete und Gesetze verfolgten niht den Zwek, die Volks-deutshen zu bestrafen, sondern sie durh die Einweisung in ein Lager aus der pol-nishen Gesellshaft zu eliminieren. Zu Beginn der Unabhängigkeit war es shwierig,sih ein Bild von dem Ausmaÿ ihrer Shuld zu mahen und eine angemessene Strafezu verhängen, und man muÿte unverzihtbare Mittel anwenden, damit sih niht in-nerhalb der polnishen Gesellshaft Elemente befanden, die zum persönlihen Nutzendas Volk verraten und ihre Zugehörigkeit zur deutshen Nation bekundet haben.Die je nah dem Zeitpunkt und den Örtlihkeiten untershiedlihen Methoden, diedie Deutshen im Bereih der Volkslisten angewandt haben, zwangen den polnishenGesetzgeber zu einer jeweils vershiedenen Lösung der Frage der Volksdeutshen aufdem Gebiet des ehemaligen Generalgouvernements und in den gewaltsam in dasReih eingegliederten Gebieten.Auf diese Weise entstanden: das Dekret vom 4. November 1944 über Siherungs-maÿnahmen gegenüber Verrätern der Nation (Gesetzblatt der Republik Polen Nr.11, Pos. 54) und das Gesetz vom 6. Mai 1945 über den Ausshluÿ feindliher Ele-mente aus der polnishen Gesellshaft (Gesetzblatt der Republik Polen Nr. 17, Pos.
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96) mit den späteren Änderungen (Gesetzblatt der Republik Polen Nr. 34, Pos. 203und Nr. 55, Pos. 307 sowie von 1946 Nr. 11, Pos. 73).Sowohl besagtes Dekret als auh das Gesetz kennzeihnen das gemeinsame Prinzip,daÿ keine Strafen gegen Volksdeutshe, sondern Siherungsmaÿnahmen durh derenEinweisung in ein Lager angeordnet wurden.Die grundlegenden Untershiede zwishen diesen Akten waren die Vorgehensweiseund die untershiedlihe Behandlung der in den vom Reih annektierten Gebietenin vier Kategorien eingeteilten Volksdeutshen und die einheitlihe Behandlung allerVolksdeutshen im ehemaligen Generalgouvernement.Aufgrund dieser Gesetzgebungsakte kann man die derzeit vorhandene Gruppe derVolksdeutshen in mehrere Kategorien unterteilen:1) Volksdeutshe, die aufgrund einer Anordnung des Staatsanwalts eines der Son-derstrafgerihte, oder aufgrund der Beshlüsse eines solhen Gerihts in einLager eingewiesen wurden,2) Volksdeutshe, deren Rehabilitierungsantrag aufgrund des Beshlusses einesKreisgerihtes abgelehnt wurde und die infolgedessen in ein Lager eingewiesenwurden,3) Volksdeutshe, die sih bis zur Behandlung der Angelegenheit durh ein Kreis-geriht im Lager in Untersuhungshaft be�nden,4) Volksdeutshe, die im Lager von den Siherheitsbehörden festgehalten werden,5) Volksdeutshe, die niht entdekt oder niht inhaftiert wurden,6) Volksdeutshe, die vom Kreisgeriht gänzlih oder teilweise rehabiliert wur-den und durh einen Urteilsspruh die ö�entlihen Rehte verloren haben, eineGeldstrafe auferlegt erhalten haben oder deren Vermögen beshlagnahmt wur-de, ohne daÿ eine Freiheitsstrafe verhängt wurde. Volksdeutshe, die auf demVerwaltungswege rehabilitiert oder durh das Sonderstrafgeriht von jedemVorwurf entlastet wurden.Diese Verfahrensweise hat gezeigt, daÿ die Rehtslage und das erzielte Ergebnis falshund ungereht sind.Es hat sih erwiesen, daÿ einige Volksdeutshe der 4. und 3. Kategorie weitaus shäd-liher als Volksdeutshe der 2. Kategorie gewesen waren; es gab unter ihnen auhsolhe, die trotz nahdrükliher Bemühungen ihrerseits keine höhere Kategorie er-halten haben und jetzt von diesem Umstand pro�tieren; es gibt dagegen Volksdeut-she aus dem ehemaligen Gouvernement oder aus der 2. Kategorie der ehemals indas Reih eingegliederten Gebiete, die in die Listen ohne Antrag, gegen ihren Willenoder sogar unter Zwang aufgenommen worden waren.
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Man kann dabei weder den genauen Zeitpunkt noh den Ort beshreiben, wo Zwangausgeübt worden war, da dies vorübergehende Ersheinungen waren, die sih sowohlim Raum als auh in der Zeit vershoben haben.Aufgrund aller dieser Überlegungen müÿte man die Frage der Volksdeutshen vomStandpunkt der individuellen Shuld eines jeden Staatsbürgers aus erörtern, der sihin die Volksliste eingetragen hat. Erst wenn die Shuld erwiesen ist und wenn manden Abfall von der nationalen Zugehörigkeit als Vergehen anerkennt, kann man demVerbreher eine Strafe entsprehend seiner Shuld auferlegen.Unabhängig davon gibt es jedoh Personen, denen man keine Shuld anlasten kann,z. B. Deutshen, die shon vor 1939 ihre deutshe Volkszugehörigkeit erklärt haben.Auh wenn man ihr aufgrund fehlender Shuld keine Strafe auferlegen kann, muÿman eine solhe Person durh die Aberkennung der Staatsbürgershaft und durhdie Aussiedlung aus dem Staatsgebiet aus der polnishen Gesellshaft entfernen.In Erwägung von Vorstehendem hat die Regierung zwei Dekrete erlassen:1) vom 28. Juni 1946 über die strafrehtlihe Verantwortlihkeit für den Abfallvon der nationalen Zugehörigkeit in der Kriegszeit von 1939-1945 (Gesetzblattder Republik Polen Nr. 41, Pos. 237), das laut Beshluÿ des Ministerratesvom 19.9.1946 im gesamten Staatsgebiet Gültigkeit besitzt (Gesetzblatt derRepublik Polen Nr. 53, Pos. 300);2) vom 13.9.1946 über den Ausshluÿ von Personen deutsher Nationalität ausder polnishen Gesellshaft (Gesetzblatt der Republik Polen Nr. 55, Pos. 310).Beide Dekrete sind eng miteinander verbunden und sollten gleihzeitig wirken. Aufder Grundlage dieser Dekrete müssen die unter Punkt 1-5 erwähnten Personen ent-sprehend voneinander getrennt und die einen im Sinne des ersten Dekrets zur Ver-antwortung gezogen werden; den zweiten muÿ die Staatsbürgershaft aberkannt undsie müssen gemäÿ des zweiten Dekrets ausgesiedelt werden, die dritten, denen mannihts nahweisen kann, müssen shlieÿlih von der Verantwortlihkeit freigesprohenund von Repressalien vershont werden.Man muÿ sih vorrangig mit solhen Personen beshäftigen, die aus diesem oder ei-nem anderen Grund in den Lagern inhaftiert sind, weil diese Personen in ein Gefäng-nis überführt, ausgesiedelt oder freigelassen und die Lager aufgelöst werden sollen.Gleihzeitig wurden mit dem Dekret vom 17.10.1946 (Gesetzblatt der Republik Po-len Nr. 59, Pos. 324) die Sonderstrafgerihte aufgehoben und ihre Tätigkeit vonden Bezirksshö�engerihten übernommen, die diese Strafsahen gemäÿ des KleinenStrafgesetzbuhes (M.K.K.) verhandeln. Dementsprehend treten die Staatsanwälteder Sonderstrafgerihte ihren Tätigkeitsbereih an die Staatsanwälte der Bezirks-shö�engerihte ab.Deshalb gelten die Bestimmungen für die Sondergerihte und deren Staatsanwälteauh für die Bezirks(shö�en)gerihte und deren Staatsanwälte.
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Im Zusammenhang mit Vorstehendemo r d n e i  h a n,1. daÿ alle Mitarbeiter des Referats I des Departements I sowie der Sektionen I derReferate I der Wojewodshaftsämter und die entsprehenden Angestellten derKreisämter sowie alle Untersuhungso�ziere die Bestimmungen der Dekretevom 28. Juni 1946 über die strafrehtlihe Verantwortlihkeit für den Abfallvon der nationalen Zugehörigkeit in der Kriegszeit 1939/1945 (Gesetzblatt derRepublik Polen Nr. 40, Pos. 237), vom 13.9.1946 über den Ausshluÿ vonPersonen deutsher Nationalität aus der polnishen Gesellshaft (Gesetzblattder Republik Polen Nr. 55, Pos. 310), vom 17.10.1946 über die Aufhebung derSonderstrafgerihte (Gesetzblatt der Republik Polen Nr. 59, Pos. 324) sowiedie Instruktion vom 14. Januar 1947 über die Verfahrensweise gegenüber denVolksdeutshen studieren und sih zu eigen mahen.1

151.1947, 28. JanuarDas MPiOS an das MZO betr. die Normierung der Situation der Deutshen inHinsiht auf die Sozialversiherung AAN MZO 560, Bl. 1-2Die Notwendigkeit einer massenweisen Beshäftigung von Personen deutsher Natio-nalität in den Wiedergewonnenen Gebieten mahte insbesondere in der ersten Zeiteine einheitlihe Regelung ihrer Stellung hinsihtlih der Sozialversiherung notwen-dig. Diese fand ihren Ausdruk in dem Beshluÿ des Ökonomishen Komitees desMinisterrates vom 19. April 1946, in dem die Prinzipien festgelegt wurden, die ei-ne Beshäftigung und Versiherung von Personen deutsher Nationalität regelten.Der oben genannte Beshluÿ lehnte sih an die grundlegenden Grundsätze der pol-nishen Politik gegenüber dem deutshen Element an, wonah sih die Deutshenals ein fremdes und feindlihes Element der zwangsweisen Aussiedlung unterziehenmüssen.Die Situation auf dem Gebiet der deutshen Frage hat im Laufe des Jahres 1946eine wesentlihe Änderung erfahren. Eine riesige Menge von Deutshen ist in diesem1 Ebenda. Die Instruktion beshreibt in 23 Paragraphen genau die Realisierungsweise desRunderlasses und ordnet die Behandlung der Frage der Volksdeutshen als sehr dringend an. �DieAnklageakten gemäÿ des Dekretes und entsprehend der inhaftierten Personen sollten in der Woje-wodshaft Shlesien-D¡browa bis zum 11. März 1947 und in dem übrigen Staatsgebiet bis zum 21.April 1947 eingereiht werden. Die gesamte Aktion der Aberkennung der Staatsbürgershaft sowieder Aussiedlung sollte bis zum 31. Dezember 1948 abgeshlossen sein�.
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Zeitraum ausgesiedelt worden, das polnishe Element an Arbeitern hat in zunehmen-dem Maÿe das deutshe Element ersetzt; unter den Deutshen wurde dagegen eineGruppe von wenigen herausragenden Fahkräften ausgesondert, die man von der all-gemeinen Aussiedlungsaktion ausgenommen hat. Diese Tatsahen ändern nah derNatur der Sahe den Sinn und Charakter der derzeitigen Beshäftigung von Deut-shen, in der Regel von Fahkräften, und daher ist eine Änderung der derzeitigenRegelung ihrer Versiherung notwendig. Aber es sheint keinem Zweifel zu unter-liegen, daÿ die Versiherung von Personen deutsher Nationalität nah wie vor denallgemeinen Grundsätzen unserer Politik gegenüber dem deutshen Element, das vonder Aussiedlungsaktion niht erfaÿt wird, angepaÿt werden muÿ.Aufgrund dieses Sahverhalts bittet das Ministerium für Arbeit und Sozialfürsorgeum die Beibringung von Daten, die den zahlenmäÿigen Stand des deutshen Elemen-tes in Polen, dessen Aufgaben im Bereih von Wirtshaft und Produktion und dessenBehandlung im Rahmen des Arbeitsverhälnisses widerspiegeln, sowie von Angaben,wie dieses Element verwaltet und wie mit ihm gewirtshaftet wird.Auf der Grundlage der erhaltenen Daten wird das Ministerium für Arbeit und Sozi-alfürsorge die Möglihkeit und die Zwekmäÿigkeit der Anwendung von Vorshriften,die vershiedene Versiherungsformen betre�en, auf das in Polen beshäftigte deut-she Element im Rahmen der allgemeinen Politik, in Erwägung ziehen. Es handeltsih dabei um die Kranken- und Muttershaftsversiherung, die Unfall- und Berufs-krankheitsversiherung, die Versiherung für den Fall der Invalidität, des Erreihensdes Rentenalters und für den Todesfall sowie die Arbeitslosenversiherung. Gleih-zeitig bittet das Ministerium das Ministerium für die Wiedergewonnenen Gebieteum Darlegung seines Standpunktes bezüglih der Versiherung der Deutshen.

152.[o.D. Anfang 1947℄1Der Chef des Stabes der Sowjetishen Militärverwaltung in Deutshland,Generalleutnant M. Dratwin, an den Leiter der Polnishen Militärmission inBerlin betr. Verletzung der polnish-sowjetishen Vereinbarung über dieUmsiedlung der Deutshen durh die polnishen BehördenAAN MZO 528, Bl. 133-134Lieber General Prawin,es ist Ihnen siherlih bekannt, daÿ die Sowjetishen Behörden in Deutshland diepolnishen Vertreter mehrmals auf die Verletzung elementarer Aufgaben durh pol-nishe Behörden aufmerksam gemaht haben, die in dem Abkommen vom 5. Mai19462 über die Umsiedlung der Deutshen aus Polen in die sowjetishe Besatzungs-zone in Deutshland vorgesehen sind.1 Vgl. Hofmann: Nahkriegszeit, S. 265, Anm. 156.2 S. Dok. 112.



Nr. 152 (o.D. Anfang 1947) 299
Aber trotz dieser Ermahnungen kommt es weiterhin nah wie vor zu zahlreihenVerletzungen des Abkommens. Ih sehe es als meine P�iht an, Ihnen Vorstehen-des zur Kenntnis zu bringen, damit Sie es an die zuständigen polnishen Behördenweiterleiten.1) Der sanitäre Zustand des Transportes mit deutshen Umsiedlern ist immernoh unzureihend. In den letzten Monaten des Jahres 1946 wurden in denTransporten an Typhus, Ruhr und Krätze erkrankte Personen festgestellt, sodaÿ im Lager Sonnenberg (Bundesland Thüringen) ein Herd von epidemishemBauhtyphus entstanden ist. Bis zum 28. Dezember 1946 wurden dort vierzigFälle von Typhus registriert.2) Im Dezember 1946 haben wir aus den Transporten 176 Personen mit Erfrie-rungen sowie fünf Leihen entladen, da die polnishen Behörden die Umsiedlerin nihtbeheizten Waggons transportiert haben.3) In der Regel werden entgegen den Vereinbarungen des Abkommens die Trans-porte überladen, so daÿ die Zahl der Passagiere bis auf 2.000 ansteigt (anstatt1500-1700 Personen).4) Auh kommt es weiterhin vor, daÿ die polnishe Verwaltung den Transportenkeine Tagesration an Lebensmitteln und keine Zuwendung in Geld gibt. So kamder Transport Nr. 1587 mit 1.633 Personen in der Sowjetishen Zone gänzlihohne Lebensmittel an.Dies alles spriht dafür, daÿ die Polnishen Behörden keinerlei durhgreifende Vor-kehrungen getro�en haben, um Verletzungen der beiderseitig anerkannten Regelungder Umsiedlung der Deutshen zu unterbinden, und trotz der oftmaligen Ermahnun-gen der Sowjetishen Besatzungsbehörden zur Tagesordnung übergehen.Herr General, Sie stimmen mit mir überein, daÿ solh ein Zustand niht weiterhintoleriert werden kann, vor allem auh deshalb, weil die Umsiedler aus Polen in dieSowjetishe Besatzungszone anstekende Krankheiten einshleppen können.Um normale Umsiedlungsbedingungen für die Deutshen aus Polen in die sowjetisheZone sha�en zu können, sehe ih mih gezwungen zu verlangen, daÿ die verantwort-lihen polnishen Behörden in Zukunft sämtlihe Bestimmungen des Abkommensüber die Umsiedlung der Deutshen ohne Abstrihe ausführen, insbesondere:1) Sie müssen eine allgemeine Desinfektion vornehmen und die Kranken währendder Dauer des Transportes von den Gesunden isolieren.2) Kranke und sehr alte Personen müssen in speziellen Waggons transportiertwerden; ein solher Transport sollte stets vorher mit den Sowjetishen Behör-den abgesprohen werden.3) Die Umsiedlung von Personen mit einer anstekenden Krankheit aus Polenmuÿ eingestellt werden.
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4) Die Umsiedler müssen in angemessen ausgestatteten und beheizten Waggonstransportiert werden.5) Die Polnishe Verwaltung soll die deutshen Umsiedler mit einer eintägigenLebensmittelration vor der Übergabe an die Sowjetishe Zone sowie mit einerGeldbeihilfe in Höhe von 500 Mark ausstatten.Um die Einhaltung der Umsiedlungsbestimmungen kontrollieren zu können, erahteih es für notwendig, eine vorhergehende Begutahtung sowie die Übernahme derTransporte durh Sowjetishe Vertreter auf polnishem Gebiet durhzuführen undin die sowjetishe Zone nur solhe Transporte passieren zu lassen, die von den Pol-nishen Behörden übernommen werden.Darüber hinaus bitte ih den zuständigen Polnishen Behörden zur Kenntnis zubringen, daÿ die Sowjetishe Zone von Januar bis März 1947 niht mehr als 75.000Personen pro Monat (50 Transporte zu je 1.500 Personen) aufnehmen kann, undwenn die von mir vorstehend erwähnten Bestimmungen weiterhin verletzt werden,werden wir gezwungen sein, die Aufnahme von deutshen Umsiedlern aus Polenüberhaupt einzustellen.3

153.1947, 4. FebruarDie Zentralverwaltung der PNZ an das MZO betr. Entfernung deutsherArbeitskräfte, die in den Staatlihen Liegenshaften beshäftigt sindAAN PNZ 314, Bl. 1-5In bezug auf die im Sommer und Herbst 1946 angekündigte endgültige Aussiedlungder deutshen Bevölkerung waren die Staatlihen Liegenshaften, die Ende August1946 rund 52.000 Deutshe in ihren landwirtshaftlihen Betrieben beshäftigten,gezwungen, eine Entsheidung darüber zu tre�en, auf welhe Weise das Problemder deutshen Arbeiter in ihren landwirtshaftlihen Betrieben gelöst und wie derdeutshe Arbeiter durh einen ausshlieÿlih polnishen ersetzt werden könnte.Dem Problem der Aussiedlung der Deutshen und der vollständigen Polonisierungder Belegshaft der Staatlihen Liegenshaften hat sih ganz besonders die Zentral-verwaltung vom ersten Augenblik ihres Bestehens an gewidmet.[. . . ℄ im November 1946 wurde damit begonnen, die Anwerbung polnisher Arbeiterzu intensivieren. Zu diesem Zwek wurde eigens ein Arbeitsreferat ins Leben gerufen,das Kontakte mit einer Reihe von Institutionen und Ämtern knüpfte (die wihtige-re Korrespondenz ist beigefügt), um die Anwerbungsaktion in Shwung zu bringen3 Dies ist einer von mehreren sowjetishen Protesten bezüglih der Umsiedlung der Deutshen;ausführliher dazu Banasiak: Przesiedlenie, S. 140-143. In dieser Mappe be�nden sih auh Über-setzungen von Artikeln aus der deutshen Presse über die Transportbedingungen.
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und dadurh ein möglihst breites Gebiet zu erfassen. Welh groÿe Bedeutung dieZentralverwaltung der P.N.Z. dieser Anwerbungsaktion von Arbeitern beimaÿ undbeimiÿt, beweist u. a. die Anordnung des Generaldirektors der P.N.Z. bezüglih derAuszeihnung von Verwaltern, derzufolge das Ergebnis und der Erfolg des Verwal-ters bei der Anwerbung neuer polnisher Arbeiter eine der Voraussetzungen für dieZuerkennung einer Prämie ist.Insgesamt konnten im Sommer und Herbst während dieser Aktion rund 10.000 pol-nishe Arbeiter angeworben werden.Inzwishen näherte sih die Zeit der Beendigung der ersten Saatperiode und derersten Karto�elernte, was die Zentralverwaltung der P.N.Z. veranlaÿte, sih in ei-nem Shreiben vom 11.11., Aktenz. DVII 4122/46, an das Ministerium für die Wie-dergewonnenen Gebiete zu wenden und die sofortige Aussiedlung von rund 42.000Deutshen von insgesamt rund 52.000 vorzushlagen.Allerdings geriet der P.N.Z. im Dezember 1946 und besonders im Januar 1947 in be-trähtlihe �nanzielle Shwierigkeiten infolge der zwangsweisen Einstellung des Zu-�usses staatliher Dotationen und Kredite. Darüber hinaus entstanden hauptsählihdurh die bedeutenden Getreidelieferungen an das Departement für Sahleistungendes Ministeriums für Versorgung, die wegen des Rükstandes der Sahlieferungen ausder Zeit der Verwaltung der Wojewodshaftslandämter notwendig geworden waren,Shwierigkeiten bei der Versorgung der Arbeiter mit Naturalien.Diese Umstände haben die Anwerbungsaktion entsheidend gebremst, da eine derwihtigsten Bedingungen für eine erfolgreihe Durhführung dieser Aktion die ter-mingerehte Erfüllung aller Prämienverp�ihtungen gegenüber den Neuangeworbe-nen war. Die unzumutbare Verzögerung des Auszahlungstermins der Prämie hätteniht nur den Zustrom von Arbeitern vorübergehend unterbrehen, sondern ange-sihts der berehtigten Emp�ndlihkeit des Arbeiters im Hinblik auf eine akurateEinhaltung der Bedingungen seitens des Arbeitgebers völlig zum Erliegen bringenkönnen. Darüber hinaus muÿ man betonen, daÿ die Durhführung einer Anwerbungs-aktion im Dezember und im Januar keinen e�ektiven Erfolg haben konnte, vor allemauh wegen des damals herrshenden starken Frostes, durh den der Transport derArbeiterfamilien ershwert wurde.Bei dieser Sahlage und angesihts der fehlenden Antwort auf unser Shreiben vom11.11.1946 bezüglih der sofortigen Ausweisung von rund 42.000 Deutshen und dersih verzögernden Aussiedlung beantragte die Zentralverwaltung am 24. Dezemberdie vorübergehende Einstellung der Aussiedlung von rund 20.000 deutshen Arbei-tern, �bis diese durh polnishe Arbeiter ersetzt werden können�. � Als Ergebniseiner am 13. Januar 1947 abgehaltenen Konferenz shikte die Zentralverwaltungdem Ministerium für die Wiedergewonnenen Gebiete, nahdem der P.N.Z. auf die-ser Konferenz einen Überblik über die wirtshaftlihe Lage im Zusammenhang mitdem Arbeiterproblem gegeben hatte, ein Shreiben vom 25.1.1947, Zeihen VII �439/47, in dem



302 Dokumente der Zentralbehörden
1. die Zahl der Fahkräfte, die eine �grüne Karte� erhalten sollten, auf die Zahlvon rund 700 Personen präzisiert, und2. die Zurükhaltung von rund 20.000 Arbeitern bis zur Abfahrt der letztenTransporte verfügt wurde [. . . ℄Die in diesem Shreiben enthaltenen Ausführungen zusammenfassend erlaubt sihdie Zentralverwaltung der P.N.Z. die besonders für den Erfolg der Polonisierung derArbeiterbelegshaft der P.N.Z. wihtigen Postulate abshlieÿend zu präzisieren undzu wiederholen:1. Möglihkeiten zur Beshleunigung der Barauszahlungstermine im Rahmen dererhaltenena) staatlihen Dotationenb) Investitionskredite) kurzfristigen Kredite der P.B.R.2. Berüksihtigung entsprehender staatliher Kredite für das Jahr 1947 für dieDarlehenskassen zur Unterstützung des Kontingents von 30.000 Personen (Ar-beiter und Ansiedler) im Rahmen des Programmes für die Umgestaltung derlandwirtshaftlihen Struktur in den Wiedergewonnenen Gebieten.3. Erlaÿ einer Weisung an die Bürger Wojewoden in bezug auf diea) unverzüglihe Entfernung von rund 30.000 Deutshen vom Grundbesitzder P.N.Z. zweks Freigabe von Arbeiterwohnungen;b) gemeinsame Festlegung der Termine und der Anzahl der zu entfernendenDeutshen sowie der territorialen Reihweite dieser Aktion mit Vertreternder P.N.Z., sowohl hinsihtlih der oben erwähnten 30.000 als auh derrestlihen 20.000 Personen, die laut Shreiben des Ministeriums für dieWiedergewonnenen Gebiete vom 22.11. vergangenen Jahres in der letztenPhase der Evakuierung entfernt werden sollen [. . . ℄1

1 Einzelne Erwägungen und Anmerkungen wurden ausgelassen. Am 11. Februar stellte die Zen-tralverwaltung der PNZ dem MZO einen Verteiler für 20.000 Deutshe mit blauen Reklamations-besheinigungen für die folgenden Kreise vor: �Ostmasuren� 1.290, Stettin 3.500, Allenstein 1.840,Lebuser Land 700, Danzig 950, Hirshberg 2.200, Köÿlin 5.800, Breslau 3.200, Oppeln 520 (AANMZO 634, Bl. 22). Den weiteren Verlauf s. bei Hofmann: Nahkriegszeit, S. 198 �.
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154.1947, 16. FebruarDer Hauptbeauftragte des MZO für Angelegenheiten der Repatriierung derdeutshen Bevölkerung [im folgenden: der Hauptbeauftragte℄ an den Direktor derZentralverwaltung des PUR1 über Todesfälle von Deutshen im Transport Nr. 151aus Malbork/Marienburg AAN MZO 528, Bl. 12-13Indem ih die Akten vom 26. Januar diesen Jahres und das Protokoll vom 10. Ja-nuar sowie das Begleitshreiben vom 1.2.47, Aktenz. E. VII.208/47/947 der Woje-wodshaftsabteilung des PUR in Wroªaw/Breslau, das den angeblihen Hungertodvon Deutshen auf dem Transport Nr. 151 aus Malbork/Marienburg betri�t, zu-sende, bitte ih den Bürger Direktor, in der Wojewodshaftsabteilung des PUR inGda«sk/Danzig Ermittlungen aufzunehmen, um zu klären, warum dieser Transportniht angemessen mit Lebensmitteln versehen wurde.Gleihzeitig mahe ih auf die Person des Vertreters des PUR aufmerksam, derKommandant des Transportes Nr. 151 war.Wenn er niht über den notwendigen Proviant für die Hinfahrt nah Teuplitz/Tuplieund zusätzlih für den Tag der Übergabe an die Sowjetishen Behörden verfügte,wäre er verp�ihtet gewesen, sih an den Direktor der Wojewodshaftsabteilung desPUR in Gda«sk/Danzig zu wenden, und wenn dies niht geholfen hätte, hätte ersih an die Zentralverwaltung [des PUR℄ wenden müssen, eventuell an mih, um dieLebensmittelvorräte zu vervollständigen.Die Abfassung solher Protokolle weist auf das Element hin, das bei der Repatriie-rung beshäftigt ist und das Ausland als �Shufte und Lumpen� bezeihnet.Gleihzeitig sollte sih der Bezirksdirektor des PUR in Gda«sk/Danzig näher für dieTransporte, insbesondere während der Frostperiode, interessieren, vor allem auhdeswegen, weil ih neben einer gröÿeren Anzahl von Shreiben, die jeden Monat nahOlsztyn/Allenstein, Gda«sk/Danzig und Szzein/Stettin vershikt werden, und aufder Tagung vom 20. Januar dieses Jahres gemeinsam mit dem Bürger VizedirektorOlehnowiz auf eine angemessene Versorgung der Transporte mit Lebensmitteln,Brennmaterial und ausreihende sanitäre Betreuung aufmerksam gemaht habe.Die Frage der Versorgung der Deutshen mit Lebensmitteln wurde von Bürger Mini-ster Wolski persönlih auf einer Konferenz vor Weihnahten, als ih die Repatriierungder sowjetishen Bürger übernahm, angesprohen, bei der ih, der Bürger Direktor,sowie der Bürger Vizedirektor Olehnowiz anwesend waren.Die Haltung des Bürgers Minister war in dieser Angelegenheit deutlih, und er be-tonte, daÿ die Deutshen ausreihend mit Lebensmitteln aus den Lagern des PURversorgt werden müÿten.1 Ein ähnlihes Shreiben von Jaroszek an Sapieha (unter demselben Datum) über 29 Todesfälleim Transport aus Szzein/Stettin nah �widwin, s. Bd. 3, Wojewodshaft Stettin (in Vorbereitung).
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Wenn der PUR in Gda«sk/Danzig aus dem einen oder anderen Grund seine Aufga-ben niht wahrgenommen hat, so wäre der Sammelpunkt in Tuplie/Teuplitz ver-p�ihtet gewesen, den Transport angemessen mit Lebensmitteln zu versorgen, bevorer das Land verlieÿ, und hätte niht lediglih 85 kg Graupen austeilen dürfen.Ih unterstreihe, daÿ der vorstehend geshilderte Vorfall einer von vielen Miÿgri�endes PUR in dieser Angelegenheit ist.Gleihzeitig bitte ih die Gesundheitsabteilung der Zentralverwaltung, auf die Sterb-lihkeitsrate der Deutshen während der Repatriierung aufmerksam zu mahen.2

2 Lippózy/Walihnowski: Przesiedlenie, S. 163-165, zitieren in dieser Angelegenheit nur dasvorangehende Shreiben Jaroszeks vom 12.2. (fälshlih datiert auf den 7.2.), das eindeutig fürdie Auÿenwelt bestimmt war, sowie das Fragment eines anderen Shreibens vom 21.2. (das einerähnlihen Argumentation folgte); weder das obige Shreiben noh die beiden folgenden wurden vonLippózy/Walihnowski aufgenommen. 155.1947, 21. FebruarDer Hauptbeauftragte an den Stellvertretenden Minister für die WiedergewonnenenGebiete Wolski über TransportproblemeAAN MZO 522a, Bl. 88-92bDirektor Dubiel, ih bitte das Auÿenministerium mit der Vorbereitung einer Ant-wort zu beauftragen, wobei darauf geahtet werden muÿ, daÿ die Antwort [unleser-lih℄ in Berlin verwendet werden kann [Untershrift unleserlih℄b1Indem ih die Antwort für das Auÿenministerium auf das Shreiben der P.M.W. inBerlin beilege, möhte ih dem Bürger Minister die Shwierigkeiten darlegen, diewährend der Repatriierung entstanden sind.Der Aussiedlungsapparat des P.U.R. setzt sih in hohem Maÿe aus Personen zusam-men, die nur für eine begrenzte Zeit beshäftigt werden. Der niedrige Lohn, der biszu 18 Stunden dauernde Arbeitstag, die nur für drei Monate geltenden Anstellungen,haben dazu geführt, daÿ, wenn sih eine entsprehende Person gefunden hat, diesenah einigen Monaten zu einer anderen Institution überwehselte.Die Arbeitsbedingungen am Sammelpunkt, die die Kleidung verderben und die Ge-sundheit infolge der Anstekung mit Krankheiten (Krätze) shädigen, die ständigeUnruhe, hat seitens des Personals, das mit der Repatriierung der Deutshen beshäf-tigt war, eine groÿe Opferbereitshaft erfordert.Der Dienst unseres Personals an den Übergabepunkten in den völlig abgelegenenOrtshaften Kaªawsk/Kohlfurt und Tuplie/Teuplitz war niht besonders attraktiv.1 Der Entwurf (?) einer ausführlihen Antwort Wolskis an das MSZ im AAN MZO 528, März1947, verneinte jeglihe Verantwortung seitens der polnishen Behörden.
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So war es z. B. niht möglih, einen Arzt für den Übergabepunkt zu engagieren,obwohl der P.U.R. dafür ein verhältnismäÿig hohes Gehalt vorgesehen hatte.Häu�g wurden auf Beamtenstellen geistig Minderbemittelte (wörtlih: Viertelintel-ligente) eingesetzt, die niht einmal Polnish shreiben konnten.Das Verhältnis der vorgesetzten P.U.R.-Behörden zu den aufgrund des sog. Para-graphen 18 angestellten Mitarbeitern läÿt viel zu wünshen übrig. Trotz meinerInterventionen hinsihtlih der dreimonatigen Anstellungszeiten und ihrer Nihtbe-rüksihtigung bei Zuwendungen hat die Zentralverwaltung der P.U.R. sie �stief-mütterlih� behandelt. (Z.B. hat sie den Beamten des P.U.R. amerikanishe Dekenzukommen lassen, den bei der Repatriierung der Deutshen Beshäftigten dagegenverweigert.)Auÿerdem muÿ ih das völlige Desinteresse der Zentralverwaltung des P.U.R. an derRepatriierung der deutshen Bevölkerung hervorheben.Auf meinen im Herbst vergangenen Jahres an den Bürger Minister gerihteten An-trag auf die Entsendung zweier Inspektoren der Zentralverwaltung zur Überprüfungder Sammelpunkte, den der Bürger Minister positiv beshieden hat, erteilte die Zen-tralverwaltung des P.U.R. unter Hinweis auf fehlendes Personal eine Ablehnung.Ih habe mih auh direkt an die Direktion des P.U.R mit der Bitte um Überwahungder Versorgung der Transporte hinsihtlih der tehnishen Seite der Repatriierunggewendet, die im Sinne der Instruktion des M.Z.O. dem P.U.R. übertragen wor-den war, und habe sogar mit dem Leiter der Inspektionsabteilung vereinbart, mirjedesmal Meldung über Mängel zu erstatten, all dies blieb jedoh ohne Ergebnis.Am 13. Dezember 1946 habe ih ein Shreiben an die Zentralverwaltung des P.U.R.gesandt, in dem ih den Bürger Direktor um die Überlassung von Tabellen betref-fend die Ernährung der deutshen Repatrianten bitte, die ih für die SowjetisheMission benötigte; ih habe darin gebeten, den Unterhalt und die Versorgung derdeutshen Repatrianten im Sinne der Weisungen des Bürgers Minister zu verbes-sern, des weiteren habe ih den Bürger Direktor darum gebeten, daÿ die Abteilungder Zentralverwaltung für den Nahshub darauf aufmerksam gemaht werden mö-ge, sih um den Bestand der Vorratslager in den vershiedenen Wojewodshaften zukümmern, damit gegebenenfalls Lebensmittel � falls nötig � herbeigesha�t werdenkönnen, aber leider habe ih bis jetzt noh immer keine shriftlihe Antwort auf meinShreiben erhalten. In einem Telefongespräh erklärte mir der Bürger VizedirektorOlszewski, daÿ ih bis jetzt �ohne die Zentrale ausgekommen sei, und jetzt erlaubteih mir, Briefe an sie zu shreiben. Die Zentralverwaltung könne mir nur mündliheInformationen erteilen, wenn ih sie benötigen sollte und mih persönlih meldete,aber keine aktive Hilfe leisten�.Diese Einstellung ist auh in einige andere Wojewodshaftsabteilungen des P.U.Reingedrungen.Als ih das Shreiben der Militärmission erhalten hatte, habe ih um die Einberufungeiner Konferenz in der Zentralverwaltung ersuht. Mein Vorshlag hat auh gewisse
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Einwände seitens des Bürgers Direktor hervorgerufen. Zuerst wollte er die Saheselbst erledigen, aber aufgrund meines Drängens und meiner Erläuterungen entshloÿer sih, eine Konferenz einzuberufen.Nahdem ih die Situation geshildert hatte, wurde mir postwendend geantwortet,daÿ der P.U.R. keinerlei Verantwortung dafür trage, da er die Repatriierung derDeutshen niht leite. Nahdem ih die Instruktion des M.Z.O.2 und die entsprehen-de Interpretation vorgelesen hatte, erklärte man sih jedoh mit meinem Standpunkteinverstanden.Wie sih herausstellte, war einigen der Anwesenden die Instruktion des M.Z.O. nihtbekannt.Als Ergebnis dieser Konferenz sandte Bürger Direktor Sapieha sofort aufgrundmeiner shriftlihen Au�orderung eine Inspektion nah Gda«sk/Danzig und Szze-in/Stettin, um Untersuhungen in denjenigen Angelegenheiten aufzunehmen, überdie sih der P.U.R. mir gegenüber ausweihend geäuÿert hatte.Noh am selben Tag sandte die Zentralverwaltung die erste Depeshe, in der auf dieVerp�egungsfrage Bezug genommen wurde, nah der Repatriierung von immerhin1.650.000 Deutshen, worüber sih sogar die nahgeordneten Stellen wunderten.3Wenn ih dies gegenüber dem Bürger Minister erwähne, dann nur deswegen, weil ihniht einen �ewigen Krieg� mit der Zentralverwaltung, von der ih teilweise abhängigbin, führen möhte und damit sie mir im täglihen Leben keine Hindernisse in denWeg legt.Das einzige Argument, das der P.U.R. zu seiner Entshuldigung vorzubringen hat,sind die sehr niedrigen Gehälter des Personals und der damit verbundene Mangel anbefähigten Mitarbeitern.Vor der Wiederaufnahme der Repatriierung bitte ih den Bürger Minister darum,an die Zentralverwaltung des P.U.R. ein Shreiben über die Verantwortlihkeit derDirektion des P.U.R. für die entsprehende Ausführung der Instruktion des M.Z.O.zu rihten.Hinsihtlih des in die Kritik geratenen Zuges aus Wroªaw/Breslau in die BritisheZone rehtfertigen sih der Kommandant Fundowiz und die Eisenbahndirektiondamit, daÿ es keine Öfen gegeben habe, da die Pendelzüge in der Sowjetishen Zo-ne aufgehalten worden seien, und daÿ die Zentralbehörden niht verboten hätten,Transporte ohne Öfen abzufertigen.2 Es geht wahrsheinlih um die undatierte Instruktion �für die Verwaltungsbehörden über dieRepatriierung der deutshen Bevölkerung aus dem Staatsgebiet�, die im Teil 3, Punkte a-e dieVerantwortlihkeit des PUR bei der Organisation der �tehnishen Seite der Repatriierungsaktion�der Deutshen feststellte; ähnlih eindeutig war in diesem Bereih die Instruktion für die Leiter derSammelstellen (Jona: Wysiedlenie, S. 98-100).3 Jaroszek meint wahrsheinlih, daÿ die Zentralverwaltung des PUR nah zehnmonatiger Dau-er der Aktion und der Aussiedlung von 1.650.000 Personen nun die Aussiedlung der Deutshen�entdekt� habe.
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Das erste Argument ist überzeugend, das zweite dagegen völlig unpassend, da aufAnordnung des Bürgers Minister am 29. November 1946 von Bürger Gajak eineDepeshe an Kommissar Fundowiz und alle Eisenbahndirektionen geshikt wurde,deren nahfolgenden Inhalt man mir zur Kenntnis gebraht hat:�An den Kommissar für Repatriierungsangelegenheiten Bürger Fundowiz. DieTransporte mit den Deutshen müssen in Waggons statt�nden, in den sih voll-ständig installierte Öfen und Kohle als Brennmaterial be�nden müssen, damit dieWaggons beheizt werden können. Auf Weisung des Vizeministers Wolski /�/ Gajak.�Den Inhalt dieser Depeshe sandte Bürger Wojewode Barhaz mit den entsprehen-den Kommentaren an den P.U.R., W.B.W. und ODKP Wroªaw/Breslau.bIn Anbetraht dieser Weisung hätte dieser Transport niht auf den Weg gebrahtwerden dürfenb, zumal ih am 20. Dezember 1946 65 Öfen von der Zentrale des P.U.R.aus geshikt habe und das Militärbüro auf der Konferenz im Verkehrsministeriumbeshlossen hatte, 1000 Öfen im Gegenwert von 1.700.000 Zªoty zur Verfügung zustellen. Das Problem mit den Öfen war in allen Wojewodshaften bekannt, jedohnur ein Zug aus Niedershlesien ging ohne Öfen ab.Bürger Ministerialrat Sadkowski im Verkehrsministerium sagte mir, daÿ auf demGebiet Niedershlesiens das Problem mit den Öfen niht zu den shwierigsten zähle,da alle Pendelzüge aus der sowjetishen Zone einträfen und es in ihnen niht immeran Öfen fehle.Hinsihtlih der Kommunikation muÿ man feststellen, daÿ die aus dem Ausland ein-tre�enden Züge an den Grenzstationen aufgelöst und an den Ausgangspunkten neuzusammengesetzt wurden; entweder wurden sie niht pünktlih oder niht komplettzusammengestellt, da man nur von Zeit zu Zeit einige Waggons zur Verfügung stellte,was zu groÿen Shwierigkeiten bei der ordnungsgemäÿen Beladung mit Repatriantenführte.Im Zusammenhang mit diesen Vorkommnissen haben wir mit Hilfe des Verkehrsmi-nisteriums eine Reihe von interventiven Konferenzen mit dem Direktor des O.K.P.veranstaltet, die jedoh praktish kaum Ergebnisse brahten.Die Eisenbahn entshuldigt sih mit dem Fehlen von 50 Zügen, die im Dezember inder Sowjetishen Zone liegengeblieben sind.Die Zeit vor den Wahlen hat zahlreihe Leute und Verkehrsmittel des P.U.R in An-spruh genommen und dadurh ebenfalls in gewisser Weise zu den shon bestehendenShwierigkeiten bei der Repatriierung beigetragen.
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Trotz dieser Shwierigkeiten zeigte der ganze für die Aussiedlung zuständige Apparatgroÿen Einsatz und Opferbereitshaft im Dienst, und die beklagenswerten Vorfälleereigneten sih nur infolge einer Verkettung unglükliher Umstände, die mit dementshiedenen Willen einhergingen, eine möglihst hohe Zahl an Aussiedlern nah-zuweisen und dem Fiskus Ausgaben für die Versorgung der an den Sammelpunktenzusammengezogenen Deutshen, die bis zur Wiederaufnahme der Repatriierung hät-ten ernährt werden müssen, zu ersparen.4bWarum hat Fundowiz den Zug dennoh abfahren lassen?b

4 Frühere Klagen von Jaroszek über �stille Anweisungen von vershiedenen Seiten� sieheNitsh-ke: Wysiedlenie, S. 180. Ähnlihe Vorwürfe erfolgten seitens des Amtes des Hauptdelegierten ge-genüber dem PUR, vgl. KS 24.4.1947. Die Kritik am PUR war siherlih einer der Gründe fürdas systematishe �Fertigmahen� Jaroszeks durh die Direktion des PUR nah Beendigung derAussiedlung der Deutshen im Jahre 1950; eine umfangreihe Dokumentation dieser Angelegenheitbe�ndet sih im AAN ZC PUR II/145a. 156.[1947, nah dem 22. Februar℄Notiz des Hauptbeauftragten über Mängel bei den TransportenAAN MZO 528, Bl. 14Die Sammelpunkte signalisieren Mängel bei der Versorgung der Transporte, der sa-nitären Betreuung und der Verteilung an den Sammelpunkten.1. Transport aus Zielona Góra/Grünberg vom 8.1.47, verplombter Waggon geö�-net, es fehlen 11 1/2 kg Zuker, 10 1/2 kg Fettwaren. Protokollniedershrift inTuplie/Teuplitz, aber niht zusätzlih mit Lebensmitteln versorgt.2. Transport aus Malbork/Marienburg � fünf Personen sind verhungert. Der Be-gleiter des PUR stellt dies protokollarish fest. Der Transport ist in das Aus-land unversorgt abgefahren. (Brief General Dratwins1. Verantwortlih dafürsind die Direktoren des PUR in Gda«sk/Danzig und Wroªaw/Breslau.)3. Transport vom 11. Januar aus Szzein/Stettin. Es sterben vier Personen.4. Transport aus Olsztyn/Allenstein vom 16. Dezember � es sterben zwölf Perso-nen, wobei die Wojewodshaftsabteilung des PUR in Wroªaw/Breslau ebensowie der Leiter der Übergabestelle erst am 22.2.47 auf meine Anforderung hindarüber Meldung erstatteten und persönlih nah Wroªaw/Breslau beordertwurden.1 Vgl. Dok. 152.
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5. An den Übergabepunkten gibt es ungeeignete Leute. Die Punkte sind nihtmit Lebensmitteln versorgt. Trotz der Intervention des Leiters des Punktesin Tuplie/Teuplitz bei der Kreis- und Wojewodshaftsabteilung des PUR inWroªaw/Breslau wurden keine Lebensmittel geliefert.6. Es besteht ein völliges Desinteresse seitens der Zentralverwaltung daran, obdie nahgeordneten Dienststellen, die dem PUR übertragenen Aufgaben wiedie Organisation der Punkte, die Organisation des Sanitätsdienstes, der Trans-portmittel, des Begleitshutzes, des Beladens und der Abfertigung der Trans-porte und der Betreuung der Transporte während der Fahrt erledigen. Fürdie Versorgung des Transportes tragen der hTransportleiterh, der Leiter derÜbergabestelle, der ein Beamter des PUR ist und dem Direktor der Woje-wodshaftsabteilung des PUR und dem Direktor der Zentrale untersteht, dieVerantwortung.Mehrmals habe ih mih direkt mündlih oder shriftlih an den Bürger Direktorder Zentralverwaltung des PUR mit der Bitte gewandt, sih für diese Sahlage zuinteressieren, aber ohne Erfolg. Die Shreiben hat die Zentralverwaltung niht be-antwortet. Der Bürger Direktor Olszewski hat mir am Telefon erklärt, daÿ ih bisjetzt auh ohne den PUR zurehtgekommen sei und daÿ ih auh weiterhin ohne ihnzurehtkommen möge. Der PUR könne mir Informationen zuteil werden lassen, aberkeine Unterstützung. Bis zum heutigen Tage habe ih [auf das Shreiben℄ vom 13. De-zember keine Antwort erhalten. Im Augenblik bin ih dabei, diese Angelegenheitenan den Bürger Minister Wolski und an das Kontrolldep. des M.Z.O. weiterzuleiten.Für die Winterszeit habe ih zur Erleihterung der Arbeit des PUR die Anzahlder Sammelpunkte eingeshränkt; mit Shreiben vom 9. November 1946, Aktenz.246/46, habe ih angeordnet, sih den winterlihen Verhältnissen anzupassen, wasbis heute noh niht hinreihend beahtet wurde.Am 22. November 46 habe ih eine Anordnung getro�en, die ih dem Direktor desPUR persönlih überreiht habe, um die Zentralverwaltung über die aufgetretenenMängel zu informieren � dies hat jedoh im Hinblik auf die Maÿnahmen der Zentraleleider keinen Erfolg gehabt. Ih habe keinen einzigen Beriht erhalten, in dem manmir über ein Eingreifen der Inspektion des PUR oder über die Überwahung derdem PUR übertragenen Aufgaben berihtet hätte.2

157.1947, 28. FebruarRunderlaÿ Nr. 3/47 des Justizministeriums über Personen deutsher Nationalität,die des Abfalls von der nationalen Zugehörigkeit beshuldigt werdenAAN DWO 10/7, Bl. 203-2042 Vgl. Hofmann: Nahkriegszeit, S. 264.
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Ein Teil der Freisprühe in den Prozessen gegen Personen, die aufgrund des De-krets über die strafrehtlihe Verantwortlihkeit für den Abfall von der nationalenZugehörigkeit [vom 28. Juni 1946℄ angeklagt waren, stützt sih auf die Bestimmungvon Artikel 4, Buhstabe  dieses Dekrets, d.h. auf den Befund, daÿ der Angeklagteauh shon vor dem 1. September 1939 ständig seine Zugehörigkeit zur deutshenNationalität bekundet hat.In gewissen Fällen wurde jedoh festgestellt, daÿ gerade solhe Freigesprohenennah ihrer Entlassung aus dem Lager ihren Aufenthaltsort wehseln, sih vor denBehörden versteken oder sih sogar Banden anshlieÿen.Die nah dem Urteilsspruh unverzüglih erfolgte Entlassung aus den Gefängnissenvon Personen, die durh ihr Verhalten ihre deutshe nationale Eigenart bewiesenhaben, denen die Staatsbürgershaft aberkannt werden sollte und die des Landesverwiesen werden sollten, ershwert die Anwendung des Dekrets vom 13.9.1946, Ge-setzblatt der Republik Polen Nr. 55, Pos. 310, oder maht sie unmöglih.Um den Staat vor den nahteiligen Folgen, die aufgrund dieses Sahverhaltes ent-stehen können, zu bewahren, ordnet das Justizministerium an, daÿ die Gerihte inZukunft die Entlassungsbesheide der aufgrund des erwähnten Artikels 4, Buhsta-be  freigesprohenen Personen niht direkt an die Gefängnis- oder Lagerverwaltun-gen, sondern durh Vermittlung desjenigen Siherheitsamtes (der Wojewodshaft,des Kreises oder der Stadt), das die Ermittlungen durhgeführt hat oder dem dieAufsiht über das Gefängnis oder Lager obliegt, in dem sih der Angeklagte aufhält,zushiken.In einem dem Entlassungsbesheid beigelegten Shreiben informiert das Geriht dasAmt für Ö�entlihe Siherheit darüber:1. daÿ der entlassene X, Y freigesprohen wurde, da das Geriht festgestellt hat,daÿ er auh shon vor dem 1. September 1939 stets seine deutshe Volkszuge-hörigkeit bewiesen hat,2. daÿ das Amt für Ö�entlihe Siherheit den gerihtlihen Entlassungsbesheid,dem eventuell seine eigene Anordnung beigefügt wird, unverzüglih an die Ge-fängnis(Lager)verwaltung shiken soll, wenn dieses Amt eine vorläu�ge Ver-haftung gemäÿ Artikel 9 des Dekretes vom 13. September 1946 verfügt.1

1 Der Inhalt des Artikels 4, Buhstabe  wurde im ersten Absatz des Dokuments wiedergegeben.Der Runderlaÿ 3/47 wurde vom MBP als erste Novelle zur Verordnung Nr. 79 (Erklärungen zurInstruktion vom 14.1.1947) mit der Ergänzung verbreitet: �Wenn aus dem Urteil hervorgeht, daÿdie Entlassung gemäÿ Art. 4, Buhstabe  des Dekrets I [vom 28.6.1946℄ erfolgt, darf der direktabgesandte Besheid [Entlassung aus dem Lager℄ niht ausgeführt werden, sondern muÿ die Ange-legenheit unverzüglih an den W.U.B.P. weitergeleitet werden� � �der untersuhen wird, ob nihtGründe vorliegen, das Dekret II [vom 28.9.1946℄ anzuwenden�.
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158.1947, 4. MärzNotiz des MZO über die Anzahl der Deutshen und der AusgesiedeltenAAN MZO 525, Bl. 8Die deutshe Bevölkerung in den Wiedergewonnenen Gebieten und deren Repatriie-rungStand vom 1.1.1947Wojewodshaft Bevölkerung repatriiert Anmerkungen1. Biaªystok 2.523 �2. Allenstein/Olsztyn 71.640 14.2573. Danzig/Gda«sk 62.952 57.916 Stand v. 1.11.464. Stettin/Szzein 203.853 197.9285. Posen/Pozna« 4.285 19.9316. Breslau/Wroªaw 227.244 1.027.6207. Shlesien 6.100 99.116578:597 1:416:768Vom 1.1. bis zum 20.1.47 wurden 39.746 [Personen℄ repatriiert.Warshau/Warszawa 4.3.47Nah Angaben des Bürgers Gajak wurden bis zum 20.1.47 insgesamt 1.685.130 Per-sonen ausgesiedelt.
159.1947, 7. MärzRunderlaÿ Nr. 9 des MBP betr. Verbot der Heranziehung von freienVolksdeutshen zur ZwangsarbeitAAN DWO 10/7, Bl. 483Dem Ministerium wurde berihtet, daÿ die Behörden für Ö�entlihe Siherheit unddie Bürgermiliz auf eigene Faust Volksdeutshe, die sih in Freiheit be�nden, zudiversen Zwangsarbeiten heranziehen.Eine solhe Praxis �ndet keinerlei Begründung in den verbindlihen Rehtsvorshrif-ten und verletzt die Rehtsordnung des Staates.Im Auftrag des Ministers wird die Heranziehung von Volksdeutshen, die sih inFreiheit be�nden, zu irgendeiner Zwangsarbeit kategorish untersagt, und dies ohneRüksiht darauf, in welhe Kategorie der Volksliste sie eingetragen worden sind.
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Sämtlihe Verletzungen von Vorshriften, die in diesem Runderlaÿ aufgeführt sind,werden als Amtsmiÿbrauh streng geahndet.Vorstehendes bitte ih allen nahgeordneten Organen zur Kenntnis zu bringen.

160.1947, 21. MärzNotiz von einer Konferenz im MZO über den Status von Deutshen, die in Polenbleiben AAN MZO 73, Bl. 115-116Anwesend:Der Bürger Direktor des Departements für soziale und ökonomishe Fragen des In-dustrieministeriums T. Gede1, der Leiter des Referats für Beshäftigungspolitik desIndustrieministeriums H. Diamand, der Delegierte des Departements für Versihe-rungen des Ministeriums für Arbeit und Sozialfürsorge H. Borkowski, der Delegiertedes Departements für Arbeit des Ministeriums für Arbeit und Soziales D. Grygoriew.Vom Ministerium für die Wiedergewonnenen Gebiete die Bürger Direktor Quirini,Direktor Gluk, Direktor Pietkiewiz, Direktor Toru«zyk, Abteilungsleiter Fihelund in Vertretung des Hauptbeauftragten des M.Z.O. für Fragen der Repatriierungder Deutshen W. Majewski.2Die Konferenz wurde einberufen, um folgende Angelegenheiten zu besprehen:1) Reduktion der vom M.Z.O. für die in den dem Innenministerium unterstelltenBetrieben beshäftigten deutshen Fahkräfte ausgestellten grünen Anforde-rungsbesheinigugngen2) die Rehte der von der Repatriierung ausgenommenen Deutshena) Arbeitsvertragb) Bürgerrehte) Entlohnungd) Ausbildung der Kindere) Wohnungf) Sozialleistungen und Versiherungen1 Tadeusz Gede (1911-1982), PPR.2 Die Konferenz fand am 18. März 1947 unter Vorsitz des Stellvertretenden Ministers Dubielstatt. Zur weiteren Regelung der rehtlihen Situation der in Polen zurükbleibenden Deutshenvgl. u. a. die Dokumente 168 u. 179 (allgemeines Verbot, die deutshe Sprahe in der Ö�entlihkeitzu benutzen, aber den reklamierten deutshen Fahkräften �soll keinerlei Shwierigkeiten bei derBenutzung ihrer Muttersprahe gemaht werden�).
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g) Bedingungen für eine spätere Aussiedlung3) Die Rehte für Deutshe, die die polnishe Staatsbürgershaft annehmen.Nah eingehender Diskussion, an der sih alle Anwesenden beteiligten, wurde fol-gendes beshlossen:I. Das Industrieministerium wird die Zahl von 22.416 ausgegebenen Beshei-nigungen auf 10-15.000 reduzieren, so daÿ bis zum September 47 nur noh10.000 übrigbleiben, falls die Kohleindustrie bis dahin stattdessen Bergleuteaus Frankreih bekommen sollte.Speziell in der Textilindustrie werden von 3.729 Besheinigungen nur 1.000übrigbleiben. � Die Deutshen werden von Polen aus den zentral gelegenenWojewodshaften ersetzt werden. Nah der endgültigen Feststellung der vonder Repatriierung ausgenommenen Deutshen werden die grünen Besheini-gungen durh das M.Z.O. mit einem Stempel versehen, oder es werden neueBesheinigungen ausgestellt. � Das Abstempeln von Besheinigungen in ein-zelnen Betrieben wird hiermit untersagt.II. Die Deutshen erhalten dieselben Rehte, Arbeitsbedingungen und dieselbeEntlohnung wie die Polen. Einen o�ziell verfügten Arbeitszwang für Deutshewird es niht geben, allerdings wird der Abshluÿ eines Arbeitsvertrages, dieErteilung der Aufenthaltserlaubnis, der Handwerkerkarte sowie die Bestäti-gung dieser Dokumente durh die Verwaltungsbehörden einem allzu häu�genWehsel des Arbeitsplatzes bei den Deutshen vorbeugen. Auÿerdem behaltendie Deutshen im Augenblik ihr Mobiliar; was die Immobilien betri�t, wirdes möglih sein, sie zurükzugeben, aber bis zu einem gewissen Limit. Die denDeutshen zurükgegebenen Immobilien werden sie an den Arbeitsplatz undan die Umgebung binden.Das Problem des Shulbesuhs deutsher Kinder bleibt eine o�ene Frage, und ins-besondere bestehen folgende Probleme weiter:Sollen besondere allgemeinbildende Shulen eingerihtet werden?Soll die Jugend zur Ausbildung in Berufsshulen, Mittel- und Höhere Shulenaufgenommen werden dürfen?Sollen die Shulen von den Betrieben organisiert werden oder vom Bildungsmi-nisterium? Das Industrieministerium möhte die Betriebe mit dem Shulwesenniht belasten. � Auf jeden Fall sollte ein ordnungsgemäÿer Unterriht unterpolnisher Aufsiht zum Ende des geheimen Unterrihtswesens führen.Die Deutshen erhalten die gleihen Rehte wie die Bürger ausländisher Staatendergestalt, daÿ erst nah einer Friedenskonferenz formell Besheinigungen ausgestellt
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werden können, was davon abhängt, ob ein einheitliher deutsher Staat entstehenoder ob Deutshland in einzelne Kleinstaaten aufgegliedert werden wird.Jedenfalls wird das Ausländerreht für Deutshe von ihrer Loyalität und P�ihterfül-lung abhängig sein, auÿerdem werden die auf der Friedenskonferenz ausgehandeltenAbsprahen darauf Ein�uÿ nehmen.3Die Voraussetzungen einer späteren Aussiedlung der Deutshen und die Repatriie-rungsmöglihkeiten werden von dem Friedensvertrag mit Deutshland abhängen unddie Rehte der Person und die Repatriierungsbedingungen sollten besser sein, als sieden deutshen Aussiedlern derzeit eingeräumt werden.Sozialleistungen und Versiherungen stehen den Deutshen in demselben Umfangwie den Polen zu.Die zur Repatriierung bestimmten Deutshen sind wie bisher zu behandeln.

161.1947, 7. April
Der Vizeminister des ZO, Dubiel, an die Hauptverwaltung des PCK über dieRepatriierung von deutshen Kindern ohne Familien

AAN MZO 534, Bl. 17Nah Informationen des Ministeriums für die Wiedergewonnenen Gebiete gibt es inden Wojewodshaften Zentralpolens und in den Wiedergewonnenen Gebieten rund5.000-6.000 deutshe Kinder ohne Familien.Diese Kinder sind aufgrund der Kriegsereignisse in Polen zurükgeblieben und sindprivat, in Waisenheimen, Anstalten et. untergebraht.Das Ministerium für die Wiedergewonnenen Gebiete verfügt über keine genauen Zah-lenangaben der deutshen Kinder, da das Ministerium für Arbeit und Sozialfürsorge,das Gesundheitsministerium, das Bildungsministerium und die Wojewodshaftsäm-ter untershiedlihe Zahlenangaben geliefert haben.
3 Madajzyk: Mniejszo±¢ niemieka, S. 9, meint, daÿ der �Fehlshlag� der Friedenskonferenz�die Realisierung der oben genannten Absihten vershoben hat�; diese Angelegenheit bedarf nohweiterer Forshungen auf lokaler Ebene.



Nr. 162 (1947, 12. April) 315
Aufgrund des Abkommens der Polnishen Repatriierungsmission mit dem AlliiertenKontrollrat für Deutshland in Berlin vom 14.2.471 müssen Kinder ohne Familienunter ärztliher Aufsiht und sanitärer Betreuung in Sonderzügen repatriiert werden.Wegen einer vorübergehenden Verlangsamung der Aktion zur Repatriierung derdeutshen Bevölkerung aus dem Polnishen Staatsgebiet und unter Bezug auf einShreiben des Deutshen Roten Kreuzes vom 3.2.47, dessen Abshrift diesem Shrei-ben beigefügt ist2, shlägt das Ministerium für die Wiedergewonnenen Gebiete zurBeshleunigung der Repatriierungsaktion vor, daÿ das Polnishe Rote Kreuz die Re-gistrierung der Kinder, deren Zusammenführung an den Sammelpunkten und dieSiherstellung der sanitären und ärztlihen Betreuung übernimmt.Das Ministerium für die Wiedergewonnenen Gebiete seinerseits wird die Aktion aufinternationaler Ebene mit Unterstützung der Polnishen Repatriierungsmission, diesih in dieser Angelegenheit mit dem Alliierten Kontrollrat für Deutshland in Berlinverständigen wird, durhführen und die tehnishe Seite der Repatriierung durh dieOrgane des P.U.R. und die Finanzierung der Aktion übernehmen.Über sämtlihe Einzelheiten und eventuelle zusätzlihe Informationen in dieser An-gelegenheit erteilt der Hauptbeauftragte in Sahen der Repatriierung der Deutshenim Ministerium für die Wiedergewonnenen Gebiete Auskunft.

1 Unbekanntes Übereinkommen. Es ist unklar, ob es sih hier um einen Fehler des Datums(1947 anstatt 1946) handelt, d.h. um das polnish-britishe Abkommen vom 14.2.1946, das imP. 11a) lediglih an die Notwendigkeit erinnerte, daÿ die polnishe Seite die Anzahl der Waisen,Kranken und Gefangenen anzugeben habe, die nah dem Eintre�en in der britishen Zone einenKrankenhausaufenthalt benötigen würden.2 Das Shreiben fehlt. Ebenda, Korrespondenz der deutshen Caritas, des PCK und des DRKüber die deutshen Kinder aus den Jahren 1946-1948.162.1947, 12. April(R.) Polnish-sowjetishes Abkommen über die Durhführung und die Bedingungender Umsiedlung der deutshen Bevölkerung in die sowjetishe Besatzungszone inDeutshlandBanasiak: Przesiedlenie, S. 236-238; Lippózy: Przesiedlenie, S. 69-731

1 Ebenda, S. 167 �. Runderlaÿ des Hauptbeauftragten über das Verfahren und die Bedingungenbei der Wiederaufnahme der Umsiedlung in die sowjetishe Zone vom 12.4.1947.
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163.1947, 17. AprilAnlagen zum Runderlaÿ des MBP Nr. 17 über die Aberkennung derStaatsbürgershaft und Aussiedlung von DeutshenAAN DWO 10/8, Bl. 85-90[I℄. . . . . . . . . . . . . . . . . . . Amt . . . . . . . . . . . . , . . . . . . . . . . . .194. . .für Ö�entlihe Siherheit An die Starostei in . . . . . .ANTRAGauf Aberkennung der Staatsbürgershaft und Aussiedlung des Erik Buhler, wohnhaftin Bydgoszz/Bromberg, ul. 1 Maja 3, inhaftiert im Lager Jaworzno.. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . Amt für Ö�entlihe Siherheit in . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .gemäÿ Art. 7 des Dekrets vom 13. September 1946 über den Ausshluÿ von Personendeutsher Nationalität aus der polnishen Gesellshaft (DzURP Nr. 55, Pos. 310).beantragtdie Aberkennung der Staatsbürgershaft und die Aussiedlung aus dem Staatsgebietsowie die Kon�szierung des gesamten Vermögens des Erik Buhler, geboren am 25.Januar 1898 in Wroªaw/Breslau, wohnhaft in Bydgoszz/Bromberg, inhaftiert imLager Jaworzno, der durh sein Verhalten seine deutshe nationale Besonderheitbekundet hat.Der Antrag stützt sih auf Artikel 1, 4 und 5 des Absatzes 1 und 2 des genanntenDekrets. BegründungErik Buhler hat auh vor der Besatzungszeit zu Hause und in der Ö�entlihkeit diedeutshe Sprahe benutzt. In sämtlihen Dokumenten hat er seine deutshe Natio-nalität erklärt. Während der Besatzung hat er freiwillig seinen Beitritt zu deutshenSportvereinen und kulturellen Organisationen erklärt.Als Anlage die Untersuhungsakten.Chef . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .des Amtes für Ö�entlihe Siherheit in . . . . . . . . . . . .(Untershrift)
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[II℄

ERKLÄRUNG. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . wohnhaft in . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .(Vorname und Nahname)Ehefrau (Ehemann) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . , dem/r gemäÿ Art. 1 des Dekretsvom 13.9.46 über den Ausshluÿ von Personen deutsher Nationalität aus der pol-nishen Gesellshaft (DzURP Nr. 55, Pos. 310) die polnishe Staatsbürgershaft ab-erkannt wurde, erkläre ih meine Absiht, das Polnishe Staatsgebiet zu verlassen,was ih mit meiner eigenhändigen Untershrift bestätige.Dem/r Untershreibenden der Erklärung ist der Inhalt von Artikel 2, Absatz 1,Buhstabe a des Dekrets vom 13.9.46 über den Ausshluÿ von Personen deutsherNationalität aus der polnishen Gesellshaft bekannt, demzufolge ihm/r die polnisheStaatsbürgershaft aberkannt wird.Datum . . . . . . . . . . . . . . . . . . . Untershrift . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .Ort . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .
[III℄

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . Amt . . . . . . . . . . . . , . . . . . . . . . . . .194. . .für Ö�entlihe Siherheit An die Starostei in . . . . . .ANTRAGauf Aberkennung der Staatsbürgershaft und Aussiedlung Erik Buhlers, wohnhaftin Bydgoszz/Bromberg, ul. 1 Maja 3, inhaftiert im Lager Jaworzno.. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . Amt für Ö�entlihe Siherheit in . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .gemäÿ Artikel 7 des Dekrets vom 13. September 1946 über den Ausshluÿ von Per-sonen deutsher Nationalität aus der polnishen Gesellshaft (DzURP Nr. 55, Pos.310). beantragtdie Aberkennung der Staatsbürgershaft und die Aussiedlung aus dem Staatsgebietsowie die Einziehung des gesamten Vermögens von
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1. Erik Buhler, geboren am 25. Januar 1898 in Breslau/Wroªaw, wohnhaft inBromberg/Bydgoszz, inhaftiert im Lager Jaworzno, der durh sein Verhaltenseine deutshe nationale Besonderheit bekundet hat,2. Anna Buhler geb. Kronne, geboren am 13. April 1902 in Stettin/Szzein,wohnhaft in Bromberg/Bydgoszz, ul. 1 Maja 3, Ehefrau des genannten ErikBuhlers, die durh ihr Verhalten ihre deutshe nationale Besonderheit bekun-det hat.Der Antrag stützt sih auf Artikel 1, 2, Absatz 1, Buhstabe b sowie Artikel 4 und5, Absatz 1 und 2 des zitierten Dekrets.BegründungDas Ehepaar Buhler hat durh sein Verhalten seine deutshe Nationalität stets unterBeweis gestellt. Sie sprehen überhaupt kein Polnish, obwohl sie seit zwanzig Jahrenin Polen wohnen. Bei der Taufe gaben sie ihrem Sohn den Namen �Adolf�, um, wiesie erklärten, den Führer Adolf Hitler zu ehren.Als Anlage die Untersuhungsakten.Chefdes Amtes für Ö�entlihe Siherheit in . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .(Untershrift)

[IV℄. . . . . . . . . . . . . . . . . . . Amt . . . . . . . . . . . . , . . . . . . . . . . . .194. . .für Ö�entlihe Siherheit An die Starostei in . . . . . .ANTRAGauf Aberkennung der Staatsbürgershaft und Aussiedlung der Maria Baum, wohn-haft in Bromberg/Bydgoszz, ul. Dworowa 20, W. 2, inhaftiert im Lager Jaworzno.. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . Amt für Ö�entlihe Siherheit in . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .gemäÿ Artikel 7 des Dekrets vom 13. September 1946 über den Ausshluÿ von Per-sonen deutsher Nationalität aus der polnishen Gesellshaft (Dz. U. R.P. Nr. 55,Pos. 310)
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beantragtdie Aberkennung der Staatsbürgershaft und die Aussiedlung aus dem Staatsgebietsowie die Einziehung des gesamten Vermögens von:Maria Baum, geboren am 21. Mai 1936 in Lodz/�ód¹, wohnhaft in Brom-berg/Bydgoszz, ul. Dworowa 20, W. 2, unehelihes Kind der Anna Baum, diedie Staatsbürgershaft verliert.Der Antrag stützt sih auf Artikel 2, Absatz 1, Buhstabe e und Artikel 4 und 5,Absatz 1 und 2 des genannten Dekrets.BegründungAnna Baum hat stets ihre deutshe Herkunft betont, und obwohl sie vor dem Kriegpolnishe Staatsbürgerin gewesen war, hat sie sih zum Deutshtum bekannt.Zu Hause hat sie stets Deutsh gesprohen, sie las und abonnierte deutshe Büherund gehörte dem Verein Deutsher Frauen an.Während der Besatzungszeit zog Anna Baum aus allen deutshen Privilegien Vor-teile.Der unehelihen Tohter Anna Baums, Maria Baum, die das 18. Lebensjahr nohniht vollendet hat, sollte gemeinsam mit ihrer Mutter, die die polnishe Staatsbür-gershaft verliert, die Staatsbürgershaft aberkannt und sie selbst ebenfalls ausge-siedelt werden.Als Anlage die Untersuhungsakten.ChefAmt für Ö�entlihe Siherheit in . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .(Untershrift)

[V℄. . . . . . . . . . . . . . . . . . . Amt . . . . . . . . . . . . , . . . . . . . . . . . .194. . .für Ö�entlihe Siherheit An die Starostei in . . . . . .ANTRAGauf Aberkennung der Staatsbürgershaft und Aussiedlung von Walter Strumf, wohn-haft in Glatz/Kªodzko, inhaftiert im Lager Jaworzno.. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . Amt für Ö�entlihe Siherheit in . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .gemäÿ Artikel 7 des Dekrets vom 13. September 1946 über den Ausshluÿ von Per-sonen deutsher Nationalität aus der polnishen Gesellshaft (DzURP Nr. 55, Pos.310)
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beantragtdie Aberkennung der Staatsbürgershaft und Aussiedlung aus dem Staatsgebiet so-wie die Einziehung des gesamten Vermögens von:1. Walter Strumf, geboren am 21. Juli 1901 in Waldenburg/Waªbrzyh, wohnhaft inGlatz/Kªodzko, inhaftiert im Lager Jaworzno, der in seinem Verhalten sein deutshesWesen unter Beweis gestellt hat.Der Antrag stützt sih auf Artikel 1, Absatz 1, 4 und Absatz 1 und 2 des zitiertenDekrets. BegründungWalter Strumf hat sih shon vor dem 1. September 1939 stets als Deutsher be-trahtet und galt auh als solher.Freigesprohen gemäÿ Artikel 4, Buhstabe  des Dekrets vom 28.6.1946 (DzURPNr. 41, Pos. 237), d.h. als Person, die ihre Zugehörigkeit zum deutshen Volk unterBeweis gestellt hat, sollte Strumf die polnishe Staatsbürgershaft1 aberkannt, erselbst aus dem polnishen Staatsgebiet ausgewiesen und sein Vermögen beshlag-nahmt werden.Anliegend die Untersuhungs- und Gerihtsakten.ChefAmt für Ö�entlihe Siherheit in . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .(Untershrift)2

164.1947, 7. MaiDie Leiterin des Referats Mitteleuropa des Auÿenministeriums, Maria Wierna, anden Direktor der Politishen Abteilung des Auÿenministeriums, Józef Olszewski,betr. die Aussiedlung deutsher JudenAMSZ 6/705/45, Bl. 3Das Ministerium für die Wiedergewonnenen Gebiete hat sih an das Auÿenministe-rium mit der Bitte um Stellungnahme in bezug auf die Aussiedlung der deutshenJuden aus den Wiedergewonnenen Gebieten gewandt.1 Das Dok. [V℄ weist darauf hin, daÿ zumindest im MBP die Bestimmungen des Dekrets vom13.9.1946 erweiternd interpretiert wurden, indem seine Geltung auf die Reihsbürger ausgeweitetwurde.2 Der Runderlaÿ des MBP und die Anlagen waren die erste Sammlung von Durhführungs-bestimmungen zum Dekret vom 13.9.1946. Das Justizministerium verö�entlihte entsprehendeRegelungen erst zehn Tage später; vgl. Romaniuk: Podzwonne, S. 171-174.
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Diese Angelegenheit ist noh niht geregelt, und es fehlen noh die rehtlihen Grund-lagen für ein besonderes Verfahren bezüglih der deutshen Juden.Eine gewisse Hilfe zur Orientierung bietet das Dekret über hinterlassene und ehema-lige deutshe Vermögen vom 8.3.1946, demzufolge Opfer hitleristisher Verfolgungenberehtigt sind, ihre Rehte auf ihr Vermögen geltend zu mahen, auh wenn siedeutshe Staatsbürger sind.Solh eine Verallgemeinerung hinsihtlih der Aussiedlung wäre jedoh niht zwek-dienlih, da dies z. B. deutshe Sozialdemokraten, die sih ebenfalls auf hitleristisheVerfolgungen berufen können, vor der Aussiedlung shützen würde.Nah Rüksprahe mit dem Büro für Jüdishe Angelegenheiten shlägt das ReferatMitteleuropa vor, daÿ den Juden im Hinblik auf die Unzwekmäÿigkeit der Inan-gri�nahme einer Aussiedlungsaktion deutsher Juden (was eine für uns unangenehmeReaktion der internationalen jüdishen Organisationen bewirken würde) der Verbleibin den Wiedergewonnenen Gebieten gestattet wird. Die Angelegenheit einer formel-len Aufenthaltserlaubnis sollte zunähst niht geregelt werden und diese Frage biszu einer Sonderregelung o�enbleiben.Da das Büro für Jüdishe Fragen die Einzelheiten dieser Angelegenheit, die erst jetztzu Tage trat, niht kennt, ersheint es dem Referat Mitteleuropa zwekdienlih, daÿein Beauftragter dieses Büros die ganze Angelegenheit vor Ort überprüft.Das Referat Mitteleuropa bittet um Zustimmung.bBürger �obodyz1 Einverstanden. JOlsz[ewski℄ .b2

165.1947, 8. MaiDer Stellvertretende Direktor des Departements VI des MBP, OberstleutnantStanisªaw Pizªo, an den Stellvertretenden Minister des ZO, Wolski, über dieBereitstellung von Kleidung für Transporte Deutsher aus ArbeitslagernAAN MZO 72, Bl. 41Um die Bestimmung des Dekrets über die Aussiedlung von Ausländern aus demStaatsgebiet durhzuführen, bereitet das Departement für das GefängniswesenTransporte der in Arbeitslagern internierten Deutshen für den 18.5. und 21.5.47vor.Da der Zustand ihrer Kleidung viel zu wünshen übrig läÿt und das Departement fürGefängniswesen über keinerlei Vorräte an Bekleidung verfügt, die es für diesen Zwekbereitstellen könnte, wende ih mih in dieser Angelegenheit an Sie, Bürger Mini-ster, um Hilfe, damit wir den unangenehmen Folgen der Propaganda im Ausland,1 Miezysªaw �obodyz (geb. 1911), Mitarbeiter der Mitteleuropa-Abteilung.2 Vgl. Dok. 167.
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die diesen Tatbestand zur Shädigung Polens auf internationaler Ebene ausnutzenkönnte, aus dem Wege gehen.In dem Lager des Staatlihen Liquidationsamts in Wroªaw/Breslau gibt es eingela-gerte ehemals deutshe Bekleidung, die man in diesem Fall als Ausstattung für dieauszusiedelnden Personen ausgeben könnte.Ih weise darauf hin, daÿ für die vorstehend genannten Transporte die Zahl derAuszusiedelnden auf 3.000 Personen festgelegt wurde.Ih bitte um eine möglihst rashe und positive Entsheidung.

166.1947, 12. MaiDer Hauptbeauftragte an die Zentralverwaltung des PUR über die Erkrankung vonDeutshen an Bauhtyphus während eines TransportesAAN PUR X/50, Bl. 4In Beantwortung des Shreibens vom 20. April dieses Jahres Nr. 1189/47 über dieErkrankungen an Bauhtyphus bei den deutshen Repatrianten während des Trans-portes melde ih:Bürger Kinsner, Inspektor des Amtes des Hauptbeauftragten des M.Z.O. inWroªaw/Breslau, hat mih über Fälle von Erkrankungen an Bauhtyphus wäh-rend der Transporte der deutshen Auszusiedelnden mit Hilfe der von dem Leiterdes Übergabepunktes in Kaªawsk/Kohlfurt erstatteten Meldung informiert, der sihseinerseits auf die Angaben des dortigen Arztes stützte.Bürger Direktor Jarmoli«ski hat mir diese Nahriht zwei Tage vor Absendung desTelegramms in dieser Angelegenheit an die Zentralverwaltung des P.U.R. bestätigt.Am 28. April diesen Jahres bin ih persönlih nah Kaªawsk/Kohlfurt gefahren,um diese Informationen zu überprüfen, die nah meinem Telefongespräh mitWroªaw/Breslau hinsihtlih der Zahl der Kranken immer wieder untershiedlihlauteten.Vor Ort erklärte mir der Arzt, daÿ er zwei Personen isoliert habe, bei denen er sihergewesen sei, daÿ es sih bei ihnen um Typhus gehandelt habe, die anderen Krankenhabe er als niht anstekend erkrankte Personen diagnostiziert. Ih habe veranlaÿt,diese Personen umgehend in das Krankenhaus in Luba«/Lauban zu überweisen.Bei dieser Gelegenheit habe ih die Leitung darauf aufmerksam gemaht, genaueInformationen über die jeweilige Lage zu geben, und ih habe ebenfalls betont, daÿdiese Angelegenheit Gegenstand von Ermittlungen bei der Zentralverwaltung desP.U.R. sei.Die Typhuserkrankungen wurden der Mission gegenüber niht o�en zugegeben, in-dem man behauptete, daÿ dies eine Grippeerkrankung sei, wie der Arzt erklärte undman befürhte, daÿ der Transport zurükgehalten werden könnte.
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In Wroªaw/Breslau hat eine Besprehung mit Bürger Direktor Jarmoli«ski stattge-funden, in deren Verlauf ih ihn dangewiesend habe, den dortigen Arzt auszuweh-seln.Erkrankungen an der Ruhr wurden niht festgestellt.1

1 Die Suhe des PUR nah einem Arzt für die Übergabestelle in Kaªawsk blieb erfolglos. Am28.5.1947 wurde die Stelle in Kaªawsk direkt der Gesundheitsabteilung der Zentralverwaltung desPUR unterstellt (PUR X/50, Korresp. vom Frühjahr 1947) und im August aufgelöst.
167.1947, 20. MaiDer Direktor des Politishen Departements des Auÿenministeriums, JózefOlszewski, an das Departement für Ö�entlihe Verwaltung des MZO betr. dieAufenthaltserlaubnis für deutshe JudenAMSZ 6/705/45, Bl. 5Bezugnehmend auf das Shreiben des Ministeriums für die Wiedergewonnenen Ge-biete vom 26. Februar 1947, Aktenzeihen 964/II/s.P./6b/47 teilt das Auÿenmini-sterium mit, daÿ es es als zwekdienlih ansieht, deutshen Juden zu gestatten, inden Wiedergewonnenen Gebieten wohnen zu bleiben, falls sie einen solhen Wunshäuÿern sollten. Die formelle Regelung der Frage einer Aufenthaltserlaubnis soll zu-nähst o�enbleiben.1
168.1947, 23. MaiRunderlaÿ Nr. 95 der Sozialversiherungsanstalt [ZUS℄ betr. Versiherung vonPersonen deutsher NationalitätAAN MZO 569, Bl. 13-14Die Sozialversiherungsanstalt [ZUS℄ legt folgende Regelung für die Versiherung vonPersonen deutsher Nationalität und ihres Anspruhs auf Sozialleistungen fest:1 Die Anfrage des MZO wurde am 10.5.1947 wiederholt, ebenda. Auf eine Anfrage der Botshaftin London bezüglih des Wunshes von 150 jüdishen Familien, deutshen Staatsbürgern, die in denWestgebieten zu bleiben beabsihtigten (11.6.) antwortete die Zentrale am 23.6.1947 mit der Wie-derholung der Rihtlinien vom 20.5.1947. Am 15.10.1947 informierte das MZO das MSZ, daÿ sih175 deutshe Juden �um eine Aufenthaltserlaubnis in den Wiedergewonnenen Gebieten� bemühten;ebenda.
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1) Personen deutsher Nationalität unterliegen vom Beginn ihrer Beshäftigungauf Polnishem Staatsgebiet an in vollem Umfang der Versiherungsp�iht.2) Grundlage der Höhe der Versiherungsbeiträge sowie der Beiträge für den Ar-beitsfonds ist ein Gehalt, das der Höhe des Gehalts von Personen polnisherNationalität mit vergleihbaren Quali�kationen entspriht, ohne Berüksihti-gung von Abzügen für den Wiederaufbau des Landes, für die Sozialfürsorgeet.3) Meldungen von Beshäftigten müssen von den Arbeitgebern mit dem Vermerkversehen werden, daÿ es sih um Personen deutsher Nationalität handelt,und die Versiherungsgesellshaften werden alle Akten mit dem Symbol �Deut-sher� kennzeihnen.4) Personen deutsher Nationalität, die vom Ministerium für die Wiedergewon-nenen Gebiete ausgestellte grüne Besheinigungen besitzen, beziehen im Falleeines Unfalls sämtlihe Leistungen, die bei den Sozialversiherungen für Ver-siherte polnisher Nationalität vorgesehen sind, einshlieÿlih Prothesen undärztlihe Betreuung für Rentner. Im Falle ihres Todes haben ihre Familienmit-glieder gleihfalls das Reht auf vergleihbare Leistungen.5) Alle anderen Personen deutsher Nationalität, die die grünen Besheinigungenniht besitzen, erhalten nur folgende Leistungen:a) Kranken- und Muttershaftsversiherung1. Ärztlihe Leistungen, die für Versiherte in Artikel 95, Absatz 1,Punkt 1, Buhstabe a) und b) sowie in Artikel 103, Absatz 1 des Ge-setzes über die Sozialversiherung vorgesehen sind. (Prothesen undSanatorienaufenthalte werden daher niht genehmigt.)2. Krankengeld wird nur dann gezahlt, wenn die Arbeitsunfähigkeit auf-grund eines Unfalls an der Arbeitsstelle oder aufgrund einer Berufs-krankheit eingetreten ist und wenn die Arbeitsunfähigkeit länger alsvier Wohen dauert. Die Höhe der Beihilfe beträgt 75% der vollenUnfallrente, d.h. der Summe von 3.600 bzw. (für Versiherte unter18 Jahren) von 2.400 Zªoty. Die Bestimmungen von Artikel 102 und179 des Gesetzes über die Sozialversiherung �nden ihre volle Anwen-dung.3. Familienmitglieder, als die nur die Ehefrau und Kinder bis zum 16.Lebensjahr gelten, erhalten lediglih medizinishe Leistungen.b) aus Rentenversiherungen1. Nur Leistungen bei einem Unfall in Form von Beihilfen und nur dann,wenn die Arbeitsunfähigkeit, die durh einen Unfall oder eine Berufs-krankheit verursaht wurde, mindestens 50% beträgt. Die Höhe derBeihilfe beträgt 75% der Unfallrente, entsprehend der Prozentzahlder Arbeitsunfähigkeit, ohne Ausgleihszahlungen.
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2. Im Falle eines im Zusammenhang mit der Beshäftigung eingetrete-nen Unfalltodes oder des Todes infolge einer Berufskrankheit habendie Familienmitglieder Anspruh auf eine Beihilfe in Höhe von 75%der Hinterbliebenenrente sowie einer einmaligen Zuwendung in Höhevon 75% des Mindeststerbegeldes.3. Ärztlihe Leistungen werden nur im Falle der Behandlung von Un-fallfolgen erbraht, ausgenommen davon sind Prothesen und Sana-torienaufenthalte. Eine allgemeine medizinishe Hilfe wird Personen,die eine Rente beziehen, niht erteilt.6) Alle Leistungen aus Sozialversiherungen (d.h. sowohl für Personen, die diegrüne Besheinigung besitzen, als auh für Personen, die diese Besheinigungniht besitzen, sowie für Familienmitglieder von Personen deutsher Natio-nalität) werden nur während ihres Aufenthalts in Polen erbraht, wobei dieZuerkennung von Leistungen für die unter Punkt 4 genannten Personen (diegrüne Besheinigungen besitzen) durh einen Besheid zusammen mit einerRehtsmittelbelehrung erfolgt, bei allen anderen Personen dagegen nur durhein einfahes Informationsshreiben.7) Bei der Berehnung der Versiherungsp�iht bzw. des Anspruhs auf Leistun-gen aus der Sozialversiherung (Wartezeit) werden eventuelle Versiherungszei-ten bei deutshen Versiherungsanstalten niht berüksihtigt und auh keineRenten ausbezahlt, die von diesen Versiherungsanstalten zuerkannt wordensind. Dies gilt auh für Personen mit grünen Versiherungsbesheinigungen (P.4).1

169.1947, 23. MaiDie Zentralverwaltung des PUR an den Hauptbeauftragten über die Vershiebungder Ausreise nah Deutshland für HohshwangereAAN MZO 529a, Bl. 192In Übereinstimmung mit den geltenden Vorshriften muÿ der Zeitpunkt der Abreisenah Deutshland von shwangeren Deutshen, die zweks Abshiebung festgenom-men [festgehalten℄ worden sind, vershoben werden. Dies betri�t deutshe Frauen,die sih in der letzten Phase vor der Geburt be�nden (noh sehs Wohen bis zurEntbindung) sowie sehs Wohen nah der Entbindung.In dieser Zeit müssen ihnen angemessene Verp�egung und Unterkunft gewährt wer-den.1 Ebenda umfangreihe Korrespondenz zur Frage der deutshen Faharbeiter in den Jahren1947-1948.
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Zur Zeit be�ndet sih eine bestimmte Anzahl solher deutsher Frauen am Überga-bepunkt in Kohlfurt/Kaªawsk, und man muÿ damit rehnen, daÿ sih solhe Fällein Zukunft ständig wiederholen werden.Im Zusammenhang damit wendet sih die Gesundheitsabteilung der Zentralverwal-tung des P.U.R. an den Bürger Hauptbeauftragten mit der Bitte, dieser Gruppe vondeutshen Frauen und ihren Säuglingen eine angemessene Ernährung und Unterkunftzu sihern.bBürger [Name unleserlih℄. Die Ärzte am Übergabepunkt sollten solhen Frauen dieAusreise niht gestatten, auÿerdem fallen Verp�egung und sanitäre Betreuung inden Zuständigkeitsbereih des PUR. Wir wenden alle Mittel an, um einen Transportvon shwangeren Frauen in gewöhnlihen Zügen zu vermeiden. Die Versorgung dieserKategorie von deutshen Frauen und ihren Säuglingen mit angemessener Kost undUnterkünften liegt im Zuständigkeitsbereih des PUR und steht unter der Kontrolleder Gesundheitsabteilung der Zentralverwaltung des PUR. Sie werden mit Sanitäts-zügen ausgesiedelt. 28/5.47 [Untershrift unleserlih, wahrsheinlih Jaroszek℄b1

170.1947, 26. MaiDer Hauptbeauftragte an das Verkehrsministerium über Mängel der Waggons fürdie Deutshentransporte AAN MZO 529a, Bl. 172Trotz meines Shreibens und meiner Intervention im Verkehrsministerium stellt dieBezirksdirektion der Staatseisenbahnen [D.O.K.P.℄ keine entsprehend vorbereitetenPendelzüge für Transporte von deutshen Repatrianten zur Verfügung:Es kommen Fälle von Umstellungen der Wagenfolge bei den Pendelzügen bzw. vonder Entfernung einzelner Waggons vor. So wurden bei Pendelzügen Waggons mitin Wroªaw/Breslau (mit einer Shablone) aufgemalten Nummern entdekt, die mitWaggons eines Zuges mit in W�glinie/Kohlfurt (handshriftlih) aufgemalten Num-mern vermisht wurden.Einen Monat nah Wiederaufnahme der Repatriierung tragen einige Waggons shonzwei ausgestrihene Nummern und eine aktuelle. Häu�g hat man die Zusammen-setzung der Waggons durheinander gebraht, und Änderungen in der Reihenfolgebei den Waggons wurden mit Kreide vollzogen. Dieser Zustand beeinträhtigt denäuÿeren Eindruk des Transports, der sih deshalb fast niht zur Abfertigung in dasAusland eignet, da er den Anshein von Unordnung bietet.1 Aus einer umfangreihen Dokumentation der Inspektion in Kaªawsk/Kohlfurt und anderenÜbergabepunkten (AAN PUR X/50) verö�entlihen wir nur eine Auswahl; vgl. Dok. 172, 173, 176u. 178.
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In den zusammengestellten Zügen be�nden sih Waggons �nur für den inländishenBetrieb� (�roda/Neumarkt, 13.5.47), französishe, ungarishe, slowakishe, tsheho-slowakishe, holländishe u. a. Waggons. Ih erhalte dann später Meldungen, denenzufolge der Stationsvorsteher die Repatrianten am Übergabepunkt umgeladen undeinige Waggons abgehängt hat, da sie gemäÿ der Instruktion des Verkehrsministeri-ums nur für den inländishen Betrieb bestimmt sind.Als Sanitätswaggons werden reht häu�g die shlehtesten Waggons ausgesuht,manhmal ohne Trittbrett und mit Löhern. Die Waggons sind shlampig weiÿ ange-strihen worden, manhmal nur übergeshmiert, und die Deke ist mit Kalk lediglihbespritzt worden. Der Fuÿboden wird in der Regel niht gereinigt. Auÿerdem wer-den in den übrigen Waggons sehr häu�g die Überreste des vorigen Transports nihtausgefegt.Wenn man berüksihtigt, daÿ die Züge vornehmlih nahts zusammengestellt wer-den und die Beladung der Menshen frühmorgens erfolgt, hat der Stationsvorsteherkeine Möglihkeit, die Pendelzüge in Ordnung zu halten, und daher werden die Re-patrianten in verdrekte Waggons geladen.Der erste und letzte Waggon sind niht bei allen Pendelzügen vorshriftsmäÿig ge-kennzeihnet.Angesihts des vorstehend Geshilderten bitte ih um den Erlaÿ entsprehender Ver-fügungen, damit diese Mängel behoben werden können, und ih bitte um die Ent-sendung eines Inspektors zu den zuständigen Bezirksdirektionen der Staatseisenbahn[D.O.K.P℄, der diese Angelegenheit persönlih in Ordnung bringen kann.Gleihzeitig bitte ih nohmals darum, daÿ:� als Sanitätswagen Waggons in gutem Zustand in der Mitte des Pendelzuges(Nr. 25, 26) zur Verfügung gestellt werden, daÿ sie mit den Zeihen des Polni-shen Roten Kreuzes [P.C.K.℄ versehen werden und ihr Inneres ordentlih weiÿangestrihen und ihr Fuÿboden geputzt wird,� daÿ der erste und letzte Waggon mit der Aufshrift �Polnisher PendelzugNr. . . . � in polnisher, russisher und deutsher Sprahe versehen wird,� daÿ alle Waggons, wie es sih gehört, gesäubert und mit den Zahlen 1 bis 55in einem Rehtek von 18 auf 20 m mit Ölfarbe versehen werden,� daÿ die ungültigen Nummern in der Farbe des Waggonhintergrundes übermaltwerden müssen, falls die Herausnahme oder Umstellung von Waggons notwen-dig werden sollte.Der Zeitpunkt der Ankunft der Waggons in W�glinie/Kohlfurt um 6 Uhr frühmuÿ unbedingt eingehalten werden, da die Sowjetishe Mission verspätete Züge amAnkunftstag niht mehr übernimmt und sie bis zum nähsten Tag warten müssen.
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171.[1947, nah dem 1. Juni℄Die Abteilung für Gefängniswesen und Lager des MBP: Nahweis der Belegung derGefängnisse und Lager zum 1. Juni 1974AAN DWO 13/8, Bl. 45-47[I℄N A C H W E I Sder Belegung der Gefängnisse am 1.6.47 in vergleihenden Zahlen (angefertigt aufGrund der statistishen Meldungen über die Belegung der Gefängnisse und Lager)

Unter- Im VergleihLfd. Art des Vergehens suhungs- Straf- Insgesamt zum VormonatNr. häftlinge gefangene Zugang AbgangI. STAATSFEINDE1. NSZ und andereillegale staats-feindlihe Verei-nigungen
3.902 3.761 7.663 � 25

2. U.P.A. undWehrwolf 277 327 604 � 763. Spionage 156 164 320 � 144. Sabotage 102 75 177 � 955. Veruntreuungund wirtshaftli-he Shädlingstä-tigkeit (Sonder-kommission)
1.226 77 1.303 435 �

6. Verbrehen ausnationalen undreligiösen Grün-den
126 118 244 14 �

7. Kollaborationmit den Deut-shen 5.034 3.380 8.114 168 �
8. Von den Alliier-ten ausgelieferteKriegsverbreher 1.613 � 1.613 225 �

Fortsetzung nähste Seite
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Fortsetzung Unter- Im VergleihLfd. Art des Vergehens suhungs- Straf- Insgesamt zum VormonatNr. häftlinge gefangene Zugang Abgang9. Verantwortlihefür die Septem-berniederlage 16 2 18 � �
10. Volksdeutshe,deren Angelegen-heiten niht nahdem RunderlaÿNr. 3 des MBPbehandelt wur-den

1.383 � 1.383 � 530

11. Volksdeutshe imStrafverfahren 1.157 � 1.157 328 �12. Volksdeutshe imVerwaltungsver-fahren 98 � 98 38 �
13. Militärishe Ver-gehen 2.251 2.149 4.400 � 690II. ALLGEMEINE VERGEHEN14. Fiskalvergehen 117 144 261 � 4915. Amtsvergehen 764 234 998 16 �16. Andere allgemei-ne Vergehen 9.887 6.375 16.260 2.017 �17. Sonstige � 64 64 64 �18. InternierteReihsdeutsheund andere 219 � 219 94 �
19. Kriegsgefangene 41 � 41 � 3720. Zu Gefängnis-strafen verurteil-te Volksdeutshe � 605 605 � �
21. Von den sowjeti-shen Besat-zungsbehördenverurteilte Repa-triierte

� 41 41 � 132
22. Administrative � 19 � 4 �Insgesamt 28.369 17.535 45.904 3.403 1.648Die Belegung der Gefängnisse wuhs um 1755 Häftlinge.
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[II℄N A C H W E I Sder Belegung der Lager am 1. Juni 1947 in vergleihenden Zahlen (angefertigt aufGrund der statistishen Meldungen der Gefängnisse und Lager)

Unter- Im VergleihLfd. Art des Vergehens suhungs- Straf- Insgesamt zum VormonatNr. häftlinge gefangene Zugang Abgang1. Kollaborationmit den Deut-shen 447 � 447 41 �
2. Volksdeutshe,deren Angel.niht nah Rund-erlaÿ Nr. 3 desMBP behandeltwurden

24.282 � 24.282 2.428 �
3. Veruntreuungund wirtshaft-lihe Shädlings-tätigkeit

� 609 609 � 59
4. Volksdeutshe imStrafverfahren 2.153 � 2.153 � 2345. Volksddeutsheim Verwaltungs-verfahren 3.811 � 3.811 � 1.018
6. Kriegsverbreher � � � � �7. Von den sowjeti-shen Besat-zungsbehördenverurteilte Repa-triierte

� � � � �
8. Kriegsgefangene 12.619 � 12.619 � 4789. Internierte 4.079 � 4.079 2.327 �10. Gruppe �U�[krai-ner℄ 942 � 942 � 942Insgesamt 48.333 609 48.942 4.796 2.731b11. Gefangene im 26.121 26.121Bergbau 74.454 75.063
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Die Belegung der Lager verringerte sih um 2065 Häftlinge.

172.[1947, nah dem 1. Juni℄Der Arzt des Übergabepunktes des PUR in Kaªawsk/Kohlfurt an den LeitendenArzt des PUR. Beriht für die Zeit vom 25.5. bis zum 31.5.47AAN PUR X/50, Bl. 22In der Zeit vom 20. bis zum 31.5.47 stieg die Unzufriedenheit mit dem Zustand derin Kaªawsk/Kohlfurt von den Sammelpunkten ankommenden und in die SowjetisheBesatzungszone fahrenden Transporte, besonders der aus Ostpreuÿen, kontinuierlihweiter.Die Verwaltungsbehörden leiteten die Aufmerksamkeit der Gemeindevorsteher undShultheiÿe niht darauf hin, daÿ für Familien mit Müttern im neunten Shwan-gershaftsmonat und in den ersten sehs Wohen nah der Geburt des Kindes derAussiedlungstermin zu vershieben ist.Unzureihend sorgfältig durhgeführte ärztlihe Untersuhungen an den Sammel-punkten führten zu Fällen von Geburten während des Transports (TransportNr. 1147 aus Zgorzele/Görlitz am 29.5.47) und lieÿen Unterbrehungen der Fahrtin Kaªawsk/Kohlfurt für Frauen kurz vor der Geburt notwendig werden (Trans-port Nr. 1114 aus Gorzów/Landsberg, 1135 aus Leszno/Lissa, 1144 aus Legni-a/Liegnitz, 1147 aus Zgorzele/Görlitz). Bei folgenden Transporten muÿten Per-sonen mit Fieber die Fahrt unterbrehen: zehn Personen von Transport Nr. 1131 ausElbl¡g/Elbing, zwei von Nr. 1132 aus Bydgoszz/Bromberg, eine von Nr. 1139 ausOlsztyn/Allenstein, eine von Nr. 1149 aus �ary/Sorau, vier von Nr. 1151 aus Olsz-tyn/Allenstein. In der Sowjetishen Besatzungszone beginnt sih der Verdaht zu re-gen, die polnishen Behörden würden sih niht genau an den Polnish-SowjetishenVertrag1 halten, und aus Furht vor dem Ausbruh einer Epidemie wurden zwei derbestehenden Repatriantenlager geshlossen. Die sowjetishe Seite kommt zu demErgebnis, daÿ 1. der Gesundheitszustand der Repatrianten an den Sammelpunktenniht genau genug kontrolliert wird, 2. infolgedessen sogar Fälle von Krätze auf derFahrt vom Sammelpunkt in die Sowjetishe Besatzungszone niht isoliert werden, 3.Frauen auh noh fünf Wohen vor der Niederkunft ausgesiedelt werden und des-halb manhe von ihnen sogar unterwegs gebären und 4. auh epidemish Krankeleihtfertig in die Sowjetishe Besatzungszone geshikt werden.Die sowjetishe Seite trägt sih mit der Absiht, die Grenze für Transporte von Deut-shen solange zu shlieÿen, bis die Isolierung der anstekend Kranken auf polnisherSeite gewährleistet ist. Ein Transport auf die sowjetishe Seite muÿ zumindest eine1 Gemeint ist wahrsheinlih der Vertrag vom 12.4.1947; ausführliher zu ähnlihen Problemens. Banasiak: Przesiedlenie, S. 155-159.
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deutshe Krankenshwester und zwei Sanitätswaggons haben, an Krätze Erkranktesind shon am Sammelpunkt in besonderen Waggons zu konzentrieren, statt sie überden ganzen Zug zu verteilen; Personen mit Verdaht auf Infektionskrankheiten sindan den Sammelpunkten aus den Zügen zu holen und in Krankenhäusern zu isolieren.Die Forderungen der sowjetishen Seite sind begründet; falls sie durh den PUR unddie Ärzte der Sammelpunkte niht beahtet werden, kann es zu einer Unterbrehungder Evakuierung kommen.In Kaªawsk/Kohlfurt ist die Anzahl des Personals um zwei voll ausgebildete polni-she Shwestern, einen oder zwei energishe polnishe Ärzte, zwei deutshe Ärzte undvier deutshe Shwestern zu erhöhen. Kaªawsk/Kohlfurt ist zumindest für zwanzigTage bis zur Behebung der Miÿstände an den Sammelpunkten ein weiterer Kran-kenwagen zuzuteilen. Kaªawsk/Kohlfurt liegt von den nähsten Krankenhäusern 20bis 30 km entfernt. Es ist auf eine Verbesserung der unzureihenden Ernährung desPersonals, insbesondere des polnishen, des Übergabepunktes in Kaªawsk/Kohlfurtzu ahten; die Ernährungssituation während der Repatriierung ist zu verbessern. DieMitarbeiter kennen weder Feiertage noh Ruhezeiten und arbeiten zuweilen bis zu14 Stunden am Tag.

173.1947, 11. JuniDer Arzt des Übergabepunktes des PUR in Kaªawsk/Kohlfurt an die Abteilung fürGesundheit des PUR über die sanitären Zustände in den ankommendenTransporten AAN PUR X/50, Bl. 28Im Zeitraum vom 1.6. bis zum 10.6.47 hat sih der Zustand der am Übergabepunktvon den Sammelpunkten ankommenden Transporte trotz aller Interventionen nihtin dem Maÿe verbessert, wie man es hätte erwarten können. Die Verantwortung dafürtragen zum Teil die Sammelpunkte, die sih auf das Ausbleiben klarer Instruktionenberufen, und zum Teil die Verwaltungsbehörden (Landratsämter), die die Gemein-devorsteher niht darüber informieren, daÿ beispielsweise Repatriantenfamilien mitMüttern ab dem 9. Shwangershaftsmonat erst sehs Wohen nah der Geburt deserwarteten Kindes repatriiert werden dürfen.Die Ärzte der Sammelpunkte isolieren die Familien mit Krätzebefall an den Verla-destellen niht, sondern verteilen sie auf alle Waggons des Transports.Die transportierten Personen berihten dem sowjetishen Arzt übereinstimmend,daÿ sie niht unterwegs, sondern erst in Kaªawsk/Kohlfurt untersuht worden seien.aDie Geheimhaltung der Untersuhung zeugt von ihrer Unzulänglihkeit.aDie Entdekung von über 10 bis 131 (Transp. Nr. 11612 aus Sªawno/Shlawe)und 103 (Transp. 1162 aus Lidzbark Warmi«ski/Heilsberg) an den Sammelpunk-ten niht entdekten Fällen von Krätze zeugt zumindest von geringer Sehkraft
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der die Transporte untersuhenden Ärzte. Am Übergabepunkt Kaªawsk/Kohlfurtwurden Shwangere aus den Transporten Nr. 1153 � Sªupsk/Stolp, 1154 � Zie-lona Góra/Grünberg, 1156 � L�bork/Lauenburg, 1158 � Szzein/Stettin, 1160 �Wroªaw/Breslau sowie eine Wöhnerin aus Transport Nr. 1170 � Wroªaw/Breslauaus dem Zug geholt. Die Shwangeren wandern von ihren Wohnorten zu den Sammel-punkten, sie gelangen sogar mit ihren Familien bis Kaªawsk/Kohlfurt und gebärenhier statt an ihrem vorläu�gen Wohnort in Polen. Die sowjetishe Seite lastet dieseTatsahen und das Übergreifen von Infektionskrankheiten auf die Sowjetishe Be-satzungszone der unzureihenden Kontrolle der Repatrianten an den Ausgangs- undSammelpunkten sowie am Übergabepunkt in Kaªawsk/Kohlfurt an. Zuweilen magauh böser Wille der Untersuhenden im Spiel sein. Olga Nikel aus dem Transport1170 � Wroªaw/Breslau brahte am 9.6.47 um 14 Uhr ein Kind in einem Wag-gon auf dem Bahnhof in Wroªaw/Breslau zur Welt. Als der Bürger Dr. Wolf Willidavon erfuhr, sagte er zu ihr, anstatt sie dazubehalten und in ein Krankenhaus inWroªaw/Breslau einzuweisen, sie solle weiterfahren, sie würde in Kaªawsk/Kohlfurtabgesetzt. Dieser Vorfall muÿ angeprangert werden.Der Übergabepunkt des PUR in Kaªawsk/Kohlfurt benötigt dringend d12 Arztkittelin groÿen Gröÿend und gröÿere Zuteilungen von Lebensmitteln für die Mitarbeiterdieses Punktes sowie eine Klärung der Frage einer besseren Bezahlung der in soverantwortliher Position beshäftigten Mitarbeiter und des Sanitätspersonals.

174.1947, 16. JuniDer Arzt des Übergabepunktes des PUR in Kaªawsk/Kohlfurt an den ZC des PUR,Telegramm über den hygienishen Zustand des ÜbergabepunktesAAN PUR X/50, Bl. 44Ih bitte um Entsendung einer Brigade von Spezialisten mit einer entsprehendenAusrüstung zur Beseitigung von Exkrementen [und℄ zur Ersetzung der alten Klosettsim aAnzko«skia-Tempo; es droht die völlige Unterbrehung der Repatriierung wegendes Zusheiÿens von Kaªawsk/Kohlfurt durh die an den Haltepunkt strömendenTransporte.bEin von Dr. Ziempli«ski untershriebenes Telegramm identishen Inhalts wurde andie Wojewodshaftsabteilung [?℄ in Wroªaw/Breslau geshikt. 17/VI 46 [?℄ [Unter-shrift unleserlih℄b
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175.1947, 17. JuniDie Gesundheitsabteilung der Zentralverwaltung des PUR an dieWojewodshaftsabteilungen des PUR in Szzein/Stettin, Olsztyn/Allenstein,Wroªaw/Breslau, Katowie/Kattowitz betr. die Einstellung der Ausreise nahDeutshland für Hohshwangere AAN PUR X/50, Bl. 40Im Zusammenhang mit Meldungen aus Kaªawsk/Kohlfurt über Shwierigkeiten, wel-he mit Shwangeren und gebärenden Frauen entstehen, die dort untergebraht wer-den müssen und mit ihren Familien die Räume des ohnehin zu engen Punktes bele-gen, bitte ih den Bürger Direktor sorgfältig darauf zu ahten, daÿ keine deutshenFrauen mit fortgeshrittener Shwangershaft abgeshikt werden.Ih bitte dies dem Gesundheitsreferat zur genauen Beahtung zur Kenntnis zu geben.
176.1947, 19. JuniDie Zentralverwaltung des PUR an die Gesundheitsabteilungen derWojewodshaftsabteilungen des PUR in Szzein/Stettin, Olsztyn/Allenstein,Pozna«/Posen, Wroªaw/Breslau, Katowie/Kattowitz über Ordnung und Hygieneder Deutshentransporte AAN PUR X/50, Bl. 46Aufgrund einer kürzlih durhgeführten Inspektion des Übergabepunktes inKaªawsk/Kohlfurt ordnet die Zentralverwaltung des PUR folgendes an:1) Transporte mit Deutshen sind vor ihrer Abfahrt von den Sammelpunkten mitTabletten zum Chlorieren des Wassers während der Reise durh die Passagiereeines jeden einzelnen Waggons auszustatten;2) An Krätze Erkrankte sind während der Reise wie an anstekenden KrankheitenLeidende zu behandeln, d.h. sie sind zusammen mit ihren nähsten Angehöri-gen in speziellen Waggons unterzubringen und für die Fahrt mit Salbe gegenKrätze zu versehen;3) Den die Transporte begleitenden deutshen Krankenshwestern sind gegenQuittung (in zwei Exemplaren) Medikamente für die Fahrt auszuhändigen;ein Exemplar der Quittung verbleibt als Beleg im Besitz des Sanitätspunktesam Sammelpunkt, das andere händigt der Transportbegleiter dem den Trans-port übernehmenden sowjetishen Arzt beim Ausladen des Transports in dersowjetishen Besatzungszone aus;
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4) Die Ärzte an den Sammelpunkten haben besonders auf Fälle fortgeshritte-ner Shwangershaft zu ahten und die sih in diesem Zustand be�ndendendeutshen Frauen gemäÿ den geltenden Vorshriften unbedingt an den Sam-melpunkten zurükzuhalten;5) Angesihts der Behauptung, daÿ die Waggons, in denen sih die transportiertenPersonen be�nden, niht jedesmal in den erforderlihen ordnungsgemäÿen undhygienishen Zustand versetzt worden sind, werden die Sanitätsleiter an denSammelpunkten verp�ihtet, die Waggons jedesmal vor dem Beladen auf ihrenordnungsgemäÿen und sauberen Zustand hin zu überprüfen;6) Angesihts der immer wieder auftretenden Fälle von epidemishen Krankheitenist in Übereinstimmung mit dem N.K. [Auÿerordentlihen Kommissariat℄ fürden Kampf gegen Epidemien eine Massenimpfaktion gegen Flektyphus undRuhr bei den deutshen Aussiedlern durhzuführen.Das Oberste Auÿerordentlihe Kommissariat wird die Auÿerordentlihen Kommis-sariate zur Zuteilung der nötigen Impfsto�e anweisen.

177.1947, 20. JuniDer Hauptbeauftragte an die Wojewoden betr. die Empfehlung von Shutzimpfungenvon Deutshen gegen Flektyphus und von ärztlihen Untersuhungen derAusreisenden APK PUR 1154, unpag.Infolge von Typhuserkrankungen in den Lagern für aus Polen umgesiedelte Deutshehaben die sowjetishen Behörden für die Zeit vom 15. bis zum 30. diesen Monats dieZahl der Transporte von zwei auf einen täglih reduziert.Um der Ausweitung des Typhus, der nah Meinung der sowjetishen Vertreter seinenUrsprung in Polen gehabt hat, entgegenzuwirken, bitte ih Sie, Bürger Wojewode,folgendes anzuordnen:1) eine Shutzimpfung der Deutshen gegen Flektyphus,2) die Aushändigung einer entsprehenden Besheinigung über die Impfung ansie,3) die Durhführung von Selektionen an den Ausgangspunkten, infolge derer manFamilien, bei denen anstekende Krankheiten festgestellt werden, zurükhaltendarf (diese werden sofort in Krankenhäusern isoliert),
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4) die Durhführung genauer ärztliher Untersuhungen bei allen ausreisendendeutshen Repatrianten an den Sammelpunkten.An Krätze erkrankte Personen sind in einem der Sanitätswaggons zu isolieren, damitsie unterwegs niht andere ansteken.Bei Krätze und starker Verlausung sind vorbeugende Maÿnahmen zu tre�en. Sindderart viele davon betro�en, daÿ sie im Sanitätswaggon niht unterzubringen sind,ist eine entsprehende Anzahl benahbarter gewöhnliher Waggons zu belegen.Geshlehtskranke sind ebenfalls in einem der gewöhnlihen Waggons zu isolieren.

178.1947, 23. JuniDer Direktor der Abteilung des PUR in Wroªaw/Breslau an die Direktion derPKP in Wroªaw/Breslau mit der Bitte um Intervention hinsihtlih deshygienishen Zustandes des Übergabepunkts in Kaªawsk/KohlfurtAAN PUR X/50, Bl. 53Am 17.6.1947 führte der Stellvertretende Leiter der Gesundheitsabteilung des Z.C.des PUR in �ód¹/Lodz, Major Dr. Gadomski, in Anwesenheit des Leiters des Ge-sundheitsreferats der Wojewodshaftsabteilung des P.U.R. in Wroªaw/Breslau, Dr.So»y«ski, des Inspektors des M.Z.O. für Niedershlesien, Hauptmann Kinsner, sowiedes Arztes des Übergabepunktes in Kaªawsk/Kohlfurt, Dr. Ziempli«ski, eine Sanitär-inspektion des Übergabepunktes des P.U.R. auf dem Bahnhof in Kaªawsk/Kohlfurtdurh und stellte dabei fest, daÿ die Kloakengruben der provisorishen Bahnhofsab-tritte gefüllt und daÿ Gleise und vershiedene Räume der Station mit menshlihenExkrementen verunreinigt sind. In diesem Zusammenhang wandte sih die Inspek-tion an den Bahnhofsvorsteher, den Bürger Malinowski, mit dem Auftrag, diesemunhygienishen Zustand ein Ende zu setzen. Der Bürger Bahnhofsvorsteher verp�ih-tete sih, nah Zuweisung einer entsprehenden Anzahl von Arbeitern den Unrat zuentfernen, einige der Kloaken zuzushütten, neue Gruben zu graben sowie die Bret-tervershläge an eine neue Stelle versetzen zu lassen. In der obigen Angelegenheitwurden Telegramme an den Bürger Direktor der P.K.P. [Polnishe Staatsbahn℄ inWroªaw/Breslau und an den Beauftragten für Angelegenheiten der Repatriierungder Deutshen, den Bürger Ing. Jaroszek, geshikt.Am 22.6.47 stellten der Leitende Arzt des Z.C. des PUR, Dr. Pogorzelski, und derDelegierte der Sowjetishen Mission, Dr. Danilin, nah der Durhführung einer Sa-nitärinspektion des Übergabepunktes in Kaªawsk/Kohlfurt fest, daÿ diese Arbeitenin einem allzu langsamen Tempo erfolgen.Der unhygienishe Zustand der Toiletten droht den Ausbruh einer Epidemie herbei-zuführen und könnte eine Unterbrehung der Repatriierung der Deutshen durh die
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sowjetishen Behörden nah sih ziehen, erklärte der Arzt der Sowjetishen Mission,Dr. Danilin.Ih bitte hö�ih um eine möglihst shnelle Intervention in dieser Angelegenheit.

179.1947, 24. Juni(R.) Runderlaÿ des MZO bezüglih der Deutshen, die sih vor der Aussiedlungversteken Jona: Wysiedlenia, S. 174
180.1947, 27. JuniRunderlaÿ Nr. 27 des DWO des MBP betr. Verbot des Shlagens und derShikanierung von Häftlingen und des brutalen Umgangs mit ihnenAAN CZW 10/8, Bl. 286I. Ih ordne an, in allen Gefängnissen zu prüfen, ob sih dort aus der Zeit derHitlerokkupation irgendwelhe Folterstätten (sog. kantówki u.ä.) erhalten ha-ben. Sollten derartige Folterstätten gefunden werden, sind sie nah vorherigerprotokollarisher Aufnahme als Spuren der deutshen Barbarei zu zerstören.II. Ih verbiete kategorish, gegenüber den Gefangenen andere disziplina-rishe Strafen als die in der Instruktion über die Häftlingsordnung(Teil III ��. 150-162) vorgesehenen und sie nur in der dort vorge-shriebenen Weise anzuwenden, insbesondere [verbiete ih℄ Shlagen, Miÿ-handeln, brutale Behandlung, Shikanieren der Häftlinge usw. (siehe Runder-laÿ Nr. 34 vom 8. März 1945).III. Zwang und physishe Gewalt sind nur anzuwenden in Fällen o�enen Ungehor-sams und Widerstandes seitens der Gefangenen oder der Anstiftung zu Tumul-ten, und zwar in den zur Wiederherstellung der Ordnung und zur Erzwingungdes Gehorsams der Häftlinge nötigen Grenzen.Ih weise warnend darauf hin, daÿ ih diejenigen, die sih der Miÿahtungdieser Anordnungen shuldig mahen, mit aller Strenge bestrafen und demMilitärgeriht übergeben werde.IV. Der Inhalt dieses Runderlasses ist den Stellvertretern des Leiters und dem Lei-ter der Sonderabteilung zur Kenntnis zu bringen; danah ist er zusammen miteinem Beriht über die erfolgte Ausführung an das Departement zurükzusen-den.
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181.1947, 28. JuniBefehl Nr. 18 der Abteilung für Gefängniswesen und Lager des MBP über dieBestrafung von Gefängnispersonal für Diebstahl u.a.AAN DWO 10/8, Bl. 306Die Wiedergewonnenen Gebiete bilden die Grundlage der Zukunft und der MahtPolens. Auf die Wiedergewonnenen Gebiete, auf ihre Bevölkerung und ihre Verwal-tung sind die Augen niht nur unserer Freunde, sondern auh die unserer Feindegerihtet.Jeder Pole in den Wiedergewonnenen Gebieten muÿ dessen eingedenk sein, jederPole, der in den Wiedergewonnenen Gebieten im ö�entlihen Dienst steht, muÿ alsVorbild dienen.Leider ereigneten und ereignen sih Vorfälle, dessen zufolge auf verantwortlihe Po-sten in die Wiedergewonnenen Gebiete entsandte Mitarbeiter vor allem an ihrenpersönlihen Vorteil denken und diesen auf mit ethishen Maÿstäben unvereinba-ren und sogar kriminellen Wegen zu befriedigen suhen, indem sie ihre dienstliheStellung dazu ausnutzen. Solhe Vorfälle ereignen sih auh in den dem Departe-ment für Gefängniswesen unterstellten Einrihtungen, d.h. in Gefängnissen in denWiedergewonnenen Gebieten.So wurde in letzter Zeit festgestellt, daÿ1) der Direktor des Gefängnisses in Brzeg n. Odr¡/Brieg, Leon DALANEK, undder Leiter der Arbeitsabteilung dieses Gefängnisses, Paweª KRAWCZYK, sihin groÿem Umfang mit Diebstahl befaÿten. DALANEK entwendete Glas, Bau-material, landwirtshaftlihe Geräte, Luxusmöbel usw.KRAWCZYK � landwirtshaftlihe Geräte, Sämereien u.ä.2) der Direktor des Gefängnisses in Sªupsk/Stolp, Bronisªaw GROBERSKI, dieArbeit einiger Dutzend Gefangener für private Zweke nutzte und sie auf Ko-sten des Gefängnisses verp�egte. Er lieÿ Pferde des Gefängnisses für sih arbei-ten, raubte die umliegenden Häuser aus, trank ö�entlih mit den Gefangenenusw.Alle Genannten haben ihre Shuld gestanden.Unter Berüksihtigung der Verp�ihtung der Obengenannten, dem Staat den ent-standenen Shaden zu ersetzen, sowie der früheren dienstlihen Leistungen des GRO-BERSKI, b e f e h l e i  hauf Anordnung des Vizeministers
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I. alle Obengenannten, alsoLeon DALANEK,Paweª KRAWCZYK undBronisªaw GROBERSKImit vierzehn Tagen Arrest, ihrer Entfernung aus dem Dienst im Gefängnis-wesen und gleihzeitigem Antrag auf Aussiedlung aus den WiedergewonnenenGebieten bei den zuständigen Behörden für allgemeine Verwaltung zu b e -s t r a f e n.II. Vorstehender Befehl ist bei Besprehungen des Wahpersonals aller Gefängnis-se und Lager zu verlesen und mit dem Hinweis zu erläutern, daÿ das Departe-ment für Gefängniswesen auh die geringsten Vergehen dieser Art in Zukunftmit aller Strenge des Gesetzes ahnden wird.

182.1947, Juli [ohne Tagesdatum℄Das Ministerium für Arbeit und Sozialfürsorge an das MZO betr. Vorshlag einerKonferenz über die Lage deutsher Kinder in LagernAAN MZO 534, Bl. 28Das Ministerium für Bildung übersandte die Kopie eines an das Ministerium für dieWiedergewonnenen Gebiete gerihteten Shreibens vom 29.5.47, Nr. VII D-1726/47,betre�end die Selektion von deutshen und germanisierten Kindern und Jugendli-hen, die auf dem Gebiet Polens in Kinderheimen und bei P�egefamilien leben.Das Ministerium für Arbeit und Soziale Fürsorge ist nah Kenntnisnahme des Inhaltsobigen Shreibens der Ansiht, daÿ es die in Arbeits- und Isolationslagern lebendenKinder völlig unberüksihtigt läÿt.Nah Auswertung des ihm zur Verfügung stehenden Materials, aus dem hervorgeht,daÿ die Lage der in Arbeits- und Isolationslagern lebenden Kinder sehr hart ist, ver-tritt das Ministerium für Arbeit und Soziale Fürsorge die Ansiht, daÿ diese Angele-genheit durh die Trennung dieser Kinder von ihren Eltern und ihre Unterbringungin entsprehenden Einrihtungen gelöst werden sollte.Diese Aktion sollte nah Ansiht des Ministeriums von den daran interessiertenRessorts gemeinsam durhgeführt werden, damit sie im Rahmen der geltenden Vor-shriften alle Kinder ohne Rüksiht auf ihr Alter und ihren Aufenthaltsort erfaÿt.Zu diesem Zwek shlägt das Ministerium für Arbeit und Soziale Fürsorge vor, ge-gebenenfalls eine gemeinsame Konferenz zweks Beratung der obigen Angelegenheitund der Inangri�nahme von Sofortmaÿnahmen für diese Kategorie von Kindern biszum Zeitpunkt der eigentlihen Hilfsaktion einzuberufen.Das Ministerium für Arbeit und Soziale Fürsorge bittet um möglihst baldige Äu-ÿerung in dieser Sahe.
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183.[1947, nah dem 23. August℄Beriht über die Inspektion der Zentralverwaltung des PUR der Übergabepunkte inTuplie/Teuplitz und Kaªawsk/Kohlfurt am 20.-23. August 1947AAN PUR X/50, Bl. 145-146B e r i  h tüber die am 20., 21., 22. und 23. diesen Monats erfolgte Dienstreise des Leiters derAbteilung für sanitäre Versorgung des Z.C. des PUR, Dr. Julian Dmitrowiz, andie Übergabepunkte für die Repatriierung der Deutshen in Tuplie/Teuplitz undKaªawsk/Kohlfurt.Die Inspektionsreise unternahm ih gemeinsam mit dem Arzt der Wojewodshafts-abteilung des PUR, Dr. So»y«ski. Der Übergabepunkt für die Repatriierung derDeutshen in Tuplie/Teuplitz fertigte nah der Wiederaufnahme seiner Arbeit seitdem 12.8. d. J. aht Transporte mit Deutshen (einen aus LidzbarkWarm./Heilsberg,drei aus Szzein/Stettin, zwei aus Sªupsk/Stolp und zwei aus Koªobrzeg/Kolberg)ab.Obwohl der Punkt Transporte aufnimmt, ist doh zu befürhten, daÿ er aufgrundräumliher Shwierigkeiten und von Mängeln in der Einrihtung seinen Aufgabenniht gewahsen sein könnte, falls die gesamte Repatriierung der Deutshen aus-shlieÿlih über Tuplie/Teuplitz abgewikelt würde. Im Punkt Tuplie/Teuplitz ar-beiten derzeit als dpolnishes Sanitätspersonald der Feldsher St. Wojiehowski unddie P�egerin Stefania Wojiehowska. Das deutshe Sanitätspersonal besteht auszwei Ärzten, zwei P�egerinnen und sehs Desinfektoren.dDie Ambulanzd, das Krankenrevier, der Raum für Mutter und Kind sowie die Kanz-lei des Übergabepunktes be�nden sih in einem Gebäude, das vom Haltepunkt desTransports 150 m (Gleisübergang; der Weg durh den Tunnel beträgt 200-300 m)entfernt ist.Auf dem Bahnhof be�nden sih von den Einrihtungen des Übergabepunktes ddieKühed (die Gröÿe des Kessels reiht zum Ka�eekohen niht aus), der Desinfekti-onssaal und die Aborte.Am Tag der Inspektion stand auf dem Bahnhof ein Transport mit aus Deutshlandzurükkehrenden (in Deutshland geborenen) Polen. dDer sanitäre und hygienisheZustand der für das Krankenrevier und die Ambulanz vorgesehenen Räume ent-spriht niht den Anforderungend. Alle Säle, mit Ausnahme des Raumes für dieBetreuung von Mutter und Kind, sind shmutzig, die Wände sind niht geweiÿt undzerkratzt. Der Raum für die Betreuung von Mutter und Kind ist klein, be�ndet sihim Hinterhaus im Parterre, wo es keinen Ausguÿ für Abwasser gibt; eine Wanne istprovisorish aufgestellt � nah dem Baden muÿ das Personal das shmutzige Wasserin Eimern auf den Hof hinaustragen. Es fehlt eine gröÿere Zahl von Kinderbadewan-nen. Die Sauberkeit ist zufriedenstellend. Der dem Übergabepunkt vom Militär zur
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Benutzung überlassene Kinosaal eignet sih in seinem derzeitigen Zustand niht zurAufnahme von Kranken. Flieÿendes Wasser ist überall vorhanden. An den Türenfehlen die entsprehenden Aufshriften. In einer an den Flur angrenzenden Kammerbe�ndet sih ein Benzinlager, was sowohl aus Brandshutz- als auh aus hygienishenund sanitären Gründen unzulässig ist. In einigen Räumen und in den Aborten fehlendie Glühbirnen.Am Tag der Inspektion befanden sih in den Räumen des Krankenreviers fünf Kranke(ein Fall mit Gesihtsrose, zwei mit Durhfall, darunter ein Säugling, eine Nephritis1und eine Shwangere aus einem Transport aus Lidzbark Warm./Heilsberg).Auf dem Bahnhof be�ndet sih eine provisorish errihtete Latrine ohne Dah. Ineiner Entfernung von 50 m be�nden sih zwei weitere Aborte mit insgesamt sehsAbtritten. Überall fehlen Glühbirnen. Es ist shmutzig, und es wurde niht mitKalklösung desin�ziert. Die Gesamtzahl der Abtritte reiht niht aus.Der Desinfektionsraum be�ndet sih auf dem Bahnhof in einem Lokomotivshuppenin der Nähe des Haltepunktes der Transporte; innen fehlt eine Trennwand für Männerund Frauen. Die an den Wänden und der Deke abgelagerten Ruÿshihten erwekenden Eindruk von Drek und Unsauberkeit. Das Desinfektionsaggregat be�ndet sihin einer ungenügend gesiherten Kammer neben dem Desinfektionsraum. Die vonauÿen angebrahten Anshriften sind nahlässig und fehlerhaft angefertigt.Aus dem Transport Nr. 7083 Pendelzug S-126 aus Szzein/Stettin starb am PunktTuplie/Teuplitz am 18.8. d. J. Hubert Abraham an Meningitis2.Transport Nr. 7093 Pendelzug 123-S aus Sªupsk/Stolp vom 19.8. d. J. � 88 verlaustePersonen. Die Lebensmittelvorräte waren in einem Waggon unter unhygienishenBedingungen gelagert. Die Transporte aus Szzein/Stettin tre�en ohne zugewiese-nes Sanitätspersonal ein.aAstriha Pelz, geb. am 1.5.47 in Sªupsk/Stolp, starb am Punkt in Tuplie/Teuplitz.Diagnose der deutshen Ärzte: ahexis, pneumonia et adynam. or.3Transport Nr. 7095 Pendelzug 125-S aus Sªupsk/Stolp vom 21.8. d. J.: 61 nihtisolierte Fälle von Krätze. Die Lebensmittelvorräte waren ebenfalls unter unhygie-nishen Bedingungen gelagert.dDer Transport aus Lidzbark Warm./Heilsberg war am Sammelpunkt überhauptniht ärztlih untersuht worden.dSeitens der Sowjetishen Mission gibt es am Sammelpunkt Tuplie/Teuplitz Bean-standungen wegen der Benutzung vershmutzter Waggons für Lebensmittelvorräteund für die Beförderung von Kranken. Sie fordert nahdrüklih Untersuhungen aufVerlausung an den Sammelpunkten und die Isolierung der an Krätze Erkrankten ingesonderten Waggons. Sie verbietet kategorish gesunde, aber privilegierte Personenan den Sammelpunkten in Krankenwaggons unterzubringen.1 Nierenentzündung.2 Hirnhautentzündung.3 Lungenentzündung und Shwähung der Herzmuskulatur.
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edVersorgung:d es fehlen Thermometer, 24 Deken, Kinderbadewannen, Spuknäpfe,Reservegummishläuhe für die Aggregate, Kindernährmittel (bzw. Hafer�oken)und Chloratyl.edVor Ortd wurden folgende Anordnungen getro�en und in das Inspektionsbuh ein-getragen:1) Bereitstellung zusätzliher Kredite zur Vornahme von Verbesserungen und Re-novierungen der Räume;2) auf dem Bahnhof sind zusätzlihe Latrinen anzulegen;3) die Abtritte sind mit Kalkmilh zu übergieÿen;4) im Desinfektionssaal ist eine Trennwand einzuziehen, die Wände sind minde-stens bis zu einer Höhe von 2 m weiÿ zu streihen;5) das Aggregat ist an einem sihereren Ort unterzubringen;6) am Desinfektionssaal sind von auÿen gut lesbare und fehlerfreie Aufshriftenanzubringen;7) es sind Orientierungsshilder für alle Türen und Gebäude anzufertigen;8) die Betreuung von Mutter und Kind ist in ein gröÿeres Gebäude zu verlegen,wo es einen entsprehenden Raum gibt und nur der Ofen qualmt;9) die Aborte sind zu beleuhten;10) das Benzinlager ist nah auÿerhalb des Übergabepunktes zu verlegen;11) alle als Krankenräume bestimmten Säle sind mit eigenen Kräften weiÿ zu strei-hen.eDer Übergabepunkt für die Repatriierung der Deutshen in Kaªawsk/Kohlfurt istgut eingerihtet und mit Gerät und Medikamenten ausgestattet. Die Sauberkeit isthinreihend, die Arbeit verläuft reibungslos, was der Vertreter der Sowjetishen Mis-sion, Hauptmann Dr. Danilin, bestätigt. Die Sowjetishe Mission stellt fest, daÿ sihder hygienishe Zustand der Transporte in letzter Zeit erheblih gebessert hat; inder vorletzten Wohe wurden 17, in der letzten nur zehn Personen ausgeladen.e DieZahl der shwangeren Frauen ist relativ klein, zwei bis vier Personen, und obwohldies am Sammelpunkt niht gerne gesehen wird, werden diese Zahlen hingenommen.Aus der Sowjetishen Besatzungszone erreihte Dr. Danilin nur die Meldung, daÿgelegentlih ein niht isolierter Fall von Lues vorkomme, hingegen liegen ihm keineMeldungen über Typhusfälle vor.Transport aus Legnia/Liegnitz vom 14. 8. 1284 � 8% Verlauste� Gªubzye/Leobshütz vom 12. 8. 1281 � 9% �� Sªawno/Shlawe vom 14. 8. 1285 � 6% �Der Vertreter der Sowjetishen Mission behält sih vor, die Transporte wieder zu-rükzushiken, wenn die Verlausung 9% übersteigen sollte.
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dIm Transport Nr. 1277 aus Sªupsk/Stolp vom 10.8. d. J. wurde ein Fall von Flek-tyhus festgestellt.d Der Kranke �eberte seit zwei Wohen, dennoh wurde er in denTransport verladen.Der Transport Nr. 1275 aus dBiskupied/Bishofsburg vom 9.8. d. J. verlieÿ denSammelpunkt dohne sanitäre oder ärztlihe Kontrolled am Ort. In Kaªawsk/Kohlfurtwurde eine Person mit Verdaht auf Typhus ausgeladen, der bakteriologish nohniht bestätigt ist. Der Transport 1250 aus Lembork [L�bork℄/Lauenburg vom 29.8.d. J. verlieÿ den Sammelpunkt ohne sanitäre oder ärztlihe Kontrolle. Trotz die-ser wenigen Miÿstände und Fällen von Infektionserkrankungen in den Transportenist die Sowjetishe Mission in Kaªawsk/Kohlfurt mit dem gegenwärtigen Bestandund der Arbeit des Personals im allgemeinen zufrieden. Nahdrüklih fordert siejedoh, daÿ die Transporte an den Bereitstellungspunkten genau kontrolliert unddaÿ Kranke mit Verdaht auf Infektionskrankheiten sowie shwangere Frauen amOrt ausgesondert werden.Was die Au�ösung des Übergabepunktes in Kaªawsk/Kohlfurt betri�t, so erklärteHauptmann Danilin nah einem Telefongespräh mit Dresden, daÿ der Punkt dbiszum 1. Septemberd d. J. in Betrieb bleiben werde. Nah diesem Termin könne derPunkt aufgelöst werden.Die Sowjetishe Mission erhebt weder in bezug auf das polnishe Personal noh inbezug auf die Einrihtungen irgendwelhe Ansprühe.184.1947, 12. SeptemberInstruktion der Minister für die Ö�entlihe Verwaltung und für dieWiedergewonnenen Gebiete betre�end die Einberufung von Kommissionen inAngelegenheiten der Repatriierung deutsher KinderMadajzyk: Dziei (wie 1.8.45)1185.1947, 15. SeptemberTabellen der Abteilung für Gefängniswesen und Lager des MBP über Belegung derLager und Gefängnisse AAN DWO 13/8, Bl. 29-30

1 Die Instruktion sah die Berufung von vierköp�gen Kreiskommissionen vor, welhe einvernehm-lih über das Shiksal eines Kindes entsheiden sollten; im Falle keiner Einstimmigkeit entshieddie vierköp�ge Berufungskommission mit Stimmenmehrheit. Sie legte die Kategorien jener Kinderohne elterlihe Obhut fest, die automatish der Aussiedlung unterlagen.
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Nahweis der Belegung der Lager nah dem Stand vom 1.9.1947

Untersuhungs- Straf-Art des Vergehens gefangene Insgesamt Zugang AbgangFashistish-hitle-rishe Verbrehen 273 1 274 � 28Veruntreuung undwirtshaftliheShädlingstätigkeit � 947 947 177 �
Volksdeutshe,deren Angelegen-heiten niht nahRunderlaÿ Nr. 3geregelt wurden

17.367 � 17.367 � 2.238
Volksdeutshe imStrafverfahren 2.254 � 2.254 � 132Volksdeutshe imVerwaltungsverfah-ren 7.943 � 7.943 1.374 �
Zu Arbeitslagerverurteilte Volks-deutshe � 33 33 9 �
Gruppe �U�[krai-ner℄ 3.100 � 3.100 85 �Internierte 4.386 � 4.386 60 �Kriegsgefangene 11.634 � 11.634 � 52Andere allgemeineVergehen � 1 � 1 �Summe 46.957 982 47.939 1.706 2.450Zentr. Kohleberg-bau 25.559 � 25.559 � �Insgesamt 72.516 982 73.498 1.706 2.450Angefertigt aufgrund der Daten der statistishen Meldungen nah dem Stand vom1.9.1947.Die Belegung verringerte sih um 744 Häftlinge.



Nr. 185 (1947, 15. September) 345
Nahweis der Belegung der Gefängnisse nah dem Stand vom 1.9.1947

Untersuhungs- Straf-Art des Vergehens gefangene Insgesamt Zugang AbgangStaatsverbrehender NSZ undandere illegalestaatsfeindliheOrganisationen
3.181 5.058 8.239 262 �

U.P.A und�Wehrwolf� 503 499 1.002 125 �Spionage 155 174 329 17 �Sabotage 136 20 156 32 �Veruntreuung undwirtshaftliheShädlingstätigkeit 1.689 86 1.775 6 �
Verbrehen aus na-tionalen Gründen 143 57 200 23 �Fashistish-hitle-rishe Verbrehen 4.521 4.188 8.709 209 �Kriegsverbreher 1.507 � 1.507 239 �Verantwortlihe fürdie Septembernie-derlage 6 � 6 1 �
Volksdeutshe,deren Angelegen-heiten niht nahRunderlaÿ Nr. 3geregelt wurden

928 � 928 � 140
Volksdeutshe imStrafverfahren 1.656 � 1.656 75 �Volksdeutshe imVerwaltungsverfah-ren 126 � 126 24 �
Zu Gefängnis ver-urteilte Volksdeut-she � 1.022 1.022 81 �
Militärishe Verge-hen 2.433 2.992 5.425 414 �Fiskalvergehen 120 202 322 � 3Amtsvergehen 1.106 327 1.433 107 �Allgemeine Verge-hen 11.093 8.958 20.051 1.135 �Fortsetzung nähste Seite
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Fortsetzung Untersuhungs- Straf-Art des Vergehens gefangene Insgesamt Zugang AbgangVon den sowjeti-shen Besatzungs-behörden verurteil-te Repatriierte

� 191 191 69 �
Administrative � 48 48 18 �Internierte 187 � 187 � 4Gefangene 98 � 98 21 �Insgesamt 29.588 23.822 53.410 2.858 147Angefertigt aufgrund der statistishen Daten der monatlihen Meldungen für den1.9.1947.

186.1947, September [ohne Tagesdatum℄Der Minister für Ö�entlihe Verwaltung an den Ministerpräsidenten überzunehmende Aktivitäten prodeutsher Elemente in den WestwojewodshaftenAAN MZO 56, Bl. 321Die Berihte der Bürger Wojewoden enthalten in letzter Zeit Angaben über zuneh-mende Aktivitäten prodeutsher Elemente in der Bevölkerung auf dem Gebiet derwestlihen Wojewodshaften. Diese Aktivitäten entwikeln sih vor allem unter denehemaligen Volksdeutshen. Sie äuÿern sih im demonstrativen Gebrauh der deut-shen Sprahe auf den Straÿen und in der häu�gen Zurükgabe der Besheinigungenüber die polnishe Volkszugehörigkeit durh verheiratete Frauen, die, dazu durhihre im Westen lebenden Ehemänner aufgefordert, zu diesen ausreisen wollen.Im Gebiet der Wojewodshaft �l¡sk-D¡browa kommt es vor, daÿ hitleristishe Ha-kenkreuze auf Mauern und Zäune gemalt werden. In Nowy Bytom/Neu-Beuthen,Chorzów/Königshütte und Krogulna/Krogullno-Gründorf wurden Fälle von Indu-striesabotage registriert. In Zusammenhang mit der lebhafter werdenden internatio-nalen Diskussion über die deutshe Frage fügen sih die Deutshen in der Wojewod-shaft Gda«sk/Danzig in immer geringerem Maÿe den Anordnungen der Behörden.Die ö�entlihe Meinung fordert eine möglihst rashe Säuberung dieser Gebiete vonden Resten des deutshen Elements.In das Territorium der Wojewodshaft Pomorze/Pommerellen gelangen aufgrundvon durh polnishe Behörden in Deutshland ausgestellten Dokumenten Personen,
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die die polnishe Sprahe nur mäÿig oder gar niht beherrshen. Sie geben sih alsPolen aus und bewerben sih um die polnishe Staatsangehörigkeit.Ih bringe die vorstehenden beunruhigenden Fakten dem Bürger Vorsitzenden desMinisterrates zur Kenntnis und möhte gleihzeitig meiner Überzeugung Ausdrukgeben, daÿ sie Gegenstand von Beratungen sein und entsprehende Shritte seitensunserer maÿgeblihen Kreise einleiten sollten.

187.1947, 16. SeptemberRunderlaÿ der Umsiedlungsabteilung des MZO an die Wojewoden mit derAnweisung, genaue Übersihten über die zur Aussiedlung vorgesehenen Deutshenerstellen zu lassen AAN PUR I/12, Bl. 132Vor Ort wurde festgestellt, daÿ die Verwaltungsbehörden trotz der Verordnun-gen des Ministeriums für die Wiedergewonnenen Gebiete vom 24. März 1947 Az.174/II/50/pf/47 und vom 3. April 1947 Tgb. Nr. 2117/II/Sp/6-b/47 keinen genauenÜberblik über die auszusiedelnde deutshe Bevölkerung besitzen.Im Zusammenhang mit der abshlieÿenden Aktion der Repatriierung der deutshenBevölkerung aus dem Gebiet des polnishen Staates weise ih die Bürger Wojewodenan, spezielle Verordnungen zur Erstellung eines solhen Nahweises sowie Verordnun-gen zum Zweke der Säuberung des Gebiets von Deutshen zu erlassen.An dieser Aktion sollen der U.B., die M.O., Vertreter der politishen Parteien undgesellshaftlihe Kräfte teilnehmen.Im Hinblik darauf, daÿ nur hervorragende deutshe Fahleute, die eine vom Ministe-rium für die Wiedergewonnenen Gebiete ausgestellte grüne Besheinigung besitzen,in den Wiedergewonnenen Gebieten bleiben sollen, mahe ih die Bürger Landrätepersönlih dafür verantwortlih, daÿ bis zum 10. Oktober 1947 dem Ministerium fürdie Wiedergewonnenen Gebiete auf dem Dienstweg ein detaillierter Beriht über dieAusführung dieser Anordnung vorgelegt wird.
188.1947, 16. SeptemberDer Hauptbeauftragte an das Liegenshaftsamt in Pozna«/Posen über dieEntlohnung deutsher landwirtshaftliher ArbeitskräfteAAN MZO 634, Bl. 61Repatriierte Deutshe, die auf Staatsgütern als Landarbeiter beshäftigt waren, füh-ren Klage darüber,



348 Dokumente der Zentralbehörden
� daÿ sie für den letzten Monat, gelegentlih auh für mehrere Monate, für ihreArbeit weder Bezahlung in Form von Geld noh in Form von Lebensmittelnerhalten hätten. Häu�g seien sie gezwungen gewesen, sih und ihre Familienfür eine bestimmte Zeit von eigenem, aus dem Verkauf der letzten persönlihenGegenstände stammendem Geld zu ernähren, deshalb besäÿen sie buhstäblihnihts auÿer dem, was sie auf dem Leibe tragen;� daÿ sie ihren Lohn im letzten Moment vor dem Transport erhalten hätten undsomit keine Möglihkeit mehr hatten, sih etwas für die Reise zu besorgen.Es kommt vor, daÿ die Gutsverwaltung die Repatrianten erst am Sammelpunkt, jasogar erst am Bahnhof vor dem Besteigen des Transports entlohnt hat. Anshlieÿendpassieren die Deutshen die Zollkontrolle, wo sie ihr polnishes Geld abliefern müssen,da dessen Ausfuhr ins Ausland verboten ist.Ih bitte den Bürger Direktor die staatlihen Güter anzuweisen, den deutshen Land-arbeitern ihren Lohn in Naturalien so auszuzahlen, daÿ sie die erhaltenen Lebens-mittel verbrauhen können, Lohn in Bargeld aber einige Tage vor der Repatriierung,damit es ihnen möglih ist, dieses Geld auszugeben.

189.1947, 18. SeptemberDer Hauptbeauftragte an die Wojewodshaftsabteilungen des PUR betr. Versorgungder Transporte deutsher Repatrianten auf dem Weg zum ÜbergabepunktAPKat PUR 1154, Bl. 106Trotz wiederholt erlassener Anordnungen bezüglih der Versorgung der Transportedeutsher Repatrianten auf dem Weg zum Übergabepunkt sowie für die Tage implombierten Waggon nah den Vorshriften der II. Kategorie gibt es noh immerFälle von Nihtbeahtung dieser Anordnungen durh die Sammelpunkte.Ih bitte den Bürger Direktor, entsprehende Weisungen zu erlassen, damit die Ma-gazine der Sammelpunkte mit Proviant rehtzeitig und in einer Menge ausgestattetsind, die für die Ausgabe bzw. die Beladung nah den vorgeshriebenen Normenausreiht.Die vorshriftswidrige Versorgung der Transporte mit Lebensmitteln ershwert inerheblihem Maÿe die Arbeit des Leiters des Übergabepunktes, da er gezwungen ist,den Proviant abzuwiegen und zu ergänzen, die Transportdokumente zu überarbeitenu. ä., was eine termingerehte Abfertigung der Transporte verzögert. Die SowjetisheMission übernimmt keine unzureihend versorgten Transporte.Die Ersetzung von Lebensmitteln durh andere muÿ genau spezi�ziert worden sein,damit der Empfänger genau weiÿ, was er erhält. (Ein Beispiel: Bohnen oder Graupen
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anstelle von Karto�eln. Für 1 kg Karto�eln wurden . . . g Graupen ausgegeben,Insges. für . . . kg Karto�eln . . . kg Graupen.)Ferner bitte ih den Bürger Direktor um eine Unterrihtung der Leiter der Sammel-punkte darüber, daÿ Aufenthalte der Transporte am Übergabepunkt dem staatlihenFiskus erheblihe Kosten für die Wartezeit der Waggons verursahen und daÿ künftigdie Verantwortlihen für die Nihtbefolgung der Anordnungen des Hauptbeauftrag-ten zur disziplinarishen und materiellen Verantwortung gezogen werden.

190.1947, 16. OktoberTelefonogramm des Vizeministers für die Wiedergewonnenen Gebiete Dubiel an dieWojewoden mit der Anordnung, alle Deutshen bis 1. November 1947 an dieSammelpunkte zu evakuieren AAN MZO 529, Bl. 831) Im Zusammenhang mit der Beendigung der Repatriierung der Deutshen ausPolen ordne ih die Evakuierung aller Deutshen bis spätestens zum 1. Novem-ber 1947 an.12) Die erfaÿten Deutshen sind an einen der Sammelpunkte in Gªubzy-e/Leobshütz, Wroªaw/Breslau, Legnia/Liegnitz, Zielona Góra/Grünberg,Szzein/Stettin, Sªupsk/Stolp, Gda«sk/Danzig, L�bork/Lauenburg, Elbl¡g/Elbing oder Olsztyn/Allenstein zu bringen.3) Für die vollständige Säuberung eines Kreises von Deutshen sind die BürgerLandräte verantwortlih, die für diese einmalige Aktion die Organe der M.O.und der territorialen Selbstverwaltung, erforderlihenfalls auh örtlihe Mili-täreinheiten sowie politishe und gesellshaftlihe Organisationen zur engenZusammenarbeit heranziehen.4) Von der vorstehend genannten Aktion ist die bislang niht veri�zierte polni-she einheimishe Bevölkerung der Wojewodshaft Olsztyn/Allenstein auszu-nehmen, die aufgrund der vorangegangenen Verordnungen von der Repatri-ierung nah Deutshland ausgenommen war. In bezug auf diese Bevölkerungwerden gesonderte Anordnungen erlassen.25) Im Gebiet des Oppelner Shlesiens sind von der Aktion zur polnishen einhei-mishen Bevölkerung gehörende Personen auszunehmen, bezüglih derer nohein Veri�zierungsverfahren läuft; zu diesem Zwek sind ihnen aktuelle Beshei-nigungen über den Aufshub ihrer Repatriierung nah Deutshland bis zumAbshluÿ des Veri�zierungsverfahrens auszustellen.1 Dieser Termin ergab sih aus sowjetishen Ankündigungen, dessen zufolge der rashen Aus-shöpfung des im April 1947 festgesetzten Limits von 520000 zur Aussiedlung bestimmten Personen,die Aussiedlung in den nähsten Wohen eingestellt würde. Vgl. Banasiak: Przesiedlenie, S. 175.2 Vgl. Dok. 318.
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6) Auszunehmen von der Aktion sind ferner Deutshe, die sogenannte grüne undrosa Besheinigungen besitzen, sowie kranke Deutshe mit ihren Familien undKinder ohne Betreuung.7) Die Bürger Wojewoden werden mir am 3. November 1947 über den Vollzugunter Angabe der Zahl der abtransportierten Deutshen nah Kreisen undNennung des Sammelpunktes, zu dem sie gebraht wurden, telefonish Berihterstatten.bAm 18. 10. 1947 meldete sih [?℄ der Vorsitzende der Gesellshaftspolitishen Ab-teilung in Biaªystok, Bürger Matejko [?℄, wegen der Shwierigkeiten bei der Durh-führung der Aktion, die daraus entstanden sind, daÿ der örtlihe PUR über keinerleiDirektiven aus der Zentrale verfügt. Die Angelegenheit ist in �ód¹/Lodz durh denBürger Majewski zu erledigen. Darüber hinaus wurde geklärt, daÿ zur polnisheneinheimishen Bevölkerung auh die Autohthonen dreier Kreise in der Wojewod-shaft Biaªystok zu zählen sind. S.18/X 47b

191.1948, 2. JanuarDer Hauptbeauftragte an den Generalbevollmähtigten der Regierung für dieWestgebiete betr. Möglihkeit, individuell die Staatsbürgershaft auszusiedelnderDeutsher abzuerkennen AAN MZO 530, Bl. 1Bei der Repatriierung deutsher Kinder, häu�g zusammen mit ihren Müttern, inalle Besatzungszonen Deutshlands entsteht wiederholt die Notwendigkeit, nah derVeri�zierung der Kinder den Müttern die Staatsbürgershaft abzuerkennen.Angesihts der Unterbrehung der Aktion der Aberkennung der polnishen Staats-bürgershaft von Deutshen bitte ih den Bürger Minister um sein Einverständnis,daÿ Deutshen, deren Repatriierung wir aufgrund von Anträgen ihrer Familien ausden Besatzungszonen betreiben, die Staatsangehörigkeit individuell aberkannt wer-den kann. Es handelt sih dabei hauptsählih um Angehörige von getrennten Fa-milien.Im Rahmen der Veri�zierung von Kindern auf der Grundlage der Instruktion desMinisteriums für die Wiedergewonnenen Gebiete und für die Ö�entlihe Verwaltungvom 12. September 1947, Tgb. Nr. II/Sp/6-b/289/47, werden Kinder veri�ziert, dievon ihren Familien aus Deutshland angefordert werden.1 Handelt es sih jedohbei einem Gesuh um Repatriierung eines Kindes aus Deutshland um ein Kind, das1 Die Instruktion sah in Par. 19 und 20 vor, daÿ der �Repatriierung� automatish Kinder un-terliegen, �für die dokumentierte und zweifelsfreie Meldungen von deutshen, im Ausland lebendenEltern eingegangen sind�. Vgl. Dok. 231.
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bereits veri�ziert ist, wird die Situation problematish. Ih bitte den Bürger Ministerum Rükäuÿerung, wie in solhen Fällen zu verfahren ist.In den Lagern Sikawa und Potulie/Potulitz be�nden sih Kinder mit ihren Müttern,um deren Repatriierung ihre Familien aus Deutshland ersuhen. Für den Sanitäts-zug mit Kindern in die Sowjetishe Zone waren aus Potulie/Potulitz 19 Kindervorgesehen, deren Herausgabe die Lagerverwaltung verweigerte. Das Zurükhaltenvon Kindern, auh wenn die Mütter dabei sind, wirkt in den Lagern niht positivauf den Verlauf der Repatriierung.Ih bitte den Bürger Minister um eine Intervention, eventuell um Rihtlinien, wie insolhen Fällen zu verfahren ist.bDie Verordnung über die Einstellung des Verfahrens der Aberkennung der Staats-bürgershaft betri�t ausshlieÿlih Polen, die in der Republik bleiben. Man darf(und soll) den Deutshen, die nah Deutshland ausgewiesen [?℄ werden, die eventu-ell vorhandene Staatsbürgershaft aberkennen. Wolski 10.1.48b

192.1948, [nah dem 1. Februar℄Die Abteilung für Gefängniswesen und Lager des MBP, Tabellen über die Belegungder Gefängnisse und Lager zum 1. Februar 1948AAN DWO 13/11, Bl. 101-102N A C H W E I Sder Belegung der Gefängnisse nah dem Stand vom 1.2.1948
Untersuhungs- Straf-Art des Vergehens häftlinge gefangene Insgesamt Zugang AbgangNSZ u. a. illegalestaatsfeindliheVereinigungen 3.303 6.251 9.554 290 �

U.P.A. und Wehr-wolf 225 869 1094 � 25Spionage 172 213 385 34 �Sabotage 230 35 265 9 �Veruntreuung undwirtshaftliheShädlingstätigkeit 1.239 92 1.331 � 78
Fortsetzung nähste Seite
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Fortsetzung Untersuhungs- Straf-Art des Vergehens häftlinge gefangene Insgesamt Zugang AbgangVerbrehen aus na-tionalen Gründen 85 78 163 � 11Fashistish-hitle-rishe Verbrehen 3.218 4.604 7.822 � 93Kriegsverbreher 1.396 3 1.399 � 84Verantwortlihe fürdie Septembernie-derlage 2 � 2 1 84
Volksdeutshe,deren Angelegen-heiten niht nahRunderlaÿ Nr. 3behandelt wurden

503 � 503 � 4
Volksdeutshe imStrafverfahren 1.429 � 1.429 � 148Volksdeutshe imVerwaltungsverfah-ren 241 � 241 11 �
Verurteilte Volks-deutshe � 1.918 1.918 175 �Militärishe Verge-hen 3.014 4.683 7.697 478 �Fiskalvergehen 130 381 511 106 �Amtsvergehen 1.220 575 1.795 81 �Allgemeine Verge-hen 12.210 13.432 25.642 1.949 �Von den sowjeti-shen Besatzungs-behörden verurteil-te Repatriierte

� 186 186 35 �
Administrative � 50 50 12 �Internierte 166 � 166 � 9Kriegsgefangene 151 � 151 � 4Insgesamt 28.934 33.370 62.304 3.181 456

Die Belegung wuhs um 2.725 Häftlinge.Angefertigt aufgrund der Daten der statistishen Meldungen über die Belegung derGefängnisse am 1.2.1948.
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N A C H W E I Sder Belegung der Lager nah dem Stand vom 1.2.1948

Untersuhungs- Straf-Art des Vergehens häftlinge gefangene Insgesamt Zugang AbgangVeruntreuung undwirtshaftliheShädlingstätigkeit � 1.317 1.317 127 �
Allgemeine Verge-hen � 3 3 � �Fashistish-hitle-rishe Verbrehen 152 8 160 � 9Volksdeutshe,deren Angelegen-heiten niht nahRunderlaÿ Nr. 3behandelt wurden

9.870 � 9.870 � 2.304
Volksdeutshe imStrafverfahren 1.494 � 1.494 � 238Volksdeutshe imVerwaltungsverfah-ren 15.916 � 15.916 2.083 �
Verurteilte Volks-deutshe � 100 100 17 �Gruppe �U�[krai-ner℄ 1.496 � 1.496 � 1.150Internierte 4.229 � 4.229 6 �Kriegsgefangene 12.782 � 12.782 54 �Insgesamt 45.939 1.428 47.376 2.287 3.701

Die Belegung der Lager verringerte sih um 1.414 Häftlinge.Im Zentralen Kohlebergbau beshäftigte Gefangene: 24.566.Angefertigt aufgrund der Daten der statistishen Meldungen über die Belegung derLager am 1.2.1948.
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193.1948, 23. FebruarRunderlaÿ des MZO über die Notwendigkeit, deutshe Arbeitskräfte durh Polen zuersetzen AAN MAP 764, Bl. 25Trotz der einstweiligen Aussetzung der Repatriierung der deutshen Bevölkerung ausdem polnishen Staatsgebiet bleibt die Frage der genauen Kontrolle der (grünen)Reklamationsbesheinigungen weiterhin von höhster Wihtigkeit.Vor Ort wurde festgestellt, daÿ die Shulungsaktion der polnishen Kräfte sehr nah-lässig und niht in dem Umfang erfolgt, wie es die Interessen des Staates erfordern.Laut Verordnung des Ministeriums für die Wiedergewonnenen Gebiete vom 8. Ju-li 1947, Tgb. Nr. 354/III/47/Tj. und des Telefonogramms Nr. 567 vom 14. August1947 können grüne Arbeitsbesheinigungen nur ausnehmend hohquali�zierte Deut-she behalten, deren Ersetzung durh polnishe Kräfte auh bei gröÿter Anstrengungzur Zeit unmöglih ist. Die übrigen Deutshen mit grünen Reklamationsbesheini-gungen werden im Moment der Wiederaufnahme der Repatriierung unter allen Um-ständen von der Arbeit entlassen.In Anbetraht dessen weist das Ministerium nohmals auf die Notwendigkeit derErsetzung von Beshäftigten deutsher Nationalität durh polnishe Kräfte hin, davom Augenblik der Wiederaufnahme der Repatriierung der deutshen Bevölkerungan keine Einsprühe berüksihtigt werden.
194.1948, 4. MärzDer Leiter der Konsularabteilung der Polnishen Militärmission Berlin, JaekMareki, an den Hauptbeauftragten betr. Repatriierung deutsher Kinder aus Polennah Deutshland AAN MZO 535b, Bl. 68Ih teile mit, daÿ am 2. März 1948 im Gebäude des Kontrollrates (CRX) ein Gesprähstattfand, an dem teilnahmen: der amerikanishe Vertreter im CRX, Mr. Selbin,Major W. Maliszewski und Hauptmann Z. Mikoªajzyk.Im Verlauf des Gesprähs wurde die Frage der Repatriierung deutsher Kinder ausPolen berührt. Aus den von den polnishen Behörden an den Kontrollrat gesandtenListen aufgefundener deutsher Kinder fanden die amerikanishen Behörden dbisherdie Familien von 10 Kindernd in der amerikanishen Zone, und nur für diese Kindererteilten sie Einreisegenehmigungen.



Nr. 195 (1948, 6. März) 355
Es wurden folgende Grundsätze für das Verfahren bei der Repatriierung deutsherKinder aus Polen vereinbart:Die amerikanishen Behörden benahrihtigen die Konsularabteilung der PolnishenMilitärmission in einem speziellen Shreiben (3 Kopien) über die Erteilung der Ein-reisegenehmigung von Kindern in die amerikanishe Zone. Eine Kopie verbleibtbei den Akten der Konsularabteilung der Polnishen Militärmission, dzwei dage-gen shikt die Konsularabteilung an den Generalbevollmähtigten des Ministeri-ums für die Wiedergewonnenen Gebiete. Diese Briefe sollen zur Grundlage für dieErteilung einer Einreisegenehmigung für die Kinder in die amerikanishe Zone durhdie Botshaft der Vereinigten Staaten in Warszawa/Warshau dienen.d Nah Erhaltdieser Genehmigung (learing) soll der Transport der Kinder in den Sanitätszügenerfolgen, die zur Abholung kranker Polen und polnisher Kinder in die amerikani-she Zone fahren. Im Maÿe der Feststellung weiterer Familien deutsher Kinder ausPolen in der amerikanishen Zone werden die amerikanishen Behörden der Kon-sularabteilung der Polnishen Militärmission in Übereinstimmung mit den obigenGrundsätzen weitere Shreiben zusenden.bWir haben keinen Zug, der Kranke in die amerikanishe Zone [unleserlih℄. Ihshlage vor, die Kinder mit dem Posener Zug am 24.3.48 an die Amerikaner nahBerlin zu shiken [Untershrift unleserlih℄.b

195.1948, 6. MärzBeriht des Amtes des Hauptbeauftragten für die Zeit vom 1. November 1947 biszum 1. März 1948 AAN MZO 522, Bl. 10In der Zeit vom 20.2.46 bis zum 21.10.47 erfaÿte die Repatriierung von Deutsheninsgesamt 2.155.571 Personen, darunter:488.064 Männer1.057.589 Frauen609.918 Kinder insgesamt 2.155.571 PersonenWährend der Winterpause wurde im Dezember 1947 bei einem Aufenthalt des Son-derbeauftragten des M.Z.O. in Berlin die Übernahme von 383 alleinstehenden deut-shen Kindern und 15 deutshen Begleitpersonen aus der Sowjetishen Zone ver-einbart, die mit einem Sanitätszug am 5. Januar 1948, und anshlieÿend von 32Kindern, die am 10. Januar 1948 in die Amerikanishe Zone geshikt wurden.Während der Pause vom 20.10.1947 bis zum 1. März 1948 wurden 8.436 Anträgebearbeitet, die über das Auÿenministerium, das Ministerium für die Wiedergewon-nenen Gebiete, das Ministerium für Ö�entlihe Verwaltung, das Internationale RoteKreuz, die Polnishe Militärmission in Berlin sowie die Auÿenstelle der Polnishen
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Militärmission in Frankfurt gestellt worden waren. Aufgrund dieser Anträge wur-den genaue Listen über Deutshe, deren Familien durh den Krieg getrennt wurden,und über in Polen zurükgelassene deutshe Kinder angefertigt, die der PolnishenMilitärmission in Berlin zugestellt wurden, um von den Sowjetishen Besatzungsbe-hörden in Deutshland eine Einreisegenehmigung zu erhalten. Obwohl die BritishenBehörden sih bis zum heutigen Tage noh niht über die Aufnahme geäuÿert ha-ben, war dieses Material eine konkrete Antwort auf die Attaken der Britishen Zonegegen die Polnishen Behörden, die angeblih deutshe Kinder in Polen zurükhal-ten wollten. Die darüber informierten Vertreter deutsher Organisationen wie derBerliner Bishof Winke, die �Caritas�1 und das �Umsiedlungsamt� erklärten, unsereHaltung trage zu einer erheblihen Entspannung der Stimmungen bei, die die dorti-ge Presse unter der deutshen Bevölkerung hervorgerufen habe. Diese Angelegenheitfand ihren Niedershlag in der polnishen und in der deutshen Presse und wurde inder Pressekonferenz von Oberst Meller2 in Berlin besonders unterstrihen.Die Zeit der Unterbrehung wurde zur Vorbereitung der Materialien für die Wieder-aufnahme der Gesprähe über die Repatriierung der restlihen Deutshen in Berlingenutzt. Die Fragen bezogen sih auf:1) eine möglihst genaue Statistik der Deutshen in den Wiedergewonnenen Ge-bieten und in den zentralen Wojewodshaften,2) die Klärung von Möglihkeiten zur Repatriierung von Bergleuten als integralerBestandteil der deutshen Frage mit dem C.Z.P.In den Wiedergewonnenen Gebieten be�nden sih zur Zeit 135.171 Deutshe, dar-unter:41.183 zum Transport in gewöhnlihen Zügen Fähige,11.972 � � � Sanitätszügen �.Die Zahl der zur Repatriierung bestimmten Personen kann sih erhöhen aufgrundder Freilassung von durh das M.Z.O. Reklamierten, deren Anzahl zur Zeit 45.828beträgt, sowie von durh die Sowjetishe Armee Reklamierten, deren Zahl 36.165beträgt.In den zentralen Wojewodshaften in den Grenzen von 1939 beträgt die angegebeneZahl der sogenannten Reihsdeutshen und der Personen, denen die Staatsangehö-rigkeit entzogen wurde, 18.087 (darunter a. 5.000 Reihsdeutshe).Auÿerdem be�nden sih in Polen a. 35.000 Volksdeutshe, deren Angelegenheitennoh niht geprüft wurden.Das Problem der deutshen Kinder wurde sowohl aufgrund von aus Deutshlandübersandten als auh von aus Polen stammendem Material bearbeitet.1 Die Caritas spielte eine Vermittlerrolle auh zwishen den deutshen und den polnishen Be-hörden; vgl. Dok. 196 u. 198.2 Hubert Meller, I. Sekretär der PMW in Berlin.
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Aus Deutshland wurden 5.477 Kinder betre�ende Anträge gestellt. Diese Zahl istzweifellos zu hoh, da einige Kinder Polen verlieÿen, während die Anträge gestelltwurden, oder niht in die Besatzungszone ausreisten, in der ihre um die Repatriie-rung ersuhenden Eltern leben. Nah unserer Statistik be�nden sih in Polen 2.442elternlose deutshe Kinder, darunter in den Wiedergewonnenen Gebieten 1.231. Dievom P.C.K. im Dezember 1947 übersandte Statistik weist etwa 3.500 Kinder auf.Wegen der Veri�zierung der Kinder ist es shwierig, die genaue Zahl festzustellen.Die Forderung der hiesigen Behörde, nah der Veri�zierung der deutshen Kindereine Statistik zuzushiken, setzte diejenigen Kommissionen vor Ort, die trotz derAnordnungen der Ministerien ihre Tätigkeit niht nahgewiesen haben, unter Hand-lungszwang.[. . . ℄4

4 Weggelassen wurde ein Abshnitt über die Repatriierung sowjetisher Staatsbürger sowie dieRepatriierung aus Deutshland. 196.1948, 22. MärzDer Staatskommissar von Niedersahsen für Flühtlingsfragen an die DeutsheCaritas, Abshrift (Original in deutsher Sprahe)AAN MZO 522, Bl. 23Bezug: Persönlihe Absprahe am 30.1.1948.Betr.: Kinderrükführung aus den polnish besetzten Gebieten zu den im LandeNiedersahsen wohnenden Angehörigen: hier: generelle Zuzugsgenehmigung.Das Land Niedersahsen erklärt sih grundsätzlih einverstanden, den zur Zeit nohin den polnishen [si!℄ besetzten Gebieten be�ndlihen Kindern und Jugendlihen,deren Eltern, bzw. nähsten Angehörige im Lande Niedersahsen wohnen, eine Zu-zugsgenehmigung zu erteilen.Die gleihe Genehmigung wird hiermit denjenigen Müttern, deren Männer im Lan-de Niedersahsen ansässig sind, und die die Möglihkeit haben, mit ihren Kindernzusammen zurükzukommen, erteilt.1
1 Ebenda, nähstes Blatt, die Abshrift einer analogen �generellen Genehmigung� vom 6.3.1948(Abshrift vom 22.3.1948), ausgestellt durh den Minister für Soziales des Landes Nordrhein-Westfalen. Vgl. Kopien individueller Genehmigungen in: Banasiak: Przesiedlenie, S. 204.
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197.1948, 2. AprilNotiz des Ministeriums für Ö�entlihe Verwaltung von einer Konferenz über einemöglihe Änderung des Dekrets über den Ausshluÿ von Deutshen aus derpolnishen Gesellshaft AAN MAP 758, Bl. 85-85aNotiz für den Bürger Direktorbetre�end die Konferenz im Ministerium für Ö�entlihe Verwaltung1Die Konferenz war der Überlegung gewidmet, ob im Zusammenhang mit dem Ab-bruh der Repatriierung von Deutshen in die Besatzungszonen des Reihes nihtdie Notwendigkeit einer Änderung des Dekrets über den Ausshluÿ von Personendeutsher Nationalität aus der polnishen Gesellshaft entsteht, insbesondere, ob dieAktion der Aberkennung der polnishen Staatsbürgershaft für diese Personen weiterfortgeführt werden soll. Im Verlauf der Diskussion, die zeigte, daÿ die Mehrheit derinteressierten Ministerien eine Entsheidung in dieser Sahe von der Klärung der Fra-ge abhängig maht, ob die Wiederaufnahme der Repatriierung möglih ist, erklärtedas Ministerium für Ö�entlihe Siherheit, daÿ es keinen wirklihen Bedarf für eineÄnderung des Dekrets gebe und daÿ die Verfahren zur Aberkennung der Staatsbür-gershaft wieder aufgenommen werden sollten. Zur Begründung dieses Vorshlagswurde angegeben, daÿ es, wenn auh geringe, Möglihkeiten zur Aussiedlung be-stimmter Gruppen von Deutshen in die sowjetishe Zone gibt und daÿ eventuell dieübrigen Gruppen mit aberkannter Staatsbürgershaft bis zur Aussiedlung interniertwerden könnten, wodurh shädlihe Aktivitäten seitens dieser Personen verhindertwürden.In diesem Zusammenhang meldete ih im Namen des Ministeriums hinsihtlih dieserAu�assung des Problems gewisse Vorbehalte an, die darauf beruhen, daÿ unser Staatan der Sha�ung einer neuen Zahl von sogenannten Staatenlosen niht interessiertist, um so weniger, als, wie die Diskussion zeigte, die Möglihkeit einer eventuellenAussiedlung minimal ist. Darüber hinaus versuhte ih aufgrund unserer Zahlen auf-zuzeigen, daÿ diese Menshen mit Gewinn zum Aufbau des Landes eingesetzt werdenkönnen. Des weiteren äuÿerte ih die Ansiht, daÿ aus den oben genannten Grün-den die Wiederaufnahme des Verfahrens der Aberkennung der Staatsbürgershaft(Aushändigung der Entsheidungen) niht sinnvoll ersheint. Diesen Standpunktteilten in der weiteren Diskussion die Vertreter des Auÿenministeriums und des Ju-stizministeriums.1 Die Konferenz fand am 1.4.1948 statt (s. die vom Kabinettsdirektor des Ministers für Ö�entli-he Siherheit untershriebene Einladung ebenda); der Adressat der Aktennotiz war wahrsheinlihder Direktor des politishen Departements des MAP.
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Im Ergebnis dieser Diskussion shlug der Vertreter des Justizministeriums vor, eswäre am sinnvollsten, man würde das Verfahren zur Aberkennung der Staatsbürger-shaft vor allem in Verbindung mit der Möglihkeit zur Aussiedlung wieder aufneh-men, zuerst also würde einer bestimmten Zahl von in Lagern internierten Personen,gegen die die Staatsanwaltshaft bzw. die Behörden für Ö�entlihe Siherheit ab-solut disquali�zierendes Material besitzen, die Staatsbürgershaft aberkannt. Nahder Aussiedlung dieser Personen könnte anderen nah gründliher Untersuhung derAnträge die Staatsbürgershaft aberkannt werden.Zu diesem Vorshlag gab ih zu bedenken, man solle Personen, denen die Staatsbür-gershaft bereits aberkannt worden sei, die Möglihkeit geben, trotz übershrittenenEinspruhstermins gegen den Beshluÿ vor Geriht zu klagen, shränkte aber gleih-zeitig ein, daÿ in Sahen des obigen Vorshlags erst mein Vorgesetzter entsheidenkönne.Zu der vom mir geäuÿerten Überlegung teilte der Vertreter des Justizministeriumsmit, es werde in den nähsten Tagen ein Runderlaÿ ergehen, der die Gerihte dazuermähtige, Berufungen gegen die Staatsbürgershaft aberkennende Urteile jederzeitzu bearbeiten.Da die ganze Konferenz als Meinungsaustaush betrahtet wurde, mahte der Ver-treter des Ministeriums für Ö�entlihe Siherheit den Vorshlag, die einzelnen Mini-sterien mögen das Ministerium für Ö�entlihe Siherheit innerhalb von einer Woheüber ihren Standpunkt informieren.Ih gebe das obige dem Bürger Direktor zur Kenntnis und bitte um eine entspre-hende Entsheidung.bAn den Bürger Vizeminister Wolski im Hause. Vorgelegt mit der Bitte um Erteilungvon Weisungen [Untershrift unleserlih℄b

198.1948, 21. AprilNotiz über das Gespräh des Hauptbeauftragten mit der deutshen �Caritas�Lippózy: Przesiedlenie, S. 75-78
199.1948, 26. AprilRunderlaÿ Nr. 18 des MZO über die Intensivierung der PolonisierungsaktionAAN MZO 96, Bl. 33
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Intensivierung der Polonisierungsaktion auf dem Territorium derWiedergewonnenen GebieteWie bei Dienst- und Inspektionsreisen der Beamten des Ministeriums festgestelltwurde, brahte die Aktion zur Repolonisierung der Wiedergewonnenen Gebiete nihtüberall hinreihende Erfolge. Auh Meldungen sowohl der lokalen als auh der zen-tralen Presse weisen wiederholt auf gewisse Fakten hin, die beweisen, daÿ die Ver-wishung der Spuren des Deutshtums niht überall und niht in vollem Umfangerfolgt ist.A Im Zusammenhang mit dem obigen Ziel einer radikalen Liquidierung dieses Zu-standes gebe ih Weisung, die Kontrolle in dem genannten Bereih in der nähstenZeit zu intensivieren und zu verstärken und eine Aktion einzuleiten, die besondersfolgende Punkte umfassen soll:1) Verdrängung der deutshen Sprahe2) Beseitigung der Reste deutsher Aufshriften3) Polonisierung von Vor- und Familiennamen4) Ausrottung aller Ersheinungen und Überbleibsel der Ideologie des Hitlerismusund der Germanisierung.ad 1. In dieser Angelegenheit sind die im vertraulihen Runderlaÿ des hiesigen Mi-nisteriums vom 24. Juni 1947 Nr. 349/II/147/pf/47 enthaltenen Rihtlinienanzuwenden. Zur Ergänzung der genannten Weisungen emp�ehlt das Mini-sterium darüber hinaus, auf den Gebrauh der deutshen Sprahe durh dielernende Jugend in den Shulen zu ahten. Bei Bekanntwerden des Gebrauhsder deutshen Sprahe durh die Jugend sind die Eltern vorzuladen und auf dasUnangemessene dieses Sahverhalts, der die polnishe Abstammung der Elternals zweifelhaft ersheinen lassen und in Frage stellen könnte, hinzuweisen.ad 2. Vor allem ist es niht zulässig, daÿ Ämter (vereinigte und einzelne) Briefbögenmit deutshem Briefkopf benutzen, wie es bisher jedoh geshieht. Zu ent-fernen sind alle Aufshriften niht nur in ö�entlihen Gebäuden, wo sie nurnoh gelegentlih vorkommen, sondern auh in Privathäusern (in Eingängenund Treppenhäusern), in Gaststätten, Cafés, Geshäften u.ä., sowie in Loka-len, wo sie besonders auf diversen künstlerish wertlosen Bildern (Öldruken)und vershiedenen kleinen Gegenständen wie Ashenbehern und Bierunterset-zern zu sehen sind; verstärkt zu ahten ist auf Ware in deutsher Verpakungusw. Die Aktion zur Entfernung deutsher Aufshriften soll shlieÿlih auh dieKirhen, Kapellen, Friedhöfe, Wegkreuze und ähnlihe Objekte des religiösenKults erfassen, es sei denn, ein Objekt habe ausgesprohenen Denkmalsha-rakter, worüber in jedem Zweifelsfall eine kompetente Behörde entsheidenmuÿ.
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ad 3. Die Bevölkerung der Wiedergewonnenen Gebiete muÿ u. a. durh entsprehen-de Anshläge in den Melde- und Gemeindeämtern darüber aufgeklärt werden,daÿ die derzeitige Aktion der Änderung deutsher Familien- und Vornamenniht mit Kosten verbunden ist, die interessierte Personen hauptsählih da-von abgehalten haben, einen entsprehenden Auftrag zu stellen. Auÿerdemwird bei allen Änderungen der Familien- und Vornamen prinzipiell von einerö�entlihen Bekanntgabe in Zeitungen abgesehen, es sei denn, daÿ die Antrag-steller darum ersuhen. Es ist jedoh zu beahten, daÿ Erleihterungen undein beshleunigtes Verfahren (Runderlaÿ vom 10. Januar 1948, Nr. II. A/12-53/47) bei der Festlegung der Shreibweise deutsher Vor- und Familiennamen1und sogar die Anwendung eines gewissen Druks zur Polonisierung seitens derVerwaltungsbehörden ausshlieÿlih die polnishen Bürger unter der einhei-mishen Bevölkerung der Wiedergewonnenen Gebiete betri�t. Es sollen aberkeine Personen zur Änderung des Familiennamens, selbst wenn dieser deutshklingt, gezwungen werden (wie das zuweilen geshieht), die shon seit Jahr-hunderten in Zentralpolen ansässig waren und jetzt zweks Ansiedlung in dieWiedergewonnenen Gebiete kommen.Ferner sind in Konzertprogrammen Kompositionen solher deutsher Komponistenzu vermeiden, die durh das Hitlerregime besonders als Träger der hauvinistishengermanishen Idee anerkannt waren, z. B. [Rihard℄ Wagner; Autoren (Shriftsteller,Dihter und Historiker), die mit der hitleristishen Ideologie eng verbunden waren,sind auÿer Aht zu lassen.In ö�entlihen Vergnügungslokalen ist darauf zu ahten, daÿ keinerlei deutshe Shla-ger gesungen werden; auh die Darbietung irgendwelher deutsher Lieder ist zuverbieten.In der obigen Angelegenheit ist mit der Musikervereinigung und mit den einzelnenChören und Instrumentalgruppen Verbindung aufzunehmen.Folgende Mittel zur Erreihung der oben genannten Ziele werden empfohlen:� Gegenüber Personen, die bei unbegründetem und demonstrativem Gebrauhder deutshen Sprahe ertappt werden, wie auh Personen gegenüber, die aufandere Weise die Repolonisierungsaktion sabotieren, sind in möglihst groÿemUmfang die Sanktionen aus Art. 18 des Gesetzes über Übertretungen anzu-wenden.� Gegenüber Personen, die zwar niht aktiv werden, aber passiv Tendenzen zurKultivierung des Deutshtums zu erkennen geben, dieses tolerieren und ihm1 DzUMZO, Nr. 2 Pos. 8. Der Runderlaÿ befahl die Erleihterung und Beshleunigung der Po-lonisierungsaktion, von Vor- und Familiennamen aufgrund des Dekrets vom 10.11.1945 (DzURP1945, Nr. 56 Pos. 310) und des Runderlasses des Finanzministers vom 5.7.1947 (Nr. DV 2689/4/47),der die besagten Anträge von Gebühren befreite.
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niht entgegenwirken, wäre eine diskrete Anwendung gewisser Drukmittel an-gebraht, die niht Strafmaÿnahmen im engeren Sinne darstellen, den Verwal-tungsbehörden jedoh erlauben, gegen Ersheinungen des Deutshtums überalldort wirksamer zu kämpfen, wo dieses niht o�en und demonstrativ auftritt.Solhe Mittel wären:a) den Wehsel auf eine shlehtere Arbeitsstelle oder den Umzug in eine shleh-tere Wohnung zu bewirken,b) die Konzession zur Führung eines Unternehmens, eines Handelsbetriebes u.ä.und wirtshaftlihe Berehtigungen im Rahmen der geltenden Vorshriften zuentziehen,) das Veri�zierungsverfahren wiederaufzunehmen.Die Anwendung der genannten repressiven Mittel hat jedoh auf umsihtige Weiseund nah glaubhafter Feststellung des Sahverhalts zu erfolgen, niht aber auf einebloÿe Anzeige hin. In jedem Fall ist der daran interessierten Seite die Möglihkeitzur Abgabe von Erklärungen und zur Verteidigung einzuräumen, um jede Willkürund unerwünshte Verwehslungen auszushlieÿen.An der Repolonisierungsaktion sollen alle Ämter und Funktionäre des Staates undder Selbstverwaltung teilnehmen, jeder in seinem Tätigkeitsbereih. Es wäre aber zuempfehlen, in den Gemeindeverwaltungen (gesellshaftspolitishe Referate) und inden Wojewodshaftsämtern (gesellshaftspolitishe Abteilungen) aus dem Kreis derMitarbeiter einen für die gesamte Aktion verantwortlihen Beamten zu benennen,der über die Ausführung aller Verordnungen und Weisungen vor Ort wahen, dieNotwendigkeit dieser oder jener Maÿnahme persönlih feststellen und die Shritteder niht vereinigten Behörden und gesellshaftlihen und politishen Organisatio-nen besonders in Zentren, wo die Ersheinung des Deutshtums noh zutage tritt,koordinieren würde.Die Ergebnisse der gemäÿ den Weisungen dieses Runderlasses durhgeführten Aktionsind im nähsten Lageberiht zu berüksihtigen.2

200.1948, ohne Datum [nah dem 30. April℄Entwurf einer Instruktion des MAP zur Verfahrensweise in deutshenAngelegenheiten AAN MAP 757, Bl. 34-382 Beispiele für die Polonisierungsaktion im Jahre 1948 s. Bernadetta Nitshke: Polay wobeNiemów � odpowiedzialno±¢ Niemów za zbrodnie wojenne [Polen und Deutshe � die Verant-wortung der Deutshen für Kriegsverbrehen℄, in: Zeszyty Historyzne 123 (1998), S. 3-26, hier: S.15-17.
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Das deutshe Problem steht an der Spitze unserer Nationalitätenfragen. Die bisheri-gen Erfahrungen zeigen, daÿ alle mit diesem Problem verbundenen Angelegenheitenim ganzen Land grundsätzlih auf einheitlihe Weise gelöst werden müssen. Diesshlieÿt jedoh die Möglihkeit einer untershiedlihen Regelung einzelner Angele-genheiten niht aus, falls in einem Gebiet wihtige und begründete Gesihtspunktedafür sprehen.In diesem Zusammenhang lege ih in Übereinstimmung mit dem Minister für Öf-fentlihe Siherheit die folgenden allgemeinen Grundsätze fest, die bei der Regelungvon mit dem deutshen Problem verbundenen Angelegenheiten als Rihtshnur zubeahten sind:I. Angelegenheiten von Personen deutsher Nationalität, die Bürger des Deut-shen Reihes, der ehem. freien Stadt Gda«sk/Danzig, der baltishen Staa-ten, Rumäniens oder der UdSSR sind1) Bis zu einer endgültigen Regelung der Angelegenheiten der noh in Po-len verbliebenen Personen deutsher Nationalität, die Bürger des Deut-shen Reihes, der ehemaligen Freien Stadt Gda«sk/Danzig, der balti-shen Staaten, Rumäniens oder der UdSSR sind, müssen diese Personenals vorübergehend in Polen lebende Ausländer betrahtet werden.Diese Personen sollen in der Regel niht an Orten der Isolierung festgehal-ten werden, jedoh soll man sie nah Möglihkeit auf staatlihen Gütern,in Fabriken und anderen ö�entlihen Betrieben auf der Grundlage derFreiwilligkeit und nah den allgemein üblihen Bedingungen für Arbeits-verträge beshäftigen. Der Einsatz dieser Personen für unbezahlte Ar-beiten, insbesondere zugunsten von Privatpersonen, oder ihre Zuweisungan vershiedene Behörden und Organe ohne ihre Einwilligung ist nihtzulässig. Das Verbot des Festhaltens an Orten der Isolierung betri�t na-türlih niht Personen, bei denen der begründete Verdaht besteht, daÿsie eine gegen Polen gerihtete Tätigkeit entfalten werden. In jedem dieserFälle muÿ das Festhalten an einem Ort der Isolierung jedoh aufgrund ei-ner Anweisung seitens des Gerihts oder der Staatsanwaltshaft erfolgen.Bei der Feststellung von Übergri�en in dieser Beziehung wird der Bür-ger Wojewode von den zuständigen Behörden entsprehende Erklärungenund eventuell die Änderung des Beshlusses verlangen.Kranke Personen, die im Krankenhaus behandelt werden müssen, sollenHilfe nah den auh für andere Ausländer geltenden Grundsätzen erhal-ten, wobei die Kosten der Behandlung von ihrer Familie, sogar von derweiteren, und von ihren Angehörigen zu tragen sind, soweit diese berufs-tätig sind oder über entsprehende Mittel verfügen. Eine niht vorhande-ne Möglihkeit, Behandlungskosten zu erheben, darf kein Grund für dieAblehnung einer Hilfeleistung sein.Analog ist in bezug auf behinderte Personen zu verfahren, wenn es not-wendig ist, sie in P�egeanstalten unterzubringen.
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2) Sollten die in Punkt 1 genannten Personen von den Besatzungsmähtendie Genehmigung zur Einreise in eine der Besatzungszonen des Reiheserhalten, so ist ihnen die Ausreise aus Polen grundsätzlih zu erleihtern.Ausnahmen können Mishehen sein, in denen die Ehefrau Polin ist, beson-ders, wenn solhe Ehepaare Kinder haben, die im polnishen Geist erzogenwerden. In diesen Fällen ist genau festzustellen, ob und in welhem Maÿedas Interesse des Staates für ein eventuelles Verbleiben der ganzen Fami-lie in Polen spriht. Solhen Paaren ist eine Existenzmöglihkeit zu gebenund eine Arbeitsstelle zu versha�en; vor allem die Kinder sind mit be-sonderer Fürsorge zu umgeben, insbesondere durh die Gewährleistungihrer Erziehung im polnishen Geist. Ein Hinweis auf die Möglihkeit,unter der Bedingung einer loyalen P�ihterfüllung und der Erziehung derKinder im polnishen Geist die polnishe Staatsbürgershaft zu erwerben,wird bei solhen Ehepaaren niht ohne Bedeutung sein.Deutshen Frauen, die mit polnishen Bürgern eine Ehe shlieÿen wollen, sollengrundsätzlih keine Shwierigkeiten gemaht werden, sofern die Ehekandida-ten niht Leute mit bekannten Sympathien für die Deutshen bzw. ehemaligeVolksdeutshe sind, die der heutigen Wirklihkeit gegenüber feindlih einge-stellt sind.Im Ausland lebenden, mit Deutshen verheirateten Polinen ist Hilfe bei derErziehung der Kinder im polnishen Geist auh in den Fällen zu gewähren, indenen die Vorshriften des Art. 17 Abs. 1 des internationalen Privatrehts (Pos.581, Gesetzbl. von 1926) den polnishen Gerihten keine Sheidung erlauben.Shlieÿlih erinnere ih an die Notwendigkeit einer laufenden Aktualisierungder Evidenz der genannten Personen laut meiner Verordnung vom . . . Nr. . .II. Angelegenheiten von Personen, denen die Staatsbürgershaft laut Dekretvom 13.9.1946 aberkannt wurde bzw. denen sie aberkannt werden sollDie Rihtlinien aus Teil I des vorliegenden Runderlasses sind auf Personen,denen die Staatsbürgershaft gemäÿ Dekret vom 13.9.46 (Gesetzbl. Nr. 55,Pos. 310) aberkannt wurde, analog anzuwenden. Dieselben Rihtlinien betref-fen prinzipiell auh Personen, gegen die bereits ein Verfahren zur Aberkennungder Staatsbürgershaft eingeleitet wurde bzw. gegen die die Einleitung einessolhen Verfahrens beabsihtigt ist.Es ist erforderlih, die den Bürgern Landräten vorliegenden Anträge auf Aber-kennung der Staatsbürgershaft noh einmal sehr gründlih zu prüfen, beson-ders um festzustellen, ob sie tatsählih Bürger deutsher Nationalität betref-fen. Sollte sih herausstellen, daÿ sih die Anträge auh auf Personen polnisherNationalität beziehen, so ist das zuständige Amt für Ö�entlihe Siherheitdarüber zu informieren und aufzufordern, den Antrag auf Aberkennung derStaatsbürgershaft zurükzuziehen. Wird der Antrag niht zurükgezogen, istein Beshluÿ zu fassen, der die Aberkennung der Staatsbürgershaft für diebetre�ende Person ablehnt.
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Im Falle der Aufhebung des Beshlusses des Landrates über die Aberkennungder Staatsbürgershaft durh das Geriht sind die betre�enden Personen wiealle anderen polnishen Bürger zu behandeln.Dies befreit die Behörden natürlih niht von der P�iht, sie aufmerksam zubeobahten und auf festgestelltes Fehlverhalten zu reagieren. Im Maÿe desMöglihen ist diesen Personen eine Umsiedlung in andere Teile des Landes,vornehmlih in die zentralen und östlihen Wojewodshaften, zu erleihternund zu empfehlen.Ih erinnere daran, daÿ ein vorübergehender Aufshub der Aushändigung derEntsheidung über den Entzug der Staatsbürgershaft die Behörden niht vonder P�iht befreit, zur Aussiedlung aus Polen vorgesehene Personen in der Evi-denz zu belassen; ih stelle klar, daÿ im Falle der Vorlage von Einreisegenehmi-gungen in eine der Zonen des besetzten Reihes diesen Personen die Entshei-dung über den Entzug der Staatsbürgershaft auszuhändigen und eventuell dieAusreise aus Polen zu ermöglihen ist.III. Angelegenheiten ehemaliger VolksdeutsherPersonen, die während der Okkupation in die sogenannte Volksliste eingetra-gen waren und gegenwärtig bereits rehabilitiert sind bzw. die aufgrund desDekrets vom 28.6.1946 verhängten Strafen verbüÿt haben, sind auf jeden Fallebenso wie andere polnishe Staatsbürger zu behandeln. Folglih sind in bezugauf sie alle Arten von Diskriminierung wie z. B. Ershwernisse bei der Arbeits-suhe, Festhalten an einem Ort der Isolierung ohne Gerihtsurteil, Einsatz zuZwangsarbeit u.ä. unzulässig. Ebenso dürfen diesen Personen keine für den öf-fentlihen Gebrauh bestimmten Besheinigungen ausgestellt werden, die einenVermerk über ihre seinerzeitige Zugehörigkeit zur �Volksliste� enthalten. Diebei den Akten der zuständigen Ämter be�ndlihen Erkenntnisse über ehemali-ge Volksdeutshe sind als vertraulih zu behandeln, unbefugte Personen habenkein Reht auf Einsihtnahme.Die Behörden befreit dies natürlih niht von ihrer P�iht zur Beobahtungdes Verhaltens der ehemaligen Volksdeutshen, besonders in bezug auf ihrVerhältnis zum Deutshtum, und von einer eventuellen Reaktion im Falle derFeststellung von Verstöÿen in dieser Beziehung.Es ist jedoh niht angebraht, diese Personen bei Behörden sowie bei Ämterndes Staates und der Selbstverwaltung auf Posten zu beshäftigen, die beson-deres Vertrauen erfordern.IV. RepolonisierungsaktionDie Aktion zur Repolonisierung der Bevölkerung in Gebieten, die dem un-mittelbaren Ein�uÿ des Deutshtums ausgesetzt waren, muÿ in der Nationa-litätenpolitik eine fundamentale Aufgabe sein. An dieser Aktion sind auÿerden behördlihen Instanzen auh alle politishen und gesellshaftlihen Or-ganisationen sowie die Bildungs- und Kutureinrihtungen usw. zu beteiligen.
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Die Aktion muÿ einem genauen Plan folgen, der unbedahte Züge ausshlieÿtund der sowohl Sofortmaÿnahmen vorsieht (z. B. Entfernung von deutshenAufshriften, Reaktion auf den Gebrauh der deutshen Sprahe in der Ö�ent-lihkeit u.ä.) als auh Maÿnahmen, die für eine längere Zeit, für viele Jahrebestimmt sind. Auf diese letztere Form weise ih besonders hin. In diesemAktionsplan muÿ vor allem der Erziehung der jungen Generation besondereAufmerksamkeit gewidmet werden; besondere Fürsorge soll daher z. B. denKindern aus gemishten Ehen gelten, in denen die Ehefrau von Geburt Deut-she ist, denn der Ein�uÿ einer deutshen Mutter kann shädlih wirken. DieseErziehung muÿ in Shulen, Kindergärten und bei Aktionen zur Bildung undKultur u.ä. eine geeignete Form erhalten. Niht ohne Bedeutung wird auh dieEinbeziehung der Jugend in Organisationen wie O.M.T.U.R., Z.W.M., �Wii�sein.Die Festlegung der genauen Formen dieser Aktion von oben ist aus verständ-lihen Gründen niht möglih, und deshalb sollen die Institutionen vor Ortihre Ausarbeitung übernehmen. Die Gesamtaktion, besonders ihre Koordinie-rung, soll in den Händen der allgemeinen Verwaltungsbehörden bei den gesell-shaftspolitishen Abteilungen und Referaten liegen. Es ist erforderlih, daÿdiese Behörden in Absprahe mit den zuständigen Nationalräten die Berufungspezieller Repolonisierungskommissionen in die Wege leiten, so wie dies z. B.bereits in der Wojewodshaft �l¡sk/Shlesien erfolgt ist.Ih gebe das obige zur Kenntnis und bitte den Bürger Wojewoden, den untergeordne-ten Behörden entsprehende Weisungen zu erteilen und besondere Aufmerksamkeitauf die Aktion der Repolonisierung zu rihten.1

201.1948, 26. MaiDer Minister für Ö�entlihe Verwaltung an den Minister für Ö�entlihe Siherheitüber die Einrihtung einer Kommission zur Überprüfung von Fehlern bei derAberkennung der StaatsbürgershaftAAN MZO 73, Bl. 140-141Anknüpfend an die Ergebnisse der Konferenz, die im Ministerium für Ö�entliheVerwaltung unter meinem Vorsitz und unter Beteiligung von Oberst Sobzak vomMinisterium für Ö�entlihe Siherheit in Sahen von Personen deutsher Nationali-tät, denen die polnishe Staatsbürgershaft gemäÿ Dekret vom 13. September 19461 Das Projekt wurde im MAP ausgearbeitet (s. ebenda Anmerkungen des Dep. Verwaltung undReht, abgeshikt an das Polit. Dep. am 30.4.48). Die vorliegende Version berüksihtigte dieAnmerkungen der Juristen, die auh Konsultationen mit dem MBP empfahlen (ebenda Entwurfvon Wolskis Brief an das MBP). Das weitere Shiksal des Projekts ist niht bekannt.
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aberkannt wurde, stattfand, bitte ih den Bürger Minister um die Benennung einesBeauftragten des Ministeriums für Ö�entlihe Siherheit für eine Kommission, dieeine Inspektionsfahrt durh Lager mit Personen, denen die polnishe Staatsbürger-shaft aberkannt wurde bzw. die zu diesem Zwek dort interniert sind, durhführensoll, um zu untersuhen, ob bei der Aberkennung der Staatsbürgershaft niht gra-vierendere Fehler unterlaufen sind.Gleihzeitig teile ih mit, daÿ ih meinerseits für die Kommission den Bürger Inspek-tor Tadeusz Kosmala benannt habe. Der Justizminister ist bereit, einen Beauftragtendes Justizministeriums für die Kommission zu benennen.Die Arbeit der Kommission soll umfassen:1) eine Untersuhung, wem von den volljährigen polnishen Bürgern, die durhihr Verhalten dkeine deutshe nationale Besonderheit zu erkennen gegebenhabend, die polnishe Staatsbürgershaft aberkannt wurde, besonders anstelleeiner eventuell strafrehtlihen Verfolgung gemäÿ Dekret vom 28. Juni 1946über die strafrehtlihe Verantwortlihkeit für den Abfall von der Nationalität� um das Verfahren zur Aberkennung der Staatsbürgershaft einer Revision zuunterziehen, evtl. durh die Wiederaufnahme des Termins für das Verlangen,die Angelegenheit dauf den Weg eines Gerihtsverfahrens (Art. 8 des Dekretsvom 13.9.1946)d zu bringen;2) eine Prüfung, ob das Verfahren zur Aberkennung der Staatsbürgershaft inbezug dauf polnishe Ehefrauen von Deutshen mit Einwilligung dieser Frauenstattgefunden hat (Art. 2 Abs. 1 Pkt. a des Dekrets vom 13.9.1946);d3) eine Prüfung, ob sih in den Lagern Kinder von Personen polnisher Nationa-lität aufhalten, die in die Volkslisten eingetragen waren;4) eine Prüfung der Rehtmäÿigkeit des Verfahrens zur Aberkennung der Staats-bürgershaft dvon Kindern aus polnish-deutshen Mishehen bzw. auÿerehe-lihen Kindernd (Art. 2 Abs. 1 Pkt. b und  sowie Art. 3 des Dekrets vom13.9.1946);5) die Feststellung der Zahl und die Anfertigung von Listen minderjähriger Deut-sher (Waisenkinder bzw. Kinder, die ohne elterlihe Obhut in Polen zurük-geblieben sind), denen die polnishe Staatsbürgershaft gemäÿ Dekret vom 28.Oktober 1947 (Gesetzbl. der Republik Polen Nr. 66, Pos. 404) einzeln entzogenwurde, und zwar wegen der Möglihkeit, sie in die britishe Zone auszusiedeln;6) die Feststellung der Zahl und die Anfertigung von Listen minderjähriger Deut-sher derselben Kategorie wie in Pkt. 5, denen die Staatsbürgershaft bisherniht entzogen wurde, die aber dafür in Betraht kommen und in Waisenhäu-sern oder anderen Anstalten für Minderjährige untergebraht sind.1

1 Auf dem Dokument be�nden sih zahlreihe handshriftlihe Vermerke; aus dem Postsrip-tum unter dem Text geht hervor, daÿ er an das Sekretariat von Gomuªka als Minister für dieWiedergewonnenen Gebiete und an das MBP gesandt wurde.
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202.1948, 1. JuniPolnish-sowjetisher Vertrag über die Bedingungen der Aufnahme von Deutshen,u. a. von Bergleuten aus Polen, in der sowjetishen Besatzungszone DeutshlandsLippózy: Przesiedlenie, S. 78-821
203.1948, 23. JuniDer Hauptbeauftragte an die Wojewoden betr. die Repatriierung deutsher KinderAAN PUR VIII/37, Bl. 2In der Anlage übersende ih eine Liste der deutshen Kinder, die am Sammelpunktdes PUR der Wojewodshaft zu sammeln und anshlieÿend, nah endgültiger Prü-fung durh eine gemäÿ Instruktion Tgb. Nr. II/Sp/6-b/289/47 vom 12.9.1947 desMZO gebildete Berufungskommission der Wojewodshaft, an den Hauptsammel-punkt in Gªubzye/Leobshütz (Wojew. Katowie/Kattowitz) zweks Repatriie-rung nah Deutshland zu transportieren sind.Eine Prüfung durh die Berufungskommission der Wojewodshaft ist erforderlihim Hinblik darauf, daÿ eine Reihe von deutshen Kindern auf den Dörfern nihtveri�ziert worden ist.Niht in der Liste erfaÿte deutshe Kinder, die in keiner der Besatzungszonen Fami-lien besitzen, Waisen sowie alleinstehende Kinder, die sih in Kinderheimen oder aufDörfern be�nden und die Familien in der britishen Zone haben, sind ebenfalls nahGªubzye/Leobshütz zu shiken. Kinder mit Müttern oder nahen Angehörigen,von denen Teile ihrer Familie in der britishen Zone leben, werden in der nähstenPhase ausreisen, wozu eine besondere Benahrihtigung ergehen wird.Niht zu shiken sind alleinstehende Kinder oder Kinder mit nahen Angehörigen,die Teile der Familie in der sowjetishen Zone haben. Diese Kinder wie auh ihreMütter bzw. Geshwister kommen zu ihren Familien auf demWege der Repatriierungin die sowjetishe Zone.

1 Banasiak: Przesiedlenie, S. 185, Anm. 4 gibt als Datum der Untershrift des Vertrages den1.6., Lippózy/Walihnowski den 31.5. an; (ein Exemplar des Vertrages in AAN MZO 530 ohneDatum); ebenda, S. 171-175, Runderlaÿ des Sonderbeauftragten über die Wiederaufnahme derAussiedlung in die sowjetishe Zone vom 9.6. 1948.
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Alle au�älligen Mängel bei Kleidung und Shuhen sind im Maÿe des Möglihen undin Übereinkunft mit P.U.R., P.C.K. und K.O.S. zu beheben. Das Ministerium fürSoziale Fürsorge, P.C.K. und P.U.R. sind über die Aktion informiert worden1.Den Transport organisiert P.U.R., die gesundheitlihe Betreuung wie auh die Be-treuung von Kindern P.U.R. in unmittelbarem Einvernehmen mit P.C.K.Bei der Aktion ist besondere Aufmerksamkeit auf Kinder- und Obdahlosenheime,in denen hitlerisierte2, vor allem shulp�ihtige Kinder untergebraht sind, sowie aufherumstreunende und niht in der Evidenz erfaÿte deutshe Kinder zu rihten.Ih bitte den Bürger Wojewoden um den Erlaÿ entsprehender Verordnungen, da-mit die Kinder bis zum 10. Juli diesen Jahres nah Gªubzye/Leobshütz gebrahtwerden.Die Gesellshaftspolitishe Abteilung hat nah Ausführung einen Rehenshaftbe-riht mit einer Liste der repatriierten Kinder sowie einer Liste der im anliegendenVerzeihnis genannten, aber niht nah Gªubzye/Leobshütz geshikten Kinderan die hiesige Behörde zu übersenden. In der Liste ist anzugeben, aus welhem Grunddie Kinder niht geshikt wurden.

204.1948, 1. JuliDer Hauptbeauftragte an den Generalbevollmähtigten der Regierung für dieWestgebiete betr. Planung eines Transports von 195 BergarbeiternAAN MZO 531, Bl. 1-2In der Anlage übersende ih die Unterlagen über die Übergabe von 195 Deutshen,die unter Aufsiht von Hauptmann F. Ogonowski vom Siherheitsamt der Wojewod-shaft Wroªaw/Breslau mit 15 Mann des KBW und des ihn begleitenden sowjeti-shen O�ziers, Hauptmann Rajkow (Rajski), am Übergabepunkt Tuplie/Teuplitzeintrafen. Der aus elf Waggons bestehende Transport traf auÿerplanmäÿig und ohneWissen der hiesigen Behörde in Tuplie/Teuplitz ein.Die Wahmannshaft des KBW lieÿ weder die Mitarbeiter des Übergabepunktesnoh die Vertreter der Sowjetishen Mission an den Transport heran, jedoh wur-den Dokumente wie ein das Visum ersetzender Ausreisebefehl und ein Sanitätspaÿverlangt, ohne die die Übernahme des Transports in Forst verweigert werden würde.1 �(..) Die Notwendigkeit der Ergänzung au�älliger Mängel an Kleidung und Shuhwerk� beinah Deutshland repatriierten Kindern � u. a. wegen des Interesses der Presse und ausländisherOrganisationen � betonte der Sonderbeauftragte auh in einem Shreiben an das Ministerium fürSoziale Fürsorge vom 18.6.1948, AAN MZO 534.2 Gemäÿ Par. 19, Abs. 4) der genannten Instruktion vom 12.9.1947 unterlagen der Repatriierungnah Deutshland Waisenkinder, die �im hitleristishen Geist bis zu einem Grad depraviert sind,daÿ ihr Verbleib in Polen lästig ist�.
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Der Ausreisebefehl wurde mit meinem Einverständnis erteilt, nahdem ein Shrei-ben des Wojewodshafts-Siherheitsamtes an Inspektor Bürger Kinsner und eineErklärung eingegangen waren, daÿ die Deutshen mit Wissen der Zentralbehördenausreisten, wofür die Vertreter des Ministeriums für Ö�entlihe Siherheit die volleVerantwortung übernehmen.Die Organisation dieses Transports miÿahtete die für die Repatriierung üblihenelementaren Grundsätze. Während der Fahrt nah Tuplie/Teuplitz fand eine Ge-burt im Waggon statt. Die Repatrianten wurden weder für den Weg noh für dreiTage nah Übershreitung der Grenze mit Lebensmitteln versorgt, es waren wedereine Desinfektion noh eine ärztlihe Untersuhung erfolgt.Nah dem Grenzübertritt wurden in Forst mehrere Protokolle zur sanitären Betreu-ung, zur Ernährung und Behandlung dieser Menshen aufgenommen.Die Deutshen waren zwei Stunden vor Verlassen der Wohnung über ihre Repatri-ierung informiert worden. Am Bahnhof Forst organisierte die deutshe BevölkerungHilfe für sie. Die Angelegenheit wurde sowohl von den sowjetishen O�zieren inForst als auh von der Mission in Tuplie/Teuplitz ausführlih kommentiert.Laut Erklärung des Vertreters der Mission stammen die Menshen angeblih aus demKreis der Beshäftigten von Betrieben in sowjetisher Verwaltung um KamiennaGóra/Landeshut und Jelenia Góra/Hirshberg. Die Umsiedlung erfolgte aufgrundeiner Vereinbarung des Generals Malow aus Berlin mit Gen. Jermaªow, der dieBetriebe verwaltet. Die Information stammt von Hauptmann Rajkow.Abgesehen von den organisatorishen Problemen bei der Behandlung der deutshenRepatrianten darf sih ein solher Fall unter keinen Umständen unter Beteiligungvon Vertretern polnisher Behörden wiederholen. Diese Art des Herumshiebens vonMenshen unter der Firma des Repatriierungsapparats wirft einen Shatten auf diegesamte Frage der Umsiedlung der Deutshen aus Polen.Laut Erklärung der Sowjetishen Mission befanden sih im Transport ausshlieÿlihBergleute. Von 195 Menshen wurden 56 Bergleute mit dem Vermerk aufgenom-men, daÿ sie niht zu der Aktion gerehnet werden, die aufgrund der letzten Ver-einbarung mit den sowjetishen Behörden geplant ist und die Repatriierung von3.000 Bergleuten vorsieht.Ein derartiges �partisanenartiges� Vorgehen während der letzten Phase der Repatri-ierung shadet niht nur unserem Ansehen im Ausland, es tri�t auh die Interessender Industrie, der man quali�zierte Bergarbeiter entzieht, und dies auÿerhalb einesVertrages, dessen Erfüllung ohnehin reht shwierig ist.11 Der handshriftlihe Kommentar auf S. 1 des Dokuments ist unleserlih. Im Anhang u. a. �AktNr. 3 Forst/Lausitz, den 27.6.48. Der Transport Nr. 5 lief am 27.6.48 um 17.50 Uhr in Forst ein mitder Zugnr. 7087. Zur Übernahme waren anwesend: Lagerleiter G a r a u, Landarzt Dr. W i e s n e rund Dolmetsher L i n k e. Der Transport ist in sehr shlehtem Zustand, Marshverp�egung warüberhaupt niht vorhanden, auh keine Krankenwagen. Der Sanitätspaÿ aus Polen fehlte ganz undist angefordert worden, da der Zug sonst niht weitergeleitet werden darf. Die ihnen bei der Eva-kuierung abgenommenen deutshen Papiere wurden den Umsiedlern in Forst wieder ausgehändigt,
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205.1948, 1. AugustDer Hauptbeauftragte an den Generalbevollmähtigten der Regierung für dieWestgebiete betr. die Organisierung zusätzliher Sammelpunkte in NiedershlesienAAN MZO 531, Bl. 9Die uns durh die P.M.W zugesandten, von C.R.X. und auh von deutshen Organi-sationen stammenden Listen der zur Repatriierung vorgesehenen Deutshen zählenderzeit 5.000 Personen, überwiegend Frauen und Kinder.Wie die bisherige Praxis gezeigt hat, kann durh sofortige Nahforshungen undanshlieÿende Konzentration im Shnitt die Hälfte davon gefunden werden; der Restist ausgereist oder hat seinen Wohnort geändert; die Feststellung der Adresse unddie Abfertigung zum Sammelpunkt erfordern einige Zeit.Das Genehmigungsverfahren dauert etwa 2-3 Wohen von der Konzentration undAnfertigung einer Namensliste an.Die Zentralverwaltung des PUR maht unerhörte Shwierigkeiten, wenn es sih alsnotwendig erweist, eine bestimmte Gruppe am Sammelpunkt zu verp�egen.Es kann vorkommen, daÿ der einzige Sanitätszug mit Gefangenen unterwegs ist undsomit ein sofortiger Transport niht möglih ist.Ih bitte den Bürger Minister zu entsheiden, ob die Konzentration gröÿerer Gruppenvon Menshen � bis zu 1.000, in Ausnahmefällen auh bis zu 2.000 � gestattet ist,da die Festsetzung auh nur einer annähernden Zahl nah der Absendung der Listenan die Wojewodshaften zweks Abfertigung der Repatrianten zum Sammelpunktunmöglih ist.Eine Konzentration in den einzelnen Wojewodshaften in Jahresfrist kann einen un-vollständigen Transport ergeben, und seine Ergänzung mit Deutshen, für die wireine Genehmigung haben, dauert wiederum 2-3 Wohen, und so lange muÿ die ersteGruppe verp�egt werden.Der bisherige Punkt in Gªubzye/Leobshütz ist zu klein für diese Art von Aktionenund für deutshe Kinder bestimmt, die in alle Zonen ausreisen sollen. Im Hinblik aufdie Trasse Tuplie/Teuplitz-Forst ist es notwendig, einen zweiten Punkt im Gebietvon Dolny �l¡sk/Niedershlesien einzurihten, wo die Aufsiht einfaher wäre undsih eine bessere sanitäre Betreuung und Versorgung mit Lebensmitteln organisierenlieÿe.Die Repatriierung von Gefangenen, mit der wir am 10. Juli dieses Jahres beginnenwollen, bedarf ebenfalls eines organisierten Sammelpunktes, wo Vorräte an Lebens-mitteln, Sanitätsmaterial und Kleidung gelagert werden könnten und wo wenigstensjedoh niht das gleihfalls abgenommene deutshe Bargeld. [Handshriftliher Zusatz: Sanitäts-paÿ um 22.30 Uhr eingetro�en. Es folgen die Untershriften von Garau, Ltn. Jan Doªga und desDolmetshers.℄
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ein besheidenes Büro für die Anfertigung der Listen usw. eingerihtet werden könn-te.Herr Ehrenhold1 teilte mir mit, daÿ er bereit sei, groÿzügig mit Kleidung und Sani-tätsmaterial für die Gefangenen zu helfen.Ih bitte den Bürger Minister um eine Entsheidung und entsprehende Weisungenan die Zentralverwaltung des PUR bezüglih der Organisation der Punkte sowie umeine Stellungnahme zu der Hilfe des M.C.K. [Internationalen Roten Kreuzes℄.

206.1948, 16./18. August [so datiert℄Oberst Komarow, SMAD, an den Generalkonsul in der Polnishen MilitärmissionBerlin, Oberst Mareki, mit Aussagen deutsher Umsiedler, die aus Polen in diesowjetishe Besatzungszone gekommen sindAAN MZO 531, Bl. 84-86Auf Ihre Bitte hin teile ih Ihnen den Inhalt einiger Erklärungen deutsher Umsiedlermit, die aus Polen in der sowjetishen Besatzungszone Deutshlands angekommensind.Den Inhalt dieser Erklärungen gebe ih so wieder, wie er den Äuÿerungen der deut-shen Umsiedler selbst entspriht:Über die Aussiedlung eines deutshen Arbeiters, der im Eisenbergwerk �Bergfrei-heit� in Shmiedeberg, jetzt Bergwerk �Wolno±¢�, Bezirk Jelenia Góra/Hirshberg,gearbeitet hatIn der Naht vom 25. zum 26. Juni 1948 wurde eine beträhtlihe Zahl von Fa-milien deutsher Spezialisten ohne jeglihe Vorankündigung seitens der polnishenBehörden aus ihren Wohnungen ausgesiedelt. Drei bis neun bewa�nete Soldatenoder Milizionäre drangen in ordinärer Weise in die Wohnungen der deutshen Spe-zialisten ein und befahlen, die Wohnungen sofort zu verlassen, ohne Zeit für dasZusammenpaken der allernotwendigsten Gegenstände und Lebensmittel zu lassen.In vielen Häusern wurde vorher der Strom abgeshaltet, so daÿ man niht einmaldie allernotwendigsten Dinge �nden konnte.Man nahm den Deutshen das gesamte polnishe Geld und die Dokumente ab. Nurdeutshes Geld erlaubte man ihnen mitzunehmen, aber auh das wurde ihnen späterweggenommen. Manhen nahm man bis zu zwanzigtausend Zªoty ab. Nah kurzerVorbereitung in den Wohnungen wurden die Deutshen auf die Straÿe geführt, manwarnte sie davor, viel Gepäk mitzunehmen, weil bis zum Auto fünf Kilometer Fuÿ-marsh zurükzulegen seien. Nah dieser Bekanntmahung lieÿen viele, die aufgrund1 Vertreter des Internationalen Roten Kreuzes.
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ihres Alters oder ihres Gesundheitszustandes niht tragen konnten, ihr Gepäk zuHause oder auf der Straÿe zurük. Später stellte sih heraus, daÿ die Lastwagenganz in der Nähe standen. Auf diese Autos wurden die Deutshen verladen und un-ter strenger Aufsiht fuhr man sie zum Bahnhof Ditterbah [d. i. wohl Dittersbah℄,Kreis Landeshut [d.i. wohl Landeshut℄, wo sie ein Güterzug erwartete.Nahdem die Leute in den Waggons waren, wurden die Türen vershlossen und derZug fuhr unter Bewahung in Rihtung Forst ab. Erst am Bahnhof Tuplie/Teuplitzwurden die Türen der Waggons geö�net, und es wurde für die Menshen Ka�eeausgeshenkt.Im Bahnhof Forst traf der Zug am 27.6.1948 um 9 Uhr abends ein.In den folgenden Aussagen werden einzelne die Deutshen betre�ende Vorfälle ge-shildert.Dem Bergmann Ernest Morawski, geb. am 7.5.1903 in Arisdorf, zuletzt wohnhaft inKowary/Shmiedeberg, ul. Kowalska 35, zertrümmerten die Soldaten auf dem Wegevom Auto zum Zug den Ko�er und nahmen ihm einen Herrenanzug und eine Uhrab, die im Ko�er be�ndlihen Lebensmittel (Butter, Eier, Shmalz) warfen sie insWasser.Der Bergmann Gustaw Krause, geb. am 16.5.1895, und seine Frau, zuletzt wohn-haft in Ditterbah 102, wurden mit dem Kolben so geshlagen, daÿ sie kaum gehenkonnten.Den Bergmann Alfred Pol, geb. am 9.9.1911, zuletzt wohnhaft in Kowary/ Shmie-deberg, ul. Wiejska 56, der an Lungenentzündung erkrankt im Bett lag, jagte mantrotz der Krankheit aus der Wohnung und nahm ihm alle Medikamente ab. Unter-wegs wurde ihm keine ärztlihe Hilfe zuteil. Einer von den begleitenden Soldatenbelästigte unterwegs zum Zug im Lastwagen die Frau des kranken Pol.Den Bergmann Hugo Iilgner [si!℄, 11.9.1899 in Libau, Kreis Landeshut, zuletztwohnhaft in Kowary/Shmiedeberg, ul. Wiejska 31, und seine Frau sperrte man ineinem Zimmer ein, angeblih zur Kontrolle, man zog sie nakt aus und verspotteteseine Frau in ordinärer Weise.Die Bergleute Maks Brynner, geb. 10.10.1896 in Laurahütte, Kreis Katowi-e/Kattowitz, wohnhaft in Kowary/Shmiedeberg, Wiejska 65, Ernst Kuhn, geb.23.9.1910 in Shliedenberg, wohnhaft in Kowary/Shmiedeberg, ul. Kowalska 1,Arthur Keirner, geb. 16.6.1897 in Arasberg 43, wohnhaft in Podgórze/Arnsberg43, Rajn Ridel, geb. 29.8.1909 in Olbesdorf, Kreis Goldberg, wohnhaft in Kowa-ry/Shmiedeberg, ul. Kowalska, und Willis Zomer [si!℄, geb 9.12.1896 in Kwirl,wohnhaft in Srabendorf 61, arbeiteten in der Nahtshiht und wurden unmittelbarvon der Arbeitsstelle unter Bewahung zum Zug gebraht. Man erlaubte ihnen nihteinmal, sih umzuziehen.Der Steiger Otto Halebah, geb. 17.8.1917 in Diehot (Lothringen), (er wohnte inKowary/Shmiedeberg, ul. Unii Lubelskiej) und der Bergvorarbeiter Fritz Rejsner,geb. 3.10.1895 in Bertelsdorf, Kreis Hirshberg (wohnhaft in Kowary/Shmiedeberg,
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Podgórze/Arnsberg 26), wurden im Zug vor der Abfahrt festgenommen, und diePolizei shikte sie auf dem Lastwagen mit unbekanntem Ziel fort. Ihre Familienwurden nah Deutshland ausgesiedelt, die Ehefrau des einen von ihnen, Halebah,gebar im Zug unter primitiven Umständen ein Kind.In den Aussagen gibt es Hinweise darauf, daÿ es eine groÿe Anzahl ähnliher Vorfällegab.1 Die Umsiedler bestehen auf einer Entshädigung für die ihnen abgenommenenGegenstände und für das Geld. Sie weisen auf die Notwendigkeit der Auszahlungihres Arbeitslohns für den Juli hin und nennen einen Betrag von 1.200.000 Zª.Der inhaltlihen Wiedergabe der obigen Aussagen der deutshen Aussiedler füge ihdie mir zugestellte Kopie einer Eingabe von Paul Neumann bei. Er rihtete dieseEingabe an die Polnishe Militärmission.2

207.1948, 8. SeptemberDer Hauptbeauftragte an die Wojewoden der neuen Gebiete mit Kritik an derOrganisation der Aussiedlung AAN MZO 531, Bl. 28Bei der Organisation der Transporte mit Deutshen shiken die Landratsämter im-mer wieder zur Repatriierung niht geeignete Elemente; infolgedessen werden ein-zelne Personen wie Alte, Kranke, shwangere Frauen oder alleinstehende Kinder andie Ausgangspunkte in ihre letzte Wohnung zurükgeshikt.Folglih ruft dieser Zustand unerwünshte Kommentare seitens der Deutshen her-vor, und dem PUR entstehen unnötige Kosten für Ernährung und Transport.Ih bitte den Bürger Wojewoden um den Erlaÿ einer Anordnung an die Landrä-te, sih genau an den Monatsplan zu halten, der angibt, welhe Gruppe für denentsprehenden Transport an den Sammelpunkt geshikt werden soll.
1 Dies ist eine von mehreren sowjetishen Interventionen aus dieser Zeit (Korresp. ebenda). Inderselben Zeit verlangten Vertreter des Bergbaus, die im Vertrag vom 1. Juni vorgesehene Um-siedlung der Bergleute �aus Gründen der shwierigen Situation im Bereih der Arbeitskräfte imKohlebergbau� auszusetzen; AMSZ 6/764/54, Notiz von der Konferenz im Industrie- u. Handelsmi-nisterium, 7.8.1948. Die Umsiedlung der Bergleute wurde im September tatsählih gestoppt underfolgte erst in der ersten Hälfte des Jahres 1949; ausführlihe Akten zu dieser Angelegenheit inAMSZ 6/764/54; vgl. Banasiak: Przesiedlenie, S. 186.2 Laut der beigefügten vierseitigen Beshwerdeshrift von Neumann an die Polnishe Militär-mission in Berlin (o.D.), eines deutshen Juden, der in der Nähe von Karpaz/Krummhübel aufeine de�nitive Genehmigung zur Ausreise in die sowjetishe Besatzungszone in Deutshland war-tete, wurden er und seine 73-jährige kranke Ehefrau unter ähnlihen Umständen wie den hierbeshriebenen deportiert. Neumann verlangte eine Entshädigung in Höhe von 30.000 Mark undGenugtuung.
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208.1948, 11. SeptemberDer Auÿenminister an den Leiter der Polnishen Militärmission in Berlin betr. dieRepatriierung deutsher Gefangener (Paraphrase)AAN MAP 23, Bl. 691. Grundsätzlih akzeptieren wir die von den sowjetishen Behörden vorgeshla-genen Bedingungen der Vereinbarung über die Repatriierung von Gefangenen.Sie können darüber informiert werden, mit dem Vorbehalt, daÿ die Einzelheitenbei uns in den Ressorts geprüft werden. Einen Besheid über die Unterzeih-nung geben wir in einigen Tagen.2. Die SED kann sih auf ihre Intervention betre�end die Gefangenen berufen,die von den polnishen Behörden wohlwollend geprüft wurde.1
209.1948, 24. SeptemberDas MZO an die Wojewoden betr. die Organisation deutsher Repatrianten fürOktober 1948 AAN PUR II/79, Bl. 5-56Ih gebe dem Bürger Wojewoden zur Kenntnis, daÿ für den Monat Oktober d. J.folgende Transporte mit deutshen Repatrianten festgelegt wurden, die den Überga-bepunkt Tuplie/Teuplitz zu den unten bezeihneten Terminen und niht später alsum 6.00 Uhr morgens erreihen sollen:Aus dem Gebiet der Woj. Bydgoszz/Bromberg: 25.10. d. J.� Gda«sk/Danzig: 23.10. d. J.� Katowie/Kattowitz: 15.10. d. J.� Olsztyn/Allenstein: 29.10. d. J.� Szzein/Stettin: 5. u. 13.10. d. J.� Wroªaw/Breslau:aus Legnia/Liegnitz 5.10. d. J.aus Waªbrzyh/Waldenburg 19. und 30.10. d. J.

1 Ergänzt durh die Instruktion von Frau Wierna für Prawin vom 16.9.1948, ebenda.
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Ih bitte den Bürger Wojewoden, die Organisation dieser Transporte anzuordnenund mit der D.O.K.P. den Termin der Bereitstellung der für die Fahrt zum Überga-bepunkt bestimmten Züge so festzulegen, daÿ der Transport beladen und abgefertigtwerden und zum oben genannten Zeitpunkt an den Übergabepunkt Tuplie/Teuplitzgelangen kann.Mit den Transporten aus Bydgoszz/Bromberg, Gda«sk/Danzig, Katowie/ Kat-towitz, Olsztyn/Allenstein, Szzein/Stettin und Legnia/Liegnitz sind Deutshe zurepatriieren, deren Familienoberhaupt � Mann oder Frau � arbeitsfähig ist und denUnterhalt der Familie bestreitet. Das Familienoberhaupt muÿ Papiere besitzen, dieseine Nationalität, Beruf, Spezialgebiet und Art der vor der Repatriierung ausgeüb-ten Tätigkeit belegen.Sollten polnishe oder deutshe Personaldokumente fehlen, sind die Kreisbehördenverp�ihtet, den Repatrianten entsprehende Besheinigungen, die die obigen Anga-ben bestätigen, auszustellen.Zu repatriieren sind vollständige Familien.Die Verwaltungsbehörden der ersten Instanz sind verp�ihtet, die Familien zur Re-patriierung ohne Rüksiht auf ihre Verteilung im Gebiet des Kreises oder der Wo-jewodshaft zu komplettieren. Sollte sih ein Familienmitglied in einem Arbeitslager(niht im Gefängnis) be�nden, wird sih das Wojewodshaftsamt bei der entspre-henden Lagerverwaltung um dessen Überstellung zum Transport bemühen, fallsdies möglih ist, um die Familie für die Repatriierung zu komplettieren.Mütter bzw. Väter mit Kindern, deren Ehemänner bzw. -frauen sih bereits in derSowjetishen Zone be�nden, getrennte Familien, deren nähste Familienangehörige inder Sowjetishen Zone wohnen und die dies durh eine Genehmigung zur Ansiedlung(sog. �Zuzugsgenehmigung�1) oder durh Korrespondenz (Brief mit Umshlag undangegebenem Absender und Poststempel des entsprehenden Ortes) nahweisen, sindbevorzugt zu repatriieren. Hingegen sind in dem Transport keine Einzelpersonenoder Teile von Familien zu befördern, deren nähste Familienangehörige sih in derBritishen oder Amerikanishen Zone be�nden, z. B. Mütter mit Kindern, derenMänner sih in der Britishen oder Amerikanishen Zone be�nden.Ebenfalls niht dem Transport anzushlieÿen sind alleinstehende Kinder unter 16Jahren, da diese mit Sanitätszügen befördert werden.Die Aussiedlung aus den Wohnungen darf frühestens 24 Stunden nah der Benah-rihtigung und nur tagsüber erfolgen, niemals während der Naht. Das Verhaltengegenüber den repatriierten Deutshen muÿ korrekt sein. Es muÿ den Repatriantenermögliht werden, alle persönlihen Dinge, einshlieÿlih Bettzeug und Kühenge-rät, mitzunehmen.Die Verwaltungsbehörden der ersten Instanz sind verp�ihtet, alle, die zur Repatri-ierung bestimmte Deutshe beshäftigen, darauf hinzuweisen, daÿ diese Leute, dielängere Zeit für sie gearbeitet haben, zum Zeitpunkt der Aussiedlung unbedingt mit1 S. Dok. vom 22.3.1948.
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der allernotwendigsten Kleidung und mit Shuhwerk ausgestattet werden müssen.Sollte die Behebung von Mängeln in der oben genannten Weise niht möglih sein,insbesondere für jene, die niht arbeiten können, so muÿ die Einkleidung über dieSozialfürsorge, PCR [?℄ oder PCK erfolgen.Alle Repatrianten sind ärztlih zu untersuhen.Die erste Selektion ist an den Ausgangspunkten (in den Dörfern, Gemeinden, Krei-sen) vorzunehmen, um das Zurükshiken kranker Menshen vom Sammelpunktzum Wohnort zu vermeiden.Die nähste genaue ärztlihe Kontrolle hat am Sammelpunkt sofort nah der Ankunftder Repatrianten zu erfolgen.Die Sanitätswaggons Nr. 25 und 26 sind für Repatrianten, die während der Fahrterkranken, sowie für die Isolierung bestimmt.Versorgung mit Proviant nah Kat. II für die Zeit der Fahrt plus ein Vorrat für dreiTage im plombierten Waggon.Ab dem 15.10. dieses Jahres müssen alle Pendelzüge mit kleinen Öfen und Brennma-terial (Menge nah den Vorshriften der Bahn) für die Zeit der Reise zum Übergabe-punkt Tuplie/Teuplitz plus für zwei Tage nah Passieren der Grenze ausgestattetsein.Ih bitte den Bürger Wojewoden, die Benahrihtigung des Zollamts, des OUL[Bezirks-Liquidationsamt℄, von OIOS [?℄, der MO und des Wojewodshaftssiher-heitsamtes über die Transporte anzuordnen.

210.1948, 28. OktoberProtokoll einer Konferenz in der Polnishen Militärmission in Berlin über dieRepatriierung deutsher Kinder und ihrer Betreuer aus PolenAAN MZO 522, Bl. 33-37Am 28. Oktober 1948 fand um 10.30 Uhr im Dienstzimmer des Generalkonsuls Dr.J. Mareki in Berlin eine Konferenz über Fragen der Repatriierung deutsher Kinderund ihrer Begleiter sowie alter Menshen aus Polen statt.An der Konferenz nahmen von unserer Seite teil:1) der Generalkonsul der R.P. Dr. J. Mareki,2) der Sonderbeauftragte des Ministeriums für die Wiedergewonnenen Gebietefür Angelegenheiten der Repatriierung, Dir. Jaroszek,3) der Abteilungsleiter des Reemigrationsreferats, Hauptmann Dobrowolski, so-wie von deutsher Seite:
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1) Bishof Winke,2) Caritasdirektor Zinke.Die Konferenz dauerte über zwei Stunden. Folgende Fragen wurden erörtert:1) Die mangelhafte Mitarbeit seitens der Caritas und der deutshen katholishenKirhe bei der Suhe nah polnishen Kindern in Deutshland.Dr. Mareki mahte darauf aufmerksam, daÿ von polnisher Seite alles ge-shehen sei, um die Rükkehr ausnahmslos aller deutshen Kinder zu ihrenAngehörigen nah Deutshland zu ermöglihen; die Tatsahe, daÿ diese Akti-on noh niht abgeshlossen sei, sei einzig und allein die Shuld der alliiertenBesatzungsbehörden in den Westzonen, die sih das Reht vorbehielten, jedenEinzelfall individuell zu genehmigen, was bei der überaus bürokratishen Ver-fahrensweise die ganze Aktion hemme. Umgekehrt jedoh unternähmen Caritasund katholishe Kirhe ihrerseits keinerlei gröÿere Anstrengung, die Rükfüh-rung polnisher Kinder zu ermöglihen. Direktor Zinke wies darauf hin, daÿdie I[nternational℄ R[efugee℄ O[rganisation℄ in Frankfurt/M. eine entsprehen-de Aktion der Caritas verhindere, da sie der Au�assung sei, die Frage derRepatriierung von Kindern aus Mitgliedsstaaten der Vereinten Nationen fallein ihre ausshlieÿlihe Zuständigkeit, und die Zusammenarbeit mit der Caritasabgelehnt habe, die ihrerseits vorgeshlagen habe, die Herren Trapp und Ni-olai, die seit 15 Jahren Fahleute für mit der Adoption und der Übernahmevon Kindern zur Erziehung zusammenhängende Fragen seien, sollten sih mitdieser Angelegenheit befassen.Bishof Winke begann mit dem Hinweis darauf, daÿ im Mai d. J. in ganzDeutshland in den kirhlihen Amtsblättern ein Hinweis der bishö�ihen Vi-kare bezüglih der Mitarbeit der Kirhe und der Gläubigen bei der Suhe nahpolnishen Kindern ershienen sei. Auf die Bemerkung des Generalkonsuls,leider habe dieser Aufruf zu keinen praktishen Ergebnissen geführt, bemerk-te Direktor Zinke, die Mehrzahl der durh den �Lebensborn� vershlepptenKinder sei niht gläubigen katholishen Eltern, sondern nationalsozialistishenFamilien mit antikirhliher Einstellung übergeben worden. Bei dieser Sahlageshlug der Generalkonsul vor, sollte sih einerseits die Caritas auh mit Ver-tretern der evangelishen Kirhe zweks Anbahnung einer Zusammenarbeit insBenehmen setzen, um die E�zienz der Aktion der Caritas und der Kirhe zusteigern; andererseits sollten Aufrufe zur Suhe nah polnishen Kindern nihtausshlieÿlih in den nur von Geistlihen gelesenen kirhlihen Amtsblätternersheinen, sondern die einzelnen Pfarrer sollten dieses Problem in ihren Pre-digten zur Sprahe bringen. Hauptmann Dobrowolski verwies darauf, daÿ beider Aktion von Caritas und Kirhe niht nur die Tatsahe zu unterstreihen sei,daÿ solhe Kinder in deutshen Familien lebten, sondern die Gläubigen solltenjeden ihnen bekannten Fall in ihrer Umgebung oder an ihrem Ort melden. Bi-shof Winke sagte zu, seinerseits alle möglihen Shritte in dieser Rihtung zu
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unternehmen. Darüber hinaus verp�ihtete er sih, mit den Ressorts für Sozi-alfürsorge der Landesregierungen zu verhandeln, um von dort Angaben überpolnishe Kinder zu erhalten.Anshlieÿend wandte sih Konsul Mareki an Direktor Zinke mit dem Vor-shlag, die Caritas solle auf die �Jugendämter�1 einwirken, damit diese un-seren Vertretungen die siherlih bei ihnen vorhandenen �Listen adoptierterKinder� zur Verfügung stellen. Zinke versprah, sih mit dieser Angelegenheitzu befassen.Es ist anzumerken, daÿ in derselben Nummer der kirhlihen Amtsblätter, inder der oben erwähnte Hinweis bezüglih der polnishen Kinder verö�entlihtwurde, auh die Bekanntmahung des bekannten Briefes des Papstes an diedeutshen Bishöfe erfolgte, in dem der Papst die Frage der ausgesiedeltenDeutshen und der polnishen Westgrenzen berührte.2Das Gespräh wandte sih sodann der Propaganda der westdeutshen Pres-se bezüglih der Umstände der Repatriierung von Kindern aus Polen zu. DerGeneralkonsul unterstrih, daÿ Kirhe und Caritas dieser Aktion niht entge-gengetreten seien. Bishof Winke entgegnete, Caritas und kirhlihe Behördenseien ihrerseits voller Anerkennung für die bisher abgelaufene Aktion. Was ge-shehen sei, sei eine Folge der politishen Einstellung von Reportern, die nihtobjektiv berihteten. Seinerseits sagte er zu, die Caritas werde der westdeut-shen Presse gegenüber eine entsprehende Erklärung abgeben.2) Anshlieÿend kam die Frage der der Konsularabteilung durh die Caritas vor-gelegten Listen deutsher Kinder in Polen zur Sprahe. Auf die Frage desGeneralkonsuls, ob die Caritas im Besitz einer generellen Genehmigung deralliierten Behörden für die Repatriierung auh der Betreuer in die Westzonensei, erklärte Direktor Zinke, es gebe eine Genehmigung für die Repatriierungvon Kindern in die britishe Zone. Wenn es um Betreuer gehe, so existiereeine Genehmigung der einzelnen Landesregierungen dieser Zone, jedoh fehleeine generelle Genehmigung der britishen Behörden, die sih eine individuelleBehandlung vorbehalten hätten. Die Caritas sei im Besitz eines Shreibens desbritishen Verbindungso�ziers beim Land Niedersahsen für Angelegenheitender Sozialfürsorge mit der Genehmigung zur Repatriierung auh der Betreuer.Er versprah, morgen eine Kopie dieses Briefes zu übersenden. Soweit es sihum die amerikanishe Zone handele, so erledigten die amerikanishen Behördenderartige Angelegenheiten ausshlieÿlih auf dem Wege individueller Genehmi-gungen. Der Caritas sei jedoh versprohen worden, daÿ in allernähster Zeiteine Konferenz über die generelle Erledigung dieser Frage statt�nden werde.1 Im polnishen Original steht hier deutsh �Jugendamty�.2 Es handelt sih um den Brief Papst Pius XII. an die deutshen Bishöfe vom 1.3.1948, in demer die Ho�nung auf eine Rükgängigmahung der Vertreibung der Deutshen �in dem Maÿe, in demsie noh rükgängig zu mahen ist� zum Ausdruk brahte.
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3) Anshlieÿend erklärte Direktor Jaroszek, daÿ wir in der Lage seien, sofort mitder Repatriierung von in Altersheimen bzw. bei Privatpersonen in Polen be-�ndlihen alten Menshen zu ihren Familien zu beginnen. Diese Erklärung wur-de durh die deutshen Vertreter mit sihtliher Zufriedenheit aufgenommen.Der Bishof und Herr Zinke erklärten, dies würde die Lösung eines überauswihtigen Problems bedeuten. Der Konsul bezi�erte die Anzahl alter Men-shen, die in die Westzonen zu repatriieren seien, auf etwa 4.000, von denenetwa 2500 die genaue Adresse ihrer Familien in den Westzonen angeben könn-ten. Der Rest bestehe aus ohne Betreuung lebenden alten Leute, die jedoherklärten, ihre Familien müÿten sih in den westlihen Zonen be�nden. (Die-se Erklärung hatte o�ensihtlih taktishen Charakter, um die Repatriierungdieser ohne Betreuung lebenden alten Menshen in die westlihen Zonen undniht in die Sowjetzone zu ermöglihen.)Dr. Mareki wies in diesem Zusammenhang darauf hin, daÿ wir diese Angele-genheit als Einheit behandeln müÿten und daÿ Caritas und kirhlihe Orga-nisationen von den alliierten Behörden eine generelle Genehmigung zur Repa-triierung sowohl derjenigen alten Menshen erwirken müÿten, die die Adresseihrer Familie angeben könnten als auh derjenigen, die dazu niht imstandeseien, weil die Verbindungen noh niht angeknüpft werden konnten.Bishof Winke sagte zu, diese Angelegenheit so shnell wie möglih bei denalliierten Behörden zur Sprahe zu bringen. Dabei betonte er, daÿ man dieRepatriierung dieser alten Menshen mit besonderer Anerkennung begrüÿe,da sih deutshe Familien shon seit längerer Zeit wegen des Transfers dieserPersonen an die Caritas gewendet hätten.4) Sodann warf Bishof Winke die Frage der Zusammenführung von Familien auf,deren Angehörige in Polen geblieben seien und durh Option die polnisheStaatsbürgershaft erhalten hätten. Der Generalkonsul erklärte, der Begri��Option� werde hier falsh benutzt. Nur eine Person polnisher Nationalitätkönne das Reht auf Rükkehr beanspruhen, deutshe Staatsangehörige je-doh erhielten die polnishe Staatsbürgershaft niht durh Option, sondernaufgrund der Veri�zierung durh die polnishen Behörden auf der Grundlageder polnishen Nationalität. Die polnishen Behörden seien darauf bedaht,daÿ auf polnishem Territorium Polen lebten, die Deutshen jedoh seien inÜbereinstimmung mit internationalen Beshlüssen aus Polen ausgesiedelt wor-den. Mithin könne keine Rede davon sein, daÿ Personen deutsher Nationalitätnah Polen zurükkehren könnten. Anshlieÿend fragte Winke, wann man mitder de�nitiven Beendigung der Repatriierung der Deutshen aus Polen reh-nen könne, denn wie er gehört habe, lebten noh ungefähr 280.000 Deutshein Polen und ein Teil von ihnen sei bei russishen Kommandanturen bzw. aufvon den Russen verwalteten Gütern beshäftigt.Konsul Mareki verwies darauf, daÿ es in Polen keine russishen Kommandan-turen und keine von den Russen verwalteten Güter gebe. Folglih könnten dortauh keine Deutshen beshäftigt sein. Winke trat den Rükzug an, indem er
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bemerkte, er habe davon gehört, aber er habe dies natürlih niht nahprü-fen können und erhalte es niht aufreht. Im weiteren Verlauf erklärte Dr.Mareki, die Zahl von 280.000 sei stark übertrieben; sie sei seinerzeit aktuellgewesen, seither jedoh sei die Repatriierung der Deutshen aus Polen in Ganggekommen, und zum gegenwärtigen Zeitpunkt sei nur noh eine kleine Zahlvon Deutshen in Polen zurükgeblieben.5) Anshlieÿend ging Bishof Winke auf das Problem der allgemeinen polnish-deutshen Beziehungen über und äuÿerte, es müsse eine Phase einer gewis-sen Normalisierung im Verhältnis zwishen beiden Ländern eintreten, und erselbst würde Polen gern besuhen. Das Gespräh nahm einen zunehmend pri-vaten Charakter an, wobei sih sowohl der Bishof als auh Direktor Zinke zubetonen bemühten, die deutshe Kirhe sei die ganze Zeit über, sowohl vordem Krieg als auh im Augenblik, um eine möglihst gute Gestaltung derBeziehungen zwishen Polen und Deutshland bemüht gewesen und habe diePolen stets verteidigt. Der Generalkonsul bemerkte hierzu, leider werde dieEinstellung des Bishofs o�enbar niht von allen seinen Kollegen geteilt, wasdie Shwierigkeiten, die die deutshe Kirhe unserer westfälishen Reemigrati-onsaktion3 bereite, und zuletzt das Auftreten der Bishöfe in Köln und in Ful-da4 bewiesen. Bishof Winke versuhte dies mit der Feststellung zu erklären,daÿ dies eine Folge mangelnder gegenseitiger Kontakte sei; für die Zukunft seies in höhstem Maÿe wünshenswert, daÿ es zwishen unseren Vertretern undder deutshen Kirhe zu einer engeren Zusammenarbeit käme, was es ermög-lihen würde, derartige Vorkommnisse künftig zu vermeiden. Konsul Marekiunterstrih die Freiheit, derer sih die katholishe Kirhe in Polen erfreue, undlenkte die Aufmerksamkeit auf die verleumderishe Kampagne der deutshenPresse in dieser Frage.6) Bishof Winke fragte danah, ob es niht möglih sei, eine Korrespondenzzwishen durh polnishe Gerihte verurteilten und ihre Strafe verbüÿendenKriegsverbrehern und ihren Familien in Deutshland zu gestatten. Obwohldie für polnishe Gefängnisse geltenden Vorshriften eine solhe Korrespon-denz erlaubten, besäÿen die Häftlinge doh die �nanziellen Mittel niht, umdiese Korrespondenz zu bezahlen. Konsul Mareki versprah, diese Angelegen-heit den zuständigen polnishen Behörden vorzulegen.7) Das letzte Thema, das der Bishof als seine persönlihe Bitte und gleihzei-tig als Bitte der gesamten deutshen Kirhe zur Sprahe brahte, betraf die

3 Vgl. Persson: Rhetorik, S. 181-184; Hofmann: Nahkriegszeit, S. 181 f.4 Für eine ausführlihe Information über Stellungnahmen von Mitgliedern des deutshen Epi-skopats bezüglih der Vertriebenen im Jahre 1947 (u. a. des Kölner Kardinals Joseph Frings unddes Hirtenworts der Bishofskonferenz in Fulda vom 21.8.1947) s. Aleksander Rogalski: Kato-liyzm w Niemzeh po II. wojnie ±wiatowej [Der Katholizismus in Deutshland nah dem ZweitenWeltkrieg℄, Warszawa 1952, S. 60-70.
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Angelegenheit von Bishof Splett5, der eine ahtjährige Gefängnisstrafe ver-büÿt. Bishof Winke betonte, diese Angelegenheit sei für die deutshe Kirhebesonders shmerzlih; die Freilassung von Bishof Splett würde in deutshenkirhlihen Kreisen einen gewaltigen Eindruk hinterlassen und die wehselsei-tige Zusammenarbeit erleihtern. Der Generalkonsul mahte darauf aufmerk-sam, daÿ das Begnadigungsreht ausshlieÿlih dem Präsidenten der RepublikPolen zustehe, an den der deutshe Episkopat sih über die hiesige Vertre-tung mit einer entsprehenden Eingabe wenden könne. Bei der Prüfung dieserAngelegenheit müsse die deutshe Kirhe jedoh berüksihtigen, daÿ BishofSplett als Kriegsverbreher verurteilt worden sei, besonders wegen der Ver-nahlässigung seiner P�ihten als Bishof und Christ, nämlih wegen der Ver-folgung der polnishen Kirhe in Westpreuÿen und der Unterlassung eines Pro-testes gegen die Inhaftierung polnisher Geistliher in Konzentrationslagern,die Shlieÿung und Shändung von Kirhen sowie wegen seiner Unterstützungnationalsozialistisher Anordnungen zur Verdrängung der polnishen Spraheaus den Kirhen seiner Diözese. Eine ganze Reihe polnisher Priester sei infol-ge der Tätigkeit von Bishof Splett ums Leben gekommen. Nihtsdestowenigerbestehe immer das Reht, ein Gesuh einzubringen, und wenn der Präsidentder Republik Polen einen Grund für eine Begnadigung �nde, dann werde erdie Angelegenheit gewiÿ prüfen.

211.1948, 11. NovemberDas Konsulat der RP in Hannover an die Konsularabteilung der PolnishenMilitärmission in Berlin betr. die Ankunft eines Transportes mit deutshenRepatrianten aus �ód¹/Lodz in HannoverAAN MZO 531, Bl. 54Am 24.9.1948 um 15.31 Uhr kam im Hauptbahnhof Hannover ein Zug des PolnishenRoten Kreuzes �ód¹/Lodsh mit 551 Personen (Deutshen) an, und zwar:Kinder bis zu 12 Jahren � 253� � 18 � � 140Erwahsene 158I n s g e s a m t 551
5 Carl Maria Splett, Bishof von Gda«sk/Danzig, 1939-1945 apostolisher Administrator derDiözese Cheªmno/Culm, im Februar 1946 in einem Shauprozeÿ zu aht Jahren Gefängnis verur-teilt; vgl. ausführlih Stefan Samerski: Priester im annektierten Polen. Die Seelsorge deutsherGeistliher in den an das Deutshe Reih angeshlossenen polnishen Gebieten 1939-1945, Bonn1997; ebenda weiterführende Literatur.
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Am Bahnhof waren Vertreter des Konsulats der R.P. in Hannover und Dr. LewikWª. von der Redaktion der Wohenzeitung �Sªowo Polskie� ershienen. Auÿerdemwaren Vertreter des Britishen Roten Kreuzes, des Shwedishen Roten Kreuzes, desShweizerishen Roten Kreuzes und ein Vertreter des britishen Gesundheitsamtesbeim 229 H[ead℄ Q[uarter℄ C[ontrol℄ C[omission℄ G[ermany℄ ershienen.Von seiten der deutshen Behörden war Dr. Marksen mit seinem Hilfspersonal anwe-send. Der Kommandant des Transports, Bürger Kozªowski, meldete mir die Ankunftund den Zustand des Transports und übergab ihn anshlieÿend an die deutshen Be-hörden. Noh im Zug wurden das Mittagessen und Süÿigkeiten verteilt.Sowohl Kinder als auh Erwahsene kamen in gutem Zustand an, mit einer Aus-nahme � ein zwölfjähriger Junge hatte hohes Fieber (die Krankheit wurde nihtdiagnostiziert) und verbrahte die ganze Reise in der Ambulanz. Aus Gesprähenmit zahlreihen Kindern und Erwahsenen ging hervor, daÿ sie sehr zufrieden gewe-sen seien und daÿ sie dem Dank für die fürsorglihe Betreuung nihts hinzuzufügenhätten.Die Vertreter der alliierten aritativen Organisationen drükten ihre Anerkennungfür die aufopferungsvolle Arbeit des Zugpersonals aus. Dr. Marksen (der Vertreterder deutshen Behörden) war gegenüber den polnishen Behörden wegen der sorg-fältigen Betreuung und Organisation des Kindertransports des Lobes voll.Allgemeine Bemerkungen:1) Das Zugpersonal und der Kommandant haben ihre Aufgabe voll erfüllt. IhrVerhalten und ihre Präsentation waren gut.2) Auh diesmal fehlte ein Arzt, was niht vorkommen darf.3) Nahdem die Kinder auf dem Hauptbahnhof ausgestiegen waren, wurde derZug zum Güterbahnhof gefahren, wo er desin�ziert wurde; die Bettwäshewurde zum Washen gegeben und die Deken zur Desinfektion. Am Montag,dem 27.9.48, um 20 Uhr fuhr der Zug nah Polen zurük.4) Charakteristish ist, daÿ in der deutshen Presse keinerlei Meldungen ershie-nen, obwohl auh Vertreter der Presse anwesend waren.

212.1948, 15. NovemberTabellen der Abteilung für Gefängniswesen und Lager des MBP über die Belegungder Gefängnisse und Lager zum 1. November 1948AAN DWO 13/11, Bl. 14-15
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N A C H W E I Sder Belegung der Gefängnisse nah dem Stand vom 1.11.48

Untersuhungs- Straf-Art des Vergehens häftlinge gefangene Insgesamt Zugang AbgangN.S.Z. und andereillegale verbrehe-rishe Organisa-tionen
3.876 9.170 13.046 485 �

U.P.A. und Wehr-wolf 299 1.113 1.412 � 16Spionage 638 275 913 103 �Sabotage 276 122 398 17 �Veruntreuung undwirtshaftliheShädlingstätigkeit 1.822 143 1.965 231 �
Verbrehen ausnationalen Grün-den 88 107 195 39 �
Fashistish-hitle-rishe Verbrehen 2.038 5.501 7.539 � 2Kriegsverbreher 661 104 765 � 67Verantwortlihe fürdie Septembernie-derlage 9 6 15 3 �
Volksdeutshe,deren Angelegen-heiten niht ver-handelt wurden

182 � 182 � 12
Volksdeutshe imStrafverfahren 737 � 737 6 �Volksdeutshe imVerwaltungsverfah-ren 102 � 102 � 20
Verurteilte Volks-deutshe � 2.425 2.425 183 �Militärishe Verge-hen 3.218 8.056 11.274 364 �Fiskalvergehen 127 752 879 198 �Amtsvergehen 1.742 1.186 2.928 231 �Allgemeine Verge-hen 10.204 18.458 28.662 463 �Fortsetzung nähste Seite
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Fortsetzung Untersuhungs- Straf-Art des Vergehens häftlinge gefangene Insgesamt Zugang AbgangIllegaler Grenz-übertritt 274 � 274 � 24Internierte 277 � 277 37 �Kriegsgefangene 19 � 19 6 �Von den sowjeti-shen Besatzungs-behörden verurteil-te Repatriierte

� 70 70 � 2
Administrative � 146 146 20 �Insgesamt 26.589 47.634 74.223 2.386 143

Die Belegung wuhs um 2.243 Häftlinge [. . . ℄
N A C H W E I Sder Belegung der Lager für den 1.11.48

Untersuhungs- Straf-Art des Vergehens häftlinge gefangene Insgesamt Zugang AbgangVeruntreuung undwirtshaftliheShädlingstätigkeit � 1.409 1.409 95 �
Fashistish-hitle-rishe Verbrehen 33 254 287 � 35Volksdeutshe,deren Angelegen-heiten niht ver-handelt wurden

247 � 247 � 22
Volksdeutshe imStrafverfahren 296 � 296 � 14Volksdeutshe imVerwaltungsverfah-ren 16.606 � 16.606 813 �
Verurteilte Volks-deutshe � 341 341 � 67Gruppe �U� 24 � 24 � 2Fortsetzung nähste Seite
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Fortsetzung Untersuhungs- Straf-Art des Vergehens häftlinge gefangene Insgesamt Zugang AbgangAllgemeine [Verge-hen℄ � 10 10 � �Militärishe [Ver-gehen℄ � 1 1 � 1Internierte 7.509 � 7.509 � 977Kriegsgefangene 12.887 � 12.887 � 1.267Insgesamt 37.602 2.015 39.617 908 2.385Die Belegung verringerte sih um 1.477 Personen.Zahl der Gefangenen im Zentralen Kohlebergbau 23.076 [. . . ℄

213.1948, 11. NovemberDie Konsularabteilung der Polnishen Militärmission in Berlin an dieZentralverwaltung des PUR betr. Mängel in der Organisation von Transporten mitpolnishen Reemigranten AAN PUR I/13, Bl. 331Anläÿlih der Kontrolle eines Reemigrationstransports in Magdeburg am 25. d.M.[si!℄ habe ih festgestellt, daÿ die Zusammensetzung des Transports niht den Be-dingungen entsprah, die die gegenwärtige Jahreszeit und die elementaren Bedürf-nisse eines Repatriierungstransports erfordern. Die Zusammenstellung der Waggonswar absolut zufällig. Niht alle Waggons verfügten über Öfen, was bei dem ziemlihstrengen Frost der letzten Tage des Aufenthalts des Transports auf dem Gebiet derZone zu ernsthaften gesundheitlihen Shäden bei den Reemigranten hätte führenkönnen. Der Zug verfügte weder über einen Sanitätswaggon noh über eine Kühe,was sowohl für das Personal als auh für die Reemigranten sehr beshwerlih war,die keine Möglihkeit hatten, sih eine warme Mahlzeit zuzubereiten. Der Transportwar niht mit Milh für die Kinder versehen, die einen reht hohen Prozentsatz desTransports bildeten. Die Konsularabteilung sah sih gezwungen, während der Durh-fahrt des Transports durh Berlin aus ihren eigenen Vorräten eine warme Mahlzeitfür die Reemigranten zuzubereiten und auszuteilen.Ih bitte den Bürger Direktor darauf zu ahten, daÿ sih ähnlihe Pannen künftigniht wiederholen.1
1 Das Dokument wird verö�entliht als Illustration der Transportbedingungen polnisher Repa-trianten (aus dem Westen) 1948.
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214.1948, 24. DezemberNotiz des Beauftragten des Polnishen Roten Kreuzes (PCK) in Berlin überMängel im Sanitätszug Nr. 1 des PCK aus �ód¹/Lodz mit deutshen Kindern undihren Betreuern AAN PCK 226, Bl. 18-19bZur Kenntnis und eventuellen Verwendung des Verwaltungsministeriums � des Be-vollmähtigten für Fragen der Repatriierung[?℄bBetri�t: Ankunft des Sanitätszuges des PCK Nr. 1 �ód¹/Lodz mit deutshen Kin-dern und Betreuern.Am 17.12.1948 kam um 8.30 Uhr auf dem Bahnhof Hannover der Sanitätszug Nr. 1�ód¹/Lodz mit 1.040 Personen an, darunter 702 deutshe Kinder, der Rest warenBetreuer.Zusammensetzung des Zuges: 25 Waggons, (davon 18 Personenwagen, der Rest Gü-terwagen)Gesamtzahl der Liegeplätze: 249Zugpersonal: ein Leiterein Magazinverwalterein Eisenbahner.

Der für den Transport bestimmte Sanitäter, zwei Köhe und ein Eisenbahner wurdenan der Grenze wegen fehlender Pässe festgehalten.Auf ausdrüklihen Befehl von Ing. Jaroszek an den Leiter des Zuges (Aussage desZugführers) fuhr der Zug mit niht komplettem Personal ab.Der Transport wurde am 10. Dezember in Gªubzye/Leobshütz mit der oben ge-nannten Personenzahl beladen, obwohl anfänglih nur 820 Personen vorgesehen wa-ren. Infolge der erhöhten Zahl befanden sih in jedem Waggon a. 60 Personen.Die Kinder shliefen zu zweit und zu dritt in einem Bett, die Erwahsenen saÿenauf Bänken oder lagen auf Pritshen über den Bänken. Auÿer der Ambulanz fehlteim gesamten Zug selbst die sanitäre Grundausstattung wie Washbeken, Beher,Wasser u.s.w.Wegen des fehlenden P�egepersonals konnte von der Grenze an keinerlei sanitäreHilfe erteilt werden. Was die Zuteilung der Lebensmittel betri�t, so war die Ver-p�egung ausreihend, doh konnte infolge der zu geringen Gröÿe der Kessel nihtdie nötige Menge zubereitet werden. Einige Aussiedler klagten deshalb über unzu-reihende Verp�egung. Das Essen kohten die Deutshen selbst, da zwei Köhe ander Grenze festgehalten worden waren.In Forst stellte der deutshe Arzt, der den Gesundheitszustand der Aussiedler un-tersuhte, bei einem Kind angeblih Sharlah fest, was er auh in die Sanitätskarte
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eintrug. Der Forderung des Transportführers, das Kind in ein Krankenhaus zu brin-gen, stimmten die zuständigen deutshen Behörden niht zu, und der Leiter derdeutshen �Umsiedlerstelle� in Forst strih die Eintragung über die Erkrankung anSharlah aus dem Sanitätsrapport. Der Zugführer hatte keine andere Wahl, als dasKind in der durh Teilung der Ambulanz gesha�enen Isolierstation unterzubringen.Nah Ankunft des Zuges verlieÿ die Mutter des kranken Kindes sofort den Zug zu-sammen mit ihren Kindern, so daÿ der tatsählihe Gesundheitszustand des Kindesniht festgestellt werden konnte (der Zugführer sagte, das Kind sei gesund gewesenund hätte keinen Ausshlag gehabt).Es ist shwer verständlih, wodurh die Bezeihnung des Zuges als Sanitätszug desPolnishen Roten Kreuzes gerehtfertigt sein sollte, da, wie ih shon sagte, auÿerdem Ambulanzwagen die sanitäre Grundausstattung fehlte. Wegen der zu groÿenPersonenzahl war es in den Waggons shmutzig, und es war so ungeheuer stikig,daÿ das Atmen wirklih shwer �el. Besonders shmutzig war es im Wagen des Trans-portleiters, wo die Vertreter der Organisationen empfangen wurden. Auf dem Tishlag eine Tishdeke, von der man nur ahnen konnte, daÿ sie irgendwann einmalweiÿ gewesen war, an der Wand hing statt eines Handtuhs irgendein shmutzigerLappen. Selbstverständlih bedeutet die Bezeihnung Zug des P.C.K. eine gewisseVerp�ihtung, deshalb sollten in Zukunft derartige Züge niht hierher geshikt wer-den, zumindest niht als Züge des P.C.K. � allenfalls kann es ja auh ein gewöhnliherRepatriierungszug sein.Es ist zu betonen, daÿ eine derartige Organisation eines Transports wie im vorlie-genden Fall, wo vom Zeitpunkt der Beladung bis zur Ankunft eine Wohe vergangenwar � wobei den zuständigen deutshen Organisationen im Zonengebiet wiederholtuntershiedlihe Ankunftszeiten des Zuges genannt wurden �, uns im Ausland unterdem Gesihtspunkt der Propaganda unwahrsheinlih shadet; deshalb muÿ auhgeklärt werden, weshalb der vollbesetzte Zug vier Tage lang in Tuplie/Teuplitzstand.Unverständlih ist auh, wie ein Zug mit 1.040 Personen, darunter 702 Kinder, ohnesanitäre Betreuung auf den Weg geshikt werden konnte [. . . ℄1

215.1949, [ohne Datum, nah dem 1. Januar℄Notiz des Ministeriums für Ö�entlihe Verwaltung betr. die Tätigkeit desHauptdelegierten AAN MAP 513, Bl. 50-51
1 Die Liste der auf dem Bahnhof anwesenden Vertreter von DRK, PCK, Caritas, Organisationender sozialen Hilfe, Presse und Konsulat wurde weggelassen. Die Angelegenheit war Gegenstand einerUntersuhung und einer Konferenz des Hauptbeauftragten [Jaroszek℄ mit Vertretern des MSZ am28.12.1948 (MZO 531). Im Dezember 1948 war dies niht der einzige Fall dieser Art; vgl. AAN,PUR I/13, ZC an die Kontrollabteilung 11.12.1948, ähnlihe Materialien in MZO 531.
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DienstvermerkIm Januar 1946 ernannte Bürger Minister Wolski als Generalbevollmähtigter derRegierung für Repatriierungsfragen den damaligen Leiter des Siedlungsreferats inder Zentralverwaltung des P.U.R., Bürger Ing. Jaroszek, zum Sonderbeauftragtenfür Fragen der Repatriierung der Deutshen.In Übereinstimmung mit der internen Anordnung des M.Z. O. Nr. 17 vom 28.3.1946gehört der Sonderbeauftragte zum Siedlungsdepartement des M.Z.O. Dennoh bliebsowohl der Sonderbeauftragte Bürger Jaroszek als auh der ihm unterstellte Ge-bietsapparat (die Wojewodshaftsinspektoren) stellenmäÿig beim P.U.R. Der Ar-beitsplatz des Sonderbeauftragten innerhalb des M.Z.O war die Kanzlei des Sonder-beauftragten, die anfangs mit zwei Beamten des M.Z.O. besetzt war.In der Praxis hatte sih folgende Kompetenzverteilung ergeben: Planungsangelegen-heiten wie die Aktion der Repatriierung der Deutshen übernahm das Siedlungsde-partement (in erster Linie der Direktor des Departements persönlih oder einer derfür die Planung zuständigen Mitarbeiter auÿerhalb des Büros des Sonderbeauftrag-ten); die Ausführung der Pläne und Weisungen des M.Z.O. sowie die tehnishe Seiteder Repatriierung blieb in den Händen des Sonderbeauftragten und seines regionalenApparats.Die planmäÿige Organisation der Aktion der Repatriierung der Deutshen beruhteauf ihrer Aufteilung in Gruppen, für die die Reihenfolge der Repatriierung unter demGesihtspunkt der wirtshaftlihen Interessen des Staates festgelegt wurde. Fahkräf-te, die von der sofortigen Repatriierung ausgenommen worden waren, wurden mitReklamationsbesheinigungen ausgestattet, die das M.Z.O auf der Grundlage vonAnträgen der interessierten Ressorts zentral ausstellte. In der Zeit der Intensivie-rung der Reklamationsaktion (zweite Hälfte des Jahres 1946) wuhs die Belegshaftdes Büros des Sonderbeauftragten vorübergehend auf etwa 30 Personen an (Beshäf-tigte auf der Basis von Tagesentgelt).Als infolge der Fortshritte bei der Repatriierung das Problem der Deutshen auf-hörte, wesentliher Bestandteil der Siedlungsangelegenheiten zu sein, und zum Pro-blem einer niht sehr zahlreihen Gruppe im Staatsgebiet lebender Ausländer wurde,wurden die Aufgaben des Büros des Sonderbeauftragten vom Siedlungsdepartementzum Departement für Ö�entlihe Verwaltung als Referat der GesellshaftspolitishenUnterabteilung verlegt (interne Verordnung des M.Z.O. Nr. 2/48 vom 31.12.1947).Die Erfolge des die Repatriierung der Deutshen lenkenden Apparats werden durhfolgende Angaben harakterisiert:Seit Beginn der Aktion bis zum 31.12.1948 wurden 2.192.537 Personen ausgesiedelt.Seit Beginn der Aktion bis zum 31.12.1948 wurden Reklamationsbesheinigungenausgestellt:
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für Mitarbeiter 27.587für Familienangehörige 65.629insgesamt 93:216

Zurükgegeben wurden bis zum 31.12.48 Reklamationsbesheinigungen:für Mitarbeiter 13.264für Angehörige 27.237insgesamt 40:501
Anzahl der reklamierten Deutshen am 31.12.1948:Mitarbeiter 14.323Familienangehörige 38.392insgesamt 52:715
Darüber hinaus wurden 40.000 Reklamationsbesheinigungen an Deutshe ausge-geben, die bei wirtshaftlihen Einheiten der Roten Armee beshäftigt sind; davonwurden bisher etwa 20.000 zurükgegeben.

216.1949, 31. JanuarNotiz für den Minister für Ö�entlihe Verwaltung betr. Tätigkeit derInterministeriellen Kommission für Angelegenheiten der in Arbeitslagernbe�ndlihen VolksdeutshenAAN MAP 766, Bl. 209-211Die aus Vertretern der Ministerien für Ö�entlihe Verwaltung, für Ö�entlihe Si-herheit und für Justiz bestehende Kommission erfaÿte mit ihrer Tätigkeit:a) das zentrale Arbeitslager in Jaworzno mit den Nebenlagern und AuÿenstellenChrusty, O±wi�im/Aushwitz, Kraków/Krakau, Katowie/Kattowitz, Cho-rzów/Königshütte und W. Hajduki/Bismarkhütte (vom 21.6. bis 9.7.48),b) das Durhgangslager in Gliwie/Gleiwitz, organisiert durh das Wojewod-shaftsamt �l¡sk-D¡browa (Zeitraum wie oben)



Nr. 216 (1949, 31. Januar) 391
) das zentrale Arbeitslager in Potulie/Potulitz mit den im Gebiet der Woje-wodshaft Pomorze gelegenen Auÿenstellen (vom 12.10. bis 7.10.48 [si!℄)1d) das Arbeitslager in Sikawae) das Arbeitslager in Leszno/Lissa-Gronowo (vom 15.1. bis 18.1.49)Es bleiben noh das Arbeitslager in Warszawa/Warshau sowie die Auÿenstellendes Lagers in Leszno/Lissa-Gronowo. In diesem letzten Fall geht die Aktion bereitsihrem Ende entgegen. Die mutmaÿlihe Anzahl der noh zu verhörenden Personenbeträgt etwa 5.000.Im Rahmen ihrer Tätigkeit verhörte die Kommission 19.450 Personen. In bezug aufPersonen, denen die Staatsbürgershaft bereits entzogen wurde, wurden folgendeEntsheidungen getro�en:1) 481 Fälle, die den Starosten die Wiederaufnahme des Verfahrens (d. h. dieAnnullierung ihrer Beshlüsse über den Entzug der Staatsbürgershaft) emp-fehlen. Dies betraf hauptsählih Personen aus gemisht polnish-deutshenFamilien von shwahem Nationalbewuÿtsein, die ihre nationale Zugehörigkeitmit �hiesig� oder �evangelish� angaben. In beru�iher Hinsiht gehörte dergröÿte Teil zu den Fabrik- und Bergarbeitern sowie zu den Landarbeitern und-arbeiterinnen. Die Eignung dieser Personen zur Arbeit ist gut, insbesondere imHinblik auf ihre physishen Fähigkeiten. Eine gewisse Anzahl von Entshei-dungen betraf Polen mit ausgeprägtem Nationalbewuÿtsein, bezüglih dererder Beshluÿ über den Entzug der Staatsbürgershaft als absolut unbegründetzu betrahten ist.Eine geringe Anzahl von Wiederaufnahmen betraf Personen unzweifelhaftdeutsher Abstammung. Dies waren vor allem Frauen, deren polnishe Ehe-männer sih nah Verbüÿung ihrer Strafen wegen Leugnung der Nationalitätbereits wieder in Freiheit be�nden oder die, weil sie ihre Frauen und Familienniht verlassen wollen, von den Beshlüssen über die Aberkennung der Staats-bürgershaft und die Aussiedlung mit erfaÿt wurden. In diesen Fällen fällt dieunter gesellshaftlihem Aspekt fehlerhafte Vorgehensweise der Behörden insAuge, die sih in Beshlüssen äuÿert, die die Tatsahe der Trennung von Fa-milien unberüksihtigt lassen (z. B. läÿt man einen polnishen Ehemann imLande bleiben, seine Frau jedoh � unzweifelhaft deutsher Abstammung, aberpolnish sprehend und in Polen erzogen � wird häu�g mit den Kindern zurAussiedlung bestimmt).2) 6.333 Entsheidungen stellen fest, daÿ der Entzug der Staatsbürgershaft abso-lut begründet war. Fast alle diese Personen bekundeten eindeutig ihre deutshenationale Besonderheit und, wie aus den Akten hervorging, ihre feindseligeEinstellung gegenüber dem Polentum. Zum gröÿten Teil waren dies Personen1 Vgl. Bd. 4, Pommerellen (in Vorbereitung), Dokument v. 8.10.1948.
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aus dem Milieu der reihen Bauern, denen das Gefühl eines ihnen vermeintlihdurh die Wegnahme ihrer Güter zugefügten Unrehts niemals erlauben wür-de, sih dem Polentum gegenüber loyal zu verhalten. Eine geringe Anzahl vonEntsheidungen betraf Personen aus gemishten Familien. Die Tatsahe einesBekenntnisses zur Verbundenheit mit der deutshen Gesellshaft, die Existenzvon Familien in Deutshland und eine aus den Akten ersihtlihe negative Be-urteilung aus den Zeiten der Okkupation (Mitglieder der NSDAP) führten indiesen Fällen jedoh dazu, die Beshlüsse über den Entzug der Staatsbürger-shaft aufrehtzuerhalten.3) In 134 Fällen wandte sih die Kommission an die zuständigen Gerihte we-gen einer positiven Prüfung der von Internierten eingelegten Berufungen ge-gen Entsheidungen, durh die die Staatsbürgershaft entzogen wurde. DieAnwendung der Prozedur der Wiederaufnahme (also lediglih auf der Verwal-tungsebene) erwies sih als unmöglih, da diese Angelegenheiten bereits beiGeriht anhängig waren.In bezug auf Personen, gegen die ein Verfahren auf Entzug der Staatsbürgershafterst eingeleitet worden war, erlieÿ die Kommission:1) 2.178 Entsheidungen, die den Behörden für Ö�entlihe Siherheit die Rük-nahme des Antrags auf Entzug der Staatsbürgershaft empfehlen, da dieseAnträge zum Verbleib in Polen quali�zierte Personen betrafen;2) 7.045 Entsheidungen, die den sofortigen Entzug der Staatsbürgershaft emp-fehlen. Dies bezog sih auf Personen, die man keinesfalls in Polen belassen kann(ausgeprägt deutshe Elemente);3) für 183 Personen, darunter 128 Kinder, wurde die sofortige Freilassung ange-ordnet, da kein Grund für die Internierung bestand (alleinstehende Kinder,deren Eltern niht am Aufenthaltsort der Kinder wohnten oder dort nihtbekannt sind; Personen, die eine Strafe für ein Vergehen verbüÿt haben undfolglih keiner weiteren Internierung unterliegen; Personen, für die keinerleiInternierungsbefehl vorlag).In bezug auf Waisen oder Kinder, deren Eltern am Aufenthaltsort der Kinder nihtbekannt sind, wurden an die Wojewodshaftsämter Anträge auf Unterbringung inErziehungseinrihtungen gestellt.Im Rahmen der hier skizzierten Aktion wurden auÿerdem etwa 3.000 überwiegendaus den Wiedergewonnenen Gebieten stammende Reihsdeutshe (R.D.) verhört,von denen 33 ihre Herkunft als polnish bezeihneten und durh Vermittlung derKommission um die Gewährung der polnishen Staatsbürgershaft einkamen. DiesePersonen beherrshten die polnishe Sprahe fehlerfrei.Die Gesamtzahl der für den Verbleib in Polen quali�zierten Personen betrug mit-hin 3.009. Diese Personen wurden zum Teil bereits freigelassen, zum Teil wird dies
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in allernähster Zeit erfolgen. In allen diesen Fällen wurden die Staatsanwälte mitdem Ziel einer möglihen Bestrafung der genannten Personen wegen Abfalls von derNationalität informiert. B E M E R K U N G E N1) Die Mehrzahl der in den Lagern Internierten besteht aus alten und gebrehli-hen Personen. Dies zeugt davon, daÿ von den Berehtigungen zur Internierungniht immer zwekmäÿiger Gebrauh gemaht wurde, indem die Kosten für denUnterhalt dieser Personen unnötigerweise den staatlihen Behörden aufgebür-det wurden (bis zur Internierung kamen nähere oder entferntere Verwandte fürden Unterhalt dieser Personen auf).2) 80% der zur Disposition stehenden ehemaligen Volksdeutshen halten sih infast völliger Freiheit auÿerhalb der Lager auf (vermietet zur Arbeit auf Staats-gütern, in Fabriken und sogar bei Privatpersonen). Daraus würde folgen, daÿdie Lager aufgehört haben, ihre Funktion zu erfüllen, und daÿ ihr Fortbestehenkeine Existenzberehtigung mehr �ndet.

217.1949, 14. FebruarNotiz der Politishen Abteilung des Ministeriums für Ö�entlihe Verwaltung überdie Liquidation des Büros des HauptdelegiertenAAN MZO 531, Bl. 136Im Zusammenhang mit der Au�ösung des Büros des Hauptbeauftragten des Mini-steriums für die Wiedergewonnenen Gebiete für die Repatriierung der Deutshengebe ih Kenntnis von folgenden aktuellen Problemen, die im Ministerium für dieWiedergewonnenen Gebiete niht abgeshlossen wurden.1) Reinigung des Grenzstreifens in den Wiedergewonnenen Gebieten von Perso-nen deutsher Abstammung (Anl. Nr. 1 und 2).2) Einziehung der (grünen) Reklamationsbesheinigungen für deutshe Fahkräf-te und Ausgabe neuer Besheinigungen.Begründung: Nah der Evidenz und der im Büro des Ministeriums be�ndlihenKartei müssen sih 14.766 Arbeits- und 31.244 Familienbesheinigungen inUmlauf be�nden. In Wirklihkeit gingen etwa 2.500 Arbeitsbesheinigungenverloren oder sie wurden von ausgesiedelten Deutshen niht einbehalten, undes ist wahrsheinlih, daÿ sih (zusammen mit den Familienbesheinigungen)rund 10.000 Besheinigungen illegal in den Wiedergewonnenen Gebieten inUmlauf be�nden (Anl. Nr. 3 und 4).
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3) Fortsetzung der Reduzierung der Zahl der rosa Besheinigungen, die durhdie Wojewodshaftsämter für bei wirtshaftlihen Einheiten der SowjetishenArmee beshäftigte Deutshe ausgestellt wurden.4) Es ist davon auszugehen, daÿ von den insgesamt 89.279 Deutshen, die siham 1. Januar 1949 in den Wiedergewonnenen Gebieten befanden, rund 20.000Sozialfürsorge benötigen. Das M.Z.O. hat diesbezüglih das Ministerium fürArbeit und Soziale Fürsorge (Dir. Daszkiewiz) zweks Bereitstellung entspre-hender Mittel im Haushalt für 1949 mit gesondertem Shreiben unterrihtet.5) Dokumentarishe Bearbeitung der Aktion der Repatriierung der deutshen Be-völkerung aus dem Staatsgebiet von 1945 bis in die jüngste Zeit für eine Ge-shihte des polnishen Staates in der Neuzeit (Anl. Nr. 5).1
1 Anlagen fehlen. 218.1949, 15. MärzDie Zentralverwaltung des PUR an das Ministerium für Arbeit und Sozialfürsorgeüber die Ersetzung von deutshen Beshäftigten auf Gütern der Sowjetarmee durhPolen AAN PUR XIV/93, Bl. 16-17Im Zusammenhang mit dem Problem des Abzugs der deutshen Landarbeiter vonden durh die Sowjetishe Armee verwalteten Gütern und ihrer Ersetzung durhPolen besprah die Zentralverwaltung des Staatlihen Repatriierungsamtes auf Wei-sung des Ministers für Ö�entlihe Verwaltung, des Bürgers Wª. Wolski, das genannteProblem am 11. März 1949 mit dem Regierungsbeauftragten der R.P., Bürger OberstWilko«ski1, und am 12. März 1949 in Anwesenheit des genannten Regierungsbeauf-tragten mit Vertretern der Sowjetishen Armee.Im Ergebnis der Gesprähe, die über die Lösung des Problems der Ersetzung derauf von der Sowjetishen Armee verwalteten Gütern beshäftigten Deutshen durhPolen geführt wurden, teilt die Zentralverwaltung des PUR folgendes mit:Das erwähnte Problem wurde vor einigen Monaten zur Sprahe gebraht. Die sowje-tishen Militärbehörden bitten um Übersendung eines Exemplars des Kollektivver-trags mit den Landarbeitern in russisher Sprahe zusammen mit dem Entlohnungs-tarif und äuÿerten Zweifel daran, ob die in den durh diese Behörden verwaltetenGütern bestehenden Wohnbedingungen den polnishen Landarbeitern zusagen wür-den, da bei der gegenwärtigen dihten Belegung durh Deutshe pro Familie nur einRaum zur Verfügung steht.1 Oberst Wojieh Wilko«ski, Beauftragter des Wirtshaftskomitees des Ministerrats bei derNördlihen Gruppe der Streitkräfte der Sowjetishen Armee.
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Auf der gemeinsamen Konferenz vom 12. März 1949 unterbreiteten die sowjetishenMilitärbehörden folgenden konkreten Vorshlag:a) Der Austaush der Arbeiter könnte in der Anfangsphase eine Reihe von Güternin der Gegend von Sªupsk/Stolp betre�en.b) Die sowjetishen Militärbehörden seien im Prinzip auh an geistig Arbeitendeninteressiert, vorausgesetzt, daÿ diese die russishe Sprahe beherrshen, da dieBuhführung der Güter in dieser Sprahe erfolge.) Unsere Kommission könnte die auf den Gütern der genannten Gruppe gegebe-nen Wohn- und Arbeitsbedingungen sowie die je nah der Art der betriebenenWirtshaft von ihnen geforderte Quali�kation an Ort und Stelle prüfen.Die sowjetishen Militärbehörden erklären ihre Bereitshaft, der genanntenKommission Transportmittel zur Verfügung zu stellen.d) Die Anwerbung von Landarbeitern für die erste Gruppe könnte auf der Basisder durh unsere Kommission festgestellten Angaben erfolgen.e) Die weitere Aktion der Ersetzung von Deutshen durh Polen könnte auf derGrundlage der bei der Austaushaktion in bezug auf die erste Gruppe vonGütern in der Gegend von Sªupsk/Stolp gesammelten Erfahrungen erfolgen.Die Delegierten der Zentralen Verwaltung des P.U.R. nahmen den besagten Vor-shlag der sowjetishen Militärbehörden an und erklärten, daÿ unsere Kommissionzur Untersuhung der Arbeits- und Wohnbedingungen auf den vom Austaush er-faÿten Gütern innerhalb der nähsten zwei Wohen ihre Arbeit aufnehmen könne.In Anbetraht der vorstehend genannten Umstände beantragt die Zentralverwal-tung des Staatlihen Repatriierungsamtes den unverzüglihen Beginn der auf dieErsetzung der Deutshen, die auf von der Sowjetishen Armee verwalteten Güternbeshäftigt sind, durh Polen gerihteten Aktion. [. . . ℄2

2 Organisatorishe und tehnishe Details wurden weggelassen.219.1949, 22. MärzDie Zentralverwaltung der Kohleindustrie an das Ministerium für Ö�entliheVerwaltung betr. die Vershiebung oder Einstellung der weiteren Aussiedlung vonniedershlesishen deutshen BergleutenAAN MAP 764, Bl. 42Nah den uns vorliegenden Informationen haben wir im laufenden Jahr zur vollstän-digen Erfüllung des im polnish-sowjetishen Repatriierungsabkommen von 194811 Es handelt sih um den Vertrag vom 1.6.1948.
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vorgesehenen Kontingents von 3.000 Personen den Repatriierungsbehörden etwa1.000 in den Gruben der Niedershlesishen Vereinigung der Kohleindustrie beshäf-tigte deutshe Bergleute zur Verfügung zu stellen.Im Zusammenhang damit möhten wir auf die enormen Shwierigkeiten hinweisen,die im vergangenen Jahr für die niedershlesishen Gruben durh den Abzug von1.979 deutshen Bergleuten zur Repatriierung entstanden sind. An ihre Stelle tratnämlih keine ausreihende Anzahl von Arbeitskräften aus der Reemigration, diesie ersetzt hätte, und nur durh die Einstellung der weiteren Repatriierung vonDeutshen gegen Ende September 1948 kam es in den niedershlesishen Grubenniht zu einem Zusammenbruh der Produktion, obwohl diese Gruben den erwähntenVerlust von Fahkräften des Bergbaus noh heute emp�ndlih zu spüren bekommen.Die Notwendigkeit, ähnlih negative Shwierigkeiten beim Produktionsplan der nie-dershlesishen Gruben wie im vergangenen Jahr infolge des Verlustes an Arbeits-kräften zu vermeiden, zwingt uns, die völlige Einstellung der weiteren Repatriierungniedershlesisher deutsher Bergleute, oder falls dies niht möglih sein sollte, dieVershiebung des Termins ihrer Repatriierung bis zum Einsatz ausreihender Ersatz-kräfte aus der erho�ten westfälishen Reemigration von Bergleuten zu beantragen.2

220.1949, 30. MaiDas Internationale Komitee des Roten Kreuzes an den Minister für Ö�entliheVerwaltung über Beshwerden von Deutshen aus PolenAAN MAP 23, Bl. 85-87Herr Minister,das Internationale Komitee vom Roten Kreuz drükt seinen aufrihtigen Dank fürdie wertvolle Unterstützung aus, die Sie, Herr Minister, dem Leiter seiner Delega-tion in Polen zu gewähren niemals unterlassen haben. Unser Delegierter hat unsinsbesondere die Bedeutung vor Augen gestellt, die Sie unter anderem einem soshwierigen Problem wie dem der deutshen Zivilbevölkerung in Polen beimessen,und besonders die Art und Weise, mit der Sie die Bemühungen unseres Vertretersin diesem Bereih unterstützt haben. Das Internationale Komitee vom Roten Kreuznutzt daher diese Gelegenheit, um Ihnen, Herr Minister, seine lebhafte Dankbarkeitfür das Verständnis auszudrüken, das Sie Problemen gegenüber an den Tag legen,mit denen sih unsere Delegation bei der Erfüllung ihrer Mission im Geiste der Idealedes Roten Kreuzes beshäftigt, welhe sind: unparteiishe Hilfe für alle, die infolgedes Krieges leiden, ohne Rüksiht auf ihre Rasse, Nationalität, ihren Glauben oderihre politishen Ansihten. Im Hinblik auf die Bedeutung dieses Problems shätzenwir Ihre humanitäre Einstellung, Herr Minister, ganz besonders hoh.2 Eine Abshrift erhielt das Ministerium für Industrie und Handel. Über die Deutshen im Gebietvon Waªbrzyh/Waldenburg, s. Bd. 4 (in Vorbereitung).
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Herr Ehrenhold unterrihtete uns auh über die Erleihterungen, die der deutshenZivilbevölkerung mit dem Ziel ihrer Rükkehr ins Mutterland zuzugestehen das Ih-nen unterstehende Amt die Befugnis erhielt. Im Wissen um das Gewiht, das Sie,Herr Minister, darauf legen, daÿ die Umsiedlung der Bevölkerung unter den bestmög-lihen humanitären Bedingungen erfolgt und daÿ die von den Anordnungen betrof-fenen Personen bis zum Zeitpunkt ihrer Ausreise eine entsprehende Behandlungerfahren, erlaubt sih das Komitee, Ihre wohlwollende Aufmerksamkeit auf einigePunkte dieses Problems, so wie es sih gegenwärtig darstellt, zu rihten. Das Komi-tee erahtet es für seine P�iht, Sie davon in Kenntnis zu setzen, daÿ einige Provinz-behörden bei der Ausführung der ihnen erteilten Instruktionen niht jenes Gespürzu zeigen sheinen, welhes mit dem Geist der auf Ihre Weisung, Herr Minister,ergangenen Anordnungen übereinstimmen würde.Seit einer Reihe von Monaten empfängt das Komitee Beshwerden, die sih auf dieerwähnten ausführenden Organe beziehen; diese Eingaben werden immer zahlreiher.Zum Beispiel bwurden uns von deutshen Staatsangehörigen stammende Erklärun-gen übersandt, die nah ihrer Aussage gewaltsam und entgegen ihrem ausdrüklihgeäuÿerten Willen mit Gewalt zur Untershrift unter eine Liste genötigt wurden, dieein Gesuh um die Zuerkennung der polnishen Staatsbürgershaft beinhaltete.bDas Internationale Komitee vom Roten Kreuz hat den Eindruk, daÿ ein derartigesVerfahren, wenn es denn tatsählih stattgefunden hat, durh die lokalen Behördenohne die Billigung des Ihnen unterstehenden Ministeriums durhgeführt wurde. bWirwären Ihnen für eine wohlwollende Prüfung der Rihtigkeit dieser Beshwerden au-ÿerordentlih verbundenb mit dem Ziel der eventuellen Erteilung von Weisungen, dieeiner derartigen Situation vorbeugen.Wir betonen, daÿ die bei uns eingegangenen Beshwerden niht aus dem ganzenLand stammen, sondern insbesondere die Verhältnisse in Mazury/Masuren betre�en.Jedenfalls bringen wir die Ho�nung zum Ausdruk, daÿ auf eine derartige Weisegegen den Willen der Betro�enen herbeigeführte Deklarationen kein Hindernis fürderen Rükkehr auf deutshes Gebiet bilden werden, da sie anderenfalls häu�g dieendgültige Trennung vieler Familien bedeuten würden.Darüber hinaus erlaubt sih das Komitee im Bereih derselben Problematik noh dastragishe Problem jener verheirateten Frauen zur Sprahe zu bringen, die sih seit1945 in der Überzeugung, ihre Männer seien tot, dafür entshieden haben, für sihund ihre Kinder die polnishe Staatsbürgershaft zu erwerben. Gegenwärtig gibt eszahlreihe Fälle, in denen diese Frauen erfahren, daÿ ihre Männer, die in russisherGefangenshaft waren, nah Deutshland repatriiert wurden und ihr Familienlebenwiederaufnehmen wollen.Das Komitee stellt Überlegungen darüber an, ob niht, abgesehen von rein humani-tären Gesihtspunkten, auh die Rehtslage in Betraht zu ziehen sei, indem nämliheine in Unkenntnis der tatsählihen Situation getro�ene Entsheidung auf einemprinzipiellen Irrtum beruht und daÿ unter diesen Umständen erfolgte Optionen un-serer Meinung nah als ungültig und niht erfolgt erahtet werden müssen.
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Erlauben Sie, Herr Minister, Ihnen noh eine Bitte vorzutragen, die die Tätigkeitunseres Delegierten, Herrn Ehrenhold, in Polen betri�t.Seinerzeit wollten Sie unserem Delegierten gütig gestatten, bei der Abfahrt der Eva-kuierungszüge für die deutshe Zivilbevölkerung zu assistieren. Wir wären sehr ver-bunden für die Erneuerung dieser Genehmigung für Herrn Ehrenhold bezüglih derZüge, deren Abfahrt gegenwärtig vorgesehen ist. Shlieÿlih fügen wir hinzu, daÿwir groÿen Wert darauf legen, daÿ Herr Ehrenhold darüber hinaus das Reht er-hielte, einige Internierungslager zu besuhen, z. B. die Lager in Potulie/Potulitz,Leszno/Lissa-Gronowo und andere, um uns die Antwort auf Behauptungen zu er-möglihen, die uns in bezug auf diese Lager von allen Seiten erreihen, und um unsin die Lage zu versetzen, nötigenfalls eine entsprehende Berihtigung vorzunehmen.Das Komitee hat seinem Delegierten Instruktionen erteilt, um Sie während der näh-sten Audienz, die Sie ihm gewähren werden, über die zahlreihen und ständigen Be-mühungen zu informieren, die das Komitee seinerseits bei den Behörden der West-mähte mit dem Ziel unternimmt, e�ektive Erleihterungen bezüglih der Evaku-ierung deutsher Staatsbürger aus Polen zu erreihen und zu ermöglihen, daÿ dieliberalen Anordnungen der polnishen Regierung bezüglih dieser Evakuierten in derentsprehenden Weise vollständig zur Wirkung kommen.Nehmen Sie, Herr Minister, den Ausdruk unserer vorzüglihen Hohahtung entge-gen.

221.1949, 4. AugustRunderlaÿ des MAP und des MBP betr. Beshäftigung ehemaliger VolksdeutsherAAN MAP 761, Bl. 82Den Ministerien ist zur Kenntnis gekommen, daÿ sih an einigen Orten des Lan-des Fälle von zwangsweiser Beshäftigung ehemaliger Volksdeutsher, gegen die einVerfahren auf Aberkennung der polnishen Staatsbürgershaft aufgrund des Dekretsvom 13.9.1946 (Gesetzbl. der R.P. Nr. 55, Pos. 110) eingeleitet wurde, in vershie-denen Betrieben und bei Privatpersonen, hauptsählih in der Landwirtshaft, er-eignen.In diesem Zusammenhang wird klargestellt, daÿ derartige Praktiken rehtswidrigund unzulässig sind, und folgendes angeordnet:Die Behörden der allgemeinen Verwaltung und die Ämter für Ö�entlihe Siherheitwerden darauf ahten, daÿ die genannte Praktik sofort geändert wird. Insbesonde-re hat überall dort, wo ein Arbeitsverhältnis zwishen einem Arbeitgeber und denerwähnten Personen besteht, dieses Verhältnis unbedingt auf dem Grundsatz derFreiwilligkeit zu beruhen, und die Bezahlung hat nah den allgemein verbindlihenSätzen zu erfolgen.
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Die Beshäftigung solher Personen durh private Arbeitgeber ist als unangebrahtanzusehen, und es ist dem entsprehend entgegenzuwirken. Die Beshäftigung ehe-maliger Volksdeutsher, denen die polnishe Staatsbürgershaft bereits aberkanntwurde (d.h. aller, denen ein entsprehender Besheid zugestellt worden ist), hat,falls sie niht interniert sind, ebenfalls auf dem Prinzip der Freiwilligkeit und unterAnwendung der entsprehenden Vorshriften für Ausländer zu beruhen.Die obige Verordnung befreit die Behörden niht von der Verp�ihtung, die genann-ten Personen in einem aktuellen Verzeihnis auf eine Art weiterzuführen, die einereibungslose Durhführung der Aussiedlungsaktion garantiert, wenn die Vorausset-zungen dafür eintreten sollten.Shlieÿlih sei erwähnt, daÿ die Verwaltungen der Staatlihen Landwirtshaftsbe-triebe in Kürze eine Werbeaktion für die Arbeit auf landwirtshaftlihen Güterndurhführen werden. Es ist dafür zu sorgen, daÿ diese Aktion vor allem die genann-ten Volksdeutshen erfaÿt.Diese Verordnung betri�t niht ehemalige Volksdeutshe, die interniert wurden, ob-wohl über die Aberkennung der polnishen Staatsbürgershaft für sie noh nihtentshieden ist, ohne Rüksiht darauf, ob sie in Lagern oder auÿerhalb von Lagernbeshäftigt sind.

222.1949, 16. AugustKommissionsberiht über die Inspektion der Lager für Deutshe inPotulie/Potulitz, Leszno/Lissa-Gronowo und Jaworzno1AAN KC PZPR I/208, Bl. 180-188Die Kommission in der Zusammensetzung von1. Oberstleutnant Hipolit Duljasz2. Vizestaatsanwalt am S.A. [Appellationsgeriht℄ Mgr. M. Majster3. Dr. med. Oktawian Piero»y«ski und4. Dr. med. Hipolit Bayerwurde tätig im Auftrag des Vorsitzenden des Ministerrats vom 6. August 1949 undstellte nah Durhführung einer Inspektion vom 8. bis zum 13. August 1949 folgendesfest:1 Die Kommission wurde am 6.8.1949 durh den Ministerpräsidenten berufen; Ursahe wa-ren wahrsheinlih Beshwerden aus der Sowjetishen Besatzungszone, die von den Behörden derUdSSR an die polnishen Behörden weitergeleitet wurden (vgl. ebenda den ins Russishe übersetz-ten Artikel über Potulie/Potulitz, datiert Leipzig, 15.3.1949). Der Beriht der Kommission wurdeam 23.8. von Radkiewiz an Cyrankiewiz übersandt; ebenda
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I. Lager Potulie/PotulitzDas Lager liegt etwa 8 km von der Bahnstation entfernt im Wald, ist von einemzweifahen Staheldraht eingezäunt und besteht aus hölzernen Baraken, diezumWohnen und zum Arbeiten (Tishlerei, Korb�ehterei, mehanishe Werk-statt, Autowerkstatt, die gerade aufgelöste Konfektionswerkstatt) bestimmtsind. Die Wohnbaraken haben einen Flur und sind in etwa 5 mal 3 m groÿeRäume aufgeteilt. Die Baraken sind durh Staheldraht voneinander getrenntmit einer freien Flähe um jede Barake. Beispielsweise befanden sih am Tagder Inspektion in der Barake Nr. 6 240 Personen, und zwar 210 Frauen und 30Kinder, je etwa 12-18 Personen in einem Raum. In jedem Raum be�nden sih12 hölzerne Etagenbetten mit ausreihend gefüllten Strohsäken, mit Bettla-ken, die � nah Aussagen der Deutshen � alle zwei Wohen gewehselt werden,und mit Deken für jeden Einzelnen. Trotz mehrfah erfolgter Desinfektionensind die hölzernen Baraken noh verwanzt. Eine genaue Kontrolle fördertekeinen Fall von Verlausung zutage. In jedem Zimmer be�nden sih Shränkefür Kleidung, Borde für Geshirr und eine ausreihende Anzahl von Stühlenzum Sitzen. Sowohl die Umgebung als auh das Innere einer jeden Barake(Wohnräume, Flure, Washräume und Aborte) sind sauber gehalten. In jederBarake be�nden sih gut eingerihtete und sauber gehaltene Washräume mit�ieÿendem Wasser und an die Kanalisation angeshlossene moderne Toilettenund Pissoirs.Die Gesamtzahl der Internierten beträgt 1.332 Personen, davon sind 190Kriegsgefangene. Im Lager be�nden sih 712 Personen, die übrigen arbeitenauf P.G.R.-Gütern und zum Teil bei Bauern aufgrund von Verträgen (An-lage Nr. 1). Die in den Werkstätten beshäftigten Gefangenen arbeiten ahtStunden täglih, sie erhalten 25 Zª. pro Arbeitstag, quali�zierte Arbeiter be-kommen 50 Zª pro Tag, Fahkräfte 75 Zª. Diese Löhne werden zur Dispositionder Gefangenen einbehalten, die dafür Lebensmittel, Zigaretten usw. kaufenkönnen. Die in staatlihen und privaten Landwirtshaftsbetrieben beshäftig-ten Internierten erhalten ihren vollen Unterhalt von ihren Arbeitgebern undwerden von diesen entlohnt (Kleidung, Bargeld), abgesehen von einem Betragvon 1.200 bis 1.800 Zª., der vertragsgemäÿ in die Lagerkasse abgeführt wird(Anlage Nr.1).Der Arbeitstag in den Landwirtshaftsbetrieben wird von den Bedingungen inder Landwirtshaft bestimmt. Die Abordnung zur Arbeit in der Landwirtshafterfolgt auf der Basis freiwilliger Meldungen. Die Internierten meldeten sih be-reitwillig mit ihren ganzen Familien, da ihnen die Arbeit in der Landwirtshafteine bessere Ernährung und viel persönlihe Freiheit ermöglihte. Ein Kenn-zeihen dieser Freiheit ist, daÿ viele dieser Internierten ge�ohen und über dasP.U.R. nah Deutshland ausgereist sind; daraus folgt, daÿ das Verzeihnisdes Lagers niht mit der Zahl der im Lagerbereih be�ndlihen Interniertenübereinstimmt.
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Seit dem Beginn der Massentransporte nah Deutshland im Frühjahr d. J.sind die Internierten niht bereit, zur Arbeit auÿerhalb des Lagers zu gehen,so daÿ zur derzeitigen Ernteaktion eine groÿe Zahl von Internierten gegen ihrenWillen eingesetzt wurde. Ältere Menshen, shwangere Frauen und Mütter vonkleinen Kindern werden im allgemeinen überhaupt niht zur Arbeit geshikt.Kranke, auh leihte Fälle, werden sehr groÿzügig von der Arbeit befreit.Die Ernährung der Kriegsgefangenen und Internierten erfolgt nah den dafürfestgesetzten Normen. Die Norm beträgt für Kriegsgefangene 3.038 Kalorientäglih, für Internierte 2.400 Kalorien, shwer Arbeitende erhalten zusätzliheine Ration von 200 g Brot und 20 g Zuker. Gewisse Abweihungen wurdenhinsihtlih der Ernährung der Kinder festgestellt, da entgegen der Regel ei-ne Diät nur für Kinder zwishen einem und sieben Jahren zubereitet wird,obwohl die Vorshrift drei vershiedene Diäten mit untershiedliher Kalori-enzahl vorsieht. Stillende Mütter erhalten täglih zusätzlih 300 g Milh und20 g Zuker; die Kranken im Krankenhaus erhalten auf ärztlihe Anweisungeine Ernährungsnorm von 3.600 Kalorien. Die Kühe ist sauber gehalten undmit einer ausreihenden Zahl von Dampfkesseln ausgestattet. Das Essen istshmakhaft. Das Trinkwasser wird auf Weisung des Lagerarztes abgekohtund steht in ausreihender Menge in jeder Barake zur Verfügung. Die Inter-nierten baden regelmäÿig alle zwei Wohen im Bad des Lagers.Die ärztlihe Betreuung versieht ein dazu vertraglih verp�ihteter Arzt ausNakªo/Nakel, der dreimal wöhentlih das Lager besuht, sowie ein kriegsge-fangener deutsher Arzt. Die ärztlihe Betreuung erfolgt niht ordnungsgemäÿ.Die Ärzte besuhen die Baraken sehr selten und haben keinen genauen Über-blik über den Gesundheitszustand der Insassen. Unter anderem wurden beiKindern drei Fälle von Krätze und ein Fall von Masern festgestellt, die vordem Sanitätspersonal verheimliht wurden.Die normale Arbeit im Lagerkrankenhaus entspriht niht dem Niveau desheutigen medizinishen Wissens. Im Saal für anstekende Krankheiten liegenPatienten, die ohne irgendwelhe weiteren Untersuhungen (Röntgen, Untersu-hung des Auswurfs, Blutsenkung) für tuberkulosekrank erklärt wurden. Un-ter den 16 Kranken, von denen einige zweifellos an Tuberkulose erkrankt sind,be�nden sih andere mit einfahen Erkrankungen der Atemwege. Der kriegs-gefangene Arzt Martin Klopsh verhält sih den Kranken gegenüber ganz be-sonders gefühllos, und einzig und allein die Tatsahe, daÿ sowohl der Arzt alsauh die Kranken Deutshe sind, verbietet es, das Verhalten des Arztes alsSabotage zu bezeihnen. In der Kleinkinderabteilung wurde bei einem Babyim Zustand äuÿerster Auszehrung eine völlig unbehandelte Lebensmittelver-giftung festgestellt sowie ein niht behandelter Fall von Lungenentzündung,obwohl das Krankenhaus über Peniillin verfügt. An diesem Tag um 13.00 hhatten die Kranken noh keine Medikamente erhalten. Hingegen erweken inden Sälen für innere Krankheiten und für Chirurgie einige Kranke den Verdahtauf Simulation.
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Eine gravierende Fehlentsheidung war die Shlieÿung der Lagerapothekedurh die Gesundheitsabteilung des WUBP in Bydgoszz/ Bromberg vor dreiWohen, ohne daÿ einige unentbehrlihe Medikamente wie z.B. Sulfamide oderSalbe gegen Krätze dem Sanitätspersonal zur Verfügung gestellt wurden. DieGesundheitsabteilung begründete ihre Entsheidung damit, daÿ das Lager inKürze aufgelöst werde.Die Höhe der Sterbefälle shwankte je nah der Jahreszeit und der Stärke derBelegung des Lagers erheblih. Dieses Problem wird in Anlage Nr. 2 genauillustriert.Selbstmorde wurden im Lager niht festgestellt; nur im Jahr 1945 beging nahAussage des Lagerleiters eine Internierte in einem Shwimmbassin in der Nähedes Lagers Selbstmord.Im Zusammenhang mit der Intensivierung der Repatriierung beantragte die In-terministerielle Kommission in einigen Fällen die Aberkennung der polnishenStaatsbürgershaft und die Aussiedlung (Landratsamt), oder, wenn festgestelltwurde, daÿ ein Internierter polnisher Nationalität sei, die Zurüknahme desAntrags auf Aberkennung der Staatsbürgershaft bzw. die Übertragung derAngelegenheit an den Staatsanwalt, um den betre�enden Internierten straf-rehtlih zur Verantwortung zu ziehen (Anlagen Nr. 3 und 4). Im Regelfallwurden Anträge dieser Art trotz vielfaher Mahnshreiben seitens der La-gerverwaltung von den zuständigen Ämtern reht shleppend bearbeitet. Dashatte zur Folge, daÿ Personen, für die die Aufhebung des Besheides über dieAberkennung der Staatsbürgershaft beantragt wurde, wegen einer niht er-folgten Antwort seitens der Staatsanwaltshaft (insbesondere aus �ód¹/Lodz)oder der Siherheitsämter ohne Rehtsgrundlage im Lager bleiben muÿten, dader Beshluÿ des Staatsanwalts über die Inhaftierung im Lager, meist aus denJahren 1945/1946, im Normalfall verjährt ist (Józef Kupie, Gertruda Kohl-majer, Helena Jubin). In einem Fall wurde seitens der Interministeriellen Kom-mision für einen Internierten (Leon Shehinger) ein Antrag auf Aussiedlunggestellt, dem bereits die Anklageshrift nah Art. 1 des Dekrets vom 28. Juni1946 zugestellt worden war (auf diesen Verstoÿ aufmerksam gemaht, hielt dieInterministerielle Kommission die Ausreise auf).Die Zuweisung zu den Transporten erfolgt nah Erhalt eines Besheides derVerwaltungsbehörde der unteren Instanz über den Entzug der polnishenStaatsbürgershaft. Da es häu�g vorkommt, daÿ diese Besheide niht ein-tre�en, wendet sih die Lagerverwaltung im Einvernehmen mit den Anträgender Interministeriellen Kommission an das Landratsamt in Nakªo wegen desErlasses solher Besheide, um so die Grundlage für die Aussiedlung zu shaf-fen.Eine shnelle Lösung erfordert die Angelegenheit von Personen, für die einAntrag auf Rükgabe der Staatsbürgershaft gestellt wurde und für die wederdie Staatsanwaltshaften noh die Siherheitsämter einen Besheid übersenden.Im Lager wurden fünf alleinstehende Kinder registriert:
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Wanda Kern, 10 Jahre alt � sie kam ins Lager aus dem Kinderheim in�wieie/Shwertburg am 24. Juli 1949. Seit fünf Jahren ist sie von ihrerMutter getrennt, deren Shiksal weder ihr selbst noh der Lagerverwal-tung bekannt ist.Heinrih Brauer, 10 Jahre alt � hütete bei einem Bauern Kühe (vom La-ger gemietet), war jedoh im Lagerverzeihnis niht erfaÿt. Statt dessen�guriert seine Mutter, Anna Brauer, im Lagerverzeihnis, jedoh sind un-ter �Familienstand� keine Kinder angegeben (Anlage Nr. 5) � sie reisteam 25.5. d.J. nah Deutshland aus.Oskar Werner, 9 Jahre alt � im Verzeihnis ist die Mutter Gertrud Wernerals unverheiratet und kinderlos eingetragen. Gertrud Werner reiste mitdem Transport am 27. April d.J. aus (Anlage Nr. 6).Erik Shlak � Alter unbekannt (etwa 10 Jahre) � ein geistig zurükge-bliebenes Kind. Nähere Angaben über seine Trennung von seiner Mutter,die nah Deutshland ausreiste, konnten weder das Kind noh die Lager-verwaltung mahen.Ula Sukor, 9 Jahre alt � weder die Verwaltung noh sie selbst vermögenanzugeben, woher sie kam. Sie sagte nur, sie habe seit einigen Jahren vonihrer Mutter keine Nahrihten mehr.Es muÿ betont werden, daÿ derartige Fälle häu�ger vorkommen, da die La-gerverwaltung in bezug auf Kinder überhaupt keine Namenslisten führte oderführt und lediglih Zahlen besitzt.Da einige der internierten Frauen aussagten, ihre Kinder befänden sih im Kin-derheim in �wieie/Shwertburg, verlangte die Lagerverwaltung deren Über-führung ins Lager. Am 24. Juli wurden 38 Kinder überstellt, von denen 11 ihreEltern niht vorfanden. Diese 11 Kinder wurden nah �wieie/Shwertburgzurükgeshikt.Die festgestellten Fälle der Trennung von Kindern von ihren Müttern hattenfolgende Ursahen:� Fehlen einer persönlihen Evidenz der Kinder im Lager, wodurh es un-möglih wird festzustellen, ob sih die Eltern eines Kindes im Lager be-�nden;� [zu℄ eilig durhgeführte Repatriierungen veranlassen die Mütter manh-mal zur Ausreise ohne ihre auÿerhalb des Lagers be�ndlihen Kinder ausFurht, den Transport zu versäumen;� Verheimlihung der Existenz von unehelihen Kindern durh die Mütter;� in den Jahren 1945 und 1946 lieÿen Mütter, die eine Internierung befürh-teten, ihre Kinder bei Verwandten und Bekannten zurük und verlorenhäu�g aus vershiedenen Gründen den Kontakt zu ihnen.
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Das Lagerregime stützt sih im Prinzip auf die �Vorläu�ge Instruktion für dieeinstweilige Organisation von Arbeitslagern�.Das Verhalten von Verwaltung und Wahpersonal gegenüber den Interniertenist wohlwollend und das der Internierten gegenüber der Verwaltung ungezwun-gen. Die Internierten bewegen sih im Lager ohne Einshränkungen. Einige deraggressiveren Internierten nutzen das milde Regime des Lagers, indem sie ei-genmähtig die Rolle von Anführern annehmen und Lagerverwaltung wie Inter-ministerielle Kommission unter Druk setzen, um eine Änderung des Beshlus-ses der Behörden über den Entzug der Staatsbürgershaft und die Aussiedlungzu bewirken. Seltsamerweise neigte die Verwaltung dazu, diesem Druk nah-zugeben: Helmut Kulasi«ski, dem durh Beshluÿ des Stadtpräsidenten vonToru«/Thorn, bestätigt durh den Wojewoden von Pomorze und den Mini-ster für Ö�entlihe Verwaltung am 11.7.1949, A.A./IV-VII-3427, die polnisheStaatsbürgershaft entzogen worden war und der zur Aussiedlung vorgesehenist, verlangt die Überprüfung seines Falles; trotz dieser Entsheidungen be-absihtigte die Interministerielle Kommission, alle oben genannten Beshlüssezu revidieren, obwohl der Betro�ene ein ausgeprägt negatives Individuum ist.Maria Rybka � obwohl durh rehtsgültige Entsheidung des Bezirksgerihtsin Bydgoszz/Bromberg vom 27.5.1949, IV K.O. 3817/48 der Entzug der pol-nishen Staatsbürgershaft und der Einzug ihres Vermögens beshlossen undihre Aussiedlung angeordnet wurde, beabsihtigten die Lagerverwaltung unddie Interministerielle Kommission aufgrund ihrer und Kulasi«skis dringliherForderungen einen Antrag auf die Rükerstattung der polnishen Staatsbür-gershaft einzureihen.Die Kriegsgefangenen genieÿen auÿer der groÿen Freizügigkeit, die sih ausder Milde des Regimes ergibt, auh eine stark entwikelte Selbstverwaltung(Versammlungsräume, Bibliothek, Gesellshaftsspiele, Klavier, deutshe Pres-se). Sie erhalten direkt Geshenke des Roten Kreuzes und teilen sie selbstuntereinander auf.Sowohl die Kriegsgefangenen als auh die Internierten führen Korrespondenzmit ihren Familien und erhalten alle zwei Wohen Post. Zu Zeiten einer Über-belegung des Lagers und des Eingangs groÿer Mengen von Post gab es Fälleverspäteter Briefzustellungen, die nah Darstellung des Lagerleiters dadurhverursaht wurden, daÿ nur ein Mitarbeiter des Lagers die deutshe Sprahebeherrshte und mit der Zensur der Briefe niht nahkam.Auf Wunsh der Internierten bemühte sih die Lagerverwaltung um einen Pa-stor, der einen Gottesdienst hielt. Der nähste Gottesdienst ist vor der Au�ö-sung des Lagers vorgesehen.II. Arbeitslager GronowoDas Lager liegt vier km von der Bahnstation Leszno/Lissa entfernt, es istvon einem doppelten Staheldrahtzaun umgeben, aus hölzernen Baraken so-
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wie niht an die Kanalisation angeshlossenen und zur Zeit niht in Betriebbe�ndlihen Werkstattgebäuden errihtet.Die Wohnverhältnisse der Internierten sind shlehter als in Potulie/Potulitz,die Baraken sind alt und niht in Zimmer unterteilt; es fällt auf, daÿ die In-ternierten groÿe Mengen an Bettzeug und persönlihen Dingen besitzen. Nahdem Verzeihnis beträgt die Gesamtzahl der Internierten 1.225 Personen, davonbe�nden sih 792 im Lager, der Rest auf Staatsgütern und bei Privatbauern;es gibt 171 Kinder. Die Internierten sehen wohl aus. Sie be�nden sih erst seiteinigen Wohen im Lager, davor arbeiteten sie auf Staatsgütern und bei Bau-ern. Die Sterblihkeitsquote der Jahre 1948 und 1949 ist aus der Anlage Nr. 7ersihtlih.Die Arbeitsbedingungen sind analog denen in Potulie/Potulitz. Hingegen sinddie Umstände bei der Verp�egung besser (die Kühe ist sauber und reinlih),insbesondere in bezug auf die Kinder bis zu 12 Jahren, die täglih Milh undEier erhalten (Anlage Nr. 8).Die Internierten baden regelmäÿig alle zwei Wohen im Bad des Lagers. Des-infektionen führten zur teilweisen Ausrottung der Wanzen. Es wurde kein Fallvon Verlausung festgestellt.Laut einer bakteriologishen Untersuhung ist das Wasser im Lager zum Trin-ken niht geeignet, deshalb wird in genügender Menge Ka�ee ausgegeben. Dieärztlihe Betreuung des Lagers versieht Dr. Zieli«ski aus Leszno/Lissa mit Hil-fe eines internierten deutshen Arztes. Die Barake für die Krankenstation istsehr geräumig, wird sauber gehalten und, wie auh die Ambulanz und derzahnärztlihe Behandlungsraum, reihlih mit Medikamenten und Instrumen-ten ausgestattet. Ein bestimmter Prozentsatz der Internierten in den Kranken-sälen be�ndet sih dort ohne hinreihenden Grund. Arbeitsbefreiungen werdengroÿzügig gewährt. Eine abgeteilte Barake bewohnen alte, in der Mehrzahl ge-sunde Menshen. In der Infektionsabteilung be�nden sih fünf Kranke; einervon ihnen hat unzweifelhaft eine o�ene Tuberkulose, bei den übrigen drän-gen sih in dieser Hinsiht Zweifel auf; die Befunde wurden niht durh La-boruntersuhungen bestätigt, sondern aufgrund einer klinishen Untersuhungerstellt; unter diesen Kranken be�ndet sih ein Junge mit einer Tuberkulosedes Hüftgelenks, was unzulässig ist. Im vorangehenden Zeitraum gab es beiden Kindern Massenerkrankungen an Masern. Ursahe dafür war eine falsheKonzeption des früheren Lagerarztes Dr. Kowalski aus Leszno/Lissa, der dieKranken niht isolierte in der Annahme, es sei besser, alle Kinder die Masernkurz naheinander bekommen zu lassen.Die Verfahrensweise bei der Repatriierung geshieht analog der in Potuli-e/Potulitz; ein Mangel bei der Arbeit der Interministeriellen Kommission istdie häu�ge Änderung der Besheide über die Aussiedlung bzw. das Verbleibenim Land aufgrund der Berüksihtigung von wiederholt geänderten Eingabenseitens der Internierten. Eine Ershwerung der Arbeit besteht in der saum-seligen Bearbeitung der Eingaben der Interministeriellen Kommission durh
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die Staatsanwaltshaften und Siherheitsämter, wodurh es vorkommt, daÿPersonen, die rehtskräftig von der Anklage des Abfalls von der polnishenNationalität freigesprohen wurden, wegen eines fehlenden Freilassungsbefehlsweiterhin im Lager bleiben müssen (Anlage Nr. 9, 10 und 11).Es sind keine Fälle bekannt, in denen Kinder von ihren Eltern getrennt wurden,mit Ausnahme jenes einen, in dem Henryk Pawel, 17 Jahre alt, und ReinhardPawel, 14 Jahre alt, die Ausreise mit ihrer Mutter Erna Pawel entshieden ab-lehnten, indem sie entshieden darauf bestanden, daÿ sie Polen und von ihrerpolnishen Groÿmutter erzogen worden seien, die Mutter dagegen habe sihgar niht um sie gekümmert (Anlage Nr. 12 und 13). Bekannt ist auÿerdem dieAusreise von Maria Bölitz, der Adoptivmutter von Herbert, 15 Jahre alt, derebenfalls die Ausreise entshieden verweigerte, da er sih als Pole fühle (AnlageNr. 14). Um die Trennung von Familien auszushlieÿen, führt die Lagerverwal-tung einen intensiven Shriftwehsel mit den �Kinderheimen�, in denen sih,laut Angabe der Internierten, ihre Kinder aufhalten sollen, um die Familien zukomplettieren (Anlage 15).Die Staatsanwaltshaften der Bezirksgerihte benahrihtigen die Lager nihtüber gefaÿte Beshlüsse und gefällte Urteile, was zur Folge hat, daÿ die 1946über zeitweiligen Arrest ergangenen Beshlüsse verjährt sind (Anlage Nr. 16).Die Disziplin des Lagerpersonals und der Internierten hat das erforderliheNiveau. Die angewandte Strenge hält sih in angemessenen Grenzen, sie wirdim Verhältnis zu den Internierten niht übertrieben, so daÿ das Lager insgesamtden Eindruk einer besonders guten Ordnung vermittelt.Ein erhebliher Fehler seitens der Verwaltung war die Unterbringung der äl-teren Kinder getrennt von ihren Eltern und die Verhinderung von Kontaktenzwishen ihnen (sie konnten einander nur aus der Entfernung über den Draht-zaun sehen). Auf diesen Fehler wurde der Lagerleiter aufmerksam gemaht.Die Internierten shreiben und erhalten zweimal im Monat Post. Kamen füreinen Internierten mehr als zwei Briefe im Monat an, dann wurden nah An-gabe des Leiters überzählige Briefe früher vernihtet; jetzt werden sie aufbe-wahrt, zu den Akten gegeben und im nähsten Monat oder bei der Abfahrtausgehändigt.Mit Ausnahme eines Falls von Erhängen im Jahre 1945 gab es keine Selbst-morde.III. Lager JaworznoDas Lager in Jaworzno be�ndet sih � als Lager für Internierte � in Au�ösung.Die letzte Gruppe von Internierten reiste am 12. Juli 1949 zweks Repatriierungin das Lager Potulie/Potulitz ab.Am Tag der Inspektion befanden sih im Lager 67 gefangene volksdeutsheSoldaten und vier reihsdeutshe O�ziere. Unter den Gefangenen sind zweiTshehen und ein Lette. Bezüglih eines der Tshehen wurde beshlossen,
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ihn in die Tshehoslowakei zu repatriieren. Die volksdeutshen Gefangenenverbleiben zur Disposition der polnishen Behörden sowie der Behörden be-freundeter Staaten (Tshehoslowakei, UdSSR).Die Wohnverhältnisse sind ähnlih denen im Lager Leszno/Lissa-Gronowo. Dievon den Gefangenen bewohnte Gemeinshaftsbarake ist mit Etagenbetten undmit Strohsäken ausgestattet, die Bettwäshe wird alle zwei Wohen gewehselt� einige besitzen vom Roten Kreuz gespendete Shlafsäke. Wanzen und Läusewurden niht festgestellt.Über den Gesundheitszustand und die Sterblihkeit der Internierten in denJahren 1948 und 49 gibt die Anlage Nr. 172 Auskunft. Zum gegenwärtigenZeitpunkt gibt es unter den Gefangenen keine ernsthaft Erkrankten. Selbst-morde kamen überhaupt niht vor.Die ärztlihe Betreuung des Lagers besorgen die Vertragsärzte Dr. Chalfon undDr. Miklaszewski aus Jaworzno mit Hilfe eines gefangenen Arztes. Der Standder ärztlihen Betreuung ist zufriedenstellend.Die Gefangenen beklagten sih über mangelnde Abwehslung bei den Speisen,insbesondere über alte Karto�eln. Die Kranken im Krankenrevier erhalten kei-ne Milh.Die Gefangenen sind in gut organisierten Lagerwerkstätten beshäftigt. DieArbeit dauert aht Stunden täglih, und zwar von 6.00 bis 14.00 Uhr. Für dieArbeit erhalten sie eine Entlohnung je nah Quali�kation (25, 50, 75 Zª.). DerVerdienst wird zur Verfügung der Gefangenen gesammelt, die dafür die nötigenLebensmittel und Gegenstände kaufen.Sie shreiben und erhalten alle zehn Tage Briefe. Im Bereih ihrer Barake er-freuen sih die Gefangenen groÿer Freizügigkeit, sie verfügen über eine Selbst-verwaltung, und es gibt kulturelle Veranstaltungen.

2 Anlagen ebenda. Aus ihnen geht u. a. hervor, daÿ die Zahl der Häftlinge in Jaworzno zwishen2.004 Personen im September 1948 und 452 Personen im Dezember dieses Jahres shwankte, 1949lag sie zwishen 462 und 610 Personen; 1948 wurden mehrere Todesfälle pro Monat notiert (zwishen9 im Januar 1948 und 2 im November). In Gronowo shwankte die Zahl der Häftlinge zwishen1.866 Personen im Januar 1948 und 4.466 im Dezember dieses Jahres. Im August 1949 waren esüber 2.200 � darunter 360 Kinder. Die wenigsten Todesfälle wurden im Januar 1948 (3) notiert, diemeisten im November (32 Personen). In Potulie/Potulitz betrug die Zahl � ohne die Gefangenen,deren Zahl durhshnittlih bei 200 lag � im Jahr 1948 16.000 bis 18.000 Personen, im ersten Quartal1949 a. 20.000, im Juli dieses Jahres nur noh 2.826 Häftlinge; die Sterblihkeit bewegte sih 1948zwishen 0,2% (November) und 0,41% (Januar) monatlih, 1949 zwishen 0,22% im Januar und0,45% im Juli.
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223.1949, 30. SeptemberDie Politishe Abteilung des MAP an die Zentralverwaltung des PUR betr. diemöglihst rashe Aussiedlung ehemaliger SS-, SA- und NSDAP-MitgliederAAN MAP 758, Bl. 92Nah Verbüÿung ihrer Strafe für Vergehen untershiedliher Art, besonders für Ver-brehen des Hitlerfashismus, wurde in letzter Zeit und wird auh weiterhin einebestimmte Zahl von Deutshen, ehemaligen Mitgliedern von SS, SA, und NSDAP,aus den Gefängnissen entlassen.Da der Verbleib dieser Personen im Lande aus grundsätzlihen Erwägungen nihtangebraht ersheint und wegen der Au�ösung der Arbeitslager praktishe Shwie-rigkeiten hinsihtlih ihrer Isolierung bestehen, bittet das Ministerium für Ö�ent-lihe Verwaltung, eine möglihst baldige Aussiedlung dieser Personen zu bewirkenund Möglihkeiten für ihre Zusammenfassung an einem Punkt bis zu ihrer Repatri-ierung zu prüfen. Verzeihnisse dieser Deutshen werden vom Wojewodshaftsamt�l¡sk/Shlesien übersandt.bDie Angelegenheit wurde mit dem MBP besprohen. Sie werden bis zum Zeitpunktihrer Ausreise [?℄ niht entlassen a/ab1
224.1949, 22. OktoberNotiz der Politishen Abteilung des MAP zum Problem der getrennten Familienaus dem Kreis der einheimishen BevölkerungAAN KC PZPR 237/VII � 2620, Bl. 9-11Ein besonders shwer zu lösendes Problem in bezug auf die einheimishe Bevölkerungist die Frage der durh Kriegsereignisse getrennten Familien, wenn sih einer derPartner auÿerhalb des Landes aufhält. In Deutshland be�nden sih überwiegendehemalige Soldaten der deutshen Armee, entlassene Kriegsgefangene, die aus dereinheimishen Bevölkerung stammen oder durh Familienbande mit dem polnishenElement der Wiedergewonnenen Gebiete verbunden sind, sowie Frauen mit Kindern,die von den deutshen Behörden vor der herannahenden Front zwangsweise evakuiertwurden.Die Angelegenheit der getrennten Familien hängt zusammen mit:1 Einer am 24.1.1950 an das MAP gesandten Erklärung des MBP (ebenda) zufolge bestimmte dieVerordnung des MBP vom 27.10.1949, daÿ die aus den Gefängnissen Entlassenen in ein Gefängnisin Warszawa/Warshau gebraht werden, von wo aus sie direkt zum Transport stoÿen.
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a) der Repatriierung von Personen aus dem Ausland nah Polen sowieb) mit der Frage der Rükgabe bereits erworbener Staatsbürgerrehte durh inPolen Veri�zierte oder Rehabilitierte, um die Genehmigung zur Ausreise nahDeutshland zu erhalten.Zahlenmaterial s. Anlage.Die Repatriierungsaktion der Haupternährer von Familien aus dem Ausland nah Po-len tri�t in letzter Zeit eine wahsende Unlust von Personen, entsprehende Anträgezu stellen, mit deren Rükkehr nah Polen die Behörden im Lande einverstandensind. Ursahen dieser Abneigung, nah Polen zurükzukehren, sind:� der Ein�uÿ der feindlihen deutshen Propaganda sowie reaktionärer polnisherKreise,� die langwierige Prozedur der Repatriierung und das oft von Miÿgunst undAbneigung geprägte Verhalten der Konsulate der R.P. gegenüber den Antrag-stellern,� die Angst vor materiellen Shwierigkeiten in Polen infolge fehlender polnisherSprahkenntnisse und Angst vor eventuellen Konsequenzen für ein falshesVerhalten Polen und polnishen Angelegenheiten gegenüber,� ein Arbeitsverhältnis und eine Wohnung in Deutshland,� die Zuteilung einer landwirtshaftlihen Parzelle nah Aufteilung der Latifun-dien der Junker in der Ostzone Deutshlands,� der Anspruh auf eine Rente als Kriegs- oder Arbeitsinvalide oder eine Renteeiner Versiherungsgesellshaft in Deutshland,� Invalidität oder Krankheit, die eine ständige ärztlihe Betreuung erfordert.Auÿerdem wurde, wie aus den uns übersandten Anträgen hervorgeht, ein gewisserTeil der (zahlenmäÿig niht ermittelten) Repatriierungsanträge durh die Konsu-larämter der R.P. und die Siherheitsämter im Lande abgelehnt.Von der Überlegung ausgehend, daÿ die Zusammenführung getrennter Familien dereinheimishen Bevölkerung durh die Rükkehr des Haupternährers ins Land impolnishem Interesse liegt, spriht sih das Politishe Departement für die Aufnahmeweiterer Bemühungen in Rihtung auf eine Belebung der Repatriierungsbewegungnah Polen aus und stellt folgende Forderungen:Ausweitung des Fonds der Soforthilfe für Repatrianten aus dem Kreis der ein-heimishen Bevölkerung (gegenwärtig wurden nur für die Wojewodshaft Olsz-tyn/Allenstein 10 Millionen Zªoty bewilligt).Aus sowjetishen Gefangenenlagern Freigelassene sind sofort nah der Abgabe einerErklärung, derzufolge sie zu ihren Familien wollen, nah Polen zu shiken.Jeder bei einem Konsulat der R.P. in Deutshland gestellte Antrag muÿ entgegenge-nommen, mit einer Stellungnahme versehen und den Behörden im Lande zur Prüfung
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übersandt werden, wobei bei der Durhführung der Prüfung die Notwendigkeit zubeahten ist, zum weiteren Shiksal der getrennten Familie Stellung zu nehmen. DieStellungnahmen der Siherheitsbehörden und der Behörden der allgemeinen Verwal-tung sind auf Wojewodshaftsebene aufeinander abzustimmen. Die endgültige Ent-sheidung in Fragen der Genehmigung der Einreise nah Polen liegt � wie bisher �in der Zuständigkeit des Ministeriums für Ö�entlihe Siherheit.Sämtlihe begründeten Berufungen interessierter Seiten gegen bisher ergangenenegative Entsheidungen der Behörden im Lande sind mit einem entsprehendenAntrag zur nohmaligen Prüfung an das Ministerium für Ö�entlihe Siherheitzu rihten. Im Falle einer positiven Stellungnahme des Ministeriums für Öf-fentlihe Siherheit ist die Akte sofort dem Auÿenministerium zuzuleiten, wobeidas Ministerium für Ö�entlihe Verwaltung von dem von ihm eingenommenenStandpunkt zu unterrihten ist. Eine nohmalige ablehnende Entsheidung des Mi-nisteriums für Ö�entlihe Siherheit ist als endgültig zu betrahten. In diesem Fallhaben die Behörden der allgemeinen Verwaltung bei ihrem Verhalten gegenüber ei-nem eventuellen Antrag auf Ausreise der in Polen be�ndlihen Familie nahDeutshland freie Hand. Nah Ansiht des Politishen Departements sollte dieRükkehr ins Land solhen Mitgliedern getrennter Familien gestattet werden, dieArbeiter und Bauern sind und niht durh Nahweise einer besonders feindlihenpolitishen Aktivität gegen Polen und seine Verbündeten belastet sind, wobei diemangelnde Kenntnis der polnishen Sprahe das Konsularamt niht zur Ablehnungdes Antrags oder zur Verzögerung seiner Entsheidung berehtigt.Nah den bisherigen Erfahrungen ist zu shlieÿen, daÿ auh ein vereinfahtes Verfah-ren zur Repatriierung von Mitgliedern veri�zierter Familien ins Land den Gesamt-komplex von Problemen der getrennten Familien niht lösen wird. Vermutlih wirdnur ein bestimmter Prozentsatz von im Ausland be�ndlihen Personen geneigt sein,Anträge auf ihre Repatriierung zu stellen, und zwar aus dem Gebiet xx.1Olsztyn/Allenstein � bei a. 5.000 getrennten Familien, in denen der Haupter-nährer fehlt, werden a. 1.200 � 1.500 Personen zur Rükkehr bereit sein,Gda«sk/Danzig � bei a. 1.600 getrennten Familien, in denen der Haupter-nährer fehlt, werden kaum mehr als 400-600 Personen zur Rükkehr bereitsein,�l¡sk/Shlesien � bei a. 22.000 getrennten Familien, in denen der Haupter-nährer fehlt, werden kaum mehr als 4.000-5.000 Personen zur Rükkehr bereitsein,Biaªystok � bei 300 getrennten Familien, in denen der Haupternährer fehlt,werden kaum mehr als 50-100 Personen zur Rükkehr bereit sein.1 Zusatz unten auf der Seite: In den anderen Wojewodshaften ist die Frage der getrenntenFamilien kein Massenproblem.
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Hierbei ist die Tatsahe zu berüksihtigen, daÿ eine groÿe Gruppe von getrenntenFamilien national gemishte Ehepaare bilden (die Frauen sind polnisher Abstam-mung, die Männer ethnish Deutshe).Insgesamt kann also noh mit a. 5.600 bis 7.200 Kandidaten für eine Repatriierunggerehnet werden, vorausgesetzt, daÿ die derzeitig negativen Stimmungen durhbro-hen werden können, besonders durh eine Verbesserung der materiellen Lebensbe-dingungen der in Polen be�ndlihen getrennten Familien.Die Anträge veri�zierter Personen auf Revision der Entsheidung, die sie als zumpolnishen Volk zugehörig anerkennt, und auf Genehmigung ihrer Ausreise nahDeutshland, bilden zwei Gruppen:Erste Gruppe � Anträge getrennter Familien, deren Ernährer niht nah Polenzurükkehren wollen und die es deswegen ablehnen, ein Gesuh um Rükfüh-rung zu stellen oder auh von einer bereits erteilten Genehmigung zur Rükkehrkeinen Gebrauh mahen;Zweite Gruppe � Anträge getrennter Familien, deren im Ausland lebendem Er-nährer (Ehemann, Vater, Sohn, Bruder) die polnishen Behörden die Rükkehrins Land endgültig verweigert haben.Die Anträge der ersten Gruppe sind (in Übereinstimmung mit der Verordnung vom13.8.49, Nr. II PN 1373/pfn) durh die allgemeine Verwaltung im Einvernehmenmit dem Wojewodshaftsamt für Ö�entlihe Siherheit besonders im Hinblik aufdie Zwekmäÿigkeit der Repatriierung von Personen einer Familie, die sih im Aus-land be�ndet, zu bearbeiten, und zwar unter politishen, nationalen und beru�ihenGesihtspunkten.Das Politishe Departement shlägt vor, solhen Familien keine Erlaubnis zur Aus-reise zu erteilen, deren Mitglieder � im Ausland lebende Haupternährer � eine Ge-nehmigung zur Rükkehr nah Polen, um sih hier mit ihrer bereits veri�ziertenFamilie zu vereinen, erhalten können oder bereits erhalten haben.

Anlage zur Notiz zum Problem getrennter Familien in der einheimishenBevölkerung.
�l¡sk/ Gda«sk/ Olsztyn/ BiaªystokShlesien Danzig Allenstein1. Anzahl der veri�zierten 850.000 37.750 107.560 1.890Personen a. = Familien 280.000 12.000 38.000 6002. Veri�zierungsanträge in Be-arbeitung 8.500 126 7.513 47Fortsetzung nähste Seite
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Fortsetzung �l¡sk/ Gda«sk/ Olsztyn/ BiaªystokShlesien Danzig Allenstein3. Die Veri�zierung wegenTrennung der Familie, Ver-lust der Arbeitswerkstatt,shwieriger materieller Ver-hältnisse oder feindliherpolitisher Einstellung

Daten fehlen (a. 800�1000 Fa-milien)a. 3.742Personen
(a. 270Familien)a. 869Personen

4. Gesamtzahl der bisher Re-patriiertenx/ 93.588 3.357 8.138 815. Zahl der getrennten Fami-lien (ohne Haupternährer) 22.000daruntera. 28%Bauern;Rest über-wiegendArbeiter,Angestell-te, Beam-te undfreie Be-rufe

1.600daruntera. 40%Bauern
5.000daruntera. 75%Bauern

300daruntera. 90%Bauernund Ar-beiter

6. Gestellte Anträge auf Ausreise nah Deutshland, um sih dort mit der Familiezu vereinigen � a 5.500. Ein groÿer Teil dieser Gesuhe wurde überhaupt nihtzur Bearbeitung angenommen.x/1948 wurden insgesamt 14.800 Personen repatriiert1949 (31.7.) insgesamt nur 2.852 Personen
225.1949, 28. DezemberNotiz [wahrsheinlih des Gesundheitsministeriums℄ über die mit der Siherstellungder Gesundheitsfürsorge für eine Million Autohthone verbundenen KostenAAN KC PZPR 237/VII � 2620, Bl. 39Die Berehnungen stellen wegen der Shwierigkeiten, die sih aus dem ungenügendenDatenmaterial zur räumlihen Verteilung der oben genannten Bürger und zu derFrage ergeben, inwiefern es sih dabei um Arbeiter und inwieweit um bäuerliheBevölkerung handelt, nur Annäherungswerte dar.Folgende Punkte wurden berüksihtigt:
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e1. Siherstellung der Behandlung und der ärztlihen Betreuung für Familien ohneHaupternährer,2. Siherstellung der Behandlung für Tuberkulosekranke (es würde sih hier ledig-lih um die Behandlung in Sanatorien handeln, da die ambulante Behandlungin Gesundheitszentren shon durh die zur Zeit geltenden Vorshriften gesi-hert ist),3. die Krankenhausbehandlung für mittellose Menshen und für Kleinbauern miteinem Besitz von bis zu 10 ha ist durh die geltenden Vorshriften ebenfallsgesihert,4. Behandlung in Gesundheitszentren, ausgenommen Volkskrankheiten (Tuber-kulose, Geshlehtskrankheiten, Trahom), deren Behandlung durh die gegen-wärtig geltenden Gesetze gesihert ist,5. die Ausbildung von Fahkräften:a) im Rahmen der medizinishen Akademien (hierauf kann speziell bei derEinshreibung ins erste Studienjahr aufmerksam gemaht werden),b) in Krankenp�egeshulen (besondere Notiz),) von Vorarbeiterinnen im Gesundheitswesen (im Rahmen einer Aktion desPCK).Das Gesundheitsministerium ist zu der Überzeugung gelangt, daÿ die mit dieserAktion im Gesundheitswesen verbundenen Kosten nah einem Kostenvoranshlagetwa 1 Milliarde Zªoty betragen würden.e Es sei jedoh betont, daÿ die Zuweisungvon Krediten allein dieses Problem noh niht lösen und niht alle Möglihkeitenerö�nen würde, die aus dieser Aktion erwahsenden Verp�ihtungen zu erfüllen. Eingroÿes, eigentlih das entsheidende Hindernis ist der Mangel an Fahkräften, einunzureihendes System von geshlossenen und o�enen Einrihtungen zur ärztlihenBetreuung sowie groÿe Lüken bei der tehnishen Ausstattung von geshlossenenund o�enen Einrihtungen der ärztlihen Betreuung (Gesundheitszentren, Kranken-häuser). Ih nenne folgendes Beispiel: Zieht man die durhshnittlihe Zahl der durhdiese Aktion erfaÿten Tuberkulosekranken in Betraht, dann würden etwa 1.000 Bür-ger einer Behandlung im Sanatorium bedürfen, was annähernd 300 Millionen Zªotykosten würde. Selbst wenn diese Summe im Budget des Gesundheitsministeriumsdurh zusätzlihe Kredite abgesihert wäre, so wäre eine kolossale Anstrengung von-nöten, wollte man beim derzeitigen enormen Mangel an Sanatoriumsplätzen allein Sanatorien unterbringen. Andererseits könnte bei Durhführung einiger Aktio-nen durh das Gesundheitsministerium, z. B. Betreuung von Mutter und Kind, Ge-shlehtskrankheiten, Tuberkulose, Ausbildung von Kadern insbesondere im Bereihdes Hilfspersonals im Rahmen dieser Gesamtaktion auf diesem Gebiet relativ vielgeshehen.
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Der Betrag von 1 Mil[liarde℄ Zªoty reiht unter der Voraussetzung aus, daÿ die Hälfteder durh diese Aktion erfaÿten Bürger (1 Mil[lion℄) versihert ist. Gehen wir davonaus, daÿ die ganze Million der durh diese Aktion erfaÿten Bürger niht versihert ist,so müÿte diese Summe verdoppelt werden. Um die allgemeine ärztlihe Betreuungzu sihern, wären 1 Milliarde Zªoty nötig, und für die Siherung der geshlossenenärztlihen Betreuung ebenfalls eine Milliarde.1

1 Die beigefügte �Dienstlihe Notiz in Sahen der Organisation von Mittelshulen für Gesund-heitswesen unter dem Gesihtspunkt der Ausbildung von Autohthonen in diesen Shulen�, ohneDatum, fordert die Gründung neuer Krankenp�ege- und Feldshershulen in den westlihen undnördlihen Landesteilen. 226.1950, 4. FebruarRunderlaÿ des Ministeriums für Ö�entlihe Verwaltung an die Wojewoden betr. dieUmsiedlung der restlihen Deutshen aus Polen in die DDRAAN MAP 758, Bl. 132-133Im Sinne der zwishen der Regierung der Republik Polen und der ProvisorishenRegierung der Deutshen Demokratishen Republik geshlossenen Vereinbarung1beginnt Mitte Februar die Fortsetzung der Repatriierung der noh in Polen ver-bliebenen Deutshen, wobei in erster Linie die Zusammenführung von durh denKrieg und seine Folgen getrennten Familien berüksihtigt wird. Die Repatriierungwird in zwei Etappen erfolgen:a) in der ersten Etappe werden Transporte mit Deutshen auf den Weg gebraht,die die Zusammenführung mit ihren Familien in Deutshland beantragt haben,b) in der zweiten Etappe werden alle anderen Transporte mit unter Punkt a)niht erfaÿten Deutshen auf den Weg gebraht.In der staatlihen Industrie beshäftigte Spezialisten, die eine grüne Reklamations-karte besitzen, können mit Zustimmung der Betriebsleitungen, die von ihren zustän-digen Behörden diesbezüglihe Instruktionen erhalten, repatriiert werden.Der Repatriierung unterliegen Personen, die die deutshe Staatsbürgershaft besit-zen, und Personen deutsher Nationalität, falls ihnen die polnishe Staatsbürger-shaft entzogen wurde.1 Es handelt sih um die Vereinbarung vom 2.1.1950. Die Transporte begannen tatsählih imFebruar. Ausführliher MAP 768, Korrespondenz von Januar bis April 1950; Banasiak: Przesied-lenie, S. 209-216.
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Die Aushändigung des Besheides über die Aberkennung der polnishen Staatsbür-gershaft hat niht am Ausreisetag zu erfolgen, sondern zu einem Termin, der einenEinspruh ermögliht.Die Bürger Wojewoden (Stadtpräsidenten) weisen Betriebe, die Deutshe beshäf-tigen, auf die Notwendigkeit einer termingerehten Beendigung des Arbeitsverhält-nisses und der Regelung von Auÿenständen an Geld und anderen Leistungen hin.Die deutshen Repatrianten nehmen das ihnen zustehende Reht in Anspruh, Ge-genstände des persönlihen Bedarfs und für die Einrihtung am Ort der Ansiedlungnötige Dinge im Rahmen der Transportmöglihkeiten mitzunehmen unter dem Vor-behalt, daÿ die polnishen Vorshriften betre�end die Devisenbeshränkung, denShutz von Kunstgegenständen usw. beahtet werden. Als für die Einrihtung un-entbehrlihe Dinge sind Kleidung, Bettzeug, Kühengeshirr und ein Grundbestandan Möbeln wie Betten, Tish, 2-4 Stühle und eventuell ein möglihst auseinander-zunehmender und leiht zu transportierender Shrank anzusehen.Die Repatrianten sind verp�ihtet mitzunehmen: persönlihe Dokumente, Dokumen-te über ihre beru�ihen Quali�kationen, Renten, Dokumente mit Erinnerungswertusw.Zur Vorbereitung auf die Reise sind die Verwaltungsbehörden der ersten Instanzverp�ihtet, die deutshen Repatrianten drei bis vier Tage vorher über ihre Rehteund über den Termin ihrer Abreise von ihrem Wohnort zu unterrihten.Den Transport vom Wohnort zur Bahnstation innerhalb des Kreises stellen dieBehörden der allgemeinen Verwaltung durh Gestellung einer entsprehenden An-zahl von Wagen als Sharwerk siher; den Weitertransport aus dem Kreis zumWojewodshafts-Sammelpunkt des P.U.R. und zum Speziellen Aufnahmepunkt inGªubzye/Leobshütz, Wroªaw/Breslau (Psie Pole/Hundsfeld) und in Grabówekstellt das P.U.R. siher.Das Staatlihe Repatriierungsamt wird mit Unterstützung der örtlihen gesellshaft-lihen Organisationen und des P.C.K. die notwendigsten Kleidungsstüke und dasShuhwerk für diejenigen bereitstellen, die dessen am dringendsten bedürfen.Die sanitäre Fürsorge und die Versorgung mit Lebensmitteln garantiert das P.U.R.im Sinne der bisher geltenden Vorshriften.Das Verhalten gegenüber den Repatrianten muÿ so korrekt und humanitär wie irgendmöglih sein und den Gebrauh der ihnen zustehenden Rehte ermöglihen.Jeglihe Willkür seitens der die Repatriierung durhführenden Organe ist auf derStelle und streng zu bestrafen.Für die Durhführung der Repatriierungsaktion mahe ih die Bürger Wojewoden(Stadtpräsidenten) verantwortlih.
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227.1950, 20. Juli(R.) Gesetz über die Aufhebung von Sanktionen und Beshränkungen bezüglih vonBürgern, die ihre Zugehörigkeit zur deutshen Nationalität erklärt habenDokumentation I/3, Nr. 127; Gesetzbl. R.P. Nr. 29, Pos. 2701
228.1950, ohne Datum [Juli?℄Beshluÿ des Politbüros des ZK der PZPR betre�end die Regulierung der Arbeits-und Lebensbedingungen deutsher Arbeiter in PolenAAN KC PZPR 237/V-312, Bl. 67-69In Anbetraht dessen, daÿ� sih die in der staatlihen Wirtshaft beshäftigten deutshen Arbeiter in ihrerMehrheit durh ein positives Verhältnis zur Produktion auszeihnen,� die Gründung der Deutshen Demokratishen Republik und deren freund-shaftlihe Beziehungen zu Volkspolen zur Stärkung der positiven Einstellungder deutshen Arbeiter in Polen beigetragen hat, und� dadurh die Bedingungen für eine Reglung der materiellen und kulturellenLebensbedingungen der in der vergesellshafteten Wirtshaft Volkspolens be-shäftigten deutshen Arbeiter herangereift sind,b e s  h l i e ÿ t das Politbüro:Im Bereih der Arbeit und der Lebensbedingungen1. Alle noh vorhandenen Untershiede bei der Bezahlung deutsher Arbei-ter und der Bezahlung polnisher Arbeiter, die in demselben Produkti-onszweig beshäftigt sind, dort wo sie noh existieren, zu beseitigen.2. Es ist darauf zu ahten, daÿ deutshe Arbeiter, die am Arbeitswettbewerbteilnehmen, dieselben zusätzlihen Entlohnungen und Prämien erhalten,die den polnishen Arbeitern gezahlt werden.1 Durhführungsbestimmungen: Verordnung des Ministerrats vom 26.7.1950 (Gesetzbl. der R.P.Nr. 32, Pos. 294), Anordnungen des Präsidiums des Ministerrats vom 24.8.1950 und vom 18.9.1950,Runderlaÿ 01 des MBP vom 24.8.1950. Vgl. auh das folgende Dokument.
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3. In Arbeitsbrigaden, die hauptsählih oder in der Mehrzahl aus deutshenArbeitern bestehen, ist es politish überprüften und beru�ih ausgebil-deten deutshen Arbeitern zu ermöglihen, je nah ihrer Quali�kationgehobene Stellungen (eines Meisters, Steigers u.ä.) einzunehmen.4. Das Zentrale Amt für beru�ihe Bildung und die Gewerkshaften werdenMaÿnahmen tre�en mit dem Ziel, begabten deutshen Arbeitern, insbe-sondere unter der Jugend, eine beru�ihe Ausbildung und Weiterbildungzu ermöglihen.5. Das Ministerium für Arbeit und Soziale Fürsorge wird sih der Beshäfti-gung von Frauen und Mädhen, die ohne Ernährer und Beshützer sind,annehmen.6. Die Gewerkshaften werden die Wohnbedingungen der deutshen Arbei-ter (in erster Linie derjenigen, die sih bei der Produktionsarbeit aus-zeihnen), vor allem der im Bergbau beshäftigten, unter dem Aspekt derBefriedigung ihrer Bedürfnisse prüfen.Im Bereih der sozialen Fürsorge1. Den deutshen Arbeitern sind die aus der Sozialversiherung erwahsen-den Rehte (Familienzulagen, ärztlihe Betreuung, Invalidenrenten u.ä.)zuzuerkennen.2. Deutshen Arbeitern, die in der vergesellshafteten Wirtshaft beshäf-tigt sind, ist zu ermöglihen, daÿ sie Berehtigungen aus dem Sozialfonds(Kinderkrippen, Fürsorge für Mutter und Kind, Kindergärten, Ferienla-ger und Ferienfreizeiten) wahrnehmen.3. Deutshe Arbeiter sind den polnishen in den allgemeinen Rehten aufUrlaub und Erholungsaufenthalte gleihzustellen.4. Das Ministerium für Arbeit und Soziale Fürsorge wird überdies die Be-treuung auf solhe alten Deutshen ausweiten, die arbeitsunfähig sind undweder Familien noh Einkommen besitzen.Bezüglih der BergmannskarteArt und Umfang der Anwendung der mit der Bergmannskarte verbun-denen Privilegien auf die im Bergbau beshäftigten deutshen Arbeiterbestimmt eine Verordnung des Ministeriums für Bergbau.Im Bereih der Gewerkshaftsorganisation1. Politish veri�zierten deutshen Arbeitern ist der Eintritt in die Bran-hengewerkshaften zu ermöglihen.2. Grundsätze für die Aufnahme deutsher Arbeiter in die Gewerkshaften,die organisatorishe Form und die Art und Weise der Nutzung kulturel-ler und sportliher Einrihtungen der Gewerkshaften durh sie legt derZentralrat der Gewerkshaften fest.
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3. Die politishe Veri�zierung obliegt speziell dafür gebildeten Kommissio-nen aus Vertretern der gesellshaftspolitishen Abteilung des Wojewod-shatsamtes und der Abteilung V des Siherheitsamtes der Wojewodshaftunter Leitung der Vertreter des Wojewodenshaftskomitees der PZPR.Im Bereih der Bildungs- und Kulturarbeit1. Das Ministerium für Bildung wird an allen Orten mit einer gröÿeren Kon-zentration deutsher Arbeiter in Dolny �l¡sk/Niedershlesien und in derWojewodshaft Szzein/Stettin Shulen mit deutsher Unterrihtsspra-he einrihten. Dabei ist besonders auf teilweise verwahrloste Jugendlihezu ahten, die in der ersten Nahkriegszeit überhaupt niht zur Shulegegangen sind.2. Kindern deutsher Arbeiter, die polnishe Shulen besuhen, ist der Über-gang auf Shulen mit deutsher Unterrihtssprahe zu ermöglihen, wenndie Eltern dies wünshen.3. Für deutshe Kinder in Orten mit einer gröÿeren Konzentration deut-sher Arbeiter, vor allem in Waªbrzyh/Waldenburg, sind Kindergärtenzu erö�nen. Der Besuh von Kindergärten für polnishe Kinder ist denKindern deutsher Arbeiter zu gestatten.4. Das Ministerium für Bildung wird deutshe Kinder in die Shulspeisungs-aktion einbeziehen.5. Es wird Kurse für Lehrer und Erzieher an deutshen Shulen aus demKreis der politish veri�zierten Deutshen organisieren und sih dabei vorallem auf ehemalige Mitglieder der KPD und antifashistishe Elementestützen.6. Es wird den Shulen mit deutsher Unterrihtssprahe die Benutzung vonin der Deutshen Demokratishen Republik herausgegebenen Shulbü-hern ermöglihen.7. Es wird eigene Shulinspektoren für die Shulen mit deutsher Unter-rihtssprahe und für die deutshen Kindergärten berufen.8. Die Wojewodshaftskomitees der Partei werden gemeinsam mit den Be-zirksräten der Gewerkshaften in Orten mit einer gröÿeren Konzentrationdeutsher Arbeiter Zentren für die Verbreitung der deutshen Parteipresseder SED und der Gewerkshaftspresse (Freie Gewerkshaften) und der inder Deutshen Demokratishen Republik ersheinenden demokratishendeutshen Literatur einrihten.Bezüglih der Deutshen, die nah Deutshland auszureisen wünshenDeutshen, die nah Deutshland auszureisen wünshen, in erster LinieAngehörigen von getrennten Familien und von Familien ohne Ernährer,ist die Ausreise zu gestatten und jede erforderlihe Hilfe zu gewähren.
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Beshluÿ des Politbüros des ZK der PZPR �Über die Aufgaben der Arbeit unter derautohthonen Bevölkerung und den Kampf gegen Abweihungen von der Parteiliniein diesem Bereih�
AAN KC PZPR 237/V-312, Bl. 85-91Über eine Million Einwohner der Wiedergewonnenen Gebiete gehören zur autohtho-nen Bevölkerung. Das Verhältnis zu dieser Bevölkerung und zur Arbeit unter ihr istdurh eine Reihe von Irrtümern und Fehlern belastet und erfordert eine Korrektur.Die überwiegende Mehrheit der Autohthonen lebt von der Landwirtshaft, in�l¡sk/Shlesien gibt es jedoh eine beträhtlihe Anzahl von autohthonen Arbei-tern, darunter viele hoh quali�zierte. Die von der autohthonen Bevölkerung be-wohnten Gebiete haben zum überwiegenden Teil durh die Kampfhandlungen starkgelitten, zudem haben viele Familien ihre Ernährer verloren, die in der deutshenArmee gedient haben und gefallen sind oder sih auf deutshem Gebiet be�nden undvon ihren Familien getrennt sind.Dank der Arbeit unserer Partei shreitet der Prozeÿ der Stärkung des nationalenBewuÿtseins der Autohthonen und ihrer Vereinigung mit Volkspolen stetig fort,wird aber noh immer durh eine Reihe von Faktoren gehemmt. Diese Faktoren sindbisher durh die Partei niht mit der notwendigen Hartnäkigkeit und Konsequenzüberwunden worden.Die autohthone polnishe Bevölkerung im Gebiet von Opole/Oppeln, in Mazu-ry/Masuren und im Warmia/Ermland lebte jahrhundertelang unter einem starkennationalen und klassenmäÿigen Druk seitens der preuÿishen Junker und der deut-shen Bourgeoisie, was eine emp�ndlihe wirtshaftlihe und kulturelle Benahteili-gung dieser Bevölkerung zur Folge hatte.Die Befreiung der polnishen Gebiete von der hitleristishen Besatzung shuf auhdie Voraussetzungen für eine volle nationale und gesellshaftlihe Entwiklung dereinheimishen Bevölkerung im Gebiet von Opole/Oppeln, in Warmia/Ermland undMazury/Masuren. Infolge der jahrhundertelangen Germanisierung und einer beson-deren Bündelung der Umstände nah der Befreiung im Zusammenhang mit der mas-senhaften Umsiedlungsaktion von Polen vorwiegend aus östlih des Bug gelegenenGebieten, kam es jedoh zu Störungen, die den Prozeÿ des Wahstums eines natio-nalen und gesellshaftlihen Bewuÿtseins unter den Autohthonen hemmten.Auf der einen Seite gab es infolge unzureihend bekämpfter übershäumender natio-nalistisher Stimmungen bei einem Teil der Umsiedler und krasser Deformationen derParteilinie durh vershiedene Teile des Staatsapparats zahlreihe Fälle unfreund-lihen, ja sogar o�en feindseligen und Unreht zufügenden Verhaltens gegenüber
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der autohthonen Bevölkerung, strafwürdige Fälle von Diskriminierung, die Antago-nismen der vershiedensten Art zwishen der autohthonen Bevölkerung und denUmsiedlern hervorriefen.Auf der anderen Seite wurde die autohthone Bevölkerung infolge ihres shwahentwikelten politishen Bewuÿtseins, der noh niht getilgten Ein�üsse der Germa-nisierung und ihrer Abkapselung zum Objekt der Penetration der � vor allem überWestdeutshland wirkenden � imperialistishen Agenturen, die die Beshwernisse derNahkriegszeit und die Taten nationalistisher Elemente ausnutzten, um Verwirrungzu stiften und den Aufbau Volkspolens vor allem in den Wiedergewonnenen Gebietenzu ershweren.Anstatt den Prozeÿ des Zusammenwahsens der autohthonen Bevölkerung mit dempolnishen Volk auf der Basis der Klassendi�erenzierung, der Isolierung des Klas-senfeindes und besonderer Fürsorge für die am meisten benahteiligten und aus-gebeuteten Elemente unter den Autohthonen zu fördern, behandelten die Verwal-tungsbehörden und mitunter auh die Parteiorganisationen die Autohthonen alseine kompakte Masse und suhten eher Unterstützung bei den alten Kadern der oftdemoralisierten örtlihen Anführer vom Typ der Endeja und der Sanaja, ohne sihzu bemühen, im Kampf um die Verwurzelung der Ideologie Volkspolens neue Kadergesellshaftliher Aktivisten unter den Autohthonen heranzubilden.Die Autohthonen waren in den Nationalräten niht angemessen repräsentiert, manershwerte ihnen den Zugang zu staatlihen Ämtern und zum Wirtshaftsapparat.Etwas zahlreiher sind die Autohthonen im Parteiapparat vertreten, jedoh gelanges den Parteiorganisationen niht, Widerstand oder Diskriminierung in anderen Be-reihen wie M.O., P.K.P. u.ä. zu brehen.Die autohthone Jugend hatte in der Praxis ershwerten Zugang zu Studium undberu�ihem Fortkommen.Die durh die Kampfhandlungen verwüsteten und von einer verarmten klein- undmittelbäuerlihen Bevölkerung bewohnten Gebiete wurden durh die Verwaltungmehr als häu�g vernahlässigt und erhielten niht die Hilfe, die sie brauhten.Der Feind nutzte Fehler und Verzerrungen, bürokratishe Auswühse und unsensiblesVerhalten gegenüber den Autohthonen, um Miÿtrauen und Feindseligkeit gegenüberVolkspolen zu säen.Die Liquidierung jegliher Diskriminierung in bezug auf die arbeitende autohthoneBevölkerung wurde zu einer Angelegenheit von grundsätzliher Bedeutung.Es ist notwendig, die arbeitende autohthone Bevölkerung mit besonderer Fürsorgezu behandeln und einen systematishen Kampf um die Beseitigung der Folgen ih-rer jahrhundertelangen Benahteiligung und ihres Rükstands in ihrer politishen,wirtshaftlihen und kulturellen Entwiklung zu führen.Im Zusammenhang damit beshlieÿt das Politbüro:
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I. 1. Alle Parteiinstanzen zu verp�ihten, in ihrer täglihen Arbeit unnahsih-tig alle Ersheinungen einer feindseligen oder ablehnenden Einstellung ge-genüber Shlesiern, Kashuben, Masuren und Ermländern zu bekämpfen.2. Die Wojewodshaftskomitees zu verp�ihten, bei der Aufstellung vonKandidaten für die Nationalräte eine entsprehende Anzahl von Shle-siern, Masuren, Ermländern und Kashuben in den Nationalräten undderen Präsidien siherzustellen und die Anzahl der Autohthonen im Ap-parat der Volksräte zu erhöhen.3. Das Verkehrsministerium hat spezielle Quali�kationskommissionen für dierihtige Einstufung der bei den P.K.P. beshäftigten Autohthonen unddie Zuweisung einer ihrer Quali�kation entsprehenden Arbeit zu bilden.Ferner sind die durh eine falshe Einstellung gegenüber den Autohtho-nen bedingten Benahteiligungen bei der Beförderung unverzüglih zukorrigieren und die so Geshädigten auf Positionen zu versetzen, die ihrerQuali�kation und der von ihnen erworbenen Befähigung entsprehen.4. Die Namen autohthoner Stoÿarbeiter, Rationalisatoren und Er�nder imEisenbahnwesen und in der Industrie sind bekannt zu mahen und denAutohthonen normale Bedingungen bei der Beförderung auf leitende Po-sitionen zu sihern.5. Die Ministerien für Nationale Verteidigung und für Ö�entlihe Siherheithaben die Auswahl für die O�ziersshulen sowie für die O�ziersshulender M.O. und der Ö�entlihen Siherheit in der Arbeiterjugend unterShlesiern, Masuren und Kashuben normal durhzuführen.6. Das Ministerium für Soziale Fürsorge wird im beshleunigten VerfahrenAnträge von Autohthonen auf Leistungen aus vor dem Krieg erworbenenRehten (Pensionen, Renten) erledigen und Entsheidungen der Veri�zie-rungskommission, durh die Rentenansprühe wegen der Zugehörigkeitzur Volksliste oder des Dienstes in der deutshen Armee aberkannt wur-den, einer Revision unterziehen.7. Im Hinblik auf die shwierige Lage infolge der Trennung zahlreiher au-tohthoner Familien ist mit der Deutshen Demokratishen Republik dieMöglihkeit der Zusammenführung dieser Familien mit dem Ziel zu erör-tern, daÿ den in Deutshland be�ndlihen Ernährern dieser Familien aufindividuellem Wege die Rükkehr nah Polen ermögliht wird. Umgekehrtist jenen Familien, deren Ernährer in begründeten Fällen in Deutshlandzu bleiben beabsihtigen, die Ausreise aus Polen zu erleihtern.II. 1. In den von autohthoner Bevölkerung bewohnten Gebieten, in denen dieKriegszerstörungen besonders groÿ waren, ist die wirtshaftlihe Hilfe fürdie arbeitenden autohthonen Bauern bei der Verbesserung ihres Betrie-bes zu erhöhen. Im Verlauf der Realisierung des Sehsjahresplans ist dieZuweisung entsprehender Kredite für den Wohnungs- und Sozialbau in
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den durh den Krieg zerstörten Gebieten vorzusehen. Es ist zu veranlas-sen, daÿ die Staatlihe Kommission für Wirtshaftsplanung dem Präsidi-um der Regierung innerhalb eines Monats Anträge in dieser Angelegenheitvorlegt.2. Die Fürsorge für Witwen, Waisen und Familien ohne Ernährer, besondersfür kinderreihe, ist zu verstärken.3. Die ärztlihe Fürsorge für arme Familien ohne Ernährer ist siherzustel-len. Das Ministerium für Gesundheit hat entsprehend ausgebildete Ka-der in die von autohthoner Bevölkerung bewohntenGebiete zu entsenden.Die Kinder sind mit besonderer Fürsorge zu behandeln, zu diesem Zweksind Fürsorgezentren für Mutter und Kind zu errihten. Sanitätspersonal,führende Kräfte auf dem Gebiet der Gesundheit und dergl. aus dem Kreisder autohthonen Bevölkerung sind intensiv zu shulen. Konkrete Anträgewird das Ministerium für Gesundheit binnen eines Monats vorlegen.III. 1. Es ist ein Netz von Polnishkursen aufzubauen, um die gesamte auto-hthone Jugend zu erfassen. Im Programm der Kurse sind die Frage derhistorishen Zugehörigkeit der Autohthonen zum polnishen Volk unddie Aufklärung der Jugend über ihre Entwiklungsmöglihkeiten in Volks-polen zu berüksihtigen.2. Die Shulungsaktion der Erwahsenen ist durh die Einrihtung von zu-sätzlihen Polnishkursen auszuweiten. Die Kurse sind auf untershiedli-hem Niveau breit auszubauen, und eine ständige politishe Informationist in ihr Programm einzubeziehen.3. Über den Besuh von Grundshulen durh Kinder der autohthonen Be-völkerung ist zu informieren; für arme Kinder ist Hilfe durh die Versor-gung mit Bühern, besonders für Shüler und wenn möglih mit Shuh-werk zu organisieren.4. In denWojewodshaften mit autohthoner Bevölkerung ist in den Budgetsder Kreise eine entsprehende Anzahl von Stipendien für arme Jugendli-he örtliher Herkunft vorzusehen, die Mittelshulen besuhen, besondersfür solhe Shüler, die zu Lehrern ausgebildet werden.5. Die Wojewodshaftskomitees sind zu beauftragen, noh in diesem Jahrunter der autohthonen Jugend für Fahshulen in den zentralen Woje-wodshaften sowie für Vorbereitungskurse für Höhere Shulen zu werben.6. Das Rundfunknetz in den von autohthoner Bevölkerung bewohnten Ge-bieten ist zu erweitern, und in den Programmen sind Fragen aus demLeben und dem Interessenspektrum der autohthonen Bevölkerung zuberüksihtigen. Es sind regionale Kunst-, Tanz- und Gesangsensemblesins Leben zu rufen, die durh ihre Auftritte vor der zugewanderten Bevöl-kerung zur Annäherung zwishen der polnishen autohthonen Bevölke-rung und der zugewanderten Bevölkerung beitragen sollen. Die gesamte
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Kultur- und Bildungsarbeit muÿ auf die Vertiefung des nationalen undgesellshaftlihen Bewuÿtseins der örtlihen Bevölkerung und auf ihr völ-liges Aufgehen in Volkspolen gerihtet sein.IV. 1. Besondere Aufmerksamkeit ist auf die Organisation der autohthonen Ju-gend im ZMP zu rihten, (so daÿ sie in der Organisation der übrigenJugend dieser Gebiete gleihkommt). Die Beteiligung der autohthonenJugend in den Leitungsgremien und im hauptamtlihen Apparat des ZMPsowie an Kursen und in den Organisationsshulen des ZMP ist siherzu-stellen.2. Die SP [Dienst für Polen℄ hat ihre Tätigkeit in den von Autohthonen be-wohnten Gebieten zu verstärken und auszuweiten. In die örtlihen Kaderder SP sind autohthone ZMP-Mitglieder einzubeziehen, alle in diesenBereihen beshäftigten Mitarbeiter der SP sind mit dem Ziel zu shulen,sie mit den Besonderheiten dieses Gebiets vertraut zu mahen.3. Unter der autohthonen Jugend ist der Sport zu popularisieren, indemman sie in den L.Z.S. einbezieht und die Unterstützung des LZS in Formvon Sportgeräten siherstellt. Aus dem Kreis der autohthonen Jugendsind Sportinstruktoren heranzubilden.4. Die autohthone Jugend ist in gemeinsame Ferienlager in den zentralenWojewodshaften zu shiken, und ebenso sind gemeinsame Ferienlagerfür die Jugend aus den zentralen Wojewodshaften in der WojewodshaftOlsztyn/Allenstein, an der Küste und im Gebiet von Opole/Oppeln zuorganisieren. Für die autohthone Jugend sind landeskundlihe Massen-aus�üge in die zentralen Wojewodshaften zu veranstalten und Tre�enmit der Arbeiterjugend in breitem Umfang zu nutzen.V. 1. Die Wahsamkeit gegenüber feindlihen Agenturen und Ersheinungen ih-rer Aktivität im autohthonen Milieu ist zu verstärken. Dabei hat mansih auf antifashistishe Elemente in den Reihen der Massenorganisa-tionen zu stützen, um ein Propagandanetz aufzubauen und den Kampfmit der feindlihen Agitation zu verstärken. Die Reihen der ORMO sinddurh autohthone Jugendlihe zu verstärken. Fälle von Diskriminierungim Verhalten gegenüber der autohthonen Bevölkerung sind streng undals warnende Beispiele zu bestrafen. Innerhalb der Organe der M.O. unddes M.B.P. ist in diesen Gebieten ein kurzer Kurs über die autohthonenProbleme zu organisieren, um Widerstand und Abneigung gegenüber denAutohthonen zu überwinden und eine Annäherung zwishen den Orga-nen der Volksmaht und der autohthonen Bevölkerung herbeizuführen.2. Es ist notwendig, daÿ die Parteiorganisationen der autohthonen Bevöl-kerung Hilfe leisten und so deren Verbindung mit der Volksmaht festi-gen. Die entsprehenden Wojewodshaftskomitees haben die Anzahl auto-hthoner Genossen auf politishen Positionen wesentlih zu erhöhen und
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die Förderung autohthoner Kader zur Angelegenheit der ganzen Partei-organisation zu mahen. Die Parteiorganisation ist durh die Erweiterungdes Netzes der Parteiorganisationen vor allem auf dem Lande unter be-sonderer Berüksihtigung der autohthonen Bevölkerung auszubauen.Die innerparteilihe Shulung, die im autohthonen Milieu besondere Aufmerksam-keit bei der Auswahl der Vortragenden erfordert, ist auf breiter Front zu entwikeln.In der Shulungsarbeit ist der Überwindung der ideologishen Hinterlassenshaft so-wohl des deutshen als auh des polnishen Nationalismus groÿe Aufmerksamkeit zuwidmen. Die Formen der individuellen wie der massenhaften Agitation der Parteisind den Besonderheiten des Gebiets anzupassen, und in den Kursen für Agitatorenist der Anteil der Autohthonen zu erhöhen.Die zur Realisierung der politishen Linie der Partei im autohthonen Milieu aufge-rufenen Parteiorganisationen sollen ein Beispiel der Wahsamkeit in diesem Bereihund ein Beispiel harmonishen Zusammenlebens der arbeitenden Bevölkerung in denWiedergewonnenen Gebieten geben.Dieser Beshluÿ ist in allen Parteiinstanzen auf der Grundlage dieses Beshlusseszu besprehen. Das Wojewodshaftskomitee bereitet ein Referat zur Übermittlungan die Grundorganisationen der Partei in jenen Wojewodshaften vor, in denen dasProblem der autohthonen Bevölkerung existiert.Die zentrale Presse und die der Wojewodshaften wird auf der Grundlage diesesBeshlusses das Problem der Autohthonen in seiner Gesamtheit beleuhten.Unter den Autohthonen ist auf der Grundlage dieses Beshlusses eine Aufklärungs-kampagne zu führen.In den von Autohthonen bewohnten Gebieten sind diese Probleme auf den Sitzun-gen der Nationalräte der Kreise und der Gemeinden, in der PRZZ und den Abteilun-gen der Gewerkshaften, in den Jugend- und Frauenorganisationen, im ZSCh undim ZSL zu besprehen.

230.1950, 18. SeptemberDas Präsidium des Ministerrats an die Präsidien der Wojewodshaftsnationalrätebetr. die Einstellung des Entzugs der Staatsbürgershaft und der Aussiedlung fürehemalige Volksdeutshe AAN URM 18/32, Bl. 34-35Im Zusammenhang mit der Verordnung des Präsidiums des Ministerrats vom24.8.1950 betre�end die Unterbrehung der Aktion des Entzugs der Staatsbürger-shaft und der Aussiedlung der Volksdeutshen gilt folgendes:
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1. Ihnen ist der Aufenthalt in Polen zu gewähren, und sie sind wohlwollend zubehandeln, d.h. im Sinne des Gesetzes vom 20.7.1950 über die Aufhebung vonSanktionen und Beshränkungen gegenüber Bürgern, die ihre Zugehörigkeitzum deutshen Volkstum erklärt (Gesetzbl. der R.P., Nr. 29, Pos. 270) unddurh ihr Verhalten und ihre Arbeit zum Aufbau Volkspolens beigetragen ha-ben, sind keinerlei wirtshaftlihe oder politishe Sanktionen anzuwenden.Dies gilt für Personen, die auf Listen für die Ausreise nah Deutshland erfaÿtsind, die ihren Wunsh zum Ausdruk bringen, in Polen zu bleiben, und nihtunter Punkt 3 Buhst. a) und b) dieser Verordnung fallen.2. Zu diesem Zwek sind alle Akten von Volksdeutshen, die in Ausreiselistenerfaÿt sind, durhzusehen, und diejenigen Volksdeutshen, auf die Punkt 3Buhstabe a) und b) niht zutri�t, sind direkt zu fragen, ob sie mit vollenstaatsbürgerlihen Rehten ausgestattet in Polen zu bleiben wünshen.3. Auf Ausreiselisten erfaÿten Volksdeutshen ist die Staatsbürgershaft zu ent-ziehen, und sie sind auszusiedeln, wenn:a) sie der N.S.D.A.P., der Polizei oder hitleristishen Organisationen der Vor-kriegszeit angehört, leitende Positionen in vershiedenen hitleristishenOrganisationen bekleidet oder sih während der Besatzung Polen gegen-über feindlih verhalten haben; dies gilt auh für hitleristishe politisheund Kriegsverbreher, die eine vom Geriht verhängte Strafe verbüÿt ha-ben.In der Wojewodshaft Katowie/Kattowitz kann die Zugehörigkeit zurN.S.D.A.P. niht immer über den Entzug der Staatsbürgershaft entshei-den.b) klassenmäÿige Fremdheit festgestellt wurde, d.h. Fabrikbesitzer, Land-wirte mit einem Grundbesitz von mehr als 20 ha, reihe Kau�eute u.ä.) sie entshieden ihren Willen zur Ausreise nah Deutshland bekunden.4. Im Hinblik darauf, daÿ am 31.12.1950 der letztmöglihe Termin für den Ent-zug der Staatsbürgershaft von Volksdeutshen abläuft (Gesetzbl. der R.P.1949, Nr. 65, Pos. 533), ist allen jenen Volksdeutshen, von denen in Punkt 3Buhstabe a) und b) die Rede ist, die Staatsbürgershaft zu entziehen.Andere, niht auf Listen erfaÿte Volksdeutshe, deren Ernährer sih in Deutsh-land aufhalten, sind bei der Familienzusammenführung in Deutshland zu un-terstützen, nahdem festgestellt wurde, daÿ die Familie tatsählih getrenntist (Verwandte ersten Grades) und daÿ sie niht imstande ist, ihre Kinder zuunterhalten. (In Ausnahmefällen kann eine entferntere Verwandtshaft berük-sihtigt werden.)5. Volksdeutshen, denen die Staatsbürgershaft entzogen wurde und die aus-gesiedelt werden, ist der Besheid über den Entzug der Staatsbürgershaftunverzüglih auszuhändigen, um ihnen eine Berufung zu ermöglihen [. . . ℄1
1 Tehnishe Hinweise wurden weggelassen. Drei Exemplare des Shreibens erhielt das MBP.
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231.1950, 19. OktoberDas MSZ an das Büro für Gesellshaft und Verwaltung des Präsidiums desMinisterrates betr. die Repatriierung deutsher Kinder nah DeutshlandAAN URM 18/33, Bl. 59-61Das Auÿenministerium hat vom Staatlihen Repatriierungsamt in �ód¹/Lodsh ei-ne 155 Personen umfassende Liste von gegenwärtig in Polen wohnhaften deutshenKindern erhalten, deren Rükkehr von ihren Eltern bzw. Vormündern, die deutsheStaatsbürger sind und sih gegenwärtig in Deutshland aufhalten, gefordert wird.Da die Situation dieser Kinder und ihr künftiges Shiksal bisher niht hinreihendgeprüft und geklärt ist, steht das Ministerium auf dem Standpunkt, daÿ die ge-nannten strittigen Angelegenheiten zum jetzigen Zeitpunkt erwogen und so weit wiemöglih geregelt werden müssen.Das Auÿenministerium beruft sih beispielsweise auf das Shreiben des MAP � Politi-shes Departement Nr. II. PN. 2150 vom 5.1.50 an das Generalkonsulat der RepublikPolen in Frankfurt betr. die Rükgabe der Kinder BOEHM Klaus (geb. 7.10.1935)und BOEHM Jürgen (geb. 6.2.1941).Die Rükgabe der oben genannten Kinder fordert ihr Vater Hans Georg BOEHM,wohnhaft gegenwärtig in Dortmund (Westdeutshland), der für sie eine Einreisege-nehmigung der deutshen und der Besatzungsbehörden erhalten hat. In dem obenzitierten Brief nimmt das ehemalige Ministerium für Ö�entlihe Verwaltung1 einenegative Haltung zur Rükführung der Kinder ein und stellt fest:�In Übereinstimmung mit � 25 der Instruktion des MAP vom 12.9.47, AmtsblattNr. 12, wurde beshlossen, die Kinder BOEHM Klaus und Jürgen in Polen zu belas-sen. Die im Jahre 1945 verstorbene Mutter dieser Kinder war Polin und wünshteausdrüklih, daÿ diese Kinder niht ihrem Mann übergeben werden sollten, mit demsie niht zusammenlebte und der sih niemals um das Shiksal der Familie geküm-mert hat. Die Kinder sind mit der polnishen Gesellshaft vollständig verbunden, siesprehen niht deutsh, die Personen der Betreuer weken keinerlei Vorbehalte. DieKinder wurden zweimal vor die Kommission gerufen, und jedesmal wehrten sie sihgegen die Ausreise, weil sie sih als Polen fühlen und ihre Verbundenheit mit demLand beweisen, das sie niht verlassen wollen.�Das Auÿenministerium muÿ jedoh feststellen, daÿ die obige Argumentation nihtausreiht und sowohl den juristishen als auh den politishen Aspekt der Angele-genheit auÿer aht läÿt.Vom juristishen Gesihtspunkt her ist nämlih unstrittig, daÿ allein die Eltern (indiesem Fall der Vater) über das Shiksal minderjähriger Kinder entsheiden können,sofern ihnen niht durh die zuständige Vormundshaftsbehörde (in diesem Fall eindeutshes Geriht) das Sorgereht entzogen wurde.1 Das MAP wurde im Frühjahr 1950 aufgelöst.
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Vom politishen Standpunkt aus wäre es unzulässig, sih auf die im Shreiben desMAP vom 5.1.50 angeführte Argumentation zu stützen. Eine derartige Argumenta-tion, die durh deutshe Behörden und Vertreter der Besatzungsbehörden in West-deutshland benutzt wurde, um die Repatriierung polnisher Kinder zu verhindern,war Gegenstand unserer Proteste. Deutshe Stellen, die Besatzungsbehörden undOrgane der IRO [International Refugee Organisation℄ verwiesen wiederholt heuhle-rish darauf, Kinder könnten niht an Polen zurükgegeben werden, da sie sih derRükkehr nah Polen widersetzten und die Bedingungen, die ihnen die Adoptivelternböten, viel besser seien als diejenigen, die sie bei ihren Eltern in Polen hätten.Wie aus Vorstehendem hervorgeht, ist der im Shreiben des MAP vom 5.1.50 zumAusdruk kommende Standpunkt weder unter juristishem noh unter politishemAspekt aufrehtzuerhalten. Dieser Standpunkt fand seine Stütze in Art. 25 der In-struktion des MAP vom 12.9.47, Amtsbl. Nr. 12, der feststellt:�Kinder mit Urteilsvermögen, die ihren Willen bekunden, die polnishe Staatsbür-gershaft zu behalten, und durh ihr gesamtes Verhalten ihre Loyalität gegenüberdem polnishen Volk und Staat beweisen, unterliegen niht der Aussiedlung.�Es ist zu betonen, daÿ die Instruktion des MAP aus dem Jahr 1947 in einem Mo-ment der Intensivierung der Aussiedlung der Deutshen aus Polen erlassen wurde,was in den Jahren 1945-1948 eine durh die brennendsten Bedürfnisse des Staatesbedingte Notwendigkeit war. Diese Instruktion wurde zur Regelung der Aussied-lung der Deutshen erlassen, worin auh ihr Sinn lag, sie befaÿte sih jedoh nihtmit dem Problem deutsher Forderungen auf Repatriierung von Kindern, die ausirgendwelhen Gründen in Polen geblieben waren.Diese Instruktion trug internen Charakter und zog keine Umstände in Betraht �und konnte dies auh niht �, die mit der Stabilisierung der auswärtigen Beziehungenund besonders mit der Entstehung der Deutshen Demokratishen Republik verbun-den sind. Den formalen Beweis dafür, daÿ die Instruktion internen Charakter trug,liefert die Tatsahe, daÿ sie durh das Ministerium für Ö�entlihe Verwaltung imEinvernehmen mit den Ministern für Bildung, Justiz, Siherheit und Soziale Fürsor-ge, jedoh ohne Mitwirkung des Auÿenministeriums erlassen wurde.Trotzdem stellt Artikel 19 der erwähnten Instruktion fest:�Als von dieser Instruktion erfaÿte deutshe Kinder gelten Kinder, die vorübergehendoder ständig der elterlihen Fürsorge entbehren,1) deren Eltern Bürger des ehemaligen Deutshen Reihes, deutsher Nationalitätsind oder waren [. . . ℄5) bezüglih derer beglaubigte und zweifelsfreie Erklärungen im Ausland be�nd-liher deutsher Eltern eingegangen sind.�Artikel 20 lautet: �Die in Artikel 19 erwähnten deutshen Kinder unterliegen derRepatriierung nah Deutshland.�Die am 2.1.50 mit den Behörden der DDR geshlossene Übereinkunft über die Repa-triierung ist zu einer allgemeingültigen Grundlage für die Familienzusammenführung
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geworden, die eine Rihtlinie für die Repatriierung werden muÿ und bestimmt, daÿder Repatriierung insbesondere unterliegen: a) Personen, die die deutshe Staats-bürgershaft besitzen, b) Personen deutsher Nationalität. Sowohl der allgemeineGrundsatz als auh die einzelnen Bestimmungen dieser Übereinkunft stimmen mitden internationalen Rehtsvorshriften und Gep�ogenheiten überein.Unter Berüksihtigung des vorstehend Dargelegten steht das Auÿenministerium aufdem Standpunkt, es müsse der Grundsatz akzeptiert werden, daÿ deutshe Kinder,deren Rükkehr die dazu befugten Eltern beziehungsweise Vormünder fordern, nahDeutshland zu repatriieren sind. Das Ministerium ist ferner der Ansiht, daÿ un-abhängig von diesem von ihm akzeptierten Grundsatz eine ganze Reihe von Fragenim Hinblik auf ihren komplizierten Charakter individuell behandelt werden muÿ.Die Kinder sind ihren in der Republik wohnhaften Eltern, und falls die Eltern inWestdeutshland leben, den zuständigen Behörden in der DDR zu übergeben. DasMinisterium ist der Ansiht, in Angelegenheiten der Repatriierung von Kindern seiallein die mit der Deutshen Demokratishen Republik geshlossene Übereinkunftvom Januar d.J.2 als mit den Prinzipien des internationalen Rehts übereinstim-mend und durh die aktuelle politishe Situation begründet verbindlih.Das Ministerium bittet das Büro für Gesellshaft und Verwaltung um eine Rük-äuÿerung in der geshilderten Angelegenheit.232.1950, Dezember o. TagesdatumDas Präsidium des Ministerrates an die Präsidien der Wojewodshaftsnationalrätebetr. Entzug der Staatsbürgershaft und Aussiedlung von Volksdeutshen, EntwurfCA MSW 497/142, Bl. 1-2Im Zusammenhang damit, daÿ am 31. Dezember 1950 der letzte Termin für den Ent-zug der Staatsbürgershaft von Volksdeutshen abläuft (Gesetzbl. der R.P. Nr. 65,Pos. 533 von 1949), und in Verbindung mit der sih ihrem Ende nähernden Akti-on der Repatriierung der deutshen Bevölkerung ändert das Büro für Gesellshaftund Verwaltung die bisherige Verfahrensweise bezüglih des Entzugs der Staatsbür-gershaft und der Aussiedlung ehemaliger Volksdeutsher und erläÿt die folgendenRihtlinien:1. Auf Ausreiselisten erfaÿten Volksdeutshen, die vor dem 1.9.1939 deutsherNationalität waren, ist die Staatsbürgershaft zu entziehen und sie sind aus-zusiedeln.2. a) Auf Ausreiselisten erfaÿte Volksdeutshe, die vor dem 1.9.1939 polnisherNationalität waren, sind in Polen zu belassen.2 Vgl. Anm. 1 zum Dokument 226.
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b) Volksdeutshe, die vor dem 1.9.1939 polnisher Nationalität waren undderen Familien sih in Deutshland aufhalten, sind in Polen zu belassen,ganz gleih ob sie auf Ausreiselisten erfaÿt sind oder niht.3. Diejenigen Volksdeutshen, von denen in Punkt 2 Buhstabe b) die Rede ist,sind mit Fürsorge zu behandeln, ihnen ist bei der Suhe nah einem Arbeits-platz zu helfen u.ä., besonders, wenn es sih um Frauen handelt, die mit ihrenKindern in Polen bleiben, während sih ihre Familie in Deutshland aufhält.II. Betri�t VolksdeutsheDie Anzahl der auf Ausreiselisten erfaÿten Volksdeutshen in Polen beträgtetwa 45.000 Personen, die sih wie folgt verteilen:Wojewodshaft �ód¹/Lodsh und Stadt �ód¹ 14.000Wojewodshaft Katowie/Kattowitz 11.000Wojewodshaft Pozna«/Posen 8.000andere (Bydgoszz/Bromberg, Warszawa/Warshau u. a.) 12.000insgesamt 45:000Seit Februar d.J. wurden etwa 20.000 Volksdeutshe, denen die Staatsbürger-shaft entzogen worden war, repatriiert.1 Gemäÿ der letzten Instruktion desBüros für Gesellshaft und Verwaltung vom 18.9.1950 unterliegen der Aus-siedlung unerwünshte Elemente, also hitleristishe Aktivisten der Okkupati-onszeit, Mitglieder der N.S.D.A.P. und anderer hitleristisher Organisationen,Alte, Frauen mit Kindern.Die übrigen Volksdeutshen, bezüglih derer es keine Vorbehalte gibt und keineNotwendigkeit der Familienzusammenführung besteht, bleiben in Polen.In bezug auf Volksdeutshe, die zum gegenwärtigen Zeitpunkt auf Ausreiseli-sten erfaÿt sind, wird folgendes Verfahren vorgeshlagen:a) Volksdeutshe, die vor dem 1. September 1939 deutsher Nationalitätwaren und nah Deutshland auszureisen wünshen, werden repatriiert,b) Volksdeutshe, die vor dem 1. September 1939 polnisher Nationalitätwaren und nah Deutshland auszureisen wünshen, bleiben in Polen.Natürlih ändert ein solhes Verfahren die bisherige Verfahrensweise bezüglihder Volksdeutshen, und deshalb wird der Erlaÿ einer (dieser Notiz als Anlagebeigefügten) Verordnung vorgeshlagen.

1 Nah den Angaben bei Banasiak: Przesiedlenie, S. 216, wurden von Februar bis Dezember1950 59.433 als Deutshe betrahtete Personen �repatriiert�. Es ist shwer vorstellbar, daÿ dieehemaligen Volksdeutshen nur ein Drittel dieser Zahl ausmahten.
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Ostpreuÿen vor dem Zweiten WeltkriegDer hier zu behandelnde Teil der �Wiedergewonnenen Gebiete� Polens nah demZweiten Weltkrieg ist der südlihe Teil der deutshen Provinz Ostpreuÿen, der imJahr 1945 an den polnishen Staat �el. Das nördlih der polnish-sowjetishen De-markationslinie gelegene Territorium wurde als Kaliningrader Gebiet Bestandteilder UdSSR. Die territoriale Neuordnung Polens, die abshlieÿend auf der PotsdamerKonferenz beshlossen wurde, bedeutete für Polen einen Gebietszugewinn im Nord-osten, der den gesamten ehemaligen Regierungsbezirk Allenstein (Olsztyn) sowieTeile der ehemaligen Regierungsbezirke Königsberg (Królewie/Kaliningrad) undGumbinnen (G¡bin/Gussev) umfaÿte.1 Die Demarkationslinie zur Sowjetunion ver-lief im Westen beim Frishen Ha� (Zalew Wi±lany) beginnend in nahezu geraderLinie nördlih der Städte Braunsberg (Braniewo) im Westen und Goldap (Goªdap)im Osten. In der polnishen Historiographie wird dieses Gebiet zumeist als Ermlandund Masuren (Warmia i Mazury) bezeihnet. Dieser Name hatte keine historisheTradition, sondern sollte die regionale Besonderheit des Gebietes betonen und imPolnishen die Bezeihnung Ostpreuÿen (Prusy Wshodnie) ersetzen, die zu starkan die ehemalige Zugehörigkeit dieses Territoriums zum preuÿish-deutshen Staaterinnerte.2Die Region wurde bis zum 13. Jahrhundert vorwiegend von den heidnishen Pruÿenbewohnt. Dieser baltishe Volksstamm wurde durh die im Jahr 1226 beginnen-den und mehrere Jahrzehnte andauernden Kreuzzüge des Deutshen Ordens starkdezimiert und assimilierte sih in der Folgezeit an die einströmenden Neusiedler. Be-siedelt wurde das Gebiet sowohl durh polnishe als auh durh deutshe Kolonisten.Der Deutshe Orden geriet zunehmend in Kon�ikt mit dem benahbarten Polen. DiePersonalunion, welhe Polen 1385 mit Litauen einging, brahte diesem heidnishen1 Die ehemals westpreuÿishen Kreise Elbing (Elbl¡g), Marienburg (Malbork), Stuhm (Sztum)und Marienwerder (Kwidzy«), die seit 1920 als Regierungsbezirk Westpreuÿen zur Provinz Ostpreu-ÿen gehörten, verblieben dort nur bis zum 7. Juli 1945. Sie wurden dann auf Ministerratsbeshluÿan die Wojewodshaft Danzig (Gda«sk) angegliedert. Im Rahmen dieser Quellenedition werdensie im Abshnitt über die Wojewodshaft Danzig mitbehandelt. Die ebenfalls am 7. Juli 1945 vondem Bezirk Masuren (Okr�g Mazurski) abgetrennten und der Wojewodshaft Biaªystok zugeshla-genen ehemals ostpreuÿishen Kreise Lyk (Eªk), Treuburg (Oleko) und Goldap (Goªdap) werdenhingegen in diesem Abshnitt bearbeitet.2 Innerhalb der von der polnishen Regierung berufenen Kommission, welhe für die Festlegungder geographishen Namen in den Wiedergewonnenen Gebieten zuständig war, gab es untershied-lihe Vorstellungen über die Bezeihnung des ehemaligen Ostpreuÿens. Neben dem Vorshlag, dasganze Gebiet �Preuÿen� zu nennen, da dieser Name früher in Polen verwendet wurde und das an-geblih slawishe Volk der Pruzzen bezeihnete, das erst später germanisiert worden sei, sprahensih andere Kommissionsmitglieder für Ostpommern (Pomorze Wshodnie) aus. Dies wurde aberabgelehnt, da dieser Name die Gebiete westlih der unteren Weihsel bezeihnete. Weitere Vor-shläge waren: Pomorze Mazurskie (Masurishes Pommern), Pomorze Mazowiekie (MasowishesPommern) und Przymorze Mazowiekie (Küstennahes Masowien). Shlieÿlih einigte man sih aufWarmia i Mazury (Ermland und Masuren), obwohl mit diesem Doppelbegri� eine geographisheund historishe Einheit des Territoriums suggeriert wurde, die faktish niht gegeben war. Vgl.Roman Rybiki: Powstanie i dziaªalno±¢ wªadzy ludowej na zahodnih i póªnonyh obszarahPolski 1945-1949 [Errihtung und Tätigkeit der Volksmaht in den West- und Nordgebieten Polens1945-1949℄, Pozna« 1976, S. 120.
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Volk die Christianisierung. Daraus entstanden langwierige Feindlihkeiten zwishenPolen-Litauen und dem Deutshen Orden, der zuvor versuht hatte, das heidnisheLitauen zu unterwerfen. In Kämpfen gegen das Doppelreih muÿte er im Laufe des15. Jahrhunderts mehrere shwere militärishe Niederlagen hinnehmen. Als Ergebnisdes Zweiten Thorner Friedens von 1466 hatte der Deutshe Orden neben Pomme-rellen und dem Kulmer Land auh das Ermland an die polnishe Krone abzutreten.Während im 1525 säkularisierten Deutshordensstaat, dem künftigen HerzogtumPreuÿen, die evangelishe Religion eingeführt wurde, blieb das Ermland, das derpolnishen Oberhoheit unterstand und zum königlihen Preuÿen gehörte, aber weit-gehende Autonomierehte besaÿ, katholish.3 Das Herzogtum Preuÿen blieb dempolnishen König bis 1660 lehnsp�ihtig. Seit 1618 in Personalunion mit der ProvinzBrandenburg verbunden, bildete es die Grundlage für den zukünftigen preuÿishenStaat. Im Gegensatz zum Ermland, das erst im Zuge der ersten Teilung Polens (1772)an Preuÿen �el, gehörte der gröÿte Teil des 1945 polnish gewordenen Ostpreuÿenssomit zuvor niemals einem polnishen, sondern während seiner neuzeitlihen Ge-shihte einem preuÿishen bzw. deutshen Staatswesen an.4Neben der staatsrehtlihen Zugehörigkeit der hier behandelten Gebiete gilt es jedohauh, die Herkunft und Entwiklung der Identität der dort ansässigen Bevölkerungzu betrahten. Der Name Masuren, welher seit dem letzten Drittel des 19. Jahr-hunderts zur Bezeihnung des südlihen Teils des ehemaligen Herzogtums Preuÿenverwendet wurde, weist auf das benahbarte, südlih gelegene polnishe HerzogtumMasowien hin, aus dem seit dem 14. Jahrhundert zahlreihe polnishe Siedler in dasTerritorium des Deutshordensstaates einwanderten. Diese übernahmen zwar im Zu-ge der Säkularisierung die evangelishe Konfession des Landesherrn, behielten aberihre polnishe Muttersprahe bei, die sih mit vielen Ausdrüken aus dem Deutshendurhmisht als masurisher Dialekt immer stärker von der hohpolnishen Spraheentfernte. Deutshe und andere Kolonisten (u.a. Hugenotten, Salzburger Protestan-ten sowie niederländishe Mennoniten), die ins Land kamen, vermishten sih mitdieser ursprünglih polnishen Bevölkerung. Dieser Vorgang wurde durh die ihnengemeinsame evangelishe Konfession erleihtert. Während der Norden der Region3 Die Sonderstellung des Ermlandes rührte aus der selbständigen Stellung des FürstbistumsErmland her, dessen Gebiet ein Drittel der 1243 gegründeten Diözese Ermland ausmahte und demBishof sowie dem Domkapitel unterstand. Wenn im folgenden von Ermland gesprohen wird, istdas Gebiet des ehemaligen Fürstbistums gemeint. Es umfaÿte in heutiger Kreiseinteilung in etwadas Gebiet der Kreise Allenstein (Olsztyn), Heilsberg (Lidzbark Warmi«ski), Röÿel (Reszel) sowieeinen Teil des Kreises Braunsberg (Braniewo). Der Katholizismus der ermländishen Bevölkerunghatte die Herausbildung eines regionalen Sonderbewuÿtseins zur Folge, das die Geshihte dieserRegion bis nah dem Ende des Zweiten Weltkriegs prägte. Vgl. allgemein zur ermländishen Be-völkerung Anna Szyfer: Warmiay. Studium to»samo±i [Die Ermländer. Eine Untersuhung zurIdentität℄, Pozna« 1996, sowie Robert Traba: Niemy-Warmiay-Polay, 1871-1914. Z dziejówniemiekiego ruhu katolikiego i stosunków polsko-niemiekih w Prusah [Deutshe-Ermländer-Polen, 1871-1914. Zur Geshihte der deutshen katholishen Bewegung und der deutsh-polnishenBeziehungen in Preuÿen℄, Olsztyn 1994.4 Zur Geshihte Ostpreuÿens vgl.Hartmut Bookmann: Ostpreuÿen und Westpreuÿen (Deut-she Geshihte im Osten Europas), Berlin 1992, sowie Stanisªaw Ahremzyk: Historia Warmii iMazur. Od pradziejów do 1945 roku [Geshihte des Ermlands und Masurens. Von der Urgeshihtebis zum Jahre 1945℄, Olsztyn 1992.
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durh deutshsprahige Siedler dominiert wurde, blieben gerade in den südlihenGebieten des ehemaligen Ordenslandes, die an ethnographish polnishes Territori-um grenzten, die Kontakte der Bevölkerung zur polnishen Sprahe und Kultur sehreng.5 Die dort lebenden polnishsprahigen Masuren bewahrten sih bis weit ins19. Jahrhundert hinein ein regionales Sonderbewuÿtsein, welhes dadurh gekenn-zeihnet war, daÿ sie sih einerseits als treue Untertanen des preuÿishen Herrshersverstanden, mit dem sie sih durh die Konfession verbunden fühlten. Andererseitsuntershieden sie sih jedoh deutlih von anderen preuÿishen Untertanen vor allemim Bereih der Sprahe, Volkskultur und in der Art der Religionsausübung. Im Lau-fe des 19. Jahrhunderts erfolgte eine zunehmende � zunähst vor allem sprahlihe� Germanisierung dieser Bevölkerungsgruppe. Dieser Prozeÿ wurde niht nur durhstaatlihe Germanisierungsmaÿnahmen foriert, wie zum Beispiel durh das Verbotdes Unterrihts in polnisher Sprahe von 1873, sondern auh durh das immer stär-kere Eindringen der deutshen Sprahe in das Alltagsleben. Dieses resultierte vorallem aus der Rükkehr von Masuren nah Ostpreuÿen, die beim Wehrdienst oder inder Erwerbsemigration mit der deutshen Sprahe in Kontakt gekommen waren.6 Eswäre jedoh verfehlt zu glauben, daÿ mit dieser Zunahme der Deutshsprahigkeitauh zugleih ein modernes deutshes Nationalbewuÿtsein bei den Masuren entstan-den sei. Ihre Loyalität rihtete sih weiterhin in sehr viel stärkerem Maÿe auf dasprotestantishe Herrsherhaus der Hohenzollern als auf den seit 1871 existierendendeutshen Nationalstaat.7 Da vor allem auf dem Lande die gesprohene polnisheSprahe immer noh dominierte, blieb das regionale Sonderbewuÿtsein dieser Bevöl-kerungsgruppe auh noh während des Kaiserreihes erhalten.Zu Beginn des 20. Jahrhunderts geriet das Sonderbewuÿtsein der Masuren jedohzunehmend in eine Krise. Als vor allem der bäuerlihen Shiht zugehörig muÿ-ten sie in dieser Zeit einen immer weiter voranshreitenden wirtshaftlihen Abstieghinnehmen. Der Germanisierungsdruk seitens der Behörden nahm deutlih zu. Auf-grund sprahliher Barrieren blieben den Angehörigen dieser Volksgruppe berufliheAufstiegsmöglihkeiten versperrt. Oft war die Abwanderung in den stärker indu-strialisierten Westen des Deutshen Reihes die Konsequenz aus ihrer zunehmendenPauperisierung im strukturshwahen Ostpreuÿen. Darüber hinaus verstärkte sihbei den Masuren das Gefühl, als Deutshe zweiter Klasse behandelt zu werden, die5 Als masurishe Kreise werden die Kreise Osterode (Ostróda), Neidenburg (Nidzia), Ortelsburg(Szzytno), Lyk (Eªk), Sensburg (Mr¡gowo), Treuburg (Oleko), Lötzen (�uzany, später Gi»yko)und Johannisburg (Pisz) betrahtet. Teilweise masurish, teilweise rein deutsh geprägt waren dieKreise Rastenburg (K�trzyn), Angerburg (W�gorzewo) und Goldap (Goªdap).6 Grzegorz Jasi«ski: Mazurzy w drugiej poªowie XIX wieku. Ksztaªtowanie si� ±wiadomo±inarodowej [Masuren in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts. Die Herausbildung eines National-bewuÿtseins℄, Olsztyn 1994, S. 107 �.7 Für die deutshen Ermländer hat Robert Traba nahgewiesen, daÿ sih auh diese - trotz ihrerkatholishen Konfession - durh eine besondere Loyalität zum preuÿishen Herrsherhaus auszeih-neten. Die ihnen durh den Kulturkampf entstandenen Nahteile lasteten sie den nationalliberalenRegierungskreisen, niht jedoh dem Kaiser an, der für sie das Deutshe Reih repräsentierte. Vgl.Robert Traba: Postawy narodowe niemiekih Warmiaków [Die nationale Einstellung der deut-shen Ermländer℄, in: Zagadnienia narodowo±iowe w Prusah Wshodnih w XIX i XX wieku.Praa zbiorowa pod redakj¡ Janusza Jasi«skiego, Olsztyn 1993, S. 87-102.
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niht den Kategorien des deutshen Nationalstaates entsprahen. Auh wenn mandavon ausgehen kann, daÿ die Nationalitätenstatistiken des Deutshen Reihes amEnde des 19. und zu Beginn des 20. Jahrhunderts die Zahl der polnish bzw. masu-rish sprehenden Menshen gering zu halten versuhten8, ist doh deren tatsähli-he zahlenmäÿige Abnahme o�ensihtlih. Man hat es hier mit dem Phänomen der�Eigengermanisierung� der Masuren zu tun, mit dem diese ökonomisher Rükstän-digkeit und nationaler Diskriminierung zu entkommen versuhten. Daÿ sie jedohtrotz dieser Diskriminierungen ihre Zukunft in einem deutshen Staatswesen sa-hen, mahte das Ergebnis der im Versailler Vertrag beshlossenen Volksabstimmungdeutlih. In dem 1920 abgehaltenen Referendum, das nah der künftigen staatlihenZugehörigkeit der Regierungsbezirke Allenstein und Marienwerder fragte, stimmtenfast 97% der Einwohner für einen Verbleib beim Deutshen Reih.9 Dennoh brah-te die territoriale Neuordnung Europas nah dem Ersten Weltkrieg für die ProvinzOstpreuÿen einshneidende Veränderungen mit sih. Durh die Angliederung groÿerTeile der ehemaligen Provinz Westpreuÿen an den wiedererstandenen polnishenStaat war sie vom restlihen deutshen Reihsgebiet abgeshnitten. Zugleih verlordie Region durh die russishe Revolution und den deutsh-polnishen Handelskon-�ikt wihtige Märkte für den Agrarexport. Die ostpreuÿishe Wirtshaft, die durh8 Sehr oft wurden Personen, die sih als zweisprahig bezeihneten, in den Statistiken der Volks-zählungen als Deutshe aufgeführt. Mit der zahlenmäÿigen Erfassung der polnishstämmigen ma-surishen Bevölkerung befaÿt sih Leszek Belzyt: Zur Frage des nationalen Bewuÿtseins derMasuren im 19. und 20. Jahrhundert (auf der Basis der statistishen Angaben), in: Zeitshrift fürOstmitteleuropa-Forshung 45 (1996), S. 35-71. Der Autor untersuht sowohl deutshe als auhpolnishe Angaben zur zahlenmäÿigen Stärke dieser Bevölkerungsgruppe und weist auf die Unter-shiede bei den Auswahlkriterien hin. Während die deutshen Statistiken streng auf das Kriteriumder Sprahe ahteten, haben polnishe Forsher vor allem die ethnishe Herkunft der Masuren inden Vordergrund gestellt. So ging in den deutshen Bevölkerungsstatistiken die Zahl der polnish-sprahigen Menshen zwishen 1910 und 1939 von 287.706 auf 14.135 Personen zurük. PolnisheForsher hingegen bezi�erten die polnishstämmigen Einwohner Ostpreuÿens gegen Ende der Wei-marer Republik auf 250.000 bis 500.000 Personen. Gleihzeitig wiesen sie aber auh darauf hin, daÿvon diesen nur ein kleiner Prozentsatz (a. 35.000-45.000) ein ausgeprägtes polnishes Nationalge-fühl besaÿ. Vgl. dazu auh Leszek Belzyt: Mi�dzy Polsk¡ a Niemami. Wery�kaja narodowo±-iowa i jej nast�pstwa na Warmii, Mazurah i Powi±lu w latah 1945-1960 [Zwishen Polen undDeutshland. Die Veri�zierung nah dem Nationalitätenprinzip und ihre Konsequenzen im Erm-land, in Masuren und imWeihselland in den Jahren 1945-1960℄, 2. Aufl. Toru« 1998, S. 17-23, sowieders.: Sprahlihe Minderheiten im preuÿishen Staat 1815-1914. Die preuÿishe Sprahenstatistikin Bearbeitung und Kommentar, Marburg 1998.9 Durh den Versailler Vertrag wurde das zum Kreis Neidenburg gehörende Soldauer Gebietvon Ostpreuÿen abgetrennt und ohne Abstimmung Polen zugesprohen. Die östlih der Weih-sel gelegenen ehemaligen westpreuÿishen Kreise Elbing, Marienburg, Stuhm, Marienwerder undRosenberg wurden als Regierungsbezirk Westpreuÿen der Provinz Ostpreuÿen eingegliedert. DieBevölkerung im Regierungsbezirk Allenstein (in den Kreisen Allenstein, Röÿel, Sensburg, Lötzen,Treuburg, Lyk, Johannisburg, Ortelsburg, Neidenburg und Osterode) und im RegierungsbezirkMarienwerder (in den Kreisen Marienburg, Stuhm, Marienwerder und Rosenberg) sollte durh einPlebiszit unter Aufsiht der Alliierten über die künftige staatlihe Zugehörigkeit dieser Gebiete zuPolen oder Deutshland entsheiden. In den masurishen Kreisen des Regierungsbezirks Allensteinwar die Zustimmung für einen Anshluÿ an Polen besonders niedrig. Im ermländishen LandkreisAllenstein stimmten immerhin a. 13% für eine Angliederung an Polen. In den vier Kreisen desehemaligen westpreuÿishen Regierungsbezirks Marienwerder entshieden sih a. 8% für Polen.Nur drei Dörfer im Kreis Osterode wurden infolge des Plebiszits Polen zugesprohen.
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die Landwirtshaft dominiert wurde, geriet dadurh in eine shwere Krise. Trotzstaatliher Subventionierung während der Weimarer Republik vershlehterte sihdie ökonomishe Situation zunehmend. Konnte in den vorangegangenen Jahrzehn-ten die Erwerbsemigration in die stärker industrialisierten westlihen Reihsteileden Arbeitskräfteübershuÿ des agrarishen Ostpreuÿens au�angen, so ent�el die-se Möglihkeit aufgrund der stark zunehmenden Arbeitslosigkeit vor allem seit derWeltwirtshaftskrise von 1929. Unter anderem mit dieser Entwiklung hing auh derrashe Aufstieg der nationalsozialistishen Bewegung zu Beginn der dreiÿiger Jahrein dieser Region zusammen. Auh die ehemals polnishstämmige Bevölkerung in densüdlihen Kreisen Ostpreuÿens shloÿ sih massenhaft der NSDAP an. Als die Natio-nalsozialisten 1933 an die Maht kamen, brahten sie durh immense wirtshaftliheTransferleistungen und Arbeitsbesha�ungsprogramme dem agrarishen Ostpreuÿenden lange erwarteten wirtshaftlihen Aufshwung.10 Zudem bewirkte die völkish-nationalistishe Propaganda bei den Masuren, daÿ diese sih erstmals als vollwertigeMitglieder der deutshen Nation sahen. Gerade die masurishe Jugend fühlte sihstark zu dieser Ideologie hingezogen.11 Gegen Ende der Weimarer Republik muÿtenselbst polnishe Beobahter konstatieren, daÿ vor allem die jüngere Generation derMasuren einer fast vollständigen Germanisierung erlegen war.12Dennoh spielte die polnishe Abstammung eines niht unbedeutenden Teils der ost-preuÿishen Bevölkerung eine gewihtige Rolle bei der Argumentation, mit der diepolnishen Behörden nah dem Zweiten Weltkrieg die Rehtmäÿigkeit der Einglie-derung dieses Territoriums in den polnishen Staat zu begründen versuhten. DieErmländer und Masuren seien polnisher Herkunft und hätten sih nur aufgrundeiner repressiven Germanisierungspolitik von ihrer polnishen Nationalität entfernt.Sie könnten aber (re-)polonisiert werden und damit als bester Beweis dafür dienen,daÿ es sih bei dem Polen zufallenden Teil Ostpreuÿens um historish polnisheGebiete handelte. Aus diesem Grund bezeihnete man sie als �Autohthone�, alsoals eine ureingesessene Bevölkerung, die lediglih in den Jahrhunderten der deut-shen Fremdherrshaft germanisiert worden war und die nun durh staatlih orga-nisierte (Re-)polonisierungsaktionen zu loyalen polnishen Staatsbürgern gemahtwerden sollte.13 Die Zahlenangaben zu den angeblih repolonisierungsfähigen Per-10 Vgl. auh Dietrih Hertz-Eihenrode: Die Wende zum Nationalsozialismus im südlihenOstpreuÿen 1930-1932. Zugleih ein Beitrag zur Geshihte des Masurentums, in: Olszty«skie StudiaNiemoznawze 1 (1986), S. 59-114.11 Zu dieser Entwiklung vgl. Bohdan Kozieªªo-Poklewski: Ksztaªtowanie si� postaw polityz-nyh ludno±i Mazur w okresie mi�dzywojennym [Die Entstehung politisher Einstellungen bei derBevölkerung Masurens in der Zwishenkriegszeit℄, in: Zagadnienia narodowo±iowe (wie Anm. 7), S.121-131. Den besten Überblik zur Entwiklung der Masuren während der Zwishenkriegszeit gibtdie unverö�entlihte Magisterarbeit von Andreas Kossert: Die Masuren im Spannungsverhältnisdes deutsh-polnishen Kon�ikts in der Zwishenkriegszeit (1919-1939), Berlin 1996.12 Vgl. Belzyt: Mi�dzy Polsk¡ a Niemami (wie Anm. 8), S. 22 f. Im Gegensatz dazu verliefder Aufstieg der nationalsozialistishen Bewegung im katholishen Ermland sehr viel shleppender,vgl. dazu Gerhard Reiffersheid: Das Bistum Ermland und das Dritte Reih, Köln, Wien 1975(Bonner Beiträge zur Kirhengeshihte, 7).13 Die Bedeutung, die dieser Bevölkerungsgruppe zugemessen wurde, spiegeln die zahlreihenMemoranden wider, die gegen Kriegsende in vershiedenen politishen Lagern zu diesem Problem
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sonen shwankten sehr stark. Optimistishe Shätzungen lagen bei 700.000, andereQuellen gingen von a. 200.000 �polnish denkenden Personen� aus.14 Diese Zah-len bezogen sih auf die Vorkriegsbevölkerung und berüksihtigten noh niht dieVerluste durh Krieg, Fluht und Vershleppung. Für den Beginn der polnishenVerwaltungstätigkeit in Allenstein im Mai 1945 shätzen polnishe Forsher die Zahlder polnishstämmigen Bevölkerung auf 30.000-50.000 Menshen.15Der Begri� �Autohthone�, der in den amtlihen polnishen Quellen jener Jahre ver-wendet wurde, hatte eine klar ideologish begründete Zielsetzung und wurde demSelbstverständnis jener Menshen niht gereht. Angemessener ist es, von der ein-heimishen ermländishen bzw. masurishen Bevölkerung zu sprehen und die je-weiligen Gründe für deren sih wandelnde nationale Identi�kation herauszuarbeiten.Die Betrahtung von Fluht und Aussiedlung der Deutshen aus der WojewodshaftAllenstein muÿ neben den Menshen, die sih selbst als Deutshe betrahteten bzw.von den Behörden als solhe angesehen wurden, auh den Teil der ermländishenund masurishen Bevölkerung in den Blik nehmen, bei dem eine nationale Zuord-nung weniger eindeutig möglih war.16 Während des gesamten Zeitraumes, der hierdokumentiert wird, ist die Behandlung der einheimishen, polnishstämmigen Be-völkerung von derjenigen der Deutshen kaum zu trennen. Viele Ermländer undMasuren, denen die polnishen Behörden eine polnishe Abstammung zushrieben,sahen sih selbst als Deutshe. Auf der anderen Seite wurden Ermländer und Ma-suren, die sih zum Polentum bekannten, von den polnishen Ansiedlern, aber auhvon polnishen Beamten der unteren Verwaltungsebene oft wie Deutshe behandelt.Bei der Beshreibung des Shiksals der Deutshen im Gebiet Allenstein nah 1945verfaÿt wurden. Vgl. dazu Tadeusz Filipkowski: Zagadnienia Prus Wshodnih w memoriaªahprzedªo»onyh Polskiemu Komitetowi Wyzwolenia Narodowego [Probleme Ostpreuÿens in dem Pol-nishen Komitee der Nationalen Befreiung vorgelegten Denkshriften℄, in: Komunikaty Mazursko-Warmi«skie (weiter: KMW) Nr. 1 (147) (1980), S. 53-79, sowie Bronisªaw Pasierb: Przyzynekdo problemu repolonizaji Warmii i Mazur [Ein Beitrag zum Problem der Repolonisierung desErmlands und Masurens℄, in: KMW Nr. 1-4 (183-186) (1989), S. 85-103. Vor allem der Entwurf des�Masurenbundes� (Zwi¡zek Mazurów), dem viele masurishe Aktivisten aus der Zwishenkriegszeitangehörten, wies auf die komplizierte Nationalitätenstruktur des südlihen Ostpreuÿens hin undforderte die künftige Regierung auf, mit einer einfühlsamen Politik diesem Sahverhalt Rehnung zutragen, um auf diese Weise möglihst viele Ermländer und Masuren für den polnishen Staat zu ge-winnen (in: Filipkowski, S. 68-79). Die Politik, welhe die kommunistishen Mahthaber in Polennah dem Zweiten Weltkrieg gegenüber dieser Bevölkerungsgruppe verfolgten, entsprah jedoh inkeiner Weise dieser Forderung und führte zu einer tiefgreifenden Entfremdung der Ermländer undMasuren vom polnishen Staat. Für die staatlihe Politik gegenüber diesen Menshen im Jahr 1945vgl. die Quellensammlung: Warmiay i Mazurzy w PRL. Wybór dokumentów. Rok 1945 [Ermländerund Masuren in der Volksrepublik Polen. Ausgewählte Dokumente. Das Jahr 1945℄, przygotowaªdo druku Tadeusz Baryªa, Olsztyn 1994.14 Vgl. die Memoranden bei Filipkowski (wie Anm. 13), S. 74, und Pasierb (wie Anm. 13), S.94.15 Leszek Belzyt: Zum Verfahren der nationalen Veri�kation in den Gebieten des ehemaligenOstpreuÿen 1945-1950, in: Jahrbuh für die Geshihte Mittel- und Ostdeutshlands 39 (1990), S.247-269, hier S. 253.16 Vgl. zu der Problematik der nationalen Identität bei den Masuren Rihard Blanke: �Polishspeaking Germans�? Language and national identity among the Masurians, in: Nationalities Papers29 (1999), S. 429-453, sowie Andreas Kossert: Preuÿen, Deutshe oder Polen. Die Masuren imSpannungsfeld des ethnishen Nationalismus 1870-1956, (im Druk).
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kann daher niht auf eine Betrahtung der Lage dieser einheimishen Bevölkerungverzihtet werden. Gerade der Wandel ihrer Selbst- und Fremdwahrnehmung läÿtdie Spezi�ka der polnishen Nationalitäten- und Aussiedlungspolitik hervortreten.Auf seiten der polnishen Forshungsliteratur hat sih besonders Andrzej Saksonmit der Problematik dieser Bevölkerungsgruppe auseinandergesetzt.17 Sakson weistimmer wieder darauf hin, daÿ die Entfremdung zwishen einheimisher Bevölkerungund polnishem Staat erst in der Zeit des polnishen Stalinismus seit dem Endeder vierziger Jahre gänzlih o�enbar wurde.18 Die Quellen aus den unmittelbarenNahkriegsjahren sprehen jedoh eine andere Sprahe. Sie zeigen, daÿ die polni-she Nationalitätenpolitik gegenüber dieser Bevölkerungsgruppe von Anfang an vongroÿer Ignoranz gekennzeihnet war und sie sowohl in ihrer spezi�shen regionalenIdentität als auh bei der Wahrung ihrer materiellen Interessen verletzte. Dieser Be-fund wird auh durh die hier vorliegende Quellensammlung bestätigt, welhe dasShiksal der einheimishen Bevölkerung zumindest immer dann mitbehandelt, wenndiese von den Behörden wie �ehte� Deutshe behandelt wurde bzw. aufgrund dieserBehandlung sih selbst als solhe begri�.Doh niht nur aufgrund der ethnishen Struktur eines Teils seiner Bewohner solltedieses Gebiet Teil des polnishen Staates werden. Ostpreuÿen galt aufgrund seinerweit nah Osten vorgeshobenen Lage und seiner Trennung vom Deutshen Reih alsEinfallstor deutsher Expansionsbestrebungen. Shon während der Zwishenkriegs-zeit hatten polnishe Politiker betont, daÿ es im Siherheitsinteresse der Republikläge, dieses Gebiet von Deutshland abzutrennen.19 Der �polnishe Korridor�, der dieProvinz Ostpreuÿen sowie die Freie Stadt Danzig vom restlihen Reihsgebiet isolier-te, spielte von Anfang an eine wihtige Rolle in der nationalistishen Propaganda desDeutshen Reihes gegen die 1919 in Versailles beshlossene Nahkriegsordnung.20Seit 1938 forderte Adolf Hitler ultimativ die Eingliederung Danzigs in das DeutsheReih sowie den Bau einer exterritorialen Verkehrsverbindung durh den �Korridor�.17 Zuletzt Andrzej Sakson: Stosunki narodowo±iowe na Warmii i Mazurah 1945-1997 [DieNationalitätenverhältnisse im Ermland und in Masuren 1945-1997℄, Olsztyn 1998.18 Ebenda, S. 197 �. Diese Sihtweise hat allerdings Wojieh Wrzesi«ski shon vor fast vierzigJahren in Frage gestellt, als er in einem Aufsatz die Nationalitätenpolitik in der WojewodshaftAllenstein für damalige Verhältnisse reht sharf kritisierte, vgl. Wojieh Wrzesi«ski: Pro-es zasiedlenia Województwa Olszty«skiego w latah 1945-1949 [Der Prozeÿ der Besiedlung derWojewodshaft Allenstein in den Jahren 1945-1949℄, in: Problemy rozwoju gospodarzego i demo-gra�znego Ziem Zahodnih w latah 1945-1958, hrsg. von Bogdan Gruhmann und JanuszZioªkowski, Pozna« 1960, S. 170-213.19 Roman Wapi«ski: Historia polskiej my±li polityznej XIX i XX wieku [Geshihte des polni-shen politishen Denkens im 19. und 20. Jahrhundert℄, Gda«sk 1997, S. 257. Einen umfassendenÜberblik zur Rolle Ostpreuÿens im politishen Denken Polens gibtWojieh Wrzesi«ski: PrusyWshodnie w polskiej my±li polityznej 1864-1945 [Ostpreuÿen im polnishen politishen Denken℄,Olsztyn 1994.20 Niht nur die deutshe Politik, sondern auh die Wissenshaft engagierte sih lebhaft in diesemBereih. Die damalige deutshe Zeitgeshihtsforshung sah in der wissenshaftlihen Begründungder Revision der als Unreht empfundenen Versailler Ordnung eine ihrer wihtigsten Aufgaben, vgl.dazu: Götz Aly: Rükwärtsgewandte Propheten, in: Ders.: Maht-Geist-Wahn. Kontinuitätendeutshen Denkens, Berlin 1997, S. 153-183, vor allem S. 169-178. Vgl. ebenda auh die Bedeutungder 1935 neugegründeten �Landesstelle Ostpreuÿen für Nahkriegsgeshihte� in Königsberg, inderen Rahmen u.a. Theodor Shieder Pläne für das zukünftige vergröÿerte Ostpreuÿen entwarf.
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1939 nahm er dann unter anderem die Auseinandersetzungen zwishen dem national-sozialistishen Deutshland und Polen über diese Forderungen zum Anlaÿ für seinenAngri� auf den östlihen Nahbarn.21 Die Tatsahe, daÿ die deutshe Aggressiongleihzeitig von Norden, Süden und Westen in das polnishe Staatsgebiet einbrah,spielte eine niht unerheblihe Rolle bei der Festigung des Traumas von der Einshnü-rung Polens durh den übermähtigen deutshen Nahbarn. Der Angri� von Nor-den von ostpreuÿishem Gebiet aus bestätigte die These vom Einfallstor deutsherAggressoren und bekräftigte die Einshätzung dieser Provinz als einer Hohburgpreuÿish-deutshen Militarismus'. Somit war man sih im Gegensatz zu anderenRegionen der �Wiedergewonnenen Gebiete� shon während des Zweiten Weltkriegesin allen politishen Lagern einig, daÿ Ostpreuÿen künftig zu Polen gehören müsse.22Neben dem strategishen Argument spielte auh die Charakterisierung Ostpreuÿensals der Keimzelle des expansionistishen preuÿish-deutshen Staates eine wihtigeRolle. Gerade in der Gegenüberstellung der friedlihen polnish-masurishen bäuer-lihen Bevölkerung und der aggressiv-militaristishen preuÿishen Obershiht spie-gelte sih eine traditionelle Geshihtsau�assung von deutsh-polnisher Nahbar-shaft wider. Dem ewigen �deutshen Drang nah Osten�, der so oft von Ostpreuÿenseinen Ausgang genommen hatte, sollte mit der Eingliederung Ostpreuÿens in denpolnishen Staat ein für allemal ein Riegel vorgeshoben werden. Nah jahrhunder-telanger Germanisierung sollten diese angeblih �urpolnishen Gebiete� wieder zumpolnishen Mutterland zurükkehren. Lange Zeit gingen polnishe Stellen davon aus,das gesamte Territorium Ostpreuÿens in ihr zukünftiges Staatsgebiet zu inkorporie-ren. Als jedoh Vertreter des PKWN im Juli des Jahres 1944 in die Sowjetunionreisten, mahte Stalin ihnen klar, daÿ gemäÿ den Absprahen der Konferenz vonTeheran der nördlihe Teil Ostpreuÿens an den mähtigen Verbündeten fallen sollte.Er begründet dies damit, daÿ das sowjetishe Volk von den Deutshen als Rekom-pensation ein Stük Land fordere und daÿ die Sowjetunion einen eisfreien Hafenbrauhe. Die polnishe Delegation muÿte natürlih ihre Zustimmung zu diesen Plä-nen geben.23Des weiteren gilt es, die Erfahrungen der polnishen Bevölkerung zu berüksihti-gen, die diese während des Zweiten Weltkriegs mit den deutshen Besatzern mahte.21 Auh wenn Danzig und der �Korridor� eine zu vernahlässigende Rolle bei den eigentlihenKriegszielen des nationalsozialistishen Deutshlands spielten, sollte doh ihre Bedeutung in derkollektiven Wahrnehmung der polnishen Nation niht untershätzt werden. Polnishe Planungenzum Nahkriegsterritorium hatten auh immer dieses Gefühl der Verletzlihkeit gegenüber demmähtigen deutshen Nahbarn, das sih in den Begri�en �Danzig� und �Korridor� versinnbildlihte,zu re�ektieren.22 Vgl. die zahlreihen Dokumente in der Quellensammlung: W stron� Odry i Baªtyku. Wybór¹ródeª (1795-1950), Tom III: O Odr�, Nys� �u»yk¡ i Baªtyk (1939-1944) [Zu Oder und Ostsee.Ausgewählte Quellen (1795-1950), Band 3: Über Oder, Lausitzer Neiÿe und Ostsee (1939-1944)℄,red. Wojieh Wrzesi«ski, Wroªaw, Warszawa 1990. Shon in den ersten Entwürfen bezüglihpolnisher Kriegsziele aus dem Herbst 1939 ist die Forderung nah der Angliederung Ostpreuÿensan Polen enthalten, vgl. zum Beispiel das Dokument vom 28. November 1939, in dem das Au-ÿenministerium der zu dieser Zeit in Angers ansässigen polnishen Exilregierung die AbtretungOstpreuÿens forderte, ebenda, S. 11. Vgl. auh Borodziej: Einleitung, S. 44.23 Vgl. dazu Wrzesi«ski: Prusy Wshodnie (wie Anm. 19), S. 430.
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Nah dem Ende des Polenfeldzuges Anfang Oktober 1939 wurde das 1919 an Polenabgetretene Gebiet um die Stadt Soldau (Dziaªdowo) dem Kreis Neidenburg (Nidzi-a) sowie weitere polnishe Kreise als Regierungsbezirk Zihenau (Ciehanów) bzw.Südostpreuÿen dem ostpreuÿishen Territorium einverleibt.24 Weiterhin wurden dieKreise Sudauen (Suwaªki) und Augustów dem Regierungsbezirk Gumbinnen (G¡-bin) angegliedert. Zur Sha�ung eines einheitlihen Wirtshaftsraumes wurde dieZollgrenze nah Süden vershoben, die Militärgrenze blieb hingegen bestehen, um sobesser Polen und Juden willkürlih umsiedeln zu können. Im August 1941 erfolgte imZuge des deutshen Angri�s auf die Sowjetunion die Bildung des Bezirkes Biaªystok.Dieses Gebiet, das dem ostpreuÿishen Gauleiter Erih Koh unterstellt war, solltein Zukunft ebenfalls Ostpreuÿen angegliedert werden. Die polnishen Bauern wur-den de iure enteignet, bewirtshafteten ihre Güter vielfah aber zunähst weiter, daGauleiter Erih Koh keine nihtostpreuÿishen Bauern ins Land holen wollte, weiler plante, das Land der polnishen Bauern nah Kriegsende an landarme deutsheOstpreuÿen zu übergeben. Die Polen muÿten hohe Zwangsabgaben an die deutsheBesatzungsmaht sowie Zwangsarbeit leisten.25 Polnishsprahige Masuren, welhedie deutshe Staatsangehörigkeit besaÿen, traten diesen unterdrükten Menshen inihrer Eigenshaft als Dolmetsher oder Aufseher als unmittelbare Vertreter der ver-haÿten Okkupationsmaht gegenüber.26 Diese Erfahrung sollte in der Nahkriegszeitkeine geringe Rolle bei der Einstellung der Polen aus den Grenzgebieten gegenüberden Masuren spielen, die der polnishe Staat als Polnishstämmige in das neue Polen24 Der neue Regierungsbezirk Zihenau (Ciehanów) reihte fast bis an die polnishe Haupt-stadt Warshau heran und umfaÿte die Kreise Makeim (Maków), Mielau (Mªawa), Sharfenwiese(Ostroª�ka), Plöhnen (Pªo«sk), Sihelberg (Sierp), Shröttersburg (Pªok), Ostenburg (Puªtusk)und Prashnitz (Przasnysz). In diesem neuen Regierungsbezirk lebten knapp 15.000 Deutshe,80.000 Juden und 800.000 Polen, vgl. dazu Christian Tilitzki: Alltag in Ostpreuÿen 1940-1945.Die geheimen Lageberihte der Königsberger Justiz, Leer 1991, S. 43.25 Vgl. dazu Bo»ena Górzy«ska: Die Agrarpolitik in polnishen Gebieten, die während derhitlerfashistishen Okkupation Ostpreuÿen eingegliedert wurden (1939-1945), in: Studia HistoriaeOeonomiae 17 (1982), 1983, S. 255-264.26 Eine ähnlihe Rolle hatten die Masuren gegenüber der polnishen Bevölkerung, die südlih derostpreuÿishen Grenze lebte, shon im ErstenWeltkrieg gespielt, vgl. dazuRobert Traba: �Anpas-sen, anstoÿen oder leben lassen?� Die ostpreuÿishe Südgrenze als identitätsstiftender Faktor für dieMasuren und ihre polnishen Nahbarn im 19. und 20. Jahrhundert, in: Grenzen und Grenzräumein der deutshen und polnishen Geshihte. Sheidelinie oder Begegnungsraum?, hrsg. von GeorgStöber und Robert Maier, Hannover 2000 (Studien zur internationalen Shulbuhforshung, Bd.104), S. 183-203. Auf der anderen Seite gab es aber auh Berihte über die freundlihe Behand-lung polnisher Zwangsarbeiter durh polnishsprahige Masuren, vgl. zum Beispiel den Berihtdes ostpreuÿishen Generalstaatsanwaltes Bringmann vom 9. Juni 1940, in dem über die positiveEinstellung polnishsprahiger Masuren gegenüber polnishen Zwangsarbeitern geklagt wurde, in:Tilitzki (wie Anm. 24), S. 113. Vgl. allgemein zur Lage polnisher Zwangsarbeiter in Ostpreuÿen:Ze znakiem P. Relaje i wspomnienia robotników przymusowyh i je«ów wojennyh w PrusahWshodnih w latah II wojny ±wiatowej [Mit dem Kennzeihen �P�. Berihte und Erinnerungenvon Zwangsarbeitern und Kriegsgefangenen in Ostpreuÿen in den Jahren des Zweiten Weltkriegs℄,Red. Bohdan Kozieªªo-Poklewski und Bohdan �ukaszewiz, Olsztyn 1977. Robert Trabahat darauf hingewiesen, daÿ es neben der ablehnenden Haltung der in Kurpien wohnenden Polengegenüber den Masuren in Ostpreuÿen auh eine Tendenz gab, die gemeinsame ethnishe Herkunftder beiderseits der ostpreuÿish (bzw. deutsh)-polnishen Grenze in Abgrenzung zu den �ehten�Deutshen zu betonen, vgl. Traba: Ostpreuÿishe Südgrenze (wie davor).
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eingliedern wollte. Sehr häu�g betrahteten die polnishen Umsiedler, welhe aus denim Zweiten Weltkrieg an Ostpreuÿen angegliederten Gebieten einströmten, die Ma-suren als Deutshe, unter denen sie während der Besatzung gelitten hatten. Geradein der südlih der ehemals deutsh-polnishen Grenze gelegenen Region Kurpien27,welhe traditionell zu den ärmeren Gebieten Polens gehörte, hatten Krieg und Be-satzung zu einer Verelendung der Bevölkerung geführt. Umsiedler, die aus dieserGegend in die Wojewodshaft Allenstein kamen, betrahteten diese und deren Be-wohner als �deutsh�. Für sie war es selbstverständlih, sih von dort eine gerehteKompensation für das im Krieg erlittene Unreht zu holen.
Die O�ensive der Roten Armee und die Eroberung OstpreuÿensOstpreuÿen war bis zum Sommer 1944 noh niht von den Kriegsereignissen in Mit-leidenshaft gezogen worden. Durh den rashen Vorstoÿ der Roten Armee seit demJuni 1944 befand sih diese jedoh Mitte September 1944 shon an der Ostgrenze derProvinz. Damit bedrohten die sowjetishen Streitkräfte zum ersten Mal deutshesReihsgebiet. Der fanatishe ostpreuÿishe Gauleiter Erih Koh war bestrebt, dieVersuhe ziviler und militärisher Behörden, die Bevölkerung vorsorglih evakuierenzu lassen, zu unterbinden, da er den Glauben an den angeblih kurz bevorstehendenEndsieg aufrehterhalten wollte. Dennoh wurden shon im Herbst 1944 vor allemFrauen und Kinder aus den östlihen Kreisen in weiter westlih gelegene Gebieteder Provinz gebraht.28 Neben den eigentlihen Einwohnern Ostpreuÿens befandensih dort im Herbst 1944 auh a. 200.000 Deutshe aus den westlihen Landestei-len des Deutshen Reihes, die aus Furht vor alliierten Bombenangri�en in dieseRegion evakuiert worden waren. Dazu kamen etwa 230.000 Zwangsarbeiter aus derSowjetunion, Polen, aber auh aus westeuropäishen Ländern, die vor allem in derLandwirtshaft arbeiten muÿten. Charakteristish für die demographishe SituationOstpreuÿens war, daÿ die meisten Männer im arbeitsfähigen Alter zur Wehrmaht,seit Juli 1944 zum Ostwallbau und seit Oktober 1944 zum Volkssturm eingezogen27 Der Begri� Kurpien bezeihnet die nördlihen Kreise der Wojewodshaft Warshau, v.a. Przas-nysz, Maków Mazowieki, �om»a und Ostroª�ka. Er leitet sih von den ge�ohtenen Bastshuhenab, welhe von den Bewohnern dieses Teiles Masowiens getragen wurden. Vgl. Sªownik j�zyka pols-kiego [Wörterbuh der polnishen Sprahe℄, Tom I, Warszawa 1994, S. 1091, sowie Maªy sªownikpohodzenia i znazenia nazw geogra�znyh [Kleines Wörterbuh zur Herkunft und Bedeutunggeographisher Namen℄, Red. Józef Staszewski, Warszawa 1968. Diese Kreise hatten besondersstark unter der nationalsozialistishen Besatzungsherrshaft gelitten und waren zudem erheblihdurh die Tatsahe in Mitleidenshaft gezogen worden, daÿ sih zwishen dem Frühherbst 1944 unddem Jahresbeginn 1945 der Frontverlauf in dieser Region verfestigt hatte. Die shwierige materielleLage dieser Kreise shildert ein �Memorandum betre�end die Hilfe für die zerstörten nördlihenKreise der Wojewodshaft Warshau� (Memoriaª w sprawie pomoy zniszzonym póªnonym po-wiatom Województwa Warszawskiego) aus dem Januar 1946, vgl. AAN, KRN 808.28 In der Regel wurden den östlih gelegenen Kreisen westlihe Aufnahmekreise zugewiesen. Soerfolgte zum Beispiel die Evakuierung der Bevölkerung des Kreises Goldap in die Kreise Preuÿish-Holland und Röÿel, vgl. Horst-Dieter Frhr. von Enzberg: Zwei Weltkriege, zwei Nahkriegs-zeiten. Zur Geshihte der ostpreuÿishen Kreise Goldap und Darkehmen im 20. Jahrhundert, in:Deutshe Studien 135/136, Jg. 34 (1997), S. 256-306, hier S. 274.



444 Wojewodshaft Allenstein
worden waren. Der massenhafte Einsatz von Zwangsarbeitern sollte vor allem derAufrehterhaltung der landwirtshaftlihen Produktion dienen.Der Beginn der sowjetishen O�ensive am 16. Oktober, die auf die östlihsten Krei-se Ostpreuÿens gerihtet war, bedeutete erstmalig das Eindringen der Roten Armeein deutshes Reihsgebiet. Die feindselige Einstellung der sowjetishen Soldaten ge-genüber dem nationalsozialistishen Deutshland, die in ihrem Heimatland oftmalsdie verbreherishen Taten der Wehrmaht und der SS hatten mitansehen müssenund viele Angehörige verloren hatten, wurde noh zusätzlih durh eine Propagan-dakampagne verstärkt, welhe ihnen einimpfte, in ausnahmslos allen Deutshen Na-tionalsozialisten und erbitterte Feinde des sowjetishen Volkes zu sehen, an denensie unbarmherzig Rahe zu nehmen hätten.29 Tatsählih verursahten diese Propa-ganda sowie das Triumphgefühl, endlih das Heimatland des nationalsozialistishenAggressors erobern zu können, ein zum Teil überaus brutales Vorgehen der sowjeti-shen Soldaten gegenüber der deutshen Zivilbevölkerung. Es kam zu Miÿhandlungenund Ershieÿungen von Zivilisten sowie zu massenhaften Vergewaltigungen deutsherFrauen. Als es der Wehrmaht gelang, einen Teil der von der Roten Armee erobertenKreise zurükzuerobern, wurde das grausame Vorgehen gegen die Zivilbevölkerungo�enbar. Die deutshe Propaganda ihrerseits benutzte diese Vorfälle, um den Haÿund die Furht der Deutshen gegenüber den sowjetishen Soldaten zu verstärken.30Sehr häu�g bestimmte diese nationalsozialistishe Propaganda auh die Wahrneh-mung der betro�enen Deutshen, die in ihren Erinnerungsberihten die Soldaten derRoten Armee oftmals paushal als unzivilisiert und überaus grausam darstellten. Inden gleihen Berihten werden jedoh gleihzeitig immer wieder Szenen geshildert,in denen sih die Angehörigen der Roten Armee korrekt, mitfühlend und hilfsbereitverhielten.31 Die deutshe Wahrnehmung aber, die gerade die Eroberung Ostpreu-ÿens als ganz besonderen Shiksalsshlag deutete, welher das Ende des DeutshenReihes ankündigte, blendete diese Aspekte ebenso aus wie die Erörterung des kausa-len Zusammenhangs zwishen dem brutalen Angri�skrieg des nationalsozialistishenDeutshlands und den damit einhergehenden Vertreibungen auf der einen Seite unddem eigenen Shiksal von Fluht und Vertreibung auf der anderen Seite.3229 Bernhard Fish: Zur politish-ideologishen Vorbereitung des sowjetishen Soldaten auf dieBegegnung mit der Zivilbevölkerung Ostpreuÿens (Oktober 1944 - Mai 1945). Analyse zeitgenössi-sher Presseerzeugnisse, in: Olszty«skie Studia Niemoznawze 3 (1989), S. 89-108.30 Gleihsam ein Synonym für sowjetishe Verbrehen an der deutshen Zivilbevölkerung wurdeder Ort Nemmersdorf im Kreis Gumbinnen. Dort hatten sowjetishe Einheiten zahlreihe deut-she Zivilisten ermordet. Die nationalsozialistishe Propaganda baute um diese Ereignisse dasShrekensbild einer mordenden und brandshatzenden Roten Armee auf. Eine neuere Untersu-hung zu den Ereignissen in Nemmersdorf weist daraufhin, in welh starkem Maÿe die Ereignissevon der NS-Propaganda und auh noh zur Zeit des Kalten Krieges zu einem Synonym für dasangeblih unmenshlihe Vorgehen der sowjetishen Soldaten gegen die deutshe Zivilbevölkerungstilisiert wurden, ohne die Vorfälle genau zu kennen. Vgl. Bernhard Fish: Nemmersdorf, Oktober1944. Was in Ostpreuÿen tatsählih geshah, Berlin 1997.31 Ein di�erenzierteres Bild des sowjetishen Vorgehens in Ostpreuÿen wird auh in den Erinne-rungen von Lev Kopelev: Aufbewahren für alle Zeit, Göttingen 1996 (Originalausgabe 1976), imKapitel �In Ostpreuÿen�, S. 93-142, gezeihnet.32 Hubert Orªowski erklärt diese spezi�she Art der Wahrnehmung mit dem Gefühl der ostpreu-ÿishen Bevölkerung, shon immer die zivilisatorishe Vorhut gegen Ruÿland gebildet zu haben.
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Ende Oktober konnten die sowjetishen Truppen zunähst noh einmal von derWehrmaht zurükgedrängt werden. Dieser erste Einfall der Roten Armee in Ost-preuÿen hatte zur Folge, daÿ bis zum Jahresende 1944 über 500.000 Menshen nahWesten �ohen bzw. von den Behörden aus den nun frontnahen Kreisen evakuiertwurden.33 Da die Kampfhandlungen zwishen Ende Oktober 1944 und Mitte Januar1945 in dieser Region eingestellt wurden, beendeten viele Deutshe ihre Fluht shonin den weiter westlih gelegenen Regionen Ostpreuÿens, um die weitere Entwiklungabzuwarten, bzw. kehrten in ihre Heimatorte zurük. Zu einem Massenexodus kames erst, als Mitte Januar die sowjetishe Groÿo�ensive mit einem Zangenangri� derZweiten und Dritten Weiÿrussishen Front auf ganz Ostpreuÿen begann. Die RoteArmee rükte von Osten und Süden in Ostpreuÿen ein und versperrte der Zivilbevöl-kerung seit Ende Januar die Fluhtmöglihkeit auf dem Landweg nah Westen.34 DieMenshen muÿten daher entweder versuhen, über das zugefrorene Frishe Ha� aufder Frishen Nehrung in Rihtung der Weihselmündung zu entkommen oder überden Seehafen Pillau per Shi� das umkämpfte Gebiet zu verlassen. Einem groÿenTeil der deutshen Bevölkerung gelang diese Fluht, die jedoh mit erheblihen Op-fern und Entbehrungen verbunden war.35 Gegen Kriegsende befand sih nur nohein Bruhteil der ehemaligen Bewohner in der Region. Deutshe Historiker shät-zen, daÿ sih im Frühjahr 1945 noh a. eine halbe Million Menshen im gesamtenehemaligen Ostpreuÿen aufhielten, wobei betont wird, daÿ gerade der nördlihe �zukünftig sowjetishe � Teil sehr viel stärker entvölkert war als der südlihe. Neuerepolnishe Forshungen gehen von a. 450.-500.000 Personen aus, welhe die RoteVöllig zu Reht kritisiert er zum Beispiel das Tagebuh des ostpreuÿishen Arztes Hans von Lehn-dor�, der akribish jede Unrehtstat gegen die Deutshen auflistet, von Deutshen in den letztenKriegstagen begangene Verbrehen hingegen mit keinem Wort erwähnt. Vgl. Hubert Orªowski: Oasymetrii deprywaji. Uiezka, deportaja i wysiedlenie w niemiekiej i polskiej literaturze po 1939r. [Von der Asymmetrie der Entbehrungen. Fluht, Deportation und Aussiedlung in der deutshenund polnishen Literatur nah 1939℄, in: Utraona ojzyzna. Przymusowe wysiedlenia, deportaje iprzesiedlenia jako wspólne do±wiadzenie. Praa zbiorowa pod redakj¡ Huberta Orªowskiego iAndrzeja Saksona, Pozna« 1997, S. 189-207. Als typish in diesem Zusammenhang können auhdie Erinnerungen von Käthe Hielsher: Eine Ostpreuÿin in russisher Kriegsgefangenshaft, Ber-lin 1998, gelten. Die Autorin shildert zwar wiederholt sowjetishe Soldaten, welhe sih shützendvor die deutshe Zivilbevölkerung stellten. Dennoh betont auh sie aus der Rükshau immer wie-der das unmenshlihe Verhalten der Rotarmisten und beshwört den deutshen Nationalstolz, dergegen diese hohgehalten werden müsse, vgl. S. 149.33 Zum Frontverlauf und den Evakuierungen vgl. die Einleitung in: Die Vertreibung der deutshenBevölkerung aus den Gebieten östlih der Oder-Neisse, bearb. von Theodor Shieder, Band I/1,Bonn 1953, S. 10E-16E.34 Die Dritte Weiÿrussishe Front rükte seit dem 13. Januar 1945 von Osten auf Königsberg vor,die Zweite Weiÿrussishe Front seit dem 14. Januar von Süden auf Elbing und Thorn. Am 22. Januarnahm die Rote Armee Allenstein ein. Ende Januar waren fast alle gröÿeren Städte Ostpreuÿens insowjetisher Hand. Bis Ende März hielten deutshe Verbände den an die Ostseeküste angelehntenHeilsberger Kessel. Bis April kämpften noh deutshe Truppen um Königsberg und den SeehafenPillau, über den bis zuletzt noh viele Deutshe �ohen.35 Zur Fluhtbewegung aus Ostpreuÿen vgl. Die Vertreibung der deutshen Bevölkerung (wieAnm. 33), S. 33E-41E. Die untershiedlihen Fluhtwege, auf welhe die deutshe Bevölkerungdurh das rashe Vorrüken der Roten Armee gezwungen wurde, beshreibt sehr eindruksvollder Erlebnisberiht von Werner Terpitz: Wege aus dem Osten. Fluht und Vertreibung einerostpreuÿishen Pfarrersfamilie, bearb. von Mihael Shwartz, Münhen 1997.
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Armee im südlihen Teil Ostpreuÿens antraf. Von diesen sollen etwa 200.-300.000 indie Sowjetunion deportiert worden sein.36 Ershwert wird die Feststellung genauerZahlen durh die vielfältigen Bevölkerungsbewegungen, die sih in den ersten Mona-ten des Jahres 1945 in dieser Region abspielten. Neben der massenhaften und vonden Behörden niht mehr kontrollierten Fluhtbewegung, in deren Rahmen a. 1,5Millionen Personen Ostpreuÿen verlieÿen, gilt es auh die Gefangennahme und De-portation deutsher Soldaten und Zivilpersonen zu berüksihtigen. Darüber hinausist zu bedenken, daÿ etlihe ge�ohene Deutshe nah dem Ende der Kampfhand-lungen an ihre alten Wohnorte zurükkehrten, da sie niht mit einer Abtrennungdieser Gebiete vom Deutshen Reih rehneten. Erste Shätzungen der polnishenBehörden vom Mai 1945 sprehen von a. 120.000 Deutshen.37 Diese Zahl kannaber siher als zu gering angesehen werden. Zum einen waren die polnishen Behör-den aus propagandistishen Gründen darum bemüht, die Zahl der Deutshen in denzukünftig polnishen Gebieten möglihst niedrig anzusetzen. Zum anderen besetztedie polnishe Verwaltung vor allem die nördlihen Kreise der untersuhten Regionerst nah und nah mit ihren Behörden.38Im Hinterland der weiter nah Westen vorrükenden Zweiten und Dritten Weiÿrus-sishen Front übernahmen zunähst sowjetishe Militärkommandanturen die Admi-nistration. Sie hatten, wie es in einem Befehl des Volkskommissariates für InnereAngelegenheiten (NKVD) hieÿ, für Ruhe und Ordnung in den befreiten Gebietensowie für die Versorgung der Truppe zu sorgen.39 Die arbeitsfähige deutshe Be-völkerung sollte in Lager verbraht und anshlieÿend zur Zwangsarbeit eingesetztwerden.40 Aus diesem Grund übernahmen die Kommandanturen etlihe der deut-shen Gefängnisse und Lager und internierten dort groÿe Teile der ostpreuÿishenBevölkerung. Die Gefangenen wurden dann entweder in Ostpreuÿen selbst zur Arbeiteingesetzt oder zu Wiederaufbauarbeiten in die Sowjetunion transportiert. AndrzejSakson geht davon aus, daÿ a. 60.000-100.000 Menshen aus Ostpreuÿen deportiert36 Belzyt: Mi�dzy Polsk¡ a Niemami (wie Anm. 8), S. 51.37 Vgl. das Dokument Nr. 235, Sprawozdanie sytuayjne Peªnomonika Rz¡du R.P. na Okr�gMazurski z 14. maja 1945 r. [Situationsberiht des Regierungsbevollmähtigten der Republik Polenfür den Bezirk Masuren vom 14. Mai 1945℄, AAN, MAP 2457, Bl. 1. Das Dokument ist auhverö�entliht in: Okr�g Mazurski w raportah Jakuba Prawina. Wybór dokumentów 1945 r. [DerBezirk Masuren in den Berihten Jakub Prawins. Ausgewählte Dokumente 1945℄, przygotowaª dodruku Tadeusz Baryªa, Olsztyn 1996, S. 58 �.38 Unter Berüksihtigung der Shätzwerte bezüglih der Deutshen, die 1945 nah der Übernah-me durh polnishe Behörden die Region verlieÿen, sowie der Angaben zu den in den Jahren 1946 bis1950 in organisierten Transporten Ausgesiedelten, kann man annehmen, daÿ sih im Frühsommer1945 noh a. 160.000 Deutshe im polnishen Teil des ehemaligen Ostpreuÿen aufhielten.39 Vgl. dazu die Verfügung des Staatlihen Verteidigungskomitees (Gosudarstvennyj KomitetOborony, GKO) Nr. 7467 vom 3. Februar 1945, sowie die Befehle Nr. 0061 vom 6. Februar 1945 undNr. 0101 vom 22. Februar 1945 des NKVD, letzterer im deutshen Wortlaut bei Bodo Ritsher:Zur Herausbildung und Organisation des Systems von Speziallagern in der SBZ Deutshlands imJahre 1945, in: Deutshland-Arhiv 26 (1993), Nr. 3, S. 726 f.40 Zum Lager- und Zwangsarbeitssystem der Roten Armee vgl. Manfred Zeidler: Kriegsendeim Osten. Die Rote Armee und die Besetzung Deutshlands östlih von Oder und Neisse 1944/45,Münhen 1996, vor allem Kapitel 6: Die Rote Armee als Besatzungsmaht, S. 168-208.
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wurden.41 Es ist kaum möglih, genaue Angaben über die Zahl der Deportierten zumahen, da sehr viele Ostpreuÿen zunähst �iehen konnten und dann weiter west-lih von der Roten Armee überrollt wurden. Manfred Zeidler shätzt, daÿ es imgesamten Ostpreuÿen 45 Lager mit a. 200.000-250.000 Häftlingen gegeben hat, vondenen 42.000 shon vor dem Abtransport verstarben.42 Die Lebensbedingungen inden Lagern und Gefängnissen waren sehr shleht. Es herrshten Hunger und Epi-demien, viele Menshen starben shon, bevor sie den Ort des für sie vorgesehenenArbeitseinsatzes erreihten. Der Abtransport der Gefangenen in die Sowjetunion er-folgte über die Sammellager Deutsh Eylau (Iªawa Niemieka) im polnishen sowieInsterburg (�erniahovsk) im sowjetishen Teil Ostpreuÿens bzw. über Lager, wel-he sih auÿerhalb Ostpreuÿens in Zihenau (Ciehanów), Graudenz (Grudzi¡dz),Soldau (Dziaªdowo) und Thorn (Toru«) auf polnishem Staatsgebiet befanden. Auf-grund der demographishen Struktur Ostpreuÿens befanden sih dort unter den De-portierten im Vergleih zu anderen Regionen der deutshen Ostgebiete besondersviele Frauen und Mädhen.43 Ihren Höhepunkt erreihten die Deportationen vonJanuar bis März 1945. Im April wurden sie eingestellt, da Stalin zum einen einbesseres Verhältnis zur deutshen Zivilbevölkerung anstrebte und ihm zum anderenaufgrund der Niederlagen der Wehrmaht eine zunehmend gröÿer werdende Zahldeutsher Kriegsgefangener zur Verfügung stand. Die sowjetishen Militärkomman-danturen gingen infolgedessen dazu über, die deutshe Zivilbevölkerung an ihrenWohnorten zu belassen bzw. Flühtlingen die Rükkehr zu erlauben. Ein Teil derin Ostpreuÿen verbliebenen deutshen Bevölkerung wurde von ihnen zur Arbeit aufden von der Roten Armee besetzten Landgütern herangezogen.
Polnish-sowjetishe Doppelherrshaft in der ersten Jahreshälfte 1945Die Provisorishe Regierung der Republik Polen entsandte zu allen sowjetishenKommandanturen in den eroberten Gebieten, die an Polen fallen sollten, Bevoll-mähtigte, welhe die Aufgabe hatten, die sowjetishe mit der zukünftigen polnishenPolitik zu koordinieren. Bevollmähtigter bei der Dritten Weiÿrussishen Front imzukünftig polnishen Teil Ostpreuÿens wurde Ende Februar 1945 Oberst Dr. JakubPrawin (1901-1957). Von Ende März 1945 bis Mitte November 1945 übte er dasAmt des Regierungsbevollmähtigten für das Gebiet Allenstein aus, danah wurdeer zum Leiter der polnishen Militärmission beim Alliierten Kontrollrat in Berlinernannt. Prawins Amtszeit in Allenstein war dadurh gekennzeihnet, daÿ es zu-nähst nur wenige zentrale Direktiven gab, wie mit der noh anwesenden deutshenBevölkerung zu verfahren sei. Im Vergleih zu den im Lauf des Jahres 1945 vonder Warshauer Zentrale herausgegebenen Rihtlinien läÿt sih unter Prawins Amts-führung eine härtere Gangart feststellen. Viele seiner Anweisungen, zum Beispiel41 Sakson: Stosunki narodowo±iowe (wie Anm. 17), S. 27.42 Zeidler (wie Anm. 40), S. 178.43 Freya Klier: Vershleppt ans Ende der Welt. Shiksale deutsher Frauen in sowjetishenArbeitslagern, Frankfurt/ Main 1996, S. 18 �. sowie S. 161.
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zur Bezahlung deutsher Arbeitskräfte oder zur gewaltsamen Forierung der �frei-willigen� Ausreise in der zweiten Jahreshälfte, widersprahen den Anordnungen derWarshauer Regierung. Nahdem der Ministerrat am 14. März die neuen polnishenGebiete in vier Verwaltungsbezirke eingeteilt hatte, wurde Prawin am 30. März zumRegierungsbevollmähtigten der Republik Polen für den Verwaltungsbezirk Masuren(Peªnomonik Rz¡du Rzezypospolitej Polski na Okr�g Administrayjny Mazurski)ernannt.44 Die polnishen Behörden behielten die ehemalige deutshe Kreiseinteilungbei. Am 7. Juli 1945 wurden durh einen Ministerratsbeshluÿ die Kreise Lyk (Eªk),Treuburg (Oleko) und Goldap (Goªdap) an die Wojewodshaft Biaªystok sowie dieehemaligen westpreuÿishen Kreise Elbing (Elbl¡g), Marienburg (Malbork), Stuhm(Sztum) und Marienwerder (Kwidzyn) an die Wojewodshaft Danzig (Województ-wo Gda«skie) angegliedert.45 Am 16. August 1945 wurde die polnish-sowjetisheStaatsgrenze zwishen dem nördlihen und südlihen Teil Ostpreuÿens in einem vor-läu�gen Vertrag festgelegt.46 Der Verwaltungsbezirk Masuren hatte damit seine zu-künftige Gestalt erhalten. Er bestand aus 18 Kreisen.47 Am 29. Mai 1946 bildete eineVerordnung des Ministerrates die vier Verwaltungsbezirke der �WiedergewonnenenGebiete� in Wojewodshaften um. Aus dem Verwaltungsbezirk IV Masuren wurdedie Wojewodshaft Allenstein (Województwo Olszty«skie).Die Verwaltungsübernahme durh die polnishen Behörden verlief in Ostpreuÿenebenso wie in anderen Teilen der neuen polnishen Nord- und Westgebiete äuÿerstshleppend. In den Gebieten, welhe die Rote Armee besetzt hatte, sollte die pol-nishe Zivilverwaltung umgehend ihre Arbeit aufnehmen. Lediglih auf dem Ter-44 Im Ministerratsbeshluÿ wurde der Bezirk IV als Ermland-Masuren (Okr�g Warmi«sko-Mazurski) bezeihnet. In den Dokumenten der Vewaltung in Allenstein wurde jedoh der Name�Bezirk Masuren� (Okr�g Mazurski) benutzt. In den ersten Monaten der polnishen Verwaltungs-tätigkeit wurde auh die Bezeihnung �Bezirk Ostpreuÿen� (Okr�g Prus Wshodnih) verwendet.Vom 14. bis zum 30. März wurde dieses Amt vom Wojewoden des Regierungsbezirks Biaªystok Je-rzy Sztahelski ausgeübt. Er übergab den Posten an Prawin, nahdem er Minister für Versorgungund Handel geworden war.45 Aufgrund dieser Einteilung entstanden sogenannte �gemishte Wojewodshaften�, welhe so-wohl ehemals polnishe als auh ehemals deutshe Kreise umfaÿten. Die polnishe Verwaltung streb-te auf diese Weise eine shnellere Integration der neugewonnenen Territorien in den polnishen Staatan. Im Falle der Wojewodshaft Biaªystok ging dieses Konzept niht auf: die drei masurishen Kreiseblieben auh noh Jahre nah Kriegsende Fremdkörper innerhalb der Wojewodshaft, deren spezi-�she Probleme von der Wojewodshaftsverwaltung in Biaªystok niht angemessen berüksihtigtwurden.46 Zu den Grenzstreitigkeiten zwishen der Republik Polen und der UdSSR vgl. die Einleitungvon Baryªa in: Okr�g Mazurski w raportah Jakuba Prawina (wie Anm. 37), S. XVIII-XX.47 Es waren dies die Kreise Braunsberg (Braniewo), Preuÿish Holland (Pasª�k), Mohrungen(Mor¡g), Rosenberg (Susz, mit Sitz der Kreisverwaltung in Deutsh Eylau/ Iªawa Niemieka),Osterode (Ostróda), Neidenburg (Nidzia), Ortelsburg (Szzytno), Sensburg (Mr¡gowo), Johan-nisburg (Pisz), Lötzen (�uzany bzw. Gi»yko), Angerburg (W�gorzewo), Rastenburg (K�trzyn),Bartenstein (Bartoszye), Preuÿish Eylau (Iªawa Pruska, mit Sitz der Kreisverwaltung in Lands-berg/Górowo Iªawiekie), Heilsberg (Lidzbark Warmi«ski), Röÿel (Reszel, mit Sitz der Kreisver-waltung in Bishofswerder/Biskupie) und Stadt- und Landkreis Allenstein (Olsztyn). Drei an derGrenze zur UdSSR liegende Kreise umfaÿten auh die südlihen Gebiete der Kreise, die durh dieDemarkationslinie geteilt worden waren. So gehörte zum Kreis Braunsberg ein Teil des KreisesHeiligenbeil (�wi�ta Siekierka), zum Kreis Rastenburg ein Teil des Kreises Gerdauen (Gierdawy)und zum Kreis Angerburg ein Teil des Kreises Darkehmen (Darkiejmy).
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ritorium, das sih in der Nähe der Front befand, sowie bei der Überwahung desEisenbahnverkehrs, der für den Nahshub und den Gütertransport vorgesehen war,sollten die sowjetishen Militärkommandanturen die Kontrolle weiter ausüben. Diepolnishen Behörden konnten sih jedoh nur langsam etablieren, da sie sowohl perso-nell als auh materiell sehr shleht ausgestattet waren. Dem Regierungsbevollmäh-tigten Prawin fehlte das Personal, um möglihst rash alle lokalen Verwaltungsstellenmit polnishen Beamten zu besetzen. Im Bereih von Kommunikationsmitteln undVerp�egung waren die Polen auf die Unterstützung der Roten Armee angewiesen.Die Übergabe der Vewaltung aus sowjetisher in polnishe Hand ging daher sehrlangsam voran. O�ziell wurde diese zwar seit dem 23. Mai 1945 von den Polenausgeübt, nahdem dem Regierungsbevollmähtigten Prawin in einem Festakt dieZivilverwaltung übertragen worden war, doh de fato konnten die Polen vor allemin den nördlihen Kreisen der Region erst nah und nah im Laufe des Sommers 1945die gesamte Verwaltung übernehmen. Dies war um so ungünstiger für die polnisheSeite, als die sowjetishen Kommandanturen sehr häu�g deutshe Bürgermeister undandere Amtsträger der unteren Verwaltungsebene im Amt belieÿen, um so das Wei-terfunktionieren der Zivilverwaltung zu gewährleisten. Immer wieder beshwertensih polnishe Stellen, daÿ die Kommandanten der Roten Armee unter Umgehungder polnishen Behörden mit den Deutshen kooperierten. Häu�g war auh davondie Rede, daÿ die sowjetishen Soldaten die Deutshen zu gut behandelten.In dem komplizierten Beziehungsdreiek zwishen Deutshen, Polen und den sowje-tishen Truppen ist es shwierig, die tatsählihe Lage der deutshen Bevölkerung inden ersten Monaten nah Kriegsende herauszukristallisieren. Die Rote Armee hattenah der Einnahme Ostpreuÿens vor allem ein Interesse daran, das Gebiet wirt-shaftlih so e�ektiv wie möglih auszunutzen. Dabei stützte sie sih, nahdem sieeinen Teil der deutshen Bevölkerung in Lager verbraht oder deportiert hatte, aufdie noh anwesende deutshe Zivilbevölkerung. Diese sollte sowohl das Funktionierender Verwaltung als auh der Ökonomie gewährleisten. Daher wurden die Deutshenauf ihrem Besitz bzw. in ihren Ämtern belassen. Das hatte jedoh nihts mit ei-nem plötzlihen Sympathieshub der sowjetishen Stellen für die Deutshen zu tun,sondern war rein zwekrational begründet.48 Miÿhandlungen der deutshen Zivilbe-völkerung von seiten der Rotarmisten waren auh weiterhin an der Tagesordnung.Auf der polnishen Seite untergrub diese Aufrehterhaltung eines sheinbar nor-malen deutshen Alltagslebens jedoh den Glauben an die rashe Etablierung derpolnishen Staatsgewalt in diesem Territorium. Vor allem die zahlenmäÿige Überle-genheit der deutshen gegenüber der erst langsam nah Ostpreuÿen einströmendenpolnishen Bevölkerung beunruhigte die polnishen Behörden und lieÿ sie an ihrerAutorität gegenüber den Deutshen zweifeln.49 Tatsählih nahm auh die deut-48 Neben dem ökonomishen Argument spielte auh die Tatsahe eine Rolle, daÿ seit Mitte April1945 im Hinblik auf die Errihtung eines sozialistishen deutshen Staates von sowjetisher Sei-te bessere Beziehungen zur deutshen Zivilbevölkerung angestrebt wurden, vgl. dazu Fish: Zurpolitish-ideologishen Vorbereitung (wie Anm. 29), S. 105-107.49 Aus einer der ersten polnishen Aufstellungen zur Bevölkerungssituation im südlihen Ost-preuÿen vom Juli 1945 geht hervor, daÿ dort a. dreimal so viele Deutshe (a. 145.000) wie Polen
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she Bevölkerung bis in den Sommer des Jahres 1945 viel eher die Vertreter dersowjetishen Kommandanturen als die Polen als die eigentlihen Hoheitsträger imehemaligen Ostpreuÿen wahr.50Die polnishen Behörden kritisierten niht nur die angeblih zu gute Behandlungder Deutshen durh die sowjetishen Stellen, sondern warfen diesen zudem Fehl-verhalten in bezug auf die einheimishe ermländishe und masurishe Bevölkerungvor. Diese Personengruppe war für den polnishen Staat von besonderer Bedeutung.Im Gegensatz zu anderen Regionen der �Wiedergewonnenen Gebiete� war der Po-len zugesprohene Teil Ostpreuÿens (abgesehen vom ermländishen Teil der Region)niemals Bestandteil eines polnishen Staates gewesen. Aus diesem Grunde waren die� nah Meinung der polnishen Behörden nur ober�ählih germanisierten � Erm-länder und Masuren für sie ein wihtiger Beweis dafür, daÿ der polnishe Staat nunuralte slawishe Gebiete zurük erhielt. Shon während des Krieges hatten Vertre-ter untershiedliher politisher Rihtungen in Denkshriften erklärt, daÿ die Ge-winnung der Ermländer und Masuren für den polnishen Staat zu den wihtigstenAufgaben der polnishen Behörden nah Kriegsende gehören werde, und weitrei-hende Handlungsanweisungen zur künftigen Nationalitätenpolitik formuliert.51 Am24. April 1945 gab der Regierungsbevollmähtigte Prawin eine Verordnung zur Re-gistrierung der einheimishen Bevölkerung heraus, infolge derer die Registrierteneine vorläu�ge Besheinigung über ihre Zugehörigkeit zum polnishen Volk erhiel-ten. Voraussetzungen zur Registrierung waren zumindest minimale Kenntnisse derpolnishen Sprahe sowie ein früherer Einsatz für das Polentum.52 Die Soldaten der(a. 56.000) lebten, vgl. Dokument Nr. 249, Sprawozdanie sytuayjne Peªnomonika Rz¡du R.P. naOkr�g Mazurski z 16. lipa 1945 r. [Situationsberiht des Regierungsbevollmähtigten der RepublikPolen für das Gebiet Masuren vom 16. Juli 1945℄, AAN, MAP 2457, Bl. 31.50 Sehr plastish wird diese Wahrnehmung zum Beispiel in den Erinnerungen des ostpreuÿishenArztes Hans von Lehndor� geshildert. Bei der Beshreibung des polnishen Teils Ostpreuÿenskommen polnishe Beamte so gut wie niht vor. Während den sowjetishen Stellen durhaus Respektentgegengebraht wird, ist seine Haltung gegenüber den Polen von Herablassung, Verahtung oderIgnoranz geprägt, vgl.Hans von Lehndorff: Ostpreuÿishes Tagebuh. Erinnerungen eines Arztes1945-1947, Münhen 1961.51 Die di�erenzierteste Haltung gegenüber den sogenannten �Autohthonen� nahm der Masuren-bund (Zwi¡zek Mazurów) ein, dessen Mitglieder oft selbst aus Masuren stammten. Er wies auf dieShwierigkeit hin, diese Bevölkerungsgruppe eindeutig in deutshe und polonisierungsfähige Einhei-mishe einzuteilen, und warnte vor einer allzu rigorosen Polonisierungspolitik; gleihzeitig betonteer, daÿ die evangelishe Religion der Masuren niht automatish mit der deutshen Nationalitätgleihzusetzen sei, vgl. Filipkowski (wie Anm. 13), S. 68-79. Miezysªaw Rogalski (1888-1952), derPolen in den dreiÿiger Jahren als Konsulatsmitarbeiter in Ostpreuÿen vertreten hatte, plädierte füreine rigorosere Politik der nationalen Trennung. Da er vor allem die Verhältnisse im Weihselgebietund im Ermland vor Augen hatte, wo ein gröÿerer Anteil der einheimishen Bevölkerung sih zumPolentum bekannte, ging er davon aus, daÿ die einheimishe Bevölkerung eindeutig in Polnishstäm-mige und Deutshe zu unterteilen sei, vgl. S. 61-68. Eine Denkshrift, die im Umfeld der polnishenExilregierung entstanden war, betonte ähnlih wie der Masurenbund die �ieÿenden Übergänge imnationalen Bewuÿtsein der Ermländer und Masuren. Im Gegensatz zu dem ersten Dokument sprahaus dieser Denkshrift jedoh ein tiefverwurzeltes Miÿtrauen gegenüber der evangelishen Religionder Masuren, welhe diese angeblih auh in Zukunft anfällig für deutshe Ein�üsse mahen werde.Vgl. Pasierb (wie Anm. 13), S. 88-103.52 Die einen Monat später vom Vizestarosten Jerzy Burski, der ein masurisher Aktivist und indieser Phase für die Nationalitätenpolitik zuständig war, herausgegebene Instruktion zur Durh-
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Roten Armee hingegen nahmen die komplizierte Nationalitätenstruktur des südli-hen Ostpreuÿens niht zur Kenntnis. Für sie waren alle Einwohner dieser Regionganz einfah Deutshe. Polnishstämmige Ermländer und Masuren wurden genausozur Zwangsarbeit eingesetzt oder in die Sowjetunion deportiert wie die deutshenEinwohner. Selbst Polen, welhe von den Nationalsozialisten nah Ostpreuÿen ver-shleppt worden waren, erlitten zum Teil das gleihe Shiksal. Für die Rote Armeewar das eroberte Ostpreuÿen in erster Linie eine Kriegsbeute, die es so gut wiemöglih auszunutzen galt. Di�erenzierungen nah nationalen Gesihtspunkten spiel-ten bei der Behandlung der Zivilbevölkerung keine Rolle.53 Auh noh Monate nahKriegsende gehörten Überfälle von Rotarmisten auf die deutshe genauso wie auf dieeinheimishe ermländishe und masurishe Bevölkerung, bei denen diese beraubt undmiÿhandelt wurde, zur Tagesordnung. Polnishe Beshwerden bei den sowjetishenBehörden zeitigten keine Verbesserung dieser Situation. Noh im Mai 1946 klagtedas Wojewodshaftsamt in Allenstein in einem Situationsberiht über Einheiten derRoten Armee, die sih auf dem Rüktransport in die Sowjetunion befanden. Ihnenwurde vorgeworfen, die Bevölkerung auszuplündern und männlihe Jugendlihe zurZwangsarbeit in die UdSSR zu deportieren.54Niht nur in Fragen der Nationalitätenpolitik, sondern auh im Bereih der wirt-shaftlihen Entwiklung bedeutete die Anwesenheit der Roten Armee für die polni-shen Behörden eine Shwähung ihrer Position. Die sowjetishen Militärkomman-danturen veranlaÿten, daÿ Industriebetriebe demontiert, Viehherden nah Osten ge-trieben sowie ganze Eisenbahnlinien abgebaut und in die Sowjetunion transportiertwurden. Auh bei der Einbringung der Ernte im Sommer 1945 behinderte die RoteArmee die polnishen Behörden. Sie beanspruhte groÿe Teile der bebauten Flähefür sih und setzte bedeutende Teile der Zivilbevölkerung als Erntearbeiter ein, waszu einem Arbeitskräftemangel bei der polnishen Ernteaktion führte. Besonders dieTatsahe, daÿ die bei der Roten Armee zur Erntearbeit eingesetzten Deutshen vonden polnishen Behörden statistish niht erfaÿt werden konnten, wurde polnisher-seits heftig kritisiert, da man aufgrund der geplanten Aussiedlungen sehr an einerzuverlässigen Zahl der deutshen Bevölkerung interessiert war. In den Berihten derführung der Registrierung hatte shon Abstand von den polnishen Sprahkenntnissen genommen.In der Instruktion hieÿ es: �Jako Warmiaków i Mazurów polskiego pohodzenia traktowa¢ nale»yzarówno tyh, którzy posiadaj¡ ±wiadomo±¢ swojej polsko±i, jak równie» i tyh, którzy o±wiadza-j¡ tylko, »e s¡ Warmiakami wzg. Mazurami.� [�Als Ermländer und Masuren polnisher Herkunftsollten sowohl diejenigen behandelt werden, die ein Bewuÿtsein ihres Polentums besitzen, als auhsolhe, die lediglih erklären, daÿ sie Ermländer bzw. Masuren seien.�℄, APO, UPOM 5, Bl. 178,vgl. das gesamte Dokument in: Warmiay i Mazurzy w PRL (wie Anm. 13), S. 36-37. Diese sehrweitgefaÿte De�nition war die Ursahe für die Abgrenzungsprobleme zwishen deutsher, polnisherund sih in erster Linie regional de�nierender Bevölkerung.53 Bernhard Fish konstatiert, daÿ die Führung der Roten Armee seit dem April 1945 die antifa-shistishe Di�erenzierung bei der Behandlung der ostpreuÿishen Zivilbevölkerung proklamierte.Eine Politik der nationalen Di�erenzierung wird aus den von ihm ausgewerteten Quellen nihtdeutlih, vgl. Fish: Zur politish-ideologishen Vorbereitung (wie Anm. 29), S. 107-108.54 Sprawozdanie Wydziaªu Spoªezno-Polityznego Urz�du Wojewódzkiego w Olsztynie z 14. ma-ja 1946 r. [Beriht der Gesellshaftspolititshen Abteilung des Wojewodshaftsamtes in Allensteinvom 14. Mai 1946℄, AAN, MZO 189, Bl. 10.
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Operativen Gruppen des Industrieministeriums, die für die Siherung und Übernah-me der Betriebe in den neuen polnishen Gebieten zuständig waren, häuften sihKlagen über die Vertreter der Roten Armee, die ihnen keinen Zutritt zu den In-dustriebetrieben gewährten und auh nah Ablauf des zwishen Polen und Sowjetsvereinbarten Termins zur Übergabe Kriegsbeute in die Sowjetunion ausführten.55All dies trug dazu bei, daÿ die Autorität der polnishen Behörden sowohl bei denAngehörigen der Roten Armee als auh bei der Bevölkerung � auh der polnishen �Ostpreuÿens geshwäht wurde. Die Demontage von wihtigen Eisenbahnverbindun-gen ershwerte die Besiedlung des Gebietes mit Polen. Gerade eine rashe Ansiedlungaber wurde als wihtigste Voraussetzung dafür gesehen, daÿ das ehemalige Ostpreu-ÿen so bald wie möglih einen polnishen Charakter erhielt, welher alle Anwesendenvon der künftigen Zugehörigkeit dieses Territoriums zu Polen überzeugen sollte.56Die Anwesenheit der sowjetishen Truppen war im südlihen Ostpreuÿen im Ver-gleih zu anderen Teilen der �Wiedergewonnenen Gebiete� relativ kurz. Aufgrunddes geringen Industrialisierungsgrades waren die sowjetishen Kommandanturen andiesem Gebiet niht besonders interessiert. Auh bei der Besetzung groÿer Landgü-ter durh Einheiten der Roten Armee spielte die künftige Wojewodshaft Allensteinkeine groÿe Rolle.57 Dennoh hatte diese verhältnismäÿig kurze Zeit der polnish-sowjetishen Doppelherrshaft weitreihende negative Folgen für die Etablierung derpolnishen Staatsgewalt im ehemaligen Ostpreuÿen. In ihrer Konsequenz wurde dasGefühl der Vorläu�gkeit, welhes bei groÿen Teilen der sih neu formierenden Gesell-shaft auf diesem Gebiet vorherrshte, verstärkt. Im Gegensatz zu o�ziellen Dekla-rationen war es gerade die Anwesenheit der Roten Armee, welhe die Autorität derpolnishen Behörden in den neuen Nord- und Westgebieten untergrub. Die Folgen55 Eine Abmahung zwishen der nördlihen Heeresgruppe der Roten Armee und Polen legteMitte Mai 1945 fest, daÿ alle Industriebetriebe, die niht vor dem 15. Mai 1945 zur Ausfuhr in dieSowjetunion bestimmt worden bzw. unerläÿlih zur Versorgung der sowjetishen Truppen waren,an Polen übergeben werden sollten. Die Realität sah jedoh anders aus. Auh nah diesem Terminweigerten sih Vertreter der Roten Armee häu�g, Betriebe an die Polen zu übergeben. Vgl. dazuTadeusz Dubiki: Poz¡tki dziaªalno±i grupy operayjnej KERM (Komitet Ekonomizny RadyMinistrów) �Prusy Wshodniej� na terenie Warmii i Mazur (10.03.1945 - trzeia dekada maja 1945)[Die Anfänge der Tätigkeit der Operativen Gruppe KERM (Ökonomishes Komitee des Minister-rats) �Ostpreuÿen� auf dem Gebiet des Ermlands und Masurens (vom 10.03.1945 bis zur drittenDekade des Monats Mai 1945)℄, in: KMW Nr. 1 (151) (1981), S. 37-54.56 In Berihten aus den Sommermonaten des Jahres 1945 wird deutlih, daÿ die polnishen Behör-den aufgrund ihrer Shwähe im Bereih der Verwaltung sowie der Ökonomie nur geringes Ansehenbei den polnishen Ansiedlern besaÿen, vgl. zum Beispiel Dokument Nr. 243, Sprawozdanie Wyd-ziaªu Osiedle«zego Urz�du Peªnomonika z 28. zerwa 1945 r. [Beriht der Ansiedlungsabteilungbeim Amt des Regierungsbevollmähtigten vom 28. Juni 1945℄, AAN, MAP 2460, Bl. 92. Zudemwurde berihtet, daÿ aufgrund dieser Shwähen bei den Soldaten der Roten Armee die Ansihtvorherrshe, �daÿ Allenstein und der gesamte Bereih Masuren deutshes Land geblieben sei�, vgl.Dokument Nr. 240, Sprawozdanie z delegaji do Urz�du Peªnomonika R.P. na Okr�g Mazurskiz zerwa 1945 r. [Beriht von einer Dienstreise an das Amt des Regierungsbevollmähtigten derRepublik Polen über den Bezirk Allenstein vom Juni 1945℄, AAN, MAP 2460, Bl. 59.57 Vgl. Mirosªaw Golon: Maj¡tki ziemskie na ziemiah odzyskanyh pod radziek¡ admini-straj¡ wojskow¡ w latah 1945-1950 [Landgüter in den Wiedergewonnenen Gebieten unter so-wjetisher Militärverwaltung in den Jahren 1945-1950℄, in: Wªadze komunistyzne wobe ziemodzyskanyh po II wojnie ±wiatowej, hrsg. von Stanisªaw �ah, Sªupsk 1997, S. 279-299.
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der sowjetishen Politik hatten auh noh lange nah Kriegsende negative Auswir-kungen auf den zukünftigen Aufbau der ökonomish ohnehin wenig entwikelten unddurh komplizierte Nationalitätenverhältnisse gekennzeihneten Region. In der pol-nishen Historiographie sind gerade in den letzten Jahren zu diesem Thema, dasim Rahmen der polnish-sowjetishen Beziehungen lange Jahre ein Tabu darstellte,interessante Arbeiten entstanden.58
Die Lage der deutshen Bevölkerung im Jahr 1945Als die Polen im Frühsommer 1945 die volle Verwaltungshoheit über den südlihenTeil des ehemaligen Ostpreuÿen erlangten, stand die Veränderung der demographi-shen Struktur der Region auf ihrer politishen Agenda zunähst ganz oben. ImRehenshaftsberiht des Regierungsbevollmähtigten Jakub Prawin für den Juni1945 �ndet man erstmals eine nah Kreisen aufgeshlüsselte Aufstellung bezüglihder Anzahl und Zusammensetzung der Bevölkerung. Insgesamt zählte diese Statistik211.314 Personen, von denen 56.214 als Polen, 9.527 als Masuren und 145.573 alsDeutshe bezeihnet wurden.59 Die Tatsahe, daÿ es im polnish gewordenen TeilOstpreuÿens zu diesem Zeitpunkt fast dreimal so viele Deutshe wie Polen gab, er-hielt ihre zusätzlihe Brisanz durh die ungleihmäÿige Verteilung der Bevölkerungs-gruppen. Fast die Hälfte der Polen lebte in den drei südlihen Kreisen Allenstein(Olsztyn), Neidenburg (Nidzia) und Osterode (Ostróda). Diese waren die einzigenKreise, in denen sie den Deutshen zahlenmäÿig überlegen bzw. zumindest gleihwaren. In allen anderen Kreisen standen sie einer deutshen Mehrheit gegenüber,die zum Teil ein erdrükendes Ausmaÿ besaÿ. So gab es im Kreis Sensburg (Mr¡-gowo) 24.000 Deutshe, jedoh nur 110 Polen. In den Sommermonaten des Jahres1945 besaÿ die polnishe Politik gegenüber dieser deutshen Mehrheit eine ganz kla-re Zielsetzung. Zunähst wollte man sih diese bei den anstehenden Erntearbeitennoh zunutze mahen. Gleihzeitig sollten gerade die Städte so shnell wie möglihein polnishes Aussehen erhalten. Shon in seiner ersten �Verordnung bezüglih derVerwaltungsübernahme im Gebiet Masuren� vom 24. Mai 1945 hatte Prawin dieGhettoisierung der Deutshen in den Städten sowie deren Aussiedlung auf die Land-58 Zu den ökonomishen Folgen der Anwesenheit der Roten Armee auf künftigem polnishen Ter-ritorium vgl. Wªadysªaw Mohoki: Polnish-sowjetishe Freundshaft �auf Banditentum undRaub reduziert�? Die Rote Armee in Polens Wiedergewonnenen Gebieten 1945-1947, in: Osteuropa48 (1998), Nr. 3, S. 286-299, sowie ders.: Die Sowjetarmee in Polen. Die wirtshaftlihe Ausbeutungder Wiedergewonnenen Gebiete durh die sowjetishe Armee 1945-1947, in: Osteuropa 49 (1999),Nr. 2, S. 195-207. Vgl. auh Stanisªaw �ah: Spoªezno-polityzne aspekty stajonowania ArmiiCzerwonej na ziemiah odzyskanyh po II wojnie ±wiatowej [Gesellshaftspolitishe Aspekte derStationierung der Roten Armee in den Wiedergewonnenen Gebieten nah dem Zweiten Weltkrieg℄,in: Wªadze komunistyzne (wie Anm. 57), S. 255-277. Mit den Auswirkungen des Unverständnissesder Roten Armee gegenüber der Nationalitätenproblematik im ehemaligen Ostpreuÿen beshäf-tigt sih Czesªaw Os�kowski: Mazurzy wobe referendum z 30.06.1946 [Die Masuren und dasReferendum vom 30.06.1946℄, in: Borussia 1996, Nr. 12, S. 99-102.59 Sprawozdanie Wydziaªu Osiedle«zego z 1. lipa 1945 r. [Beriht der Ansiedlungsabteilungvom 1. Juli 1945℄, AAN, MAP 2457, Bl. 31.
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güter zum Ernteeinsatz verfügt.60 Als immer klarer wurde, daÿ die erst langsamins ehemalige Ostpreuÿen einströmende polnishe Bevölkerung die Ernteaktion desJahres 1945 niht bewältigen konnte, verfügte der Regierungsbevollmähtigte, dieDeutshen �ähendekend zwishen dem 1. und 10. Juli aus den Städten auf groÿeLandgüter umzusiedeln. Eine Aufstellung vom 15. Juni 1945 über die Aufteilung derErnte�ähen zwishen der Roten Armee, dem polnishen Heer und der Zivilbevölke-rung zeigt allerdings, daÿ über die Hälfte der zur Verfügung stehenden Ernte�ähevon der Roten Armee beanspruht wurde.61 Die auf dem Land lebenden Deutshensollten an ihren Wohnorten bleiben.62 Die polnishen Behörden wollten damit ver-hindern, daÿ leerstehende deutshe Höfe Plünderungen anheim�elen und somit dieAnsiedlung der zentral- und ostpolnishen Neusiedler ershwert würde.Gerade in jener Zeit, als die Deutshen shon rein zahlenmäÿig eine Gefahr für diesih etablierende polnishe Staatsgewalt hätten darstellen können, trug die polni-she Politik ihnen gegenüber einen besonders diskriminierenden Charakter. In dengröÿeren Städten wurden sie in gesonderte Stadtteile, die häu�g als Ghettos be-zeihnet wurden, umgesiedelt. Immer wieder tauht in den Quellen die Kennzeih-nungsp�iht für die Deutshen auf. Lokale Behörden waren bestrebt, die Deutshenmit Hilfe von weiÿen Armbinden, auf denen ein �N� (für �Niemie� = �Deutsher�)angebraht sein sollte, zu stigmatisieren. Solhe Versuhe wurden jedoh sowohl vonder Regionalverwaltung in Allenstein als auh von der Regierung in Warshau mitdem Hinweis auf das internationale Ansehen Polens unterbunden.63 Anklänge an diePraktiken nationalsozialistisher Besatzungsherrshaft gab es auh bei der Behand-lung deutsher Waisenkinder. Die Allensteiner Regionalverwaltung beabsihtigte zu-nähst, alle deutshen elternlosen Kinder zu polonisieren. Dabei sollten Kinder unterzehn Jahren wie ihre polnishen Altersgenossen behandelt werden. Ältere Kinder,bei denen shon eine In�ltration durh den Nationalsozialismus vermutet wurde,sollten nur eine begrenzte handwerklihe Ausbildung erhalten.64 Die Anweisungendes Ministeriums für Ö�entlihe Verwaltung widersprahen diesem Programm je-

60 Instrukja w zwi¡zku z przej�iem wªadzy administrayjnej w Okr�gu Mazurskim z 24. maja1945 r. [Instruktion im Zusammenhang mit der Amtsübernahme im Gebiet Masuren vom 24. Mai1945℄, APO, UPOM 2, Bl. 147-148.61 Zestawienie podziaªu przeprowadzenia akji »niwnej w okr�gu mazurskim [Übersiht über dieEinteilung zur Durhführung des Ernteeinsatzes im Gebiet Masuren℄, AAN, MAP 2460, Bl. 96. Wieaus den Quellen hervorgeht, setzte auh die Rote Armee auf den von ihr zur Ernte beanspruhtenFlähen vornehmlih die deutshe Bevölkerung ein.62 Vgl. Dokument Nr. 242, Instrukja Peªnomonika Rz¡du R.P. na Okr�g Mazurski pªk. dr JakubPrawin do wszystkih Starostów z 22. zerwa 1945 r. [Instruktion des Regierungsbevollmähtigtender Republik Polen für den Verwaltungsbezirk Masuren, Oberst Dr. Jakub Prawin, an alle Starostenvom 22. Juni 1945℄, APO, UPOM 71, Bl. 11. Vgl. dieses Dokument auh in: Warmiay i Mazurzyw PRL (wie Anm. 13), S. 43.63 Okólnik MAP z 22. listopada 1945 r. [Rundshreiben des MAP vom 22. November 1945℄, APO,UPOM 5, Bl. 221-222.64 Vgl. Dokument Nr. 250, Okólnik Wydziaªu Spoªezno-Polityznego Urz�du Peªnomonika z 18.lipa 1945 r. [Rundshreiben der Gesellshaftspolitishen Abteilung beim Amt des Regierungsbe-vollmähtigten vom 18. Juli 1945℄, APO, UPOM 5, Bl. 186.
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doh mit dem Hinweis, daÿ bei den Maÿnahmen gegenüber den Deutshen keine ander nationalsozialistishen Politik orientierte Vergeltung geübt werden sollte.65Die Aussiedlung der Deutshen aus ihren Wohnungen in den Städten verlief äuÿerstbrutal. In Allenstein gab man ihnen eine halbe Stunde Zeit, die wihtigsten Gegen-stände des persönlihen Gebrauhs sowie Lebensmittel zusammenzupaken. Danahmuÿten sie ihre Wohnung räumen.66 Während die meisten Deutshen auf dem Landzur Ernte eingesetzt waren, wurden die in den Städten verbliebenen Menshen zuAufräumarbeiten herangezogen. Sie muÿten Trümmer beseitigen, die Kanalisationreinigen oder besonders gefährlihe Aufgaben im sanitären Bereih übernehmen.Hierzu zählte zum Beispiel ihr Einsatz bei der Bekämpfung von Typhusepidemienund anderen anstekenden Krankheiten.67 Eine Entlohnung der Deutshen war nihtvorgesehen. Sie sollten lediglih von ihren Arbeitgebern verp�egt werden. In diesemwie auh in anderen Fällen wirkte es sih für die deutshe Bevölkerung des Verwal-tungsbezirkes Allenstein negativ aus, daÿ es im Jahr 1945 noh kaum einheitlihe,von der Zentrale in Warshau erlassene Verordnungen gab, welhe ihre Behand-lung durh die Behörden regelten. Während sie zum Beispiel in anderen polnishenRegionen für ihre Arbeit mit Geld entlohnt wurden, verbot der Allensteiner Re-gierungsbevollmähtigte dies kategorish.68 Auh bei der medizinishen Versorgungder Deutshen verfolgte Prawin ihnen gegenüber eine rigide Politik. Er erklärte, daÿsie für ihre ärztlihe Versorgung selbst zu sorgen hätten und kein Anreht auf ei-ne Behandlung durh polnishe Mediziner besäÿen.69 Auh die noh in der Region65 Das MAP wies im September ausdrüklih darauf hin, daÿ polnishe Behörden keinesfallsdeutshe Kinder so behandeln dürften, wie die Deutshen während des Krieges polnishe Kinderbehandelt hätten, vgl. Pismo Departamentu Polityznego MAP do Departamentu Samorz¡dowego z29. wrze±nia 1945 r. [Brief der Politishen Abteilung des MAP an die Abteilung für Selbstverwaltungvom 29. September 1945℄, AAN, MAP 23, Bl. 5.66 Vgl. auh Dokument Nr. 247, Sprawozdanie Kierownika Urz�du do Spraw Niemiekih Zarz¡duMiejskiego m. Olsztyna z 4. lipa 1945 r. [Beriht des Leiters des Amtes für deutshe Angelegen-heiten der Stadtverwaltung Allenstein vom 4. Juli 1945℄, APO, ZMO 113, Bl. 133.67 Vgl. auh Dokument Nr. 236, Pismo Zarz¡du Miejskiego m. Olsztyna do Referenta Kontrolinad Niemami z 2. zerwa 1945 r. [Brief der Stadtverwaltung Allenstein an den Referenten zurKontrolle der Deutshen vom 2. Juni 1945℄, APO, ZMO 113, Bl. 222.68 Prawin sprah sih ausdrüklih gegen eine Entlohnung der Deutshen in Geld aus. Er verfügte,daÿ sie lediglih Lebensmittel für ihre Arbeit erhalten sollten, vgl. Dokument Nr. 251, Okólnik Nr.63a Peªnomonika Rz¡du R.P. na Okr�g Mazurski z 19. lipa 1945 r. [Rundshreiben Nr. 63a desRegierungsbevollmähtigten der Republik Polen für den Verwaltungsbezirk Masuren vom 19. Juli1945℄, APO, UPOM 1, Bl. 55.69 Vgl. Zenon Romanow: Ludno±¢ niemieka na Ziemiah Zahodnih i Póªnonyh 1945-1947[Die deutshe Bevölkerung in den West- und Nordgebieten 1945-1947℄, Sªupsk 1992, S. 125. Defato wurden die Deutshen jedoh auh von polnishen Ärzten medizinish versorgt, da nur sodas Übergreifen von Epidemien auf die restlihe Bevölkerung der Region verhindert werden konnte.Generell stellt sih für den Regierungsbezirk Allenstein � wie für die anderen neuen polnishenGebiete � die Frage, welhen Rehtsnormen deren deutshe Bewohner vor der Übertragung der pol-nishen Rehtsordnung am 13. November 1945 unterlagen. Der Au�assung Witold Gieszzy«skis,daÿ die rehtlihe Lage der Deutshen durh die Verordnung des Präsidenten der Republik vom13. August 1926 geregelt wurde, wonah die Deutshen als unerwünshte Ausländer zu behandelnseien, die der Aussiedlung unterlägen, ist niht zuzustimmen. Vgl. Witold Gieszzy«ski: Ud-ziaª Pa«stwowego Urz�du Repatriayjnego w akji przesiedle«zej ludno±i niemiekiej z Warmii iMazur po zako«zeniu II wojnie ±wiatowej [Die Beteiligung des Staatlihen Repatriierungsamtes
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verbliebenen Einheiten der Roten Armee wollten sih die deutshe Bevölkerung alsArbeitskräfte zunutze mahen. Von polnisher Seite kam es zu Klagen darüber, daÿes shwierig sei, deutshe Arbeiter zu rekrutieren, da diese wegen der besseren Ver-p�egung lieber bei den Sowjets arbeiten wollten. Die Allensteiner Stadtverwaltungrihtete daher im Juni 1945 zur besseren Organisation des deutshen Arbeitseinsat-zes ein �Amt für deutshe Angelegenheiten� ein. Dort wurde über die Aussiedlungder Deutshen in geshlossene Wohnviertel in Vorortbezirken und über die Nutzungdes deutshen Arbeitskräftepotentials entshieden. Die deutshe Bevölkerung hatteVerbindungsleute zu benennen, die den polnishen Behörden die geforderten Ar-beitskräfte bereitstellen muÿten.70 Da die Aussiedlung der Deutshen aus Allensteinauf umliegende Landgüter jedoh shon im September so gut wie abgeshlossen war,stellte diese Behörde ihre Tätigkeit im Herbst 1945 ein.Die diskriminierenden Maÿnahmen der polnishen Behörden sowie die harten Le-bensbedingungen für die deutshe Bevölkerung führten dazu, daÿ viele Menshenim Laufe des Jahres 1945 die Region verlassen wollten. Die polnishen Behördenshoben dem keinen Riegel vor. Zwar shränkten sie die Ausgabe von zur Ausreisenötigen Passiersheinen während der Erntezeit ein. Doh als die Ernte abgeshlos-sen war und es im Herbst 1945 immer klarer wurde, daÿ die Region im Winter ineine shwere Versorgungskrise geraten werde, die vor allem die in ihrer demogra-phishen Struktur geshwähten Deutshen tre�en und die Versorgungssituation fürdie gesamte Bevölkerung vershärfen würde, verfügte die polnishe Verwaltung denAusreisezwang. Bis zum 1. November muÿten sih alle Deutshen zur so bezeihne-ten �freiwilligen Ausreise� melden. Wer diesen Termin versäumte, sollte in ein Lagergebraht werden.71 Nur unersetzlihe deutshe Faharbeiter durften auf keinen Fallausreisen.72 Sie sollten bis zur ihrer Ablösung durh polnishe Fahkräfte in der Re-gion bleiben. Da es dort jedoh nur eine unbedeutende Anzahl an Industriebetriebengab, kann man die Zahl der verbliebenen Faharbeiter für das südlihe Ostpreuÿenvernahlässigen. Daÿ die Rede von der �Freiwilligkeit� nihts mit der Realität zutun hatte, zeigte eine Stellungnahme der Allensteiner Regionalverwaltung, in der sieerläuterte, wie die Ausreise der Deutshen foriert werden sollte: �Przez realizowaniean der Aussiedlungsaktion der deutshen Bevölkerung aus dem Ermland und aus Masuren nahdem Ende des Zweiten Weltkriegs℄, in: Ludno±¢ niemieka na ziemiah polskih i jej powojennelosy, red. Wªodzimierz Jastrz�bski, Bydgoszz 1995, S. 227. Zur rehtlihen Lage der deutshenBevölkerung vgl. auh Borodziej: Einleitung, S. 76-80.70 Vgl. Dokument Nr. 257, Sprawozdanie Urz�du do Spraw Niemiekih z 5. wrze±nia 1945 r.[Beriht des Amtes für deutshe Angelegenheiten vom 5. September 1945℄, APO, ZMO 114, Bl.69-70, vgl. das Dokument auh in: Warmiay i Mazurzy w PRL (wie Anm. 13), S. 71-72.71 Vgl. Dokument Nr. 260, Okólnik Nr. 172 Peªnomonika Rz¡du R.P. na Okr�g Mazurski z 1.pa¹dziernika 1945 r. [Rundshreiben Nr. 172 des Regierungsbevollmähtigten der Republik Polenfür den Verwaltungsbezirk Masuren vom 1. Oktober 1945℄, APO, UPOM 22, Bl. 70. Eine �ä-hendekende Verbringung ausreiseunwilliger Deutsher in Lager unterblieb. Im RegierungsbezirkAllenstein gab es im Jahr 1945 überhaupt nur ein gröÿeres Lager. Dies befand sih in DeutshEylau (Iªawa Niemieka). Die Polen hatten es von der Roten Armee übernommen, die dort deut-she Kriegsgefangene interniert hatte. Den Polen diente es ansheinend vor allem zur Segregationdeutsher und polnishstämmiger Wehrmahtssoldaten. Vgl. Warmiay i Mazurzy w PRL (wieAnm. 13), S. 58.72 Zum Problem der deutshen Arbeitskräfte vgl. auh Borodziej: Einleitung, S. 80-83.
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praw odwetowyh i norm stosowanyh w okresie okupaji przez niemów do Polakówi stwarzania warunków na podstawie któryh wyjazd z terenów Okr�gu stanie si�dla nih dobrodziejstwem.� [�Durh die Inkraftsetzung von Vergeltungsrehten undNormen, wie sie während der Okkupation von den Deutshen gegenüber den Polenangewendet wurden, und indem Bedingungen gesha�en werden, aufgrund derer dieAusreise aus den Gebieten des Bezirks für sie zu einem Segen wird.�℄73 In der pol-nishen Forshungsliteratur wird der Begri� �freiwillige Ausreise� zur Bezeihnungder Ereignisse der zweiten Hälfte des Jahres 1945 häu�g übernommen. Im Kontrastdazu bezeihnen polnishe Forsher die 1946 beginnende zentral gelenkte Aktionals �Zwangsaussiedlung�.74 Betrahtet man den bewuÿten Einsatz eines situativenZwangs durh die polnishen Behörden sowie durh die polnishe Bevölkerung imJahr 1945, so muÿ auh für das Jahr 1945 der Zwangsharakter der Vorgänge betontwerden.Mangelnde Transportkapazitäten, Ungewiÿheit über den Verbleib von Angehörigensowie der Wunsh, am Heimatort zu bleiben und die weitere Entwiklung abzuwar-ten, bedingten jedoh, daÿ trotz solher Anordnungen bis zum Beginn der organi-sierten Aussiedlungsaktion im Jahr 1946 nur einige zehntausend Deutshe im Jahr1945 die Region verlieÿen. Auh die sowjetishen Behörden, bei denen die Deutshenzur Arbeit eingesetzt waren, verhinderten oft deren Aussiedlung. Vergleiht man diestatistishen Angaben der polnishen Verwaltung aus dem Sommer 1945 mit denenvom Jahresbeginn 1946, so kann man eine Abnahme der deutshen Bevölkerungum rund 40.000 Personen konstatieren.75 Dabei ist immer zu berüksihtigen, daÿdie Zahlenangaben zur Bevölkerungsstruktur vor allem im ersten Nahkriegsjahrextrem unzuverlässig waren, da die polnishen Behörden oftmals noh niht übergenaue Angaben über die Zahl der Deutshen verfügten.76 Es ist daher davon aus-zugehen, daÿ die Abnahme dieser Bevölkerungsgruppe über dem aus den Statistikenermittelten Wert gelegen hat, zumal viele Deutshe sih auh auf eigene Faust oh-ne einen behördlih ausgestellten Passiershein auf den Weg nah Westen mahten.73 Vgl. Dokument Nr. 258, Okólnik Nr. 126 Peªnomonika Rz¡du R.P. na Okr�g Mazurski z 11.wrze±nia 1945 r. [Rundshreiben Nr. 126 des Regierungsbevollmähtigten der Republik Polen fürdas Gebiet Masuren vom 11. September 1945℄, APO, UPOM 1, Bl. 97-97v. Vgl. dieses Dokumentauh in: Warmiay i Mazurzy w PRL (wie Anm. 13), S. 83 f.74 Vgl. zum Beispiel Bernadetta Nitshke: Pierwsze zorganizowane wysiedlenia ludno±i nie-miekiej z Polski po konferenji pozdamskiej [Die ersten organisierten Aussiedlungen der deutshenBevölkerung aus Polen nah der Potsdamer Konferenz℄, in: �l¡ski Kwartalnik Historyzny �Sobótka�52 (1997) Nr. 3-4, S. 361.75 Im August 1945 lag die Zahl der Deutshen bei 142.312, vgl. Lizbowy stan ludno±i w Okr�guMazurskim na dzie« 25. sierpnia 1945 r. [Der zahlenmäÿige Bestand der Bevölkerung im GebietMasuren am 25. August 1945℄, AAN, MZO 1666, Bl. 159, im Dezember 1945 bei 99.609, vgl.Sprawozdanie Wydziaªu Osiedle«zego Urz�du Peªnomonika za miesi¡ grudzie« 1945 r. [Berihtder Ansiedlungsabteilung beim Amt des Regierungsbevollmähtigten für den Monat Dezember1945℄, AAN, MZO 669, Bl. 4.76 In den nördlihen Kreisen ging die Besetzung der Verwaltungsstellen durh polnishe Beam-te auh im Sommer 1945 nur sehr zögerlih voran. Über die bei der Roten Armee beshäftigtenDeutshen besaÿen polnishe Stellen keine statistishen Unterlagen, da die sowjetishen Militär-kommandanten ihnen häu�g den Zutritt zu den von ihnen besetzten Landgütern und Betriebenverweigerten.
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Tadeusz Baryªa geht davon aus, daÿ mindestens 60.000 Deutshe im Jahr 1945 dieRegion verlieÿen77, andere Shätzungen sprehen sogar von über 90.000 Personen.78Entgegen seiner Anordnung vom Herbst 1945, so viele Deutshe wie möglih zumVerlassen der Region zu bewegen, verfügte der Regierungsbevollmähtigte in Allen-stein in den Wintermonaten mehrmals, mit der Aussiedlung der Deutshen aus dennördlihen Kreisen der Region zu warten, bis polnishe Neusiedler dort den deut-shen Besitz übernehmen konnten.79 In diesen Teil des Allensteiner Gebietes warenim Verlauf des Jahres 1945 erst wenige Ansiedler gekommen. Prawin wollte verhin-dern, daÿ leerstehende Häuser und landwirtshaftlihe Betriebe Plünderungen undVerwüstungen anheim�elen. Hier wird deutlih, daÿ die Behandlung der Deutshenim Laufe des Jahres 1945 als eines von vielen Problemen angesehen wurde, mit de-nen die strukturshwahe Region zu kämpfen hatte. Die Behörden nahmen gegenüberdieser Bevölkerungsgruppe eine pragmatishe Haltung ein. Allgemeine Erwägungen,wie man unter moralishen Gesihtspunkten mit den Deutshen zu verfahren habe,die in den Dokumenten der Zentrale in Warshau häu�g eine wihtige Rolle spielten,�ndet man in den Dokumenten auf der Wojewodshafts- und Kreisebene kaum. Daÿdie Deutshen auf lange Siht das ehemalige Ostpreuÿen zu verlassen hatten, standauÿer Frage. Die Geshwindigkeit dieses Prozesses wurde jedoh immer mehr durhandere politishe und soziale Probleme dieser Region diktiert. Versorgungsengpäs-se, Ansiedlungsprobleme sowie die Behandlung des polnishstämmigen Teiles derostpreuÿishen Bevölkerung nahmen auf der Agenda der Behörden eine zunehmendwihtigere Rolle ein als die noh verbliebenen Deutshen. Deren Behandlung wurdemit der Zeit weniger als politishes Problem eigener Art angesehen, sondern spielteim Rahmen anderer Kon�ikte, die vor allem ökonomisher Natur waren, eine eheruntergeordnete Rolle.Ein weiterer Grund dafür, daÿ viele Deutshe 1945 noh in Ostpreuÿen blieben, magin der in den Quellen vielfah geshilderten weitgehenden Passivität der Deutshengelegen haben, die sih erst nah und nah vom Trauma des verlorenen Kriegesund dessen Folgen erholt zu haben sheinen. Niedergeshlagenheit, Passivität sowieUnterwür�gkeit zeihneten sie nah den polnishen Situationsberihten aus. Sehrselten tauht in den Quellen die Warnung vor deutshen Banden und einer orga-nisierten deutshen Widerstandsbewegung auf. Solhe Hinweise sollten wohl eherdie Wahsamkeit der polnishen Behörden gegenüber eventuellen deutshen Sabo-tageakten erhöhen und der polnishen Zivilbevölkerung ein negatives Deutshenbildvermitteln. Mit der Realität hatten diese Szenarien nur wenig zu tun.80 Shon diedemographishe Struktur der noh anwesenden Deutshen mahte die Entstehungeiner shlagkräftigen Widerstandsbewegung unwahrsheinlih. Infolge der Kriegser-77 Okr�g Mazurski w raportah Jakuba Prawina (wie Anm. 37), S. XVII.78 Gieszzy«ski (wie Anm. 69), S. 238.79 Vgl. die vershiedenen Sprawozdania Peªnomonika Rz¡du R.P. na Okr�g Mazurski [Berihtedes Regierungsbevollmähtigten der Republik Polen für den Verwaltungsbezirk Masuren℄ Ende desJahres 1945 in APO, UPOM 32, Bl. 40, Bl. 49, Bl. 60.80 Meldungen über deutshe Widerstandsgruppen kamen selten vor und waren meist sehr va-ge formuliert. Einen sehr viel gröÿeren Raum in den Berihten zur Siherheitslage nahmen dieBeshwerden der Behörden über sowjetishe Marodeure und polnishe Plünderer ein.
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eignisse waren vor allem Frauen, Kinder und ältere Menshen in der Region zurük-geblieben.81 Diese bedrohten die Polen niht durh Partisanentätigkeit, sondern eherdadurh, daÿ sie Wohnraum blokierten und die ohnehin gespannte Versorgungslageder Region zuspitzten. In den Monaten nah Kriegsende shritt die Pauperisierungdieser Bevölkerungsgruppe rash voran. In den Stellungnahmen der Kreisvorsteher(Staroste) häuften sih seit dem Herbst 1945 Berihte über Deutshe, die hungertenund von den Behörden ihre Aussiedlung forderten. Die Verdrängung der Deutshenaus ihren Wohnungen durh polnishe Umsiedler aus Zentralpolen sowie die An-kunft der ersten ostpolnishen Repatrianten aus dem Wilna-Gebiet im Herbst 1945,die selbst oft über keine Nahrungsmittelreserven verfügten, vershärfte die ohnehinangespannte Versorgungssituation.82 Auh die Ausbreitung anstekender Krankhei-ten traf die deutshe Bevölkerung besonders stark. Der Kreisvorsteher von Röÿel(Reszel) konstatierte rükblikend im Januar 1946: �Epidemia tyfusu brzusznego wjesieni gwaªtownie szzerz¡a si�, w grudniu osªabªa � o tªumazy si� z jednej stro-ny wynikiem przeprowadzonyh szzepie« ohronnyh, z drugiej za± wyjazdem niem-ów.� [�Die sih im Herbst enorm ausbreitende Epidemie von Unterleibstyphus hatim Dezember nahgelassen � was zum einen als Ergebnis der durhgeführten Shutz-impfungen, zum anderen aber mit der Ausreise der Deutshen zu erklären ist.�℄83Es ist Zenon Romanow zuzustimmen, der bei der Beshreibung der Lebensverhält-nisse der Deutshen in den neuen polnishen Gebieten zu dem Ergebnis kommt, daÿder soziale Abstieg der Deutshen im ehemaligen Ostpreuÿen besonders rash undradikal verlief.84Die Anwesenheit der Deutshen stellte somit zwar keine akute Bedrohung für diePolen dar, doh trug sie zur Verknappung der Ressouren sowie zur Ausbreitunganstekender Krankheiten bei. Zudem wurde den polnishen Neusiedlern das Gefühlvermittelt, daÿ die Zugehörigkeit des südlihen Ostpreuÿen zu Polen niht endgültigsei, solange sih noh Deutshe in dem Gebiet aufhielten. Dieses Gefühl der Vor-läu�gkeit manifestierte sih auh im Verhalten der Umsiedler aus Zentralpolen, dienah Ostpreuÿen fuhren, dort sih eine in ihren Augen gerehtfertigte Kompensati-on für das von ihnen unter der nationalsozialistishen Okkupation erlittene Unrehtholten und dann in ihre zentralpolnishen Heimatorte zurükkehrten, anstatt sih indem neuen polnishen Territorium niederzulassen.85 Die Bevölkerung Ostpreuÿens81 Stanisªaw �yromski hat nahgewiesen, daÿ von den in den Jahren 1946 bis 1948 ausgesiedeltenDeutshen fast zwei Drittel weiblihen Geshlehts waren, vgl. Stanisªaw �yromski: Przesiedlenieludno±i niemiekiej z województwa olszty«skiego poza granie Polski w latah 1945-1950 [Die Aus-siedlung der deutshen Bevölkerung aus der Wojewodshaft Allenstein nah auÿerhalb der GrenzenPolens in den Jahren 1945-1950℄, in: KMW Nr. 3 (105) (1969), S. 405. Vgl. auh Borodziej:Einleitung, S. 99-106, hier S. 103.82 Vgl. Wrzesi«ski: Proes zasiedlenia (wie Anm. 18), S. 195.83 Sprawozdanie sytuayjne Starosty Reszelskiego z 8. styznia 1946 r. za grudzie« 1945 r. [Situa-tionsberiht des Starost von Röÿel vom 8. Januar 1946 für Dezember 1945℄, APO, SP Reszelskie wBiskupu 63, Bl. 5.84 Romanow (wie Anm. 69), S. 128.85 Zu den Plünderern, die im Nahkriegspolen �szabrowniy� genannt wurden, vgl. das gleihna-mige Kapitel bei Philipp Ther: Deutshe und polnishe Vertriebene. Gesellshaft und Vertriebe-nenpolitik in der SBZ/DDR und in Polen 1945-1956, Göttingen 1998, S. 297-301.
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setzten sie mit den verhaÿten nationalsozialistishen Besatzern gleih, egal ob es sihum Deutshe oder Ermländer und Masuren polnisher Abstammung handelte. DiesePlünderungszüge betrafen besonders die direkt an der ehemaligen deutsh-polnishenGrenze gelegenen Kreise. Ebendort lebten aber auh die meisten der vom polnishenStaat für sih beanspruhten �Autohthonen� und muÿten erleben, wie ihre (zukünf-tigen) polnishen Mitbürger sie ausraubten und als Deutshe und Nationalsozialistenbehandelten. Doh niht nur Teile der polnishen Bevölkerung, sondern auh vieleBeamte der unteren Verwaltungsebene zeigten eine solhe undi�erenzierte Haltunggegenüber der komplizierten Nationalitätensituation des südlihen Ostpreuÿen. Vorallem ihre evangelishe Konfession mahte die Masuren in den Augen vieler Polenzu Deutshen.Der Regierungsbevollmähtigte in Allenstein erkannte früh die Bedeutung, welhedie Gewinnung dieser Bevölkerungsgruppe für den polnishen Staat besaÿ. Shonam 24. April 1945 verfügte er die Registrierung aller Ermländer und Masuren, diesih zu ihrer polnishen Abstammung bekannten.86 Die Registrierten erhielten ei-ne vorläu�ge Besheinigung über ihre Zugehörigkeit zur polnishen Nation. BeimAmt des Regierungsbevollmähtigten in Allenstein entstand am 16. Juni 1945 das�Polnishe Nationalitätenkomitee�, dem � wie die weitere Entwiklung zeigen sollte� die kaum lösbare Aufgabe übertragen wurde, eine eindeutige Trennung zwishendeutsher und einheimisher ermländisher und masurisher Bevölkerung vorzuneh-men, letztere vor Übergri�en zu shützen und durh staatlihe Unterstützung undsogenannte Repolonisierungskurse in die polnishe Gesellshaft einzugliedern. Er-shwert wurde diese Integration auh durh die mangelnde Rehtssiherheit in denneuen polnishen Nord- und Westgebieten. Das zuständige Ministerium für die Wie-dergewonnenen Gebiete (MZO) erlieÿ erst im April 1946 eine zentrale Verordnungzur Feststellung der polnishen Staatsangehörigkeit für Personen polnisher Abstam-mung in den �Wiedergewonnenen Gebieten�.87 Viele Ermländer und Masuren hat-ten sih in der Zwishenzeit von ihrer Registrierung und dem damit verbundenenWunsh, in ihrer alten Heimat zu bleiben88, distanziert. Die Behandlung durh pol-86 Die Behörden in Allenstein untershieden zumeist niht zwishen der ermländishen und masu-rishen Bevölkerung. Für sie �elen beide Gruppen gleihermaÿen unter den Begri� der �Autohtho-nen�. Bei der Betrahtung der Veri�zierungsaktion wird deutlih, daÿ sih die polnishstämmigenErmländer ein sehr viel engeres Verhältnis zur polnishen Kultur und Nationalität bewahrt hatten.Ihre Veri�zierung war im Jahr 1946 shon weit fortgeshritten und konnte 1948 als abgeshlossengelten. Vgl. dazu die Statistiken bei Belzyt: Mi�dzy Polsk¡ a Niemami (wie Anm. 8), S. 80 f.,116, 160, sowie Andrzej Sakson: Lizebno±¢ ludno±i rodzimej na Mazurah [Die Zahl der ein-heimishen Bevölkerung in Masuren℄, in: KMW Nr. 3-4 (177-178) (1987), S. 483-491, hier S. 486f. 87 Die Verordnung des MZO vom 6. April 1946 bestimmte das Verfahren zur Feststellung der pol-nishen Staatsangehörigkeit. Am 28. April des gleihen Jahres wurde ein �Gesetz über die polnisheStaatsangehörigkeit von Personen polnisher Abstammung in den Wiedergewonnenen Gebieten� er-lassen. Vgl. auh Borodziej: Einleitung, S. 107.88 Bis zum Jahresende 1945 hatten sih immerhin 55.000 Personen als polnishstämmig regi-strieren lassen. In den folgenden Jahren sank die Zahl der Registrierungen beträhtlih. Bis zumJahr 1950 lagen den Behörden insgesamt nur 55.000 neue Anträge auf die Erteilung der polnishenStaatsbürgershaft vor, vgl. Leszek Belzyt: Polska ludno±¢ rodzima na Warmii, Mazurah i Po-wi±lu w latah 1945-1950 [Die einheimishe polnishe Bevölkerung im Ermland, in Masuren und
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nishe Ansiedler und Beamte, die sie als Deutshe betrahteten, sowie der Mangelan Rehtsnormen, die ihnen ihr Eigentum hätten garantieren können, hatten beiihnen die Überzeugung verstärkt, daÿ in dem neuen polnishen Staat kein Platzfür sie sei.89 Sie betrahteten sih infolgedessen als Deutshe und wollten die Regi-on verlassen. Die polnishen Behörden im ehemaligen Ostpreuÿen standen vor demDilemma, daÿ von der Regierung einerseits eine rashe Abwanderung der deutshenBevölkerung erwünsht, andererseits aber eine möglihst umfassende Gewinnung der�Autohthonen� für den polnishen Staat angestrebt wurde. Es galt also zu verhin-dern, daÿ Menshen polnisher Herkunft zusammen mit den Deutshen das Gebietverlieÿen. Gleihzeitig muÿte gewährleistet werden, daÿ sih kein Deutsher unterdem Dekmantel seines angeblihen Masurentums der Aussiedlung entzog. In die-sem Kon�iktfeld ist die gesamte organisierte Aussiedlungsaktion seit dem Jahr 1946in der Wojewodshaft Allenstein zu sehen, die aus diesem Grund erst später als inanderen Teilen der �Wiedergewonnenen Gebiete� begann.Gründe für die Verzögerung der organisierten ZwangsaussiedlungZu Beginn des Jahres 1946 betrug die Zahl der Deutshen in der WojewodshaftAllenstein nah behördeninternen Angaben noh a. 100.000 Personen. Damit hatteihre Zahl seit dem August 1945 um etwa 43.000 abgenommen. Doh hierbei dürf-te es sih niht nur um das Ergebnis der Abwanderungsbewegung handeln. Es istebenso zu berüksihtigen, daÿ die Zahl der einheimishen ermländishen und ma-surishen Bevölkerung auf 58.287 Personen gestiegen war.90 Ein niht unerhebliherTeil davon war im Sommer 1945 siherlih noh zur deutshen Bevölkerungsgruppegezählt worden, während die polnishen Behörden zu Beginn des Jahres 1946 ver-stärkt darum bemüht waren, diese Personen national zu vereinnahmen. Bevor diezentral geplante Aussiedlungsaktion begann, lebten also noh a. 100.000 �ehte�Deutshe in der hier untersuhten Region. Während die Deutshen jedoh in dennördlihen Kreisen wie zum Beispiel im Kreis Braunsberg (Braniewo) auh 1946noh die Mehrheit der Bevölkerung stellten und durh ihre Anwesenheit die syste-matishe Ansiedlung von Polen ershwerten, berihtete der Kreisvorsteher des imSüdwesten der Region gelegenen Kreises Rosenberg (Susz) im Januar 1946, daÿ dortdie Abwanderung der Deutshen fast abgeshlossen sei und sih nur noh a. 300Deutshe im Kreis aufhielten. Als die von Warshau verfügte Aussiedlungsaktionim Februar 1946 beginnen sollte, ordnete das MZO in einem Rundshreiben an, dieim Weihselgebiet in den Jahren 1945-1950℄, in: Polska ludno±¢ rodzima na ziemiah zahodnihi póªnonyh po II wojnie ±wiatowej [Die einheimishe polnishe Bevölkerung in den West- undNordgebieten nah dem Zweiten Weltkrieg℄, z�±¢ II, hrsg. von Robert Rauzi«ski und StanisªawSenft, Opole 1990, S. 56-57.89 Zur Lage der Ermländer und Masuren im ersten Nahkriegsjahr vgl. die shon mehrfah er-wähnte Quellensammlung: Warmiay i Mazurzy w PRL (wie Anm. 13), die den besten Überblikzu diesem Problem gibt.90 Sprawozdanie Wydziaªu Osiedle«zego Urz�du Peªnomonika w Olsztynie za miesi¡ grudzie«1945 r. [Beriht der Ansiedlungsabteilung beim Amt des Regierungsbevollmähtigten in Allensteinfür den Monat Dezember 1945℄, AAN, MZO 669, Bl. 4.
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Regionen mit zahlreiher autohthoner Bevölkerung zunähst niht miteinzubezie-hen.91 Der Abshluÿ der Veri�zierungsaktion, welhe die Ermländer und Masurenpolnisher Herkunft von den Deutshen untersheiden sollte, war eigentlih für denJuni 1946 geplant.92 Dieser Termin wurde jedoh immer wieder vershoben, da dieVeri�zierung nur shleppende Fortshritte mahte. Somit konnte auh die geplan-te Aussiedlungsaktion noh niht beginnen, da die Listen mit den auszusiedelndenDeutshen erst erstellt werden konnten, wenn die einheimishe Bevölkerung �Dorffür Dorf� überprüft worden war.93 Doh der zunehmende Strom polnisher Siedlernah Ostpreuÿen lieÿ die Aussiedlung der deutshen Bevölkerung immer dringliherwerden. Häu�g wandten sih einzelne Kreisvorsteher an die Wojewodshaftsverwal-tung in Allenstein mit der Forderung, endlih mit der Aussiedlung der Deutshenzu beginnen, da sie ansonsten keine Möglihkeit sähen, die ostpolnishen Ansiedler,die vor allem seit dem Frühjahr 1946 massenhaft in der Region angekommen seien,unterzubringen und zu verp�egen.Neben diesen materiellen Problemen, welhe die noh verbliebenen Deutshen ver-ursahten, sahen die polnishen Behörden in ihrer Anwesenheit auh einen Grundfür die geringen Fortshritte bei der Gewinnung der einheimishen Bevölkerung fürden polnishen Staat. Man meinte, daÿ die Präsenz der deutshen Sprahe in derÖ�entlihkeit den Glauben der polnishstämmigen einheimishen Bevölkerung andie Dauerhaftigkeit der staatlihen Etablierung Polens in dieser Region untergrü-be. Daher waren die polnishen Behörden darum bemüht, deutshe Arbeitskräftemöglihst durh Polen zu ersetzen. Dies betraf vor allem Arbeitsplätze in der öf-fentlihen Verwaltung. Aber auh in Restaurants, Hotels und an anderen Orten,wo die Deutshen regelmäÿig Kontakt mit der Bevölkerung hielten, wurde ihnenihre Beshäftigung untersagt.94 Auh die Arbeit von Deutshen für polnishe Pri-vatpersonen sollte gänzlih unterbunden werden. Zum einen fürhtete man, daÿ dieDeutshen in solhen Fällen polnishen Arbeitnehmern die Stellen wegnähmen (dieDeutshen waren bei Privatleuten gern gesehene � weil billige � Arbeitskräfte), zumanderen war eine zahlenmäÿige Erfassung solher privat beshäftigter Personen na-91 Okólnik poufne Nr. 2 MZO z 20. mara 1946 r. [Vertraulihes Rundshreiben Nr. 2 des Mi-nisteriums für die Wiedergewonnenen Gebiete vom 20. März 1946℄, AAN, PUR I/11, Bl. 133-134.Ausgenommen von der Aussiedlungsaktion waren das Oppelner Shlesien (�l¡sk Opolski), das Le-buser Land (Ziemia Lubuska), die Wojewodshaft Pommerellen (Województwo Pomorskie) sowieder Verwaltungsbezirk Masuren (Okr�g Administrayjny Mazurski). Vgl. auh Borodziej: Einlei-tung, S.108-109.92 Die polnishen Behörden planten, die Veri�zierung möglihst noh vor dem für Ende Juni 1946geplanten Referendum abzushlieÿen, um den �Autohthonen� die Teilnahme daran zu ermöglihen,da sie sih von diesen besonders bei der Frage nah der neuen polnishen Westgrenze eine hoheZustimmung erwarteten. Czesªaw Os�kowski hat jedoh nahgewiesen, daÿ gerade die Masuren dieseFrage des Referendums mit Nein beantworteten, vgl. Os�kowski: Mazurzy wobe referendum z30.VI.1946 r. (wie Anm. 58), S. 99-102.93 Vgl. Dokument Nr. 275, Okólnik Peªnomonika Rz¡du R.P. na Okr�g Mazurski z 6. kwietnia1946 r. [Rundshreiben des Regierungsbevollmähtigten der Republik Polen für den Verwaltungs-bezirk Masuren vom 6. April 1946℄, APO, SP w Iªawie 15, Bl. 4.94 Vgl. Dokument Nr. 284, Pismo Okólne Wojewody Olszty«skiego z 23. lipa 1946 r. [Rund-shreiben des Wojewoden von Allenstein vom 23. Juli 1946℄, APO, UWO 247, Bl. 47-48. Vgl. auhDok. 120.
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hezu unmöglih und ershwerte eine möglihst genaue Statistik der noh anwesendenDeutshen. Niht nur die Deutshen selbst, sondern auh die deutshe Sprahe undKultur sollten aus der Ö�entlihkeit vershwinden. Immer wieder riefen die Behör-den dazu auf, deutshe Inshriften auf Gebäuden, Straÿenshildern oder Werbetafelndurh polnishe zu ersetzen.95Den Deutshen wurde vorgeworfen, bei den Einheimishen negative Propaganda ge-genüber Polen zu betreiben und ihnen von der Veri�zierung abzuraten. Niht zuletztaus diesem Grund sollte der erste organisierte Aussiedlertransport aus der Wojewod-shaft Allenstein am 14. August 1946 vor allem Priester und Lehrer umfassen, dieals Drahtzieher und Multiplikatoren jener antipolnishen Einstellung galten.96 DerTransport sollte gleihsam als Generalprobe für die danah beginnende Massenaus-siedlung dienen. Diese sollte sih in ihrem Ablauf an den vom MZO herausgegebe-nen Rihtlinien orientieren. Auh in der Wojewodshaft Allenstein kam es jedoh zuzahlreihen Verstöÿen gegen diese Vorgaben, die einen humanen Ablauf der Aussied-lung gewährleisten sollten. Hier sind die mangelnde ärztlihe Versorgung, die bru-tale Behandlung der Betro�enen durh die Polizei- und Siherheitskräfte oder dieunrehtmäÿigen Beshlagnahmen von Gepäk durh Revisionskommissionen zu nen-nen. Häu�g wurden die Deutshen auh shon auf ihrem Weg zu den Sammelstellenausgeraubt. Dazu kamen übermäÿig lange Aufenthaltszeiten an den Sammelpunkten,die vor allem in den Herbst- und Wintermonaten zu shweren Erkrankungen odersogar Todesfällen führten, da dort niht ausreihend Heizmaterial zur Verfügungstand.97 Hier wurden die Deutshen niht nur von den Zoll- und Revisionskom-missionen überprüft, sondern auh von speziellen Veri�zierungskommissionen, diePersonen angeblih polnisher Abstammung aus den Transporten aussondern soll-ten. Deren Tätigkeit hatte häu�g eine Verzögerung der Abfertigung der Transporte95 Manhmal klagten die Behörden sogar über den Übereifer der örtlihen Administration bei der�Entdeutshung� des ö�entlihen Raumes. Bei einer Inspektion der Stadtverwaltung von Allensteinhatte man festgestellt, daÿ die Kopernikusstraÿe in �Straÿe des 3. Mai� umbenannt worden war.Kritish wurde hierzu angemerkt: �Chyba nikt nie w¡tpi w polsko±¢ Kopernika, a tylko zmieni¢nazw� uliy, »e ona za zasów niemiekih t� nazw� nosiªa, fakt taki nie wytrzymuje krytyki.� [�Esdürfte wohl niemand am Polentum des Kopernikus zweifeln, und einen Straÿennamen zu ändern,nur weil die Straÿe zu deutsher Zeit diesen Namen trug - ein solhes Verfahren hält der Kritikniht stand.�℄, vgl. Sprawozdanie z inspekji Zarz¡du Miejskiego w Olsztynie z 10. pa¹dziernika1945 r. [Beriht von einer Inspektion der Stadtverwaltung in Allenstein vom 10. Oktober 1945℄,AAN, MAP 2172, Bl. 96.96 Vgl. Dok. 283, Wojewoda Olszty«ski dot. repatriaji Niemów z 19. lipa 1945 r. [Der Wojewodevon Allenstein betr. die Repatriierung der Deutshen vom 19. Juli 1945℄, APO, UWO 268, Bl. 45.97 Angesihts der Fülle solher Vorfälle kann man die im groÿen und ganzen positive Bewer-tung des Ablaufs der Aussiedlungsaktion, welhe Sakson vornimmt, kaum teilen. Sakson: Stosunkinarodowo±iowe (wie Anm. 17), S. 76-77. Der Hinweis, daÿ es auh in anderen Regionen Polensbei der Aussiedlung zu Übergri�en kam oder daÿ die Zustände im nördlihen Ostpreuÿen oderder Tshehoslowakei viel shlimmer waren, kann niht über die zahlreihen Fälle von shlehterOrganisation und behördlihem Fehlverhalten in der Wojewodshaft Allenstein hinwegtäushen.Auh die Beurteilung Bernadetta Nitshkes zum Ablauf der Aussiedlungen im Jahr 1946 ersheintkritikbedürftig, da sie sih zu sehr auf die in den Quellen verwendete Sprahe und die dortigenBewertungen einläÿt, vgl. Bernadetta Nitshke: Organizaja wysiedle« ludno±i niemiekiej iih przebieg w 1946 r. [Die Organisation der Aussiedlungen der deutshen Bevölkerung und ihrVerlauf im Jahr 1946℄, in: �l¡ski Kwartalnik Historyzny Sobótka 53 (1998), Nr. 1-2, S. 109-135.
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zur Folge, da es geraume Zeit dauerte, bis diese Personen durh Deutshe ersetztwurden.Die Lebensbedingungen der deutshen Bevölkerung im Jahr 1946Während der erste Transport vom August 1946 Deutshe aus allen Kreisen des Ge-biets Allenstein umfaÿte, stellte sih bald darauf die Notwendigkeit heraus, bei derAussiedlung bestimmte regionale Prioritäten zu setzen. Die vor allem aus Frauen,Kindern und alten Menshen bestehende Bevölkerungsgruppe litt in besonderemMaÿe im Norden der Region unter den shwierigen Existenzbedingungen. Shonim Juni 1946 erreihten den Wojewoden aus den dortigen Kreisen Berihte überhungernde Deutshe, deren Situation sih dramatish vershärfte, als immer mehrpolnishe Siedler ins Land kamen und sie als Arbeitskräfte über�üssig mahten. Die-sen Menshen, die oft nur für die Zuteilung geringer Verp�egungsrationen gearbeitethatten, war damit jeglihe Existenzgrundlage entzogen worden. Sie warteten nununter zunehmender Verelendung auf ihre Aussiedlung. In den Akten der einzelnenKreisverwaltungen �nden sih zahlreihe Eingaben an den Wojewoden in Allenstein,in denen die dramatishe Situation der Deutshen und deren Bitten um eine rasheAussiedlung beshrieben wurden. Doh gerade die Transporte für alte und krankeMenshen, die am stärksten von Hunger und Krankheit betro�en waren, stellten diepolnishen Behörden vor groÿe logistishe Probleme. Die Bereitstellung von Pfer-defuhrwerken oder LKWs für den Transport zu den Sammelpunkten, zu denen dieMenshen ansonsten in der strukturshwahen Region meist zu Fuÿ marshierten,oder die Besha�ung spezieller Sanitätswaggons überforderte die materiell shlehtausgestatteten Verwaltungsstellen. In einem Shreiben des Allensteiner Wojewodenan das MZO vom April 1946 war die Rede von 50.000 alten und behinderten sowie20.000 kranken Menshen bei einer Gesamtzahl von 98.384 Deutshen. Für diese70.000 seien Transporte mit besonderer Betreuung nötig.98 Diese Zahlen waren si-her überhöht, doh belegen sie, daÿ die Aussiedlung im ehemaligen Ostpreuÿendurh die ungünstige demographishe Struktur der deutshen Bevölkerung zusätz-lih ershwert wurde.Die Beziehungen zwishen den noh anwesenden Deutshen und der zugezogenenpolnishen Bevölkerung gestalteten sih niht einheitlih. Das lag unter andereman der Zusammensetzung der polnishen Neuankömmlinge, die sih aus ganz un-tershiedlihen Territorien rekrutierten. Während die polnishen Umsiedler aus dengrenznahen Kreisen der Wojewodshaften Warshau und Biaªystok die Deutshenvor allem als ihre ehemaligen Besatzer und Unterdrüker wahrnahmen, waren sie fürdie aus Ostpolen stammenden Vertriebenen oftmals so etwas wie Leidensgenossen,deren Shiksal gut nahempfunden werden konnte. Niht ohne Bedeutung war si-her auh die Tatsahe, daÿ die deutshe Bevölkerung zu einem sehr groÿen Teil aus98 Vgl. Dok. 276, Pismo Peªnomonika Rz¡du R.P. na Okr�g Mazurski do MZO z 24. kwietnia1946 r. [Shreiben des Regierungsbevollmähtigten der Republik Polen für den VerwaltungsbezirkAllenstein an das Ministerium für die Wiedergewonnenen Gebiete vom 24. April 1946℄, AAN, MZO532, Bl. 18.
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Frauen, Kindern und älteren Menshen bestand. Sie wurden von den Polen wenigerals Bedrohung denn als ökonomishe Belastung der ohnehin strukturshwahen undverarmten Region empfunden. In den Dokumenten der polnishen Verwaltung �ndensih weder Berihte über gröÿere deutshe Widerstandsaktionen noh über Versuheder verbliebenen Deutshen, sih politish zu organisieren.99 Während die Deutshenin den ersten Nahkriegsmonaten vor allem in den grenznahen südlihen Kreisen derRegion häu�g Opfer von Plünderungen und Gewaltakten wurden, entstand in derFolgezeit wohl eher ein Nebeneinander zwishen ihnen und den einströmenden pol-nishen Siedlern. Oft �nden sih Berihte, in denen geshildert wird, wie Vertriebeneaus den polnishen Ostgebieten mit den Deutshen zusammen wohnten und zum Teilauh zusammen arbeiteten. Von den Behörden wurde eine solhe � zumeist friedli-he � Koexistenz niht gerne gesehen, da man befürhtete, daÿ sih das Gefühl derVorläu�gkeit verfestigte, das viele polnishe Ansiedler an der dauerhaften Zugehö-rigkeit des ehemaligen Ostpreuÿens zu Polen zweifeln lieÿ. In diesem Zusammenhangmüssen auh die Protestveranstaltungen gesehen werden, welhe die PPS (zum Teilauh zusammen mit der PPR) zu Beginn des Jahres 1946 organisierte. Auf ihnenwurde die rashe und umfassende Aussiedlung der Deutshen gefordert.100 Gene-rell ist zu konstatieren, daÿ aufgrund der Kriegsereignisse und der Grenzregelungendurh die Alliierten in der polnishen Gesellshaft der ommon sense bestand, daÿdie Deutshen Polen verlassen müÿten.101 Doh die Palette des Verhaltens ihnengegenüber war sehr untershiedlih und reihte vom Ruf nah Vergeltungsmaÿnah-men, die sih an nationalsozialistishen Praktiken orientieren sollten, über Gefühleder Gleihgültigkeit und Verahtung für ein kollektiv als shuldig eingestuftes Volkbis zu Beweisen von Verständnis und Mitgefühl für das Shiksal der vom Verlustder Heimat Betro�enen.10299 Solhe Versuhe, durh die Gründung politisher Organisationen (wie zum Beispiel antifa-shistisher Parteien) das eigene Shiksal mitzubestimmen, gab es durhaus in anderen RegionenPolens, so zum Beispiel in Niedershlesien, wo Teile der deutshen Bevölkerung zumindest in denersten Nahkriegsmonaten versuhten, politish eine gewisse Rolle zu spielen. Vgl. dazu auh Sta-nisªaw Jankowiak und Claudia Kraft: Niedershlesien, Bd. 4 (in Vorbereitung), Einleitung.100 Sprawozdanie powiatowego oddziaªu informaji i propagandy w powieie Mr¡gowo za mie-si¡ styze« 1946 r. [Beriht der Abteilung für Information und Propaganda im Kreis Sensburg fürden Monat Januar 1946℄, APO, Wojewódzki Urz¡d Informaji i Propagandy 10, ohne Seitenangabe.Auh: Sprawozdanie z wieu protestayjnego w Eªku z 6. styznia 1946 r. [Beriht über eine Protest-kundgebung in Lyk vom 6. Januar 1946℄, AAN, PPS Generalny Sekretariat Centralnego KomitetuWykonawzego, 235/XXIII-7, Bl. 2, sowie: Wojewódzki Komitet PPS w Olsztynie dot. wieów pro-testayjnyh z 27. listopada 1945 r. [Das Wojewodshaftskomitee der Polnishen SozialistishenPartei in Allenstein betr. die Protestkundgebungen vom 27. November 1945℄, 235/XXIII-18, Bl.10-11.101 Edmund Dmitrów: Przymusowe wysiedlenie Niemów w polskiej opinii publiznej 1945-1948[Die Zwangsaussiedlung der Deutshen in der polnishen ö�entlihen Meinung 1945-1948℄, in: Kom-pleks wyp�dzenia, hrsg. von Wªodzimierz Borodziej und Artur Hajniz, Warszawa 1998, S.113-122.102 Vgl. dazu Bernadetta Nitshke: Polay wobe Niemów - odpowiedzialno±¢ Niemów zazbrodnie wojenne [Polen und Deutshe - die Verantwortung der Deutshen für Kriegsverbrehen℄,in: Zeszyty Historyzne 123 (1998), S. 3-26. Zu den Beziehungen zwishen Deutshen und Polenin den �Wiedergewonnenen Gebieten� siehe auh die Ergebnisse des Wettbewerbs �Wyp�dzenie zeWshodu (1939-1959) - we wspomnieniah Polaków, Niemów i innyh wydziedzizonyh� [�Die
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Nahdem die Aussiedlungsaktion nah dem ersten Transport im August 1946 erneutzum Erliegen gekommen war, wurde sie Ende Oktober 1946 wieder aufgenommen.Von nun an sollte jede Wohe ein Transport mit 1.750 Deutshen die Wojewod-shaft verlassen. In einem Rundshreiben an die Kreisvorsteher wies der Wojewodedarauf hin, daÿ die Aussiedlung der niht arbeitsfähigen Deutshen Priorität ha-ben solle. Deren Lage hatte sih inzwishen dramatish vershärft. In Briefen andie Warshauer Zentralbehörden wies die Wojewodshaftsverwaltung in Allensteinauf die Zunahme von Hungertoten bei der deutshen Bevölkerung hin und fordertederen beshleunigte Aussiedlung. Doh bis zum Jahresende hatten die Region lautbehördlihen Angaben lediglih zehn Transporte mit insgesamt 16.564 Personen ver-lassen.103 Die Mehrzahl der Ausgesiedelten stammte aus den nördlihen Kreisen, wodie Versorgungssituation am shlehtesten war. Die südlihen Kreise sollten bis zumendgültigen Abshluÿ der Veri�zierungsaktion von der Aussiedlung ausgeshlossenbleiben, da das MZO erneut darauf hingewiesen hatte, daÿ die Aussiedlung nohniht veri�zierter Autohthoner unbedingt zu vermeiden sei.104 Der Veri�zierungs-prozeÿ verlief in der hier untersuhten Region besonders shleppend. Aus einer Auf-stellung des MZO vom Oktober 1946 geht hervor, daÿ von den 75.000 noh nihtveri�zierten �Autohthonen�, die es in ganz Polen noh gab, 45.000 auf die Wojewod-shaft Allenstein ent�elen.105 Somit zeihnete sih ein deutliher Interessenkon�iktzwishen der Zentralverwaltung in Warshau und den regionalen Verwaltungsstellenim ehemaligen Ostpreuÿen ab. Während Warshau vor allem Wert auf eine möglihstumfassende Veri�zierung der einheimishen Bevölkerung legte, ging es den Beamtenauf der Wojewodshafts- und noh stärker auf der Kreisebene vor allem darum,möglihst rash die auf soziale Unterstützung angewiesenen Deutshen loszuwerden.Auh wenn es bei der Aussiedlung in den Monaten Oktober bis Dezember 1946 zuhäu�gen Übergri�en seitens der polnishen Behörden und Siherheitskräfte kam, be-deutete sie für die von Hunger und Krankheiten geplagte deutshe Bevölkerungsgrup-pe zumeist eine Erlösung. Die im ehemaligen Ostpreuÿen zurükbleibenden Deut-shen muÿten einen auÿergewöhnlih kalten Winter durhstehen und waren in vielenFällen auf organisierte Lebensmittelhilfe durh die polnishen Behörden angewie-
Vertreibung aus dem Osten (1939-1959) - in den Erinnerungen von Polen, Deutshen und anderenEnterbten�℄, anläÿlih dessen deutshe und polnishe Vertriebene ihre Erinnerungen aufzeihneten,vgl. KARTA 21 (1997).103 �yromski (wie Anm. 81), S. 402. Betrahtet man die gewaltige Abnahme der deutshen Bevöl-kerung in anderen Regionen der �Wiedergewonnenen Gebiete� im Jahr 1946 (aus der WojewodshaftBreslau wurden in diesem Jahr über eine Million Deutshe ausgesiedelt), so wird der shleppendeVerlauf der Aktion in der Wojewodshaft Allenstein nur um so deutliher.104 Okólnik Nr. 5 MZO: Ludno±¢ autohtonizna i repatriaja Niemów [Rundshreiben Nr. 5 desMinisteriums für die Wiedergewonnenen Gebiete: Die autohthone Bevölkerung und die Repatriie-rung der Deutshen℄, AAN, PUR I/11, Bl. 228. Vgl. Dok. 141. Das Ministerium wies darauf hin,daÿ alle (niht nur die südlihen) Kreise der Wojewodshaft Allenstein bei der Aussiedlung derDeutshen darauf zu ahten hätten, die �autohthone� Bevölkerung von der Ausreise abzuhalten.105 Sprawozdanie MZO z 31. pa¹dziernika 1946 r. [Beriht des Ministeriums für die Wiedergewon-nenen Gebiete vom 31. Oktober 1946℄, AAN, MZO 497, Bl. 26.
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sen.106 Viele hatten fest mit ihrer Aussiedlung noh im Jahr 1946 gerehnet unddaher keine Vorräte für den Winter angelegt. Sie warteten ungeduldig auf ihren Ab-transport im darauffolgenden Jahr bzw. versuhten, die Region auf eigene Faust zuverlassen. Wer dazu �nanziell in der Lage war, zahlte hohe Summen an polnisheEisenbahnbeamte, um illegal einen Zug besteigen zu dürfen.107 Doh obwohl sie fürdie polnishen Behörden eine Belastung darstellten, unterband die Wojewodshafts-verwaltung die selbständigen Ausreisen der Deutshen und shikte sie, wenn sieaufgegri�en wurden, an ihre alten Wohnorte zurük.108 Vergleiht man ihre Zahl inden polnishen Statistiken zu Beginn mit denen am Ende des Jahres 1946, so kannman eine Abnahme um a. 24.500 Personen feststellen. Der Rükgang der deutshenBevölkerung lag damit um etwa 8.000 Personen über der Zahl der im Rahmen o�zi-eller Transporte Ausgesiedelten. Es steht zu vermuten, daÿ auh trotz des Verbotesviele auf eigene Faust die Region verlassen hatten. Auh der sih verstärkende Drukauf die noh niht veri�zierte Bevölkerung, der diese zu einer Entsheidung für diepolnishe Staatsangehörigkeit bewegen sollte, dürfte zur Abnahme der deutshenBevölkerung beigetragen haben.
Die Aussiedlungstransporte im Winter 1946/47 und im Jahr 1947Im Dezember 1946 kam es bei der Aussiedlung aufgrund der extrem niedrigen Tem-peraturen und der unzureihenden Versorgung der Transporte mit Heizmaterial inder Wojewodshaft Allenstein wie auh in anderen Regionen Polens zu einer star-ken Zunahme der Todesfälle unter den Deutshen.109 Eine von der Gesundheits-106 Vgl. Dok. 301, Sprawozdanie Starostwa Powiatowego w Mor¡gu za miesi¡ listopad 1946 r.[Beriht der Starostei des Kreises in Mohrungen für den Monat November 1946℄, APO, UW 248,Bl. 307.107 Sprawozdanie sytuayjne Starosty w Bartoszyah za miesi¡ wrzesie« 1946 r. [Situationsbe-riht des Starosten in Bartenstein für den Monat September 1946℄, APO, UWO 101, Bl. 6. DerStarost von Bartenstein (Bartoszye) berihtete im September 1946, daÿ in der Regel Bestehungs-gelder in Höhe von 1.000 Zªoty für einen deutshen Mann, 500 Zªoty für eine deutshe Frau und300 Zªoty für ein deutshes Kind gezahlt werden müÿten.108 Ein Inspektor des MZO, der den Sammelpunkt in Stettin (Szzein) kontrollierte, beshwertesih im September 1946 über die Überfüllung dieses Punktes aufgrund der groÿen Anzahl Deut-sher, die sih auf eigene Faust nah Westen aufgemaht hatten. Viele davon stammten aus derWojewodshaft Allenstein, vgl. Sprawozdanie inspektora MZO w Szzeinie z 20. wrze±nia 1946r. [Beriht des Inspektors des Ministeriums für die Wiedergewonnenen Gebiete in Stettin vom 20.September 1946℄, AAN, MZO 552, Bl. 64 f. Auh im Jahr 1947 dauerte dieses Problem fort, vgl.Sprawozdanie sytuayjne Wojewody Olszty«skiego za miesi¡ marze 1947 r. z 18. kwietnia 1947r. [Situationsberiht des Wojewoden in Allenstein für den Monat März 1947 vom 18. April 1947℄,AAN, MZO 186, Bl. 3 f. Vgl. zu diesem Problem auh Borodziej: Einleitung, S. 101.109 Im Beriht der Gesundheitsabteilung des PUR in Allenstein für den Dezember 1946 wurdeerwähnt, daÿ bei den Aussiedlungen in jenem Monat 21 Personen ums Leben gekommen waren,19 davon am Bahnhof in Allenstein. Bei den Verstorbenen handelte es sih laut Beriht um ältereMenshen. Einzige Ausnahme war ein drei Monate altes Baby, vgl. Sprawozdanie opisowe lekarzaoddziaªu PUR w Olsztynie za miesi¡ grudzie« 1946 r. z 11. styznia 1947 r. [Beriht des Arztesder Abteilung des PUR in Allenstein für den Monat Dezember 1946 vom 17. Januar 1947℄, AAN,PUR X/36, Bl. 93. In den vorangegangenen Monaten lag die Zahl der während der Aussiedlungverstorbenen Personen bei 3 bis 4 Personen. Vgl. auh Borodziej, Einleitung.
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abteilung des Staatlihen Repatriierungsamtes (PUR) in �ód¹ in Auftrag gegebeneUntersuhung zur Ermittlung der Todesursahen bei den Deutshen, die währendder Transporte im Monat Dezember verstorben waren, zeigte, daÿ die Deutshenaus der Wojewodshaft Allenstein besonders stark unter den ungünstigen Witte-rungsbedingungen und der mangelnden Ausstattung der Transporte gelitten hat-ten. Von den vierzig registrierten Todesfällen ent�elen allein fünfzehn auf Personenaus dem ehemaligen Ostpreuÿen, die aus den Kreisen Bartenstein (Bartoszye) undRastenburg (K�trzyn) stammten. Als häu�gste Todesursahe wurde Altersshwä-he angegeben.110 Im Januar 1947 wurde die Aktion trotz der weiterhin shwieri-gen Witterungsverhältnisse zunähst fortgesetzt, bis sie dann aufgrund der Häufungvon Todesfällen auf Anordnung der Regierung am 10. Januar abgebrohen und erstim April wieder aufgenommen wurde.111 Vor dieser Zwangspause im Januar verlie-ÿen noh zwei Transporte mit jeweils 1.750 Personen die Wojewodshaft Allenstein.Für die Kreisbehörden stellte der vom MZO verordnete Aussiedlungsstop ein eh-tes Problem dar, da sih die materielle Lage der Deutshen in dieser Zeit weiterhinvershlehterte. Durh den Mangel an Brennmaterial, Nahrung und Kleidung brei-teten sih Krankheiten aus. Stellvertretend für die Haltung seiner Amtskollegen inanderen Kreisen kann die Aussage des Kreisvorstehers in Preuÿish-Holland (Pasª�k)stehen, der im Februar 1946 verlangte, daÿ in nähster Zeit dringend mindestens einTransport mit Deutshen aus der Region abfahren müsse, um ein weiteres rapidesAnwahsen der Sterblihkeit innerhalb dieser Bevölkerungsgruppe zu verhindern.112Im April 1947 sollte die Aussiedlung zunähst mit zwei Transporten von Deutshen,die bisher auf den Staatlihen Landgütern (Pa«stwowe Nieruhomo±i Ziemskie,PNZ) beshäftigt waren, fortgesetzt werden. Man wird annehmen können, daÿ sihgerade diese Menshen in einer einigermaÿen passablen materiellen Situation befan-den, da sie durh ihre dortige Arbeit versorgt waren. Doh die Verwaltung der Staat-lihen Landgüter hatte sih zu Beginn des Jahres 1947 das ehrgeizige Ziel gesetzt,alle in den �Wiedergewonnenen Gebieten� auf ihren Gütern beshäftigten Deutshendurh Polen zu ersetzen.113 Da sih jedoh nur wenige Polen als Landarbeiter oderGenossenshaftsbauern auf diesen Landgütern niederlassen wollten, wurde die Aus-siedlung der Deutshen von dort immer wieder verzögert. In der WojewodshaftAllenstein sank die Zahl der dort beshäftigten Deutshen im Laufe des Jahres 1947110 Pismo z 31. styznia 1947 r. Wojewódzkiego Oddziaªu PUR we Wroªawiu do Zarz¡du Cen-tralnego PUR, Wydziaª Zdrowia [Shreiben vom 31. Januar 1947 der Wojewodshaftsabteilung desPUR in Breslau an die Zentralbehörde des PUR, Gesundheitsabteilung℄, AAN, PUR X/41, Bl. 176.Am tatsählihen Willen des PUR, die wahren Gründe für die Todesfälle herauszu�nden, sind ern-ste Zweifel angebraht. Die Diagnose �Altersshwähe� sheint sehr shematish gestellt worden zusein. Shon bei einer Person mit dem Geburtsjahr 1896 wird sie fragwürdig. Gänzlih ad absurdumgeführt aber wird sie bei einem Opfer, dessen Geburtsjahr die Statistik der Gesundheitsbehördemit 1946 verzeihnete.111 Vgl. auh Borodziej: Einleitung, S. 97.112 Sprawozdanie sytuayjne Starosty w Pasª�ku za miesi¡ luty 1947 r. [Situationsberiht desKreisvorstehers in Preuÿish-Holland für den Monat Februar 1947℄, APO, UWO 114, Bl. 6.113 Vgl. Dok. 153: Dokument z 4. lutego 1947 r., Zarz¡d PNZ do MZO [Zentrale Dokumente.Dokument vom 4. Februar 1947. Verwaltung der PNZ an das MZO℄, AAN, PNZ 314, Bl. 1 �.
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zwar von a. 6.300 auf gut 400.114 Immer wieder forderten die Landgüter jedohdeutshe Arbeitskräfte an, da sie vor allem zur Erntezeit unter groÿem Arbeitskräf-temangel litten. In materiell shlehterer Situation befanden sih die Deutshen, diekeiner geregelten Beshäftigung nahgingen und daher ohne gesiherte Versorgungwaren. Deren Aussiedlung wurde ab Mai foriert. Im Laufe des Jahres 1947 verlieÿenvon Mai bis einshlieÿlih Oktober jeden Monat vier bzw. fünf Transporte die Woje-wodshaft, die alle über die Grenzübergänge Tuplie (Forst) bzw. Kaªawsk (Kohlfurt)in die SBZ geleitet wurden. Insgesamt wurden 1947 nah behördeninternen Angaben45.475 Deutshe ausgesiedelt.115 Der Ablauf der Aktion, die für die Wojewodshaftnun zum ersten Mal den von der Zentrale geforderten ständigen Charakter annahm,war wiederum durh zahlreihe Verstöÿe gegen die allgemeinen, die Aussiedlung be-tre�enden Rihtlinien gekennzeihnet, wenn auh die äuÿeren Bedingungen niht sokatastrophal waren wie noh im Herbst und Winter 1946/47. Dennoh sahen sihInspektoren des MZO und der Wojewode wiederholt veranlaÿt, auf die Einhaltunggrundlegender Standards zu dringen. Kritisiert wurden unter anderem die unhygie-nishen Zustände an den Sammelpunkten, tätlihe Angri�e auf die Deutshen sowiedie Einbehaltung des Lohnes von in ö�entlihen Einrihtungen Beshäftigten. Beson-ders häu�g gaben die Funktionäre der Bürgermiliz mit ihrem Verhalten Anlaÿ zurKlage. Ihnen wurden Delikte wie Raub, Korruption, Trunkenheit im Dienst sowiebrutales Vorgehen gegenüber den Deutshen vorgeworfen. Ein geheimes Rundshrei-ben des Wojewoden vom 15. September 1947 kritisierte die unzulässigen Zustände,welhe Inspektoren in letzter Zeit bei der Aussiedlung beobahtet hatten. An dendarin aufgeführten Instruktionen für die lokalen Behörden wird deutlih, daÿ solheUnzulänglihkeiten in nahezu allen Phasen der Aktion auftraten.116 Ende Oktober1947 galt die Hauptaussiedlungsaktion in der Wojewodshaft Allenstein als abge-shlossen. Der Wojewode wies alle Kreisvorsteher an, bis zum 15. November 1947Listen mit den noh niht ausgesiedelten Deutshen zu erstellen, um einen Überbliküber die zukünftig noh erforderlihen Transporte zu erlangen.117 Insgesamt wurdenin den Jahren 1946 und 1947 laut behördlihen Statistiken aus der WojewodshaftAllenstein 62.039 Deutshe ausgesiedelt.118
114 Vgl. Pismo MZO do Wojewody Olszty«skiego z 28. lutego 1947 r. [Shreiben des MZO an denWojewoden von Allenstein vom 28. Februar 1947℄, APO, UWO 273, Bl. 142, sowie SprawozdanieZarz¡du Okr�gowego PNZ w Olsztynie za miesi¡ styze« 1947 r. [Beriht der Kreisverwaltung derPNZ in Allenstein für den Monat Januar 1947℄, AAN, PNZ 1357, Bl. 5, und Sprawozdanie Zarz¡duOkr�gowego PNZ w Olsztynie za miesi¡ grudzie« 1947 r. [Beriht der Kreisverwaltung der PNZin Allenstein für den Monat Dezember 1947℄, Bl. 228.115 �yromski (wie Anm. 81), S. 403.116 Vgl. Dok. 314, Pismo Wojewody Olszty«skiego do wszystkih Starostów z 15. wrze±nia 1947 r.[Brief des Wojewoden von Allenstein an alle Kreisvorsteher vom 15. September 1947℄, APO, UWO273, Bl. 479-481.117 Vgl. Dok. 318, Pismo Wojewody Olszty«skiego do wszystkih Starostów z 30. pa¹dziernika1947 r. [Shreiben des Wojewoden von Allenstein an alle Kreisvorsteher vom 30. Oktober 1947℄,CA MSWiA, MZO 57, Bl. 46.118 Vgl. �yromski (wie Anm. 81), S. 403.
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Exkurs: Das nördlihe OstpreuÿenAuh wenn die Verhältnisse im nördlihen, nah dem Zweiten Weltkrieg an die So-wjetunion gefallenen Teil Ostpreuÿens niht in den hier ausgewerteten polnishenDokumenten dargestellt werden, soll doh ein kurzer Blik auf die Lebensbedin-gungen der dort verbliebenen deutshen Bevölkerung geworfen werden. Nahdemdie Festung Königsberg am 10. April 1945 kapituliert hatte, befanden sih noha. 110.000 Deutshe in der Stadt. Die ländlihen Regionen des Gebietes waren beiKriegsende hingegen weitgehend entvölkert.119 Die sowjetishen Militärkommandan-ten teilten die Bevölkerung in Kolonnen ein, die ziellos durh das Land getriebenwurden.120 Niht nur Parteimitglieder und Kriegsverbreher, sondern auh groÿeTeile der Zivilbevölkerung wurden verhört, in Lager gebraht und daraufhin zu-meist zur Zwangsarbeit ins Landesinnere der Sowjetunion deportiert.121 Alle nohverbliebenen arbeitsfähigen Deutshen unterlagen dem Arbeitszwang. Die Lebens-bedingungen vershlehterten sih vor allem für die niht arbeitende Bevölkerungrash, da diese keine Lebensmittelzuteilungen erhielt. Da im Jahr 1945 die Grenzezum südlihen Teil Ostpreuÿens noh niht hermetish abgeriegelt war, gelang vie-len Deutshen die Fluht in den polnishen Teil der Region. Im Gegensatz zu denpolnishen Behörden, die groÿen Wert auf die Betonung des polnishen Charaktersdes ihnen zugefallenen Gebietes legten, betrahtete die sowjetishe Verwaltung ih-ren Teil Ostpreuÿens in erster Linie als Kriegsbeute. Daher beabsihtigte man niht,die Deutshen so rash wie möglih auszusiedeln, sondern deren Arbeitskraft zur Be-wirtshaftung des unterbevölkerten Gebietes e�ektiv auszunutzen.122 Die Deutshenwurden vor allem auf den für die Versorgung des Militärs zuständigen Sowhosen so-wie bei Aufräum- und Enttrümmerungsarbeiten in Königsberg eingesetzt. Sie littenunter Hunger, Seuhen und Willkürakten der sowjetishen Soldaten.123 Vor allem in119 Sowjetishe Angaben, die allerdings erst aus dem November 1945 stammen, sprehen von137.412 im nördlihen Ostpreuÿen verbliebenen Deutshen, vgl.: Deportation, Sondersiedlung, Ar-beitsarmee. Deutshe in der Sowjetunion 1941-1956, hrsg. von Alfred Eisfeld und VitorHertz, Köln 1996, S. 465. Man kann jedoh davon ausgehen, daÿ viele Deutshe die in den er-sten Nahkriegsmonaten noh durhlässige polnish-sowjetishe Demarkationslinie überquert hat-ten. Vor Kriegsausbruh lebten im nördlihen Ostpreuÿen a. 1.141.000 Menshen, vgl. GerhardReihling: Die deutshen Vertriebenen in Zahlen. Teil 1: Umsiedler, Vershleppte, Vertriebene,Aussiedler 1940-1985, Bonn 1986, S. 17.120 Zu diesen von der deutshen Erinnerungsliteratur als �Propagandamärshe� bezeihneten Er-eignissen vgl. Gerhild Lushnat: Die Lage der Deutshen im Königsberger Gebiet, Frankfurt/Main u.a. 1996, S. 35-43.121 Groÿe Sammellager für deutshe Zwangsarbeiter aus dem gesamten ehemaligen Ostdeutshlandbefanden sih im Frühjahr 1945 in Insterburg (Cerniahovsk) und Preuÿish-Eylau (Bagrationovsk).122 In den ersten Nahkriegsjahren gab es Versuhe, die Deutshen politish �umzuerziehen�. Zudiesem Zwek wurden deutshe Grundshulen gegründet, die Bildung deutsher Klubs erlaubtund ein deutsher Radiosender eingerihtet, vgl. Eberhard Bekherrn, Alexej Dubatov: DieKönigsberg-Papiere. Neue Dokumente aus russishen Arhiven. Shiksal einer deutshen Stadt,Münhen 1994, S. 138 und 158 �., sowie Lushnat (wie Anm. 120), S. 167-188.123 Bei der ersten o�ziellen Volkszählung im nördlihen Ostpreuÿen vom Juni 1946 wurden 116.737Deutshe registriert. Das waren gut 20.000 weniger als die 137.412, welhe von den sowjetishenBehörden im November 1945 erfaÿt worden waren. Vgl. Deportation, Sondersiedlung (wie Anm.119), S. 465 und S. 468. Es ist davon auszugehen, daÿ nur ein kleiner Teil dieser 20.000 Personen
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Königsberg selbst sorgten beengte Wohnverhältnisse, katastrophale sanitäre Bedin-gungen sowie mangelhafte Versorgung mit Nahrungsmitteln und sauberem Trink-wasser dafür, daÿ sih Infektionskrankheiten wie Typhus unter den Deutshen rashausbreiteten.124Am 7. April 1946 wurde aus dem bis dahin unter Militärverwaltung stehenden Son-derbezirk eine Gebietskörpershaft der russishen Föderation � das zivil verwalteteKönigsberger Gebiet (ab dem 4. Juni 1946 Kaliningrader Gebiet) � gebildet. In derzweiten Jahreshälfte begann die planmäÿige Besiedlung dieser Region mit sowje-tisher Bevölkerung. Für die verbliebenen Deutshen bedeutete dies eine weitereVershlehterung ihrer Lebensbedingungen, da sie nun aus ihren Wohnungen ver-trieben wurden und ihren Arbeitsplatz verloren. Ohne Erwerbsarbeit war es für dieinzwishen völlig mittellos gewordenen Deutshen unmöglih, ihren Lebensunterhaltzu bestreiten. Die Folge war eine Hungersnot, die im Winter 1946/47 immer wei-ter um sih gri�. Hunger und Kälte führten zu einer hohen Sterblihkeit unter derdeutshen Bevölkerung.125 Die völlige Verelendung der Deutshen veranlaÿte die so-wjetishen Behörden im Jahr 1947, erste Pläne für deren Aussiedlung zu konzipieren.Im April des Jahres 1947 shlug der Leiter der Verwaltung des Innenministeriums desKaliningrader Gebietes Aleksandr Stepanovih Tro�mov dem sowjetishen Innenmi-nister Siergiej Nikoforovih Kruglov die Aussiedlung der deutshen Bevölkerung vor,da diese wenig gesellshaftlih nützlihe Arbeit leiste, kriminelle Taten beginge undes aufgrund ihrer Verelendung sogar zur Ausbreitung von Kannibalismus käme.126Nahdem laut Ministerratsbeshluÿ vom 11. Oktober für das Jahr 1947 die Aus-siedlung von 30.000 Personen in die Sowjetishe Besatzungszone beshlossen wor-den war127, fuhr der erste Transport mit 2.000 Deutshen am 22. November 1947in Rihtung Westen ab. Alle Züge wurden über den sowjetish-polnishen Grenz-übergang Preuÿish-Eylau (russ. Bagrationovsk, poln. Iªawa Pruska) nah Stettin(Szzein) und von dort ins pommershe Pasewalk geleitet. In drei Etappen wur-den vom November 1947 bis zum Oktober 1948 laut sowjetishen Angaben 102.125das Gebiet auf eigene Faust verlieÿ. Die meisten wurden Opfer von Unterernährung und sih rashausbreitenden Seuhen.124 Bernhard Fish, Marina Klemseva: Zum Shiksal der Deutshen in Königsberg 1945-1948(im Spiegel bisher unbekannter russisher Quellen), in: Zeitshrift für Ostmitteleuropa-Forshung44 (1995), Nr. 3, S. 396-398. Die Autoren verweisen auf ein Dokument aus dem Zentralen Arhivdes Ministeriums für Verteidigung der UdSSR, in dem für die Zeit zwishen dem 1. September1945 und dem 1. Mai 1946 die Zahl von 21.111 Personen, die Opfer von Typhusepidemien wurden,angegeben wird.125 Zur Versorgungs- und Wohnsituation vgl. auh Lushnat (wie Anm. 120), S. 69-92. In Erin-nerungsberihten wird immer wieder beshrieben, daÿ viele Deutshe nur überlebten, weil sie zuillegalen Fahrten in die litauishe Volksrepublik aufbrahen und dort von der Bevölkerung mit Le-bensmitteln unterstützt wurden. Vgl. Dokumente der Menshlihkeit, zusammengestellt von KarlO. Kurth, 2. Aufl. Würzburg 1960, S. 135 �. Zu diesen Hamsterfahrten und zum Hungerwinter1946/47 vgl. auh Hielsher (wie Anm. 32), S. 118 und 138. Es wird davon ausgegangen, daÿ indiesem Winter a. 10.000 Deutshe an Hunger und Seuhen starben. Vgl. Bekherrn, Dubatov(wie Anm. 122), S. 208.126 Bekherrn, Dubatov (wie Anm. 122), S. 156.127 Der Text dieses Ministerratsbeshlusses ebenda, S. 201-204. Es wurde angeordnet, daÿ zunähstdie an der Küste sowie im polnish-sowjetishen Grenzgebiet lebenden Deutshen auszusiedeln seien.
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Deutshe ausgesiedelt. Dabei registrierte man 48 Todesfälle, die von den Behördenvor allem auf Unterernährung und Altersshwähe zurükgeführt wurden.128 Ende1948 hielten sih nur noh wenige Deutshe im nördlihen Ostpreuÿen auf. Es warendies vor allem hohquali�zierte Spezialisten, die für die sowjetishe Industrie unab-kömmlih waren und erst später in den Jahren 1949 bis 1951 ausgesiedelt wurden.129Viel stärker noh als im polnishen Teil dieser Region empfanden die Deutshen imKaliningrader Gebiet ihre Aussiedlung als Erlösung, waren doh die dortigen Le-bensbedingungen noh um ein vielfahes härter.Die Nationalitätenpolitik der polnishen Regierung seit 1947Nah Abshluÿ der Aussiedlungsaktion im Oktober 1947 befanden sih am 1. Januar1948 nah der o�ziellen Statistik noh 8.469 Deutshe in der Wojewodshaft Allen-stein.130 Bei näherer Betrahtung dieser Zahl wird erneut deutlih, daÿ die Abnahmeder deutshen Bevölkerung niht allein eine Folge der Aussiedlung, sondern auh desverstärkten Veri�zierungsdruks war, der auf die einheimishe Bevölkerung ausgeübtwurde. Die Di�erenz zwishen der Anzahl der Deutshen zu Jahresbeginn 1947 undderjenigen von 1948 lag nämlih um a. 20.000 höher als die Zahl der tatsählihim Rahmen der o�ziellen Aktion Ausgesiedelten. Gleihzeitig zählte eine Statistikaus dem Dezember 1947 21.680 �osób wyª¡zonyh z repatriaji � [�von der Repatriie-rung ausgenommene Personen�℄.131 In den letzten Monaten des Jahres 1947 vershobsih die Priorität bei der Behandlung der Nationalitätenproblematik zusehends vonden auszusiedelnden �ehten� Deutshen auf die noh niht veri�zierte einheimisheBevölkerung. Symptomatish dafür ist ein Beriht der gesellshaftspolitishen Ab-teilung des Wojewodshaftsamtes in Allenstein. Der Titel dieses Dokumentes lautet:�Likwidaja zagadnienia ludno±i niemiekiej na terenie Województwa Olszty«skiego�[�Die Lösung des Problems der deutshen Bevölkerung auf dem Gebiet der Wojewod-shaft Allenstein�℄.132 Tatsählih befaÿte sih das Shreiben jedoh fast nur mit dernoh niht veri�zierten einheimishen Bevölkerung. Es wurde auf deren groÿe Anzahl(a. 30.000) und auf die Aufgaben der Veri�zierungskommissionen verwiesen. Beson-dere � direkt dem Wojewoden unterstellte � Kommissionen sollten die Veri�zierungin den Kreisen Ortelsburg (Szzytno) und Sensburg (Mr¡gowo) vorantreiben, wo128 Vgl. den Abshluÿberiht des Leiters der Verwaltung des Innenministeriums des KaliningraderGebiets Djomin an Innenminister Kruglov vom Oktober 1948, ebenda, S. 216-218.129 Fish, Klemseva (wie Anm. 124), S. 399.130 Stan ludno±i niemiekiej Województwa Olszty«skiego na dzie« 1. styznia 1948 r. [Der Standder deutshen Bevölkerung der Wojewodshaft Allenstein am 1. Januar 1949℄, APO, UWO 1340,Bl. 16.131 Vgl. Dok. 319, Rezultat yfrowy z dziaªalno±i woj. i pow. Komisji wery�kayjnyh odno±-nie ludno±i niezwery�kowanyh i niemiekiej z 20. listopada 1947 r. [Das zahlenmäÿige Resultatder Tätigkeit der Veri�zierungskommission auf Wojewodshafts- und Kreisebene hinsihtlih dernihtveri�zierten und deutshen Bevölkerung vom 20. November 1947℄, APO, UWO 62, Bl. 32.132 Vgl. Dok. 320, Pismo zast�py nazelnika Wydziaªu Spoªezno-Polityznego Urz�du Woje-wódzkiego w Olsztynie z 25. grudnia 1947 r. [Shreiben des Stellvertretenden Leiters der Gesell-shaftspolitishen Abteilung des Wojewodshaftsamts in Allenstein vom 25. Dezember 1947℄, APO,UWO 87, Bl. 78.
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noh mit Abstand am meisten nihtveri�zierte Personen lebten. An den Sammel-punkten bestand die Aufgabe sogenannter Eliminierungskommissionen darin, dienihtveri�zierten Einheimishen aus den Transporten auszusondern. Im Gegensatzzu den folgenden Jahren sollte es jedoh solhen Personen, die sih o�ensihtlih derdeutshen Nationalität zugewandt hatten, und Frauen mit kleinen Kindern sowiealten Menshen, deren Familienangehörige sih in einer der Besatzungszonen auf-hielten, erlaubt sein, sih den regulären Aussiedlungstransporten anzushlieÿen. DerWojewode von Allenstein wies im Oktober 1947 ausdrüklih darauf hin, daÿ auhPersonen polnisher Abstammung, die aber in ihrem Verhalten shon keinen Kon-takt mehr zum Polentum aufwiesen, aus der Liste der zu veri�zierenden Bevölkerunggestrihen und als zur Aussiedlung vorgesehen registriert werden sollten.133 Die Wo-jewodshaftsverwaltung shien sih zu diesem Zeitpunkt darüber im klaren zu sein,daÿ die Anwendung übermäÿigen Zwangs bei der Veri�zierung zu keinen positivenErgebnissen führen werde. Auh in Berihten der Lokalbehörden wurde deutlih,daÿ man sih durhaus bewuÿt war, daÿ eine allzu gewaltsame Veri�zierungspolitikden Widerstand der einheimishen Bevölkerung nur verstärken würde. So beantragtezum Beispiel der Kreisvorsteher des Kreises Johannisburg (Pisz), 379 Personen, diesih der Veri�zierung hartnäkig verweigerten und ihre Ausreise zu ihren Verwandtenim Westen forderten, der Liste der noh auszusiedelnden Deutshen hinzuzufügen,obwohl sie strenggenommen hätten veri�ziert werden müssen.134 Die völlige Miÿah-tung der Interessen der einheimishen Bevölkerung in Gestalt der Verhinderung dervon ihr erstrebten Aussiedlung trat erst in den nähsten Jahren ein, als die Politik-konzepte des Stalinisimus auh bei der Behandlung der Nationalitätenproblematikin der Wojewodshaft Allenstein ihre Anwendung fanden.
Die Aussiedlung der Deutshen im Jahr 1948In den Wintermonaten 1947/48 verlieÿen keine gröÿeren Transporte mehr die Woje-wodshaft Allenstein. In diesem Zeitraum wurden lediglih deutshe Waisenkinder inkleineren Gruppen zum Sammelpunkt ins obershlesishe Gªubzye (Leobshütz)gebraht, von wo aus sie zusammen mit elternlosen Kindern aus anderen RegionenPolens in die SBZ ausgesiedelt wurden.135 Der Wojewode von Allenstein konstatierteim April 1948, daÿ sih die Anträge von Deutshen häuften, die individuell ausreisenwollten. Theoretish hatten die polnishen Behörden nihts dagegen einzuwenden,133 Vgl. Dok. 318, Pismo Wojewody Olszty«skiego do wszystkih Starostów z 30. pa¹dziernika1947 r. [Shreiben des Wojewoden von Allenstein an alle Kreisvorsteher vom 30. Oktober 1947℄,CA MSWiA MZO 57, Bl. 46.134 Vgl. Dok. 321, Pismo z 31. grudnia 1947 r. Starosty w Piszu do Urz�duWojewódzkiego,WydziaªSpoªezno-Polityzny [Brief des Kreisvorstehers in Johannisburg vom 31. Dezember 1999 an dasWojewodshaftsamt, Gesellshaftspolitishe Abteilung℄, APO, UWO 272, Bl. 16.135 Ende November 1947 hatte der Allensteiner Wojewode dem MZO gemeldet, daÿ 503 Wai-senkinder registriert worden waren, die so shnell wie möglih ausgesiedelt werden sollten, da ihrAufenthalt in Waisenhäusern und Heimen der Region nur unnötig die Staatskasse belaste. Vgl.Pismo Wojewody Olszty«skiego z 28. listopada 1947 r. do MZO [Shreiben des Wojewoden vonAllenstein vom 28. November 1947 an das MZO℄, APO, UWO 280, Bl. 1. Vgl. auh Dok. 161.
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in der Praxis waren solhe individuellen Ausreisen jedoh sehr selten, da die Deut-shen für die Transportkosten selbst aufkommen muÿten.136 Die noh in der Regionanwesenden Deutshen waren entweder völlig mittellos bzw. erhielten keine Erlaub-nis, die staatlihen Landgüter, auf denen sie beshäftigt waren, zu verlassen. Erstals Warshau im Juni 1948 die Wiederaufnahme der Aussiedlungsaktion angeordnethatte, verlieÿ wieder eine gröÿere Anzahl Deutsher die Wojewodshaft. Für denersten Transport, der am 28. Juli abfahren sollte, erlieÿ der Wojewode besondereRihtlinien bezüglih seiner Zusammensetzung. In erster Linie sollten die niht zuproduktiver Arbeit fähigen Deutshen ausgesiedelt werden. Auf jeden Fall wollte manaber den Eindruk vermeiden, daÿ in den Zügen nur Arbeitsunfähige nah Westengeshikt würden. Daher hatten die lokalen Behörden darauf zu ahten, daÿ sih inallen Transporten eine gewisse Anzahl arbeitsfähiger Deutsher befand. Die Anwei-sung, daÿ keine zerlumpten und barfüÿigen Personen zu den Transporten zugelassenwerden sollten, spiegelt den weit fortgeshrittenen Pauperisierungsprozeÿ wider, demdie Deutshen drei Jahre nah Kriegsende im ehemaligen Ostpreuÿen ausgesetzt wa-ren. Weiterhin war geplant, noh immer Veri�zierungsunwillige, die einen negativenEin�uÿ auf den Veri�zierungsprozeÿ ausübten, ebenfalls auszusiedeln. Dabei hatteman besonders Personen im Visier, die eine eigene Landwirtshaft besaÿen.137 Andieser Stelle wird deutlih, daÿ die Behandlung der einheimishen Bevölkerung invielen Fällen ganz handfesten materiellen Interessen unterworfen war. Neben derAberkennung des Eigentums von nihtveri�zierten Personen kam es sogar zu Fällen,in denen shon veri�zierte Landbesitzer von ihrem Besitz vertrieben und zur Arbeitauf den staatlihen Landgütern verp�ihtet wurden.138 Die Abfertigung der Trans-porte verzögerte sih um mehrere Tage, da immer wieder Deutshe, die den erwähn-ten Anforderungen niht entsprahen, ausgesondert wurden. Auh im dritten Jahrder organisierten Aussiedlungsaktion kam es zu den shon mehrfah angesprohenenMiÿahtungen der vorgegebenen Rihtlinien. Auszusiedelnde wurden erst eine halbeStunde vor ihrem Abtransport zum Sammelpunkt über ihre Aussiedlung informiert,Vertreter der Siherheitsbehörden raubten die Deutshen aus und shlugen sie. Auhkamen wieder Fälle vor, in denen den noh immer auf den staatlihen LandgüternBeshäftigten der Lohn vorenthalten wurde.139 Nahdem im September zwei undim Oktober ein weiterer Transport abgefahren waren, wurden bis zum Jahresendenur noh Waisenkinder in die SBZ und Personen, deren Familienmitglieder sih inden Westzonen befanden, ausgesiedelt. Infolge dieser Aussiedlungen hielten sih zumJahresende laut Statistik nur noh 4.327 Deutshe in der Wojewodshaft Allenstein136 Pismo z 15. kwietnia 1948 r. Wojewody Olszty«skiego do wszystkih Starostów [Shreiben desWojewoden von Allenstein vom 15. April 1948 an alle Kreisvorsteher℄, APO, UWO 150, Bl. 51.137 Vgl. Dok. 326, Pismo z 26. zerwa 1948 r. Wojewody Olszty«skiego do wszystkih Starostów[Shreiben des Wojewoden von Allenstein vom 26. Juni 1948 an alle Kreisvorsteher℄, APO, UWO150, Bl. 60-63.138 Vgl. Dok. 327, Sprawozdanie Urz�du Wojewódzkiego z przebiegu akji wery�kayjnej z 28.lipa 1948 r. [Beriht des Wojewodshaftsamts über den Verlauf der Veri�zierungsaktion vom 28.Juli 1948℄, APO, UWO 281, Bl. 33-34.139 Vgl. Dok. 328, Pismo Pow. Oddziaªu PUR w Lidzbarku z 10. sierpnia 1948 r. do MZO i ZCPUR [Shreiben der Kreisabteilung des PUR in Heilsberg vom 10. August 1948 an das MZO unddie Zentralbehörde des PUR℄, APO, Pow. Oddziaª PUR w Olsztynie 296, Bl. 69-70.
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auf.140 In den Übersihten des PUR wurde vermerkt, daÿ im Zuge der organisiertenAussiedlungsaktion in der Zeit vom August 1946 bis zum Jahresende 1948 aus derRegion 65.381 Deutshe in insgesamt 46 Transporten ausgesiedelt wurden.141
Anzahl und Stellung der noh anwesenden Deutshen im beginnenden Zeitalterdes StalinismusWährend für die vorangegangenen Jahre von der Zwangsaussiedlung der Deutshendie Rede sein konnte, prägte seit 1948 immer stärker das Phänomen der Zwangs-veri�zierung die Lebenswelt der noh in der Wojewodshaft wohnhaften ehemali-gen deutshen Staatsbürger. In einem Beriht der Veri�zierungskommission aus demKreis Osterode (Ostróda) wird deutlih, daÿ sih die noh verbliebene einheimisheBevölkerung keineswegs eindeutig zur deutshen oder polnishen Nationalität be-kannte. Vielen ging es einfah darum, in ihrer angestammten Heimat zu bleiben.Doh solhes Regionalbewuÿtsein paÿte niht in das Weltbild der polnishen Be-amten, die auf dem Wege waren, einen monolithishen polnishen Nationalstaat zusha�en. �Wery�kuj� wszystkih po to, a»eby rozbija¢ masy autohtonów, rzez¡ za±administraji i Urz�du Bezpieze«stwa b�dzie znale¹¢ elementy niemiekie destruk-yjne i szkodliwe.� [�Ih veri�ziere alle deshalb, um das Gros der Autohthonen zuzershlagen, während es eine Angelegenheit der Verwaltung und des Siherheitsam-tes sein muÿ, destruktive und shädlihe deutshe Elemente aus�ndig zu mahen.�℄,hieÿ es im erwähnten Beriht.142 Als Miezysªaw Mozar zum Jahresende 1948 dasAmt des Wojewoden in Allenstein übernahm, trat nohmals eine Vershärfung in derPolitik gegenüber der einheimishen Bevölkerung ein. Der nah Allenstein strafver-setzte Mozar, der seinen Posten im Ministerium für Ö�entlihe Siherheit (MBP)im September 1948 im Zuge der Entmahtung Gomuªkas wegen �rehtsnationali-stisher Abweihung� verloren hatte, wollte sih in den Augen der Parteispitze alszuverlässiger Parteisoldat rehabilitieren. Der Beweis dafür sollte der rashe Abshluÿder Veri�zierungsaktion unter seiner Ägide sein.143 In der sogenannten �Groÿen Ve-ri�zierung� zu Beginn des Jahres 1949 wurden vor allem in den Kreisen Johannis-burg (Pisz), Ortelsburg (Szzytno) und Sensburg (Mr¡gowo) a. 20.000 Menshen140 Jednorazowe sprawozdanie MZO o stanie zaludnienia Ziem Odzyskanyh w dn. 31.12.1948[Einmaliger Beriht des MZO über den Stand der Bevölkerung in den Wiedergewonnenen Gebietenam 31.12.1948℄, AAN, MZO 1515 L, Bl. 63. Der Stand der einheimishen veri�zierten Bevölkerungwurde in dieser Statistik mit 95.721 Personen angegeben.141 Zestawienie ilo±iowe Wydziaªu Statystyki i Ewidenji PUR dot. repatriowanyh Niemów y-wilnyh na dzie« 30. listopada 1948 r. [Zahlenmäÿige Zusammenstellung der Abteilung für Statistikund Erfassung des PUR hinsihtlih der repatriierten zivilen Deutshen zum Stihtag 30. November1948℄, AAN, PUR XII/111, Bl. 25.142 Dok. 323, Sprawozdanie z przebiegu akji wery�kayjnej w powieie Ostródzkim z 19. lutego1948 r. [Beriht über den Verlauf der Veri�zierungsaktion im Kreis Osterode vom 19. Februar 1948℄,APO, UWO 63, Bl. 327.143 Zu Mozars Laufbahn nah der Entmahtung der Gruppe um Gomuªka und seiner Tätigkeitals Wojewode in Allenstein vgl. Krzysztof Lesiakowski: Miezysªaw Mozar �Mietek�. Biogra�apolityzna [Miezysªaw Mozar �Mietek�. Eine politishe Biographie℄, Warszawa 1998, S. 136 �.
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unter massivem Druk zu polnishen Staatsbürgern gemaht. Während in den o�zi-ellen Dokumenten die angewendeten Methoden niht näher spezi�ziert werden, ist inErinnerungsberihten wiederholt von regelrehten Foltertehniken die Rede.144 Einvom MZO für den Januar 1949 geplanter Aussiedlungstransport wurde von Mozarauf unbestimmte Zeit vershoben. Um den Veri�zierungsunwilligen die Ho�nung aufeine eventuelle Ausreise zu nehmen, lieÿ er das Gerüht verbreiten, daÿ die Aus-siedlungsaktion für die Wojewodshaft Allenstein abgeshlossen sei.145 Im Frühjahr1949 hatten die polnishen Behörden somit für sih das Problem der einheimishenBevölkerung zunähst gelöst. In den Zusammenstellungen zur Bevölkerungsstrukturaus den einzelnen Kreisen geht hervor, daÿ im Zuge dieser Aktion vielfah solhePersonen zu polnishen Staatsbürgern gemaht wurden, die in der Statistik zuvornoh als Deutshe geführt worden waren.146Im April 1949 gab es einem Beriht des Wojewodshaftsamtes zufolge nur noh 3.297Deutshe, die vor allem auf den staatlihen Landgütern beshäftigt waren. Die Zahlder veri�zierten Personen wurde mit 106.717, die der noh niht veri�zierten mit1.304 angegeben.147 Im krassen Gegensatz zu diesen statistishen Angaben, die an-sheinend die Lösung des Nationalitätenproblems in der Wojewodshaft Allensteinbewiesen, stand die Stimmung innerhalb der Bevölkerung in der zweiten Jahres-hälfte 1949. Die zwangsveri�zierten Menshen waren weit davon entfernt, sih mit144 Immer wieder wurde von Wasserkellern berihtet, in die veri�zierungsunwillige Personen biszu ihrer Zustimmung eingesperrt wurden. Vgl. Kazimierz Sopuh: Ksztaªtowanie si� ±wiadomo±inarodowej Mazurów w okresie od 1945 do 1957 roku [Die Herausbildung des Nationalbewuÿt-seins der Masuren im Zeitraum von 1945-1957℄, in: Kazimierz Sopuh, Wªadysªaw Dudziak:Z pograniza kurpiowsko-mazurskiego 1945-1957, Ostroª�ka 1993, S. 46-47, sowie Andrzej Sak-son: Polityka wªadz wobe ludno±i rodzimej Warmii i Mazur w okresie stalinizmu (1949-1955)[Die Politik der Behörden gegenüber der einheimishen Bevölkerung in der Ära des Stalinismus℄,in: Przegl¡d Zahodni 46 (1990), Nr. 2, S. 23-24. Allgemein zur �Groÿen Veri�zierung� vgl. auhSakson: Stosunki narodowo±iowe (wie Anm. 17), S. 198-202.145 �W zwi¡zku z akj¡ wery�kayjn¡ zostaªa wstrzymana wszelka akja repatriayjna Niemóworaz puszzona w teren pogªoska, »e repatriaja ju» wogóle nie b�dzie. Wyznazony na styze«transport, przez Gªównego Delegata ds repatriaji w �odzi, zostaª przez tut. Urz¡d odwoªany, ozym Delegata powiadomiono.� [�Im Zusammenhang mit der Veri�zierungsaktion wurden jegliheRepatriierungsaktionen von Deutshen eingestellt und in der Region das Gerüht in Umlauf ge-braht, daÿ es eine Repatriierung überhaupt niht mehr geben werde. Der vom Sonderbeauftragtenfür die Repatriierung in �ód¹ für Januar festgesetzte Transport wurde vom hiesigen Amt abgesagt,wovon der Beauftragte in Kenntnis gesetzt worden ist.�℄ Sprawozdanie Urz�du Wojewódzkiego wOlsztynie za styze« 1949 r. do MAP [Beriht des Wojewodshaftsamtes in Allenstein für denJanuar 1949 an das MAP℄, AAN, MAP 105, Bl. 3.146 Aus Statistiken des Wojewodshaftsamtes in Allenstein geht hervor, daÿ die Zahl der Veri�-zierten von Januar bis März 1949 von 88.490 auf 106.717 zugenommen hatte. Gleihzeitig nahmdie Zahl der in der Statistik als Deutshe geführten Personen von 5.006 auf 3.297 ab, obwohl indiesem Zeitraum keine Aussiedlungen erfolgten. Vgl. Sprawozdania z przebiegu akji wery�kayjno-repolonizayjnej za miesi¡ styze« i marze 1949 r. [Beriht über den Verlauf der Veri�zierungs-und Repolonisierungsaktion vom Januar bis zum März 1949℄, APO, UWO 87, Bl. 183 und Bl. 185.147 Sprawozdanie z przebiegu akji wery�kayjno-repolonizayjnej za miesi¡ marze 1949 r. [Be-riht über den Verlauf der Veri�zierungs- und Repolonisierungsaktion vom März 1949℄, APO, UWO87, Bl. 185, und Pismo Urz�du Wojewódzkiego z 9. kwietnia 1949 r. do Wojewodzkiej Rady Na-rodowej w Olsztynie [Shreiben des Wojewodshaftsamtes in Allenstein an den Wojewodshafts-Nationalrat in Allenstein℄, UWO 272, Bl. 5.
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ihrer Lage abzu�nden. Wie Berihte aus den einzelnen Kreisverwaltungen zeigen,hatten Gerühte über einen möglihen Dritten Weltkrieg und damit wahrsheinliheinhergehenden Grenzrevisionen Hohkonjunktur.148In den Jahren 1949 und 1950 wurden aus der Wojewodshaft Allenstein nur nohvereinzelt Deutshe ausgesiedelt. Die Hauptaktion galt mit dem Jahresende 1948 alsabgeshlossen.149 Durh die Zwangsveri�zierung war die deutshe Bevölkerungsgrup-pe zumindest in der regierungsamtlihen Statistik auf eine vernahlässigbare Gröÿezusammengeshmolzen. In den Quellen tauhte sie daher so gut wie niht mehr auf.Doh erhält man Aufshluÿ über die Lebensbedingungen der noh in der Regionverbliebenen Deutshen, wenn man sih die Programme betrahtet, mittels dererdie Behörden die einheimishe Bevölkerung zu zufriedenen polnishen Staatsbür-gern mahen wollten. In einem Beshluÿ des Allensteiner Wojewodshaftskomiteesder PZPR aus dem Juli 1949 wurden Shritte angekündigt, um die materielle Si-tuation dieser Menshen zu heben und ihre Integration in die polnishe Gesellshaftzu forieren. Aus diesem Dokument wird ersihtlih, in welh beklagenswerter ma-terieller Lage sih diese Bevölkerungsgruppe befand. Die PZPR shlug zum Beispieldie Gründung von Genossenshaften zur Saft- und Marmeladenherstellung vor, umden vielen Einheimishen, die ihren Lebensunterhalt nur durh das Sammeln vonBeeren bestritten, ein geregeltes Einkommen zu versha�en. Weiterhin kritisiertedie Partei die Tatsahe, daÿ viele Kinder der einheimishen Bevölkerung aufgrundvon Shuh- und Kleidermangel keine Shule besuhen könnten.150 Es fällt auf, daÿbei der Behandlung der einheimishen Bevölkerung eine Akzentverlagerung eintrat.Die Integration dieser Menshen in die polnishe Gesellshaft wurde immer wenigerunter nationalitätenpolitishen Gesihtspunkten betrahtet. Stattdessen spielte das�rihtige� Klassenbewuÿtsein, das den Einheimishen angeblih bislang fehlte, einezunehmend wihtige Rolle. Gerade diese Taktik zerstörte aber den letzten Rest ihresVertrauens gegenüber dem polnishen Staat. Im Zuge dieser klassenkämpferishenKampagne verloren nämlih die wenigen Amtsträger der ermländishen und masuri-shen Bevölkerung ihre Ämter in der staatlihen Verwaltung, da gerade sie es waren,denen der Vorwurf galt, Kapitalisten, Kulaken oder Spekulanten zu sein.151148 Vgl. zum Beispiel Pismo Starosty Reszelskiego z 5. pa¹dziernika 1949 r. do Urz�du Wojewódz-kiego w Olsztynie [Shreiben des Starosten von Röÿel vom 5. Oktober 1949 an das Wojewodshaft-samt in Allenstein℄, APO, SP Reszelskie w Biskupu 64, Bl. 66, oder Sprawozdanie WojewodyOlszty«skiego za III kwartal 1949 r. z 16. listopada 1949 r. [Beriht des Wojewoden von Allensteinfür das dritte Quartal des Jahres 1949 vom 16. November 1949℄, AAN, MAP 105, Bl. 26.149 Für das Jahr 1948 zählten die Behörden 5.301 ausgesiedelte Deutshe, für die Jahre 1949/1950nohmals 4.591. Insgesamt waren somit seit dem August 1946 71.931 Deutshe aus der Wojewod-shaft Allenstein ausgesiedelt worden, vgl. �yromski (wie Anm. 81), S. 400.150 Vgl. Dok. 332, Uhwaªa Egzekutywy KW PZPR w Olsztynie w sprawie ludno±i mazurskiej iwarmi«skiej z dn. 6.07.1949 r. [Beshluÿ des Exekutivkomitees der PZPR in Allenstein zur Frageder masurishen und ermländishen Bevölkerung vom 6. Juli 1949℄, AAN, KC PZPR 237/VII-2619,Bl. 112-116.151 Vgl. Dok. 332, Uhwaªa Egzekutywy KW PZPR w Olsztynie w sprawie ludno±i mazurskiej iwarmi«skiej z dn. 6.07.1949 r. [Beshluÿ des Exekutivkomitees des PZPR in Allenstein zur Frageder masurishen und ermländishen Bevölkerung vom 6. Juli 1949℄, AAN, KC PZPR 237/VII-2619,Bl. 112. Vgl. auh Lesiakowski (wie Anm. 143), S. 150 �.
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Es ersheint durhaus gerehtfertigt, daÿ man aus solhen Dokumenten, die im Ver-ständnis ihrer Verfasser Menshen polnisher Herkunft betrafen, Rükshlüsse aufdie Situation der Deutshen zieht. Die polnishen Behörden waren nämlih auh nahder �groÿen Veri�zierung� niht bereit, die immer noh Veri�zierungsunwilligen alsDeutshe, die baldmöglihst ausgesiedelt werden sollten, anzuerkennen. Mangelndepolnishe Sprahkenntnisse wurden nun ebensowenig als Grund für eine Aussied-lung angesehen wie eine o�ensihtlih feindlihe Einstellung gegenüber dem polni-shen Staat. Der Allensteiner Wojewode forderte für solhe Fälle die Durhführungvon Repolonisierungskursen und die Bestrafung, jedoh niht die Aussiedlung derbetre�enden Personen.152 Wenn in den Rehenshaftsberihten aus den einzelnenKreisen im Jahre 1949 ausdrüklih auf Deutshe Bezug genommen wurde, dannzumeist in dem Sinne, daÿ sie eigentlih polnisher Herkunft seien und nur durh diePropaganda ihrer Familienangehörigen, die sih im Westen aufhielten, zur Ausreiseangestahelt würden. Ende 1949 zählten die Behörden in der Wojewodshaft Al-lenstein noh 3.500 niht veri�zierte Personen, obwohl im April des gleihen Jahresdie Rede von nur 1.304 Personen war. Immer rigoroser wurden nun auh ehemalsals Deutshe registrierte Personen zu �Autohthonen� gemaht. Von den besagten3.500 Personen galten 75% als veri�zierungsfähig.153 Die übrigen plante man nahDeutshland auszusiedeln. Die Kreisvorsteher sollten das Wojewodshaftsamt daherüber die Anzahl und die soziale Stellung der noh in den einzelnen Kreisen lebendenDeutshen informieren. Diese Informationen zeigten, daÿ es sih bei den Deutshenvor allem um alte Menshen sowie Frauen und Kinder handelte, die in sehr shleh-ten materiellen Verhältnissen lebten und trotz mehrmaliger Au�orderung, sih ve-ri�zieren zu lassen, auf einer Ausreise zu ihren Familienangehörigen bestanden.154Die Parteileitung der PZPR in Allenstein konstatierte im November 1949, daÿ diesePersonen engen Kontakt zu ihren Verwandten im Westen hielten, revisionistishePropaganda bezüglih der Grenzregelungen betrieben und einen beträhtlihen ne-gativen Ein�uÿ auf noh niht veri�zierte Einheimishe ausübten. Das Resultat sei,daÿ sowohl die Deutshen als auh die �Autohthonen� sih massenhaft um ihreAussiedlung bemühten.155Diese Ausreisewünshe wurden in den folgenden Jahren zum Teil im Rahmen einesProtokolls über Familienzusammenführungen, das von der DDR und Polen am 2.Januar 1950 unterzeihnet wurde, berüksihtigt.156 Die polnishen Behörden er-152 Vgl. Dok. 334, Pismo Wojewody Olszty«skiego do wszystkih Starostów z 16. sierpnia 1949 r.[Shreiben des Wojewoden von Allenstein an alle Kreisvorsteher vom 16. August 1949℄, APO, SPw Górowie Iªawekim 22, Bl. 279.153 Vgl. Dok. 337, Sprawozdanie Wojewody Olszty«skiego za III kwartal 1949 r. z 16. listopada1949 r. [Beriht des Wojewoden von Allenstein für das dritte Quartal 1949 vom 16. November 1949℄,APO, UWO 251, Bl. 274.154 Vgl. Dok. 340, Pismo Starosty w Szzytnie z 1. grudnia 1949 r. do Urz�du Wojewódzkiego wOlsztynie [Shreiben des Kreisvorstehers in Ortelsburg vom 1. Dezember 1949 an das Wojewod-shaftsamt in Allenstein℄, APO, UWO 276, Bl. 367.155 Sprawozdanie pierwszego sekretarza KW PZPR w Olsztynie z 28. listopada 1949 r. [Berihtdes Ersten Sekretärs des Wojewodshaftskomitees der PZPR in Allenstein vom 28. November 1949℄,AAN, KC PZPR 237/VII-2618, Bl. 124.156 Vgl. auh Borodziej: Einleitung, S. 103.
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laubten diesmal, auh gröÿere Gebrauhsgegenstände wie zum Beispiel Möbelstükeauszuführen. Diese Zugeständnisse sollten niht zuletzt dazu dienen, das Ansehendes neuen sozialistishen Deutshlands bei seiner Bevölkerung zu verbessern.157 DieDeutshen aus der Wojewodshaft Allenstein mahten von den liberaleren Ausfuhr-bedingungen siher niht allzu regen Gebrauh, da es ihnen ansheinend sogar anBekleidung und Shuhen mangelte, wie aus einem Beriht des PUR hervorgeht.158Im erwähnten deutsh-polnishen Protokoll wurde auf das Problem der sogenanntenautohthonen Bevölkerung niht explizit Bezug genommen. Immer wieder spieltedie Ausreise der von polnisher Seite für Polen reklamierten Einheimishen abereine wihtige Rolle in den Verhandlungen zwishen der DDR und Polen, da einegroÿe Zahl der Ausreiseanträge, die in den fünfziger Jahren gestellt wurden, Perso-nen betrafen, die aufgrund der Veri�zierung shon die polnishe Staatsangehörigkeitbesaÿen.159 Allein shon die Ankündigung der geplanten Aussiedlung veranlaÿte vie-le der veri�zierten Einheimishen, sih ebenfalls um die Ausreise zu bemühen. Dielokalen Behörden wandten sih an den Wojewoden und klagten, daÿ viele dieser An-tragsteller niht mehr arbeiteten, auf gepakten Ko�ern säÿen und auf ihre angeblihnahe Aussiedlung warteten. Dies veranlaÿte den Wojewoden, sih mit der Bitte andie Warshauer Zentrale zu wenden, die Aktion in der Wojewodshaft Allenstein erstnah dem Ende der Aussaat des Frühjahrs 1950 zu starten.160 Zum einen brauheman die einheimishe Bevölkerung als Arbeitskräfte, zum anderen werde erwartet,daÿ die Ausreisewilligen ihre Meinung änderten, wenn sie erst einmal ihre Felder be-stellt hätten. Somit verzögerte sih die Aussiedlungsaktion aus der Wojewodshaftwie shon so oft. Den ausreisewilligen, aber shon veri�zierten Personen riet man,daÿ sie ihre Angehörigen nah Polen kommen lassen sollten.161 In einer Notiz zudem Problem der getrennten Familien in den Akten des Ministeriums für Ö�ent-lihe Verwaltung (MAP) wurde vermerkt, daÿ nur solhen Personen die Ausreisenah Westen erlaubt werden sollte, die ihrer Herkunft nah �Klassenfeinde� (zumBeispiel Kaufleute oder Beamte) seien oder niht mehr allein für ihren Lebensunter-157 In diesem Zusammenhang kann auh die Anordnung des Allensteiner Wojewoden vom No-vember 1949 gesehen werden. Mozar wies die ihm unterstellten Kreisvorsteher an, unter den nohanwesenden Deutshen diejenigen, die der Gründung der DDR positiv gegenüberstünden, mit derVerbreitung prosozialistisher Propaganda zu beauftragen, vgl. Dok. 339, Pismo Wojewody Olszty-«skiego do wszystkih Starostów z 24. listopada 1949 r. [Shreiben des Wojewoden von Allensteinan alle Kreisvorsteher vom 24. November 1949℄, APO, UWO 276, Bl. 338.158 Pismo woj. oddziaªu PUR w Olsztynie do pow. oddziaªów PUR z 21. lutego 1950 r. [Shreibender Wojewodshaftsabteilung des PUR in Allenstein an die Kreisabteilungen des PUR vom 21.Februar 1950℄, APO, Woj. Oddziaª PUR w Olsztynie 297, Bl. 47.159 Zum Abkommen zwishen der DDR und Polen über die Familienzusammenführung vgl. Sta-nisªaw Jankowiak: Akja �ª¡zenia rodzin� mi�dzy Polsk¡ a Niemiek¡ Republik¡ Demokratyzn¡w latah 1949-1954 [Die Aktion �Familienzusammenführung� zwishen Polen und der DeutshenDemokratishen Republik in den Jahren 1949-1954℄, in: Przegl¡d Zahodni 51 (1995), Nr. 3, S.51-74.160 Vgl. Dok. 343, Pismo Wojewody Olszty«skiego do MAP z 25. mara 1950 r. [Shreiben desWojewoden von Allenstein an das MAP vom 25. März 1950℄, APO, UWO 279, Bl. 8-9.161 Vgl. Dok. 345, Pismo Prezydium Woj. Rady Narodowej do Pow. Rad Narodowyh z 12. lipa1950 r. [Shreiben des Präsidiums des Wojewodshaftsnationalrats an die Kreisnationalräte vom12. Juli 1959℄, APO, SP w Górowie Iªawekim 22, Bl. 95-95.
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halt sorgen könnten. Arbeitsfähige Männer, die sih im Westen aufhielten, solltengenerell nah Polen zurükkehren, es sei denn, sie betätigten sih dort im Rahmen�gesellshaftlih fortshrittliher� Organisationen.162 Auh in den folgenden Jahrennahm die Zahl derer, die sih um ihre Aussiedlung bemühten, obwohl sie die pol-nishe Staatsangehörigkeit besaÿen, niht ab. Die polnishen Behörden beshiedendiese Anträge meist negativ. Die groÿe Zahl der Ausreisen seit der politishen Li-beralisierung in Polen im Jahr 1956 zeigte jedoh, daÿ die Nationalitätenpolitik despolnishen Staates gegenüber dieser Bevölkerungsgruppe gesheitert war.163

162 Notatka sªu»bowa MAP dot. rodzin rozdzielonyh z 30. styznia 1950 r. [Dienstlihe Akten-notiz des MAP betre�end die getrennten Familien vom 30. Januar 1950℄, CA MSWiA, MAP 286,Bl. 1. Für die Wojewodshaft Allenstein wurden in diesem Dokument aus dem Januar 1950 5.000getrennte Familien festgestellt. Davon hatten angeblih 3.800 Personen ihren Ausreisewillen bekun-det, während 1.200 auf die Rükkehr des Familienvorstandes aus dem Westen warteten.163 Der Soziologe Jan Szzepa«ski argumentierte, daÿ der polnishe Staat zum denkbar ungün-stigsten Zeitpunkt begonnen habe, sih um die einheimishe Bevölkerung Masurens zu bemühen.�Mo»e kiedy± historyy dojd¡, jakimi motywami kierowaªa si� partia, MSW oraz administrajapa«stwa wymy±laj¡ problem �autohtonów�. W ka»dym razie stwarzaj¡ ten problem, twóry tejkonepji stworzyli tak»e problem atrakyjno±i Polski i polsko±i i to w sytuaji dziejowej dlaPolski optymalnie niekorzystnej, gdy» zniszzony kraj znajduj¡y si� w stanie wojny ideologizneji wojny domowej, maªo miaª do zaoferowania opróz ideologiznyh przyrzeze«, »e b�dzie pa«st-wem sprawiedliwo±i spoªeznej i dobrobytu. To wspóªzawodnitwo o atrakyjno±¢ dla autohtonówz obu pa«stwami niemiekimi Polska musiaªa przegra¢.� [�Vielleiht werden dereinst Historikerergründen, von welhen Motiven sih die Partei, das Innenministerium sowie die Staatsbehördenleiten lieÿen, als sie sih das Problem der �Autohthonen� ausdahten. Auf jeden Fall shufen dieUrheber dieser Konzeption, indem sie dieses Problem in die Welt setzten, auh ein Problem fürdie Attraktivität Polens und des Polentums, und das in einer geshihtlihen Situation, die fürPolen so ungünstig wie nur irgend möglih war, da das im Zustand von ideologishem Streit undBürgerkrieg be�ndlihe Land abgesehen von ideologishen Versprehungen, daÿ es ein Staat der so-zialen Gerehtigkeit und des Wohlstandes sein werde, wenig zu bieten hatte. Diesen Wettstreit mitden beiden deutshen Staaten um die gröÿere Attraktivität muÿte Polen verlieren.�℄, in: AndrzejSakson: Mazurzy: spoªezno±¢ pograniza [Die Masuren � eine Gemeinshaft des Grenzlandes℄,Pozna« 1990, S. XII. Aus den vorliegenden Dokumenten geht jedoh hervor, daÿ Polen niht nuraufgrund seiner ökonomishen Shwähe den Kampf um diese Bevölkerungsgruppe verlor. Viel be-deutender sheint die Tatsahe gewesen zu sein, daÿ die polnishen Behörden niht erkannten, daÿdas nationale Bewuÿtsein einer Grenzlandbevölkerung sehr emp�ndlih auf brutale behördliheVereinnahmungen reagiert.



233.1945, 19. MärzDer Vorsitzende des Wojewodshaftsbodenamts in Olsztyn/Allenstein, Ing. J.Ptaszek, an das Präsidium des LandesnationalratsAAN KRN 797, Bl. 13-14Beriht Nr. 2.1 I.1. Fahrtstreke und allgemeine Bemerkungen.Gemäÿ der Ankündigung, die aus meinem ersten Beriht hervorgeht, brah ih inBegleitung einiger Mitarbeiter zu einer Inspektionsreise durh den nordwestlihenTeil der Wojewodshaft auf, nämlih auf der Streke über Guttstadt2, Liebstadt3,Götthendorf4, Pr[euÿish℄ Holland5, Elbl¡g, Malbork6 sowie auf dem Rükweg überAltmark7, Christburg8, Rosenberg9, Freystadt10, D[eu℄tsh Eylau11, Osterode12 und1 Dieses Dokument soll die Ausgangssituation verdeutlihen, in der sih die ersten polnishenBehörden befanden, die in den künftig zu Polen gehörenden Teil Ostpreuÿens kamen. Das Wojewod-shaftsbodenamt (Wojewódzki Urz¡d Ziemski) war eine der ersten polnishen Behörden, die sihdort etablierten. In seinem ersten Beriht vom 14. März 1945 beshrieb Jan Ptaszek die Ankunftseines Amtes im Allensteiner Gebiet. Dabei betonte er, daÿ die Soldaten der Roten Armee ihnenzwar freundlih gegenübertraten, aber ansheinend nihts davon wuÿten, daÿ der südlihe Teil desehemaligen Ostpreuÿens an Polen fallen sollte. Er beobahtete einen allgemeinen Arbeitszwang, demdie Sowjets niht nur die Deutshen, sondern auh die anwesende polnishe Bevölkerung unterwar-fen. Vgl. Raport nr. 1 Prezesa Woj. Urz�du Ziemskiego w Olsztynie [Beriht Nr. 1 des Vorsitzendendes Wojewodshaftsbodenamtes in Allenstein℄, AAN, KRN 797, Bl. 15-17. Shon im Februar ka-men polnishe Eisenbahnbeamte aus der Wojewodshaft Biaªystok ins ehemalige Ostpreuÿen. DerWojewode Jerzy Sztahelski wollte einen Teil dieser Region an seine Wojewodshaft angliedern. Ergründete daher am 3. Februar 1945 das Büro für ostpreuÿishe Angelegenheiten (Biuro ds. PrusWshodnih) und ernannte Henryk Olejnizak zum Bevollmähtigten der Vorläu�gen Regierung fürOstpreuÿen, vgl. dazu: Okr�g Mazurski w raportah Jakuba Prawina. Wybór dokumentów 1945 r.Przygotowaª do druku Tadeusz Baryªa [Die Region Masuren in den Berihten von Jakub Prawin.Quellensammlung zum Jahr 1945, zum Druk vorbereitet von . . . ℄, Olsztyn 1996, S. XI-XII.2 Heutiger Name: Dobre Miasto.3 Heutiger Name: Miªakowo.4 Heutiger Name: Godkowo.5 Heutiger Name: Pasª�k.6 Die Kreise Elbl¡g/Elbing, Malbork/Marienburg, Sztum/Stuhm und Kwidzy«/Marienwerder,die den deutshen Regierungsbezirk Westpreuÿen gebildet hatten, der seit 1920 zur Provinz Ost-preuÿen gehörte, unterstanden lediglih bis zum 7. Juli 1945 dem Allensteiner Gebiet. Ein Minister-ratsbeshluÿ gliederte sie der Wojewodshaft Danzig ein. Gleihzeitig wurden die Kreise Eªk/Lyk,Oleko/Treuburg und Goªdap/Goldap der Wojwodshaft Biaªystok zugeshlagen. Nur der ehemalswestpreuÿishe Kreis Susz/Rosenberg blieb beim Allensteiner Gebiet.7 Heutiger Name: Stary Targ.8 Heutiger Name: Dzierzgo«.9 Heutiger Name: Susz.10 Heutiger Name: Kisielie.11 Heutiger Name: Iªawa Niemieka.12 Heutiger Name: Ostróda.
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Olsztyn. Die Abreise erfolgte am 15. März 1945 in den Nahmittagsstunden, dieRükkehr am 18. März nahmittags.Die einzelnen oben erwähnten wihtigeren Ortshaften an der Streke sehen un-tershiedlih aus. Z. B. sind Guttstadt, Liebstadt und Holland zu ungefähr 70%zerstört, während Elbl¡g/Elbing und Malbork/Marienburg, wo sih, wie zu sehen,shwere Kämpfe zugetragen haben, zu fast 100% zerstört sind, da allein in Elbingkaum ein paar Wohnbloks in der Vorstadt ganz geblieben sind und im Stadtzentrumdie niht beshädigten Häuser an den Fingern aufzuzählen sind. In Marienburg exi-stiert eigentlih nur noh eine einzige Straÿe. Die Deutshordensburg ist sehr shwerzerstört, da ihre Eroberung einige Wohen dauerte, so daÿ erst am 13. März 1945 derRest der deutshen Besatzung dieses Kreuzritternestes vernihtet wurde. Über denRükweg ist zu bemerken, daÿ nur Altmark niht zerstört ist. Dagegen ist Christ-burg erheblih zerstört und Rosenberg, Freistadt und Eylau fast gänzlih. Osterodehat wiederum nur ein abgebranntes Stadtzentrum, während die Vorstädte und diezahlreihen vorstädtishen Siedlungen in gutem Zustand sind. Ih muÿ anmerken,daÿ wir in Christburg die ersten Abteilungen der polnishen Armee getro�en ha-ben. Es waren dies Einheiten eines Versorgungsregiments, das mit der Siherstellungvon Lebensmitteln für die Fronttruppen beauftragt ist. Das ganze Regiment war inkleinen Gruppen von 3-10 Personen auf den Gütern und gröÿeren Dörfern in derUmgebung von Christburg untergebraht, wo das lebende Inventar zur Siherstel-lung zusammengetrieben wird. Für uns ergibt sih daraus keinerlei Nutzen, da diesesInventar allein den sowjetishen Befehlsstellen zur Verfügung steht.2. Bevölkerungsfragen.Die Städthen Guttstadt und Liebstadt weisen einen höheren Prozentsatz an verblie-bener deutsher als an polnisher Bevölkerung auf. In Elbing gibt es im Verhältniszu seiner Gröÿe wenige Deutshe. In Malbork ziehen die sowjetishen Behörden der-zeit alle Zwangsarbeiter beiderlei Geshlehts zusammen und teilen sie nah ihrerNationalität in Gruppen auf.13 Auf dem Weg zwishen Elbl¡g und Altmark trafenwir eine gröÿere Gruppe von Arbeitern, die zur Sammelstelle nah Marienburg un-terwegs waren. Es gab hier ungefähr 420 Polen aus allen Teilen Polens, unter ihnenauh Franzosen, Holländer, Tshehen, Russen, Ukrainer und viele andere.14 DieRussen lassen diese Polen niht frei, sondern halten sie weiterhin zu Zwangsarbeiten13 Die sowjetishen Militärkommandanturen, die zunähst die Verwaltung der eroberten Gebieteübernahmen, hatten die Aufgabe, die deutshe arbeitsfähige Bevölkerung in Lager zu verbringen.Vgl. dazu die Verfügung des Staatlihen Verteidigungskomitees (Gosudarstvennyj Komitet Oborony,GKO) Nr. 7467 vom 3. Februar 1945 sowie die Befehle Nr. 0061 vom 6. Februar 1945 und Nr. 0101vom 22. Februar 1945 des Volkskommissariates für innere Angelegenheiten (Narodnyj KomitetVnutrennyh Del, NKVD) bei Bodo Ritsher: Zur Herausbildung und Organisation des Systemsvon Speziallagern in der SBZ Deutshlands im Jahre 1945, in: Deutshland-Arhiv 26 (1993), S. 723-735. Zum Lager- und Zwangsarbeitersystem vgl. auh Manfred Zeidler: Kriegsende im Osten.Die Rote Armee und die Besetzung Deutshlands östlih von Oder und Neisse 1944/45, Münhen1996, S. 168-208.14 Bei Kriegsende befanden sih Kriegsgefangene und zivile Zwangsarbeiter aus diesen europäi-shen Ländern in Ostpreuÿen. Sie waren vor allem in der Landwirtshaft beshäftigt, da dort
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fest. Man geht shleht mit ihnen um. Ebenso shleht ist die Ernährung. Es fehltjeglihe ärztlihe Hilfe für sie, obwohl ein bedeutender Anteil von ihnen infolge derEinwirkungen von Kampfhandlungen sowie derzeit wegen der Ershöpfung durhdie Fuÿmärshe geshwäht ist. Genauso shleht sind überall die Behandlung undder Umgang der sowjetishen Behörden mit den ortsansässigen Polen.15 Von diesenalteingesessenen Polen haben wir auf dem ersten Teil unserer Streke wenige ge-tro�en. Erst die Umgebungen von Altmark, Christburg, Eylau und Osterode weiseneinen gröÿeren Prozentsatz von einheimishen Polen auf, die, wie wir das z. B. inAltmark feststellen konnten, überwiegend dem Verband der Polen in Deutshlandangehört haben. Ausnahmslos alle alteingesessenen Polen sowie auh die von denDeutshen als Arbeiter hergebrahten Polen traten mit ein und derselben Beshwer-de an uns heran, nämlih über die �unablässigen Vergewaltigungen, die durh dieSowjets an Frauen verübt werden�. Diese Vergewaltigungen erfolgten niht nur wäh-rend der Kampfhandlungen beziehungsweise in Frontnähe, sondern geshehen nahwie vor, auh nah Weiterrüken der Front. Es wurden mir unter Angabe der Namenvon Zeugen absheulihe und fürhterlihe Dinge berihtet. Beinahe keine Frau, egalwelher Nationalität, angefangen bei Kindern von 10 Jahren und endend bei 70jäh-rigen Greisinnen, ist dem entgangen. Die Sowjets haben sogar solhe Frauen nihtvershont, die im Kindbett lagen oder shwerkrank und verletzt waren. Es hat Fällegegeben, in denen in einem Haus gleihzeitig Mutter und Groÿmutter, Tohter undEnkelin vergewaltigt wurden. Diese Vergewaltigungen erfolgten der Reihe nah. Dievergewaltigten Frauen wurden von mindestens einem Dutzend Soldaten miÿbrauht,doh kam es auh vor, daÿ sih deren Zahl pro Frau auf bis zu dreiÿig belief. Es istklar, daÿ eine solhe Frau dies mit dem Leben bezahlte. Diese Dinge geshehen auhgegenwärtig noh immer.16 Unter diesen Umständen be�nden sih jene polnishenArbeiterinnen, die weiterhin von den sowjetishen Behörden zur Arbeit festgehal-ten werden, in einer besonders traurigen Lage. Sie bitten verzweifelt darum, sie ausdieser Hölle herauszuholen. [. . . ℄17aufgrund der Mobilmahung für Wehrmaht, Volkssturm und Ostwallbau ein akuter Mangel anmännlihen Arbeitskräften herrshte.15 Auh die Anfang April 1945 ins Allensteiner Gebiet kommenden Operativen Gruppen des In-dustrieministeriums kritisierten den Umgang der Roten Armee mit der einheimishen Bevölkerung:�Polay aMazursya traktowani s¡ przez wªadze radziekie jak niemy.� [�Die Polen (gestrihen:Masuren) wurden von den sowjetishen Behörden wie Deutshe behandelt.�℄ Raport nr. 1 GªównegoPeªnomonika Grup Operayjnyh na Prusy Wshodnie do kierownitwa GO KERM z 7. kwiet-nia 1945 r. [Beriht Nr. 1 des Oberbefehlshabers der Operativen Gruppen in Ostpreuÿen an dieFührung der GO KERM vom 4. April 1945℄, AAN, GO KERM 56, Bl. 25. Auh polnishsprehen-de Masurinnen wurden Opfer von Vergewaltigungen durh Soldaten der Roten Armee, vgl. auhProtokóª z przesªuhania z 13. kwietnia 1945 r. [Vernehmungsprotokoll vom 13. April 1945℄, APO,UPOM 64, Bl. 9.16 Zum Problem der Vergewaltigungen durh Soldaten der Roten Armee vgl. das Kapitel �SovietSoldiers, German Women and the Problem of Rape�, in: Norman Naimark: The Russians inGermany. A History of the Soviet Zone of Oupation, 1945-1949, Cambridge, London 1995, S. 69-140. Naimark weist wiederholt darauf hin, daÿ auh polnishe Frauen Opfer von Vergewaltigungenwurden.17 An dieser Stelle folgen Bemerkungen zum Stand der Landwirtshaft und der Industrie im shonbefreiten Ostpreuÿen.
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II.

1. Als Shluÿfolgerung aus dem oben Gesagten bitte ih vor allem darum, mög-liherweise auh auf diplomatishem Wege sofortige Veränderungen der Lageder ortsansässigen oder nah Ostpreuÿen importierten polnishen Bevölkerungzu bewirken, da das, was in sittliher Hinsiht mit dieser Bevölkerung getrie-ben wird, entsetzlih ist. Die Polen behandelt man hier wie Sklaven, das heiÿtfast niht besser als die Deutshen.2. Es ist unerläÿlih, worauf ih erneut aufmerksam mahe, die Reste des lebendenInventars vor dem Abtransport siherzustellen.3. Dasselbe gilt auh für die Industrie.4. Die Ansiedlungsfrage muÿ energish und unverzüglih in Angri� genommenwerden. Ein einzelner polnisher Siedler wird für mehrere Gehöfte gleihzei-tig zuständig sein müssen, so wie ih es für die Gegenden um Altmark undChristburg bereits angeordnet habe.5. Nötig sind sofort Fahleute für die Industrie.6. Ih bitte umgehend um die Zuteilung einiger Kraftfahrzeuge, ohne die meineArbeit illusorish ist, da weder ih alleine noh meine Leute sih im Landbewegen können. Bislang steht meine Arbeit nur auf dem Papier.
234.1945, 6. MaiOperative Gruppe in Olsztynek/Hohenstein an den Leiter der operativen Gruppefür den Bezirk Masuren in Olsztyn/AllensteinAPO UPOM 62, Bl. 11Beriht Nr. 6Die Bevölkerung, die während der Kampfhandlungen evakuiert worden ist, beginntzurükzukehren. Derzeit be�nden sih ungefähr 200 Personen in der Stadt, vorwie-gend Frauen und Kinder. Diese Bevölkerung wird teilweise auf der Kommandanturbeshäftigt1, der Rest bei den Frühjahrsaussaaten. Der von der Kommandantur be-stimmte vorherige Bürgermeister ist von ihr entlassen worden, an seiner Stelle wurde1 Die polnishen Verwaltungsbehörden, die seit März 1945 in das Allensteiner Gebiet kamen,trafen zunähst überall auf sowjetishe Militärkommandanturen, die nah der Eroberung der jewei-ligen Gebiete deren Verwaltung übernommen hatten. Ihre Aufgabe war die Versorgung der weiter
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ein anderer eingesetzt. Der gegenwärtige Bürgermeister heiÿt Sabelek; während dervon den russishen Stellen vorgenommenen Erfassung hat er sih als Deutsher be-zeihnet. Dieser Bürgermeister shikaniert jene Teile der Bevölkerung, die sih beider Erfassung als Polen deklariert haben, und meint, er sei immer ein Deutshergewesen, sei nah wie vor einer und werde auh einer bleiben.Es gibt in der Stadt überhaupt keine militärishen Einheiten auÿer einer Komman-dantur der Kontrrozwiedki2, selbst die Krankenhäuser sind vollständig aufgelöst wor-den. Um die Verp�egung steht es wieder shleht, weil jene Polen, die auf den Gü-tern gearbeitet haben, wo man etwas bekommen konnte, nah Hause gefahren sindund wir von den Kolhosbauern3 nihts erhalten können. Wir könnten hier lediglihgegen Shnaps und Tabak Lebensmittel bekommen. Es melden sih bei uns Einhei-mishe, Bauern, die mit uns zusammenarbeiten wollen. Man könnte diese Personenverwenden, indem man sie als provisorishe Shultheiÿen einsetzt, um die Dörfer zubesiedeln. Diese Personen deklarieren sih als Polen, über die wir uns eine eigeneMeinung gebildet haben. In Ermangelung eines Stempels können wir ihnen keineentsprehenden Besheinigungen ausstellen. Wir bitten darum, uns Spezialisten zushiken, um das Gaswerk und die Wasserleitungen in Betrieb zu nehmen. Wir bit-ten darum, die Grenzen unseres Kreises festzulegen, da wir bei der Erstellung einesAdressenverzeihnisses der Unternehmen die Grenzen niht kennen. Wir bitten dar-um, uns geshätzte Daten zuzusenden, die wir überhaupt niht besitzen. [. . . ℄

vorrükenden Roten Armee sowie die Kontrolle der anwesenden Bevölkerung. Diese wurde von denKommandanturen zur Feldarbeit herangezogen bzw. in Lagern interniert und zur Zwangsarbeitin die Sowjetunion verbraht. Sehr häu�g stützten sih die Vertreter der sowjetishen Militärver-waltung auf die noh anwesenden deutshen Beamten, wie zum Beispiel Bürgermeister und Orts-vorsteher. Aber auh nah der Übernahme der Verwaltung durh die Polen gab es noh deutsheAmtsträger. In einem Beriht über eine Inspektionsreise im Juni 1945 hieÿ es hinsihtlih des Allen-steiner Gebiets: �In vielen Kreisen, wie z. B. in jenem von Pruski Holand (Pasª�k, C.K.) bestehendie Shultheiÿen und sogar auh Gemeindevorsteher aus Deutshen, da es keine Polen gibt.� AAN,MAP 2460, Bl. 66.2 (= Spionageabwehr). Neben den Militärkommandanturen befanden sih in den von der RotenArmee eroberten Gebieten auh Einheiten des sowjetishen Siherheitsdienstes (NKVD). SeineAufgabe bestand in der Bekämpfung von sogenannten konterrevolutionären Elementen, Spionen,Banden et. Weiterhin war er zuständig für die Disziplin innerhalb der Roten Armee. Sehr häu�gagierten die Vertreter des NKWD unabhängig von den Militärkommandanturen. Vgl. StanisªawBiernaki: Instrukje dziaªania wojsk NKWD na terenah opanowanyh przez Armi� Czerwon¡[Arbeitsanweisungen für die Truppen der NKWD in den von der Roten Armee besetzten Gebieten℄,in: Biuletyn Gªównej Komisji Badania Zbrodni Przeiwko Narodowi Polskiemu, tom 33, Warszawa1991, S. 206-231.3 Es könnte sein, daÿ der Autor des vorliegenden Berihts ein kommunistisher Funktionär war,der direkt aus der Sowjetunion nah Ostpreuÿen angereist war und sih einen Bauern niht andersdenn als Kolhosbauern vorstellen konnte.
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235.1945, 14. MaiBeriht des Regierungsbevollmähtigten der Regierung der Republik Polen für denBezirk Masuren, Oberst Dr. Jakub Prawin, für den 13. Mai 19451AAN MAP 2457, Bl. 1-2Als ih den Bezirk Masuren übernahm, waren die Kampfhandlungen noh im Gang.Bis zum heutigen Tag dauert die Säuberung des Gebietes von Resten deutsherBanden an.Am 2. Mai kam Oberleutnant Kazimierz Kowalik vom Kreissiherheitsdienst wäh-rend einer Dienstreise ums Leben.Das Gebiet des Bezirks umfaÿt ungefähr 28.000 qkm, darunter über 4.000 qkm Wäl-der und über 700 qkm Fishseen.Der Bezirk ist entvölkert. Ein Zuzug von Deutshen setzt ein.2 Wir shätzen dieGesamtzahl der Bevölkerung auf 120.000.3 Die Spuren der Kampfhandlungen sindin bedeutendem Maÿe sihtbar. Die Städte sind zwishen 30 und 50% zerstört. Diedörflihen Baulihkeiten sind geplündert.Die Industrieanlagen der vielen auf dem Lande liegenden verarbeitenden landwirt-shaftlihen Industrie, von Mühlen, Sägewerken, Brennereien usw., sind teils zerstört,teils von den sowjetishen Militärbehörden abtransportiert worden, doh lassen sihnoh viele gut mehanisierte Industriebetriebe sihern.Anlagen in ö�entlihen Einrihtungen wie Elektrizitätswerken, Gaswerken, Kranken-häusern usw. sind teilweise demontiert und zum Teil abtransportiert worden. Das1 Vgl. das vollständige Dokument in: Okr�g Mazurski w raportah Jakuba Prawina (wie Dok.Nr. 233, Anm. 1), S. 58-62.2 In einem Inspektionsberiht des Staatlihen Repatriierungsamtes vom 1. Juni 1945 wird aus-drüklih vor der massenhaften Rükkehr der Deutshen gewarnt, welhe den Ansiedlungsprozeÿder Polen zu behindern drohte: �Alle Auÿenstellen des P.U.R. im ehemaligen Ostpreuÿen sind sofortpersonell zu verstärken und leistungsfähiger zu mahen, vor allem mit Lastkraftwagen zu versor-gen, damit die Repatrianten shnell verladen und zu den Höfen gebraht werden können, da ausdem inneren Deutshland gewaltige Massen von Deutshen herannahen, die zu ihren Heimstättenzurükkehren. Wenn diese Aktion niht shnell genug durhgeführt werden sollte, wird die ostpreu-ÿishe Sahe unter den gegenwärtigen Bedingungen und bei der Behandlung der deutshen Bürgerdurh die russishen Behörden für Polen verloren sein.� AAN, PUR XIII/25, Bl. 4.3 Diese Zahl ist bei weitem zu niedrig angesetzt. Den polnishen Behörden gelang es erst nahund nah, alle Kreise des ehemaligen Ostpreuÿens mit ihren Beamten zu besetzen. Vor allem in dennördlihen Kreisen, in denen sih noh besonders viele Deutshe aufhielten, ging die Etablierungpolnisher Behörden sehr langsam voran und zog sih bis in den Spätsommer des Jahres 1945hin. Daher konnte Prawin zu diesem Zeitpunkt noh keine umfassenden Angaben über die Stärkeder Bevölkerung mahen. Aufgrund der unkontrollierten Migrationsbewegungen der Deutshen, dienah dem Ende der Kampfhandlungen weiterhin abwanderten, aber zum Teil auh an ihre altenWohnorte zurükkehrten, ist die Ermittlung genauer Zahlen unmöglih. Shätzungsweise dürftensih im Gebiet Masuren im Mai 1945 allein a. 200.000 Deutshe aufgehalten haben. Ershwerendkommt zudem hinzu, daÿ die polnishen Behörden noh keine einheitlihe statistishe Erfassungder einheimishen ermländishen und masurishen Bevölkerung durhgeführt hatten.
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auf die Güter zusammengetriebene lebende Inventar wird derzeit seit zwei Wohenmassenhaft nah Osten getrieben.Das tote Inventar ist in beträhtliher Zahl über das Land verstreut.Das restlihe beweglihe Inventar wie Möbel, Büroeinrihtungen, Warenvorräte,Kunstsammlungen, kleine Werkstätten usw. ist geplündert worden.Die Einstellung der Militärbehörden zu einer Reihe wihtiger Fragen wie Fragen derNationalität der im Bezirk verbliebenen Polen aus der ortsansässigen Bevölkerung,der verbliebenen Landarbeiter, die von den Deutshen während der Okkupationhierhergebraht worden waren, die Ansiedlung von Bevölkerung aus den Gebietenjenseits der Curzon-Linie4 und aus den zentralen Wojewodshaften war negativ.Unsere Verwaltungsbehörden, Beamten sowie operativen Gruppen sind auf Shwie-rigkeiten von seiten der lokalen sowjetishen Behörden gestoÿen, deren Grund darinliegt, daÿ die Militärbehörden der polnishen Verwaltung nur sieben Kreise im Südenund in der Mitte des Bezirks übergeben haben. [. . . ℄

4 Es handelt sih hier um die Bewohner der ehemaligen polnishen Ostgebiete, welhe aufgrundder sogenannten Evakuierungsverträge, die das Polnishe Komitee für die Nationale Befreiung imSeptember 1944 mit der litauishen, ukrainishen und weiÿrussishen Sowjetrepublik geshlossenhatte, ihre Heimat verlassen muÿten. Vgl. dazu den Quellenband: Przesiedlenie ludno±i polskiejz kresów wshodnih do Polski 1944-1947 [Die Umsiedlung der polnishen Bevölkerung aus denOstgebieten nah Polen 1944-1947℄, hrsg. von Stanisªaw Ciesielski, Warszawa 1999.
236.1945, 2. JuniDie Stadtverwaltung der Stadt Olsztyn/Allenstein an den Referenten für dieKontrolle der Deutshen1 mit der Bitte um Zuteilung von Deutshen zurBekämpfung der Bauhtyphus-EpidemieAPO, ZMO 113, Bl. 222Zum Kampf gegen den Unterleibstyphus bitten wir freundlihst um die sofortigeZuteilung von 40 Deutshen zur Ausführung folgender Tätigkeiten.1 Am 1. Juni 1945 wurde im Rahmen der Stadtverwaltung Allenstein das Amt für deutsheAngelegenheiten (Urz¡d do Spraw Niemiekih) eingerihtet. Seine Aufgabe bestand in der Regi-strierung und Überwahung der deutshen Bevölkerung Allensteins sowie in der Organisation desArbeitseinsatzes der Deutshen. Die Deutshen wurden in bestimmten Stadtvierteln konzentriertund zu Aufräumarbeiten herangezogen. In den Sommermonaten wurden sie sukzessive aus der Stadtausgesiedelt und auf dem Land zu Erntearbeiten eingesetzt. Alle Frauen zwishen 16 und 50 undalle Männer zwishen 14 und 60 Jahren wurden zum Ernteeinsatz verp�ihtet, vgl. Pismo Urz�duPeªnomonika Rz¡du R.P. na Okr�g Mazurski do wszystkih Starostów i Komisarzy Ziemskih z5. lipa 1945 r. [Shreiben des Regierungsbevollmähtigten für den Bezirk Masuren an alle Kreis-vorsteher und Distriktkommissare vom 5. Juli 1945℄, APO, UPOM 2, Bl. 118. Aus diesem Grundbefanden sih im Herbst nur noh wenige Deutshe in der Stadt, so daÿ das genannte Amt aufgelöstwurde.
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1. Die Beerdigung niht bestatteter Leihen2. Die Beseitigung von Kadavern3. Die Kontrolle von Wohnungen, um an Unterleibstyphus Erkrankte aus�ndigzu mahen4. Die Desin�zierung von Wohnungen an Typhus Erkrankter5. Die Kontrolle von Brunnen6. Die Beseitigung oder (unter Aufsiht) Verbrennung von Müll in den Innenhöfen7. Andere sanitäre und hygienishe Tätigkeiten.Angesihts von Umständen, auf die wir keinen Ein�uÿ haben, sind wir niht in derLage, diese Tätigkeiten mit eigenen Kräften auszuführen, und bitten die Wojewod-shaftsmiliz in Olsztyn/Allenstein inständig darum, uns mit tatkräftiger Hilfe zuunterstützen. � Chefarzt g. . . g

237.1945, 7. JuniDer Regierungsbevollmähtigte der Republik Polen für den Bezirk Masuren, OberstDr. Jakub Prawin, an alle Starosten (mit Ausnahme von Nibork/Neidenburg1) undan den Präsidenten der Stadt Olsztyn/Allenstein: Rundshreiben, betr. den Einsatzvon Deutshen für ö�entlihe Arbeiten APO UPOM 7, Bl. 4In Zusammenhang mit aufgetretenen Zweifeln hinsihtlih der Verwendung von Be-völkerung zu ö�entlihen Arbeiten erkläre ih, was folgt:1. Bei ö�entlihen Arbeiten jegliher Art, ob sie aus eigener Initiative oder aufVerlangen anderer Behörden und Institutionen unternommen werden, sind nursolhe Deutshe einzusetzen, die unter der Aufsiht der Bürgermiliz stehen.Zu diesem Zwek ist nah entsprehender Benahrihtigung der Deutshen zu ver-anlassen, daÿ sie in jeder Siedlung Delegierte wählen, die von Ihnen, Bürger Starost,bestätigt werden. Sie werden dazu verp�ihtet, sih täglih bei der Bürgermiliz zumelden. Bei der Bürgermiliz werden sie Verfügungen und Anordnungen erhalten, fürderen Ausführung sie persönlih verantwortlih sind. Die zur Arbeit Verp�ihtetenwerden zu gegebenem Termin und an angegebenem Ort eine entsprehende Zahl von1 Heutiger Name: Nidzia.
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Personen mit Arbeitsgeräten bereitstellen.2 Sie, Bürger Starost, bzw. die Bürgermei-ster oder Gemeindevorsteher fordern die gewünshte Zahl von deutshen Arbeiternzur Arbeit an.2. Sowohl die als Siedler zuwandernden Polen als auh solhe von einheimisherHerkunft sind in gesetzlih vorgesehenen Fällen zu ö�entlihen Arbeiten heran-zuziehen. Hierzu gehören Sharwerksarbeiten. Die P�iht, persönlihe Leistun-gen zu erbringen, die sih aus dem Sharwerksgesetz ergeben, umfaÿt ö�entli-he Arbeiten a) beim Bau und bei der Reparatur von Straÿen und Brüken,b) beim Bau und der Reparatur von Wasserbau- und Meliorationsanlagen, )beim Bau und der Reparatur von Shulen (eventuell auh anderer Gebäudevon ö�entlihem Charakter.)Bis zur Berufung von Nationalräten auf Gemeinde- und Kreisebene, welhe die Aus-führung von diesbezüglihen Arbeiten beshlieÿen, können Sie, Bürger Starost, inunvermeidlihen Notfällen die polnishe Bevölkerung zur Sharwerksarbeit heranzie-hen. Ih betone aber ausdrüklih, daÿ diese Arbeiten einen planmäÿigen Charakterhaben müssen und daÿ die körperlihen Leistungen niht mit Feldarbeiten und mitder Zeit, in der sih die Siedler in den neuen Wirtshaften einrihten, kollidierendürfen. Ihre Ausführung muÿ der Gegend einen wesentlihen Nutzen bringen.Jene Personen polnisher Nationalität, die niht in den Kreis gekommen sind, umsih hier niederzulassen, sondern um zu plündern und sih ö�entlihes Gut anzu-eignen, die sog. �szabrowniki�, sind von den Organen der Bürgermiliz für 2-3 Tagefestzunehmen; in diesem Zeitraum können sie zu Gelegenheitsarbeiten eingesetztwerden. Nah Ablauf dieser Frist sind sie aus dem Kreis auszusiedeln.

238.1945, 10. JuniDas Kreisbodenamt in Ostróda/Osterode an das Wojewodshaftsbodenamt inOlsztyn/Allenstein: Beriht Nr. 3 APO UPOM 64, Bl. 98[. . . ℄ Fragen des Verhältnisses zur deutshen Bevölkerung. Nah wie vor ist nohkeine rihtige Amtsgewalt über die deutshe Zivilbevölkerung erreiht worden. Die2 Auh die Behörden der Wojewodshaft Biaªystok, die anfänglih die Verwaltung im Allenstei-ner Gebiet organisierten, planten, nah dem Abzug der Roten Armee ein solhes System einzurih-ten. Der für das ehemalige Ostpreuÿen zuständige Beamte shrieb Mitte März 1945: �Wir könnenauh später (die Deutshen) in einem Stadtteil in einzelnen Städten konzentrieren. Wir bilden einGhetto für sie. Wir werden ihnen erlauben, unter sih eine sog. Gemeinde zu bilden, mit der mansih hinsihtlih der Bereitstellung von Arbeitern für jeglihe Arbeiten wird leihter verständigenkönnen. Eine solhe Gemeinde wird ein genaues Register der Deutshen führen.� APO, UPOM 28,Bl. 100, vgl. das Dokument in: Okr�g Mazurski w raportah Jakuba Prawina (wie Dok. 233, Anm.1), S. 47-50.
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Deutshen, von der passiven Haltung unserer Behörden ermuntert, beginnen immeraggressiver gegen die polnishe Bevölkerung aufzutreten, indem sie in der Regel dieHilfe sowjetisher Stellen in Anspruh nehmen. Die Vorbehalte des Militärkomman-danten, die von der Bezirksstarostei voll und ganz respektiert werden, beginnen dazuzu führen, daÿ die in die Dörfer zurükkehrenden Deutshen oder solhe, die damiteinverstanden waren, polnishe Siedler auf ihren Höfen aufzunehmen, auf sehr aggres-sive Weise, oft mit Hilfe zufällig anwesender sowjetisher Militärbehörden, polnisheSiedler von den in Besitz genommenen Höfen vertreiben. Als konkreten Fall und Fol-ge der Loyalität der Starostei im Verhältnis zu den Deutshen gebe ih die Abshrifteines Protokolls des Shultheiÿen aus dem aht km von Ostróda/Osterode entferntenDorf Hirshberg1 an: Am 4. 6. d. J. wurden im Dorf Hirshberg auf dem ehemalsdeutshen Hof von Emil Plo±niki (Flähe 31 ha) die Bürger Winenty Trafny undAntoni Wo¹niak mit dem Einverständnis des Eigentümers des Betriebes angesiedelt,der ungefähr 80 Jahre alt ist.Am 6. 6. d. J. händigte der Deutshe Emil Plo±niki dem Shultheiÿen von Hirsh-berg, Stefan Urba«ski, einen Brief aus, den er vom Bürger Starosten des KreisesOstróda/Osterode erhalten hatte, und teilte mit, daÿ er auf Grundlage des ihm inder Starostei zuteil gewordenen Shutzes polnishe Siedler niht auf seine Wirtshaftlieÿe.Das Shreiben des Bürgers Starost lautet:An den Shultheiÿen in HirshbergIh ordne an, darauf zu ahten, daÿ die ankommenden Siedler vollständig geräum-te Höfe erhalten, die von niemandem bewohnt werden. Erst wenn es keine freienmehr gibt, ist es erlaubt, daÿ sie freie Wohnstuben in teilweise bewohnten Häusernbeziehen und freies, niht bearbeitetes Land bestellen.Das Ergebnis des eingesandten Briefes lieÿ niht lange auf sih warten, da sih shonam 9. 6. d. M. wiederum die beiden in diesem Dorf angesiedelten Bürger FraniszekDunajewski und Wªadysªaw Proszy«ski in unserem Amt einstellten, die wegen einesStreits mit ihren Hofbesitzern auf die Wirtshaften im Dorf Hirshberg verzihtetenund darum baten, in einem anderen Dorf angesiedelt zu werden. [. . . ℄

1 Heutiger Name: Lidzbark.
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239.1945, 11. JuniDer Regierungsbevollmähtigte der Republik Polen für den Bezirk Masuren OberstDr. Jakub Prawin an das MAP: Beriht für den Zeitraum vom 13. 5. bis zum10.6.19451 APO UPOM 150, Bl. 92[. . . ℄ Nah wie vor strömt deutshe Bevölkerung zu. Es ist mir bekannt geworden,daÿ sowjetishe Militärorgane alle Deutshen an ihre festen Wohnorte shiken; esist somit damit zu rehnen, daÿ das deutshe Element zahlenmäÿig weiter anwähst.Dabei geht die Kontrolle dieser Bevölkerung nah der Übernahme der Verwaltungvon den sowjetishen Organen in unsere Hände über. Ih habe in dieser Hinsiht eineVerordnung erlassen, der zufolge die deutshe Bevölkerung auf Landwirtshaftsbe-trieben an Ort und Stelle bleibt, doh in dem Moment, in dem sie von einem Polenübernommen werden, geht der Deutshe zur Arbeit auf einem Staatsgut ab. In denStädten habe ih empfohlen, die Deutshen in eigenen Stadtteilen zu konzentrie-ren und sie zu ö�entlihen Arbeiten einzusetzen.2 Im allgemeinen läÿt sih derzeitbei der deutshen Bevölkerung eine Stimmung der Niedergeshlagenheit beobahten.Ein aktives Auftreten von deutsher Seite wurde im Berihtszeitraum niht vermerkt.Dagegen läÿt sih eine gewisse Art von Agitation beobahten, die darauf abzielt, dasortsansässige masurishe Bevölkerungselement dem Deutshtum zu bewahren. [. . . ℄
240.1945, [nah dem℄ 13. JuniBeriht des Inspektors des MAP von einer Dienstreise für das Amt desRegierungsbevollmähtigten der Republik Polen für den Bezirk Masuren,8.-13.6.1945 AAN MAP 2460, Bl. 58-59[. . . ℄2. für den Neuankömmling fällt der shlehte sanitäre Zustand der Stadt, derHöfe und Plätze ins Auge, die Grünanlagen sind mit verwesenden Abfällen1 Vgl. das gesamte Dokument in: Okr�g Mazurski w raportah Jakuba Prawina (wie Dok. 233,Anm. 1), S. 76-79.2 Am 24. Mai 1945 gab der Regierungsbevollmähtigte Prawin eine �Instrukja w zwi¡zku zprzej�iem wªadzy administrayjnej w Okr�gu Mazurskim� [Instruktion im Zusammenhang mitder Übernahme der Amtsgewalt im Bezirk Allenstein℄ heraus. APO, UPOM 2, Bl. 137-138. Darinveranlaÿte er die Ghettoisierung der Deutshen in den Städten sowie deren Aussiedlung auf dieLandgüter zum Ernteeinsatz.
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verunreinigt, aus denen Gestank aufsteigt, die Müllbeseitigung stöÿt wegender mangelnden Transportmittel und der Probleme, die deutshe Bevölkerungals Arbeitskraft einzusetzen, auf Shwierigkeiten, bislang fehlen Wasser undLiht (das soll sih demnähst ändern); es gibt viele Krankheitsfälle: Unter-leibstyphus, Ruhr, Darmkatarrh; es wurde eine Antityphusaktion durhgeführt/Impfungen, Propaganda, Plakate usw.; [. . . ℄5. freie Wohnungen gibt es in Olsztyn/Allenstein, wie man mir berihtet hat, ei-nige hundert, es werden weitere hinzukommen, wenn das sowjetishe Militärund die deutshe Bevölkerung evakuiert werden, derzeit gibt es in den nihtbewohnten Wohnungen im allgemeinen keine Möbel, die neu hinzukommendenStädter sind gezwungen, die Möbel aus Resten von Möbeln in Kellern, Spei-hern, Höfen usw. zu vervollständigen; die bislang belegten Wohnungen sindgut möbliert, bisweilen sogar mit einer über die nötigen Bedürfnisse hinaus-gehenden Möblierung ausgestattet; in diesen Wohnungen be�nden sih Biblio-theken mit beinahe ausshlieÿlih deutshsprahigen Bühern, ein Teil dieserBüher (shöne und wissenshaftlihe Literatur) könnte landesweit an höhereLehranstalten abgegeben werden, die unter einem Mangel an wissenshaftli-hen Hilfsmitteln leiden; [. . . ℄7. ärgerlih ist die Benutzung deutsher Städtenamen durh die Bevölkerung undsogar durh amtlihe Stellen sowie in Olsztyn/Allenstein die Belassung vonStraÿennamen in deutsher Sprahe sowie von deutshen Shildern, wodurhdie Stadt weiterhin den Anstrih einer deutshen Stadt trägt, was u.a. einenGrund für die unter der sowjetishen Armee verbreitete Ansiht darstellenkönnte, daÿ Olsztyn/Allenstein wie auh der ganze Bezirk Masuren ein deut-shes Land geblieben sei; die Tatsahe, daÿ sih in der Roten Armee einederartige Ansiht herausgebildet hat, ist durh zufällige Gesprähe bestätigtworden, die ih mit sowjetishen Soldaten geführt habe; diese Beobahtungwurde vom Bevollmähtigten Oberst Prawin geteilt, der hinzufügte, daÿ es ander Zeit sei, in sowjetishen Militärkreisen eine Aktion durhzuführen, in derüber die polnishe Vergangenheit des Ermlands und Masurens aufgeklärt wür-de (eventuell in Form von populären Vorträgen); Oberst Prawin kündigte an,sih dieser Sahe anzunehmen; [. . . ℄.
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241.1945, 16. JuniVerordnung des Regierungsbevollmähtigten der Republik Polen für den BezirkMasuren betr. die Berufung eines Polnishen Bezirks-Nationalitätenkomitees1APO UPOM 5, Bl. 177Mit dem heutigen Tage rufe ih � als gesellshaftlihe Einrihtung � das PolnisheBezirks-Nationalitätenkomitee beim Amt des Regierungsbevollmähtigten der Re-publik Polen für den Bezirk Masuren ins Leben. Das PKN ist ein Hilfsorgan desRegierungsbevollmähtigen bei der Lösung von Nationalitätenfragen der eingeses-senen Bevölkerung im Bezirk Masuren. Die Mitglieder des PKN werden aufgrundihrer Kenntnis der örtlihen Bevölkerung und der Nationalitätenverhältnisse im Be-zirk Masuren dazu berufen, über eine sahgerehte und für den polnishen Staat unddas polnishe Volk günstige Lösung der Nationalitätenfrage im Bezirk Masuren zuwahen.Aufgabe des Bezirks-PKN ist:a. die Erarbeitung von Instruktionen für die Lösung der Nationalitätenfragen,b. die Suhe nah Mitgliedern für die Kreis-PKN, die vom Vorsitzenden desBezirks-PKN berufen und ernannt werden.Der Vorsitzende des Kreiskomitees beruft zur Erleihterung seiner Arbeit beratendeGemeindekomitees.Aufgabe des Kreis-PKN ist es, Fragebögen zu begutahten und bei der Erteilung vonBestätigungen über die Zugehörigkeit der einheimishen Bevölkerung zum polnishenVolk, und niht zum deutshen Volk, zu entsheiden.Das Kreis-PKN prüft alle Fragebögen, die sowohl von der Bevölkerung polnisherAbstammung als auh von der Bevölkerung deutsher Abstammung ausgefüllt wur-den.Die Betro�enen (Antragsteller sowie die allgemeinen Verwaltungsbehörden ersterInstanz) können gegen den Beshluÿ des Kreis-PKN beim Bezirkskomitee Einspruheinlegen.Die Entsheidung des Bezirkskomitees ist endgültig. Das PKN ist darüber hinaus zu-sätzlih ein Beratungsorgan für Institutionen der Sozialfürsorge bei der Zuerkennungvon Beihilfen und Unterstützung für arme, aber verdiente Mitglieder der ortsansäs-sigen Bevölkerung. [. . . ℄21 Vgl. das gesamte Dokument auh in: Warmiay i Mazurzy w PRL. Wybór dokumentów. Rok1945 [Ermländer und Masuren in der Volksrepublik Polen. Quellensammlung. Das Jahr 1945℄,przygotowaª do druku Tadeusz Baryªa, Olsztyn 1994, S. 40-42.2 Es folgt die Liste der Mitglieder des Polnishen Nationalitätenkomitees.
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242.1945, 22. JuniDer Regierungsbevollmähtigte der Republik Polen im Bezirk Masuren an alleStarosten: Vorgehen mit den Deutshen. Geheime und persönlihe Instruktion1APO UPOM 71, Bl. 11Zwishen dem 1. und dem 10. Juli 1945 werden alle Deutshen aus den Städten desBezirks Masuren auf Staatsgüter ausgesiedelt. Zu diesem Zwek sind vorzubereiten:1. bis zum 30. d. M. ein Verzeihnis der in den Städten wohnenden Deutshen2. in Übereinstimmung mit dem Kommissar für die ländlihen Gebiete ein Ver-zeihnis der Staatsgüter, auf welhe sie umgesiedelt werden, sowie eine un-gefähre Angabe, wie viele von ihnen in den einzelnen Gütern untergebrahtwerden können3. die Mobilisierung der Bürgermiliz zur Eskortierung der Deutshen aus denStädten auf die Güter.Mit den vom Kommissar für die ländlihen Gebiete bereits bestimmten Gutsver-waltern sind Aufseher polnisher Nationalität auszuwählen, um die Deutshen beider Arbeit zu bewahen. Zusätzlih erhalten die Verwalter Hinweise betre�s desUmgangs mit den Deutshen sowohl bei der Arbeit wie auh auÿerhalb der Ar-beit. Deutshe, die in Dörfern wohnen und auf Landwirtshaften leben, sind vorerstniht in Marsh zu setzen. Es ist ihnen aber kategorish mitzuteilen, daÿ sie für dierehtzeitige Ausführung sämtliher landwirtshaftliher Arbeiten persönlih verant-wortlih sind (Ernten, Drush, Aussaat usw.) Die Aussiedlungsaktion darf Masurenund Ermländer niht betre�en. Für die Durhführung der genannten Vorbereitungs-aktion tragen Sie, Bürger Starost, die persönlihe Verantwortung. Ih verlange, daÿsie energish und mit persönlihem Einsatz ausgeführt wird, wobei ih am 30. d. M.einen Beriht über die Ausführung der Vorbereitungsaktion erwarte.2 Die Berihtesind mit speziellen Boten zu übersenden.1 Vgl. das Dokument auh in: Warmiay i Mazurzy w PRL (wie Dok. 241, Anm. 1), S. 43.2 Es stellte sih rash heraus, daÿ die Anordnung des Regierungsbevollmähtigten niht sehr baldausgeführt werden konnte, wie dieser sih das wünshte. Die Stellungnahmen der einzelnen Stadt-und Kreisverwaltungen zu dieser Anordnung zeigen, daÿ die Durhführung derselben auf groÿetehnishe Probleme stieÿ. Es mangelte an Transportmöglihkeiten sowie an Überwahungspersonalfür den Transport der Deutshen auf die Landgüter. Zudem wurden die Deutshen in den Städtensowohl von der polnishen Verwaltung als auh von den Einheiten der Roten Armee dringend alsArbeitskräfte benötigt. Die für die Aussiedlung der Deutshen vorgesehenen Landgüter waren oftbaufällig und verfügten weder über lebendes noh totes Inventar, so daÿ ein Arbeitseinsatz dortwenig sinnvoll shien. Die untergeordneten Behörden beurteilten die gesamte Aktion als übereilt.Vgl. dazu auh Dok. 244 des Bürgermeisters von Pasª�k/Preuÿish-Holland vom 30. Juni 1945. Vgl.auh den Beriht des Starosten von Bartoszye/Bartenstein vom Juni 1945 über die Shwierigkeitenbei der Aussiedlung der deutshen Bevölkerung, die in diesem Falle vor allem aus Frauen, Kindernund Typhuskranken bestand, da die arbeitsfähigen Männer shon vorher von der Roten Armee aufihre Landgüter gebraht worden waren, APO, UPOM 71, Bl. 15-17.
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243.1945, 28. JuniZdzisªaw Bielski an den Vorsteher der Siedlungsabteilung im Ministerium fürÖ�entlihe Verwaltung: Beriht von einer DienstreiseAAN, MAP 2460, Bl. 92-94[. . . ℄1. Mor¡g/MohrungenEs läÿt sih ein groÿes zahlenmäÿiges Übergewiht der Deutshen im annäherungs-weisen Verhältnis von a. 1:10 feststellen. Wenn man die Abneigung der sowjetishenBehörden gegenüber der polnishen Verwaltung hinzurehnet, die Zusammenarbeitder Deutshen mit den Sowjets und [das Fehlen℄ einer solhen zwishen der Starosteiund dem Bodenamt, so ist die Lage der hier siedelnden Polen niht gut. Tatsahensind:a. Die sowjetishen Behörden haben eine sofortige Registrierung aller Polen unterStrafandrohung bei Nihtausführung der Verordnung angeordnet (am 20.-22.).b. Das fabelhafte Zusammenleben der Deutshen mit den sowjetishen Solda-ten, aufgrund dessen die Deutshen viele Erleihterungen und Vorteile haben.� Eine viermal höhere Zahl an lebendem Inventar, die Unangreifbarkeit derDeutshen u.ä. Es ist eine Tatsahe, daÿ ein Miliziant wegen tätlihen An-gri�s auf einen Deutshen im Gefängnis sitzt und man niht weiÿ, wann sieihn freilassen.. In der Stadt sieht man selbstzufriedene junge Deutshe, in Uniformen mit allenAbzeihen, die sih gerne mit den sowjetishen Soldaten unterhalten.d. Es kam zu einigen Fällen von Raub, der wahrsheinlih von Deutshen began-gen wurde (Protokolle in der Starostei).e. Zwei Brennereien be�nden sih in sowjetishen Händen.f. Ein russisher Oberst meinte, daÿ er in �seinem� Kreis nur Handwerker undBeamte aufnehmen werde und er gespannt sei, wie wir Menshen ansiedelnwollen, da wir ihnen nihts zu essen geben können � wörtlih: � �Wer gibt euhzu essen? Wir niht�.g. Es ist festzustellen, daÿ unser Starost aufgrund der oben erwähnten Shwierig-keiten bei den ansässigen Polen keine Anerkennung genieÿt. Shluÿfolgerung.So viele Siedler wie möglih shiken und ihnen gleihzeitig Siherheit gewähr-leisten durh Vergröÿerung der Zahl von ausgewählten Milizianten oder dieEntsendung von Abteilungen der polnishen Armee [. . . ℄
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5. Ostroda/Osterode1Die Beziehungen zu den sowjetishen Behörden sind korrekt oder sogar gut. Es gibtjedoh ständig Ausshreitungen sowjetisher Soldaten auf dem Land, die von derMiliz mit Unterstützung der Sowjetbehörden abgestellt werden. Letztens ist eineAbteilung der polnishen Armee in die Stadt eingerükt. Der Kommissar für dieländlihen Gebiete shlägt vor, die Soldaten auf dem Land zu dislozieren, um diebevorstehende Ernteaktion durhzuführen und siherzustellen.Das Zahlenverhältnis von Polen zu Deutshen ist 1:1. Es läÿt sih feststellen, daÿ dieSowjets von den Deutshen umworben werden � ein Beispiel: Die Straÿenshilder inOstróda/Osterode in russisher Sprahe und darunter auf Deutsh. Die Straÿe, inder die Starostei liegt, trägt den Namen Strasse der Roten Armee.2 [. . . ℄

1 Ostróda.2 Im Original Straÿenname in deutsher Sprahe.
244.1945, 30. JuniDer Bürgermeister von Pasª�k/Preuÿish-Holland an die Starostei inPasª�k/Preuÿish-Holland: Die Frage der Aussiedlung der deutshen BevölkerungAPO UPOM 71, Bl. 34Ih berufe mih auf eine mündlihe Verordnung des Bürgers Starost für denBezirk über die Aussiedlung von Bürgern deutsher Nationalität aus der StadtPasª�k1/Preuÿish-Holland und teile mit, daÿ die Verordnung zum gegenwärtigenZeitpunkt shwer auszuführen ist, und zwar:1. die deutshe Bevölkerung ist das einzige Mittel, um alle städtishen Arbeitenauszuführen:a) die allgemeine Reinigung der Stadtb) die Erneuerung (Inbetriebnahme) der städtishen Wasserleitungen undder Stromversorgung) die Säuberung der Amtsgebäude sowie ihre Instandhaltungd) der Transport und die Bereitstellung von Lebensmittelvorräten und Viehfür die polnishe Bevölkerung.1 Die Verordnung des Starosten bezieht sih auf das Shreiben des Regierungsbevollmähtigtenvom 22. Juni 1945, siehe Dok. 242.
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2. In der Stadt be�ndet sih eine Militärkommandantur der Truppen der RotenArmee, die täglih ungefähr 200 Personen beshäftigt, welhe von der Stadt-verwaltung an jedem Tag bereitgestellt werden müssen. Sie rekrutieren sihauh aus den deutshen Einwohnern.3. Bislang ist der Zustrom von Menshen polnisher Nationalität in die Stadtsehr shwah (wahrsheinlih wegen der mangelhaften Verkehrsanbindung),und derzeit be�nden sih in der Stadt 50 Einwohner polnisher Nationalität,die in den Stadt- und Kreisämtern beshäftigt sind und die Deutshen bei denanfallenden städtishen Arbeiten niht ersetzen können.Von seiten der Stadtverwaltung habe ih in der oben erwähnten Angelegenheit meineVerlautbarung erlassen und warte auf weitere Anweisungen.

245.1945, 30. JuniStarostei in Lidzbark/Heilsberg: Beriht für den Monat Mai 1945APO, SP in Lidzbark Warmi«ski 62, Bl. 4-5[. . . ℄ Gesellshaftspolitishes Referat.Es wurde eine Registrierung der Bevölkerung polnisher Herkunft durhgeführt unddamit begonnen, sie in der Stadt in einem dafür bestimmten Stadtteil anzusiedeln.1Den Ordensshwestern polnisher Herkunft wurde das Kloster zusammen mit einerKapelle zugewiesen, in der seit dem 10. d. M. jeden Sonntag Gottesdienste nahrömish-katholishem Ritus statt�nden. Es wurde eine Registrierung von Deutshenin der Stadt Libark2/Heilsberg durhgeführt, bei der bis zum 30. d. M. 4.753 Per-sonen erfaÿt wurden. Die deutshe Bevölkerung, die sih in der Stadt be�ndet, ist imehemaligen Arbeiterviertel zusammengefaÿt, sie wurde jetzt auf 3 Stadtteile aufge-teilt: Arbeitersiedlung, Markheim und Neudorf.3 Das gesellshaftspolitishe Referathat eine Liste von 109 Deutshen erhalten, die nah jenseits der Oder zurükkehren1 In den ersten Wohen nah Beendigung der Kampfhandlungen war es an der Tagesordnung,daÿ auh die einheimishe Bevölkerung in speziellen Wohnvierteln konzentriert wurde. Ende Aprilbeshrieb Prawin dieses Vorgehen folgendermaÿen: �Die polnishen Behörden gehen mit den sowjeti-shen Behörden daran, die polnishen Einwohner in eine ausgewählte Region umzusiedeln, getrenntvon der deutshen Bevölkerung, wo sie unter ständiger Aufsiht polnisher Siherheitsorgane seinwerden.�, APO, UPOM 26, Bl. 16.2 Heutiger Name: Lidzbark.3 Wie hier in Lidzbark/Heilsberg kam es in fast allen gröÿeren Städten der Region zur Ein-rihtung spezieller Wohnbezirke für die Deutshen. Diese wurden im Laufe des Jahres 1945 jedohzumeist wieder aufgelöst, da der städtishe Wohnraum für die polnishen Neusiedler benötigt wurdeund die Deutshen auf die Landgüter ausgesiedelt wurden, wo man sie zur Feldarbeit einsetzte.
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wollen. Es wurden shon 9 Genehmigungen erteilt.4 Es wurden 118 Passiersheinefür Polen ausgestellt, die von Zwangsarbeiten nah Zentralpolen zurükkehren.Referat für Gesundheit und Fürsorge.Es wurde eine Aktion zur Leihenbestattung durhgeführt. Es wurde eine Inspektiondes Krankenhauses für die deutshe Bevölkerung durhgeführt. Es wurde festgestellt,daÿ die beiden vom Krankenhaus belegten Gebäude den Bedürfnissen des Kranken-hauses niht entsprehen, deshalb wurde ein drittes Gebäude für anstekend Krankezugewiesen. Es wurden Anstrengungen unternommen, eines der für uns am bestengeeigneten Krankenhausgebäude von der sowjetishen Armee freizubekommen. Inden nähsten Tagen wird uns dieses Gebäude übergeben; ih beabsihtige, in ihmein Krankenhaus für Polen einzurihten.Da zahlreihe Fälle von Unterleibstyphus infolge der Übervölkerung der Siedlungfür die Deutshen festgestellt wurden, ist die Umsiedlung eines Teils der deutshenBevölkerung in zwei weitere Stadtteile verfügt worden. Es wurde bei den Beshäftig-ten der Starostei, der Verwaltung des Bodenamtes, der Post, des P.U.R. usw. eineShutzimpfung gegen Unterleibstyphus durhgeführt.5Es wurde den an ihren ständigen Wohnort zurükkehrenden Repatrianten in Formvon Verp�egung, Übernahtung sowie Transport nah Olsztyn/Allenstein geholfen,besonders denen, die nah anstekenden Krankheiten (Typhus, Ruhr) aus einemKrankenhaus kommen.[. . . ℄6

4 Während der Erntezeit im Sommer und Frühherbst 1945 handhabten die polnishen Behördendie von den Deutshen selbständig organisierten Ausreisen reht restriktiv, da die deutshe Bevölke-rung noh für die Erntearbeiten benötigt wurde. Die Erlaubnis zur Ausreise wurde per Passiersheinerteilt. Mit dem zunehmenden Zustrom polnisher Ansiedler jedoh nahm der Druk der Behördenauf die Deutshen zu, �freiwillig� auszureisen. Seit September 1945 gab der Regierungsbevollmäh-tigte des Allensteiner Gebietes mehrere Erlasse heraus, welhe diesen Prozeÿ beshleunigen sollten.Vgl. die Dokumente 258-261.5 In einem Beriht der Operativen Gruppe für Masuren an die Leitung der Operativen Gruppenin Warshau von Anfang Juli 1945 ist zu lesen, daÿ in der Region shon seit sehs Wohen eineTyphusepidemie wütete. Die Krankenhäuser waren überfüllt, und es gab so gut wie keine Medika-mente. Mehrere Mitglieder der Operativen Gruppe waren zu diesem Zeitpunkt der Epidemie shonzum Opfer gefallen, vgl. AAN, GO KERM 56, Bl. 128.6 An dieser Stelle folgen noh die Berihte des Referats für Industrie, Handel und Versorgungsowie des Wohnungsreferats.
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246.1945, 4. JuliPlan für die Aussiedlung der Deutshen aus der Stadt Olsztyn/Allenstein1APO UPOM 62, Bl. 88-89, ManuskriptIn der Stadt Olsztyn/Allenstein leben nah den Angaben der Bevölkerungserfassungungefähr 6.000 Personen deutsher Bevölkerung. Zur Organisierung der Aussiedlunghat sih eine Kommission konstituiert, die aus folgenden Personen besteht: dem Lei-ter der Abt. für ö�entlihe Arbeiten Ing. Bürger St. Babi«ski, vom Amt für deutsheAngelegenheiten Bürger Zb. Tatarkiewiz und dem Leiter des Wohnungsamts Flori-an. Die Kommission hat gemeinsam das Gebiet Germanen Ring, S.A.-Siedlung undMasurensiedlung besihtigt und ist zu folgenden Shlüssen gekommen. Die erwähn-ten Kolonien werden derzeit von ungefähr 3.000 Deutshen bewohnt, die Gesamtzahlder Wohngebäude in den drei genannten Kolonien beträgt 332, davon sind ein gutesDutzend mehrstökig, woraus hervorgeht, daÿ in jedem Gebäude ungefähr 10 Per-sonen wohnen. Wenn man jedem Gebäude über 6 Personen zuteilen würde, könnteman dort noh ungefähr 2.000 Menshen unterbringen.Die verbleibenden ungefähr 1.500 Personen könnte man in Holzbaraken unterbrin-gen, die früher als Behausungen für ein Lager von Kriegs- und Zivilgefangenen sowieals Werkstätten dienten. Diese Baraken be�nden sih in einer Zahl von 21 Stükmit einer Gesamt�ähe von 3.110 m2 in der ul. Wedanger.2 Auÿerdem gibt es nohandere, die notfalls genutzt werden könnten. Diese Baraken könnte man in Teilezerlegen und an einen anderen Ort bringen, wo nah ihrem Aufbau Menshen unter-gebraht werden könnten. Zum Zwek einer shnelleren Umsiedlung der deutshenBevölkerung kann man in die Koloniehäuser vorübergehend 12 Personen einweisen,bis die Holzbaraken aufgestellt sind.Es steht auh die Kolonie Engelsberg an der ul. Kleebergu zur Verfügung, die sihaber für eine Deutshensiedlung niht eignet, weil dieser Stadtteil stark von Bäumendurhsetzt ist, wodurh es shwierig ist, die Bewohner zwangsweise zu Aufbauarbei-ten bei der Stadtverwaltung und zur Stadtreinigung zusammenzurufen.1 Der hier vorgelegte Plan zur Konzentrierung der Deutshen in bestimmten Stadtbezirken undzur Kennzeihnung durh weiÿe Armbinden mit dem Aufdruk �N� für Niemie (Deutsher) wurdeniht verwirkliht, da die übergeordneten Behörden in Allenstein sih dagegen aussprahen. Vgl.den Beriht des Leiters des Amtes für deutshe Angelegenheiten vom 5. September 1945, Dok. 257.Solhe Pläne zur Ghettoisierung und Kennzeihnung der Deutshen tauhten in einzelnen Regionendes Allensteiner Gebietes sowie im restlihen Polen immer wieder auf. Das MAP sprah sih in einemRundshreiben vom 22. November 1945 gegen solhe Maÿnahmen aus, vgl. APO, UPOM 5, Bl. 221-222, vgl. Dok. 68. Es wies darauf hin, daÿ ein solhes Vorgehen niht zum demokratishen Charakterdes polnishen Staates passe und dessen Ansehen im Ausland mindern könnte. Die Konzentrierungder Deutshen in bestimmten Stadtteilen und danah ihre rashe Aussiedlung aus dem Stadtgebietwurde aber dennoh in Allenstein relativ konsequent verwirkliht, da man Platz für die polnisheBevölkerung sha�en wollte. Zudem galt es, Allenstein als dem Verwaltungssitz des neu in Poleneingegliederten Gebietes so rash wie möglih ein polnishes Aussehen zu geben.2 Wadangerstraÿe.
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Die Umsiedlung ist auf folgende Weise geplant1) die Deutshen müssen die Wohnungen innerhalb von 2 Stunden ab dem be-stimmten Termin verlassen,2) alle beweglihen Güter müssen in unbeshädigtem Zustand und gebrauhsfähigan Ort und Stelle bleiben,3) es ist den Deutshen erlaubt, die von ihnen besessenen Lebensmittel sowienötige Gegenstände des täglihen Bedarfs mitzunehmen,4) die verlassenen Wohnungen werden versiegelt und dem Wohnungsamt derStadtverwaltung zur Verfügung gestellt,5) die Aufsiht über die Umsiedlung werden ausübena) die Bürgermilizb) die Stadtpolizeiunter Oberaufsiht des Amts für deutshe Angelegenheiten bei der Stadtver-waltung.In Zusammenhang mit der Umsiedlung wird die Notwendigkeit betont, die Deutshenauf die zuvor geplante Weise zu kennzeihnen � eine weiÿe Armbinde mit dem groÿenBuhstaben �N�.

247.1945, 4. JuliDie Stadtverwaltung der Stadt Olsztyn/Allenstein, Amt für deutsheAngelegenheiten: AusweisungsbefehlAPO ZMO 113, Bl. 133Urz¡d dla Spraw Niemiekih Zarz¡du m. Olsztyna polea1:Fakaje Paul, Morgenstr. 3 narodowo±i niemiekiej ust¡pi¢ z lokalu dotyhzas zaj-mowanego w przei¡gu 1/2 godz. z prawem zabrania najniezb�dniejszyh przed-miotów do osobistego u»ytku, oraz »ywno±i. Caªkowite urz¡dzenie mieszkania musipozosta¢ w stanie nienaruszonym.1 Das Formular enthielt den Text in polnisher und in deutsher Sprahe. In den Akten derAllensteiner Stadtverwaltung be�nden sih viele dieser Ausweisungsbefehle. Auh wenn der Plan zurGhettoisierung der Deutshen vom 4. Juli 1945 von den übergeordneten Behörden abgelehnt wurde,sieht man an der groÿen Menge dieser Ausweisungsbefehle, daÿ man die Entfernung der Deutshenaus ihren angestammten Wohnungen rash und konsequent verwirklihte. In dem erwähnten Fallwerden den Deutshen zwei Stunden zum Paken eingeräumt, während auf dem Vordruk desAussiedlungsbefehles nur von einer halben Stunde die Rede ist. Neben polnishen Privatpersonen,die an das Amt für deutshe Angelegenheiten zweks Zuteilung einer ehemals deutshen Wohnungherantraten, wandten sih auh ö�entlihe Institutionen an diese Behörde, um die Aussiedlung derDeutshen zu verlangen. Ein Shreiben des Vorstandes der Lebensmittelgenossenshaft �Mazur�vom 25. Juni 1945 an die Allensteiner Stadtverwaltung forderte zum Beispiel die Räumung des vonihm beanspruhten Gebäudes aus Gründen der �Hygiene und Siherheit�, APO, ZMO 113, Bl. 156.
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Befehl für die deutshe Bevölkerung für die Stadt Olsztyn.Hiermit wird befehlen das, der deutshe Bürge Fakaje Paul, Morgenstr. 3 seine woh-nung innehalb 1/2 Stunde zu verlassen hat. Es berehtig Gegenstände zu eigenegebrauht und Verp�egungs mit zunehmen. Sämtlihe Wohnungseinrihtungen müs-sen auf der Stelle bleiben.2

2 So im Original!
248.1945, 10. JuliDer Starost in Eªk/Lyk an das Wojewodshaftsamt in Olsztyn1/Allenstein:Beriht für die Zeit vom 20. 5. bis zum 5.7.1945APBIA UWBIA 162, Bl. 7v.-8[. . . ℄Gesellshaftspolitishes ReferatSeit der Übernahme des Referats, d. h. am 2.7.45, habe ih die Ausführung derfolgenden Arbeiten feststellen können:Die Arbeit des Referats hat mit der Rükkehr der ersten Deutshen begonnen.2 Esentstand die Notwendigkeit, sie zu verteilen und zu beshäftigen. Die zurükkeh-renden Deutshen wurden gemäÿ einer ersten Anordnung des Bürgers Starosten zu1 Die seit Mitte Januar sukzessive durh die Rote Armee eroberten Gebiete Ostpreuÿenswurden zunähst durh die Wojewodshaft Biaªystok verwaltet. Shon im Februar kamen vondort erste Verwaltungsbehörden in das Gebiet. Der Wojewode von Biaªystok forderte in ei-nem Shreiben an den Vorsitzenden des Ministerrates vom 5. März 1945 die Angliederung derKreise W�gorzewo/Angerburg, Pisz/Johannisburg, Goªdap/Goldap, Gi»yko/Lötzen, Eªk/Lyk,K�trzyn/Rastenburg, M¡growo/Sensburg und Oleko/Treuburg (Oletzko) an das von ihm verwal-tete Territorium, vgl. das Dokument in: Okr�g Mazurski w raportah Jakuba Prawina (wie Dok.233, Anm. 1), S. 39-41. Mit dem Ministerratsbeshluÿ vom 7. Juli 1945 erhielt die Wojewodshaftjedoh lediglih die Kreise Eªk, Oleko und Goªdap. Während das Gebiet Allenstein gänzlih ausKreisen der �Wiedergewonnenen Gebiete� bestand, spielten die drei erwähnten Kreise in der Wo-jewodshaft Biaªystok nur eine Auÿenseiterrolle. Shon zu Beginn des Jahres 1946 kritisierte einInspektor des MZO, daÿ die spezi�shen Probleme dieser drei �wiedergewonnenen� Kreise (wie zumBeispiel die Frage der nationalen Zugehörigkeit der Masuren) von der Verwaltung in Biaªystok zuwenig berüksihtigt würden, vgl. AAN, MZO 1066, Bl. 5-6.2 Von den obengenannten Kreisen wurde vor allem der Kreis Goªdap/Goldap shon im Okto-ber 1944 zum Kriegsshauplatz, als die Rote Armee im Rahmen ihrer Herbsto�ensive die StadtGoªdap/Goldap einnehmen konnte. Der deutshen Wehrmaht gelang es jedoh, diese nah weni-gen Tagen zurükzuerobern. Die tatsählih an der deutshen Bevölkerung verübten Gewalttatender Roten Armee sowie die nationalsozialistishe Greuelpropaganda, welhe zum Ziel hatte, die Be-völkerung gegen die sowjetishen Soldaten aufzubringen, verursahten die Fluht vieler Bewohnerdieser östlihsten ostpreuÿishen Kreise shon im Herbst 1944. Viele Flühtlinge blieben jedoh inden westliheren Gebieten Ostpreuÿens steken und kehrten nah dem Ende der Kampfhandlungenan ihre alten Wohnorte zurük.
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Wohnzweken in den Sybba genannten Vorort geshikt, wobei vorläu�ge Geneh-migungen an sie ausgegeben wurden. Einigen Deutshen wurde aber aus speziellenRüksihten wie Fahwissen, die Wahl einer Neigung zur polnishen Nationalitätoder die Meldung zur Annahme der polnishen Nationalität erlaubt, an von ihnengewählten Orten zu wohnen. Auÿerdem hatten Deutshe, die in der Sowjetkomman-dantur beshäftigt waren, ebenfalls das Privileg, an von ihnen ausgesuhten Ortenzu wohnen. In Zusammenhang mit dem immer gröÿeren Zustrom wurde ein Registerder sowohl in die Stadt wie auh in den Kreis Eªk/Lyk rükkehrenden Deutshenangelegt, das folgende Rubriken umfaÿt: Daten, Vor- und Nahname, Nationalität,Geburtsort, Alter, vorheriger Wohnort, jetziger Wohnort, Kinderzahl, Beruf.Es wurden 98 derartige Ordner für 97 Dörfer im Kreis Eªk/Lyk und einer für dieStadt Eªk angelegt. Bis zum 5.7.45 wurden registriert:Stadt Eªk/Lyk 332 PersonenKreis Eªk/Lyk 559 Personen
In dem Maÿe, in dem sih Bereitwillige meldeten, wurde eine Kartei für diejenigenangelegt, die im Sinne der ausgegebenen Musterformulare und abgegebenen Erklä-rungen die polnishe Staatsangehörigkeit angenommen haben. Bislang wurden 39vorläu�ge Besheinigungen ausgestellt, in denen die Meldung über die polnishe Ab-stammung bestätigt wird. Dabei hat sih die Frage der masurishen Nationalitätergeben, wovon das Shreiben des Regierungsbevollmähtigten für den Bezirk Ma-suren Nr. I/Org./45 r. für den 22.6.45 berihtet. Im Verständnis des Referats istdie masurishe Nationalität, welhe sih der polnishen Sprahe bedient, seit Ur-zeiten mit dem polnishen Boden verbunden, sie wird zur polnishen Nationalitätgezählt und kann als masurishe eigenständig niht existieren, und so fordert dasReferat von allen sih meldenden Antragstellern, die sih als polnishe Masuren aus-geben, die Einreihung einer Eingabe um die Feststellung ihrer polnishen Herkunftund die Unterzeihnung einer Treueerklärung. Dagegen werden Antragsteller, dieihre Nationalität als �deutsher Masure� angeben, als Deutshe angesehen. Betre�sder Nationalität �Ermländer� ist zu sagen, daÿ sie bisher bei der Arbeit des Re-ferats niht vorgekommen ist. Dabei ist noh ein anderes Problem in Ersheinunggetreten. So wollen sih die rükkehrenden Masuren, die ihre polnishe Herkunft ge-meldet und die Treueerklärung untershrieben haben, auf ihrem Land als Landwirteniederlassen. Dies ist in einigen Fällen unmöglih, weil dieses Land bereits von zuvorangesiedelten polnishen Familien beakert und bestellt worden ist, denen hier derVorzug gegeben wird.33 Shon hier deutet sih die untershiedlihe Behandlung der masurishen Bevölkerung in derkünftigen Wojewodshaft Allenstein und in der Wojewodshaft Biaªystok an. Während in der Wo-jewodshaft Allenstein Masuren, die eine Besheinigung über ihre polnishe Nationalität besaÿen,zumeist ihren landwirtshaftlihen Besitz zurükerhielten, begünstigte die gängige Verwaltungspra-xis in der Wojewodshaft Biaªystok die polnishen Neusiedler, welhe ehemals masurishen Besitzvor der Rükkehr bzw. Veri�zierung der einstigen Besitzer übernommen hatten. Der Wojewode vonBiaªystok kritisierte das Prozedere in der Wojewodshaft Allenstein häu�g mit dem Argument, daÿ
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Weil sih unter die zurükkehrenden Deutshen feindlihe Elemente einshleihenkönnen, ist es nötig, die im Kreis angesiedelten Deutshen zu überprüfen, und ge-nauso wihtig ist es für das Referat, sämtlihe Daten mit den Daten vor Ort zuvergleihen. Zu diesem Zwek bitte ih um die Bestätigung eventueller Dienstreisen.Es bleiben noh einige Fragen zu erläutern und zu bestätigen, nämlih:1. Erhält die Frau eines Antragstellers auf die Erteilung der polnishen Staats-angehörigkeit diese Staatsangehörigkeit automatish oder niht?2. Müssen Kinder von Antragstellern unter 14 Jahren ebenfalls einen Antrag aufdie Erteilung der polnishen Staatsangehörigkeit einreihen oder erhalten siesie automatish, und wenn ja, dann bis zu welhem Alter?3. Erhalten zurükkehrende Masuren, die einen Antrag auf die Feststellung ih-rer polnishen Abstammung eingereiht und eine Treueerklärung unterzeihnethaben, automatish die Rehte eines polnishen Bürgers, und wenn ja, unein-geshränkt? [. . . ℄

249.1945, 16. JuliDer Regierungsbevollmähtigte der Republik Polen für den Bezirk Masuren anMAP: Monatsberiht für den Monat Juni 1945AAN MAP 2457, Bl. 31Statistishe Daten bezüglih der Bevölkerung.Polen Masuren Deutshe SummeSumme Summe Summe SummePersonen Personen Personen PersonenBartoszye bkeine AngabenbBraniewo 94 10 4.800 4.904Fortsetzung nähste Seite
polnishe Neusiedler durh die damit einhergehende mangelnde Rehtssiherheit abgeshrekt wür-den, vgl. Sprawozdanie Sytuayjne Wydziaªu Spoªezno-Polityznego UWBIA za VIII/1946, AAN,MZO 1062, Bl. 4, oder AAN, MZO 192, Bl. 7, oder AAN, MAP 215, Bl. 39. In seinem Situations-beriht für Oktober 1946 rühmte der Wojewode von Biaªystok die dortige Rükgabepraxis: �Diekategorishe Versiherung des Wojewoden von Biaªystok, die auf Versammlungen der Shultheiÿendurh die Verwaltung bekanntgegeben worden ist, die Siedler und Umsiedler niht zugunsten rük-kehrender Autohthonen von den Höfen zu entfernen, hat vorteilhaft auf die Akklimatisierung derersteren gewirkt.� CAMSWiA, MZO 13, Bl. 72.
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Fortsetzung Polen Masuren Deutshe SummeSumme Summe Summe SummePersonen Personen Personen PersonenDarkiejmy1 100 25 17.000 17.135Eªk 4.202 923 5.195Gierdawy 15 312 327Goªdap bkeine AngabenbJansbork2 1.000 185 1.185Lidzbark 157 140 14.300 14.597�uzany3 1.146 12.600 13.746Margrabowo4 5.215 120 1.060 6.395Mor¡g 600 4.500 5.100Nibork5 9.312 5.450 170 14.932Olsztyn 8.590 5.902 13.902Ostróda 9.700 240 10.350 17.290Pr. Iªawa 35 5.600 5.635Pr. Holand6 70 4.556 4.626Rastembork7 1.650 57 13.100 14.807Reszel 800 11.700 12.500Susz 6.200 150 2.150 8.500Szzytno 9.840 135 11.535 21.510W�gobork8 380 760 1.140Zad¹bork9 110 3.200 24.000 27.310Summe 56.214 9.527 145.573 211.314

1 Mit dem Grenzvertrag zwishen Polen und der Sowjetunion vom 16. August 1945 hattendie polnishen Beamten und Ansiedler die Kreise Darkiemy/Darkehmen, Gierdawy/Gerdauen und�wi�tomiejse/Heiligenbeil zu verlassen. Diese �elen vollständing an die UdSSR, während die KreiseIªawa Pruska/Preuÿish Eylau, Bartoszye/Bartenstein und Goªdap/Goldap durh die Demarkati-onslinie geteilt wurden und zum Teil bei Polen blieben. Vgl. zur endgültigen Grenzziehung: Okr�gMazurski w raportah Jakuba Prawina (wie Dok. 233, Anm. 1), S. XVIII-XX.2 Pisz.3 Gi»yko.4 Oleko.5 Nidzia.6 Pasª�k.7 K�trzyn.8 W�gorzewo.9 Mr¡gowo.
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250.1945, 18. JuliSozialpolitishe Abteilung des Amts des Regierungsbevollmähtigten der RepublikPolen für den Bezirk Masuren. Rundshreiben, betr. die Betreuung von Kinderndeutsher Nationalität bis 14 Jahre, Waisen und Kindern ohne Obhut1APO UPOM 5, Bl. 186Die Starosteien und die Stadtverwaltungen erlassen eine Verordnung hinsihtlihder Gründung von Waisenhäusern und Erziehungsanstalten für Kinder deutsherNationalität, Waisen und Kindern ohne Obhut. Es dürfen unter keinen UmständenFälle von . . . ausgesetzten oder sih auf den Straÿen herumtreibenden Kindern vor-kommen. Es ist zu berüksihtigen, daÿ sie, wenn man niht für sie sorgt, als nihtarbeitende Bürger eine Last für den Staat sind und mit groÿer WahrsheinlihkeitDiebe, Betrüger und Halsabshneider u.ä. werden. Wir dürfen es niht dazu kom-men lassen, zumal das kindlihe Element am empfänglihsten ist und die Arbeit, diewir in sie steken, sie zu vollwertigen polnishen Bürgern erziehen wird. Fürsorgedurh die polnishen Behörden steht Kindern deutsher Nationalität bis zu 14 Jah-ren zu, wobei für Kinder von 10-14 Jahren, die bereits bis zu einem gewissen Maÿeein vorgeformtes Bewuÿtsein ihrer nationalen Zugehörigkeit besitzen, ein anderespädagogishes System anzuwenden ist. Kinder unter 10 Jahren sollten nah ihrenFähigkeiten und den zutage tretenden wissenshaftlihen oder beruflihen Interes-sen erzogen werden. Kinder über 10-14 Jahre nur im Rahmen von handwerklihenBerufen, wobei sie allgemeinbildende und Berufsshulen absolvieren.Bei der Einrihtung derartiger Waisenhäuser und Heime ist es unabdingbar, daÿ dieKinder von ausshlieÿlih polnishem Erziehungs- und Hilfspersonal umgeben sind.Auh die äuÿere Umgebung, alles, womit sie in Berührung kommen werden, muÿpolnish sein.In Zusammenhang damit müssen deutshe und polnishe Kinder in Shulen und Er-ziehungsheimen gemeinsam erzogen werden. Bei Waisenhäusern sind die bestmögli-hen gesundheitlihen und die Verp�egung betre�enden Bedingungen herzustellen,da es sih um künftige polnishe Bürger handelt.

1 Diese Anweisung besaÿ nur vorübergehend Gültigkeit. In einem Shreiben des MAP vom 24.September 1945 wurde darauf hingewiesen, daÿ alle deutshen Kinder, die älter als fünf Jahrewaren, nah Deutshland ausgesiedelt werden sollten. Auh jüngere Kinder sollten niht um jedenPreis polonisiert werden, vgl. Dok. 106. Die spätere Praxis der polnishen Behörden zeigte, daÿdeutshe elternlose Kinder zumeist in besonderen Sanitätstransporten ausgesiedelt wurden. Es kamjedoh immer wieder vor, daÿ Kinder, deren Eltern inhaftiert waren, diesen niht zurükgegebenwurden, da sie inzwishen bei einer polnishen Familie aufwuhsen. Das MAP wies in seinemShreiben ausdrüklih darauf hin, daÿ der polnishe Staat bei der Behandlung deutsher Kinderkeinesfalls Methoden anwenden dürfe, die an das Vorgehen der deutshen Besatzer erinnerten.Das Rundshreiben des Regierungsbevollmähtigten des Gebietes Allenstein zeigt, daÿ ein solherEinwand vom MAP niht grundlos erhoben wurde.
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251.1945, 19. JuliDer Bevollmähtigte der Regierung der Republik Polen für den Bezirk Masuren:Rundshreiben Nr. 63a betr. das Verbot einer �nanziellen Entlohnung vonDeutshen APO UPOM 1, Bl. 55Es hat den Fall gegeben, daÿ einer der Bürger Starosten eine Verordnung erlassenhat, den bei vershiedenen Arbeiten beshäftigten Deutshen eine Summe in Höhevon 10 zª täglih zu bezahlen.Eine derartige Verordnung ist unbegründet und läuft meinen sämtlihen Instruktio-nen und Direktiven zuwider.Die Deutshen müssen bis zu ihrer de�nitiven Aussiedlung aus dem Land für seinenWiederaufbau arbeiten und können für ihre Arbeit keine festen Entlohnungen be-ziehen. Das bedeutet natürlih niht, daÿ sie niht während der Arbeitszeit ernährtwerden müssen, beziehungsweise jenen von ihnen, die es besonders verdienen, hö-here Verp�egungsnormen zu geben sind � auf keinen Fall aber dürfen sie mit Geldentlohnt werden.1

1 Dieses kategorishe Verbot des Regierungsbevollmähtigten für das Gebiet Allenstein, deut-she Arbeitskräfte zu entlohnen, widerspriht der später zentral ausgegebenen Verordnung, in der eshieÿ, daÿ die Deutshen den gleihen Lohn wie die Polen erhalten sollten, aber davon eine Abgabevon 25% Prozent an den polnishen Staat für den Wiederaufbau leisten müÿten. Vgl. Dok. 106. ImJahr 1945 war die Entlohnung deutsher Arbeitskräfte niht zentral geregelt. Die jeweilige Behand-lung der Deutshen war regional und auh je nah Art des Arbeitsplatzes höhst untershiedlih.Viele Arbeitgeber beshäftigten Deutshe zu extrem niedrigen Löhnen und weigerten sih, teurerepolnishe Arbeitskräfte einzustellen. Da die Deutshen sehr häu�g lediglih gegen Entlohnung inLebensmitteln arbeiteten, waren bei ihnen Arbeitsplätze in Hotels und Restaurants besonders be-gehrt. Zu den Arbeitsbedingungen vgl. auh Zenon Romanow: Ludno±¢ niemieka na ZiemiahZahodnih i Póªnonyh 1945-1947 [Die Deutshe Bevölkerung in den West- und Nordgebieten1945-1947℄, Sªupsk 1992, S. 79 �.
252.1945, August [Anfang℄Der Starost in Libark1/Heilsberg: Beriht über eine AussiedlungsaktionAPO SP in Lidzbark Warmi«ski 62, Bl. 15

1 Heutiger Name: Lidzbark.
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InspektionStattgefunden an den Tagen 30. und 31. 7. d. J. auf dem Gebäude der SiedlungHeimstättenweg bei der Aussiedlung von Deutshen und ihrer Vershikung in land-wirtshaftlihe Zentren, um die Durhführung der Ernteaktion zu ermöglihen.Ih habe an einer Aussiedlungsaktion aus den Vororten von Lidzbark/Heilsberg teil-genommen. Ih habe die Aussiedlung von Deutshen aus den Stadtteilen Siedlungund Heimstättenweg zur Erntearbeit angeordnet, und auÿerdem habe ih befohlen,einen Teil, d. h. die Arbeitsunfähigen, Kranken u.ä. sowie Kranke aus der Stadtselbst u.ä., zwishenzeitlih in Neuhof unterzubringen. Ih war gezwungen, bei einerganzen Reihe von Angelegenheiten zu intervenieren, da es zu Auseinandersetzungenzwishen Armee und Bürgermiliz kam, deren Mitglieder von der polnishen Armeefestgenommen wurden, wodurh die Arbeit auf dem Land vereitelt wurde.Gleihzeitig habe ih angeordnet, den ehemals deutshen Besitz wie Lebensmittel,Kleidung u.ä. aus den von Deutshen gereinigten Ortshaften in ein Magazin bei derStarostei zu transportieren. Die Anfuhr fand unter Aufsiht von Mitarbeitern derStarostei und der Bürgermiliz mit eigenen Transportmitteln statt.

253.1945, 3. August2. Regiment des Korps für innere Siherheit (Korpus Bezpieze«stwaWewn�trznego [KBW℄) in der Stadt Olsztyn/Allenstein: MeldungCAW 1580/75/33, Bl. 13Operative Meldung.2. Regiment der inneren Siherheit in Olsztynfür den 3.8.45, 20.00 Uhr.Wir haben folgende Nahrihten über die Lage erhalten.I. In den Wäldern i. . . i eine Bande von SS-Deutshen betreibt Agitationen undberaubt die polnishe Zivilbevölkerung. Die Gruppen sind 5-10 Personen stark.II. Ujezd Rasterbunk.1 in den Wäldern i. . . i bestehen unterirdishe Verliese, undes gibt hier ungefähr 500 Deutshe unter Führung einer Polin mit NamenSobieska. Die Zugänge sind vermint.21 Wahrsheinlih ist Rastenburg/K�trzyn gemeint.2 Von Aktivitäten eines deutshen Untergrundes war im Gebiet Allenstein wenig zu spüren. Wiein diesem Dokument �nden sih auh in anderen vor allem vage (und zum Teil wie hier wenigglaubwürdige) Andeutungen bezüglih einer Bedrohung durh die Deutshen. Fast nie wurdenTäter oder Straftaten konkret benannt. Es sheint, als wollten die polnishen Behörden mit solhenBerihten vor allem ihre Wahsamkeit gegenüber den Deutshen wahhalten. Vgl. dazu auh das
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III. Im Kreis Szzytno/Ortelsburg hat am 27.7.45 eine Bande von Vlassov-Leutenein Gut überfallen und einige Kühe mitgenommen. Die Bande trägt Uniformender Roten Armee.IV. Ujezd Braniewo/Braunsberg. Viele Deutshe lassen keine Ansiedlung von Po-len zu, Deutshe berauben unter Beteiligung von Vlassov-Leuten die polnisheBevölkerung, die Stärke ist niht bekannt, genauere Daten können wir einstwei-len niht angeben aufgrund des einstweiligen Mangels an genaueren Daten, inder nähsten Meldung werden wir sie nennen. Am 2.8.45 wurde ein verdäh-tiges Individuum festgenommen, dem vor dem Kasernentor ein geborstenerKarabiner des Typs dt. Mauser und 40 Stük Munition abgenommen wurden.Die Untersuhung wird von der Informationsabteilung des Regiments durhge-führt. An die oben erwähnten Ortshaften wurden sofort Aufklärungsgruppender Roten Armee und des Amts für ö�entlihe Siherheit entsandt.3

254.1945, 20. AugustDer Regierungsbevollmähtigte der Republik Polen für den Bezirk Masuren an denMarshall von Polen Rola-�ymierski, Oberbefehlshaber der polnishen Armee überden ständigen Shutz des GebietesAAN MAP 2460, Bl. 220-221Im Bezirk Masuren ist die 15. Division der polnishen Armee und ein Regiment derinneren Truppen stationiert sowie für die Erntezeit zusätzlih die 14. Division derpolnishen Armee. Die Anwesenheit stärkerer Militäreinheiten hat sih positiv aufDokument des Korps für innere Siherheit (Korpus Bezpieze«stwaWewn�trznego) vom 18.09.1945,in dem die Rede von einer angeblih 1.000-köp�gen bewa�neten deutshen Bande ist, die aberdas Allensteiner Gebiet angeblih shon verlassen hatte, bevor sie gesihtet und gestellt werdenkonnte. CAW, 1580/75/33, Bl. 77. Eine Bedrohung ging wahrsheinlih lediglih in den erstenNahkriegsmonaten von versprengten Einheiten der besiegtenWehrmaht aus. Shon für den Herbst1945 �ndet man in den Quellen kaum noh Hinweise auf solhe Fälle. Wie Dokument 254 zeigt,ershwerte niht so sehr die deutshe Untergrundtätigkeit, sondern vor allem die zahlenmäÿigeÜberlegenheit der Deutshen die Ansiedlung der Polen.3 In den Berihten des KBW zur Siherheitssituation spielten Überfälle von Angehörigen derVlassov-Armee, die auf der Seite der deutshen Wehrmaht gekämpft hatten, eine gröÿere Rolle alsdie eines deutshen Untergrundes, vgl. auh CAW 1580/75/33, Bl. 48. Au�ällig häu�g wurden dabeidie Uniformen der Roten Armee erwähnt, in denen man die Vlassov-Leute gesihtet haben wollte.Hierbei ist zu bedenken, daÿ die Bedrohung der Siherheit durh Marodeure der Roten Armee nihtgering zu ahten ist. Immer wieder klagten die polnishen Behörden über Übergri�e sowjetisherSoldaten auf die polnishe Zivilbevölkerung. Die Etablierung der polnishen Verwaltung und die Si-herheit der Bevölkerung sheint durh diese Übergri�e stärker beeinträhtigt worden sein als durhdeutshe oder antikommunistishe Untergrundtätigkeit. Vgl. auh Wªadysªaw Mohoki: Woj-sko radziekie na Ziemiah Odzyskanyh [Die Sowjetarmee in den Wiedergewonnenen Gebieten℄,Warszawa 1997.
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den Anstieg der Autorität der Staatsbehörden im hiesigen Bezirk ausgewirkt unddas Siherheitsgefühl der Verwaltungsbehörden und der polnishen Bevölkerung ver-stärkt, indem der Shutz der materiellen Güter und der Arbeitsbetriebe sihergestelltwurde. Diese Gründe sprehen dafür, hier ständig einen starken militärishen Shutzzu belassen.Aus dem zentralen Polen sind in den Bezirk Masuren viele verbreherishe Elementegeströmt, die durh das Land ziehen, sih mit Raub und Plünderung von Eigen-tum beshäftigen, vor allem von neu angekommenen Siedlern.1 In den östlihen undnördlihen Kreisen versteken sih noh bewa�nete Gruppen ehemaliger deutsherSoldaten und sog. �Vlassov�-Russen, die der Bevölkerung mit räuberishen Überfäl-len zusetzen. Im Monat Juli kam es in der Ortshaft Marinkowo in den Wäldernvon Sorkwiten/Sorquitten2 in den Kreisen Zad¹bork/Sensburg3 und Szzytno/Or-telsburg zu einem blutigen Kampf mit den Banditen.Die wenigen polnishen Siedler in diesen Kreisen, die von einer überwiegenden Massevon zu ihr feindlih eingestellter deutsher Bevölkerung umgeben sind, be�nden sihin steter Sorge um den Verlust ihrer Habe und ihres Lebens. Es sind Fälle vonMorden an Siedlern vorgekommen. Dieser Stand der Dinge hemmt den Zustromvon Umsiedlern in die nordöstlihen Kreise und verursaht sogar die unerwünshteTatsahe, daÿ ihnen zugeteilte landwirtshaftlihe Betriebe aufgegeben werden, eskommt auh zu Fluht. [. . . ℄Meiner Meinung nah erfordern die nördlihen und östlihen Kreise, die hauptsäh-lih von deutsher Bevölkerung bewohnt werden, welhe dem polnishen Staat ge-

1 Neben den bereits erwähnten Marodeuren der Roten Armee spielten auh die polnishen Plün-derer (�szabrowniy�), die aus den angrenzenden zentralpolnishen Gebieten ins ehemalige Ostpreu-ÿen kamen, eine immense Rolle bei der Destabilisierung der Region. Sie raubten lebendes und totesInventar, demontierten ganze Häuser und kehrten dann in ihre Heimatgegend zurük. Neben denaus Ostpolen stammenden Neusiedlern, die im Gegensatz zu den Zentralpolen auf ihre neue Hei-mat im Allensteiner Gebiet angewiesen waren, litt besonders die einheimishe ermländishe undmasurishe Bevölkerung, welhe von den Plünderern für Deutshe gehalten wurde, unter diesenVorkommnissen und entshloÿ sih deswegen niht selten dazu, Polen zu verlassen. Durh diesePlünderungszüge entstand dem Allensteiner Gebiet groÿer ökonomisher Shaden. Der Regierungs-bevollmähtigte ordnete shon am 30. Mai 1945 an, daÿ die Ausfallstraÿen der Region von derBürgermiliz (Milija Obywatelska) bewaht werden sollten, um den massenhaften Abtransport vonehemals deutshem Besitz zu verhindern, vgl. APO, UPOM 22, Bl. 2. Im September 1945 regtedas MAP in einem Shreiben an alle Wojewoden an, Arbeitslager einzurihten, in denen sowohlDeutshe als auh stra�ällig gewordene Polen inhaftiert werden sollten, vgl. APO, UPOM 2, Bl.21. Die Reaktion der polnishen Beamten im Allensteiner Gebiet war durhweg positiv. Sie klagtenüber eine Überbelegung der regulären Gefängnisse und hielten vor allem für Täter, die sih anden Plünderungen in ihrer Region beteiligten, die Einrihtung von Arbeitslagern für eine sinnvolleMaÿnahme, vgl. APO, UPOM 2, Bl. 22-31. Obwohl im Amt des Regierungsbevollmähtigten inAllenstein shon konkrete Pläne zur Errihtung eines Straf- und Arbeitslagers angefertigt wurden,vgl. APO, UPOM 2, Bl. 32-34, kam es niht zu dessen Einrihtung. Auh im Jahr 1946 fordertendie Behörden in Allenstein ein Arbeitslager für ihre Region. Erneut wurde dieser Plan jedoh vonder Zentrale in Warshau abgelehnt. Vgl. Ryszard Tomkiewiz: Olszty«ska Delegatura KomisjiSpejalnej do Walki z Nadu»yiami i Szkodnitwem Gospodarzym [Die Allensteiner Agentur derSonderkommission zum Kampf gegen Veruntreuung und Wirtshaftsvergehen℄, Olsztyn 1995, S. 99.2 Heutiger Name: Sorkwity.3 Heutiger Name: Mr¡gowo.
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genüber niht wohlwollend gesonnen ist, einen besonderen Shutz durh bewa�neteKräfte. Es ist dies umso mehr für den Fall einer Aussiedlung dieser Bevölkerung unddamit mögliherweise zusammenhängenden Sabotageakten angebraht.4 [. . . ℄

4 Entgegen dieser Ankündigung einer eventuell bevorstehenden Aussiedlung der Deutshen ausden nördlihen und östlihen Kreisen der Region verfügte der Regierungsbevollmähtigte Prawin imHerbst und Winter 1945, daÿ gerade dort die deutshe Bevölkerung zurükgehalten werden sollte,da diese Kreise shwah besiedelt waren und die dortigen Deutshen ihren Besitz bis zur Ankunftpolnisher Siedler vor Plünderungen bewahren sollten, vgl. APO, UPOM 32, Bl. 40, Bl. 49 i Bl. 60.
255.1945, 25. AugustDas statistishe Referat der Siedlungsabteilung im Amt desRegierungsbevollmähtigten der Republik Polen für den Bezirk Masuren:Zahlenmäÿiger Bevölkerungsstand zum 25.8.1945AAN MZO 1666, Bl. 159Zahlenmäÿiger Bevölkerungsstand im Bezirk Masuren am 25.8.45Lfd. Nr. Kreis Repatriierte Masurishe und Deutshe SummePolen und ermländisheUmsiedler Polen1. Bartoszye 274 25 17.000 17.2992. Braniewo 400 40 10.319 10.7593. Darkiejmy4. Gierdawa1 38 312 225 5755. Pasª�k 2.288 - 4.555 6.8446. Iªawa 2.535 - 5.600 8.1357. Pisz 1.000 - 185 1.1858. Libork2 238 465 14.300 15.0039. �uzany3 1.351 - 12.600 13.95110. Mor¡g 1.753 - 4.600 6.35311. Nibork4 15.964 5.903 1.611 23.478Kreis 1.782 8.674 7.092 17.44812. Olsztyn Stadt 15.000 697 5.992 21.68913. Ostróda 11.314 2.808 6.070 20.19214. Reszel 1.250 112 12.627 13.98915. Rastembork5 1.638 57 8.900 10.595Fortsetzung nähste Seite
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FortsetzungLfd. Nr. Kreis Repatriierte Masurishe und Deutshe SummePolen und ermländisheUmsiedler Polen16. Szzytno 9.966 8.135 4.535 22.63617. Susz 5.000 530 2.150 7.68018. W�gobork6 2.264 - 860 3.12419. Z¡dzbork7 410 3.200 23.090 26.700Summe 74.465 30.858 142.312 247.635

256.1945, August [ohne Tagesdatum℄Das Amt für deutshe Angelegenheiten an den Präsidenten der StadtOlsztyn/Allenstein über Shwierigkeiten, deutshe Arbeiter für ö�entlihe Arbeitenzu rekrutieren APO ZMO 113, Bl. 331Die Shwierigkeiten, auf welhe die Mitarbeiter des Amtes für deutshe Angele-genheiten stoÿen, vereiteln es häu�g, deutshe Arbeiter in welher Organisationauh immer für ö�entlihe Arbeiten oder städtishe Unternehmen zur Verfügungzu stellen. Einer der wihtigsten Gründe ist die starke Konkurrenz von seiten derRoten Armee, die beim Einsatz von Deutshen zur Zwangsarbeit vor allem auf eineausreihende Ernährung der Arbeitenden ahtet. Und wirklih � Kühen, Komman-danturen und andere Einheiten geben den Deutshen 3x täglih eine warme Mahlzeitund Brot, aber dafür zahlen sie niht. Darum gehen Arbeiter deutsher Nationalitätauh lieber dort zur Arbeit und bemühen sih ge�issentlih, uns aus dem Weg zugehen. Gleihzeitig gibt es einen groÿen Arbeitskräftebedarf bei den Russen, die allenehmen, die sie von deutsher Nationalität auh nur sehen, ih vermute, daÿ sie oftsogar eine viel zu groÿe Zahl an Arbeitskräften haben. Ih habe oftmals festgestellt,daÿ russishe Soldaten versuhen, die deutshen Arbeiter über die Felder zu führen,um jedwedem Versuh von unserer Seite, sie unter unsere Kontrolle zu bekommen, zu
1 Heutiger Name: Gierdawy.2 Heutiger Name: Lidzbark.3 Heutiger Name: Gi»yko.4 Heutiger Name: Nidzia.5 Heutiger Name: K�trzyn.6 Heutiger Name: W�gorzewo.7 Heutiger Name: Mr¡gowo.
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entgehen. Im Falle von Kontrollen kommt es zu bisweilen sharfen Wortgefehten.1Es ist auh zu betonen, daÿ Soldaten vom Gut Pozorty und anderen Gütern um 4Uhr morgens Menshen einfangen und auf Wagen zum Dorf zur Feldarbeit fahren �sie nehmen ungefähr 200 Arbeiter mit.Die polnishen Ämter sorgen auh für Unordnung, indem sie sih das Reht anmaÿen,sih selbst Leute zuzuweisen. So shikt die polnishe Stadtkommandantur einigeSoldaten aus, welhe die nötige Zahl von Leuten mitnehmen, ohne diese zu melden,und nimmt sih gleihzeitig das Reht heraus, sih Menshen für die Bedürfnisse desPUR zuteilen zu lassen.2

1 Ein Shreiben des Amtes für deutshe Angelegenheiten an den Allensteiner Stadtpräsidentenvom Juli 1945 zeigt, daÿ es häu�g niht bei Wortgefehten zwishen Polen und Angehörigen derRoten Armee blieb. Das Amt fordert darin die Zuteilung von Wa�en, um sih gegen die Sowjetsdurhzusetzen, von denen es heiÿt, daÿ sie äuÿerst aggressiv gegen die polnishen Behörden auftre-ten, wenn es um die Rekrutierung deutsher Arbeitskräfte geht, vgl. APO, ZMO 113, Bl. 204.2 In den Quellen �ndet man häu�g Klagen von Verwaltungsbeamten darüber, daÿ Einheiten derBürgermiliz (Milija Obywatelska [MO℄) oder die Siherheitsämter (Urz�dy Bezpieze«stwa [UB℄)für ihre Zweke unrehtmäÿig deutshe Arbeitskräfte rekrutierten.
257.1945, 5. SeptemberDer Leiter des Amtes für deutshe Angelegenheiten Zbigniew Tatarkiewiz: Berihtüber die Tätigkeit des Amts für deutshe Angelegenheiten für den Zeitraum vom1.6.1945 bis zum 19.8.19451 APO ZMO 114, Bl. 69-70Als ih am 1.6.1945 das Amt für deutshe Angelegenheiten übernahm, fand ih denZahlen der Abteilung für die Erfassung der Bevölkerung nah 6.200 Deutshe vor;nah meinen Berehnungen war diese Zahl zu niedrig, ih berehnete die Deutshenauf 8.000, vielleiht auh mehr. Nah der Übernahme der Amtsgeshäfte legte ihzwei Anträge vor:1) alle Deutshen auf deutlih sihtbare Weise zu kennzeihnen,2) ein geshlossenes Gebiet zu sha�en, um die Deutshen an einem Ort zu haltenund dadurh die Kontrolle über sie zu intensivieren.21 Vgl. das Dokument auh in: Warmiay i Mazurzy w PRL (wie Dok. 241, Anm. 1), S. 71-72.2 In einem Shreiben vom 2. Juni 1945 ordnete der Stadtpräsident von Allenstein an, alle Deut-shen mit einer Armbinde, die ein shwarzes �N� darstellte, zu kennzeihnen. Auÿerdem führte ereine Polizeistunde ein. In der Zeit zwishen neunzehn und fünf Uhr war es den Deutshen streng-stens verboten, ihre Wohnungen zu verlassen. APO, ZMO 114, Bl. 116: �Alle Bewohner der StadtOlsztyn deutsher Nationalität im Alter von mehr als zehn Jahren sind verp�ihtet, am linken Arm
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Diese beiden Anträge sind durh die vorgesetzten Behörden abgewiesen worden.3Die Arbeit des Amtes zielte darauf ab, die Deutshen als Arbeitskräfte für die Be-dürfnisse der Stadt, politisher und sozialer Organisationen, von Behörden sowiePrivatpersonen einzusetzen. Die Zuteilung von Deutshen erfolgte auf der Grund-lage entsprehender Formulare, die zur Arbeit herangezogenen Deutshen erhieltenaufgrund der Bitte ihrer Arbeitgeber entsprehende Legitimationen, aufgrund derersie niht bei anderen Arbeiten eingesetzt werden konnten. Angesihts der Tatsahe,daÿ die Deutshen die Arbeit im allgemeinen jedoh sabotierten, muÿten sie zwangs-weise zur Arbeit herangezogen werden. Diese Aktionen erfolgten in der Weise, daÿdie Bürgermiliz uns dazu eine gewisse Anzahl von Leuten zuteilte � die von Deut-shen bewohnten Gegenden wurden umstellt und alle Arbeitsfähigen herausgesuht.Nahdem sie zum Rathaus gebraht worden waren, fand die Zuteilung an solheInstitutionen statt, die Arbeitskräfte benötigten. Mit der Zeit gewöhnten sih dieDeutshen an die Arbeitsp�iht und begannen sih auh selbst zu melden, und zwardeshalb, weil Institutionen und Privatpersonen dazu übergingen, sie mit Lebensmit-teln und Geld zu entlohnen. Die Höhe der Löhne für die Deutshen waren nihtfestgelegt, wir haben diesbezüglih nie Anordnungen oder Rundshreiben erhalten4,wodurh die Institutionen nah eigenem Ermessen zahlten, natürlih zahlten dieRestaurants am besten. Das Amt übte auh die Kontrolle über die privaten Institu-tionen aus, und wenn sih gelegentlih Stimmen vernehmen lieÿen, die meinten, daÿetwas niht in Ordnung sei, nahm ihnen das Amt die Deutshen ab und teilte sie zurArbeit in der Stadtverwaltung ein. Es gehörte auh zu den Kompetenzen des Amtes,die Deutshen aus ihren bisherigen Wohnungen auszuweisen. Es geshah dies auf ei-ne solhe Art und Weise, daÿ ein Bewerber ein Gesuh um eine Wohnung einreihte� das Amt siedelte aus, nahdem es geprüft hatte, ob es tatsählih Deutshe waren,und die Wohnungsabteilung zog alle zu entrihtenden Zuteilungsgebühren ein undwies die Wohnung zu � gleihzeitig war auh die Vorläu�ge Staatsverwaltung5 daranweiÿe Armbinden mit einem groÿen Buhstaben �N� in shwarzer Farbe zu tragen. Ih verfüge einePolizeistunde für die Deutshen, der zufolge das Umhergehen in der Stadt und innerhalb der Wohn-siedlung von 5 bis 19 Uhr erlaubt ist. Das Umhergehen nah der Polizeistunde und das Niht-Tragender weiÿen Armbinde mit dem shwarzen Buhstaben �N� wird streng bestraft werden.�3 Die Politik des Regierungsbevollmähtigten Prawin zielte zunähst durhaus auf eine Ghettoi-sierung der Deutshen ab. In seiner ersten Verordnung nah der Übernahme der Verwaltung durhpolnishe Beamte vom 24. Mai 1945 ordnete er an: �Für die Bevölkerung deutsher Herkunft sindin den Städten spezielle Arbeitslager oder Wohnbezirke einzurihten, sie ist für ö�entlihe Arbeiteneinzusetzen. Bei gröÿeren Ansammlungen von deutsher Bevölkerung ist eine Art von Selbstver-waltung einzurihten, die verp�ihtet sein wird, eine entsprehende Anzahl von Arbeitskräften zurVerfügung zu stellen. In dieser Angelegenheit wird eine entsprehende Instruktion erlassen werden.Sofern die auf dem Land wohnende Bevölkerung deutsher Abstammung aber shon mit der Feld-arbeit beshäftigt ist, ist sie für die Zeit der Frühjahrsarbeiten (Aussaat und P�anzung) am Ort zubelassen.� Vgl. APO, UPOM 2, Bl. 148. In der Folgezeit plante er jedoh wohl eher, die Deutshenso shnell wie möglih aus der Ö�entlihkeit vershwinden zu lassen. Er ordnete daher die rasheAussiedlung der Deutshen aus dem gesamten Stadtgebiet an.4 Das Rundshreiben Nr. 63a vom 19. Juli 1945, (siehe Dok. 251) war auh an die Stadtverwal-tung in Allenstein gerihtet. Darin wurde die Entlohnung der Deutshen mit Geld verboten.5 Der Tymzasowy Zarz¡d Pa«stwowy (Vorläu�ge Staatsverwaltung) war in der Anfangszeit derpolnishen Verwaltung in den neuen polnishen Nord- und Westgebieten für die Übernahme undRegistrierung des ehemals deutshen Eigentums zuständig. Im März 1946 übernahmen die Urz�dy
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beteiligt, die ihre Vertreter entsandte, um das von den Deutshen zurükgelasseneMobiliar zu registrieren �, die ausziehenden Deutshen hatten das Reht, ihre ge-samten Lebensmittel und notwendige Gegenstände wie Kleidung u.ä. mitzunehmen.Zum Zwek einer näheren Kontaktaufnahme wurden Vertreter der deutshen Bevöl-kerung benannt, die von der Stadtverwaltung gemäÿ der Anweisung des BürgersPräsident der Stadt Olsztyn/Allenstein Trokenproviant erhielten. Infolge diesesVorgehens begannen die Deutshen nah Deutshland auszureisen. Passiersheinefür die Ausreise gab die Abteilung für Verwaltung und Reht gegen eine Gebühr von65 zª pro Person aus. Viele Deutshe sind Gerühten zufolge aufgrund von Genehmi-gungen ausgereist, die von einzelnen militärishen Einheiten der Sowjetarmee an sieausgegeben worden sein sollen, aber was daran wahr ist, lieÿ sih niht feststellen.Es gab dagegen Fälle, daÿ ganze Gruppen von Deutshen mit Wagen aufs Land zurFeldarbeit gefahren sind � sie wurden von Sowjetsoldaten mitgenommen.Nah dem Zahlenmaterialerhielten 3.314 Personen eine Besheinigung über ihre polnishe Abstammung,reisten 4.658 Personen auf der Grundlage erhaltener Passiersheine aus,starben 400 Personen und wurden vom Standesamt registriert.Wie viele vorher gestorben sind, läÿt sih niht feststellen, da die Deutshen ihre To-ten sogar rund um ihre Wohnsitze herum begraben haben, ohne sie registrieren zulassen. Ih rehne derzeit damit, daÿ es in Olsztyn/Allenstein noh ungefähr 500-600Deutshe gibt. Auh aus diesem Grund denke ih, daÿ das Amt für deutshe Ange-legenheiten zu einem kleinen Referat reduziert werden und durh eine Entsheidungdes Stadtpräsidenten dem Stadtkreis zugeteilt werden kann.

258.1945, 11. SeptemberDer Regierungsbevollmähtigte der Republik Polen für den Bezirk Masuren an dieStarosten des Bezirks Masuren und den Präsidenten der Stadt Olsztyn/Allenstein:Rundshreiben Nr. 126 über freiwillige Ausreisen von Deutshen1APO UPOM 1, Bl. 97-97VMehrmals haben die Verlautbarungen der Groÿmähte auf den gemeinsamen Kon-ferenzen deutlih präzisiert, daÿ die neu gewonnenen Gebiete Polen ohne den natio-Likwidayjne (Liquidationsämter), welhe dem MZO unterstanden, diese Aufgabe. Zu Regelungender Eigentumsfragen in den �Wiedergewonnenen Gebieten� vgl. Stanisªaw �ah: Przeksztaªenieustrojowo-gospodarze w rolnitwie Ziem Zahodnih i Póªnonyh w latah 1945-1949 [Die struk-turelle und wirtshaftlihe Umgestaltung in der Landwirtshaft der West- und Nordgebiete in denJahren 1945-1949℄, Sªupsk 1993.1 Vgl. dieses Dokument auh in: Warmiay i Mazurzy w PRL (wie Dok. 241, Anm. 1), 1994, S.83-84.
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nalen Ballast zugesprohen werden, den die deutshe Minderheit darstellt.2 DieserBallast soll in das Gebiet des Deutshen Reihes ausreisen. Ehe die Verwaltungs-behörden mit einer organisierten Umsiedlungsaktion beginnen, ist die gegenwärti-ge Entwiklung einer massenhaften Abwanderung der deutshen Bevölkerung, diefreiwillig in den Westen ausreist, mit Anerkennung zu begrüÿen als Beleg für ihreEinsiht, daÿ es in den polnishen Gebieten keinen Platz mehr für sie gibt.Die Verwaltungsbehörden der 1. Instanz möhten die genannte Aktion in möglihstbreitem Rahmen unterstützen, indem sie der Bevölkerung Ausreisebesheinigungenusw. ausstellen und auh /in Übereinkunft mit den Eisenbahnbehörden der Bür-germiliz/ Sammelausreisen organisierten. Personen deutsher Nationalität, die nohim Bezirk verbleiben sollten, sind alle Faharbeiter für Industrie, Landwirtshaftoder Handwerk, deren Ausreise einen Verlust in diesen Lebensbereihen verursahenwürde.Es liegt vor allem im Interesse des Bezirks Masuren, sih möglihst shnell allerunbequemen Elemente zu entledigen, die nur eine Last für die verbleibende Bevöl-kerung darstellen. Die deutshe Bevölkerung, die niht in der Lage ist, sih ihr Brotzu verdienen, darf keine Last für ihre Landsleute werden. Für die Realisierung desvorstehend Genannten möhten Sie, Bürger Starost, bitte: 1) die deutshe Bevölke-rung von der Notwendigkeit einer Ausreise aus dem Bezirk in Kenntnis setzen 2) DieAusreiseaktion unterstützen, indem Sie Passiersheine ausgeben usw. 3) Durh dieInkraftsetzung von Vergeltungsrehten und Normen, wie sie während der Okkupa-tionszeit von den Deutshen den Polen gegenüber angewendet wurden3, und durhdie Sha�ung von Verhältnissen, aufgrund derer die Ausreise aus dem Bezirk für siezu einer Wohltat wird.In Übereinstimmung mit der Verordnung des Ministers für ö�entlihe Verwaltungvom 28. August 1945 bitte ih die Bürger Starosten darum, bei der Erteilung vonPassiersheinen auf folgende Angaben zu ahten:1) Vor- und Nahname,2) Datum und Ort der Geburt,3) Wohnort am 1.9.1939,4) gegenwärtiger Wohnort,2 Die Verwendung des Plurals in bezug auf die alliierten Konferenzen ist irreführend. Die Aus-siedlung der Deutshen aus Polen wurde de�nitiv erst auf der Potsdamer Konferenz im Juli/ August1945 beshlossen.3 Erneut widerspriht das Vorgehen der Allensteiner Behörden den von der Zentrale ausge-gebenen Direktiven, wie mit den Deutshen zu verfahren sei. In mehreren Shreiben warnte dieWarshauer Zentralregierung davor, bei der Behandlung der Deutshen Methoden in Anwendungzu bringen, die an das Verhalten der nationalsozialistishen Besatzer hätten erinnern können. Vgl.zum Beispiel das Shreiben des MAP vom 29. September 1945 AAN, MAP 23, Bl. 5, oder das Rund-shreiben des MAP vom 22. November 1945, APO, UPOM 5, Bl. 221-222. Vgl. dazu DokumentyCentralne.
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5) Beruf,6) wohin die Meldenden auszureisen erklärt haben,7) eigenhändige Untershrift, sowie ein Register der ausgegebenen Passiersheinezu führen.Am 5. Tag eines jeden Monats bitte ih die Bürger Starosten darum, einen Berihtüber die Aktion der freiwilligen Ausreisen von Deutshen einzureihen unter Anga-be genauer Daten über die ausgegebenen Passiersheine, das Alter der ausreisendenPersonen, die Zahl der Familien usw. und ihn an das Amt des Regierungsbevoll-mähtigten für den Bezirk Masuren, Gesellshaftspolitishe Abteilung, zu senden.

259.1945, 20. SeptemberDer Stellvertreter des Leiters der Gesellshaftspolitishen Abteilung im Amt desRegierungsbevollmähtigten der Republik Polen für den Bezirk Masuren WªadysªawWah an die Starosten und den Präsidenten der Stadt Olsztyn/Allenstein überfreiwillige Ausreisen von Deutshen APO UPOM 5, Bl. 193In Zusammenhang mit dem vertraulihen Rundshreiben 126/45 des Regierungsbe-vollmähtigten für den Bezirk Masuren stellt die Gesellshaftspolitishe Abteilungklar, daÿ alle Deutshen, die sih niht zur freiwilligen Ausreise ins Reih melden,nah dem 1. November in Arbeitslager geshikt werden.1Bestellungen für Eisenbahnwagen sind an die Gesellshaftspolitishe Abteilung zurihten, und zwar so, daÿ die Abteilung sie mindestens 7 Tage vor dem Terminerhält. Bei diesen Bestellungen sind anzugeben: die Zahl der Personen, der Tag derAbreise, die Zahl der Eisenbahnwaggons und die Stationen, von welhen die Abfahrterfolgt. In Kreisen, in denen es vor Ort keinen Bahnhof gibt, erleihtern Sie, BürgerStarosten, Kranken, Alten und Kindern im Rahmen des Möglihen den Transportvom gegenwärtigen Aufenthaltsort zum Bahnhof.Zudem werden Sie, Bürger Starosten, gebeten, postwendend die Zahl der den Kreisbewohnenden Deutshen anzugeben.
1 Im Gebiet Allenstein wurden keine gröÿeren Arbeitslager eingerihtet, in welhe ausreiseunwil-lige Deutshe hätten eingewiesen werden können. Zwar be�ndet sih in einer der ersten Akten desAmtes des Regierungsbevollmähtigten ein �Projekt zur Organisierung von Arbeitslagern für Deut-she und Polen, die von Verwaltungs- und Gerihtsbehörden zur Strafarbeit bestimmt werden�, vgl.APO, UPOM 2, Bl. 32-34, doh wurde dieses im Allensteiner Gebiet niht in die Tat umgesetzt.Zum Problem der Arbeitslager für die deutshe Bevölkerung vgl. Borodziej: Einleitung, S. 85-99.



Nr. 260 (1945, 1. Oktober) 517
260.1945, 1. OktoberDer Regierungsbevollmähtigte der Republik Polen für den Bezirk Masuren,Gesellshaftspolitishe Abteilung: Aussiedlung von Deutshen aus dem BezirkMasuren APO UPOM 22, Bl. 69-72Rundshreiben Nr. 172.Die Erklärungen der Vertreter der Alliierten Mähte sowie der Beshluÿ der Potsda-mer Konferenz stellen eindeutig fest, daÿ der polnishe Staat in nationaler Hinsihteinheitlih sein soll. Mit Rüksiht darauf sowie mit dem Ziel, in dem mir unterstell-ten Bezirk so shnell wie möglih ein normales soziales Leben zu organisieren, ordneih in Ergänzung des vertraulihen Rundshreibens Nr. 126/45 folgendes an:I. die in dem Ihnen, Bürger Starost, anvertrauten Kreis wohnhafte deutshe Be-völkerung ist bis Ende Oktober 1945 zur freiwilligen Ausreise nah Deutsh-land aufzufordern, unter der Androhung, daÿ sie im Falle einer unterbleibendenAusreise in Lager überwiesen werden wird. Freiwillig ausreisende Deutshe kön-nen nur die notwendigsten Dinge mitnehmen, und zwar: einmal Wäshe zumWehseln, eine Deke, ein kleines Kissen, einen kleinen Topf und Reiseproviantsowie Bargeld in Höhe des Preises einer Eisenbahnfahrkarte.1 Shmuk, Gold-und Silberwaren, Uhren, Kleidung, Wäshe, Möbel, Haushaltsgeräte und über-haupt alle beweglihen Güter müssen zurükgelassen werden. Bevor der obigeAufruf bekannt gemaht wird, haben Sie, Bürger Starosten, sofort eine Ein-satzbesprehung für die Bürgermeister, Gemeindevorsteher und die Vertreterdes TZP2 anzuordnen, bei der Sie sie anweisen, innerhalb von sieben Tagena) ein Namensverzeihnis aller Deutshen unter besonderer Angabe von Al-ter und Geshleht anzufertigen,b) ein genaues Verzeihnis aller beweglihen Güter und der bislang von Deut-shen belegten Räume zusammenzustellen,) in Form von Protokollen Verzeihnisse des Inventars sowie aller bewegli-hen Güter, Haushaltsgeräte, Möbel, Wäshe u.ä., die sih im Besitz vonDeutshen be�nden, anzufertigen,d) die Deutshen unter Androhung strengster Haftung dazu zu verp�ihten,die von ihnen bislang besessenen beweglihen und unbeweglihen Güterniht zu beshädigen.1 Im Vergleih zu den Bestimmungen, die von den zentralen Behörden zu Beginn der organisier-ten Aussiedlungsaktion im Februar 1946 ausgegeben wurden, sind diese Bestimmungen hier sehrviel strenger. Bei der seit Februar 1946 statt�ndenden organisierten Aktion durften die Deutshen500 RM sowie eine Gepäkmenge, die zu tragen sie imstande waren, mitnehmen.2 Tymzasowy Zarz¡d Pa«stwowy (Vorläu�ge Staatsverwaltung).
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Die Gemeindevorsteher und Bürgermeister müssen bei diesen Aufstellungen undVerzeihnissen geheim halten, zu welhem Zwek sie angefertigt werden.Nah der Anfertigung des Verzeihnisses und der Inventarisierung ist allen wohnhaf-ten Deutshen eine Verlautbarung folgenden Inhalts bekanntzugeben:Bekanntmahung an die Gesamtheit der Bevölkerung deutsher Nationalität.Die Bevölkerung deutsher Nationalität wird dazu aufgerufen, die bisher von ihr be-wohnten Gebiete bis Ende Oktober 1945 freiwillig zu verlassen und nah Deutshlandauszureisen.1. Interessenten müssen sih in dieser Angelegenheit bis zum . . . . . . melden, umPassiersheine nah Deutshland zu erhalten.2. Nah Erhalt der Passiersheine haben sih die ausreisenden Deutshen amSammelpunkt in . . . . . . . . . . . . . . am . . . . . . . 1945 um . . . . . . . Uhr zu melden,von wo aus der Abtransport in Gruppen erfolgt.Dabei wird darauf hingewiesen, daÿ bei Verweigerung der freiwilligen Ausreise in-nerhalb des angegebenen Zeitraums die Widerstand Leistenden in Lager eingewiesenwerden.Daher sollte die Gesamtheit der deutshen Bevölkerung dies im eigenen Interessebegreifen und den Befehl zur freiwilligen Ausreise strikt befolgen.II. Es ist mit den betre�enden Dienststellen der Roten Armee eine Übereinkunftdarüber zu erzielen, daÿ sie sih niht in die Durhführung der Aussiedlung derDeutshen einmishen und dabei niht stören und daÿ sie ihre Untergebenendarüber belehren. Bei den Gesprähen mit den Stellen der Roten Armee istdarauf hinzuweisen, daÿ das polnishe Volk dem Sowjetvolk in ewiger Freund-shaft verbunden ist und zusammen mit ihm Blut vergossen hat, weshalb dieDienststellen der Roten Armee damit rehnen müssen, daÿ im Falle des Eintre-tens von bedauernswerten Vorfällen, bei denen bei der Aussiedlung der Deut-shen sowjetishe Militärs intervenieren oder stören sollten, die Regierung derUdSSR davon unterrihtet werden wird.33 Die polnishen Behörden hatten shon zahlreihe negative Erfahrungen mit dem Verhaltender Roten Armee gemaht. Die Polen klagten darüber, daÿ die Sowjets zu viele deutshe Ar-beitskräfte beanspruhten, diese zu gut behandelten und den polnishen Behörden verboten, die-se Deutshen auszusiedeln oder wenigstens in einer Statistik zu registrieren. Häu�g kam es vor,daÿ sowjetishe Kommandanten intervenierten, wenn die polnishen Siherheitskräfte Deutshe zuden Sammelpunkten brahten, von denen aus die Aussiedlung erfolgen sollte. Beshwerden beiübergeordneten sowjetishen Stellen in Warshau zeitigten wenig Erfolg, vgl. Stanisªaw �ah:Spoªezno-gospodarze aspekty stajonowania Armii Czerwonej na ziemiah odzyskanyh po IIwojnie ±wiatowej [Soziale und wirtshaftlihe Aspekte der Stationierung der Roten Armee in denWiedergewonnenen Gebieten nah dem Zweiten Weltkrieg℄, in: Wªadze komunistyzne wobe ZiemOdzyskanyh po II wojnie ±wiatowej, hrsg. von dems., Sªupsk 1997, S. 255-277.
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III. Um die Aussiedlungsaktion der Deutshen zu rationalisieren, empfehle ih Ih-nen, Bürger Starosten, eine Konferenz der Bürgermeister, Gemeindevorsteherund Vertreter des Amts für ö�entlihe Siherheit, der Bürgermiliz, der vorläu-�gen Staatsverwaltung, der polnishen Armee, der Staatsanwaltshaft und derPolnishen Staatsbahnen einzuberufen. Auf diesen Konferenzen mahen Sie,Bürger Starosten, die Anwesenden mit der strikten Notwendigkeit einer Aus-siedlung der Deutshen bekannt, und zwar gemäÿ dem Gedanken der grundle-genden Linie der Politik der Regierung sowie auh zweks Siherstellung vonfreiem Wohnraum für Siedler; auÿerdem stimmen Sie Rihtlinien ab, an diesih alle halten müssen, und zwar:a) die freiwillige Ausreise der Deutshen muÿ etappenweise an 1 bzw. 2 Ta-gen in der Wohe zusammengefaÿt und vollzogen werden, die Zahl derabfahrenden Deutshen sollte in jedem einzelnen Transport gleih groÿsein, die Zusammenführung der Deutshen sollte geplant erfolgen, damitalle amtlihen Stellen rehtzeitig benahrihtigt werden und vorbereitetsein können. In Zusammenhang mit dem vorstehend Gesagten1) ist nah Feststellung der Zahl der ausreisenden Deutshen in deneinzelnen Gemeinden und Städten, und danah auh in den Kreisen,die Zahl der Transporte zu bestimmen.2) sind in jeder Gemeinde, aus der Deutshe zum Sammelpunkt ge-shikt werden sollen, Sammelpunkte einzurihten; am Sitz der Sta-rostei, von hier dann zum Bahnhof. In Kreisen, in denen der Sitzder Starostei keine Eisenbahnverbindung hat, verständigen sih dieBürger Starosten mit den Nahbarkreisen, um die Zahl der Plätzefür die in die Waggons zu ladenden Deutshen festzulegen, somitverständigt sih Bürger Starost in W�bork/Sensburg4 und Gierd-wy/Gerdauen mit dem Bürger Starosten in �uzany/Lötzen5, in Bra-niewo/Braunsberg mit dem Bürger Starosten in Pasª�k/PreuÿishHolland, in Ja«skbork/Johannisburg6 mit dem Bürger Starosten inSzzytno/Ortelsburg, in Z¡d¹bork/Sensburg7 mit dem Bürger Sta-rosten in Rastembork/Rastenburg8 und in Bartoszye/Bartenstein,in Pruska Iªawa/Preuÿish Eylau und Libark/Heilsberg9 mit demBürger Starosten in Olsztyn/Allenstein.103) ist anzuordnen, daÿ der Gemeindevorsteher bzw. Bürgermeister vonder Starostei zur Ausgabe vorbereitete Passiersheine mit Stempel4 Heutiger Name: W�gorzewo.5 Heutiger Name: Gi»yko.6 Heutiger Name: Pisz.7 Heutiger Name: Mr¡gowo.8 Heutiger Name: K�trzyn.9 Heutiger Name: Lidzbark.10 Das Haupthindernis, an dem die Aussiedlung der Deutshen aus dem Allensteiner Gebiet imJahr 1945 sheiterte, waren die fehlenden Eisenbahnverbindungen vor allem in die nördlihen Kreiseder Region. Gerade dort lebten aber (wie auh die Statistik in Dok. 255 zeigt) mit Abstand noham meisten Deutshe.
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und Untershrift des Starosten erhält, auf denen der Bürgermeisterbzw. Gemeindevorsteher die Nah- und Vornamen der ausreisendendeutshen Familie einträgt. Es wird gleihzeitig darauf hingewiesen,daÿ die Zahl der an die Gemeindevorsteher bzw. Bürgermeister aus-gegebenen Passiersheine die Zahl der ausreisenden Deutshen nihtübersteigen darf.4) sind Ort, Tag und Stunde festzulegen, zu denen sie die Passiershei-ne erhalten sollen, und in die Bekanntmahung zu shreiben (sieheMuster).5) sind die Wohentage festzulegen, an denen die Deutshen abreisensollen (siehe Muster der Bekanntmahung).6) ist ein namentlihes Verzeihnis der zur Ausreise in den einzelnenTransporten bestimmten Deutshen anzufertigen.7) ist anzuordnen, daÿ die Einheiten der Bürgermiliz die Ausreisendenan den Sammelpunkten in Empfang nehmen und sie bis zum Augen-blik der Abfahrt des Zuges eskortieren und bewahen.8) ist anzuordnen, daÿ Organe der Bürgermiliz, Mitglieder der Ord-nungswaht sowie Vertreter des T.Z.P. dabei sind, wenn die Deut-shen ihre Häuser verlassen, und zwar, um die beweglihen und un-beweglihen Güter zu sihern.9) sind Tag und Stunde der Abfahrt des Zuges festzulegen und den Sta-rosten jener Kreise mitzuteilen, in denen es keinen Eisenbahnanshluÿgibt.b) die von den Deutshen verlassenen beweglihen Güter und Immobilienmüssen anhand von protokollartigen Verzeihnissen überprüft werden, diezuvor von den Gemeindevorstehern und Bürgermeistern angelegt wordensind; nah der Überprüfung sind sie vom T.Z.P. zu sihern, und zwar:I) Lebendes Inventar ist gegen Quittung dem nähsten polnishen Sied-ler oder Staatsgut zu treuen Händen zu übergeben.II) Ein eventueller Übershuÿ an Getreide ist unter die Verfügungsgewaltder Lager der Genossenshaft �Spoªem� zu stellen.III) Auf die Wirtshaftsgebäude sowie auf das Wohnhaus sind Bekannt-mahungen zu kleben, auf denen mitgeteilt wird, daÿ die Mobilienund Immobilien versiegelt sind und der Verfügungsgewalt des T.Z.P.unterstehen und daÿ jeglihe gewaltsame Inbesitznahme bestraft wer-den wird, da diese Wohnungen demnähst polnishen Siedlern zuge-teilt werden, worüber das Siedlungsreferat zu entsheiden hat.) Shmuk, Gegenstände aus Silber und Gold sowie Armbanduhren sind imLager des T.Z.P. zu sammelnd) es sind Sammelpunkte an den Haupteisenbahnlinien einzurihten, um dieDeutshen shnell in die Waggons verfrahten zu können
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e) die Ausreise von kranken und alten Deutshen sowie Kindern ist dadurhzu erleihtern, daÿ ihnen Transportmittel zur Verfügung gestellt werden11f) die Organe der Bürgermiliz sowie ferner auh des T.Z.P. bzw. der Ver-treter der Starostei müssen darauf ahten, daÿ die Deutshen niht mehrGegenstände mitnehmen, als die vorliegende Anordnung vorsiehtg) ständige Streifen durh Organe der Bürgermiliz sowie Mitglieder der Ord-nungswaht zur Bewahung der von den Deutshen zurükgelassenen be-weglihen Güter und Immobilienh) im Falle eines eigenmähtigen Amtsmiÿbrauhs oder auh einer Verheim-lihung von Straftaten, die während der Ausübung von Amtsp�ihten beider Aussiedlungsaktion der Deutshen erfolgt, ist die Angelegenheit um-gehend an den Staatsanwalt weiterzuleiten.Sie, Bürger Starosten, sollten, indem Sie das Gewiht und die Bedeutung der Frageder Abshiebung der Deutshen rihtig einzushätzen wissen, alle Ihnen zu Gebotestehenden Mittel nutzen, diese Aktion so durhzuführen, daÿ es Ende Oktober 1945keinen einzigen Deutshen mehr im Bezirk Masuren gibt.12Der Beriht sollte Angaben zur Organisation der Aussiedlung der Deutshen enthal-ten und eventuelle Shwierigkeiten mitteilen, auf die diese Aktion gestoÿen ist.

11 Der Mangel an Transportmitteln, die ältere und kranke Menshen sowie Kinder zu den Sam-melpunkten hätten bringen sollen, hatte zur Folge, daÿ gerade diese in der Region verblieben. DerWinter 1945/46, in dem die gesamte Bevölkerung des ehemaligen Ostpreuÿen unter gravierendenVersorgungsmängeln litt, hatte für diese shwähste Gruppe der Gesellshaft verheerende Folgen.Die polnishen Quellen berihten daher auh häu�g von der immer wiederkehrenden Frage derDeutshen, wann endlih ihre Aussiedlung erfolgen werde.12 Dieses Ziel zeigt die völlige Verkennung der Lage durh die polnishen Behörden, die aber auhin anderen Regionen der �Wiedergewonnenen Gebiete� zu beobahten ist. So plante man zum Bei-spiel Anfang September 1945 im Regierungsbezirk Wroªaw/Breslau, 800.000 Deutshe im Verlaufvon zwei Monaten auszusiedeln, vgl. in dem der Region Dolny �l¡sk/Niedershlesien gewidmetenBand dieser Edition Dok. v. 1945, 7. September. Der Repatriierungskommissar Roman Fundowizan den Regierungsbevollmähtigten für Niedershlesien [Komisarz ds. repatriaji do PeªnomonikRz¡du RP Dolnego �l¡ska℄, APWR, VWW VI/389, Bl. 2. Für die Region Allenstein existierenkeine amtlihen Statistiken, die belegen könnten, wie viele Deutshe tatsählih bei dieser Aktionder sogenannten freiwilligen Aussiedlung ihre Heimat verlieÿen. Vergleiht man die Statistiken ausdem Sommer 1945, bevor die Aktion anlief, mit denen aus dem Sommer 1946, d. h. vor dem Beginnder groÿen organisierten Aussiedlungsaktion, die in der Wojewodshaft Allenstein erst im August1946 begann, erkennt man, daÿ die deutshe Bevölkerung gerade einmal um 40.000 Personen ab-genommen hatte (von a. 140.000 im August 1945, vgl.: AAN, MZO 1666, Bl. 109, auf a. 100.000im Juni 1946, vgl.: AAN, MZO 669, Bl. 27). Dabei ist zu berüksihtigen, daÿ sehr viele Deutshedie Region niht im Zuge der von den polnishen Behörden organisierten �freiwilligen� Aussiedlungverlieÿen, sondern sih auf eigene Faust nah Westen aufmahten, da die Versorgungslage vor al-lem im Winter 1945/46, aber auh während des Jahres 1946 für die deutshe Bevölkerung immerkritisher wurde.
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261.1945, 14. OktoberStadtverwaltung der Stadt Olsztyn/Allenstein, Stadtstarostei und Präsident derStadt Olsztyn/Allenstein Bronisªaw Latosi«ski: Bekanntmahung an dieGesamtheit der deutshen BevölkerungAPO UPOM 71, Bl. 40Die Bevölkerung deutsher Nationalität wird dazu aufgerufen, die bisher von ihnenbewohnten Gebiete bis Ende Oktober 1945 freiwillig zu verlassen und nah Deutsh-land auszureisen.Alle ausreisenden Deutshen melden sih am 18. Oktober 1945 am Sammelpunkt inden Baraken an der ul. Tartazna (Karl Roenshstr.) um 7 Uhr morgens, von wonah Erhalt der Passiersheine die Ausreise per Transport erfolgt.Dabei wird darauf hingewiesen, daÿ bei Verweigerung der freiwilligen Ausreise in-nerhalb des angegebenen Zeitraums die Widerstand Leistenden in Lager eingewiesenwerden.Daher sollte die Gesamtheit der deutshen Bevölkerung das im eigenen Interessebeherzigen und sih strikt an den Befehl zur freiwilligen Ausreise halten.Jeder Deutshe ist dazu verp�ihtet, gemeinsam mit dem Gebäudeverwalter oderdem Hauskomitee, oder wenn solhe niht vorhanden sind, mit zwei benahbar-ten Mietern, sofern kein derartiges Verzeihnis von einem Vertreter der Vorläu�genStaatsverwaltung oder der Bürgermiliz angefertigt worden ist, ein genaues Verzeih-nis der von ihm besessenen beweglihen Güter in drei Exemplaren anzufertigen, dievom Besitzer und zwei benahbarten Mietern zu unterzeihnen sind.Eines der Verzeihnisse nimmt der Deutshe an sih und händigt es am Sammelpunktaus, wo er an seiner Stelle einen Passiershein nah Deutshland erhält, und diebeiden anderen überläÿt er den Mietern gegen Quittung auf der von ihm behaltenenAufstellung.Die Immobilienverwaltungen, Hauskomitees und vor allem die beiden benahbartenpolnishen Mieter sind unter Androhung straf- und zivilrehtliher Haftung dazuverp�ihtet, falls das Verzeihnis niht von einem Vertreter der Vorläu�gen Staats-verwaltung bzw. der Bürgermiliz angefertigt worden ist, ein Verzeihnis in drei Ex-emplaren zusammenzustellen, das den gesamten Besitz, alle beweglihen Güter desfortgehenden Deutshen umfaÿt, die Wohnung zu vershlieÿen und für sie Sorge zutragen; eine der angefertigten Listen verbleibt in den Händen der beiden Nahbarn,das zweite Exemplar händigen diese Mieter dagegen gegen Quittung der Vorläu�-gen Staatsverwaltung aus, und das dritte, auf dem sie die Abnahme der Wohnungund die Übernahme der Sorgep�iht über die Immobilie bestätigen, geben sie demabreisenden Deutshen.
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Die Gebäudeverwalter, Hauskomitees, die wihtigsten Mieter und die beiden benah-barten Mieter werden dazu verp�ihtet, dem Stadtkreis ul. Przemysªowa Nr. 1, EkeDworowa, umgehend shriftlih eine Aufstellung der in dem betre�enden Haus oderin der Nahbarshaft wohnenden Deutshen zugehen zu lassen.Wer sih shuldig maht, die oben erwähnten P�ihten vernahlässigt bzw. sih ver-bliebene Gegenstände angeeignet oder ihren Diebstahl erlaubt zu haben, wird straf-rehtlih und zur Verantwortung gezogen.

262.1945, 22. OktoberDer Regierungsbevollmähtigte der Republik Polen für den Bezirk Masuren an dieStarosteien und den Präsidenten der Stadt Olsztyn/Allenstein: Aktion derAussiedlung von Deutshen1 APO ZMO 111, Bl. 113In Zusammenhang mit der Aktion der Aussiedlung der Deutshen begehen einzelneShultheiÿen und Gemeindevorsteher, aber auh andere Behörden Mahtmiÿbrauh.Sie nehmen die vorläu�gen Besheinigungen über die polnishe Herkunft ab, ver-nihten sie und siedeln Masuren und Ermländer aus, sehr oft mit dem Wunsh nahpersönlihem Gewinn. Darum empfehle ih Ihnen, Bürger Starosten, darauf zu ah-ten, die abtransportierten Deutshen auf den Bahnhöfen zu überprüfen und alle, beidenen der Verdaht entsteht, es könne sih um Polen handeln /Sprahe, persönliheBekundungen usw./, da zu behalten. Wenn sih hier irgendwelhe Zweifel hinsiht-lih ihrer Nationalität ergeben, so ist in dieser Angelegenheit später in Abstimmungmit dem Polnishen Nationalitätenkomitee eine Untersuhung durhzuführen.2Darüber hinaus bestimme ih vom Polnishen Nationalitätenkomitee Vertreter, dievor Ort als kontrollierende Kräfte dienen werden. Die Kompetenzen dieser Vertreterlege ih in einem an sie ergehenden besonderen Shreiben fest.Sie, Bürger Starosten, verkünden den Gemeindevorstehern und Shultheiÿen sofort,daÿ jegliher Miÿbrauh in dieser Frage streng bestraft werden wird.

1 Vgl. dieses Dokument auh in: Warmiay i Mazurzy w PRL (wie Dok. 241, Anm. 1), S. 92.2 Vgl. dazu Claudia Kraft: Einleitung.
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263.1945, 26. OktoberDer Vizepräsident der Stadt Olsztyn/Allenstein Jan Trzópek1 an denRegierungsbevollmähtigten der Republik Polen für den Bezirk Masuren:Aussiedlung der Deutshen2APO ZMO 111, Bl. 118-119Bezugnehmend auf den Befehl vom 1. d. M., empfangen am 4. 10. d. J., berihte ih,1) Aufgrund der niht mehr aktuellen Erfassungsdaten der Deutshen, die durhihre haotishe Aussiedlung verursaht worden sind, ohne Absprahe und Ab-stimmung der Aktion mit dem Stadtkreis und zugleih durh die Unmöglih-keit, sie an einem Punkt zusammenzufassen, andererseits aber, daÿ diese Ele-mente auf die ganze Stadt verteilt sind, war ih dazu gezwungen, eine Regi-strierung der in Olsztyn/Allenstein wohnhaften Deutshen anzuordnen.2) Die Anordnung zur Registrierung habe ih am 5. 10. 45 erlassen und plakatierenlassen (ein Exemplar lege ih bei)3, den Termin der Registrierung setzte ihauf den 12. 10. d. J. fest, es wurden 1.569 Deutshe registriert.3) Am 10. d. M. habe ih mih mit der Bitte um Zusammenarbeit shriftlih anden Direktor der Vorläu�gen Staatsverwaltung gewandt, und zwar besondersmit der Bitte um die Abordnung eines Beamten zur Anfertigung eines Ver-zeihnisses der registrierten Deutshen und anshlieÿend um die Siherstellungdes Besitzes, der von den Deutshen zurükgelassen werden soll.4) Am 14. d. M. habe ih eine Bekanntmahung betre�end eine zusätzlihe Aus-siedlung erlassen, in der ih gleihzeitig auh Hinweise auf die Vorgehensweisefür die polnishe und deutshe Bevölkerung erteilte, welhe die Siherung desdagelassenen Besitzes und das Aufspüren von Deutshen, die die Ausreise insReih verweigert haben, zum Inhalt hatten (ein Exemplar lege ih bei)4.5) Ih habe veranlaÿt, daÿ der Inhalt dieser Bekanntmahung über Megaphoneö�entlih zur Kenntnis gebraht wurde.6) Am 15. 10. habe ih mih an die Staatsanwaltshaft gewandt und sie gebeten,Überwahung zu gewähren.1 Jan Trzópek (1890-1965), Jurist, Vizepräsident der Stadt Olsztyn/Allenstein, Mitgründer derVerwaltungsakademie in Olsztyn/Allenstein. Er war in der Blokpartei SL aktiv, war Mitglied desParteigerihts und Sekretär der Stadtgruppe. Vgl. Baryªa, Okr�g Mazurski (wie Dok. 233, Anm.1), S. 94.2 Vgl. Fragmente dieses Dokumentes auh in Warmiay i Mazurzy w PRL (wie Dok. 241, Anm.1), S. 93.3 Wird niht verö�entliht.4 Siehe Dok. 261.
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7) Am 16. 10. erlieÿ ih shriftlihe Instruktionen und Befehle an den Komman-danten der Städtishen Bürgermiliz und den Kommandanten der StädtishenOrdnungswaht; /ein Exemplar der Instruktion lege ih bei/5.8) Am 17. d. M. habe ih den Druk von 500 Klebestreifen zum Anbringen aufden Bekanntmahungen veranlaÿt, mit einer Benahrihtigung über die Ver-shiebung des Termins.9) Am 18. d. M. habe ih die Bürgermiliz damit beauftragt, Informationen desInhalts nahzuprüfen, daÿ sogar Ermländer und Masuren aus ihren Wohnungengeworfen worden sind und man sih ihren Besitz angeeignet hat, worüber ihauh die Staatsanwaltshaft shriftlih informierte.10) Am 18. d. M. habe ih für den 22. zum Sammelpunkt beordert: eine Beamtinals Übersetzerin und einen Beamten mit einem Verzeihnis der registriertenMasuren und Ermländer, um die sih Meldenden zu überprüfen und das ma-surishe Element sowie Fahleute auszusondern.11) Am 18. d. M. habe ih angeordnet, daÿ der Direktor der Vorläu�gen Staatsver-waltung einen Vertreter des Amts zur Revision und Siherstellung des ehemalsdeutshen Vermögens abordnet.12) Am 16. d. M. habe ih eine entsprehende Zahl von Waggons für 1.150 Personenbei der Bezirksdirektion der Staatsbahnen bestellt.13) Eine Konferenz über die Aussiedlung mit den Behörden habe ih gemeinsammit der Starostei am 11. d. M. um 10 Uhr abgehalten.14) Der Termin wurde wegen des Fehlens von Waggons vom 18. auf den 22. ver-shoben.15) Am 22. wurde ein Teil der Waggons statt um 7 Uhr erst um 15.30 bereitgestellt,der Rest um 17.30 Uhr.16) Wegen der verspäteten Bereitstellung der Waggons und der Notwendigkeit,sie zur Abendzeit zu beladen und darüber hinaus wegen der geringen Zahl anAngehörigen der Miliz waren eine strenge Kontrolle und Aufsiht ershwert. Eswurden 1.050 Deutshe in die Waggons geladen. Der Stadtkreis hat 37 Personenmit Rüksiht auf ihre fahlihe Ausbildung oder ihren Gesundheitszustandeinen weiteren Aufenthalt bis zum 30. 11. d. J. erlaubt.i. . . i Personen wurde vom Stadtkreis mit Rüksiht auf ihren Gesundheitszu-stand ein Passiershein für eine frühere Abreise erteilt (d. h. vor dem 22.10.45).17) Während des gesamten Zeitraums der Registrierung der Deutshen hat derStadtkreis von 286 Personen, vor allem bereits als Deutshe registrierten, Er-klärungen für die polnishe Nationalität entgegengenommen.5 Wird niht verö�entliht.
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18) Auf der Grundlage dieser Berehnungen sind 139 deutshe Personen niht aus-gereist.19) Grund für das Fehlen einer umfassenden Kontrolle waren: der shwahe Perso-nalstand der Miliz, die späte Bereitstellung der Waggons, die Notwendigkeit,zu nähtliher Zeit zu arbeiten � ohne die entsprehende Anzahl von Kontroll-personal, (die Verladung wurde erst um 19 Uhr beendet).20) Ein Verzeihnis jener Deutshen, welhe der Aussiedlung unterliegen, habe ihder Miliz und der Ordnungswaht mit der Anordnung zugesandt, Kontrollendurhzuführen.21) Am 26. 10. habe ih der Vorläu�gen Staatsverwaltung 107 Aufstellungen zu-rükgelassenen ehemals deutshen Besitzes zur Prüfung und Siherstellung zu-gesandt, im Falle einer widerrehtlihen Aneignung auh zur Weiterleitung anden Staatsanwalt.22) Während der Verladung kam es zu Raubüberfällen, die mittels der Interven-tion des Kommandanten der Städtishen Ordnungswaht abgestellt werdenkonnten.23) Zur Begleitung der Deutshen habe ih den Zugführer Mi�»y«ski von der Miej-ska Stra» Porz¡dkowa (M.S.P.) [Städtishe Ordnungswaht℄ abgestellt, der Pol-nish, Deutsh und Russish spriht, und ihm eine Sanitäterin zur Unterstüt-zung mitgegeben.24) Der Zug wurde nah der Beladung 3 km hinter der Station Trauig6 an denWald geshoben.25) Während des Beladens und der Wartezeit sollen 13 Personen ge�ohen sein.26) Der beladene Zug soll am Donnerstag dem 25. d. M. um a. 12 Uhr 30 stattam 22. abends von der Station Olsztyn/Allenstein nah Westen abgegangensein.27) Während des Wartens auf die Abfahrt hat eine gewisse Zahl von Deutshendie Waggons verlassen und sih im Wald herumgetrieben, weshalb eine genaueAufstellung über die Aussiedlung der Deutshen ershwert ist, auÿerdem ist esnötig, die Bevölkerungsbewegung genauer zu kontrollieren und Meldebüherfür die einzelnen Häuser sowie Mieterlisten einzuführen.Ih habe angeordnet, Kranke, Gebrehlihe und Krüppel in die Waggons zutragen und dabei ein entsprehendes Verzeihnis anzulegen, ih habe damit dieStädtishe Ordnungswaht beauftragt (bei Hn. Kortau � 71 Personen), indemih ihnen einen geeigneten Lastwagen zur Verfügung stellte.6 Trautzig/Trak.



Nr. 264 (1945, 6. November) 527
28) Ih habe jetzt angeordnet, eine Kontrolle durhzuführen und zu prüfen, obauh alle Deutshen aus Olsztyn/Allenstein abgefahren sind.

264.1945, 6. November
Der Starost von Susz/Rosenberg Edmund Ligoki an das Amt desRegierungsbevollmähtigten der Republik Polen für den Bezirk Masuren: Berihtüber die Aussiedlung der Deutshen

APO UPOM 5, Bl. 194Auf die Anordnung vom 11.9.45, Rundshreiben Nr. 1261, und vom 1.10.45, Rund-shreiben Nr. 1722 melde ih, daÿ bis zum 31.10.45 von einer Gesamtzahl von 3.075im hiesigen Kreis wohnhaften Deutshen 2.050 ausgesiedelt worden sind.3 Die rest-lihen 1.025 Personen sind hauptsählih Deutshe, die als Arbeiter auf den vonder Sowjetarmee verwalteten Gütern tätig sind und unter ihrer Verfügungsgewaltstehen, sowie Deutshe, die wegen Krankheiten in der Familie oder anderen vor-übergehenden Hinderungsgründen dazu gezwungen sind, derzeit noh im Kreis zubleiben.4 Dieser Rest wird jedoh stufenweise und parallel zum Wegfall der einstwei-ligen Hinderungsgründe oder zur Entlassung der Deutshen von ihrer Arbeit durhdie Sowjetarmee entfernt.Die Aussiedlung fand gemäÿ dem im Rundshreiben des Bürgers Regierungsbevoll-mähtigten für den Bezirk Masuren vom 1.10.45 Nr. 172 vorgesehenen Plan vonSammelpunkten in Susz/Rosenberg, Prabuty/Riesenburg, Iªawa/Deutsh Eylau undBiskupie/Bishofswerder statt und trug den Charakter einer freiwilligen Ausreise.5
1 Siehe Dok. 258 vom 11. September 1945.2 Siehe Dok. 260 vom 1. Oktober 1945.3 Der Kreis Susz/Rosenberg verblieb als einziger der ehemals westpreuÿishen Kreise auh nahdem 7. Juli 1945 (vgl. Dok. 233, Anm. 6) beim Bezirk Allenstein. Aufgrund seiner geographishenLage am südwestlihen Rand der Region war er bei der Aussiedlung der Deutshen durh seineVerkehrsanbindung begünstigt. Dies erklärt den relativ hohen Prozentsatz der shon im Jahr 1945aus diesem Kreis ausgesiedelten Deutshen.4 Zu Beginn des Jahres 1946 befanden sih nur noh 300 Deutshe im Kreis Susz/Rosenberg.Diese arbeiteten auf den polnishen Landgütern oder bei den sowjetishen Kommandanturen. Vgl.Sprawozdanie Starosty Powiatowego Suszu z akji wysiedlenia Niemów [Beriht des Starosten desKreises Susz über die Aktion der Aussiedlung der Deutshen℄, 3 styznia 1946 r., APO, UPOM 56,Bl. 40.5 Zum Begri� der �freiwilligen Ausreise� vgl. auh Claudia Kraft: Einleitung, S. 456-457.
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Der ehemals deutshe Besitz wurde von dem T.Z.P. sihergestellt. Die Deutshen,die Passiersheine für die Ausreise ins Reih erhalten haben, bestanden aus ungefähr600 Familien mit einer Gesamtzahl von ungefähr 1.800 Personen, der Rest warenEinzelpersonen. Unter den ausgesiedelten Deutshen gab es ungefähr 200 Männer imAlter von 50 bis 70 Jahren, ungefähr 600 Kinder von 2 bis 14 Jahren und ungefähr1.250 Frauen im Alter von mehr als 14 Jahren.6Besondere Shwierigkeiten von seiten der Roten Armee gab es niht. Es kam nur zuzwei kleinen Zwishenfällen von seiten sowjetisher Soldaten, welhe die Aussiedlungder Deutshen behinderten, doh habe ih persönlih interveniert und diese Shwie-rigkeiten auf der Stelle behoben. Alle Dienststellen und Behörden sowie die einzelnenstaatlihen Amtsträger, die an der Aussiedlungsaktion teilgenommen haben, habengut zusammengearbeitet; Miÿbräuhe waren eher niht zu verzeihnen. SporadisheFälle, in denen die rehtlihen Vorshriften bezüglih der Aussiedlung der Deutshenniht beahtet wurden, sind auf den Dienstweg gebraht worden.7

6 Diese demographishe Struktur ist typish für die nah Kriegsende im ehemaligen Ostpreuÿenverbliebene Bevölkerung. Männer im arbeitsfähigen Alter, die während des Krieges in die Wehr-maht, zum Volkssturm oder zum Ostwallbau eingezogen worden waren, befanden sih zum groÿenTeil shon im Westen, in Gefangenshaft oder zur Zwangsarbeit in der Sowjetunion.7 Neben Delikten, die gegen die Siherung des ehemals deutshen Eigentums gerihtet waren,handelte es sih hierbei vor allem um die Aussiedlung von ermländisher und masurisher Bevölke-rung. Der Starost des Kreises Rosenberg/Susz lieÿ daher im November 1945 die Anweisung ergehen,daÿ alle Personen, die eventuell polnisher Abstammung sein könnten, von der Aussiedlung aus-zushlieÿen seien, bis ihre Nationalität durh den Polski Komitet Narodowo±iowy [Das PolnisheNationalitätenkomitee℄ geklärt worden sei, vgl. APO, UPOM 5, Bl. 200.265.1945, 6. NovemberDer Regierungsbevollmähtigte für den Bezirk Masuren an die Starosten und denPräsidenten der Stadt Olsztyn/Allenstein über das Zurükhalten von deutshenFaharbeitskräften APO UPOM 3, Bl. 93Im Rundshreiben Nr. 172 vom 1.10.19451 habe ih die Prinzipien für die freiwilligeAussiedlung der Deutshen aus dem Bezirk Masuren festgelegt. Die Absiht diesesRundshreibens war es vor allem, das Gebiet des Bezirks Masuren von jeglihen lästi-gen und unproduktiven Elementen zu befreien. Angesihts fortdauernder Anfragenund Interventionen wegen deutsher Fahleute erkläre ih mein Einverständnis, alleFahleute dazubehalten, die dazu nötig sind, Industriebetriebe, ö�entlihe Betriebeund landwirtshaftlihe Objekte in Betrieb zu nehmen oder ihr normales Funktio-nieren zu gewährleisten. Zudem haben die Starosten das Reht, eine notwendige1 Siehe Dok. 260.
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Anzahl von Deutshen zur Arbeit in den sowjetishen Kommandanturen und denStaatsgütern zu belassen.Allen Zurükgehaltenen sind, damit sie sih niht untätig herumtreiben, namentli-he Besheinigungen für den Aufenthalt in einer genau bezeihneten Ortshaft miteiner Gültigkeit bis auf Widerruf auszustellen. Ein Wehsel des Wohnortes ist nurmit einer shriftlihen Genehmigung des Starosten gestattet, das sih Entfernen vonDeutshen auÿerhalb der Gemeindegrenzen darf nur mit einer shriftlihen Erlaub-nis der Gemeindevorsteher erfolgen. Deutshe, die nah dem 1.12.1945 ohne Auf-enthaltserlaubnis angetro�en werden, sind in die Hände der Siherheitsorgane zuüberstellen. 266.1945, 24. NovemberDer Starost von Goldap/Goªdap Piotr Lewandowski an das Wojewodshaftsamt,Gesellshaftspolitishe Abteilung, in Biaªystok über das Verhalten der deutshenBevölkerung APBIA UWBIA 568, Bl. 1Ih teile mit, am 15. November 1945 angeordnet zu haben, daÿ die deutshe Bevölke-rung im hiesigen Kreis am linken Arm eine weiÿe Binde mit einem groÿen shwarzenBuhstaben �N� zu tragen hat.1Diese Anordnung wurde von der deutshen Bevölkerung befolgt. Ih erwähne gleih-zeitig, daÿ die deutshe Bevölkerung seit der ersten Dekade des Monats Novemberdieses Jahres die für die Deutshen typishe hohmütige Haltung eingenommen hatund daÿ der hiesigen Starostei massenhaft Anträge zur Ausreise nah Deutshlandzugehen, und das selbst von denen, die sih in den Monaten vorher als �Polen ma-surisher Herkunft� bezeihnet haben.In Zusammenhang mit Obigem bitte ih um Übersendung von Hinweisen und even-tuell Instruktionen bezüglih des Umgangs mit der deutshen Bevölkerung.2

1 Der Starost von Goldap/Goªdap kümmerte sih ebensowenig wie seine Kollegen in den beidenanderen ehemals ostpreuÿishen Kreisen der Wojewodshaft Biaªystok um die am 22. November1945 vom MAP erlassene Anordnung, die Kennzeihnung der deutshen Bevölkerung zu unterlas-sen, vgl. APO, UPOM 5, Bl. 221-222, vgl. dazu Dok. 68. Auh im Jahr 1946 war die Kennzeihnungder deutshen Bevölkerung in diesen drei Kreisen an der Tagesordnung, vgl. zum Beispiel, Rezolujapowzi�ta na masowym zebraniu praowników pa«stwowyh i samorz¡dowyh w Oleku w sprawieniemiekiej w 9. lutego 1946 r. [Resolution, angenommen von der Masurenversammlung von Be-diensteten im ö�entlihen Dienst und Selbständigen in Oletzko zur Frage der Deutshen vom 9.Februar 1946℄, APBIA, Woj. Urz¡d Informaji i Propagandy 38, Bl. 58.2 In den drei Kreisen der Wojewodshaft Biaªystok fand im Jahr 1945 noh keine Aussiedlungder deutshen Bevölkerung statt. Auh im darau�olgenden Jahr blieb diese Region von der Aus-siedlungsaktion ausgenommen. Es hat den Anshein, als hätten die Behörden diese drei Kreise,die niht dem für die Aussiedlung zuständigen MZO, sondern dem MAP unterstanden, mehr oderweniger vergessen.
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267.1945, Dezember [ohne Tagesdatum℄Der Kreisarzt in Braniewo/Braunsberg Dr. med. B. Buharewiz: Beriht desGesundheitsreferats in der Starostei Braniewo/Braunsberg (Manuskript)AAN MZO 1666, Bl. 75-77Der Kreisarzt Dr. med. B. Buharewiz hat seine Stelle am 20.10.45 übernommen.Andere Ärzte gibt es sowohl in Braniewo/Braunsberg als auh im sonstigen Kreisniht. Die in der Stadt Braniewo bestehenden bzw. neu organisierten Einrihtungendes Gesundheitsdienstes sind folgende:1) Ein funktionierendes Kreiskrankenhaus für anstekend Kranke mit 60 Bet-ten be�ndet sih in einem provisorishen Gebäude in der Innenstadt, in derNähe der Behörden; es soll in ein rihtiges Krankenhausgebäude verlegt wer-den, wenn die Leitung . . . für dieses erhält. Der Krankenhausleiter hat inOlsztyn/Allenstein entsprehende Bemühungen unternommen. Das eigentliheKrankenhaus ist für 120 Betten vorgesehen. Es fehlen Instrumente, diagno-stishe und andere Apparate, medizinishe Geräte sowie Medikamente; dieWäshe reiht nur für 60 Betten. Das Krankenhauspersonal besteht aus demKrankenhausleiter, der zugleih Kreisarzt ist, fünf deutshen Krankenshwe-stern, darunter einer Hebamme, zudem aus (deutshem) Hilfspersonal.Krankenstand � Stand vom 3.12.45:Allgemeine Krankenzahl: 40, darunter Typhus: 12, Flektyphus: 1, Typhus-Rekon-valeszenten: 22, Knohentuberkulose: 4, Lungenentzündung: 1.Im Krankenhaus sind getrennte Säle für die polnishe und die deutshe Bevölkerungeingerihtet. Es ist notwendig, das deutshe Personal durh polnishes zu ersetzen,doh wegen des Mangels an Kandidaten wird das gegenwärtige toleriert. Die Ge-sundheitsabteilung in Olsztyn/Allenstein ist davon in Kenntnis gesetzt.[. . . ℄Es sind zahlreihe Erkrankungen an Krätze bei der deutshen Bevölkerung (90%),in geringerem Maÿe auh bei der polnishen Bevölkerung festgestellt worden. Mit-tel gegen die Krätze gibt es einstweilen nur in ziemlih beshränktem Umfang. Inreht vielen Fällen wurden Geshlehtskrankheiten (. . . ) bei jungen deutshen Frau-en festgestellt, die bei polnishen Dienststellen wie z. B. der Bürgermiliz arbeiten,und deshalb auh bei Amtsträgern der genannten Institutionen. Es wird ein plan-mäÿiger Kampf gegen diese Krankheiten durh Aufklärung in Form von Referaten,Flugblättern u.ä. organisiert.[. . . ℄1

1 Es folgen allgemeine Bemerkungen zur medizinishen Versorgung des Gebiets.



Nr. 268 (1946, Anfang) 531
268.1946, AnfangNotiz an den Minister für die Wiedergewonnenen Gebiete über die Einleitungumgehender Maÿnahmen zur Wiederherstellung der Siherheit in den Ortshaften[. . . ℄ 3. Braniewo/Braunsberg AAN MZO 60, Bl. 117[. . . ℄III. Bis heute gehört das Gebiet der Stadt Braniewo/Braunsberg zu jenen, die un-sere Behörden überhaupt niht im Gri� haben. Es ist dies auh ein Gebiet,wo es bislang keinerlei Ansiedlungsergebnisse gibt.1 Die Gründe dafür sind diefolgenden: Dieses Gebiet ist nah den Verteidigungskämpfen bislang niht ent-mint worden. Die Verminung ist auf der einen Seite ein gefährlihes Hindernisfür das Eindringen des polnishen Elements in das Land, auf der anderen Sei-te stellt es einen hervorragenden Shutzwall für die zahlreihen aktiv tätigendeutshen Partisanengruppen dar.In Zusammenhang mit dem Gesagten ist durh die Behörden die Entsendung vonmilitärishen Einheiten zu erwirken: 1/ zur Entminung des Geländes und 2/ zurBekämpfung der deutshen Partisanengruppen.In Anbetraht dessen, daÿ Braniewo eine Grenzregion ist, ist eine Durhführung deroben erwähnten Aktion um so eher und um so shneller angebraht.21Der im Nordwesten des Gebiets liegende Kreis Braniewo/Braunsberg wurde erst am 10. März1945 durh die Rote Armee erobert. Seine Inbesitznahme durh die polnishe Verwaltung erfolgteEnde Mai 1945 durh eine Handvoll polnisher Beamter. Zunähst befanden sih so gut wie keinepolnishen Ansiedler in dem Gebiet, wohingegen die Zahl der zurükkehrenden Deutshen ständiganwuhs, vgl.: Sprawozdanie Starosty Powiatowego w Braniewie za okres 26-31 maja 1945 r. [Berihtdes Kreisstarosten in Braunsberg für den 26.-31. Mai 1945℄, in: Franiszek Sokoªowski: Materiaªy¹ródªowe do poz¡tków administraji polskiej na Warmii i Mazurah w 1945 roku [Quellenmaterialzu den Anfängen der polnishen Verwaltung im Ermland und in Masuren im Jahre 1945℄, in: RoznikOlszty«ski 10 (1972), S. 331-332. Der direkt an der polnish-sowjetishen Demarkationslinie gelegeneKreis war verkehrstehnish shwer zu erreihen. Dies hatte zur Folge, daÿ im Laufe des Jahres 1945nur wenige polnishe Ansiedler dorthin kamen. Zum einen lag das Gebiet weit entfernt von denAusladepunkten der Transporte mit ostpolnishen Umsiedlern. Zum anderen drangen Ansiedler ausZentralpolen, welhe den südlihen Teil des Allensteiner Gebietes auh shon während der erstenNahkriegsmonate rash in Besitz nahmen, selten so weit nah Norden vor.2Ein kleiner Teil des Kreises �wi�ta Siekierka/Heiligenbeil wurde dem Kreis Braniewo/Brauns-berg zugeshlagen. Insgesamt beurteilte der Regierungsbevollmähtigte des Allensteiner Gebietesden nördlihen Grenzverlauf als für die polnishen Ansiedlungsbelange niht günstig, da die Demar-kationslinie wihtige Eisenbahnknotenpunkte vom polnishen Territorium abshnitt, vgl.: Peªno-monik Rz¡du R.P. na Okr�g Mazurski pªk dr Jakub Prawin do MAP w sprawie wniosków o po-prawkah w kszaªtowaniu graniy pa«stwa, 9 pa¹dziernika 1945 r. [Der Regierungsbevollmähtigteder Republik Polen für das Gebiet Masuren an das MAP zur Frage von Vorshlägen für Änderungenbei der Festlegung der Staatsgrenze vom 9. Oktober 1945℄, in: Okr�g Mazurski w raportah JakubaPrawina (wie Dok. 233, Anm. 1), S. 158-160.
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269.1946, 14. JanuarKreisbodenamt in W�gobork/Angerburg1: Beriht betr. Übergri�e gegen MasurenAPO UPOM 74, Bl. 38-39Am 14.1.1946 habe ih aufgrund von Beshwerden von Masuren und shriftlihenBerihten des Oberförsters Aleksander Stahurski in folgenden Angelegenheiten fest-gestellt:[. . . ℄2) a) Die Bevölkerung des Dorfs Jakuny, die in der Mehrzahl der polnishen Sprahemähtig ist, äuÿert bis in die letzten Tage den Wunsh, masurishe Deklara-tionen zu untershreiben. Die Tatsahe, daÿ die masurishe Bevölkerung auhniht den geringsten Shutz vor den von der zuströmenden polnishen Bevöl-kerung aus dem Gebiet von Suwaªki gegen sie gerihteten Übergri�en verspürt,wirkt sih negativ auf die Registrierung der Masuren aus.2b) Zahlreihe Fälle, in denen Besitz von Masuren geraubt wurde, sind bisherstra�rei geblieben. Letzthin haben unverfrorene Plünderer selbst am Tage ma-surishe und deutshe Wohnungen geplündert und Reste von Lebensmitteln,Getreide, Erbsen, Karto�eln, Kleidung, Kühengeshirr u.ä. mitgenommen.Ih muÿ hinzufügen, daÿ der Gemeindevorsteher in Kenntnis der Lage es bis-her niht für angebraht gehalten hat, dem Starosten des Kreises Meldung zuerstatten.3) Am 14.1.46 habe ih aufgrund von Anzeigen der im Dorf Jakuny wohnendendeutshen Frauen Elli Andera und Szilda Wilhelm (die Polnish sprehen) dieUntersuhung eines in der Naht vom 13. auf den 14.1.1946 erfolgten Raubesvorgenommen. Die von mir eingeleitete Untersuhung führte auf die Spurender Person des Bürgers Jakub Krzesiki wohnhaft im Dorf Jakuny, der sih

1 Heutiger Name: W�gorzewo/Angerburg.2 Dieser Beriht ist ein typishes Beispiel für die �ieÿenden Grenzen bei der nationalen Selbst-wahrnehmung der masurishen Bevölkerung. Das Gefühl der Rehtsunsiherheit, das durh diePlünderungszüge von polnishen Banden aus dem Gebiet Suwaªki hervorgerufen wurde, veranlaÿteviele, ihre einstige Entsheidung für einen Verbleib in Polen zu revidieren.3 Die folgenden Beipiele zeigen, daÿ sowohl deutshe als auh masurishe Bewohner der RegionOpfer der Plünderungszüge wurden. Für beide Bevölkerungsgruppen hatten diese Plünderungendie Bedrohung ihrer Existenz zur Folge, da die Versorgungslage der Region ohnehin shon äuÿerstangespannt war. Die Deutshen verlangten daher auh immer dringender ihre zügige Aussiedlung;ein Wunsh, dem sih auh viele zunähst bleibewillige Masuren anshlossen.
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auswies mit einer Besheinigung des P.U.R.4 in W�gobork/Angerburg5 Nr.61/25, zuvor wohnhaft im Dorf Poddubówka, Kreis Suwaªki. Bei dem vorste-hend Genannten habe ih aht Männer angetro�en, deren Personalausweise ihder Bürgermiliz übersandt habe.Nah Durhführung einer Durhsuhung habe ih die in dieser Naht bei den genann-ten deutshen Frauen gestohlenen ungefähr 50 kg Gerste und ungefähr 30 kg Erbsensowie eine Handmühle gefunden. Zum Diebstahl bekannten sih zwei Männer, die ihzusammen mit dem Hausherrn und einem Pferdegespann an die Kreis-Bürgermiliz inW�gobork6 überstellte. Während der Durhsuhung stellte ih fest: Bürger Krzesikiwohnt mit seinen Kumpanen in sheuÿlihem Shmutz. Vor der Tür im Wohnhaushalten sie Pferde, wo der Dung eine Dike von einem halben Meter erreiht. Ihfand aht Pferde vor. Der Stall wie auh der groÿe Hof sind mit landwirtshaftlihenGeräten angefüllt, deren Zahl für die Versorgung einiger Höfe ausreihen würde.Die Einlagerung einer solhen Menge zeugt davon, daÿ man ihre Verbringung nahSuwaªki vorbereitete.Angesihts der oben angeführten Fakten erahte ih es für sinnvoll und notwen-dig, eine Abteilung der Bürgermiliz zusammen mit Vertretern des W.O.P. (WojskoOhrony Pogranizej [Grenzshutztruppe℄) zu entsenden, um die Übeltäter zu über-prüfen und die Shuldigen zur Verantwortung zu ziehen. Eine solhe Expedition stelltzweifelsohne das Vertrauen der Menshen in die Staatsgewalt wieder her und wirddie stra�rei Plündernden daran erinnern, daÿ in diesem Gebiet eine Verwaltung despolnishen Staates existiert.7 [. . . ℄

4 Der Besitz einer Besheinigung des PUR zeigt an, daÿ der Plünderer an seinem Heimatortvorgab, sih auf Dauer im Gebiet Allenstein niederlassen zu wollen. Es kam jedoh häu�g vor, daÿsolhe angeblihen Umsiedler sih in den Wiedergewonnenen Gebieten lediglih bereiherten unddann an ihren alten Heimatort zurükkehrten.5 Heutiger Name: W�gorzewo/Angerburg.6 Heutiger Name: W�gorzewo/Angerburg.7 Besonders problematish ist in diesem Zusammenhang die Tatsahe, daÿ sih viele Amtsträgeran der illegalen Ausfuhr von lebendem und totem Inventar aus den Wiedergewonnenen Gebietenbeteiligten. Auh der in diesem Dokument erwähnte Gemeindevorsteher (Wójt), der über die ge-nannten Vorfälle keine Meldung bei der Starostei erstattete, sheint direkt oder indirekt an denPlünderungen beteiligt gewesen zu sein. Siehe auh das Shreiben an den Starosten von Szzyt-no/Ortelsburg vom 28. Januar 1946, APO, UWO 271, Bl. 62-63.
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270.1946, 15. JanuarNotiz des MZO: Wojewodshaft Masuren: Auszusiedelnde DeutsheAAN MZO 524, Bl. 11

lfd. Kreis Stadt Dorf SummeNr.1. Bartoszye 2.756 4.500 7.2562. Braniewo 884 5.760 6.6443. Iªawka1 1.600 3.600 5.2004. Lidzbark 950 9.000 9.9505. �uzany2 650 1.350 2.0006. Mor¡g 1.308 4.792 6.1007. Nibork3 � 1.125 1.1258. Olsztyn � � �9. Ostróda 369 � 36910. Pasª�k 1.275 5.400 6.67511. Pisz 348 3.150 3.49812. Reszel 3.708 3.600 7.30813. Rastembork4 855 1.800 2.65514. Szzytno 668 9.000 9.66815. Susz 771 � 77116. W�gobork5 1.129 630 1.75917. Z¡dzbork6 400 11.475 11.87517.671 81.922 d99.593d

1 Heutiger Name: Górowo Iªawiekie/Deutsh Eylau.2 Heutiger Name: Gi»yko/Lötzen.3 Heutiger Name: Nidzia/Neidenburg.4 Heutiger Name: K�trzyn/Rastenburg.5 Heutiger Name: W�gorzewo/Angerburg.6 Heutiger Name: Mr¡gowo/Sensburg.
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271.1946, 26. JanuarDer Regierungsbevollmähtigte der Republik Polen für den Bezirk Masuren1 an dasMinisterium für die Wiedergewonnenen Gebiete: Arbeitsentlohnung der DeutshenAAN MZO 571, Bl. 33Auf Staatsgütern und in Staatsbetrieben sowie in ö�entlihen Einrihtungen im Ge-biet des Bezirks Masuren werden Arbeiter deutsher Nationalität als Fahkräftebeshäftigt.Die meinem Amt unterstehenden Stellen wenden eine Verordnung des Bevollmäh-tigten der Regierung der Republik Polen für den Bezirk Masuren vom 19.12.1945an, derzufolge beshäftigte Deutshe niht mit Geld entlohnt werden dürfen, sondernnur von Lebensmittelzuteilungen Gebrauh mahen können.2Dagegen wenden andere, zentral gelenkte Ämter3 andere Formen der Entlohnungfür die Arbeit von Deutshen an. In Zusammenhang mit dem oben Gesagten ergibtsih die Notwendigkeit, die Art der Entlohnung der im Bezirk Masuren beshäftigtenDeutshen zu vereinheitlihen.Ih bitte das Ministerium um Aufklärung darüber, auf welhe Art Deutshe im Falleeiner Beshäftigung für ihre Arbeit zu entlohnen sind � in Form von einer Auszahlungin Geld und nah welhem Satz oder aber durh Zuteilung von Lebensmittelrationenohne Arbeitslohn in Geld.

1 Das Shreiben ist von dem Nahfolger Jakub Prawins Dr. Zygmunt Robel unterzeihnet. Dieserwurde im Dezember 1945 zum Regierungsbevollmähtigten des Gebietes Allenstein ernannt, alsPrawin als Leiter der Polnishen Militärmission nah Berlin ging. Robel nannte sih von Beginnseiner Amtszeit an Wojewode, obwohl die o�zielle Umwandlung des Gebietes Allenstein in dieWojewodshaft Allenstein durh eine Verordnung des Ministerrates erst am 29. Mai 1946 erfolgte,vgl.: DzU nr. 28, poz. 177. Robel (1891-1976) hatte das Amt des Wojewoden von Allenstein vom 12.Dezember 1945 bis zum 8. September 1947 inne. Während der Zweiten Republik war er Beamterim Innenministerium gewesen, in der Nahkriegszeit war er zunähst parteilos, stand aber derPolnishen Bauernpartei (Polskie Stronnitwo Ludowe, PSL) nahe. Später trat er in die Partei derArbeit (Stronnitwo Pray, SL) ein. Sein Verhältnis zu dem von Kommunisten dominierten MZOwar stets gespannt. Charkteristish dafür waren zum Beispiel seine Auseinandersetzungen mit demChef des MZO Wªadysªaw Gomuªka über das Tempo der Veri�zierungsaktion und der Klärung vonEigentumsfragen in der Wojewodshaft Allenstein im Sommer des Jahres 1946, vgl. AAN, MZO67, Bl. 75-79.2 Vgl. auh Dok. 251 vom 19. Juli 1945, in dem der Regierungsbevollmähtigte die Entlohnungder Deutshen mit Geld ebenfalls ausshloÿ.3 Diese waren niht der allgemeinen Staatsverwaltung eingegliedert, sondern unterstanden un-mittelbar der Warshauer Zentrale, so z.B. die Vorläu�ge Staatsverwaltung [Tymzasowy Zarz¡dPa«stwowy℄ oder die örtlihen Kommandanturen der Bürgermiliz. Wegen der besonderen Bedeu-tung, die dem Tätigkeitsbereih dieser Organe zugemessen wurde, waren sie besonders stark zen-tralisiert. Vgl. dazu Siegfried Lammih: Regierung und Verwaltung in Polen, Köln 1975, S. 138und 205.
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272.1946, 9. FebruarResolution, die am 9.2.46 auf einer Massenversammlung von staatlihen undkommunalen Arbeitern in Oleko/Oletzko [Treuburg℄ zur deutshen Frageangenommen wurde APBIA WUIiO 38, Bl. 58Wir staatlihen und kommunalen Arbeiter, die wir auf einer Versammlung im masu-rishen Oletzko zusammengekommen sind, drüken unsere Entrüstung und Unruheüber den bestehenden Zustand, die Lage und Protektion in bezug auf die unserenKreis bewohnenden Deutshen aus.Wir stellen in jedem Bereih des Lebens die Ergebnisse eines weiteren Wirkens derDeutshen zu Ungunsten des polnishen Volkes fest. Wir stellen die Ergebnisse des-sen fest, daÿ die Deutshen gegen den Staat gerihtete Gerühte verbreiten. Wirstellen die Folgen dessen fest, daÿ die Deutshen ihren Haÿ auf Polen und unsereStaatlihkeit ö�entlih zum Ausdruk bringen.Angesihts des Gesagten fordern wir von den lokalen Behörden:a) Die Einführung von weiÿen Armbinden mit dem Buhstaben �N� für Deutshein unserem Kreis nah dem Vorbild anderer masurisher Kreise.1b) Die Konzentration aller Deutshen aus dem ganzen Kreis in einem Lager un-ter Aufsiht der Bürgermiliz, um ihr Arbeitspotential planmäÿig zu nutzenund zu verhindern, daÿ sie mehr als nötig mit der polnishen Bevölkerung inBerührung kommen.2Gleihzeitig mahen wir darauf aufmerksam, daÿ es nötig ist, sih positiv gegenüberunseren Brüdern, den Masuren, zu verhalten, ihre Bedürfnisse zu berüksihtigensowie ihnen weitestgehende Fürsorge zuteil werden zu lassen.31 Während im Allensteiner Gebiet die Kennzeihnung der Deutshen im Laufe des Jahre 1945verboten wurde (siehe auh Dok. 246 vom 4. Juli 1945, Anm. 1), kam es in der WojewodshaftBiaªystok auh noh im Jahr 1946 immer wieder zu Forderungen nah einer solhen Maÿnahme.Vgl. auh die Situationsberihte aus dem Jahre 1945 für den Kreis Goªdap, in: APBIA, UWBIA259.2 Zur Einrihtung eines solhen Lagers kam es niht.3 Die Behandlung der masurishen Bevölkerung in der Wojewodshaft Biaªystok war seitensder Behörden durh noh gröÿere Ignoranz als im benahbarten Allensteiner Gebiet geprägt. Diesmahte sih vor allem bei der Veri�zierung der Masuren sowie bei Entsheidungen in Eigentums-streitigkeiten bemerkbar, vgl. auh Dok. 248 vom 10. Juli 1945, Anm. 3. Vgl. auh Belzyt: Mi�dzyPolsk¡ a Niemami (wie Einleitung, Anm. 8), S. 119-120. Während der Regierungsbevollmähtigtein Allenstein ein Gebiet verwaltete, das vor dem Krieg gänzlih zum Deutshen Reih gehört hatte,spielten für den Wojewoden von Biaªystok die drei ehemals deutshen Kreise auf seiner politishenAgenda nur eine untergeordnete Rolle.
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273.1946, 13. MärzDer Starost in Szzytno/Ortelsburg W. Pó¹ny-Wo¹niak1 an das Amt desRegierungsbevollmähtigten der Republik Polen für den Bezirk Masuren,Gesellshaftspolitishe Abteilung, über Verhältnisse in MasurenAPO UPOM 73, Bl. 134-139In Zusammenhang mit der Anordnung des Ministeriums für die WiedergewonnenenGebiete vom 15.2.19462 Amtsblatt 568/Sp./102/46 teile ih mit:Im hiesigen Kreis halten sih noh 9.089 Personen noh niht deklarierter Be-völkerung auf, von denen nur ein minimaler Prozentsatz aus gebürtigen Deut-shen besteht.3 Diese Bevölkerung will sih trotz einer intensiven Propagandaak-tion, welhe von der hiesigen Starostei zusammen mit dem Polnishen Kreis-Nationalitätenkomitee durhgeführt wurde, niht deklarieren, obwohl sie reinpol-nishe Namen trägt und Polnish spriht. Dieser Stand der Dinge ist durh vieleGründe bedingt. Die zahlreihen Fälle von Raub und Plünderung, die an der Tages-ordnung sind, versetzen die ruhige einheimishe Bevölkerung in Angst und Shreken.Sie werden von zivilen Banditen verübt, die aus der Bevölkerung der benahbartenGrenzkreise stammen (aus den Kreisen Przasnysz, Maków und Ostrol�ka) und sihbisweilen mit Uniformen der polnishen Armee oder der Bürgermiliz verkleidet ha-ben. Der hiesigen Starostei gehen vershiedene Meldungen zu, von denen ih eine imWortlaut zitiere:1 Walter Pó¹ny (geb. 1910), dessen Pseudonym während des Zweiten Weltkrieges unter deut-sher Okkupation Wªadysªaw Wo¹niak lautete, war masurisher Herkunft und hatte sih shon vordem Zweiten Weltkrieg als ein Förderer des Masurentums hervorgetan. Vgl. auh Tadeusz Oraki:Sªownik biogra�zny Warmii, Mazur i Powi±la XIX i XX w. (do 1945 roku) [Biographishes Wörter-buh des Ermlands, Masurens und des Weihsellandes im 19. und 20. Jahrhundert (bis zum Jahre1945)℄, Warszawa 1983, S. 263 f. Nah dem Krieg wurde er Starost des Kreises Szzytno/Ortelsburg.Er blieb in diesem Amt bis 1949 und war damit einer der wenigen masurishen Amtsträger, die übermehrere Jahre hinweg in leitender Position tätig waren. Im Gegensatz zu anderen Starosten setzteer sih nahdrüklih für die einheimishe masurishe Bevölkerung seines Kreises ein und versuhte,sie vor den Übergri�en durh Plünderer oder polnishe Neusiedler zu shützen. Auh als seit 1947der administrative Druk auf die Masuren, sih zum Polentum zu bekennen, immer stärker wurde,wandte sih Pó¹ny gegen die Anwendung von Zwangsmaÿnahmen bei der Veri�zierung. Er setztevielmehr darauf, seine masurishen Landsleute durh die Verbesserung ihrer materiellen Lage unddurh ihre Behandlung als gleihwertige Bürger an den polnishen Staat zu binden (vgl. auh Dok.324). Zu Beginn des Jahres 1949 wurde er auf Veranlassung des neuen Allensteiner WojewodenMiezysªaw Mozar aus seinem Amt entfernt. Für Mozar waren politish aktive Masuren Agen-ten des Deutshtums und Klassenfeinde, welhe die masurishe Bauernshaft gegen den polnishenStaat und sein Gesellshaftssystem aufstahelten. Vgl. auh Krzysztof Lesiakowski: MiezysªawMozar �Mietek�. Biogra�a polityzna [Politishe Biographie℄, Warszawa 1998, S. 151 f.2 In den Akten der Regionalverwaltung in Allenstein wird die MZO-Verordnung vom 15. Januar1946, die die Organisation der zentral von Warshau aus angeordneten Aussiedlung der Deutshenregelte, ohne Kommentar mehrfah auf den 15. Februar 1946 datiert, vgl. Dok. 286 und 295.3 In der Zusammenstellung vom 15. Januar 1946 der auszusiedelnden Deutshen ershienen fürden Kreis Szzytno 9.668 Personen, vgl. Dok. 270. Nah Au�assung Pó¹nys handelte es sih dabeijedoh vor allem um Masuren, welhe sih noh niht deklariert hatten.
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Ih melde, daÿ am 26.2.46 unbekannte Individuen in die Wohnung des DeutshenFunk im Dorf Klon eingedrungen sind und minderjährige Kinder mitten in der Nahtauf die Straÿe getrieben haben, wobei sie ihre Wa�en einsetzten und einen 16jähri-gen Jungen verwundeten, der ins Krankenhaus nah Szzytno/Ortelsburg gebrahtwurde. Solhe Taten werden von der Bevölkerung des Grenzkreises Ostroª�ka verübt,die die Masuren und Deutshen mit derartigen nähtlihen Überfällen in Angst undShreken versetzen wollen, damit diese ihnen ihre Höfe überlassen, auf die sie es mitaller Maht abgesehen haben. Es vergeht in meiner Gemeinde fast keine Naht, in deres niht zu einem Überfall von Banditen käme. Ih bitte Sie, Herr Starost, deshalbum irgendeine Form von Hilfe, da ih mir andernfalls mit diesen Kurpshen nihtmehr zu helfen weiÿ.4 Sie wenden sih überhaupt niht an die Gemeindeverwaltung,sondern drängen nur auf die �Güter�.Die neu angesiedelte polnishe Bevölkerung läÿt sih, obwohl ihr Verhältnis zur ein-heimishen Bevölkerung im allgemeinen korrekt ist, ebenfalls zu strafwürdigen Tatenhinreiÿen, indem sie bisweilen Banden aus Gebieten Zentralpolens Untershlupf ge-währt oder auh selbst aktiven Anteil an den Überfällen und Raubzügen nimmt, umdie shon immer hier lebenden Einwohner dieses Landes auf diese Weise zur Ausreisezu zwingen und ihren Besitz an sih zu reiÿen.5Die einheimishe Bevölkerung, die aller beweglihen Habe beraubt ist, die sie wäh-rend der Kampfhandlungen oder auh durh Plünderung verloren hat, lebt in ex-tremem Elend. Sie ist abgerissen und hungrig, und obwohl sie einräumt, polnisherHerkunft zu sein, will sie sih niht deklarieren und zieht es eher vor, das Land ihrerVorväter zu verlassen und nah jenseits der Oder zu fahren, da sie davon überzeugtist, daÿ sie dort bessere Existenzbedingungen und Shutz vor Raubzügen �nden wird.Alle vorbeugenden Maÿnahmen sind, obwohl sie gewisse Ergebnisse zeitigen, unge-nügend. Die örtlihen Behörden können trotz besten Willens das Shiksal dieserunglüklihen Menshen niht zum Besseren wenden, weil sie niht über die entspre-henden Finanzmittel verfügen.Beiliegend sende ih die Ansiht des Polnishen Kreis-Nationalitätenkomitees zudieser Frage mit sowie eine Liste von Vorfällen, die sih in letzter Zeit ereignethaben.

4 Vgl. zu diesem Ausdruk Claudia Kraft: Einleitung, S. 443, Anm. 27.5 Da von ihren ehemaligen Besitzern verlassene Höfe unweigerlih Plünderungen zum Opfer�elen, hatten die polnishen Behörden shon im Jahr 1945 angeordnet, daÿ die Deutshen erstausgesiedelt werden sollten, wenn polnishe Ansiedler vor Ort wären, die den Besitz tatsählihauf Dauer übernehmen wollten. Vgl. zum Beispiel das Protokóª posiedzenia Woj. Komitetu Osied-le«zego z dnia 19.10.1945 r. [Protokoll der Sitzung des Wojewodshafts-Ansiedlungskomitees vom19.10.1945℄, AAN, MAP 2457, Bl. 198.
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Anlage 1Polnishes Kreis-Nationalitätenkomitee in Szzytno/Ortelsburg: Gründe für dieausbleibende Deklaration der MasurenWenn wir derzeit nah den wesentlihen Gründen dafür suhen wollen, warum sihdie Masuren niht deklarieren, so können wir diese Frage niht mit einer kurzenAntwort oder, wie man oft hört, mit einigen wohl formulierten Sätzen lösen. Wennwir ein wenig tiefer in das Wesen des Problems eindringen wollen, müssen wir diePsyhe und die Geshihte des Volkes kennenlernen. Dies gäbe einem intelligentenMenshen, der sonst nihts mit diesen so ganz anderen Menshen zu tun hat, we-nigstens einen teilweisen Einblik in diesen Sahverhalt. Wenn es hier gegenwärtigMenshen gibt, die aus dem masurishen Volk hervorgegangen sind und die von Um-welt und Natur zu wirklihen Polen geformt wurden, obwohl sämtlihe Bindegliederzerrissen waren, die sie an Polen banden, so ist gerade diesen Menshen der Vorrangund die Freiheit zu gewähren, dieses wihtige Problem zu lösen.Aus der Geshihte ist uns bekannt, daÿ das hiesige masurishe Volk die Verbindungmit dem Mutterland gefordert hat, und zwar nur aus dem Grund, daÿ seine Ah-nen ihm als Erbe das polnishe Nationalgefühl mitgegeben haben. Wir müssen nihtweiter in die Geshihte zurükgreifen, denn erinnern wir uns nur an die Zeit derVolksabstimmung, als das masurishe Volk gefordert hat, sih Polen anzushlieÿen,trotz des rüksihtslosen Druks des Germanismus, dann müssen wir objektiv einge-stehen, daÿ niemand anderes als Polen die Mutter dieses Volkes ist. Das berehnendedeutshe Element, das auf den Grundsätzen des Materialismus und Chauvinismusfuÿt und die Möglihkeit des Verlustes dieses Gebietes sah, begann einen rüksihts-losen und hauvinistishen Kampf auf Leben und Tod. Die verdienten AktivistenLinka und die Brüder Dorpatko erlitten den Märtyrertod. Der deutshe Materialis-mus triumphierte.6 Doh der nationale Idealismus blieb und shlummerte im polni-shen Blut dieses Volkes. Während des hitleristishen Regimes zeigte es oftmals seinAngesiht. Die Vernihtung Polens durh die deutshen Armeen setzte fast allen Er-sheinungen des Polentums in diesem Gebiet ein Ende, in den Seelen des masurishenVolkes aber blieben die nationalen Gefühle, der Glaube an die Niederlage Deutsh-lands und die Ho�nung auf Freiheit. In einem fast sehsjährigen Ringen wurde dieMaht des Germanentums zershmettert, doh das masurishe Volk betrahtete denBefreier miÿtrauish. Auf die sowjetishen Truppen folgte der polnishe Bruder. Inder Seele des Masuren blitzte die Ho�nung auf Freiheit auf. Leider sah das ins Landströmende Element, das noh vom Wahnsinn des Kriegs geprägt war, den eigentli-hen Bruder, den Masuren, als Deutshen und Todfeind an, raubte, stahl und er-6 Zum Plebiszit vgl. Claudia Kraft: Einleitung, S. 437, Anm. 9. Ein Dokument der Lan-desvertretung der polnishen Untergrundregierung (Delegatura Rz¡du na Kraj) vom Herbst 1944erklärte die polnishe Abstimmungsniederlage mit der evangelishen Religion der Masuren, welhediese besonders anfällig für die Verlokungen des auh in dieser Quelle hier erwähnten deutshenMaterialismus habe werden lassen, vgl. dazu Bronisªaw Pasierb: Przyzynek do problemu re-polonizaji Warmii i Mazur [Ein Beitrag zum Problem der Repolonisierung des Ermlands undMasurens℄, in: Komunikaty Mazursko-Warmi«skie 1989, Nr. 1-4 (186-189), S. 88-103.
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mordete niht selten sogar seine masurishen Brüder. Selbst der im nationalen Sinnbewuÿte Masure verlor das Vertrauen zum polnishen Volk. Er stellte die brüderli-he Verwandtshaft in Frage. Man mahte sih keine Gedanken darüber, daÿ sih dieeigentlihen Täter und Verbreher, die so viel Unglük über die europäishen Völkergebraht hatten, klammheimlih bereits nah Deutshland weggeshlihen hatten.Es blieben nur jene zurük, die ein reines Gewissen hatten. Die Masuren kehrtenauf ihren heimatlihen Boden zurük. Sie fanden jedoh alles ausgeraubt vor undwarteten in Angst und Unsiherheit auf ein besseres Morgen. Die Plünderungen undRaubüberfälle dauerten an. Man stahl ihre Habe, warf sie aus den Häusern, vonihrem eigenen Besitz, und niht selten boten die sowjetishen Truppen den einzigenShutz. Die Diebesbanden nahmen Kleidung und den Rest der Habe mit. Ein mitdem rihtigen Bewuÿtsein ausgestatteter Pole wendete oftmals vor Sham seine Au-gen ab und konnte solhe Dinge niht mit ansehen. Die Behörden bemühten sih,die von den Kriegswirren verursahten Ersheinungen im Keim zu erstiken, und esgelang ihnen tatsählih, diesen Sturm ein wenig zu beruhigen. Es kam die Zeit, inder man begann, den Masuren als einen Bruder anzusehen. Man verkündete, daÿdie Masuren, wenn es ihnen so viele Jahrhunderte hindurh gelungen sei, ihre pol-nishe Eigenart zu bewahren, die Herren auf ihrem eigenen Land sein und in jederHinsiht eine bevorzugte Behandlung genieÿen sollten. Als ihnen erlaubt wurde, sihfür Polen zu erklären, strömten sie trotz aller Ungerehtigkeiten, die ihnen widerfah-ren waren, in Massen zu den Ämtern, nahmen die polnishe Staatsbürgershaft anund gaben die deutshe Staatsbürgershaft auf. Tausende deklarierten sih, und nurjene taten dies niht, die gegenüber diesem Vorgang miÿtrauish eingestellt waren.Die Masuren, die sih für Polen entshieden hatten, dahten, sie würden nun Ruhe�nden. Leider lieÿ sih eine kurzsihtige Gruppe von Neusiedlern auh weiterhin zuden absheulihsten Vergehen hinreiÿen, sie raubte alle Masuren genauso aus wiedie Deutshen. Von seiten der Deutshen gab es höhnishe Worte an die Adresse derMasuren � jetzt habt ihr den Lohn dafür, daÿ ihr als Masuren untershrieben habt,und das ins Land zugeströmte Element unterstützte die Deutshen dabei und sagte,daÿ Masuren, die untershrieben hätten, noh shlimmer als die Deutshen seien.Nun dahte jeder Masure nah, und es entstand bei ihm eine Einstellung, die dasaugenbliklihe Phänomen hervorbrahte. [. . . ℄Die im Vorstehenden genannten Fakten illustrieren sehr eindruksvoll, warum diemasurishe Bevölkerung der polnishen Sahe gegenüber negativ eingestellt ist. Bis-weilen berihtet die neu angesiedelte Bevölkerung davon, was die Deutshen in Polenangerihtet haben. Wenn wir Polen sein wollen, dann erlauben es uns unsere alteNationalehre und unsere höhere Kultur niht, daÿ wir uns ein Vorbild an den ab-sheulihen Maximen des Hitlerismus nehmen, den gegenwärtig die ganze Welt ver-urteilt, doh leider folgen unsere Siedler derselben verahtungswürdigen Spur undsetzen ihn rüksihtslos unter ihren Brüdern, den Masuren, ins Werk.Abgesihts solher Realitäten, müssen wir uns fragen, was wir von der masurishenGesellshaft fordern können, wenn wir sie dazu verurteilt haben, vernihtet zu wer-den, ohne ihr weder Shutz noh Siherheit zu geben. Resignation ist eine alltägliheErsheinung, mit der Hunger und Elend einhergehen. Bei dem einfahen Masuren
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hat sih der Gedanke herausgebildet, daÿ seine einzige Rettung die Ausreise ins Landjenseits der Oder ist, wo er seiner Überzeugung nah Existenzbedingungen und Ruhe�ndet. Aus nationaler Siht können wir diesem Problem gegenüber niht gleihgültigbleiben, und es sollte eine sofortige Hilfe einsetzen. Wenn niht binnen kurzem Ruheund völlige Siherheit gewährleistet sein werden, wird der Repolonisierungsarbeitder Todesstoÿ versetzt, und es erfolgt das illegale und massenhafte Verlassen desHeimatlandes durh die Masuren.

274.1946, 3. AprilDer Starost in Eªk/Lyk an den Wojewoden von Biaªystok: Beriht über dieTätigkeit der Starostei in Eªk/Lyk für den Monat März 1946APBIA UWBIA 257, Bl. 1Allgemeine und politishe Lage[. . . ℄Nationale Minderheiten wie die Deutshen verhalten sih im allgemeinen loyal.Letzthin wies das Verhalten einiger Individuen jedoh eine feindselige Einstellungder Deutshen zu den Polen und auh zum polnishen Staat auf.Am 25. März 1946 meldete der Shultheiÿ des Dorfes Stare Krzywe/Alt Kriewen,Bürger Józef Ruhalski, auf der Gemeinde was folgt: Am 25. März d. J. fällte derDeutshe Karol Cytner, wohnhaft im Dorf St. Krzywe, alle Obstbäume in seinemGarten und erklärte auf die Frage, warum er dies getan habe � deswegen, damitdie Polen damit nihts anfangen können. Darüber hinaus drohen dieser Cytner undandere in Krzywe wohnhafte Deutshe, nämlih Wyludzki, Sokóª und Golembusz,den dort wohnenden Polen, daÿ sie bald von dort vershwinden würden, daÿ siesih dort nur vorübergehend aufhielten, daÿ sie ungebetene Gäste seien und daÿ dierehtmäÿigen Eigentümer der Höfe shon bald zurükkehren würden und: ihr Polenkönnt bei ihnen nur Knehte sein. Dies ruft eine Desorientierung bei der ortsansäs-sigen Bevölkerung hervor, und viele haben vor, das Dorf zu verlassen und in andereGebiete umzuziehen.Individuelle Passiersheine zur Ausreise in Gebiete jenseits der Oder werden weiter-hin niht ausgegeben.1 Im Berihtszeitraum wurden im hiesigen Gesellshaftspoliti-shen Referat zwei Bürger des ehemaligen Deutshen Reihes deutsher Nationalitätregistriert. 18 Personen aus der masurishen Bevölkerung haben um die Gewährungder polnishen Staatsbürgershaft nahgesuht und die Treueerklärung untershrie-ben. Es wäre � wie shon im Beriht aus dem Vormonat bemerkt � wünshenswert,1 Die Zahl der Deutshen im Kreis Eªk/Lyk nahm zunähst nah Kriegsende wieder zu. Wäh-rend die Statistik im August 1945 a. 1.450 Deutshe zählte, APBIA, UWBIA 162, Bl. 13, warenes im Oktober 1945 shon a. 3.000, CAMSWiA, MAP 40, Bl. 187. Anfang Februar 1946 hieltensih laut Statistik immer noh 2.870 Deutshe im Kreisgebiet auf, AAN, MZO 1065, Bl. 13.
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wenn ein Endtermin für die Annahme der Meldungen und das Leisten der Unter-shrift unter die Treueerklärungen festgelegt würde, da die Deutshen die Entwik-lung der politishen Situation aufmerksam verfolgen und sih je nahdem mehr oderweniger zahlreih melden und die Treueerklärung unterzeihnen. Die Einstellungder umgesiedelten Bevölkerung und der Repatrianten zur deutshen Bevölkerungist feindselig. Die einheimishe Bevölkerung beshwert sih, wie die Meldungen vonDorfshulzen zeigen, über das hohmütige Benehmen der Deutshen. [. . . ℄

275.1946, 6. AprilDer Regierungsbevollmähtigte der Republik Polen für den Bezirk Masuren an dieStarosten sowie den Präsidenten der Stadt Olsztyn/Allenstein: Betri�t dasVerhältnis zur polnishen autohthonen BevölkerungAPO SP in Iªawa 15, Bl. 4-5Das Wojewodshaftsamt versendet zur Kenntnisnahme und genauen Beahtung dasvertraulihe Rundshreiben Nr. 2 des Ministeriums für die Wiedergewonnenen Ge-biete1 und maht darauf aufmerksam: � Wie aus dem Inhalt des oben genanntenRundshreibens hervorgeht, hat sih die Politik in bezug auf die autohthone Bevöl-kerung grundlegend geändert und ist nun zweifelsohne unvergleihlih viel günstigersowohl für die polnishe Staatsräson als auh für die polnishe autohthone Bevöl-kerung. Polen kann sih unter den gegenwärtigen Verhältnissen, wo sih die Bevöl-kerung im Verhältnis zur Vorkriegszeit um ungefähr 12.000.000 verringert hat, einenweiteren Blutverlust niht erlauben, deshalb wendet das erwähnte Rundshreibenauh eine breite Palette von Möglihkeiten an und erlaubt es, Polentum überall dortzu suhen, wo es überaus problematish und sogar ganz und gar unmöglih zu seinshien.Zum gegenwärtigen Zeitpunkt steht vor Ihnen, Bürger, ein äuÿerst wihtiges StükArbeit, die durhzuführen ist. Es ist mit Hilfe von Veri�zierungskommissionen, derenRahmenstatut in den nähsten Tagen versandt werden wird, die gesamte autohtho-ne Bevölkerung des Kreises zu überprüfen, Dorf um Dorf, Siedlung um Siedlung �dabei sollen diejenigen, die eindeutig Deutshe sind, aus�ndig gemaht und auf einebesondere Liste zur bald erfolgenden Ausreise gesetzt werden. Alle übrigen müssen,ohne Rüksiht darauf, ob sie eine vorläu�ge Besheinigung über die polnishe Ab-stammung beantragt bzw. erhalten haben oder ob sie in Polen bleiben wollen oderniht, und die Veri�zierungskommission feststellt � wie das Rundshreiben sagt �,daÿ aus dem Klang des Nahnamens, aus der Mitarbeit in polnishen Organisationenoder aus gemishten Ehen, bei denen die eine Seite polnisher Herkunft ist u. dergl.1 Gemeint ist das vertraulihe Rundshreiben des MZO vom 20. März 1946, das sih auf die Be-handlung der autohthonen Bevölkerung in den neuen polnishen Nord- und Westgebieten bezieht,s. Dok. 99.
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sih eine Verbindung zur polnishen Nation ergibt, unter allen Umständen von derRepatriierung ausgeshlossen werden. [. . . ℄

276.1946, 24. AprilDer Leiter der Ansiedlungsabteilung im Wojewodshaftsamt Wªadysªaw Wah andas Ministerium für die Wiedergewonnenen Gebiete: Betr. Repatriierung derDeutshen AAN MZO 532, Bl. 18In Ausführung der Verordnung Nr. 3221 melde ih, daÿ sih im Bezirk Masuren98.384 deutshe Personen aufhalten. Zu dieser Zahl gehören annäherungsweise:50.000 Alte und Behinderte20.000 Krankealle auf dem Land wohnend, nur ein geringer Prozentsatz /ungefähr 1.000 Personen/der Kranken hält sih in den Kreiskrankenhäusern auf.Beim Erlaÿ einer Verordnung zur Repatriierung wäre eine medizinishe Betreuungfür jeden Transport bereitzustellen.
1 Das MZO fragte in einem Shreiben vom 5. April 1946 an, wie viele alte, kranke und behinderteDeutshe sih in den jeweiligen Regionen der �Wiedergewonnenen Gebiete� in Krankenhäusern undSanatorien befänden. Für diese sollten zur Aussiedlung spezielle Sanitätstransporte bereitgestelltwerden, AAN, MZO 532, Bl. 3. 277.1946, 8. MaiDer Leiter der Ansiedlungsabteilung im Wojewodshaftsamt Wªadysªaw Wah andas Ministerium für die Wiedergewonnenen Gebiete über alte, kranke undbehinderte Aussiedler AAN MZO 532, Bl. 19Bezugnehmend auf das Telegramm vom 2. d. M. melde ih, daÿ ein Beriht überdie Zahl der alten und kranken Deutshen dem Ministerium am 24.4.46 nah Amts-blattnr. 213/46 vorgelegt worden ist.11 Siehe Dok. 276.
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Gleihzeitig melde ih in Ergänzung dieses Berihts, daÿ die angegebene Zahl derAlten, die Menge der gebrehlihen und einer besonderen Betreuung bedürfendenPersonen zusammen mit den sih in Krankenhäusern aufhaltenden Kranken 1.000Personen niht übershreitet.2Die übrigen Alten und Gebrehlihen sowie die Krätze- oder Geshlehtskrankenkönnen eine mehrtägige Fahrt nah Deutshland unter normalen Bedingungen ohnespezielle Sanitärtransporte antreten.

2 Es ist anzunehmen, daÿ sih das MZO über die angegebene Zahl von 70.000 alten und be-hinderten sowie kranken Deutshen gewundert hat, für die angeblih spezielle Transporte benötigtwürden. Das Shreiben vom 24. April 1946 gibt siher niht die genaue demographishe Strukturder deutshen Bevölkerung wieder. Dennoh weist es auf die Probleme hin, die für das AllensteinerGebiet die Aussiedlung u.a. ershweren sollten, nämlih daÿ ein groÿer Teil der Deutshen bei derAussiedlung spezielle Betreuung benötigte.
278.1946, Anfang JuniBeriht der Ansiedlungsabteilung im Wojewodshaftsamt Olsztyn/Allenstein fürden Mai 1946 AAN MZO 669, Bl. 21-22[. . . ℄) Die Siherheitslage ist niht zufriedenstellend. In den an die WojewodshaftenBiaªystok und Warszawa grenzenden Kreisen treiben Banden der N.S.Z.1 undandere Marodeure, angeblih auh Deutshe, ihr Unwesen.d) Das Verhältnis der einheimishen zur zugeströmten Bevölkerung und umge-kehrt ist überwiegend unfreundlih. Der Grund für diese Tatsahe ist die Kol-lision wirtshaftliher Interessen, häu�ger Streit um Besitz und � das ist amwihtigsten � bei vielen Umsiedlern eine eigentümlihe Au�assung hinsiht-lih des Privateigentums der einheimishen polnishen Bevölkerung und eineentshiedene Haltung zu dieser Bevölkerung � als deutsher Bevölkerung. Dieeinheimishe Bevölkerung ho�t nah wie vor auf eine Wendung zum Besseren,wobei shon niht mehr nur vereinzelt Fälle vorkommen, daÿ die vorläu�genBesheinigungen zurükgegeben werden und man Anträge auf Ausreise nahjenseits der Oder einreiht. Wenn man sie nah dem Grund dafür fragt, behaup-ten sie, dorthin zu fahren, um den gegenwärtigen Zeitraum vorübergehen zu1 N.S.Z. = Narodowe Siªy Zbrojne [Nationale Streitkräfte℄, rehtsradikale Gruppierung im Un-tergrund.
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lassen und zurükzukehren, wenn sih die Lage beruhigt hat. Im Unterbewuÿt-sein spürt man bei ihnen eine Sehnsuht nah den rehtlihen Verhältnissen,wie sie zu deutsher Zeit geherrsht haben.Die Art und Weise, wie Di�erenzen zwishen der einheimishen und derzugeströmten Bevölkerung geshlihtet werden, trägt ebenfalls zum Unmutbei der einheimishen Bevölkerung bei. Die Ansiedlungsabteilung hat eineWojewodshafts-Berufungskommission gebildet, die im Sinne des Gesetzesüber Verwaltungsverfahren tätig ist und als (oberste) Berufungsinstanz inStreitfällen zwishen der einheimishen und der zugeströmten Bevölkerung so-wie zwishen den einzelnen Ämtern zuständig ist. Die Weisungen dieser Kom-mission wurden bislang niht ausgeführt, die Abteilung hat die Inspektions-organe beauftragt, die Gründe für die Nihtbefolgung der Anweisungen fest-zustellen und die Shuldigen disziplinarish zur Verantwortung zu ziehen. Dievon den Gerihten erlassenen Urteile wurden gleihfalls aufgeshoben. Darausergibt sih, daÿ die einheimishe Bevölkerung faktish niht in den Besitz derihnen zugesprohenen Objekte kommen kann.2In dieser Sahe hat die Abteilung angeordnet, daÿ genaue Verzeihnisse dar-über angefertigt werden, welhe Streitfälle in jedem Kreis bestehen, und beab-sihtigt, dieses Problem ein für allemal aus der Welt zu sha�en.e) Die deutshe Bevölkerung hat sih eigentlih von ihrem psyhishen Tief er-holt. Beobahtungen, die in fast allen Kreisen gemaht wurden, deuten daraufhin, daÿ in ihnen der alte hohmütige Preuÿe erwaht. Ganz deutlih sindSpuren einer durhdahten Propagandaaktion3 zu verzeihnen, konkrete Fak-ten konnten bislang aber niht wahrgenommen werden. In dieser Sahe hält es2 Die Klärung der Eigentumsverhältnisse in den �Wiedergewonnenen Gebieten� stellte eines dergröÿten Probleme dar, vor die sih die junge polnishe Verwaltung gestellt sah. Vor allem dieBeziehungen zwishen den polnishen Neusiedlern und der einheimishen polnishstämmigen Be-völkerung wurden durh die unklare Rehtslage auf lange Zeit hin vergiftet. Die von der Regierungin Warshau im März und Mai 1945 erlassenen Dekrete zur Behandlung ehemals deutshen Eigen-tums berüksihtigten keine Ansprühe ehemals deutsher Reihsbürger polnisher Abstammung.Vgl. dazu auh Borodziej: Einleitung, S. 80. Im Allensteiner Gebiet versuhte der Regierungsbe-vollmähtigte erstmals im Oktober und November 1945, Eigentumsstreitigkeiten durh allgemein-gültige Rihtlinien zu verhindern. Danah sollten Ermländer und Masuren, die sih eindeutig zumPolentum bekannten, ihre Höfe zurükerhalten. Nur wenn der polnishe Ansiedler sih auf dementsprehenden Hof shon vor dem 1. September 1945 niedergelassen hatte, sollten die einheimi-shen Bauern mit einem qualitativ besseren Anwesen entshädigt werden. Das MZO-Dekret vom15. Juli 1946 sah vor, daÿ veri�zierte Ermländer und Masuren ihren Besitz zurükerstattet bekom-men. Zu diesem Zeitpunkt waren deren Höfe jedoh oft shon lange von polnishen Neusiedlernbesetzt. Trotz der genannten Rihtlinien gab es in der Wojewodshaft Ende 1946 noh 1.218 Höfe,welhe Gegenstand von Eigentumsstreitigkeiten waren. Vgl. dazu Stefan Banasiak: Dziaªalno±¢osadniza PUR na Ziemiah Odzyskanyh 1945-1947 [Die Ansiedlungstätigkeit des PUR in denWiedergewonnenen Gebieten 1945-1947℄, Pozna« 1963, S. 191 �., sowie �ah: Przeksztaªenie (wieDok. 257, Anm. 5), S. 40 �.3 Dabei handelt es sih vor allem um die Infragestellung der neuen polnishen Westgrenze.Besonders besorgniserregend für die polnishen Behörden war dabei, daÿ die einheimishe ermlän-dishe und masurishe Bevölkerung durh diese Propaganda veranlaÿt wurde, sih niht um eineVeri�zierung zu bemühen.
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die Abteilung für notwendig, die Repatriierung der Deutshen aus dem hiesi-gen Gebiet zu beshleunigen. Das Referat für die Repatriierung der Deutshenbereitet einen Repatriierungsplan für die einzelnen Kreise vor. [. . . ℄

279.1946, Anfang JuniAnsiedlungsabteilung des Wojewodshaftsamts in Olsztyn/Allenstein:Bevölkerungszahl nah dem Stand vom 1.6.1946AAN MZO 669, Bl. 25-27Kreis Stadt Repatr. Umsiedl. Masur. Deut- An- Summeu. Erml. she dereBartoszy-e/Bar-tenstein Bartoszye/Bartenstein(Stadt) 1.250 1.031 197 2.015 � 4.493
S�popel1/Shippenbeil(Stadt) 15 80 8 475 � 578
auf dem Land 923 936 147 5.865 � 7.871Summe 2.188 2.047 352 8.355 � 12.942Braniewo/Brauns-berg Braniewo/Braunsberg(Stadt) 887 1.006 57 830 � 2.780
Orneta/Wormditt(Stadt) 1.942 738 38 370 � 3.088
auf dem Land 3.323 2.485 101 5.524 4 11.437Summe 6.152 4.229 196 6.724 4 17.303Gierdawy/Gerdauen auf dem Land 375 327 � 1.193 � 1.895Summe 375 327 � 1.193 � 1.895Iªawka2/Lands-berg Ost-pr.
Górs/Gurs-ken [?℄(Stadt) 578 153 55 300 � 1.086
auf dem Land 1.678 1.133 270 3.350 � 6.431Summe 2.256 1.286 325 3.650 � 7.517Lidzbark/Heilsberg Lidzbark/Heilsberg(Stadt) 1.795 2.538 286 270 � 4.889

Fortsetzung nähste Seite
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FortsetzungKreis Stadt Repatr. Umsiedl. Masur. Deut- An- Summeu. Erml. she dereDobremiasto/Guttstadt3(Stadt) 468 529 99 330 � 1.426

auf dem Land 5.021 5.560 638 8.940 36 20.195Summe 7.284 8.627 1.023 9.540 36 26.510Gi»yheh-ko/Löt-zenb(�u- Gi»yko/Lötzen(Stadt) 3.946 2.686 668 541 � 7.841
zany)b Ry«/ Rhein4(Stadt) 139 102 429 31 � 701auf dem Land 2.619 4.439 3.922 2.044 11 13.035Summe 6.704 7.227 5.019 2.616 11 21.577Mor¡g/Mohrun-gen Mor¡g/Moh-rungen(Stadt) 982 2.685 134 � � 3.801

auf dem Land 2.431 10.905 1.251 6.000 � 20.587Summe 3.431 13.590 1.385 6.000 � 24.388Niedzia5/Neiden-burg Niedzia/Neidenburg(Stadt) 3.010 1.561 120 98 � 4.789
auf dem Land 5.890 5.271 188 912 � 12.261Summe 8.900 6.832 308 1.010 � 17.050Olsztyn/Allen-stein Olsztyn/Allenstein(Stadt) 10.006 23.345 1.723 30 17 35.121
Wartenbork/Wartenburg6(Stadt) 237 482 916 30 1 25.001
auf dem Land 1.501 1.734 19.750 2.015 1 25.001Summe 11.744 25.561 22.389 2.075 18 61.787Ostróda/Osterode Ostróda/Osterode(Stadt) 2.577 4.638 � 54 � 7.269
Olsztynek/Hohenstein(Stadt) 372 787 62 142 � 1.363
D¡browno/Eihau(Stadt) 40 305 � 9 � 554
auf dem Land 3.821 11.492 6.291 2.209 � 23.813Summe 6.810 17.222 6.353 2.414 � 32.799Fortsetzung nähste Seite
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FortsetzungKreis Stadt Repatr. Umsiedl. Masur. Deut- An- Summeu. Erml. she derePasª�k/PreuÿishHolland Pasª�k/Preu-ÿish Holland(Stadt) 2.020 1.220 27 536 � 3.803

auf dem Land 4.311 2.227 55 6.607 � 132.000Summe 6.331 4.347 82 7.143 � 17.003Pisz/Jo-hannis-burg Pisz/Johan-nisburg(Stadt) 10 825 445 79 � 1.359
Biaªa/Bialla(Stadt) 12 971 110 280 � 1.373Orzysz/Arys(Stadt) 35 829 132 6 � 1.002auf dem Land 158 4.839 3.553 4.167 � 12.717Summe 215 7.464 4.240 4.532 � 16.451K�trzyn/Rasten-burg K�trzyn/Rastenburg(Stadt) 3.404 1.987 487 1.057 � 6.935
auf dem Land 4.236 3.367 1.408 5.089 11 14.111Summe 4.640 5.354 1.895 6.146 11 21.046Reszel/Röÿel Reszel/Rö-ÿel (Stadt) 28 638 15 445 � 1.126Biskupie/Bishofsburg(Stadt) 151 1.826 28 1.717 � 3.722
Bisztynek/Bishofstein(Stadt) 220 381 185 290 � 1.076
Jeziorany/Seeburg(Stadt) 108 410 139 648 � 1.305
auf dem Land 978 5.723 5.823 3.192 63 15.779Summe 1.485 8.978 6.190 6.292 63 23.008Szzytno/Ortels-burg Szzytno/Ortelsburg(Stadt) 718 3.317 795 219 2 5.051
Wielbarky/Willenburg(Stadt) 160 382 20 225 � 787
auf dem Land 1.278 13.639 6.323 9.011 � 30.251Summe 2.156 17.338 7.138 9.455 2 36.089Fortsetzung nähste Seite
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FortsetzungKreis Stadt Repatr. Umsiedl. Masur. Deut- An- Summeu. Erml. she dereSusz/Ro-senberg Susz/Rosen-berg (Stadt) 217 1.575 82 8 � 1.881Prabuty/Rie-senburg(Stadt) 1.493 767 188 30 � 2.470

Iªawa/Deutsh Ey-lau (Stadt) 279 1.165 451 7 � 1.902
auf dem Land 1.391 7.511 679 180 � 9.761Summe 3.380 11.018 1.400 225 � 16.023W�gorze-wo/An-gerburg W�gorzewo/Angerburg(Stadt) 123 677 85 498 � a13..3a
auf dem Land 445 2.658 119 1.997 � 5.219Summe 568 3.335 204 2.495 � 6.502Mr¡gowo/SensburgbZ¡dz-borkb
Mr¡gowo/Sensburg(Stadt) 273 1.643 2.044 591 9 4.560
Mikoªajki/Nikolaiken 32 300 590 665 � 1.587auf dem Land 138 1.854 4.146 17.351 � 23.489Summe 443 3.797 6.780 18.607 9 29.638GesamtsummeIn denStädten bP=109.818b7 37.512 61.499 10.607 12.351 28 121.997Auf demLand bP=181.384b7 40.532 86.180 54.672 86.121 126 267.631Summe 78.044 147.679 65.279 98.472 154 389.628

1 Heutiger Name: S�popol.2 Heutiger Name: Górowo Iªawekie.3 Heutiger Name: Dobre Miasto.4 Heutiger Name: Ryn.5 Heutiger Name: Nidzia.6 Heutiger Name: Barzewo.7 Zahl der Polen (inklusive Ermländer und Masuren, ohne Deutshe und andere).
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280.1946, 8. JuniDer Starost in Braniewo/Braunsberg an das Wojewodshaftsamt inOlsztyn/Allenstein, Gesellshaftspolitishe Abteilung, über Beshleunigung derAussiedlung von Deutshen APO UWO 297, Bl. 113Die Starostei in Braniewo/Braunsberg bittet um Beshleunigung der Repatriierungvon Deutshen aus unserem Kreis. Der Zustand, wie er sih gegenwärtig herausge-bildet hat, kann niht länger andauern.Eine Menge Repatrianten von jenseits des Bug ist in den Kreis zugeströmt, darunter50% sozial shwahes Element � das heiÿt solhe, die keine Lebensmittelvorräteund kein Inventar besitzen, Witwen mit Kindern u.ä. Dieses Element ist sofort zubeshäftigen, da sih die Sozialfürsorge, die über sehr geringe Möglihkeiten verfügt,nur darauf beshränken kann, in akuten Fällen Unterstützung zu gewähren, die einenUnterhalt der Familien niht gewährleistet. Einer Beshäftigung dieser Menshenstehen eben die Deutshen als Hindernis im Wege, die von ö�entlihen Institutionenund Privatleuten lieber als billige Arbeitskraft eingesetzt werden. Die Deutshen, dieauh hungern, arbeiten angesihts ihrer völligen Beraubung durh die hier bis MitteDezember 1945 stationierten Sowjeteinheiten und durh Plünderer lediglih für einebesheidene Verp�egung.1 Die Polen muÿ man dagegen für ihre Arbeit bezahlen.Trotz Druk von seiten der Kreisstarostei, die Deutshen zu entlassen, wenn sihPolen zur Arbeit melden, lassen sie sih niht völlig eliminieren, da in unseremKreis ein Arbeitsamt fehlt, sowie eine besondere Einrihtung, die diese Angelegenheitregulieren würde.Der Mangel an Arbeitskräften in der Starostei erlaubt es auf der anderen Seite niht,diese Angelegenheit durh die Starostei selbst abshlieÿend zu regeln.Der überwiegende Teil der Deutshen sitzt auf dem Land auf mittleren und gröÿe-ren Höfen, die von Polen übernommen worden sind. Es sind dies überwiegend zurArbeit niht geeignete Frauen und Kinder, die für diese Höfe eine Last darstellen.Dieselbe Situation herrsht auf den Staatsgütern. Im Falle einer Aussiedlung derDeutshen aus den Dörfern werden in den landwirtshaftlihen Betrieben und aufden Staatsgütern Sharen von polnishen Repatrianten als Landarbeiter Arbeit �n-den. Auÿerdem legt es die unter den Deutshen wahrnehmbare Hungersnot ebenfallsnahe, ihre Aussiedlung zu beshleunigen, da wir auh so shon genügend Problememit der Ernährung der Polen haben und man shon mit Rüksiht auf unser Prestigeund aus sanitären Gründen die Deutshen niht hungern lassen darf.

1 Zur Regelung der Entlohnung deutsher Arbeitskräfte vgl. die geheime Instruktion des MZOvom 19. April 1946, Dok. 106.
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281.1946, Anfang JuliLageberiht der Ansiedlungsabteilung der Starostei Mr¡gowo/Sensburg für denMonat Juni 1946 AAN MZO 669, Bl. 78fAllgemeine SituationfDie Stimmung unter der Bevölkerung des hiesigen Kreises ist ziemlih shleht. Beider Beobahtung vershiedener Personengruppen habe ih bei diesen Leuten eineirgendwie eigenartige Bewuÿtseinslage festgestellt. Es ist dies eine sozusagen �ab-wartende� Haltung. Das heiÿt, sie warten auf etwas, warten ab und rehnen miteinem Wandel, der bald eintreten soll. Sie verhalten sih dabei in Hinsiht auf dieBeziehung zu den Behörden apathish. Selbst das Verhältnis zueinander ist irgend-wie fremd, sogar feindselig. Man sieht nihts von Brüderlihkeit oder Nähstenliebe.Jeder lebt für sih selbst, denkt und sorgt nur für sih. Wenn er sieht, daÿ es demNahbarn besser geht, daÿ der Nahbar Zuteilungen oder etwas anderes erhalten hat,brennt er vor Neid und ist jederzeit bereit, ihn zu bestehlen und zu zerstören, nurum sih so shnell wie möglih zu bereihern.Was aber die Beziehungen zu der alteingesessenen polnishen Bevölkerung betri�t,so hat die zugeströmte Bevölkerung eine vorgefaÿte Meinung von ihnen. Sie könnenund wollen ganz einfah niht verstehen, daÿ das Polen sind, unsere Ahnen, die soviele Jahrhunderte hindurh germanisiert worden sind, die man bei sih aufzuneh-men hat, denen man Shutz und Hilfe angedeihen lassen muÿ. Sie betrahten sie ohneAusnahme als Deutshe und sind ihnen gegenüber feindlih eingestellt. Es ist hiereine völlige Teilnahmslosigkeit und Unzufriedenheit zu sehen, und was noh shlim-mer ist � man glaubt niht an die Dauerhaftigkeit der gegenwärtigen Verhältnissein den Wiedergewonnenen Gebieten. Und hier liegt eben die Shuld der Zentren fürInformation und Propaganda, die in dieser Rihtung keine allzu groÿe Aktivität anden Tag legen.Es gibt niemanden, der in diesen Gebieten das Polentum verbreitet, der die Siedlerüber die Dauerhaftigkeit der gegenwärtigen Verhältnisse in den WiedergewonnenenGebieten belehren und sie in der Rihtung ermutigen könnte, das Land zu bewirt-shaften und in den von ihnen übernommenen Werkstätten Wurzeln zu shlagen.Die Ursahe allen Übels sind Briefe, die von jenseits der Oder eintre�en und indenen wörtlih solhe Dinge geshrieben stehen wie: �So kann es niht mehr langeweitergehen�, �Seid ohne Sorge, es wird alles gut�, �Es geht uns sehr gut� usw.Es ist daher niht verwunderlih, daÿ die einheimishe Bevölkerung, wenn sie solheWorte des Trostes liest, auf keinerlei Argumente und Aktivitäten bei der �Sisyphus-arbeit� der Veri�zierungskommission reagiert, die im März rund zwanzig Versamm-lungen veranstaltet hat, 99,99% davon hatten ein negatives Ergebnis.
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Von über ahtzehntausend Deutshen haben sih gerade einmal ein gutes Dutzendals Masuren veri�zieren lassen.In Diskussionen mit ihnen geben sie zu, daÿ sie Masuren sind, aber eben deutsheMasuren. Überhaupt wollen sie auf keinen Fall ihre Zugehörigkeit zum polnishenStaat deklarieren. Ihr einziges Sinnen und Trahten und ihr einziger Traum ist diemöglihst baldige Ausreise nah Deutshland.Wenn die Zentralbehörden niht sehr bald über eine shnellstmöglihe Repatriierungdieser Menshen nah Deutshland nahdenken, dann kann das noh einmal gefähr-lih werden. Denn Briefe wie die genannten können Instruktionen, Anordnungen oderandere Anweisungen für die hiesige Bevölkerung enthalten, die mit der Zeit aus ih-rer Lethargie erwahen und vom passiven Zustand zur Aggression übergehen könnte,um mit ihrer Maulwurfsarbeit den Interessen von Staat und Bürgern womöglih zushaden. [. . . ℄

282.1946, (nah dem) 15. JuliBeriht von der Inspektionsreise durh den Kreis Nidzia/Neidenburg derBesonderen Veri�zierungskommission im Zeitraum vom 9.7.1946 � 15.7.1946APO UWO 126, Bl. 34Ziel der Reise: Veri�zierung der masurishen Bevölkerung, Kreis Nidzia/ Neiden-burg. Den vom Gesellshaftspolitishen Referat zur Verfügung gestellten Angabenzufolge gab es im genannten Kreis 1.507 Masuren � die Deklaration war von rund1.000 Personen niht untershrieben worden.Bei näherer Betrahtung des Gebiets stellte sih heraus, daÿ von dieser Zahl unge-fähr 75% ausgereist waren, darunter sogar solhe, die bereits eine Deklaration un-tershrieben hatten. Es stellt sih die Frage, wie es zu einem derart riesigen Abzugautohthoner Bevölkerung kam?Wie wir feststellen konnten, gab es dafür folgende Gründe:1) Es ist die Folge der shlimmen Siherheitslage, Raubüberfälle, Plünderungen,die noh heute statt�nden; die masurishe Bevölkerung lebt in unausgesetzterAngst.2) Viele Männer, vorwiegend masurishe Familienväter, be�nden sih als Kriegs-gefangene im Westen. Aus diesem Grund sind viele Frauen mit Kindern aufsGeratewohl nah jenseits der Oder gefahren.3) Die unzureihende materielle Betreuung und ein mangelndes herzliheres Ver-hältnis zur masurishen Bevölkerung.
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4) Das völlige Fehlen einer Aktion zur Aufklärung der masurishen Bevölkerung.Auf jeden Fall be�ndet sih das beste Element jenseits der Oder, während die verblie-bene Bevölkerung weitgehend aus alten Männern, Frauen und Kindern besteht. Vielemasurishe Familien warten auf die Rükkehr ihrer nähsten Angehörigen aus demWesten, vor allem von Männern aus der deutshen Gefangenshaft, beziehungsweisevon solhen, die zwangsevakuiert wurden � darum konnte sih auh ein gewisser Pro-zentsatz der masurishen Bevölkerung niht dazu entshlieÿen, die Treueerklärungzu untershreiben. In einigen Fällen wurden Höfe von Masuren mit zugewanderterBevölkerung besiedelt. [. . . ℄

283.1946, 19. JuliDer Wojewode von Olsztyn/Allenstein an alle Starosten und an den Präsidentender Stadt Olsztyn/Allenstein: Repatriierung der DeutshenAPO UWO 268, Bl. 45Das Wojewodshaftsamt beabsihtigt, in den ersten Augusttagen den ersten Trans-port von Deutshen nah jenseits der Oder zu shiken.In Anbetraht dessen bitte ih im Rahmen und gemäÿ den Grundsätzen und Instruk-tionen der seit langem vorbereiteten Aktion bis zum 1. 8. d. J. darum, eine Liste vonehten Deutshen (niht veri�zierte Masuren bzw. Ermländer dürfen niht auf dieListe gesetzt werden) in einem Umfang von 50-100 Personen an die Gesellshaftspoli-tishe Abteilung einzusenden, in erster Linie Intellektuelle, wie z.B. Priester, Lehrersowie andere unerwünshte Personen.1 Die zur Aussiedlung bestimmten Deutshenmüssen gesund und kräftig genug sein, um eine bis zu über einem Dutzend Kilometerlange Fuÿstreke zum Verladebahnhof bewältigen zu können.Die Aktion soll zügig verlaufen und wird eine Probe für die demnähst erfolgendeMassenaktion sein. Der zurükgelassene Besitz wie Möbel, Wohnungen bzw. Höfe istsofort siherzustellen.Weitere Verzeihnisse von auszusiedelnden Deutshen, zu deren Anfertigung Sie,Bürger Starosten, aufgefordert worden sind, sowie Listen niht deklarierter Erm-länder und Masuren bitte ih spätestens bis zum 5. 8. d. J. einzusenden. Für diepünktlihe Ausführung mahe ih Sie, Bürger Starost, persönlih verantwortlih.Die oben genannten Termine sind endgültig.1 Diesen Personen wurde vorgeworfen, bei der noh niht veri�zierten einheimishen BevölkerungPropaganda gegen den polnishen Staat zu mahen. Stihhaltigere Gründe für den wenig erfolgrei-hen bisherigen Verlauf der Veri�zierung der einheimishen Bevölkerung legte der Wojewode jedohMitte August 1946 in einem Brief an das MZO dar, vgl. dazu Dok. 288. Er ging darin vor allemauf die feindselige Haltung der polnishen Neusiedler gegenüber dieser Bevölkerungsgruppe ein.
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284.1946, 23. JuliDer Wojewode von Olsztyn/Allenstein, Rundshreiben: Repolonisierung derWiedergewonnenen Gebiete. Entfernung der Deutshen aus einigen BetriebenAPO UWO 247, Bl. 47-48Die Aufgabe der Repolonisierung der Wiedergewonnenen Gebiete erfordert es, daÿ inallen Lebensbereihen dieser Gebiete entsprehende Shritte unternommen werden.Die Durhführung der Aktion zur Repatriierung der deutshen Bevölkerung befreitdie Wiedergewonnenen Gebiete von dem uns feindlih gesonnenen Element und bil-det die wirtshaftlihen und politishen Grundlagen zur gänzlihen Vershmelzungdieser Gebiete mit dem Mutterland.Vor dem Hintergrund dieser Überlegungen wurden eine Reihe von Anordnungenerlassen, wie z.B. zur Frage der Beshäftigung von Personen deutsher Nationali-tät, zur Einshränkung der Bewegungsfreiheit der deutshen Bevölkerung und zurEinhaltung der P�iht, daÿ Ausländer sih registrieren lassen müssen. Diese An-ordnungen haben zum Ziel, die Repatriierungsaktion zu rationalisieren und ihrenplanmäÿigen Verlauf zu gewährleisten.Das Repolonisierungswerk erfordert unbedingt entshiedene Shritte im Bereih derBeshäftigung deutsher Angestellter vor allem in den Städten, wo Deutshe mas-senhaft bei vershiedenen Unternehmen, Institutionen und ö�entlihen Dienststellenbeshäftigt sind und diesen Städten nah wie vor ein spezi�shes Gepräge geben. InAnbetraht dessen ergibt sih die Notwendigkeit, möglihst energish Shritte zu un-ternehmen, die darauf abzielen, aus den genannten Betrieben alle jene Beshäftigtendeutsher Nationalität zu entfernen, die hinsihtlih ihrer Quali�kation ohne jedenShaden für die Interessen des Staates durh polnishe Beshäftigte ersetzt werdenkönnen.1Dies betri�t insbesondere das Personal in Restaurants, Cafés, Bars und anderengastronomishen Betrieben aller Art, in Hotels, Geshäften, Frisiersalons, Kranken-häusern und anderen Unternehmen, die von der Ö�entlihkeit besuht werden. DerStand der städtishen Besiedlung hat derzeit bereits ein solhes Niveau erreiht, daÿdie Beshäftigung von Polen anstelle der entlassenen deutshen Arbeitskräfte keineShwierigkeiten bereiten dürfte.Ih weise Sie, Bürger Starost, deshalb an, unverzüglih entsprehende Anordnun-gen an die untergeordneten Behörden zu erlassen, die mit den örtlihen Organenvon P.U.R. und Bürgermiliz dazu führen sollten, daÿ die genannten Beshäftigten1 In einem Shreiben vom 22. Mai 1946 beklagte sih das MZO, daÿ die Polonisierung der�Wiedergewonnenen Gebiete� aufgrund der groÿen Anzahl der deutshen Arbeitskräfte zu langsamvoran käme. Es ordnete daher an, wenn irgend möglih deutshe Arbeitskräfte durh Polen zuersetzen sowie generell alle Deutshen von den Arbeitsplätzen zu entfernen, die in Kontakt mit derpolnishen Ö�entlihkeit stünden, s. Dok. 120.
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deutsher Nationalität (noh niht veri�zierte Masuren und Ermländer fallen nihtdarunter) sofort entlassen werden.Die Beshäftigung von Deutshen in den oben erwähnten Betrieben ist von nun anverboten.Rüksihten auf die Bequemlihkeit und die Handelskalkulationen der Besitzer undBeshäftigten der vershiedenen Unternehmen und Privatbetriebe können dabei kei-nerlei Rolle spielen. Wer es bislang niht vermoht hat, sih um polnishe Ersatz-kräfte zu bemühen, muÿ mit der Notwendigkeit rehnen, daÿ sein Unternehmengeshlossen wird.Zum Zweke einer breiteren Information der diesbezüglih Interessierten und zurBelehrung über die ihnen drohenden Konsequenzen ordne ih an, daÿ die Ihnen ineiner ausreihenden Menge getrennt zugehende Verordnung sofort plakatiert undihre Ausführung überwaht wird.Sie, Bürger Starosten, treten zugleih auf der Grundlage von Art. 7 des Dekrets vom13.11.45 über die Verwaltung der Wiedergewonnenen Gebiete (Gesetzbl. d. Rep.Polen Nr. 51, Pos. 295) an alle betro�enen Behörden, Ämter und Organe heran undveranlassen die Entlassung der angeführten Kategorie von deutshen Beshäftigtenaus solhen Betrieben, Unternehmen und Institutionen, die unter der Aufsiht dieserBehörden, Ämter und Organe stehen.Über die Ausführung des Vorstehenden und die Ergebnisse erstatten Sie, Bürger Sta-rost, demWojewodshaftsamt, Gesellshaftspolitishe Abteilung, bis zum 10. AugustBeriht. Dieser Termin ist de�nitiv.

285.1946, 5. AugustDer Starost in Eªk/Lyk an den Wojewoden in Biaªystok: Beriht über dieTätigkeit der Starostei in Eªk/Lyk für den Monat Juli 1946APBIA UWBIA 257, Bl. 261. Allgemeine und politishe Situation.[. . . ℄Die nationalen Minderheiten wie die Deutshen verhalten sih ruhig. Ihr Ver-hältnis zu den Behörden und Anordnungen ist passiv. Neuerdings wird eine Ve-ri�zierung der autohthonen Bevölkerung (Masuren) durhgeführt. Die Mehr-zahl von ihnen erklärt sih für die Ausreise und erläutert dies dahingehend,daÿ sie ihre Angehörigen jenseits der Oder haben und zu ihnen fahren wollen.In diesem Fall haben alle Überredungsversuhe keinen Erfolg. Es wurde beob-ahtet, daÿ selbst solhe, die sih als Polen deklariert haben, die Deklarationenzurükgeben. Wie festgestellt wurde, wird unter ihnen eine klammheimlihe
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Agitation für die Ausreise nah jenseits der Oder betrieben. EntsprehendeShritte zur Aufdekung der Quellen und zu ihrer Beseitigung wurden unter-nommen. Einer der Gründe für die Ausreise ist neben der genannten Agitationimmer noh die feindselige Einstellung der in den Wiedergewonnenen Gebie-ten angesiedelten polnishen Bevölkerung. Häu�g kommt es zu Fällen, in denender autohthonen Bevölkerung auf die eine oder andere Weise Leid zugefügtwird. Die örtlihe Bevölkerung nennt sie � entweder weil sie ahnungslos oderauh böswillig ist � Deutshe und übt an ihnen Rahe für das an ihnen verübteUnreht. Im allgemeinen tolerieren die Gemeindeposten diese Vorgänge, undes gab auh Fälle von Willkür von seiten der Milizianten, was sofort abge-stellt wurde. Einen ebenfalls unangenehmen Shaden rihtet von Zeit zu Zeitdie Armee an, die bei eigenmähtigen Razzien, mit denen sie Deutshe zurArbeit auf den Gütern einfängt, auf die ausgegebenen vorläu�gen Ausweise,auf denen die Zugehörigkeit zur polnishen Nationalität bestätigt wird, keineRüksiht nimmt. Eine Intervention zeigt Wirkung, die veri�zierte Bevölkerungwird entlassen, doh die Willkür wiederholt sih. Dies untergräbt das Vertrau-en der autohthonen Bevölkerung zu den Behörden und ihren Anordnungen �da diese Anordnungen in vielen Fällen niht respektiert werden.[. . . ℄

286.1946, 6. AugustDer Wojewode von Olsztyn/Allenstein an alle Starosten und den Präsidenten derStadt Olsztyn/Allenstein: Plan für die Aussiedlung von 1.578 Deutshen aus derWojewodshaft Olsztyn/AllensteinAPO Woj. Abteilung PUR in Olsztyn/Allenstein 48, Bl. 16-171. Der Wojewode von Olsztyn, Dr. Z. Robel, hat am 15.7.46 im Einvernehmen undmit Zustimmung des Vizeministers für die Wiedergewonnenen Gebiete, BürgerWolski, entshieden, am 14.8.46 einen Transport von Deutshen in einer Gröÿevon 1.200 Personen aus der Wojewodshaft Olsztyn auszusiedeln.2. Die Aktion hat sofort zu erfolgen, ihr Ziel ist die Aussiedlung vor allem derdeutshen Intelligenz wie Lehrer, Priester, Ärzte und anderer lästiger Perso-nen, die besonders im Bereih der Veri�zierung ein Widerstand leistender undunerwünshter Faktor sind.3. Die Aussiedlung umfaÿt die gesamte Wojewodshaft nah folgendem Shlüssel:
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a) Kreis Braniewo/ 147 Personen 5 Waggons Verladestation Braniewo/Braunsberg Braunsbergb) Kreis Bartoszye/ 101 Personen 3 Waggons Verladestation Bartoszye/Bartenstein Bartenstein) Kreis Reszel/ 100 Personen 4 Waggons Verladestation Czerwonka/Röÿel Czerwonken (Rothbuh)d) Kreis Libark/ 75 Personen 3 Waggons Verladestation Libark/Heilsberg1 Heilsberge) Kreis Gierdawa/ 100 Personen 4 Waggons Verladestation Skandowo/Gerdauen Skandau2f) Kreis Gi»yko/ 62 Personen 4 Waggons Verladestation Gi»yko/Lötzen Lötzeng) Kreis Iªawa/ 67 Personen 2 Waggons Verladestation Bartoszye/Preuÿish Eylau Bartensteinh) Kreis Susz/ 15 Personen 1 Waggon Verladestation Ostróda/Rosenberg Osterodei) Kreis K�trzyn/ 85 Personen 3 Waggons Verladestation K�trzyn/Rastenburg Rastenburgj)k) Kreis Mor¡g/ 101 Personen 4 Waggons Verladestation Mor¡g/Mohrungen Mohrungenl) Kreis Mr¡gowo/ 51 Personen 2 Waggons Verladestation K�trzyn/Sensburg Rastenburgm) Kreis Nidzia/Neidenburgn) Kreis Olsztyn/ 197 Personen 8 Waggons Verladestation Olsztyn/Allenstein Allensteino) Kreis Ostróda/ 62 Personen 3 Waggons Verladestation Ostróda/Osterode Osterodep) Kreis Pasª�k/ 52 Personen 2 Waggons Verladestation Pasª�k/Preuÿish Holland Preuÿish Hollandr) Kreis Pisz/ 71 Personen 3 Waggons Verladestation Gi»yko/Johannisburg Lötzens) Kreis Szzytno/ 123 Personen 5 Waggons Verladestation Szzytno/Ortelsburg Ortelsburgt) Kreis W�gorzewo/ 91 Personen 3 Waggons Verladestation Gi»yko/Angerburg Lötzenn) Stadt Olsztyn/ 77 Personen 3 Waggons Verladestation Olsztyn/Allenstein Allenstein

1 Heutiger Name: Lidzbark.2 Heutiger Name: Skandawa.
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4. Die Aktion wird im Rahmen der zuvor erlassenen Anordnungen durhgeführt(siehe Instruktion des Min. für die Wiedergewonnenen Gebiete Tj/1 � Shrei-ben vom 20.2.46 Nr. Sp.-Pol. 100/46).5. Die Starosten werden bei der Aussiedlung in enger Abstimmung mit dem PUR,dem Liquidationsamt sowie den Siherheitsorganen tätig.6. Die Organisation führt von der tehnishen Seite der PUR durh, wie: 1/ Sam-melpunkte, 2/ Lebensmittelversorgung, 3/ Sanitär- und Desinfektionsmittel,4/ Organisation des sanitären und ärztlihen Dienstes, 5/ Organisation derTransportmittel und des Konvois, 6/ Beladung und Abfertigung des Trans-ports sowie Zugbetreuung unterwegs. Der Leiter des Sammelpunktes ist dafürverantwortlih, daÿ der Transport niht ohne Lebensmittelversorgung auf denWeg gebraht wird (siehe Instr. zur Anordnung Nr. Tj/1 vom 15.2.46 des Mi-nisteriums für die Wiedergewonnenen Gebiete).37. Die Starosten sha�en die Ausgesiedelten mit Hilfe der Organe der Bürgermi-liz mit eigenen Transportmitteln (Kraftfahrzeuge, Fuhrwerke) oder zu Fuÿ zuden Sammel- und Verladepunkten, so daÿ am 12. August bis um 16 Uhr dieWaggons beladen und zur Abfahrt bereit sind.8. An den Sammelpunkten führen die unter Pkt. 5 (siehe Instr.) genannten Be-hörden, nämlih PUR, UB und MO, eine Gepäkkontrolle durh.9. In die Waggons sind nah der von der Wojewodshaft bereit gestellten Listeje 20-30 Menshen zu laden. Es wird entshieden davor gewarnt, in den Ver-zeihnissen irgendwelhe Änderungen vorzunehmen.10. Die Bezirksdirektion der Staatsbahnen in Olsztyn/Allenstein stellt die Wag-gons an den Verladebahnhöfen am 12. August bereits um 6 Uhr morgens bereit(siehe Verteiler S. 1).11. Die beladenen Waggons werden unter militärisher Begleitung durh die Bür-germiliz nah Olsztyn/Allenstein (zum Güterbahnhof) gebraht, wo die Bür-germiliz bei dem dazu bestimmten Leiter (weiÿ-rote Armbinde am Ärmel mitder Aufshrift PUR) ihre Ankunft meldet.12. Der Zug mit einer Länge von 60 Waggons wird endgültig in Olsztyn/Allensteinzusammengestellt und fährt in den Nahmittagsstunden des 14. August überIªawa/Deutsh Eylau nah Szzein/Stettin.413. Die Begleitung des Zuges bis zur Grenze fällt in die Kompetenz der hierzu ab-geordneten Einheiten des Siherheitsdienstes, die vom PUR verp�egt werden.3 Gemeint ist die Verordnung des MZO vom 15. Januar 1946, Dok. 81.4 Szzein/Stettin war der Übergabepunkt an der Grenze zur Sowjetishen Besatzungszone fürdie aus den nördlihen Landesteilen Polens kommenden Transporte.
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14. Die Vorläu�ge Staatsverwaltung stellt dagegen den zurükgelassenen Besitzsiher.Das Wojewodshaftsamt erinnert nohmals nahdrüklih daran, daÿ die genaueAusführung des vorstehend Gesagten unter persönliher Verantwortung des BürgersStarosten erfolgt und bittet darum, daÿ alle Stellen, die an der Aktion teilneh-men, über die von ihnen auszuführenden Tätigkeiten und die ihnen im Falle vonirgendwelhen Übergri�en drohenden Konsequenzen belehrt werden. Dies beziehtsih besonders auf jeglihe Art von Gewaltanwendung, Untershlagung, Diebstahl,ungesetzliher Beshlagnahme usw.Über die Beendigung der Aktion, d. h. die endgültige Zahl der Ausgesiedelten sowieeventuelle Zwishenfälle erstatten die Bürger Starosten, bis zum 25. d. M. Beriht.

287.1946, 16. AugustDer Wojewode von Olsztyn/Allenstein an das MZO über den Abshluÿ derVeri�kationsaktion für die autohthone BevölkerungAPO UWO 258, Bl. 80-81In Ausführung eines Shreibens des Ministeriums vom 10. April 1946 Amtsblattnr.6703/II/11349/46 melde ih:Die Veri�zierungsaktion der autohthonen Bevölkerung, die im Sinne der Verfügungdes Ministeriums von in allen Kreisen tätigen Kreisveri�zierungskommissionen derWojewodshaft durhgeführt wurde, ist am 31. 7. d. J. abgeshlossen worden.Diese Aktion traf, obwohl sie von den Mitgliedern der Kommissionen und den Staro-sten mit groÿem Arbeitseinsatz durhgeführt wurde, auf Hindernisse, deren Ursahenauf einer Ebene lagen, die gänzlih unabhängig von der diesbezüglihen Tätigkeit derallgemeinen Verwaltungsbehörden war. Faktoren, die hemmend auf die Ergebnisseder durhgeführten Veri�zierungsaktion wirkten, waren:I. Eine psyhish feindlihe Einstellung gegenüber dieser Bevölkerungskategoriebei den Repatrianten und Ansiedlern aus Zentralpolen, die bestrebt sind, siewie Deutshe zu behandeln. In einer plakatierten Verordnung habe ih die Sied-ler davor gewarnt, unfreundlihe Akte Ermländern und Masuren gegenüber zubegehen. Deren feindselige Einstellung konnte trotz der von den Verwaltungs-behörden, politishen und gesellshaftlihen Organisationen in dieser Rihtungunternommenen Bemühungen kurzfristig niht geändert werden, obshon be-reits eine bedeutende Verbesserung sihtbar ist.II. Das Fehlen von persönliher Siherheit, aufgrund dessen die masurishe Bevöl-kerung von Plünderern und im Wald lebenden Banden ständig shonungslosberaubt wird. Dort, wo die Siherheitslage besser war, zeitigte die Veri�zie-rungsaktion bessere Ergebnisse.
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III. Der Mangel an einem angemessenen Shutz für diese Bevölkerung von seitender Siherheitskräfte. Die Siherheitsbehörden, vor allem die gesellshaftlihniht gefestigten Einheiten der Bürgermiliz, erlauben sih im Verhältnis zudieser Bevölkerungsgruppe Übergri�e vershiedener Art. Die autohthone Be-völkerung, die bei den Organen der Bürgermiliz Shutz suht, �ndet ihn nihtimmer.IV. Die shweren Lebensbedingungen dieser Bevölkerung. Es ist kein bedeutendermaterieller Untershied zwishen einem Deutshen und einem Autohthonen,der zuvor seines gesamten Hab und Gutes selbst nah der Veri�zierung be-raubt wurde, zu erkennen. Die ihnen gewährte Hilfe ist im Vergleih zu ihrenelementaren Bedürfnissen allzu gering.[. . . ℄1
1 Es folgen Berihte über die Tätigkeit der Kommissionen in den einzelnen Kreisen.288.1946, 22. AugustMitglieder des Akademishen Zirkels des PZZ in �ód¹/Lodz1, Repolonisierungslagerin Rybno/Ribben, an den Starosten in Mr¡gowo/Sensburg betr. die Bereiherungeines Shultheiÿen APO UWO 248, Bl. 179In Ergänzung meines Shreibens bezüglih der Plünder-Aktivitäten des ShultheiÿenBürger Polonus führe ih eine frish aufgedekte Tatsahe an:Vor ungefähr zwei Wohen ordnete Shultheiÿ Polonus die Evakuierung �deutsher�Familien an. Die zu evakuierenden Familien verkauften ihre Sahen, die sie nihtmitnehmen konnten, zu einem läherlih niedrigen Preis. Die Gegenstände kauftendie örtlihe Miliz sowie Polonus. Nah dem Kauf von Objekten wie Nähmashinen,Wäshe, Porzellan u.ä. wurde die Evakuierung widerrufen.Bitten der Geshädigten um Rükgabe ihrer Sahen wurden ignoriert. Man muÿfeststellen, daÿ die Evakuierung auf eigene Faust angeordnet wurde, um die ortsan-sässige Bevölkerung zu berauben.
1 Zur Haltung des Polski Zwi¡zek Zahodni (PZZ) [Polnisher Westmarkenverband℄ in der Na-tionalitätenfrage vgl. Maªgorzata Ujdak: Polski Zwi¡zek Zahodni wobe problemów narodo-wo±iowyh w latah 1944-1950 [Der Polnishe West-Verband und die Nationalitätenprobleme inden Jahren 1944-1950℄, Katowie 1988, S. 72-79.
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289.1946, 28. AugustDas Bezirksnationalitätenkomitee in Olsztyn/Allenstein an das Präsidium desNationalrates der Wojewodshaft Masuren in Olsztyn/Allenstein mit der Bitte umBefreiung dreier polnishstämmiger Ermländer aus dem ArbeitslagerAPO UWO 256, Bl. 62Das Bezirksnationalitätenkomitee in Olsztyn/Allenstein bittet das Präsidium desNationalrates der Wojewodshaft Masuren um seine Intervention in folgender An-gelegenheit. Im Monat Februar 1946 wurden Bemühungen unternommen, um dreiErmländer polnisher Herkunft, ehemalige Angehörige der deutshen Wehrmaht,aus dem Arbeitslager in Jaworzno1 freizubekommen, es sind dies Bürger HubertMajk, aus Rybaki/Lansk, Kr. Olsztyn/Allenstein, Bruno Ostrowski, aus Kalet-ka/Teerwalde und Herbert Borowski aus Gimy/Gimmern, Kr. Olsztyn.Nah einer genaueren Untersuhung, um festzustellen, ob die oben Erwähnten polni-sher Abstammung sind, wurde die Angelegenheit zusammen mit einem Gutahtender 15. Division der Polnishen Armee in Olsztyn/Allenstein mit der Bitte um Frei-lassung an das Ministerium für nationale Verteidigung in Warshau weitergeleitet.Dennoh be�nden sih die erwähnten Ermländer immer noh im Arbeitslager inJaworzno. Wie wir im letzten Augenblik erfahren, wurden die erwähnten Kriegsge-fangenen polnisher Abstammung nah Augustów/Augustowo abtransportiert, wosie bei der Minenräumung von gefährdetem Gelände eingesetzt werden.Hinsihtlih dessen, daÿ die Eltern der oben Erwähnten fast jede Wohe zum Bürodes O.K.N.2 kommen, um etwas über das Shiksal ihrer Söhne zu erfahren, bit-ten wir das Präsidium des Nationalrates der Wojewodshaft Masuren hiermit, beiden zuständigen Behörden vorstellig zu werden, mit dem Ziel, die festgehaltenenKriegsgefangenen polnisher Abstammung möglihst bald freizulassen und ihnen dieRükkehr zu ihren auf sie wartenden masurishen3 Familien zu ermöglihen.

1 Zum COP (= Centralny Obóz Pray [Zentrales Arbeitslager℄) Jaworzno vgl. Jerzy Koha-nowski: Einleitung: Niedershlesien (in Vorbereitung), sowie Piotr Madajzyk: Przyª¡zenie�l¡ska Opolskiego do Polski 1945-1948 [Der Anshluÿ des Oppelner Shlesiens an Polen 1945-1948℄,Warszawa 1998, S. 240-242. Zum Problem der Lager im allgemeinen vgl. Borodziej: Einleitung,S. 85-99.2 Okr�gowy Komitet Narodowo±iowy (Bezirksnationalitätenkomitee).3 Gemeint ist �ermländishen�.
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290.1946, 11. SeptemberPPS, Wojewodshaftskomitee in Olsztyn/Allenstein an das ZentraleExekutivkomitee der PPS, Abteilung für die Wiedergewonnenen Gebiete, inWarshau: BerihtAAN KC PPS 235/XXIII-18, Bl. 8Beriht der Abteilung für die Wiedergewonnenen Gebiete des Wojewodshaftskomi-tees PPS � Olsztyn/Allenstein für den Monat August 1946.I. Abteilungsleiter � Genosse Feliks Siejawa.II. Am 5.8.46 wurde auf eigene Veranlassung eine Umfrage für die Kreiskomiteesder PPS zur Stellungnahme über die aktuellsten Fragen in die Wege gelei-tet. Die Antworten werden auf Grundlage des auf diesem Gebiet gesammeltenMaterials dargestellt und geben über die nahfolgenden Probleme Auskunft.1. Die polnishe Staatsbürgershaft wird der einheimishen Bevölkerung aus-nahmslos individuell verliehen.2. Im Fall eines Streits um einen Hof, der von einem Aussiedler belegt ist,und einem [arbeitenden,℄ auf seinen Hof zurükkehrenden Masuren wirdder Hof dem Aussiedler belassen und dem Masuren auf der Rehtsgrund-lage eines Aussiedlers ein neuer zugeteilt.13. Erwünsht wäre die Umsiedlung eines Teils der Masuren und Ermländernah Zentralpolen, um germanisierte Ballungsräume zu zershlagen unddie Repolonisierungsaktion zu erleihtern.24. Man sollte so shnell wie möglih Eigentumstitel für die Landwirtshaftenvergeben, weil dies den Siedler stark an den Boden bindet (psyhologishesMoment).5. Einen groÿen Ein�uÿ auf die Ansiedlungsaktion übt in positiver Rihtungdie Regelung der Eigentumsansprühe auf Anlagen, Wohnungen, Werk-stätten, Unternehmen u.ä. aus.6. Es ist eine Auswahl der Ansiedler durhzuführen und das shädlihe Ele-ment rüksihtslos aus dem Gebiet zu entfernen (Plünderer, Shmuggler,Arbeitssheue).1 Zur Regelung von Eigentumsstreitigkeiten siehe Dok. 278, Anm. 1.2 Ein solher Umsiedlungsplan wurde im Jahr 1952 von der Polnishen Vereinigten Arbeiterpar-tei (Polska Zjednozona Partia Robotniza, PZPR) tatsählih erwogen, jedoh niht ausgeführt,vgl. Andrzej Sakson: Tajny plan wysiedle« ludno±i rodzimej (mazurskiej) z 1952 roku w ±wietledokumentów AAN w Warszawie [Geheimpläne zur Umsiedlung der einheimishen (masurishen)Bevölkerung im Jahre 1952 im Lihte von Akten im Arhiv Neuer Akten in Warshau℄, in: Mniej-szo±i narodowe w Polse, hrsg. von Zbigniew Kurz, Wroªaw 1997, S. 119-126.
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7. Die restlihe deutshe Bevölkerung ist so shnell wie möglih auszusiedeln,wobei nur die Arbeitsfähigen (in Arbeitslagern kaserniert) zurükzubehal-ten sind.3 [. . . ℄

3 Auf dem Gebiet der Wojewodshaft Allenstein existierte kein Arbeitslager. Die deutshe Be-völkerung bestand vor allem aus Frauen, Kindern und älteren Menshen. Diese hätten im Sinneder PPS sofort ausgesiedelt werden müssen. Der Prozentsatz der in ihrem Sinne �arbeitsfähigen�Deutshen war äuÿerst gering. 291.1946, 11. SeptemberDer Wojewode von Olsztyn/Allenstein an alle Starosten und an den Präsidentender Stadt Olsztyn/Allenstein: Illegale Ausreise von deutshen StaatsbürgernAPO SP in Iªawa 15, Bl. 131Trotz der Anordnungen des Ministeriums für die Wiedergewonnenen Gebiete, Depar-tement für ö�entlihe Verwaltung, vom 16. Mai 1946, Amtsblattnr. 271/II/Pfn./46(Runderlaÿ Nr. 49) sowie der durh Plakatieren bekanntgemahten �Verordnung desMinisters für die Wiedergewonnenen Gebiete vom 16. Mai 1946 über die Einshrän-kung der Bewegungsfreiheit der deutshen Bevölkerung�1, die Ihnen, Bürger Starost,zugegangen sind, und die zugleih zum Ziel hatten, die ö�entlihe Ordnung zu shüt-zen und einen rehtmäÿigen Verlauf der Repatriierungsaktion der deutshen Bevöl-kerung zu gewährleisten, kommt es in der mir unterstellten Wojewodshaft vor, daÿDeutshen � entgegen den erlassenen Anordnungen � Dokumente ausgestellt werden,aufgrund derer sie das Gebiet der Wojewodshaft verlassen und sih nah jenseitsder Oder begeben.2Dieser Stand der Dinge ershwert die geplante Repatriierung und zwingt die Grenz-dienststellen des PUR dazu, die Deutshen, die mehrere Tage lang auf die Möglih-keit zur Ausreise warten, zu verp�egen.1 Vgl. dazu Dok. 117.2 Im Shreiben eines Inspektors des MZO an den Wojewoden von Westpommern vom 20. Sep-tember 1946 wurden die Auswirkungen der �wilden Repatriierung� (dzika repatriaja) kritisiert.Vor allem aus den Wojewodshaften Danzig, Allenstein und aus Zentralpolen mahten sih vieleDeutshe auf eigene Faust auf den Weg nah Westen. Diese blokierten dann die an der Grenzegelegenen Übergabepunkte, in diesem Fall Stettin. An der �wilden Repatriierung� beteiligten sihFunktionäre des Siherheitsdienstes und der Eisenbahn. Diese verdienten an den Flühtlingen durhdie illegale Ausgabe von Passiersheinen oder durh die mit Shmiergeld erkaufte Beförderung mitder Eisenbahn, vgl. Bd. 3, Wojewodshaft Stettin (in Vorbereitung). Der Starost von Bartoszy-e/Bartenstein berihtet im Oktober 1946, daÿ die deutshe Bevölkerung zunehmend verarme unddaher von ihm ihre Aussiedlung verlange. Um illegal das Gebiet verlassen zu können, zahlten dieDeutshen hohe Summen an polnishe Eisenbahner. So kostete die Ausreise für einen deutshenMann 1.000, für eine Frau 500 und für ein Kind 300 Zªoty, vgl. APO, UWO 101, Bl. 6-8.
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Im Zusammenhang mit dem Vorstehenden bitte ih darum, an die nahgeordnetenOrgane Anordnungen zu erlassen mit dem Ziel, ähnlihen Fällen vorzubeugen, imgegenteiligen Fall werden die deutshen Staatsbürger entweder zu ihremWohnort zu-rükgeshikt, wobei die entstandenen Kosten diejenige Behörde trägt, die derartigeGenehmigungen ausstellt.

292.1946, 13. SeptemberDer Wojewode von Olsztyn/Allenstein an das Ministerium für dieWiedergewonnenen Gebiete in Warshau: Todesfälle unter der deutshenBevölkerung APO UWO 268, Bl. 505Im Zusammenhang mit hier eintre�enden Meldungen aus der Wojewodshaft, vor al-lem von den Starosten in Pasª�k/Preuÿish Holland, Braniewo/Braunsberg und Mr¡-gowo/Sensburg, über sih häufendeTodesfälle unter der deutshen Bevölkerung, istanzunehmen, daÿ diese Vorkommnisse während des sih nähernden Winters massen-hafte Ausmaÿe annehmen werden. Die jüngste Anordnung des Ministeriums für dieWiedergewonnenen Gebiete nah Amtsblattnr. 289/Pf/II/174/46 über die Entfer-nung von Deutshen von einigen Arbeitsstätten und ihre Ersetzung durh polnisheMitarbeiter1 wie auh die erheblihe Vernihtung der Ernte durh Mäuse, worüberdas Ministerium unterrihtet wurde, haben die oben erwähnten Fälle vervielfaht,und das hiesige Amt hat trotz aller Anstrengungen und Bemühungen sowie wegendes Mangels an entsprehenden Krediten keine Möglihkeit, dem entgegenzuwirken.Angesihts des vorstehend Gesagten bitte ih, zur Vorbeugung der erwähnten Fälleum eine eventuelle Beshleunigung der Repatriierung bzw. um die Erteilung einerErlaubnis für die ausnahmsweise Repatriierung einiger Transporte aus den am mei-sten bedrohten Kreisen.
1 Vgl. auh Dok. 284. Trotz der Verdrängung der Deutshen aus dem Arbeitsleben gab es auhnoh Jahre nah Kriegsende Bereihe, in denen deutshe Arbeitskräfte niht ersetzt werden konnten.Dies galt vor allem für die Staatlihen Landgüter (PNZ = Pa«stwowe Nieruhomo±i Ziemskie). DiePolen wollten lieber als eigenverantwortlihe Landwirte arbeiten, als Landarbeiter in diesen Betrie-ben zu werden. Daher waren in der Wojewodshaft Allenstein auh noh im Jahr 1947 zahlreiheDeutshe auf den PNZ beshäftigt, da für sie kein polnisher Ersatz zu �nden war. Die Verwalterder Landgüter sträubten sih gegen deren Aussiedlung, um die Produktion ihrer Betriebe aufreht-erhalten zu können. Im Januar 1947 arbeiteten auf den Landgütern, die der Gebietsverwaltungder Staatlihen Landgüter (Zarz¡d Okr�gowy PNZ) in Allenstein unterstanden, 3.600 Deutshe,auf denen, die der Gebietsverwaltung in Gi»yko/Lötzen unterstanden, 2.000 Deutshe, vgl. AAN,PNZ 1357, Bl. 1 und AAN, PNZ 1380, Bl. 3. Noh im Oktober 1948 forderte die Gebietsverwaltungin Allenstein beim Arbeitsamt in �ód¹/Lodz 110 deutshe Arbeiter an, die bei der Karto�elerntehelfen sollten, vgl. AAN, PNZ 1359, Bl. 34-35.
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293.1946, 7. OktoberDer Wojewode von Olsztyn/Allenstein an das Ministerium für Arbeit undSozialfürsorge, Departement für Sozialfürsorge, in Warshau: Repatriierung derdeutshen Bevölkerung APO UWO 273, Bl. 538Auf der Grundlage von hier eingehenden Meldungen aus einer Reihe von Kreisender Wojewodshaft Olsztyn/Allenstein, nämlih aus Bartoszye/Bartenstein, Pas-ª�k/Preuÿish Holland, Braniewo/Braunsberg, Mor¡g/Mohrungen, Lidzbark/ Heils-berg und Mr¡gowo/Sensburg, über sih häufende Fälle von Hungertod unter derdeutshen Bevölkerung ist anzunehmen, daÿ sih bei der herannahenden Winterzeitdiese Fälle vervielfahen werden. Das Wojewodshaftsamt befürhtet, daÿ sie mas-senhafte Ausmaÿe annehmen können. Die deutshe Bevölkerung bestürmt die Staats-behörden aller Art, vor allem die Starosteien (Referat für Sozialfürsorge) wie auhdie karitativen Institutionen und bettelt um Hilfe beziehungsweise um die shnellst-möglihe Aussiedlung.1 Das hiesige Amt, Gesellshaftspolitishe Abteilung, hat sihan das Ministerium für die Wiedergewonnenen Gebiete mit der Bitte um Beshleu-nigung der Repatriierung gewandt, hat aber bisher keine Direktiven erhalten.Angesihts des vorstehend Gesagten wie auh im Hinblik darauf, daÿ Meldungeneingehen, denen zufolge ausländishe Missionen des Roten Kreuzes und der Quä-ker2, die seit einigen Monaten eine Reihe von Kreisen der Woj. Olsztyn in ihren Tä-tigkeitsbereih aufgenommen haben, fotogra�eren und Nahrihten über das Elendder deutshen Bevölkerung sammeln, zweifellos niht ohne daran zu denken, dieseMaterialien auf internationalem Parkett auszunutzen, bittet die Abteilung für Sozi-alfürsorge:a. um die Erteilung von Direktiven, wie mit den Geisteskranken vorzugehen istund wer die Kosten für eine eventuelle Unterbringung in Anstalten tragen soll.Kann man Kinder von deutshen Frauen in die Anstalten aufnehmen? Kannman Anstalten Subventionen gewähren, in denen sih Deutshe be�nden? Kanndie deutshe Bevölkerung von Volkskühen Gebrauh mahen?1 Vgl. auh die Berihte aus den einzelnen Starosteien. Aus Bartoszye/Bartenstein vom No-vember 1946, APO, UWO 101, Bl. 11. Aus Braniewo/Braunsberg vom August 1946, APO, UWO103, Bl. 4. Aus Lidzbark Warmi«ski/Heilsberg vom November 1946, UWO 108, Bl. 70. AusMor¡g/Mohrungen vom November 1946, UWO 109, Bl. 13. Aus Mr¡gowo/Sensburg vom Okto-ber 1946, UWO 110, Bl. 110. Aus Pasª�k/Preuÿish Holland vom August 1946, UWO 151, Bl.26.2 Die Quäker hielten sih mehrere Jahre lang in der Region auf. Noh zu Beginn des Jahres 1949beshwerte sih der Wojewode von Allenstein über deren karitative Tätigkeit, die vor allem dennihtveri�zierten Masuren und den noh anwesenden Deutshen zugute komme, APO, UWO 252,Bl. 183.
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b. darauf hinzuwirken, daÿ der Minister für die Wiedergewonnenen Gebiete dieRepatriierung der Deutshen beshleunigt oder doh wenigstens die Erlaubniszur Aussiedlung einiger Transporte von Deutshen erteilt � von Alten, Krüp-peln und zu körperliher Arbeit niht Geeigneten.

294.1946, 15. OktoberDer Wojewode von Olsztyn/Allenstein an den Vizeminister für dieWiedergewonnenen Gebiete, Wolski, in WarshauAAN MZO 68, Bl. 90-91Im Zusammenhang mit der Stuttgarter Rede des US-Auÿenministers Byrnes ist ineinigen Kreisen der Wojewodshaft Olsztyn/Allenstein eine Änderung im Benehmender autohthonen Bevölkerung beobahtet worden.1 Ein solher Wandel ist insbeson-dere in der Gemeinde Stawiguda/Stabigotten, Kr. Olsztyn, aufgetreten, und beruht,wie eine dort durhgeführte Inspektion festgestellt hat, auf einer gewissen Art vonErwartungshaltung und Erregung. Ebenfalls in dieser Gemeinde wurde festgestellt,daÿ die Mehrzahl der ermländishen Kinder (nämlih fast 90%) keine Shule besuht,obwohl die Eltern veri�ziert und Shulen am Ort vorhanden sind.Diese beunruhigenden Ersheinungen können einen sehr bedrohlihen Zustand her-vorrufen, umso mehr, als die autohthone Bevölkerung, die völlig ausgeplündert istund der oftmals noh immer von unverantwortlih handelnden Einheiten der Si-herheitsorgane, vor allem der Bürgermiliz, Unreht zugefügt wird, angesihts derOhnmaht der Verwaltungsbehörden das Vertrauen zu den Dienststellen völlig ver-loren hat und gerne der destruktiven Propaganda Gehör shenkt, die von deutshenwie auh von ausländishen Kreisen verbreitet wird.2In der letzten Zeit werden das Wojewodshaftsamt und die Starosteiämter förm-lih übershüttet mit Bitten der polnishen autohthonen, niht deklarierten wie1 In seiner Rede am 6. September in Stuttgart stellte der amerikanishe Auÿenminister Byrnesfest, daÿ die deutshe Ostgrenze erst mit einem endgültigen Friedensvertrag festgelegt werden wür-de. Des weiteren setzte er sih für die Förderung des ökonomishen Wiederaufbaus in Deutshlandein. Es ging ihm dabei jedoh niht um die Unterstützung deutsher Territorialforderungen, son-dern vor allem um eine Stärkung der Position der USA gegenüber der Sowjetunion im beginnendenKalten Krieg, vgl. auh Wªodzimierz Borodziej: �Afera� stuttgarka [Die Stuttgarter �A�äre�℄,in: Res Publia 10 (16) 1988, S. 28-36.2 In seinem Rehenshaftsberiht für den Monat September an das MZO beklagte der Allenstei-ner Wojewode, daÿ gerade die Propaganda der noh anwesenden Deutshen den negativen Eindrukder Byrnes-Rede auf die einheimishe Bevölkerung noh verstärke, vgl. AAN, MZO 183, Bl. 49. Al-lerdings läÿt sih in den Quellen niht nahweisen, daÿ die noh verbliebene deutshe Bevölkerungdurh die Rede des amerikanishen Auÿenministers von ihren Ausreisewünshen abgehalten wordenwäre. Diese Absihten wurden auh nah der Rede geäuÿert, da die existenzielle Bedrohung derDeutshen im Laufe des Herbstes und Winters immer gröÿer wurde.
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deklarierten Bevölkerung um die Erlaubnis zur Ausreise nah jenseits der Oder. DerAusreisewunsh nah jenseits der Oder wird vor allem von der Sorge um die Existenzangesihts des herannahenden Winters bestimmt, denn diese Bevölkerung hat keineLebensmittel, keine Kleidung und hat wegen ihrer Armut auh niht die Möglihkeit,sih ärztlih behandeln zu lassen.Angesihts dieser Lage bitte ih Sie, Bürger Vizeminister:1. um eine entsprehende Entsheidung über die Reaktivierung der Blätter �Ga-zeta Olszty«ska� und �Mazur�, die speziell den Angelegenheiten der autohtho-nen Bevölkerung gewidmet waren und von Autohthonen redigiert wurden �als ein Mittel, dem vorstehend Gesagten entgegenzuwirken,2. um eine Zuteilung von erheblihen Krediten für die Sozialfürsorge, mit denenman zumindest die bereits veri�zierte Bevölkerung in der Winterszeit ernährenund bekleiden bzw. ärztlih behandeln lassen könnte,3. um eine Entsheidung über die shnellstmöglihe Beshleunigung der Repatri-ierung jener Deutshen, die uns am meisten zur Last fallen, nämlih Greise,Kinder, Gebrehlihe und Arbeitsuntauglihe, wobei ih mir erlaube, an dasShreiben vom 13.9.1946 Amtsblattnr. 243/Sp./Geheim/46 über die Lage derdeutshen Bevölkerung zu erinnern.3

295.1946, 26. OktoberDer Wojewode von Olsztyn/Allenstein an die Starosten: Plan für die Aussiedlungvon Deutshen aus der Wojewodshaft Olsztyn/AllensteinAPO UWO 268, Bl. 318-319Angesihts der persönlihen Übereinkunft des hBürgersh Wojewoden von Olsz-tyn/Allenstein mit dem Vizeminister für die Wiedergewonnenen Gebiete, BürgerWolski, eines erhaltenen Telegramms betre�end die Repatriierung der Deutshensowie einer am 24. d. M. abgehaltenen Konferenz unter Beteiligung von Vertre-tern der D.O.K.P. [Dyrekja Okr�gowa Kolei Pa«stwowyh = Bezirksdirektion derStaatsbahnen℄, des PUR, des O.U.L. [Okr�gowy Urz¡d Likwidayjny = Bezirks-liquidationsamt℄, des Vorstehers der Ansiedlungsabteilung im Wojewodshaftsamt3 Siehe Dok. 293. Bei der einheimishen ermländishen und masurishen Bevölkerung sheintbei der Forderung nah Ausreise die materielle Not eine wihtigere Rolle als die Wahrnehmungbestimmter auÿenpolitisher Konstellationen gespielt zu haben. Auh die wiederholte Bitte desAllensteiner Wojewoden an das MZO, die Aussiedlung der Deutshen aus der Region zu beshleu-nigen, wird stärker mit der Verarmung der Deutshen als mit deren negativem Ein�uÿ auf denVeri�zierungsprozeÿ bei der einheimishen Bevölkerung begründet.
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sowie des Vorstehers der Gesellshaftspolitishen Abteilung (Vertreter des Woje-wodshaftsamts für ö�entlihe Siherheit sowie des Wojewodshafts-Milizpräsidiumswaren trotz ergangener Einladung niht anwesend) im Wojewodshaftsamt Olsz-tyn/Allenstein, Sozialpolitishe Abteilung, wird die Einleitung der Repatriierungs-aktion angeordnet:1. Die Aktion trägt ständigen Charakter.2. Es wird ein Pendelzug mit einer Länge von 60 Waggons in Dienst gestellt,der von der D.O.K.P. mit Öfen ausgestattet werden und in wöhentlihenAbständen verkehren wird. An jedem Mittwoh wird er aus den einzelnenKreisen 1.750 Deutshe abholen und zum Grenzbahnhof in hBar±¢h/ForstTuplie/Teuplitz transportieren.3. Der erste Repatriierungszug fährt vom Bahnhof . . . ab.4. In Anbetraht des oben Gesagten ist sofort damit zu beginnen, Listen in vierExemplaren anzufertigen, von denen zwei dem hiesigen Amt (Gesellshaftspoli-tishe Abteilung) zuzustellen sind, eines dem Leiter des Konvois auszuhändigenund eines zu den Akten zu nehmen ist.5. Die Aktion soll Personen umfassen, die niht arbeitstauglih sind und eineBelastung und eine Bürde für die Sozialfürsorge darstellen, also Alte und Ge-brehlihe, Invaliden und Kinder (in die Verzeihnisse sind diejenigen Kinderniht aufzunehmen, die mit einem Extrazug in die britishe Besatzungszonefahren, siehe das Shreiben des Bürgers Wojewoden von Olsztyn/Allensteinvom 21.10.46 Nr.0784/2663/Sp./46).6. Sie, Bürger Starost, werden erneut daran erinnert, sih mit der Anordnungdes Ministers für die Wiedergewonnenen Gebiete sowie der Instruktion vom15.1.46, Shreiben hier vom 20.2.46 Nr. Spoª.-Pol. 100/46, genauestens vertrautzu mahen sowie sie bei der erwähnten Aktion strikt anzuwenden.7. Die Starosten werden bei der Aussiedlung in Absprahe mit dem PUR, demLiquidationsamt und dem Siherheitsamt tätig.8. Die Organisation der tehnishen Seite führt der PUR durh, das betri�t:1/ Sammelpunkte, 2/ Lebensmittelverp�egung, 3/ Sanitär- und Desin-fektionsmittel, 4/ Organisation des sanitären und ärztlihen Dienstes, 5/Organisation der Transportmittel und des Konvois, 6/ Beladung und Ab-fertigung des Transports sowie Zugbetreuung unterwegs. Der Leiter desSammelpunktes ist dafür verantwortlih, daÿ der Transport niht ohneLebensmittelversorgung auf den Weg geshikt wird (siehe Instr. zur An-ordnung Nr. Tj/1 vom 15.2.46 des Ministeriums für die Wiedergewonne-nen Gebiete)1, es ist für vier Tage Proviant auszugeben.1 Gemeint ist die Verordnung des MZO vom 15. Januar 1946.
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9. Die Starosten bringen die Auszusiedelnden mit Hilfe der Organe der Bürgermi-liz mit eigenen Transportmitteln (Kraftfahrzeuge, Fuhrwerke) oder zu Fuÿ zuden Sammel- und Verladepunkten, so daÿ am . . . bis um 17 Uhr die Waggonsbeladen und zur Abfahrt bereit sind.10. An den Sammelpunkten führen die unter Pkt. 5 (siehe Instr.) erwähnten Be-hörden, nämlih PUR, UB und MO, die Gepäkkontrolle durh.11. In die Waggons sind gemäÿ der der Wojewodshaft zugeleiteten Liste je 36Menshen zu verladen. Es wird entshieden davor gewarnt, in den Verzeihnis-sen irgendwelhe Änderungen vorzunehmen.12. Die Bezirksdirektion der Staatsbahnen in Olsztyn/Allenstein stellt die Wag-gons an den Verladebahnhöfen am . . . bereits um 5 Uhr morgens bereit.13. Die Begleitung des Zugs bis zur Grenze fällt in die Befugnis dazu abgestellterEinheiten des Siherheitsdienstes, die vom PUR mit Proviant versehen wer-den. (Der KBW [Korpus Bezpieze«stwa Wewn�trznego = Korps für InnereSiherheit℄ stellt zwölf Mann und einen O�zier pro Konvoi ab.)14. Die Kreisdelegatur des Bezirksliquidationsamts [und℄ die Vorläu�ge Staatsver-waltung2 stellen den zurükgelassenen Besitz unverzüglih siher.Das Wojewodshaftsamt erinnert nohmals nahdrüklih daran, daÿ die strikteDurhführung des Vorstehenden unter Ihrer persönlihen Verantwortlihkeit, BürgerStarost, erfolgt und bittet darum, daÿ alle Dienststellen, die an der Aktion beteiligtsind, über das von ihnen Veranlaÿte und über die ihnen im Falle von irgendwelhenÜbergri�en drohenden Konsequenzen belehrt werden. Dies bezieht sih besondersauf jeglihe Art von Gewaltanwendung, Untershlagung, Diebstahl, ungesetzliherBeshlagnahme usw.Der Herr Vizeminister hat es sih vorbehalten, die unmittelbar vorgesetzten Behör-den und Dienststellen zur Verantwortung zu ziehen, wenn irgendein Amtsmiÿbrauhvon seiten der direkt (delegierten) ausführenden Personen festgestellt werden sollte.Über die Beendigung der Aktion, d. h. die endgültige Anzahl der Ausgesiedelten undden Verlauf der Aussiedlung sowie über eventuelle Zwishenfälle haben Sie, BürgerStarost, mir innerhalb von drei Tagen nah Abfertigung des Transports einen (aufden Tag bezogenen) Beriht zu erstatten.

2 Vgl. auh Anm. 5 zu Dok. 257.
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296.1946, 29. OktoberErklärung des Vorstehers der PUR-Kreisabteilung in Lidzbark Warmi«ski/HeilsbergRajmund Wyszy«ski: Willkür der BürgermilizAPO PUR Lidzbark Warmi«ski/Heilsberg 16, Bl. 10Ih, Vorsteher der Kreisabteilung der PUR in Lidzbark Warm./Heilsberg RajmundWyszy«ski, erkläre, was folgt: Ih bin nah Bartoszye/Bartenstein gekommen1, ummir die Aktion der Aussiedlung der Deutshen anzusehen und habe nah der Beob-ahtung der ganzen Aktion bemerkt, daÿ Mitglieder der Kommission niht gewis-senhaft arbeiten, weil Funktionäre der Bürgermiliz, die bei den dort versammeltenDeutshen Wahe hielten, ein Chaos hervorriefen, indem sie in eben jenem Raumeine Shieÿerei auslösten, in dem sih die Deutshen aufhielten. Die von der Starosteiin Bartoszye/Bartenstein und vom UB zur Kommission abgestellten Personen, wel-he die Revision der Deutshen durhführten, nahmen ihnen Sahen ab und stektensie in die eigenen Aktentashen, und nahmen das den Deutshen ohne Protokoll ab-genommene Geld an sih und lieÿen sih Shnaps holen. Ih hatte kein Reht, ihnendas zu untersagen, weil ih niht direkt beteiligt war, doh in der Pause ging ih mitihnen ins Wahhaus und mahte sie darauf aufmerksam, daÿ diese Tat strafbar sei,und sagte: �Ih ziehe daraus die entsprehenden Konsequenzen�, worauf mir niemandauh nur ein Wort erwiderte. Angesihts dessen begab ih mih zum Starosten, denih niht im Amt antraf, da Mittagszeit war, und so kehrte ih an den Ort zurük,an dem die Deutshen versammelt waren, und traf dort direkt mit dem Starostenzusammen, dem ih von dem genannten Vorgang berihtete. Die p�ihtvergessenenMitarbeiter kann ih sämtlih identi�zieren.
297.1946, 31. OktoberDas Wojedwodshaftsamt in Olsztyn/Allenstein, Gesellshaftspolitishe Abteilung:VernehmungsprotokollAPO SP in Lidzbark Warmi«ski/Heilsberg 9, Bl. 152-153Am 31.10.46 ershienen im Wojewodshaftsamt, Sozialpolitishe Abteilung, Ro-bert Kosing, Blankenberg, Ida Czynzal und Franiszek Klut, die im Kreis Lidz-bark/Heilsberg wohnhaft sind, und nahdem sie über die strafrehtlihen Folgen beiFalshaussagen belehrt worden waren, sagten sie folgendes aus:1 Am 14. August 1946 fuhr der erste Transport aus der Wojewodshaft Allenstein ab. Er setztesih aus Intellektuellen, Priestern und Lehrern aus fast allen Kreisen zusammen, vgl. dazu dasShreiben des Allensteiner Wojewoden an das MZO, APO, UWO 268, Bl. 150. Da im Septem-ber keine Transporte abfuhren, verlieÿ als nähster am 30. Oktober ein Transport aus dem KreisBartoszye/Bartenstein die Region.
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Robert Kosing Blankenberg: Ih wohne in Blankowo auf einem Gehöft, das mirgehörte. Dieser Hof hat 104 Morgen. Im Januar dieses Jahres bemühte ih mih umdie Zuerkennung der polnishen Staatsbürgershaft. Ih war auf der Gemeinde, umeinen Antrag auf die Feststellung meiner polnishen Volkszugehörigkeit auszufül-len. Der Gemeindevorsteher shikte mih zum Sekretär, doh dieser sagte, daÿ eskeine Anträge (Formulare) gäbe. Einige Male redeten sie sih mit dem Mangel anAntragsformularen heraus. Im Februar dieses Jahres tauhte nunmehr ein Leutnantin Zivil als Ansiedler auf und übernahm meinen Hof. Nah der Übernahme meinesHofes war ih noh mehrmals auf der Gemeinde, doh ohne Erfolg. Der Ansiedlerwill mih unbedingt loswerden. Er will, daÿ wir, also meine Frau, eine Tante undih, uns auf die Liste eintragen und mit dem Roten Kreuz nah Wroªaw/Breslauund anshlieÿend nah Dänemark ausreisen.1 Auf solh eine Liste müssen sih hun-dert Personen eintragen. Meine Frau und ih wurden shon blutig geshlagen. Erhat Wäshe, Bettzeug und die Wäshe meiner Frau und ihre neuen Shuhe wegge-nommen. Geld in einer Höhe von 4000 RM und drei Büher im Wert von 6000 RMsowie Sparbüher, in denen ih meinem Sohn den Hof übershrieben habe, und eineDamenarmbanduhr.Ida Czynzal: Ih wohne in Rozenie, Gemeinde Swi�iszewo. Im November 1945meldete ih mih auf der Gemeinde mit der Absiht, die Staatsbürgershaft zu er-halten. Auf der Gemeinde sagte man mir, daÿ es keine Formulare gäbe. Ih ging nahDobre Miasto/Guttstadt, um mir von dort ein Formular zu holen, aber auh dorthatten sie keines. Am zweiten Dezember kam ein Beamter vom Amt in Dobre Mia-sto/Guttstadt, und beim Shultheiÿen shrieben sie alle, die Anträge stellen wollten,auf eine Liste und fuhren wieder weg. Im April tauhte der Sekretär der GemeindeSwi�iszewo/[?℄ bei uns auf und versprah uns, die Verleihung der Staatsbürgershaftzu beshleunigen, wenn er dafür ein biÿhen Fett, Wäshe oder Shnaps erhielte. Ihhatte nihts und habe bis zum heutigen Tag keine Besheinigung erhalten. Im Juliwar ih beim Shultheiÿen und fragte nah der Staatsbürgershaftsbesheinigung.Der Shultheiÿ antwortete, daÿ ih, wenn ih die Staatsbürgershaft erhielte, mireinen anderen Hof suhen müsse, so aber könne ih beim Ansiedler auf meinem Hofbleiben. Danah war ih in der Frage der Staatsbürgershaft beim Gemeindevorste-her, der sagte, er habe keine Zeit, und mir befahl, ein andermal wiederzukommen.Klut, Franiszek: wohnhaft in Rozenie, Gemeinde Swi�iszewo. In Rozenie besaÿih eine Landwirtshaft von 61 Morgen. Im Januar dieses Jahres bemühte ih mihüber unseren Priester in Rozenie um die Staatsbürgershaft. Die ausgefüllten unduntershriebenen Anträge gaben wir dem Priester, der sie, wie er sagte, unseremShultheiÿen weitergab. Bis zum heutigen Tage blieben die Anträge unbeantwortet.Im Dezember wurde mein Hof von einem Ansiedler aus Polen übernommen. Weil ihkeine Staatsbürgershaft bekommen kann, bin ih bis heute Deutsher. Shon drei1 Viele Masuren hielten sih nah dem Krieg in Dänemark auf, da sie nah ihrer Evakuierungüber die Ostsee dort gelandet waren, vgl. Heinz Shön: Ostsee '45: Menshen, Shi�e, Shiksale,2. Au�. Stuttgart 1984, sowie Tadeusz Maria Gelewski: �Wilhelm Gustlo�� i �General vonSteuben�: statki ±mieri zy zbrodnia wojenna na morzu? [�Wilhelm Gustlo�� und �General vonSteuben�: Todesshi�e oder Kriegsverbrehen auf See?℄, Manhester 1997.
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Sonntage vor der Ankunft des neuen Siedlers habe ih von seinen Plänen erfahren,weil mir der Shultheiÿ davon berihtete, der obendrein auf meine Tür den Vor- undNahnamen meines neuen Hauswirtes klebte. Zur Zeit wohne ih zwei Häuser weiterund lebe mit meiner Frau und einer 14jährigen Tohter, indem ih betteln gehe. Ihwurde am 10.12.1945 von meinem früheren Hof vertrieben und möhte noh heutedie polnishe Staatsbürgershaft erwerben, die man mir ohne Angabe von Gründenniht zuerkennen will.Die Aussage wurde in deutsher Sprahe aufgenommen und vom Protokollantenübersetzt.2

2 Vgl. Dok. 307. 298.1946, 2. NovemberDer Vorsteher der Gesellshaftspolitishen Abteilung des Wojewodshaftsamts inOlsztyn/Allenstein an alle Starosten und den Präsidenten der StadtOlsztyn/Allenstein: Bekämpfung von Übergri�en von ORMO-Beamten gegenAussiedlerAPO SP in Libark Warmi«ski/Heilsberg 8, Bl. 130-131Im Zusammenhang mit der bereits angelaufenen Repatriierung der Deutshen ausder Wojewodshaft Olsztyn/Allenstein hat der Bürger Vizewojewode Mgr. Koralzusammen mit dem Vorsteher der Gesellshaftspolitishen Abteilung am 29.10.46eine Inspektion im Kreis Bartoszye/Bartenstein unternommen.Der Bürger Vizewojewode interessierte sih besonders für die Tätigkeit und die Ar-beit der Kommissionen, die zur Durhführung der Gepäkkontrollen der repatriiertenDeutshen berufen worden sind.Weil im Laufe der Kontrolle eine ganze Reihe von Fällen von Amtsmiÿbrauh festge-stellt wurde, haben die Siherheitskräfte auf Anordnung des Bürgers Vizewojewodendie komplette, aus zehn Personen bestehende Kommission festgenommen und derGerihtsbarkeit zur Aburteilung übergeben.Auÿerdem hat der Bürger Vizewojewode festgestellt, daÿ die zum Dienst am Sam-melpunkt abkommandierten ORMO-Beamten1 bei ihren Amtshandlungen sowie zur1 Die Einheiten der ORMO (Ohotniza Rezerwa Miliji Obywatelskiej = Freiwillige Reserve derBürgermiliz) wurden neben der MO zur Abfertigung der Transporte eingeteilt. Sie gerieten jedohrash in die allgemeine Kritik, da sie sih äuÿerst undiszipliniert au�ührten. Auh bei dem Transportim November 1946 aus dem Kreis Lidzbark Warmi«ski/Heilsberg beshwerte sih der Leiter desdortigen PUR über das Auftreten der ORMO-Einheiten, APO, Pow. Oddz. PUR w LidzbarkuWarm. 16, Bl. 11. Die Leitung des PUR in der Wojewodshaft Allenstein shikte daher am 15.November 1946 eine kritishe Stellungnahme zum Einsatz dieser Formation bei der Aussiedlung der
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Herstellung der Ordnung Stöke und Peitshen gebrauhten und dazu noh auf ei-gene Faust die dort zusammengetriebenen Deutshen bestahlen. Die bei derartigenÜbergri�en auf frisher Tat Ertappten wurden ebenfalls verhaftet.Indem er die vorstehend genannten Informationen weitergibt, be�ehlt der BürgerVizewojewode allen Starosten, sih mit den betre�enden Stellen darüber zu ver-ständigen, daÿ zu den Revisionskommissionen2 nur Personen von hoher moralisherEignung berufen werden. Und daÿ die erwähnten Kommissionen vor dem Antrittihrer Arbeit im Einzelnen über ihre Tätigkeiten belehrt werden, insbesondere: a.daÿ die kon�szierten Gegenstände in Form eines Protokolls in Verzeihnisse aufge-nommen werden (getrennt Geld und welhes genau: z.B. Mark, Zªoty, Silbermark,Rubel, Dollar et., davon gesondert Sahgegenstände), daÿ während der Durhfüh-rung der Revision niemand das Gebäude betreten bzw. verlassen darf, ) daÿ alleGegenstände aus der Umgebung der Kommissionsmitglieder entfernt werden, in de-nen man zu persönlihen Zweken einen kon�szierten Gegenstand verbergen kann,d) daÿ dieselbe Kommission nah Beendigung ihrer Tätigkeiten von einer übergeord-neten Stelle überprüft wird, e) daÿ der zur Repatriierung eingeteilte Dienst für dieö�entlihe Siherheit seinen Amtsgeshäften auf genau bestimmten Posten im Freiennahgeht und sih niht zwishen den Repatrianten herumtreibt, weil allein shonKontakte und Gesprähe mit Deutshen als Wille zum Amtsmiÿbrauh gedeutetwerden könnte, f) daÿ unter keinem Vorwand von Stöken, Peitshen, HolzknüppelnGebrauh gemaht oder geshlagen bzw. getreten werden darf, weil eine derartigeVorgehensweise uns als Polen und Menshen disquali�ziert und nur der deutshenNation eigentümlih ist.Im Zusammenhang mit dem oben Gesagten wollen Sie, Bürger Starost, möglihstgroÿe Aufmerksamkeit walten lassen und, sollten Sie Übergri�e bemerken, selbst ein-greifen. � Dem Bürger Starost von Bartoszye/Bartenstein sende ih innerhalb vonfünf Tagen einen genauen Beriht über die Ergebnisse der Festnahme der Personendurh den Siherheitsdienst zu.

Deutshen an den Zentralvorstand des PUR in �ód¹, AAN, PUR I/1, Bl. 72. Auh in anderen TeilenPolens �el die ORMO bei der Aussiedlungsaktion unangenehm auf. In der Wojewodshaft Breslauwurde daher Ende November 1945 beshlossen, in Zukunft nur noh die MO, niht mehr jedohdie ORMO bei der Abfertigung der Transporte einzusetzen, AAN, MZO 527 A, Bl. 24. ZahlreiheBeispiele in den Quellen belegen jedoh, daÿ sih auh die MO vielfah Übergri�e gegenüber denDeutshen zu Shulden kommen lieÿ.2 Gemeint sind die Revisionskommissionen. Vgl. zu den Revisionskommissionen Punkt 6 desDokumentes vom 15. Januar 1946 zum polnishen Personal an den Sammelpunkten in dem vonKarol Jona herausgegebenen Quellenband: Wysiedlenie Niemów i osadnitwo ludno±i polskiejna obszarze Krzy»owa-�widnia (Kreisau-Shweidnitz) w latah 1945-1948. Wybór Dokumentów[Die Aussiedlung der Deutshen und die Ansiedlung der polnishen Bevölkerung im Gebiet vonKreisau-Shweidnitz in den Jahren 1945-1948. Quellensammlung℄, Wroªaw 1997, S. 158.
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299.1946, 23. NovemberDer Vorsteher der Kreisabteilung des PUR in Mor¡g/Mohrungen T. Rzewuski andie Wojewodshaftsabteilung des PUR in Olsztyn/Allenstein: Beriht über dieAussiedlungsaktion von Deutshen aus dem Kreis Pasª�k/Preuÿish Holland am20.11.1946APO PUR Olsztyn/Allenstein 47, Bl. 149Ih war dazu abkommandiert, die Aussiedlungsaktion der Deutshen zu leiten, undführte am 4.11.1946 eine Konferenz mit dem örtlihen Starosten unter Beteiligungdes Chefs des Siherheitsdienstes und des Kommandanten der Miliz durh.Auf dieser Konferenz legten wir den Plan der Aktion fest, die am 16.11.1946 beginnensollte.Dem Plan zufolge sollte ih Verzeihnisse der zum Transport vorgesehenen Personenerhalten.In Wirklihkeit aber begann am 16.11.46 auf Fuhrwerken eine ungeordnete Men-shenmenge von körperlih Behinderten, Greisen und Frauen mit Kindern ohne Na-mensverzeihnisse zum Sammelpunkt des PUR zu strömen; auf diese Weise wurdenbis zum Abend des 19.11.46 über zweitausend Personen herangekarrt.Während der Gepäk- und der Personenkontrolle habe ih ein Namensverzeihnis von1.750 auszusiedelnden Personen angefertigt, dem Rest befahl ih zurükzufahren.Während der Überprüfung der auszusiedelnden Deutshen wurde Bürger Józef Ko-walski, der von mir als Vertreter des PUR eingesetzte Beamte, gemeinsam mit Be-amten des Siherheitsdienstes unter dem Vorwurf, sih kon�szierte Gegenstände an-geeignet zu haben, festgenommen.Die ausgesiedelten Deutshen in einer Zahl von 1.750 Personen habe ih währendihres gesamten Aufenthalts am Sammelpunkt bis einshlieÿlih 20.11.1946 mit Nah-rung versorgt.Ih versorgte sie mit Trokenproviant für drei Reisetage und gab der Transportbe-gleitung auÿerdem 1.750 Tages-Lebensmittelrationen in Form von Trokenproviantals Reserve für einen eventuellen vierten Reisetag mit.Ih stattete den Transport mit Brennsto� in Form von kleingehakten Holzsheitenaus. Wenn die Menge besagten Holzes besheiden und vielleiht niht ausreihendwar, so ist das dadurh zu erklären, daÿ ih drei Tage lang nur einen Lastwagen zurVerfügung hatte, nämlih am Samstag, dem 16.11., am Sonntag, dem 17.11., einenhalben Tag am 18.11. und einen halben Tag am 19.11.11 Im Winter 1946/47 wurde vielen ausgesiedelten Deutshen die knappe Bemessung des Brenn-materials für die Transporte zum Verhängnis. Der PUR in Allenstein wies am 30. November aus-drüklih darauf hin, die Transporte mit Öfen und ausreihend Brennmaterial zu versorgen, vgl.
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Der Chau�eur des mir zugeteilten Kraftfahrzeugs meldete mir am Mittag des 18.11.,daÿ der Kühler niht funktioniere und er zurükkehren müsse. Ein anderes, mir ausOlsztyn/Allenstein geshiktes Auto traf erst am Mittag des 19.11. ein, das besorgteHolz wurde aus einer 24 km von Pasª�k/Preuÿish Holland entfernten Ortshaftangefahren.Die Anfuhr von Holz war vor dem angegebenen Termin unmöglih, weil das Kraft-fahrzeug zum Transport von Karto�eln benutzt wurde.Während der Aussiedlungsaktion selbst stieÿ ih auf gewisse Shwierigkeiten teh-nisher Natur, nämlih:a. Wie ih weiter oben erwähnt habe, habe ih keine Listen der auszusiedelndenPersonen erhalten.b. Mangel an Transportmitteln.. Unzureihendes PUR-Personal (Frauen) das männlihe Personal undiszipli-niert, aufsässig, arbeitssheu und arrogant (Lagerarbeiter) oder gänzlih ver-breherisher Natur (Kowalski).d. Der Zug wurde für mih um zehn statt um fünf Uhr bereitgestellt, also mitfünfstündiger Verspätung, weil der Weihensteller die Entgleisung von Wagg-ons verursaht hatte.Unter diesen Umständen ruhte die gesamte Last der Arbeit auf meinen Shultern.Ih muÿte überall sein und alles selbst tun. Trotz dieser Shwierigkeiten wurden dieEvakuierten vor 17 Uhr verladen, und shon um 18 Uhr konnte der Zug abfahren.Die Revision und die Verladung in die Waggons fand auf hö�ihe und sahlihe Weisestatt. Ih ahtete darauf, daÿ sih niemand vom Personal des PUR, von der Milizoder vom Siherheitsdienst Shikanen oder Brutalitäten zushulden kommen lieÿ.Eine groÿe Hilfe in Form von Ratshlägen und Erleihterungen in den Beziehungenzu Siherheitsdienst, Miliz und Starostei gewährten mir Bürger Oberst Konarski, derVertreter des Ministeriums für die Wiedergewonnenen Gebiete, und Bürger �ekom-ski, der Vizedirektor des PUR in Olsztyn/Allenstein.

APO, Pow. PUR Olsztyn 72, Bl. 20. Im Dezember 1946 und zu Beginn des Jahre 1947 kam es zumehreren Todesfällen durh Erfrierungen aufgrund der mangelhaft beheizten Waggons. Aufgrunddieser Vorkommnisse wurde die Aussiedlungsaktion Mitte Januar 1947 unterbrohen und erst imApril wieder aufgenommen. Vgl. dazu auh Claudia Kraft: Einleitung, S. 467-469.
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300.1946, 28. NovemberDer Leiter der Starostei Gierdawy/Gerdauen1 an das Wojewodshaftsamt inOlsztyn/Allenstein, Gesellshaftspolitishe Abteilung, über den Fortgang derRepatriierungsaktion der DeutshenAPO UWO 268, Bl. 359Ih lege einen Beriht über den Fortgang der Repatriierungsaktion der Deutshenvom 27. November 1946 bei.Auÿerdem melde ih, daÿ sih nah einem mir von einem Vertreter des Liquidations-amts, Bürger Bolesªaw Pilarek vom Bezirksliquidationsamt in Olsztyn/Allenstein,und Bürger Bolesªaw Ruteki, dem Leiter des Liquidationsamts in Bartoszy-e/Bartenstein, vorgelegten Beriht während der Siherung des Besitzes in der Ge-meinde Biberniki/[?℄ unglaublihe Geshihten zugetragen haben. Der dortige Ge-meindesekretär Uljasz verlieÿ eigenmähtig die ihm anvertraute Stelle und die Arbeitin der Kommission und veranstaltete eine Sauforgie mit deutshen Frauen. Für länge-re Zeit war er für die Liquidationskommission unerreihbar, und seinetwegen war dieArbeit der Kommission lahmgelegt. Auÿerdem hielt sih der Vorsteher der GemeindeBiberniki trotz meiner den Gemeindevorstehern zugeshikten Warnung, daÿ jegliheArt von Plünderung streng bestraft werden würde, niht an meine Anweisung, unddie Vertreter des Liquidationsamts stellten persönlih fest, daÿ die Plünderungen inder Gemeinde Biberniki shon vor der Evakuierung der Deutshen begonnen hattenund daÿ daran auÿer Uljasz auh Angehörige der Bürgermiliz vom Posten Bibernikisowie Soldaten der Grenztruppen beteiligt waren. Die Plomben an dem Lager, indem die während der Gepäkkontrolle von den Deutshen kon�szierten Gegenständeaufbewahrt worden waren, sind von den Wahtposten aufgebrohen worden. DieseWahtposten wurden festgenommen. In der Gemeinde Skandowo2 ging es ebenfallsniht ohne Zwistigkeiten ab. Während des gröÿten Arbeitsanfalls wurden der Staro-steibeamte E. Nerywal sowie eine Beamtin des PUR verhaftet � man shränkte ihreBewegungsfreiheit ein und brahte sie trotz einer Intervention von Oberst Konarski3nah K�trzyn/Rastenburg, wo sie dann am nähsten Tag entlassen wurden.Wie sih herausstellte, waren sie unnötigerweise festgenommen worden. Wegen derAu�ösung des Kr. Gierdawy/Gerdauen4 beginnt der dort ansässige Abshaum derGesellshaft mit seiner destruktiven Arbeit, und die hier angesiedelte Bevölkerung,1 Die ehemalige Kreisstadt Gierdawy/Gerdauen lag nördlih der polnish-sowjetishen Demar-kationslinie, die Kreisverwaltung saÿ daher in Skandawa/Skandau. Die restlihen bei Polen ver-bliebenen Teile des Kreises Gierdawy/Gerdauen wurden am 30. November 1946 mit dem KreisK�trzyn/Rastenburg zusammengelegt.2 Skandawa/Skandau.3 Inspektor des MZO, der den Ablauf der Aussiedlungen zu kontrollieren hatte.4 Aufgrund der Korrekturen an der Demarkationslinie zur Sowjetunion wurde der Kreis Gierda-wy/Gerdauen, der in seiner ursprünglihen Ausdehnung nur zum Teil auf polnishem Territoriumlag, dem benahbarten Kreis K�trzyn/Rastenburg zugeshlagen.
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die sehnlih davon geträumt hatte, diese menshenleeren Gebiete zu bewirtshaften,trägt sih, wie man hört, mit der Absiht, diese Gebiete zu verlassen.

301.1946, 2. DezemberDie Starostei in Mor¡g/Mohrungen, Sozialpolitishe Abteilung: Lageberiht für denMonat November 1946 APO UWO 248, Bl. 307[. . . ℄Bezüglih der Einstellung der zugewanderten Bevölkerung zur autohthonen Be-völkerung ist zu sagen, daÿ sie weiterhin miÿtrauish ist. Wenn man sih in dieseDinge hineindenkt, bildet man sih in einer Vielzahl von Fällen eine Meinung fürdas Reht der einen oder der anderen Seite, nämlih: die zugewanderte Bevölkerungbringt die autohthone Bevölkerung durh ihre Habgier gegen sih auf. Fälle einesguten Zusammenlebens der einen mit der anderen Bevölkerungsgruppe sind sehrselten und beshränken sih auf Personen der autohthonen Bevölkerung, die diepolnishe Sprahe beherrshen. Weil ein bedeutender Teil der einheimishen Bevöl-kerung nur des Deutshen mähtig ist und keine Lust zeigt, Polnish zu lernen, ister in den Gemeinden isoliert und unterhält viel lieber Kontakte mit den Deutshenals mit der polnishen Bevölkerung.Bislang gibt es im Kreisgebiet an Deutshen 5.235 Personen. Eine Repatriierunghat es im Berihtsmonat niht gegeben. Für die ärmere deutshe Bevölkerung, diekeine Möglihkeit zur Erwerbstätigkeit besitzt, wurden im Kreisgebiet drei Küheneingerihtet: eine auf dem Gebiet der Stadt Mor¡g/Mohrungen, eine zweite in derGemeinde Lubieniów/Lubenow[?℄ und eine dritte in der Gemeinde Sorkobor/[?℄. Die-se Kühen geben kostenlos Essen aus. Weil die Deutshen auf ihre Repatriierung imHerbst geho�t hatten, sind sie niht darauf vorbereitet, die Winterzeit zu überste-hen, da sie keine Vorräte angelegt haben und diese Zeit für sie sehr shwer werdenwird, denn einen Erwerb �nden sie wegen der Beendigung der Feldarbeiten niht.Es entsteht die Notwendigkeit, Lebensmittelhilfe in gröÿerem Umfang zu organisie-ren. Im Berihtsmonat wurde eine autohthone Familie, die die polnishe Sprahebewahrt hatte, auf einem Bauernhof angesiedelt, da sie einen solhen niht besaÿ; eswurde ihr darüber hinaus weitgehende Hilfe bei der Ansiedlung und Einrihtung ge-währt. Fälle, in denen auf die polnishe Staatsbürgershaft verzihtet wird, wenn dieEigentumsangelegenheiten abshlägig beshieden werden, sind niht selten, und soist es zum gegenwärtigen Zeitpunkt am dringendsten und notwendigsten � was auheine grundlegende Voraussetzung für die Repolonisierung ist �, daÿ der einheimi-shen Bevölkerung materielle Existenzmöglihkeiten erö�net sowie Rehtssiherheitbei normalen Lebensbedingungen gewährleistet werden, aber auh eine Regelung desZusammenlebens mit der aus anderen Teilen des Landes und dem Ausland in die
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Wiedergewonnenen Gebiete umgesiedelten Bevölkerung, worauf die hiesigen Stellengroÿen Wert legen und wobei sie keine Kräfte sparen.[. . . ℄

302.1946, 3. DezemberDer Wojewode von Olsztyn/Allenstein: Detailplan für die Repatriierung derDeutshen APO UWO 148, Bl. 56Mit Rüksiht auf den dauerhaften Charakter der Repatriierungsaktion von Deut-shen aus der Wojewodshaft Olsztyn/Allenstein lege ih nahfolgend die weitereReihenfolge der Transporte aus den einzelnen Kreisen fest.Diese Aktion umfaÿt weiterhin die nördlihen Kreise der Wojewodshaft und berük-sihtigt die shwierige Versorgungslage dieser Kreise, in denen das deutshe Elementnoh immer am zahlreihsten ist und wo seine weitere Anwesenheit in jeder Hin-siht ernste Shwierigkeiten bereitet. Bezüglih der Kreise Bartoszye/Bartenstein,Braniewo/Braunsberg und Iªawka/Landsberg (Ostpr.)1 wird besonderer Nahdrukdarauf gelegt, daÿ Deutshe in erster Linie aus den Grenzstreifen und der Grenzzoneder Grenzshutztruppen ausgesiedelt werden, da festgestellt wurde, daÿ das deut-she Element im Grenzstreifen entlaufenen Kriegsgefangenen aus der UdSSR Shutzgewährt und den illegalen Grenzübertritt von Deutshen aus dem Gebiet der UdSSRauf polnishes Territorium unterstützt.2Die Repatriierungstransporte im Umfang von 55 Waggons, die winterlihen Verhält-nissen angepaÿt sind, werden, beginnend mit dem 18.12.46, an jedem Mittwoh vonder Verladestation abfahren, so daÿ sie an jedem Samstag via Toru«/Thorn � Poz-na«/Posen am Übergabepunkt Tuplie/Teuplitz (Eisenbahn-Grenzbahnhof: Forst)eintre�en, und zwar in folgender Reihenfolge3:1 Heutiger Name: Górowo Iªawiekie.2 Die Lage der deutshen Bevölkerung, die im nördlihen Teil Ostpreuÿens zurükgeblieben war,hatte sih im Laufe der Jahre 1945 und 1946 zunehmend vershlehtert. Ihre Versorgungslage warkatastrophal, Fälle von Kannibalismus waren in Königsberg keine Seltenheit. Die Einwohnerzahldieser Stadt hatte von a. 90.000 im März 1945 auf 25.000 im März 1947 abgenommen. Dabeikam diese Abnahme vor allem durh Todesfälle in Folge von Hunger und allgemeiner Entkräf-tung zustande. Vgl. auh den Beriht des in einem Königsberger Hospital tätigen Arztes WilhelmStarlinger: Grenzen der Sowjetmaht, in: Beihefte zum Jahrbuh der Albertus-Universität Kö-nigsberg/Pr., Bd. 9, Würzburg 1954, S. 18 �. Viele Deutshe versuhten, dem drohenden Hungertoddurh die Fluht über die Demarkationslinie in den polnishen Teil des ehemaligen Ostpreuÿenszu entgehen. Mit der Aussiedlung der noh über 100.000 Deutshen (im gesamten nördlihen Teildes ehemaligen Ostpreuÿens) begann die Sowjetunion erst im April 1947, vgl. dazu auh ClaudiaKraft: Einleitung, S. 467-469.3 Der Plan konnte aufgrund der Unterbrehung der Aussiedlung wegen der ungünstigen Witte-rungsbedingungen niht eingehalten werden. Im Januar 1947 verlieÿen nur noh zwei Transporte(aus den Kreisen Braniewo/Braunsberg und Lidzbark Warmi«ski/Heilsberg) mit je 1.750 Deutshendie Wojewodshaft Allenstein. Danah wurde die Aussiedlung erst im April wieder aufgenommen.
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1. Kreis Iªawka/Lands-berg (Ostpr.) (Verladebahnhof in Lidzbark/Heilsberg) am 18.12.462. � Bartoszye/Bartenstein � Bartoszye 25.12.463. � Braniewo/Braunsberg � Braniewo 1.1.474. � Lidzbark/Heilsberg � Lidzbark W. 8.1.475. � Pasª�k/PreuÿishHolland � Pasª�k 15.1.47
6. � K�trzyn/Rastenburg � K�trzyn 22.1.477. � Mor¡g/Mohrungen � Mor¡g 29.1.478. � Lidzbark/Heilsberg � Lidzbark W. 5.2.479. � Bartoszye/Bartenstein � Bartoszye 12.2.4710. � Braniewo/Braunsberg � Orneta/Wormditt 19.2.47

Nah dem vorherigen Plan geht der letzte Transport am Mittwoh, dem 11.12.1946,vom Verladebahnhof in K�trzyn/Rastenburg ab. Die Reihenfolge weiterer Transportewird zu gegebener Zeit mitgeteilt werden.
303.1946, 31. DezemberDer Wojewode von Olsztyn/Allenstein: Lageberiht vom 31.12.1946 für den MonatDezember 1946: Zahlenmäÿige Aufstellung über die BevölkerungAPO UWO 76, Bl. 2Insge- Männer Frauen In den StädtenKreise samt Summe Polen Deutshe Andere1 2 3 4 5 6 7Bartoszye/Bartenstein 11.589 � � 3.586 3.331 255 �Braniewo/Braunsberg 17.890 � � 6.313 5.883 430 �Fortsetzung nähste Seite
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Fortsetzung Insge- Männer Frauen In den StädtenKreise samt Summe Polen Deutshe Andere1 2 3 4 5 6 7Gi»yko/Lötzen 27.467 � � 10.574 10.467 101 �Iªawka1/Landsberg(Ostpr.) 6.706 � � 1.340 1.131 209 6
K�trzyn/Rastenburg 23.825 � � 8.512 8.200 310 �LidzbarkW./Heils-berg 31.457 � � 6.345 5.995 350 2
Mor¡g/Mohrungen 29.471 14.064 15.407 5.639 5.108 525 �Mr¡gowo/Sensburg 34.963 � � 6.796 5.774 1.022 6Nidzia/Neidenburg 17.371 � � 3.336 3.331 2 3Olsztyn/AllensteinStadt 43.623 21.085 22.538 43.623 43.563 � 60
Olsztyn/AllensteinKreis 33.799 � � 1.908 1.896 12 �
Ostróda/Osterode 38.238 18.200 20.038 11.336 11.132 196 8Pasª�k/Preu-ÿish Hol-land 17.233 � � 3.335 ...2.934 401 �
Pisz/Johan-nisburg 18.198 � � 4.560 4.327 323 �Reszel/Rös-sel 30.221 � � 8.354 647.. 1.884 �Susz/Rosen-berg 25.299 � � 10.410 10.275 104 31Szzytno/Ortelsburg 33.343 � � 6.298 6.236 62 �W�gorzewo/Angerburg 9.000 � � 1.865 1.729 136 �Summe 449.690 53.349 57.983 144.220 137.782 6.322 116
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[rehte Fortsetzung des vorstehenden Tabellenteils℄Auf dem Lande RepatriantenSumme Polen Deutshe Andere Summe Aus dem Aus dem UmsiedlerOsten Westen aus Zen-tralpolen8 9 10 11 12 13 14 158.003 4.943 3.060 � 5.584 � � 2.68911.577 8.229 3.348 � 9.337 � � 4.51416.893 15.133 1.759 1 � � � �5.366 3.866 1.500 � 3.611 � � 1.20815.313 12.085 3.228 � 11.017 11.017 � 7.12625.112 17.282 7.830 � 16.930 � � 8.74223.832 19.803 4.018 11 11.400 � � 13.51128.167 9.402 18.765 � 1.650 1.650 � 6.35014.035 13.317 718 � 4.003 3.996 7 10.192� � � � 12.854 � � 30.70931.891 31.692 199 � 1.783 1.719 64 1.70726.902 24.420 2.465 17 9.484 9.278 206 16.06413.898 9.619 4.279 � 8.457 � � 3.91113.545 10.777 2.768 � 554 � � 12.75021.867 16.203 5.664 � 3.677 � � 13.35914.889 14.084 761 44 4.211 � � 20.63227.045 19.180 7.865 � 2.167 2.167 � 16.6417.135 6.674 461 � 3.618 3.618 � 3.995305.470 236.709 68.688 73 110.337 33.445 277 174.100b68.6886.32275.010b2
1 Heutiger Name: Górowo Iªawiekie.2 Gesamtzahl der noh in der Region anwesenden Deutshen. Es fällt auf, daÿ die Aufstellungdie einheimishe ermländishe und masurishe Bevölkerung niht gesondert berüksihtigt. In derRubrik �Polen� sind aber niht automatish alle Ermländer und Masuren miteingerehnet. Sehrviele noh niht veri�zierte Personen tauhen auh in der Rubrik �Deutshe� auf. Die Zahl derlaut Statistik noh verbliebenen Deutshen (75.010) lag um a. 20.000 über der Anzahl der imLaufe der Jahre 1947-1950 ausgesiedelten Deutshen. Vgl. die Zusammenstellung der Transportebei Stanisªaw �yromski: Proesy migrayjne w Województwie Olszty«skim w latah 1945-1949[Migrationsprozesse in der Wojewodshaft Allenstein in den Jahren 1945-1949℄, Olsztyn 1971, S.30-31.
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304.1947, 1. JanuarBeriht des Starosten in Braniewo/Braunsberg über die Aussiedlungsaktion derDeutshen am 1.1.1947 APO UWO 273, Bl. 20-231. Die Vorbereitung zur Aussiedlung erfolgte bereits im Monat November durhden Erlaÿ von Verordnungen zur genauen Durhführung der Zählung der deut-shen Bevölkerung im Kreisgebiet. Für die Durhführung der Volkszählungsind die Gemeindevorsteher verantwortlih.2. Mit dem P.U.R. wurde die Art und Weise der Aufstellung der Aussiedlungsli-sten für zwei Bezirke im Kreis abgestimmt.3. Am 28.12. wurden Vertreter der Starostei in Begleitung von Vertretern derM.O. und des U.L. [Liquidationsamtes℄ in das Gebiet der Gemeinden Pasa-ria/Passarien, Podlipie/[?℄, Frombork/Frauenburg, Pªoskinia/Plaswik [wahr-sheinlih Plaÿwik℄, Blizin(y)/Grenzaker [?℄ und Braniewo/Braunsberg ent-sandt. Die Gemeindevorsteher der jeweiligen Gemeinden wurden über dieDurhführung der Aussiedlung belehrt.4. Am 29.12. kamen die ersten Gruppen von Repatrianten an den Sammelpunk-ten in Braniewo/Braunsberg an. Weitere am 30.12. Bei der Überprüfung derabgelieferten Aussiedlerlisten wurde festgestellt:a) Die Zahl der Aussiedler ist unvollständig.b) Es geshahen Streihungen auf den Listen, die von Gemeindevorstehernund Shultheiÿen (Gemeinde Blizin) durhgeführt wurden.) Intervention durh einige Behördenvertreter. Durh die vorerwähnte Tä-tigkeit wurde die Planung über den Haufen geworfen, weshalb diese amletzten Tag ergänzt werden muÿte.5. Einquartierung und Verp�egung übernahm das P.U.R. . Die Arbeit wurde gutausgeführt.6. Das Beladen der Waggons wurde am 1.1.47 um 9.30 Uhr begonnen, um 12 Uhrbeendet.7. Siherheit während der Aussiedlung:a) Den Shutz während des Marshes von der Gemeinde zum Sammelpunktin Braniewo/Braunsberg gewährleistete die M.O.; gesamtverantwortlihwar der Gemeindevorsteher.
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b) Während des Aufenthaltes an den Sammelpunkten in Braniewo/Brauns-berg sorgte die M.O. für die Siherheit. Dennoh brah in der Naht vom30. auf den 31. ein Brand in dem zum Gemeinshaftshaus bestimmtenP.P.S.-Gebäude aus, dessen Renovierung fast abgeshlossen war. Die M.O.hat eine Ermittlung eingeleitet. Vom 31. bis zur Verladung leistete dasMilitär (W.O.P.) Hilfe.8. Während der ganzen Aktion wurden Miÿhandlungen in Form von Shlägenoder ähnlihem niht festgestellt.9. Die Zollkontrolle und Revision wurden durh das Zollamt aus Gda«sk/Danzigdurhgeführt.10. Die sanitäre Kontrolle und Desinfektionsmaÿnahmen wurden im Namen desKreisartztes Dr. Kwasowie aus Orn�ta/Wormditt durhgeführt.11. Die Durhsiht der Listen und die Kontrolle der Bevölkerung übernahm derVertreter des Ministeriums für die Wiedergewonnenen Gebiete, Oberst Ko-narski, mit Hilfe ö�entliher Organe.12. Insgesamt wurden 1.750 Deutshe ausgesiedelt � davon 296 Männer, 844 Frau-en und 610 Kinder.Hierzu sind Abshriften von Protokollen über die während der Revisionen beshlag-nahmten Nahrungsmittel, Kleidung und anderes beigefügt.fProtokollfAufgenommen am 1. Januar 1947 in Braniewo/Braunsberg in Anwesenheit des Dele-gierten der Starostei in Braniewo/Braunsberg, Bürger Czesªaw Rzezyki, des Ver-treters des hiesigen P.U.R., Bürger Tadeusz Pogorzelski, und des Finanzrevisors,Bürger Miezysªaw Laska, des Leiters der zur Zollabfertigung der Deutshen am 31.Dezember 1946 delegierten Gruppe sowie des Vertreters des Amtes für Ö�entliheSiherheit in Braniewo/Braunsberg, Bürger Aleksander Jankowski, in der Angele-genheit der während der Revision in Beshlag genommenen Lebensmittel gemäÿ derfolgenden Zusammenstellung1:1 Das MZO erlieÿ am 23. April 1946 eine Instruktion, in der es die Ausfuhr aller Lebensmittelverbot, welhe die Lebensmittelration übershritten, die den Deutshen mit der Verordnung vom15. Januar 1946 zugeteilt worden war, d. h. eine für 4 Tage ausreihende Menge, vgl. Dok. 109. Desweiteren beshwerte sih das MZO in dieser Instruktion darüber, daÿ die Deutshen auh Dingedes täglihen Gebrauhs, wie zum Beispiel Hausrat, in groÿen Mengen ausführten. Die zuständigenStellen, das heiÿt die Kommissionen an den Sammelpunkten, wurden angewiesen, strengere Kon-trollen bei den Deutshen durhzuführen. Das MZO kritisierte die Tatsahe, daÿ die Deutshen inder Regel mit Fuhrwerken anstatt zu Fuÿ zu den Sammelpunkten gebraht wurden. Daher resul-tierte nah Ansiht dieser Behörde die Ausfuhr gröÿerer Mengen an Gepäk, da sih die Deutshen� anders als bei einem Fuÿmarsh zu den Sammelpunkten � erlauben konnten, Gepäk mitzuführen,das shwerer war, als daÿ sie es alleine hätten tragen können, so wie es in der Verordnung vom15.01.1946 vorgesehen war.
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1. 47 Laib Brot Gesamtgewiht 65 kg.2. 17 Fleishdosen � 17 kg.3. 4 Milhdosen � 1,9 kg.4. 5 Säke Mehl (Shrotmehl) � 78 kg.5. 1 Sak Weizenmehl � 4,5 kg.6. 1 Sak Erbsen � 12,5 kg.7. 4 Stüke Spek � 2 kg.8. 1 Stük Wurst � 0,5 kg.Die oben aufgeführten Lebensmittel wurden dem Bürger Czesªaw Rzezyki, Dele-gierter der Starostei in Braniewo/Braunsberg, Referat für Verp�egung und Handel,aufgrund der Vollmaht vom 31. Dezember 1946 übergeben.fProtokollfAufgenommen am 1. Januar 1947 in Braniewo/Braunsberg in Anwesenheit des hie-sigen Vertreters des P.U.R., Bürger Tadeusz Pogorzelski, des Vertreters des Amtesfür Ö�entlihen Siherheit in Braniewo/Braunsberg, Bürger Aleksander Jankowski,des Delegierten der Delegatur des Kreisliquidationsamtes in Braniewo/Braunsberg,Bürger Józef Winiarski, und des Bürgers Miezysªaw Laska, Finanzrevisors und Lei-ters der zur Abfertigung der deutshen Aussiedler am 31. Dezember 1946 delegiertenGruppe, in der Angelegenheit der in Beshlag genommenen Kleidungsstüke wäh-rend der Durhsuhung, gemäÿ folgender Zusammenstellung2:1. Wolle Gewiht 5 kg.2. Baumwolle � 2,5 kg.3. Einfahe Handtüher Stük 264. Tishdeken � 75. Bettüher � 106. Tashentüher � 107. Damennahthemd � 18. Damenbekleidung � 49. Kleidung � 110. Kindertashe � 111. Strikwaren � 612. Fenstervorhänge � 213. Gummi�ashen � 214. Ärtztlihe Gummihandshuhe 2 Paar15. Gummiunterlage Stük 116. Gummisohle Gewiht 0,5 kg.17. Kiste mit Shlosser- und Tishlerwerkzeugen Gewiht 10 kg.1 Säkhen, von einem unbekannten Aussiedler zurükgelassen, enthaltend:4 Paar Damenshuhe, 1 Damennahthemd, 4 Töpfe.2 In der obigen Instruktion wurde ausdrüklih darauf hingewiesen, daÿ die Deutshen keineneuen Kleider und Shuhe sowie andere Textilien ausführen dürften. Am Sammelpunkt solltendarüber hinaus alle Gegenstände kon�sziert werden, die niht Dinge des persönlihen Gebrauhs,Kohgeshirr und Deken waren bzw. die erlaubte Gepäkmenge von 40 kg übershritten.
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Die oben aufgelisteten Gegenstände wurden dem Delegierten der Delegatur desO.U.L. (= Okr�gowy Urz¡d Likwidayjny = Bezirksliquidationsamt) in Branie-wo/Braunsberg, Bürger Józef Winiarski aufgrund der Vollmaht vom 1. Januar 1947übergeben. fProtokollfAufgenommen am 1. Januar 1947 betre�end die Durhführung der Zollabfertigungder deutshen Repatrianten am 31. Dezember 1946 in Anwesenheit des Vertretersder Starostei in Braniewo/Braunsberg, Bürger Czesªaw Rzezyki, des Vertretersdes hiesigen P.U.R., Bürger Tadeusz Pogorzelski, des Vertreters hiesigen Amtes fürÖ�entlihe Siherheit, Bürger Aleksander Jankowski, und des Finanzrevisors undLeiters der Delegiertengruppe zur Durhführung der Zollabfertigung, Bürger Mie-zysªaw Laska:Während der Durhsuhung wurden beshlagnahmt3:polnishe Zªoty 13.077.-in Worten dreizehntausendsiebenundsiebzig Zªotydeutshe Mark 5.930,-deutshe Mark in Silber 718,50,-belgishe Franken 5,-französishe Franken 20,-russishe Rubel 3,-Tsherwonez4 1,-tshehishe Kronen 5,-goldene Gegenstände 2 (Armband und gebrohener Ehering)silberne Gegenstände 8 (zwei Gedenkmedaillen und sehs Lö�elhen)Sparbüher 218 Stükallgemein wurde abgefertigtdarüber hinaus wurden beshlagnahmt:Lebensmittel � gemäÿ des Protokolls in der AnlageKleidungsgegenstände � � � �Dieses Protokoll wurde in vier gleihlautenden Exemplaren angefertigt, von denen je-weils eins ausgehändigt wurde: dem Vertreter der Starostei in Braniewo/Braunsberg,dem Vertreter des P.U.R. und dem Vertreter des Amtes für Ö�entlihe Siherheit.Hiernah wurde dieses Protokoll beendet, vorgelesen und untershrieben.

3 Die MZO-Verordnung vom 15. Januar 1946 erlaubte den Deutshen, 500 Reihsmark auszu-führen sowie einen persönlihen Wertgegenstand wie eine Uhr oder einen Ehering. Alle anderenWertsahen sowie Bargeld oder Sparbüher sollten durh die Zollkommissionen eingezogen werden.4 Seit 1923 Zehnrubel-Goldstük in der Sowjetunion.
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305.1947, 28. JanuarLeiter der gesellshaftspolitishen Abteilung des Wojewodshaftsamtes, GustawLeyding-Mieleki1: Aussiedlung der Deutshen aus der WojewodshaftOlsztyn/Allenstein APO UWO 272, Bl. 35

Ord- Kreisname Abfahrtstag Anzahl Zur Aussied-nungs- des Trans- lung verbliebe-zahl portes ne Deutshe1. Bartoszye/Bartenstein 30.10.46 1.764 �2. Braniewo/Braunsberg 6.11.46 1.814 �3. Lidzbark Warm./Heilsberg 13.11.46 1.750 �4. Pasª�k/Preuÿish Holland 20.11.46 1.750 5.5355. Gierdawy/Gierdauen 27.11.46 831 566. K�trzyn/Rastenburg 27.11.46 852 3.9277. Gi»yko/Lötzen 4.12.46 265 2308. W�gorzewo/Angerburg 4.12.46 1.586 2409. K�trzyn/Rastenburg 11.12.46 1.744 2.18310. Iªawka2/Landsberg 19.12.46 1.750 1.93511. Bartoszye/Bartenstein 25.12.46 1.748 2.37012. Braniewo/Braunsberg 1.1.47 1.750 1.45213. Lidzbark Warm./Heilsberg 8.1.47 1.750 7.529binsgesamt = 19.354b
Restlihe Kreise1. Nidzia/Neidenburg � � 6202. Szzytno/Ortelsburg � � 9453. Pisz/Johannisburg � � 7804. Mr¡gowo/Sensburg � � 2.2005. Ostróda/Osterode � � 9506. Susz/Rosenberg � � 7257. Reszel/Röÿel � � 5.3398. Olsztyn powiat/Allenstein Kreis � � 196Fortsetzung nähste Seite
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FortsetzungOrd- Kreisname Abfahrtstag Anzahl Zur Aussied-nungs- des Trans- lung verbliebe-zahl portes ne Deutshe9. /Olsztyn miasto/Allenstein Stadt � � 3010. Mor¡g/Mohrungen � � 4.325binsgesamt: 41.567b
1 Gustaw Leyding (1899-1974), dessen Pseudonym während der Okkupationszeit Lujan Miele-ki lautete, stammte aus dem Kreis Ortelsburg/Szzytno und war vor dem Zweiten Weltkrieg einwihtiger Propagator des Polentums in Masuren. Nah dem Krieg gehörte er zu den Gründern derPolnishen Bauernpartei (Polskie Stronnitwo Ludowe, PSL) im Allensteiner Gebiet. Von 1945 bis1948 leitete er die gesellshaftspolitishe Abteilung des Wojewodshaftsamtes in Allenstein. Vgl.auh Oraki: Sªownik (wie Dok. 273, Anm. 1), S. 187 �.2 Górowo Iªawekie. 306.1947, 20. FebruarDer Wojewode von Olsztyn/Allenstein an alle Starosten: Aussiedlung derDeutshen von den den PNZ gehörenden LandgüternAPO UWO 149, Bl. 21-22Der Konferenz mit dem Hauptinspektor der Zentralen Verwaltung Staatliher Lie-genshaften zufolge ordne ih in erster Linie die Aussiedlung der Deutshen vondenjenigen staatlihen Landgütern an, die den Bezirksverwaltungen Staatliher Lie-genshaften unterliegen. Diese Aktion soll gleihzeitig mit der Wiederaufnahme derAussiedlung durh das Ministerium der Wiedergewonnenen Gebiete nah der ange-ordneten Pause beginnen und wird etwa 3.5001 Deutshe umfassen, mit Ausnahmeder angeforderten Fahkräfte, die bis zu den letzten Transporten aus der Wojewod-shaft Allenstein auf den Landgütern bleiben.21 In einem Folgeshreiben vom 25. März 1947 bestimmte der Wojewode, daÿ zweks der Aus-siedlung der Deutshen von den staatlihen Landgütern drei Transporte mit je 1.750 Menshen dasGebiet verlassen sollten. Für den Fall, daÿ diese Transporte niht gänzlih mit Arbeitern von denLandgütern besetzt werden konnten, verfügte er, Angehörige der Intelligenz sowie unproduktivePersonen zu den Transporten hinzuzufügen, APO, UWO 149, Bl. 31-32.2 Gerade die Deutshen, die auf staatlihen Landgütern lebten, waren niht unmittelbar durhHunger in ihrer Existenz bedroht. Dennoh legte auh der PUR in Allenstein in einem Shreibenan alle Kreisabteilungen des PUR aus dem Februar 1947 Wert darauf, daÿ bei der Wiederaufnahmeder Aussiedlungen der Deutshen zunähst diese Personengruppe ausgesiedelt würde, APO, PURw Pasª�ku 22, Bl. 9. Aufgrund des Arbeitskräftemangels wurde die Repatriierung der Deutshen
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Die vorgesehenen 3.500 Deutshen werden in aufeinander folgenden Trans-porten abfahren, wobei der erste Transport folgende Kreise umfassenwird: Braniewo/Braunsberg, Iªawka/Landsberg3, Lidzbark Warm./Heilsberg,Mor¡g/Mohrungen, Nidzia/Neidenburg, Olsztyn/Allenstein, Ostróda/Osterode,Pasª�k/Preuÿish Holland und Susz/Rosenberg, die zum Allensteiner Bezirkder P.N.Z. gehören. Der zweite Transport wird folgende Kreise umfassen:Gi»yko/Lötzen, K�trzyn/Rastenburg, Mr¡gowo/Sensburg, Pisz/Johannisburg,Reszel/Röÿel, W�gorzewo/Angerburg, die zum Ost-Masurishen Bezirk der P.N.Z.gehören sowie die Kreise Bartoszye/Bartenstein und Szzytno/Ortelsburg, die zumAllensteiner Bezirk der P.N.Z. gehören.Nähere Einzelheiten bezüglih der Sammelpunkte in den einzelnen Kreisen, der Be-ladestellen, der Zusammensetzung der Transporte sowie das Datum des Beginns derRepatriierung werden in einem gesonderten Shreiben demnähst mitgeteilt.Die Repatriierung der Deutshen von den staatlihen Landgütern erfolgt entspre-hend den gleihen Vorshriften wie die vorherige Aktion, die den Charakter einerdauerhaften Aktion trug. Es wird empfohlen, sih mit der Anordnung des Ministe-riums für die Wiedergewonnenen Gebiete und der mit dem Shreiben des Woje-wodshaftamtes vom 20.2.46, Amtsblattnr. 100/02/46 zugesandten Anweisung vom15. Januar 1946 sowie mit den Rihtlinien der zusätzlihen Anordnung des Haupt-beauftragten des M.Z.O. über die Angelegenheiten der Aussiedlung der deutshenBevölkerung vom 22.11.46, Amtsblattnr. 392/46, bezüglih der Gepäkkontrolle, derZollabfertigung, der ärtzlihen Untersuhung wegen der Reisefähigkeit der Aussied-ler, der Beheizung der Sammelpunkte et. vertraut zu mahen. Ebenso ist das imAmtsblatt des Ministeriums für die Wiedergewonnenen Gebiete Nr. 14 am 10.12.1946ershienene Rundshreiben Nr. 131 des Ministeriums für die Wiedergewonnenen Ge-biete, Siedlungsdepartement vom 28.11.1946, Amtsblattnr. III/6446/W.O./46, inder Angelegenheit der Siherung und Verfügung über die Liegenshaften im Zusam-menhang mit der beabsihtigten Aussiedlung der auf den staatlihen Landgüterndurh die Staatlihen Liegenshaften angestellten deutshen Artbeiter genauer zubeahten.Die Aktion muÿ in allen Einzelheiten entsprehend vorbereitet sein, damit sie zugegebener Zeit wirksam und einwandfrei durhgeführt werden kann.Die Namensverzeihnisse der von den staatlihen Landgütern zur Aussiedlung be-stimmten Deutshen legen die betre�enden Kreisverwaltungen der Staatlihen Lie-von den staatlihen Landgütern immer wieder vershoben. Vor allem in den nördlihen Kreisen derRegion, wie zum Beispiel im Kreis Bartoszye/Bartenstein, waren die deutshen Arbeitskräfte be-sonders in der Erntezeit shwer zu ersetzen. In einem Shreiben aus dem Juli 1947 zum Beispiel andie Starosten von Bartoszye/Bartenstein und Mor¡g/Mohrungen ordnete der Allensteiner Woje-wode an, aufgrund der Erntezeit und des Arbeitskräftemangels auf den PNZ die Zusammensetzungdes Transportes aus dem Kreis Bartoszye/Bartenstein zu ändern. Der für den 24. Juli 1947 ge-plante Transport sollte nur 1.000 Deutshe aus Bartoszye/Bartenstein umfassen, die restlihen 500Personen sollten durh Deutshe aus dem Kreis Mor¡g/Mohrungen ersetzt werden, APO, UWO149, Bl. 71. Vgl. zum Problem der deutshen Arbeitskräfte auh Borodziej: Einleitung, S. 82-85.3 Heutiger Name: Górowo Iªawekie.
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genshaften in vierfaher Ausführung vor. Diese Verzeihnisse werden bis zumd28.2.47.d in zwei Exemplaren bei den Bürger Starosten eingereiht (davon wirdein Exemplar dem Transportkommandanten am Tag der Abfahrt des Transportsausgehändigt, ein weiteres verbleibt bei den Akten der Starostei) und eines aus al-len Kreisen erhält die Gesellshaftspolitishe Abteilung. Die Bürger Starosten sindverp�ihtet, die Verzeihnisse zu kontrollieren, ob sie niht zufällig aus der polni-shen autohthonen Bevölkerung veri�zierte Personen enthalten, die unter keinemVorwand ausgesiedelt werden dürfen. �Die Kreisverwaltungen der P.N.Z. haben die zur Aussiedlung bestimmten Deutshenvon den staatlihen Landgütern mit eigenen Transportmitteln zu einem speziell an-gegebenen Termin an die einzelnen Sammelpunkte zu bringen.Der Hauptsammelpunkt für die einzelnen Transporte aus den Kreisen wird Olsz-tyn/Allenstein sein, wo ein Sammeltransport mit der Abfertigung bis zur Grenzebzw. zum Bestimmungsort im Ausland zusammengestellt wird. Die Begleitung vomKreissammelpunkt zum Hauptsammelpunkt in Olsztyn/Allenstein erfolgt durh dieM.O., ab dort erfolgt die Begleitung des ganzen Transportes wie bisher durh eineEinheit des K.B.W.[. . . ℄

307.1947, 12. März
Kreisamt für Ö�entlihe Siherheit in Lidzbark Warmi«ski/Heilsberg an denStarosten in Lidzbark/Heilsberg betr. Nihtzuerkennung der polnishen Nationalität

APO SP Lidzbark/Heilsberg 9, Bl. 154[. . . ℄Antwort, Gutahten Robert Kossing1.
1 Vgl. zu diesem Shreiben Dok. 297 vom 31. Oktober 1946, in dem sih der genannte RobertKossing darüber beshwerte, daÿ er keine Möglihkeit erhalten habe, sih seine polnishe Abstam-mung amtlih bestätigen zu lassen, und daÿ er von einem neuen polnishen Ansiedler von seinemBesitz vertrieben werden sollte.
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Robert Kossing ist rein deutsher Abstammung und hatte niemals etwas mit derpolnishen Nation zu tun, wie es Leute, die ihn aus deutshen Zeiten kannten, selbst-verständlih behaupten und daÿ er ein wohlhabender, reht intelligenter Bauer war.Ständig prozessierte er gegen die in der Umgebung wohnenden Leute, insbesonderegegen Ermländer und Masuren. Sein Vater war deutsher Kolonialist, der aus West-deutshland geshikt wurde, um die hiesigen Gebiete zu germanisieren, polnisheDenkmäler zu vernihten und die ermländish-masurishe Bevölkerung zu unter-drüken. Er hat einen äuÿerst shlehten Ruf, man hat ihm sogar seine Kontaktezu Ukrainern nahgewiesen.2 Es steht ihm niht zu, Dokumente über die Zugehö-rigkeit zur aPolnishen Nationalität zu erhalten. Der oben Erwähnte ist zusammenmit deutshen Autohthonen germanisiert worden.a

2 Während des Zweiten Weltkrieges gab es im ehemaligen Ostpreuÿen zahlreihe Ukrainer, dieauf seiten des nationalistishen ukrainishen Untergrundes gegen die Sowjetunion kämpften und vonden Nationalsozialisten als Hilfstruppen � vor allem bei der Überwahung von Zwangsarbeitern �eingesetzt wurden. In diesem Dokument wird auf diese Ukrainer ausdrüklih Bezug genommen,da die Ukrainer, die ihre Heimat im Südosten des polnishen Staatsgebietes im Rahmen der Aktion�Weihsel� verlassen muÿten, erst seit Anfang Mai 1947 in der Wojewodshaft Allenstein eintrafen.308.1947, 14. AprilDer Leiter der Gesellshaftspolitishen Abteilung des Wojewodshaftsamtes W.Je»ewski: Zusammenstellung der Bevölkerung nah dem Stand vom 1.IV.1947APO UWO 272, Bl. 34Polnishe BevölkerungOrd- Name des um- und autoh- autoh- Deutshe anderenungs- Kreises ausge- thon veri- thon niht (Auslän-zahl siedelt �ziert veri�ziert der)1. Bartoszye/Bartenstein 8.181 308 293 3.615 �2. Braniewo/Braunsberg 14.283 234 180 3.789 �3. Gi»yko/Löt-zen 19.075 5.504 2.131 102 194. Iªawka/Lands-berg1 4.340 347 108 1.900 �5. K�trzyn/Ra-stenburg 17.823 1.418 1.300 3.500 11Fortsetzung nähste Seite
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Fortsetzung Polnishe BevölkerungOrd- Name des um- und autoh- autoh- Deutshe anderenungs- Kreises ausge- thon veri- thon niht (Auslän-zahl siedelt �ziert veri�ziert der)6. LidzbarkWarm./Heils-berg 22.555 786 422 7.810 32

7. Mor¡g/Moh-rungen 23.604 1.908 700 3.781 128. Mr¡gowo/Sens-burg 8.345 8.316 16.180 2.686 59. Nidzia/Nei-denburg 14.195 2.464 686 80 �10. Olsztyn mias-to/AllensteinStadt 41.344 2.930 12 28 69
11. Olsztyn powi-at/AllensteinKreis 7.211 26.517 2.171 220 7
12. Ostróda/ Oste-rode 29.118 7.425 1.810 920 1413. Pisz/Johannis-burg 8.316 1.928 2.587 500 �14. Pasª�k/Preu-ÿish Holland 10.420 214 506 6.027 �15. Reszel/Röÿel 12.983 6.424 1.230 5.672 4316. Susz/Rosen-berg 19.105 1.386 75 842 �17. Szzytno/Or-telsburg 19.393 7.104 6.050 300 218. W�gorzewo/Angerburg 6.452 779 418 150 �287.289 76.001 36.859 41.922 214bErmländer a. 40.000, Masuren a. 72.000b
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309.1947, 21. AprilBeriht der Aussiedlungskommission im Kreis Mor¡g/MohrungenAPO UWO 273, Bl. 281[. . . ℄Eine Kommission, bestehend aus vier Personen, reiste am 19.4.47 um 10 Uhr 10Minuten aus Mor¡g/Mohrungen in das Gebiet ab. Auf dem Gut Girgainen1 ist sie amgleihen Tag um 12 Uhr angekommen. Der Verwalter des Gutes in Girgainen, BürgerZygmunt Krzyszto�k, spannte die Pferde vor den Einspänner, und wir fuhren auf dasLandgut Plenkitten2, wo wir von zwei bis vier Uhr mit der Arbeit im Zusammenhangmit der Aussiedlung der Deutshen vom oben erwähnten Gut begannen. Die Aktionverlief ruhig und gemäÿ dem Namensverzeihnis der Deutshen, das die Zahl von 20Personen umfaÿte [;℄ die von Deutshen zurükgelassenen Gegenstände wurden durhdie oben genannte Kommission aufgelistet und dem Verwalter des Guts übergeben.Die Deutshen wurden auf Fuhrwerke geladen und zum Landgut Girgainen in dieObhut des Funktionärs der M.O., Aleksander Kukulski, gebraht.Nah Abshluÿ der Aktion auf dem Landgut Plenkitten begab sih die Kommissionzum Landgut Kotlewka/[?℄, die Arbeit begann um 4.15 Uhr und dauerte bis 18 Uhr.Das Verzeihnis der angegebenen Personen zählte 17, mitgenommen haben wir 18,weil in einer Familie ein Kind niht eingetragen worden war. Die Aktion verlief ohneirgendwelhe Shwierigkeiten, ehemals deutshes Hab und Gut wurde verzeihnetund in die Obhut des Verwalters gegeben, und die Deutshen lieferten wir auf demLandgut Girgainen ab.Auf dem nähsten Landgut, Batki (B¡dki = Bündtken Krs. Mohrungen), wurde dieAktion um 17 Uhr begonnen und dauerte bis 19 Uhr, die Arbeit verlief ruhig undreibungslos, gemäÿ dem vorgelegten Verzeihnis. Eine Familie, bestehend aus dreiPersonen, haben wir wegen der Abwesenheit der Mutter niht mitgenommen, vonden Deutshen zurükgelassene Gegenstände wurden verzeihnet und dem Verwalterübergeben, und die Deutshen lieferten wir auf dem Landgut Girgainen ab.Frühmorgens, d. h. am 20.4.47 haben wir um 3.30 Uhr die Aktion auf dem Land-gut Girgainen begonnen, diese verlief im Gegensatz [zu vorher℄ mit Geshrei undLärm, weil die Mehrheit der Deutshen reisefertig war und lautstark darum bat, siezur Abfahrt mitzunehmen. Gemäÿ der Gesamtzahl der im Verzeihnis aufgelistetenDeutshen fehlten zwei Personen. Dafür wurde eine Deutshe mit Namen NataliaKun auf Verlangen des Verwalters des Gutes Girgainen, des Bürgers Zygmunt Krzy-szto�k, hinzugefügt, welhe in Kenntnis ihrer Aussiedlung ihre Sahen verkauft hat,ih weiÿ niht, unter welhen Voraussetzungen sie dem Verwalter mitgeteilt hat, daÿ1 Heutiger Name: Girgajny.2 Heutiger Name: Pl�kity.
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sie einen Teppih für 6.000 Zªoty verkauft habe, die sie dem Bürger Zbiliki von derKreis-M.O. in Anwesenheit des Verwalters Zygmunt Krzyszto�k übergab.Bei der Überprüfung der Deutshen wurden vier mit Daunendeken gefüllte Säkezurükgelassen, die einer der Milizionäre wegen groÿer Überladung abwies, weil diesePerson sie niht selber tragen konnte. Diese Säke wurden registriert und dem Ver-walter übergeben. Damit wurden die Arbeiten zur Aussiedlung der Deutshen um 6Uhr beendet. Abfahrt vom Landgut Girgainen, Ankunft in Mor¡g/Mohrungen um8 Uhr 30, während der Fahrt ist nihts Erwähnenswertes vorgefallen.Gemäÿ eingereihtem Verzeihnis Zahl der ausgesiedelten DeutshenLandgut Plenkitten 20 Personen 20 Personen� Kotlewka 17 � 18 �� Batki 13 � 10 �� Girgainen 11 � 12 �Insgesamt: 61 Personen Insgesamt: 60 Personen

310.1947, 6. JuniDer Leiter der Kreisabteilung des P.U.R. in Olsztyn/Allenstein an den Direktorder Wojewodshaftsabteilung des P.U.R. in Olsztyn/Allenstein betr. einenDeutshentransport aus Lidzbark Warmi«ski/HeilsbergAPO PUR Olsztyn 48, Bl. 221Am 5.6.1947 passierte der Transport mit den am Sammelpunkt Lidzbark/Heilsbergverladenen Deutshen Olsztyn/Allenstein.Ih habe festgestellt, daÿ der Transport niht mit den vorgeshriebenen Dokumentenund niht mit einer Anweisung über den Umfang der Verp�egung für den plombier-ten Waggon versehen war. Die Sanitätswaggons waren niht desin�ziert und nihtmit Feldbetten ausgestattet. Es gab keine vorgeshriebenen Verzeihnisse für die ein-zelnen Waggons, sondern nur ein allgemeines Verzeihnis der Deutshen. Der Trans-port besaÿ keine allgemeine Zusammenstellung mit einer gesonderten Au�istung derKinder, es wurde kein Zolldokument hinzugefügt, kein Transportleiter unter denDeutshen bestimmt und ihm keine den Vorshriften entsprehende Besheinigungausgestellt. Der Transport kam ohne Konvoi und ohne einen Zugführer in Olsz-tyn/Allenstein an, sondern nur mit dem Sha�ner vom P.U.R. Der Proviantwaggonwar shmutzig und das Brot lagerte auf altem Stroh.Es lag niht in meiner Kompetenz, und ih war auh niht bevollmähtigt, die Mängelzu beheben. Dennoh rehnete ih mit einer eventuellen Zurükweisung des Trans-portes am Übergabepunkt in Kaªawsk/Kohlfurt1 durh die sowjetishen Behörden.1 Kaªawsk bzw. W�glinie/Kohlfurt war der Übergabepunkt für die in die SBZ fahrenden Trans-porte.
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Daher entshied ih in eigener Verantwortung, diese Mängel so weit wie möglih zubeheben, d. h. mit Ausnahme einer Änderung der deutshen Listen, weil ih es amFeiertag (Fronleihnam) niht fertigbrahte, die Büroangestellten ins Amt zu holen.In Anbetraht dessen, daÿ der Zug einen mehrstündigen Aufenthalt hatte, konnteih folgende Maÿnahmen durhführen:1. Mit Mühe fand ih einen Malermeister, der damit einverstanden war, am Fei-ertag zwei Sanitätswaggons zu kalken.2. Diese Waggons habe ih mit Feldbetten ausgerüstet.3. Ih ergänzte den Proviant bis zur vorgeshriebenen Norm, d. h. für den plom-bierten Waggon habe ih zusätzlih 296 kg Brot, 67 kg Spek statt Konserven,14 kg Zuker, 268 kg Mehl, 62 kg Ka�ee und 62 kg Salz ausgegeben.4. Ih veranlaÿte die Anwesenheit eines Zollbeamten beim Transport.5. Einen Deutshen habe ih zum Transportleiter bestimmt und ihn mit einerden Vorshriften entsprehenden Besheinigung ausgestattet.6. Ih habe die Zuweisung einer Begleitung durh den K.B.W. in Olsztyn/Allen-stein veranlaÿt und dem Kommandanten, Oberleutnant Kania, den Proviantfür den plombierten Waggon übergeben.7. Ih habe die Zuteilung eines Bahntransportleiters veranlaÿt, der kurz vor derAbfahrt des Zuges eingetro�en ist.8. Der Proviantwaggon wurde durh Mitarbeiter der Kreisabteilung gereinigt, dasStroh hat man aus dem Waggon entfernt und den Proviant vorshriftsmäÿigauf Papier gelagert.In Anbetraht dessen, daÿ die Listen der Deutshen niht den Vorshriften ent-sprehend angefertigt wurden (es fehlen drei Rubriken, d. h. getrennt aufgelisteteMänner, Frauen und bKinder, und es fehlen Waggonlisten) muÿ man damit rehnen,daÿ derb Übergabepunkt in Kaªawsk/Kohlfurt bei der Übernahme des TransportesShwierigkeiten bereiten wird.Alle Deutshen wurden in Olsztyn/Allenstein mit Mittagessen versorgt, das vomEtappenpunkt zu den Waggons gesha�t wurde. Angesihts dessen, daÿ gleihzeitigProviantlieferungen für die Transporte der Aktion �W�2 stattfanden, veranlaÿte ih2 Während der vom 28. April bis zum 31. Juli 1947 andauernden Aktion �Weihsel� (Akja�Wisªa�) wurden a. 150.000 Ukrainer bzw. Angehörige gemisht polnish-ukrainisher Familienaus den Wojewodshaften Rzeszów, Lublin und Kraków in die Wiedergewonnenen Gebiete, vorallem in die Wojewodshaften Allenstein und Westpommern, umgesiedelt. In die WojewodshaftAllenstein kamen mit a. 56.600 die meisten im Rahmen dieser Aktion umgesiedelten Personen, vgl.Rafaª Galuba: Wysiedlenia ludno±i ukrai«skiej na Ziemie Zahodnie i Póªnone w ramah akji�Wisªa� [Die Umsiedlung der ukrainishen Bevölkerung in die West- und Nordgebiete im Rahmender Aktion �Weihsel� ℄, in: Pomorze � trudna ojzyzna? [Pommern ein shwieriges Vaterland?℄,hrsg. von Andrzej Sakson, Pozna« 1996, S. 329-343, sowie: Akja �Wisªa�. Dokumenty [Aktion�Weihsel�. Dokumente℄, bearb. von Eugeniusz Misiªo, Warszawa 1993.
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das Personal am Etappenpunkt zur Arbeit im Rekordtempo, trotz des Feiertages undder Übermüdung der Menshen, die sehr oft zwanzig Stunden bei Tag und Nahtarbeiten.

311.1947, 1. JuliTransportliste zur Aussiedlungsaktion der deutshen Bevölkerung seit Anfang derorganisierten AktionAPO PUR Allenstein/Olsztyn 295, Bl. 5
Ord- Datum Zahl der Perso- woher � Kreis bSammel-nungs- Waggons nen- punktb1zahl zahl1. 14.8.46 57 1.475 Olsztyn/Allenstein2. 30.10.46 55+5 1.764 Bartoszye/Barten-stein3. 6.12.46 55+5 1.814 Braniewo/Braunsberg4. 13.11.46 55+5 1.750 Lidzbark Warmi«ski/Heilsberg5. 20.11.46 55+5 1.750 Pasª�k/PreuÿishHolland6. 27.11.46 25+5 831 Gierdawa/Gerdauen bK�trzynb7. 27.11.46 50 852 K�trzyn/Rastenburg bK�trzynb8. 4.12.46 8+5 265 Gi»yko/Lötzen bGi»ykob9. 4.12.46 47 1.586 W�gorzewo/Anger-burg bGi»ykob10. 11.12.46 55+5 1.744 K�trzyn/Rastenburg11. 19.12.46 55+5 1.750 Iªawka2/Landsberg12. 25.12.46 55+5 1.748 Bartoszye/Barten-stein13. 1.1.47 55+5 1.750 Braniewo/Braunsberg14. 8.1.47 55+5 1.750 Lidzbark Warmi«-ski/Heilsberg15. 23.4.47 14+5 418 Iªawka/Landsberg bMor¡gb16. 23.4.47 7 212 Lidzbark Warmi«-ski/Heilsberg bMor¡gb17. 23.4.47 29 873 Mor¡g/Mohrungen bMor¡gb18. 7.5.47 257 Ostróda/Osterode bOlsztynbFortsetzung nähste Seite
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FortsetzungOrd- Datum Zahl der Perso- woher � Kreis Sammel-nungs- Waggons nen- punktzahl zahl19. 7.5.47 606 Pasª�k/PreuÿishHolland bOlsztynb20. 7.5.47 396 Reszel/Röÿel bOlsztynb21. 7.5.47 50+5 291 Susz/Rosenberg bOlsztynb22. 14.5.47 580 K�trzyn/Rastenburg bOlsztynb23. 14.5.47 582 Mr¡gowo/Sensburg bOlsztynb24. 14.5.47 281 Bartoszye/Barten-stein bOlsztynb25. 14.5.47 50+5 80 Braniewo/Braunsberg bOlsztynb26. 21.5.47 3 86 Nidzia/Neidenburg bOlsztynb27. 21.5.47 1 36 W�gorzewo/Angerburg bOlsztynb28. 21.5.47 1 11 Pisz/Johannisburg bOlsztynb29. 21.5.47 45+5 1.367 Bartoszye/Barten-stein bOlsztynb30. 29.5.47 50+5 1.597 Braniewo/Braunsberg31. 5.6.47 50+5 1.494 Lidzbark Warmi«-ski/Heilsberg32. 12.6.47 50+5 1.515 Pasª�k/PreuÿishHolland33. 19.6.47 950 Mor¡g/Mohrungen bMor¡gb34. 19.6.47 50+5 550 Pisz/Johannisburg bMor¡gbb32.915b

1 Die Orte in dieser Spalte zeigen die Sammelpunkte für die Transporte an, die aus Personenaus untershiedlihen Kreisen bestanden. Ansonsten befand sih der Sammelpunkt immer im Her-kunftskreis der Auszusiedelnden.2 Górowo Iªawekie.
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312.1947, 25. JuliDer Wojewode von Allenstein1 an die Starosten: Fortsetzung derAussiedlungsaktion der deutshen BevölkerungAPO PUR Olsztyn/Allenstein 48, Bl. 264-265Entsprehend der Anweisung des Hauptbeauftragten des M.Z.O. für die Repatriie-rung der deutshen Bevölkerung vom 23.7.47 Amtsblattnr. 524/47/geheim � ordneih die Fortsetzung der Aussiedlungsaktion der deutshen Bevölkerung nah folgen-dem Plan an:I. Transport � dAbfahrt von Lidzbark Warm./Heilsberg am 31.7.1947dumfaÿt 1.500 deutshe Personen aus dem Heilsberger Kreis. Sammelpunkt undVerladebahnhof din Lidzbark Warm./HeilsbergdII. Transport � dAbfahrt von Biskupie/Bishofsburg am 7.8.1947,d umfaÿt Deut-she in derAnzahl von 1.500Personen aus dem Röÿeler Kreis (Nordteil). Sammelpunkt und der Verlade-bahnhof din Biskupie/Bishofsburg.dIII. Transport � dAbfahrt von Lidzbark Warm./Heilsberg am 14.8.1947,d umfaÿtDeutshe in der Anzahl von d1.000 Personen aus dem Heilsberger Kreisd sowied500 Personen aus dem Eylauer Kreis.d Sammelpunkt und der Verladebahnhoffür beide Kreise d in Lidzbark Warm./HeilsbergdIV. Transport � dAbfahrt von Mor¡g/Mohrungen am 21.8.1947,d umfaÿt Deutshein der Anzahl von 1.500 Personen aus dem Mohrunger Kreis. Sammelpunktund der Verladebahnhof din Mor¡g/Mohrungen.dV. Transport � dAbfahrt von Olsztyn/Allenstein am 28.8.1947,d umfaÿt Deutshein der Anzahl:1 Das Shreiben wurde von Bohdan Wilamowski-Korolewiz unterzeihnet, der zu dieser ZeitViewojewode in Allenstein war. Der Wojewode Zygmunt Robel amtierte nominell zwar noh biszum 8. September 1947, bevor er durh Wiktor Ja±kiewiz ersetzt wurde, doh shon während sei-ner Amtszeit führten dieser bzw. Bohdan Wilamowski die Amtsgeshäfte � o�ziell aufgrund desshlehten Gesundheitszustandes Robels. Vgl. auh Okr�g Mazurski w raportah Jakuba Prawina(wie Dok. 233, Anm. 1), S. 207. Bohdan Wilamowski (1914-1985) gehörte im Zweiten Weltkriegunter dem Pseudonym Bohdan Korolewiz zu den Gründern des konspirativen �Masurishen In-stituts� (Instytut Mazurski). Von 1947 bis Mitte 1949 war er Viewojewode der WojewodshaftAllenstein. Vgl. auh Oraki: Sªownik (wie Dok. 273, Anm. 1), S. 328. Wiktor Ja±kiewiz hattegenau wie Robel erste Verwaltungserfahrungen shon im Staatsapparat der Zweiten Polnishen Re-publik gesammelt. Nah dem Krieg trat er der PPR bei. Im Mai 1947 übernahm er den Posten desWojewoden in Allenstein. Im September 1948 wurde er im Zuge der innerparteilihen Säuberungen,denen auh Wªadisªaw Gomuªka zum Opfer �el, abgesetzt.
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a) 50 Personen aus dder Stadt Olsztyn/Allensteindb) 230 Personen aus ddem Allensteiner Kreisd in neun dazu vorgesehenenWaggons,) 400 Personen aus ddem Ortelsburger Kreisd in 14 dazu vorgesehenen Wag-gons, sowied) 820 Personen aus ddem Sensburger Kreisd in 27 dazu vorgesehenen Wag-gons � insgesamt 1.500 Personen.Sammelpunkt ist der jeweilige Verladebahnhof für die Stadt Olsztyn/Allenstein undden Allensteiner Kreis in dAllensteind, für den Ortelsburger Kreis in dOrtelsburgd,für den Sensburger Kreis in dSensburgd.Die Züge mit 55 numerierten Waggons werden durh die D.O.K.P. auf jedem Verlade-bahnhof am Mittwoh vor der Transportabfertigung zusammengestellt. Das Bestei-gen und die Abfertigung der Transporte sind so durhzuführen, daÿ die Transportean den festgelegten Tagen um 17 Uhr aus Allenstein abfahren können.Alle Transporte müssen zum Übergabepunkt din Kaªawskd/Kohlfurt geleitet wer-den, zu dem sie jeden Samstag nah der Abfertigung im Gebiet, zu einem niht zuübershreitenden Termin bis d 6 Uhr frühd ankommen sollen.Die Ärzte des P.U.R. werden zusammen mit den Kreisärzten an den Sammelpunkteneine Impfung gegen Typhus durhführen. Jeder zur Aussiedlung bestimmte Deutshemuÿ geimpft und danah mit einer Besheinigung hierüber ausgestattet werden.Jeder Aussiedler muÿ vor der Transportabfertigung von einem Arzt gründlih unter-suht werden, damit keine an anstekenden Krankheiten leidenden Personen in denTransport gelangen.Darüber hinaus sollen shwangere Frauen sehs Wohen vor und sehs Wohen nahder Geburt eines Kindes sowie körperbehinderte Personen von den Transporten aus-geshlossen werden.Die Waggons sollen mit dje 30 Personen beladen werdend. Die Listen, diein ddeutsher Sprahed angefertigt werden, müssen mit den in den Waggons be-�ndlihen Aussiedlern übereinstimmen, wobei die Nummer für jede Person nihtvergessen werden darf (ein Zettel mit der Nummer ist anzuheften).Versorgung mit Proviant ist für die Dauer der Reise bis zum Übergabepunkt gemäÿder II. Kategorie plus drei Tage im plombierten Waggon zu gewährleisten.Den Konvoi der ersten vier Transporte übernimmt eine Einheit des W.B.W.2 vomVerladebahnhof bis zum Bestimmungsort. Den Konvoi des Teiles des V. Transportesaus den einzelnen Kreisen zum Hauptsammelpunkt in Allenstein stellt die M.O., abdort übernimmt eine Einheit des W.B.W. den Konvoi.2 Wojsko Bezpieze«stwaWewn�trznego. Eigentlih K.B.W. (Korpus Bezpieze«stwaWewn�trz-nego = Korps für Innere Siherheit).
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Bei der Durhführung der Aktion im genannten Gebiet ist besonders darauf zu ah-ten, daÿ in erster Linie die Deutshen aus nah an gröÿeren Wald�ähen gelegenenSiedlungen ausgesiedelt werden sowie das arbeitsunfähige Element von den Staats-gütern. Zu ahten ist jedoh auf die Zurüklassung der auf den Gütern erforderlihenArbeitskräfte während der Ernte.3Noh einmal mahe ih alle daran beteiligten Stellen auf die erlassenen Verord-nungen und Anweisungen im Zusammenhang mit der Aussiedlung der Deutshenaufmerksam, die voll und ganz eingehalten werden müssen. Des Amtsmiÿbrauhsund jedweder Verstöÿe Shuldige sind streng zur Verantwortung zu ziehen. Dies be-zieht sih u.a. auh auf die ergangenen Anordnungen bezüglih des Ausshlusses derpolnishen, seit jeher dort ansässigen Bevölkerung von der Aussiedlungsaktion derDeutshen.An den Sammelpunkten und auf den Verladebahnhöfen wurde zuletzt eine nihtausreihende Zahl des Milizdienstes festgestellt, was es den deutshen Aussiedlernermögliht, sih nah Belieben vom Transport zu entfernen, weshalb das Personaldverstärktd werden muÿ. Am Sammelpunkt dienstleistende Funktionäre in betrun-kenem Zustand, die auh in letzter Zeit dort anzutre�en waren, sind rüksihtsloszu entfernen und ihrer Bestrafung zuzuführen.Mit Rüksiht auf die Möglihkeit von Kontrollen der Aussiedlungsaktion der deut-shen Bevölkerung im Gebiet durh eine Internationale Kommission empfehle ihden Bürger Starosten und allen beteiligten Stellen, bei der Aktion mehr als bisherauf alle Einzelheiten zu ahten. Besondere Aufmerksamkeit ist auf die Sauberkeitder Sammelpunkte und der Transportwaggons zu rihten sowie auf Ordnung undstra�e Durhführung der Abfertigung, wobei die Aussiedler auf humanitäre Weisebehandelt werden sollen.dShluÿbemerkungd: Gleih nah der Abfertigung des Transportes möhten die Bür-ger Starosten an die gesellshaftspolitishe Abteilung des hiesigen Amtes Zahlenan-gaben senden, aus denen hervorgeht, wie viele Männer, Frauen und Kinder unterdem 14. Lebensjahr zur Aussiedlung übriggeblieben sind.

3 Vgl. auh die Anmerkungen zu den Dokumenten 232 vom 13. September 1946 und 306 vom20. Februar 1947.
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313.1947, 12. SeptemberDer Inspektor des MZO Konstanty U±inowiz an den Hauptbeauftragten des MZOJózef Jaroszek: Beriht über die durhgeführte Inspektion der Sammelpunkte aufdem Gebiet der Wojewodshaft Olsztyn/AllensteinAAN MZO 541 B, Bl. 179-180Entsprehend der Anweisung des Bürgers Ingenieur vom 6. 9. d. J. reiste ih am 7. 9.d. J. nah Olsztyn/Allenstein mit dem Ziel ab, die Inspektion der Sammelpunktedurhzuführen und die Ursahen der Trennung von zwanzig Familien, die mit einemTransport aus Pasª�k/Preuÿish Holland losgeshikt wurden, zu untersuhen.In der vorstehenden Angelegenheit wurde ih beim Leiter der gesellshafts-politishen Abteilung im Wojewodshaftsamt in Olsztyn/Allenstein vorstellig, dermir erklärte, daÿ er gemäÿ telefonisher Anordnung vom Bürger Ingenieur eine Un-tersuhung durhführe, welhe bisher ergeben habe, daÿ die gesamte Shuld an derTrennung der deutshen Familien bei den russishen Behörden liege, die arbeitsfä-hige Personen für sih zurükbehalten. Bei dieser Gelegenheit bat ih den BürgerLeiter, daÿ die Familien der shon abgereisten Personen ermittelt, komplettiert undmit dem nähstmöglihen Zug nah Tuplie/Teuplitz abgeshikt werden. Darüberhinaus bat ih den Bürger Amtsleiter anzuordnen, die Deutshen niht in der Nahtauszusiedeln, weil ein nähtlihes Aussiedeln dem Abshaum der Gesellshaft jed-weder Art die Möglihkeit gibt, Gewalttaten an den Deutshen zu verüben. Da esreht häu�g vorkommt, daÿ den Deutshen der Lohn für geleistete Arbeit gar nihtoder erst im letzten Moment ausbezahlt wird, bat ih den Bürger Leiter, auf dieentsprehenden Kreise einzuwirken, damit den Deutshen der Lohn für ihre Arbeitzumindest einige Tage vor der Aussiedlung ausbezahlt wird, denn die Auszahlungdes Lohnes im letzten Augenblik maht den Lohn zur Fiktion, weil das polnisheGeld an den Kontrollpunkten durh die Kontrollbehörden eingezogen wird.Vorstehende Bitte wiederholte ih beim Bürger 1. Vizewojewoden von Olsz-tyn/Allenstein, der sih alles genau notierte und versprah, die Ausführung zu über-wahen. Ih betone dabei, daÿ der Genosse 1. Vizewojewode den durh mih vor-gebrahten Forderungen sehr positiv gegenüberstand � er erleihterte mir sogar dieFahrt zum Sammelpunkt nah Lidzbark/Heilsberg, indem er mir für diesen Zweksein Auto zur Verfügung stellte � was ih selbstverständlih wahrgenommen habe,und ih begab mih nah Lidzbark/Heilsberg zur Inspektion, wo die Gepäkkontrolleder deutshen Aussiedler stattfand.Den Bereih des Sammelpunktes fand ih in einem mehr als shlehten Zustandvor. Ih bin reht häu�g an unseren, das heiÿt niedershlesishen Sammelpunktengewesen, wo ih mir aber nie vorstellen konnte, daÿ es einen Sammelpunkt in ei-nem so shreklihen, anti-sanitären Zustand geben könne. In der Angelegenheit derReinigung des Sammelpunktes, seiner Umgebung sowie der Verlegung des Sammel-punktes in ein benahbartes Gebäude verfaÿte ih ein entsprehendes Shreiben an
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den Direktor der Wojewodshaftsabteilung des PUR dund stellte es persönlih zud(die Abshrift des Shreibens lege ih bei.)1Darüber hinaus besprah ih alle Miÿstände, die ih am Sammelpunkt bemerkte �es waren reht viele � in allen Einzelheiten mit den leitenden Organen des PURsowie des Wojewodshaftsamtes. Die Vertreter des Wojewodshaftsamtes sowie derWojewodshaftsabteilung des PUR nahmen meine Bitten und Anmerkungen freund-lih auf und versprahen, alle bisherigen Unzulänglihkeiten binnen kürzester Fristabzustellen.

314.1947, 15. SeptemberRundshreiben des Allensteiner Wojewoden: Durhführung der Aussiedlungsaktionder Deutshen in ihrer EndphaseAPO UWO 273, Bl. 479-481In letzter Zeit wurden während der Aussiedlungsaktion der deutshen Bevölkerungsowohl im Gebiet als auh an den Sammelpunkten eine ganze Reihe strafbarer Über-gri�e und Miÿstände festgestellt, was ernste Shwierigkeiten bei der Abfertigung derTransporte am Übergabepunkt mit sih brahte. Die Ursahe dieser Shwierigkei-ten liegt hauptsählih darin, daÿ einige Bürger Starosten die Angelegenheit allzuober�ählih und nahlässig behandeln, ohne deren Bedeutung für die staatlihenInteressen zu ermessen.eDie Aussiedlung der Deutshen aus der Wojewodshaft Allenstein be�ndet sih inder Endphase, und aus diesem Grund hat man alle Anstrengungen darauf zu rihten,daÿ die Transporte din jeder Hinsihtd einwandfrei organisiert werden.eDeshalb mahe ih alle an dieser Aktion beteiligten Kreise nohmals auf folgendeAnordnungen aufmerksam, die dausnahmslos befolgt werden müssend:1. eUm allen Miÿbräuhen durh untergeordnete Organe und durh Dritte (wasbisher mehrmals festgestellt wurde) im Gebiet von vornherein vorzubeugen,dürfen in die Aussiedlungsaktion nur Personen mit deutsher Nationalität ein-bezogen werden, die auf den Namenslisten der Starostei stehen und durh dieEliminierungskommission unter der Leitung des Starosten, an der sih auhdie Vertreter der örtlihen, polnishen Bevölkerung beteiligen sollten, kontrol-liert wurden. Falls festgestellt werden sollte, daÿ Personen in die Aussiedlungeinbezogen werden, die niht im Verzeihnis der Deutshen, welhes sih in derStarostei be�ndet, enthalten sind, dwerde ih aus dieser Tatsahe allerstrengsteKonsequenzen ziehend.1 Wird niht verö�entliht. In diesem Shreiben vom 11. September 1947 an den Chef des PURder Wojewodshaft Allenstein beklagte U±inowiz den katastrophalen Zustand des Sammelpunktesin Lidzbark Warmi«ski, AAN, MZO 541 B, Bl. 181.
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2. Der Transport der deutshen Aussiedler aus dem Gebiet zum Sammelpunktsoll nah Möglihkeit drei Tage vor der Abfahrt des Zuges, d. h. dshon amMontagd abgeshlossen sein, damit hier alle Formalitäten zur deren vorshrifts-mäÿiger Abfertigung, wie ärztlihe Untersuhung, Impfung, Zollkontrolle u.ä.,erledigt werden können.3. Die Abholung der Deutshen von ihren Wohnorten und der Transport zumSammelpunkt ddarf nur am Tage statt�ndend. Die Durhführung dieser Ak-tionen dzur Nahtzeit ist strengstens verbotend.4. Den deutshen Aussiedlern soll eine angemessene Zeit zum Zusammenpakenihrer Sahen und zur Entgegennahme des ihnen für die von ihnen geleisteteArbeit zustehenden Lohnes gewährt werden.e5. Jeder Aussiedler hat das Reht, alle ihm gehörenden persönlihen Dinge(Shuhwerk, Bekleidung, Wäshe, Bettwäshe) sowie Haushaltsgegenstände,Tish- und Kühengeshirr u.ä. und bdes weiterenb eine Armbanduhr, einenEhering und einen Ring mitzunehmen und im Transport mit sih zu führen.Neue Sahen dürfen nur in dem Fall einbehalten werden, wenn sie im Übermaÿvorhanden sind.6. Jede Person darf deutshe Währung in Höhe von 500 Mark bei sih haben.7. ePersonen polnisher Abstammung, die sih der Veri�zierung niht unterzo-gen haben und entgegen den geltenden Vorshriften ausgesiedelt und danahaus dem Transport ausgesondert wurden, sind unverzüglih zu ihrem Wohnortzurükzushiken.e Der Bürger Starost ist verp�ihtet, in solhen Fällen so-fort anzuordnen, daÿ die betre�ende Person unverzüglih eine Wohnung erhältund ihr das bisherige Eigentum zurükgegeben wird, wobei dafür zu sorgen ist,daÿ die Anordnung tatsählih ausgeführt wird und die der gesetzeswidrigenAussiedlung Shuldigen gerihtlih zur Verantwortung gezogen werden.8. Familien sind unter keinem Vorwand zu trennen, weil dies nur Komplika-tionen und kostspielige Transportunterbrehungen am Übergabepunkt verur-saht. Die Trennung von Familien ist in dieser Hinsiht unzulässig und wider-spriht ethishen Normen. Solhe Fälle werden ab sofort als Sabotage gelten.9. Jeder deutshe Aussiedler muÿ möglihst gleih nah der Ankunft am Sam-melpunkt von einem Arzt gründlih untersuht werden, damit an anstekendenKrankheiten leidende Personen niht in den Transport gelangen. Ebenso sollenshwangere Frauen sehs Wohen vor und nah der Entbindung vom Transportausgeshlossen werden.10. Die deutshen Aussiedler müssen gegen Typhus geimpft werden, und jeder vonihnen soll im Besitz einer entsprehenden Besheinigung sein[;℄ sofern niht imGebiet selbst geimpft wurde, soll dies gleih nah der Ankunft am Sammel-punkt geshehen.
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11. Was die von Krätze und Läusen befallenen Personen angeht, so müssen sieam Sammelpunkt prophylaktish behandelt und in speziellen Waggons isoliertwerden. Von Läusen befallene Personen müssen sofort mit DDT desin�ziertwerden, wobei zu beahten ist, daÿ Körper und Wäshe rehtzeitig von Unge-ziefer gesäubert werden.12. Alle Aussiedler im Alter von über 15 Jahren sind mit einer rehtzeitig durhdie Starostei vorbereiteten Besheinigung zu versehen. Diese Besheinigungmuÿ den Namen und Vornamen (bei Frauen zusätzlih den Mädhennamen),die Vornamen des Vaters und der Mutter, Geburtsdatum und Geburtsort, denletzten Wohnort sowie den Vermerk enthalten, daÿ die betre�ende Person deut-sher Nationalität ist und der Aussiedlung unterliegt. Die Besheinigung ist mitdem Titel und dem Siegel der ausstellenden Stelle zu versehen.13. In die Waggons sind jeweils 30 Personen zu verladen. Die Waggonlisten sindin deutsher Sprahe anzufertigen, wobei zu beahten ist, daÿ diese mit denim Waggon be�ndlihen Aussiedlern übereinstimmen. Aus praktishen Grün-den und um die Kontrolle während des Transportes zu erleihtern, soll an dieNumerierung jeder Person gedaht werden (vorne an Jakett bzw. Mantel istein Zettel mit der Nummer anzuheften.)14. In letzter Zeit wurde an manhen Sammelpunkten ein unzureihender Shutzdurh die Miliz festgestellt, was entweder eine allzu groÿe Bewegungsfreiheitder Aussiedler oder auh Kontakte mit unbefugten Personen nah der vollzo-genen Zollkontrolle und nah der Verladung in den Zug ermöglihte. Um demvorzubeugen, ist die Milizabteilung mit ausgewählten Personen von hoher Mo-ral und ausgeprägtem P�ihtbewuÿtsein zu verstärken. Man darf auf keinenFall Funktionäre dulden, die in betrunkenem Zustand Dienst tun. Nihtbefol-gung zieht Straf- und Dienstsanktionen nah sih.15. Es darf keinesfalls mehr vorkommen, daÿ einer der deutshen Aussiedler durhFunktionäre der M.O. oder O.R.M.O. bzw. durh irgendwelhe anderen Per-sonen geshlagen wird. Fälle von Miÿhandlungen sind sofort zu melden unddie geshlagene Person bzw. ihre Familie aus dem Transport auszusondern. Insolhen Fällen wird das strengste Strafmaÿ angewandt werden.16. Zu beahten ist auh die Sauberkeit des Sammelpunktes und der Transport-waggons sowie die Ordnung und e�ektive Durhführung der Abfertigung.17. In einigen Fällen war der Vertreter der Starostei am Sammelpunkt oder amVerladebahnhof shwer au�ndbar. Dies ist gänzlih unzulässig, dweil der Sta-rost für die gesamte Aktion auf dem Gebiet des Kreises verantwortlih ist.dDeswegen muÿ vom Beginn der Aktion bis zur Abfahrt des Transportes stetsan bestimmten Stellen ein Vertreter der Starostei anwesend sein, zu dessenP�ihten die Aufsiht und Überwahung gehören, damit die Aktion bis in ihrekleinsten Einzelheiten vorshriftsmäÿig verläuft und es niht zu Miÿbräuhenkommt.
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18. Im Gebiet muÿ es eine ständige Kontrolle geben, um Übertritten der auszu-siedelnden Deutshen von einem Kreis in den anderen und sogar von einerGemeinde in die andere entshieden vorzubeugen. Bei dieser Gelegenheit er-innere ih an mein Rundshreiben vom 18. Juni 1947 Sp/B-6/5/47 � über dieRegistrierung und Erfassung der deutshen Bevölkerung und mahe auf die indiesem Shreiben erwähnte Verordnung und die Rundshreiben des Ministe-riums für die Wiedergewonnenen Gebiete aufmerksam, die den ausführendenOrganen ausreihende Mittel zur Aufrehterhaltung der gehörigen Ordnungin diesem Bereih zusihern. Es darf niht mehr vorkommen, daÿ im letztenMoment einige zehn oder auh einige hundert Personen für den festgesetztenTransport fehlen, wie dies neulih in einigen Kreisen geshehen ist. Sollte sihein solher Fall nohmals ereignen, werde ih gezwungen sein, weitreihendeKonsequenzen zu ziehen. Fahrlässigkeit in dieser Angelegenheit zieht eine Rei-he lästiger und kostspieliger Komplikationen nah sih, und din jedem Fall istdafür der Starost verantwortlihd.19. Es ist darauf zu ahten, daÿ keine deutshen Fahkräfte und deren Famili-enmitglieder in den Transport aufgenommen werden, die im Besitz der vomMinisterium für die Wiedergewonnenen Gebiete ausgestellten grünen Rekla-mationskarten sind.20. Nohmals mahe ih die betre�enden Dienststellen auf die Begleitung derTransporte aufmerksam. Wenn ein Transport sih aus vershiedenen Teilenvon untershiedlihen Kreisen zusammensetzt, erfolgt die Begleitung vom Ver-ladebahnhof zum Hauptsammelpunkt in Olsztyn/Allenstein durh die M.O.,und erst von hier aus übernimmt eine Einheit der K.B.W. die Begleitung desganzen Transportes.21. Die Bürger Starosten sind verp�ihtet, dsofortd nah der Abfertigung desTransports unabhängig von einem detaillierten Beriht einen kurzen Zählbe-riht zu verfassen, aus dem hervorgeht, wie viele Männer, Frauen und Kinderunter 14 Jahren ausgesiedelt wurden, sowie Meldungen über eventuelle Miÿ-bräuhe bzw. Unfälle an die gesellshaftspolitishe Abteilung des Wojewod-shaftsamtes zu erstatten.Vorstehendes gebe ih den Bürgern Starosten und allen anderen beteiligten Stellenzur Kenntnis und empfehle die sorgfältigste Befolgung dieser Instruktionen wie auhaller zu diesem Gegenstand erlassenen Anweisungen. Zur Zollabfertigung mahe ihinsbesondere auf den vorstehend genannten Punkt 5 aufmerksam.Zur Rationalisierung der Aktion im Gebiet empfehle ih darüber hinaus den Bür-gern Starosten, eine gewisse Zeit vor der Aussiedlungsaktion im jeweiligen Kreiseine Versammlung der Gemeindevorsteher unter Beteiligung von Vertretern der be-tre�enden Dienststellen mit dem Ziel abzuhalten, die Gemeindevorsteher über ihreP�ihten sowie über die Strafbarkeit aller Miÿbräuhe und Unahtsamkeiten zu be-lehren. Neulih ist nämlih der Fall vorgekommen, daÿ ein Gemeindevorsteher für
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seinen Verwandten oder einen näheren Bekannten ein Landgut aussuhte, das einemPolen hiesiger Abstammung (Masure oder Ermländer) gehörte, der dazu noh einDokument über die polnishe Staatsangehörigkeit besaÿ, und er dessen Aussiedlungmitsamt Familie hinter die Oder veranlaÿte. Dies ist ein Verbrehen allershlimmsterArt, und sowohl den Gemeindevorsteher als auh die Mitshuldigen derwartet dasallerstrengste Strafmaÿ im Shnellverfahren.dSolhe Fälle dürfen unter keinen Umständen vorkommen, wenn es um die polnisheeinheimishe Bevölkerung geht, die noh keine formellen Nahweise über ihre Zuge-hörigkeit zur polnishen Nation besitzt. Solhes wird dmit dem gleihen Verfahrenverfolgt werden.dShlieÿlih mahe ih auf die Suspendierung und Festnahme einiger Starosten inNiedershlesien und Westpommern wegen shuldhafter Shlamperei und mangelnderSorgfalt bei den für einen korrekten Ablauf der Aussiedlungsaktion der deutshenBevölkerung erforderlihen Tätigkeiten aufmerksam.In Anbetraht der Endphase dieser Aktion appelliere ih also an die Bürger Starostenund alle beteiligten Dienststellen und Behörden, sih groÿe Mühe zu geben und einMaximum an gutem Willen bei der Erfüllung der ihnen auferlegten Verp�ihtungenzu zeigen.

315.1947, 19. SeptemberDer Stellvertretende Direktor der Wojewodshaftsabteilung des PUR inOlsztyn/Allenstein H. Szafnagel an den PUR Olsztyn/Allenstein: Beriht über dieÜberwahung der Aussiedlung der Deutshen aus dem Kreis Reszel/Röÿel amSammelpunkt in Biskupie/BishofsburgAPO PUR Olsztyn/Allenstein 47, Bl. 310Am 7.7.47 um 15.30 kam ih in Biskupie/Bishofsburg an. Am gleihen Tag um 10Uhr wurden die Deutshen aus den nördlihen Gemeinden des Kreises Reszel/Röÿelmit Autos und Fuhrwerken zum Sammelpunkt gebraht, der sih in den zwei Kilo-meter vom Bahnhof entfernten Kasernen befand. Am ersten Tag wurden 800 undin den nähsten Tagen, am 8. und 9.9.47, 900 deutshe Personen hergebraht, waseinen Übershuÿ von 200 Personen darstellte.Die Veri�zierungskommission unter der Leitung des Vertreters der Starostei in derPerson des gesellshaftspolitishen Referenten Bürger Stanisªaw Ciemi�ga begannmit ihrer Arbeit am 7.7.47 um 11 Uhr. Aus der Gesamtzahl der Deutshen wurdenüber 250 Personen angeblih polnisher Abstammung ausgesondert, weshalb für zweiWaggons die erforderlihe Zahl an Deutshen fehlte.11 Die Aussiedlung verzögerte sih im Jahr 1947 zunehmend, da die Behörden sehr oft Personenaus den Transporten aussonderten, die sie für noh niht veri�zierte Ermländer oder Masuren hiel-
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Die Veri�zierungskommission arbeitete mehr als langsam und ershwerte dadurhdie Arbeit der Gesundheits- und Revisionskommission. Die fehlende Anzahl vonDeutshen wurde mit dem PUR-Wagen am 10.7.47 um9 Uhr aus dem Ort Jeziorany/Seeburg, 35 km vom Sammelpunkt entfernt, herbei-gesha�t.[. . . ℄

316.1947, 30. SeptemberDie Starostei des Kreises Braniewo/Braunsberg: Protokoll über die Tätigkeit derAussonderungskommission für den am 30.9.47 durhgeführtenAussiedlungstransport der DeutshenAPO UWO 273, Bl. 524[. . . ℄Das Aufgabengebiet der Eliminierungskommission bestand aus Folgendem:Die Listen der deutshen Aussiedler wurden durhgesehen, es wurde geprüft, obdarunter Polen einheimisher Herkunft waren.Es wurden Befragungen durhgeführt und Erklärungen derjenigen zur Aussiedlungbestimmten Deutshen aufgenommen, die polnishe Namen tragen, sih niht zurpolnishen Nationalität bekennen und den Willen äuÿern auszusiedeln. Geprüft wur-de die Gesamtzahl der Aussiedler, geprüft wurde anhand des Registers für ausgestell-te Besheinigungen über die polnishe Staatsangehörigkeit, die Gemeindevertreterwurden befragt, ob niht zufällig jemand von der einheimishen Bevölkerung auf-genommen wurde, die shon veri�ziert wurde oder einen Antrag auf Anerkennungseiner Zugehörigkeit zum polnishen Volk und Staat gestellt hat.Veri�zierte einheimishe Bevölkerung, die Anträge auf Anerkennung ihrer Zugehö-rigkeit zum Polnishen Volk und Staat gestellt hat, wurde unter den Aussiedlernniht festgestellt.Die polnishe Namen tragende deutshe Bevölkerung, die aber nihts Gemeinsa-mes oder Verbindendes mit der polnishen Nation aufzuweisen hat, hat Erklärun-gen abgegeben, daÿ sie deutsher Abstammung sei und dem deutshen Volk undStaat angehöre. Eine aus drei Personen bestehende Familie, nämlih: Anna Ardu-kand geb. im Jahre 1899, wohnhaft in Ba»yny/Basien, Gertruda Ardukand geb. imJahre 1927, wohnhaft in Ba»yny/Basien, Ruta Ardukand geb. im Jahre 1930, wohn-haft in Ba»yny/Basien wurde mit Einwilligung der Erwähnten aus dem Transportten. Da die Transporte nur vollständig besetzt abfahren durften, muÿten zunäht weitere Deutshezu den jeweiligen Sammelpunkten gebraht werden. Da die Ausreiseerlaubnis den Deutshen, diesih Ende 1947 noh in der Wojewodshaft Allenstein aufhielten, zunehmend restriktiver behandeltwurde, gestaltete sih die Zusammenstellung der Transporte immer shwieriger.



Nr. 317 (1947, 15. Oktober) 607
ausgesondert, die erklärt, daÿ sie aus einer polnishen Familie stamme, obwohl sieeinen deutshen Mann geheiratet hat. Anna Ardukand, geb. Sokoªowska, beherrshtdie polnishe Sprahe in Wort und Shrift, ebenso die Kinder; bisher hat sie ihr Po-lentum niht zugegeben, aber heute, wo sie sieht, daÿ so viele Deutshe ausreisen,und sie aus Briefen weiÿ, daÿ dort Hunger herrsht, möhte sie zusammen mit denKindern in Polen bleiben und die aPolnishe Staatsangehörigkeita annehmen.

317.1947, 15. OktoberDer Leiter der gesellshaftspolitishen Abteilung des Wojewodshaftsamtes inBiaªystok Cz. B. Matejko an den Hauptbeauftragten für die Repatriierung derdeutshen Bevölkerung Józef JaroszekAPBIA UWBIA 568, Bl. 37Das Wojewodshaftsamt Biaªystok bittet um Benahrihtigung, in welher Zeit dieAussiedlung der Deutshen aus dem Kreisgebiet Eªk/Lyk, Oleko/Treuburg undGoªdap/Goldap zu erwarten ist.1Es müssen entsprehende Vorbereitungen getro�en werden, wie die Konzentrationder zur Aussiedlung Bestimmten in bestimmten Zentren, da aus Mangel an Trans-portmitteln bei der Verladung in die Transporte Shwierigkeiten entstehen können.Für die völlige Säuberung der drei Kreise von diesem Element müÿte ein Trans-port mit Teilverladung am Bahnhof Oleko/Treuburg und Eªk/Lyk ausreihen. AusGoªdap/Goldap würden die Deutshen wegen fehlender Bahnverbindung mit Autosnah Oleko/Treuburg gebraht werden.Die Anzahl der zur Aussiedlung bestimmten Deutshen beträgt: Kreis Eªk/Lyk �227, Kreis Oleko/Treuburg � 234, Goªdap/Goldap � 674, insgesamt � 1.035.1 Die Deutshen in der Wojewodshaft Biaªystok wurden niht in die organisierte Aussiedlungs-aktion, die in der Wojewodshaft Allenstein seit August 1946 angelaufen war, miteinbezogen. DerWojewode von Biaªystok shrieb in seinem Rehenshaftsberiht für den Mai 1947: �Eine solheAktion wurde in dem Gebiet von Anfang an niht durhgeführt. Für die völlige Säuberung des Ge-bietes von diesem unproduktiven Element (nur Greise und Kinder) würde ein Transport ausreihen,was in den Berihten mehrmals erwähnt wurde.�, CAMSWiA, MZO 14, Bl. 46. Wie aus dem Zitathervorgeht, war die wirtshaftlihe Lage der Deutshen ausgesprohen shleht. Der im Oktober1947 geplante Transport konnte jedoh niht abfahren, da die sowjetishen Behörden in der SBZseit dem 21. Oktober 1947 keine Transporte mehr annahmen, vgl. dazu das Shreiben Jaroszeksvom 20. Oktober 1947, APBIA, UWBIA 568, Bl. 40. Im Februar des Jahres 1948 betrug die Zahlder Deutshen immer noh 1.050, APBIA UWBIA 565, Bl. 19. Der Starost von Goªdap/Goldapshildert in seinem Rehenshaftsberiht für den März 1949 die Lage der Deutshen so: �Auf demhiesigen Kreisgebiet wohnen rund 700 Personen deutsher Nationalität, wovon 60% gebrehlihe,häu�g in untersanitären Bedingungen vegetierende Greise sind. Im Zusammenhang mit dem Vor-stehenden wäre deren Aussiedlung zu veranlassen.�, APBIA, UWBIA 721, Bl. 40. Die Deutshenverlieÿen die Wojewodshaft jedoh erst in den Jahren 1949 und 1950. Sie wurden niht auf einmalausgesiedelt, sondern es wurden immer wieder kleinere Gruppen den Aussiedlungstransporten ausanderen Regionen Polens hinzugefügt.
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318.1947, 30. OktoberDer Allensteiner Wojewode W. Ja±kiewiz an alle Starosten und denStadtpräsidenten von Olsztyn/Allenstein: Beendigung der Aussiedlung deutsherBevölkerung CAMSWiA MZO 57, Bl. 46-47Das Ministerium für die Wiedergewonnenen Gebiete hat, gemäÿ der Konferenz mitdem Vizeminister Bürger Dubiel vom 19.10. d. J., mit der Anordnung vom 20.10.47Amtsblattnr. 558/II/260/47,1 vertraulih, für die Wojewodshaft Allenstein/Olsztynim Zusammenhang mit der Beendigung der Aussiedlungsaktion der deutshen Be-völkerung aus Polen, folgendes verfügt:1. Bis zum 15. November 1947 sind endgültige Listen der nah Deutshland aus-zusiedelnden Deutshen, nah Kreisen [geordnet℄, anzufertigen.2. Die Listen sollen auh Personen umfassen, die von den bisherigen Aussiedlungs-transporten ausgenommen wurden, die aber durh ihr Verhalten eine dvölligeVerbundenheitd mit der deutshen Nation an den Tag legen.3. Gleihzeitig sind dmit Frist bis zum 15. November 1947d, ebenfalls nah Krei-sen [geordnet℄, Listen derjenigen Personen aus der polnishen einheimishenBevölkerung anzufertigen, die bisher keinen Antrag auf Feststellung ihrer pol-nishen Volkszugehörigkeit gestellt haben, an deren Polentum aber keine Zwei-fel bestehen, und diese Personen sind vor der Aussiedlung nah Deutshlandauszusondern.Indem ih Vorstehendes zu Kenntnis bringe, empfehle ih den Bürgern Sta-rosten, zum Zwek der Durhführung der angeordneten Feststellungsaktion diedunverzüglihe Berufungd von aus drei Personen bestehenden Veri�zierungskommis-sionen unter der Leitung eines hierzu bestimmten Starosteibeamten unter Hinzuzie-hung eines vom Amt für Ö�entlihe Siherheit des Kreises abgestellten Mitarbeiterssowie eines vom Präsidium des Kreisnationalrats delegierten Mitgliedes.In die Kommission sollen Personen delegiert werden, die mit der Problematik derpolnishen Bevölkerung einheimisher Herkunft gut vertraut sind.Dies betri�t niht die Kreise d Mr¡gowo/Sensburg und Szzytno/Ortelsburgd, fürdie von mir eine eigene Wojewodshaftskommission einberufen werden wird � un-ter der Leitung eines delegierten Mitarbeiters des Wojewodshaftsamts und unter1 Vgl. dazu ein Telefonogramm des Unterstaatssekretärs im MZO Dubiel vom 16. Oktober 1947,in dem Rihtlinien bezüglih der Beendigung der Aussiedlungsaktion angeführt wurden, in Dok.190.



Nr. 318 (1947, 30. Oktober) 609
Hinzuziehung eines Mitarbeiters des Wojewodshaftsamts für Ö�entlihe Siherheitsowie eines vom Präsidium des Wojewodshaftsnationalrats delegierten Mitglieds.Bezüglih Punkt 2 ist zu erklären:a) Daÿ ein polnisher Name niht immer die Zugehörigkeit zum polnishenVolk bedeutet, insbesondere auf dem Gebiet der nördlihen Kreise derWojewodshaft wie z.B. in den Kreisen Bartoszye/Bartenstein, Branie-wo/Braunsberg, Iªawa/Preuÿish Eylau, Pasª�k/Preuÿish Holland bzw. inden nördlihen Teilen der Kreise Mor¡g/Mohrungen, Lidzbark/Heilsberg, Re-szel/Röÿel, K�trzy«/Rastenburg und auh W�gorzewo/Angerburg. Der polni-she Name weist dort in den meisten Fällen auf die polnishe Abstammungeines der Vorfahren der jeweiligen Person hin, die jedoh keine Merkmale desPolentums (z.B. polnishe Sprahe, Verbundenheitsgefühl mit dem polnishenVolk u.s.w.) mehr aufweist und eine völlige Verbundenheit mit dem deutshenVolk an den Tag legt. Wie sih herausgestellt hat, taten diese Personen beiden Starosteien meistens freiwillig ihren Willen zur Ausreise nah Deutsh-land kund.b) In die Verzeihnisse der zur Aussiedlung vorgesehenen Personen sind Frauenmit Kindern aufzunehmen, deren Ehemänner bzw. Familienernährer sih inDeutshland be�nden und keinen Willen zeigen, zu ihren Familien zurükzu-kehren, und die aus diesem Grund einen Antrag auf Ausreise nah Deutshlandgestellt haben. Dagegen sind Frauen mit zahlreiher Nahkommenshaft (z.B.mehr als zwei oder drei Kinder), an deren Polentum keine Zweifel bestehen, zu-rükzubehalten, wobei den Bürgern Starosten empfohlen wird, solhe Familiengesondert zu erfassen und sih ihrer ständig fürsorglih anzunehmen, indemsie diesen Frauen dabei helfen, ihren Mann ins Land zurükzuholen.) Es wird empfohlen, bei den Listen der deutshen Aussiedler die Bitten derAlten zu berüksihtigen, die sih, da sie hier niemanden haben, zu ihren aufdem Gebiet Deutshlands lebenden Kindern oder zu nahen Verwandten bege-ben wollen.d) Shlieÿlih mahe ih darauf aufmerksam, daÿ bei der Quali�zierung der in dieAussiedlerlisten aufzunehmenden Personen, unter dstrenger Strafandrohungd,persönlihe oder materielle Gründe sowohl der Kommissionsmitglieder als auhDritter keine Rolle spielen dürfen. Es darf niht vorkommen, daÿ z.B. eine Per-son aus der polnishen einheimishen Bevölkerung in die Liste aufgenommenwird, die einen Hof oder eine andere Liegenshaft besitzt, und wo nebenanbisher ein Ansiedler bzw. Repatriant wohnt, der falshe Vorwürfe erhebt, umihn loszuwerden (sog. strittiger landwirtshaftliher Betrieb)2, wie dies shonhäu�g der Fall war.Die vorstehende Verfügung des Ministeriums für die Wiedergewonnenen Gebiete än-dert grundsätzlih nihts an der Politik und dem positiven Verhältnis zur polnishen2 Vgl. dazu die Anm. 1 zu Dok. 278.
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Bevölkerung einheimisher Herkunft, sondern regelt nur Probleme, die aus staatli-hen und gesellshaftlihen Rüksihten gelöst werden müssen.Angelegentlih der Zusammenstellung der Aussiedlerlisten wird empfohlen, minde-stens zwei gebildete Bürger von seiten der polnishen Bevölkerung örtliher Herkunftberatend hinzuzuziehen.Die einberufenen Quali�kationskommissionen sollen die ihnen aufgetragene Tätigkeitsofort aufnehmen, indem sie sih auf dem Gebiet des Kreises von Gemeinde zuGemeinde begeben, wobei die Bürger Starosten die Frage der Verkehrsmittel naheigenem Ermessen regeln.Die Bürger Starosten teilen mir unverzüglih das namentlihe Verzeihnis der Kom-missionen mit, und unabhängig davon sind vom Verlauf der Registrierungsaktion biszu deren Beendigung dwöhentlihe Meldungend mit Zahlenangaben zu erstatten.Die unter Punkt 1 und 3 der vorstehenden Verfügung angegebenen Termine müssenunbedingt eingehalten werden. Gleih nah der Beendigung der Registrierungsaktionsenden die Bürger Starosten an die gesellshaftspolitishe Abteilung der Wojewod-shaft je eine Kopie der Verzeihnisse:1) der durh die Kommission zur Aussiedlung quali�zierten Personen mit Angabedes Geburtsdatums und Geburtsortes sowie des Wohnortes, 2) der niht veri�zierten,aber vor der Aussiedlung nah Deutshland ausgesonderten Personen.Der Termin der Aussiedlung der Deutshen wird in einer weiteren Verfügung festge-legt.

319.1947, 20. NovemberDer Referent der Gesellshaftspolitishen Abteilung des WojewodshaftsamtesOlsztyn/Allenstein Gustaw Leyding-Mieleki: Zahlenmäÿiges Ergebnis der Tätigkeitder Wojewodshafts- und Kreis-Veri�zierungskommissionen bezüglih dernihtveri�zierten und deutshen BevölkerungAPO UWO 62, Bl. 32Zahl der zur Gesamtzahl Zahl der vonAussiedlung der auszu- der Aussiedlungquali�zierten siedelnden ausgenomme- Bemer-Name des Kreises Personen1 Deutshen2 nen Personen3 kungen1. Bartoszye/Barten-stein 192 192 12. Braniewo/Brauns-berg 142 259 18Fortsetzung nähste Seite
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Fortsetzung Zahl der zur Gesamtzahl Zahl der vonAussiedlung der auszu- der Aussiedlungquali�zierten siedelnden ausgenomme- Bemer-Name des Kreises Personen1 Deutshen2 nen Personen3 kungen3. Górowo-Iª./Lands-berg 45 45 �4. Gi»yko/Lötzen 1.194 1.300 1.0585. K�trzyn/Rasten-burg 655 655 1466. Lidzbark W./Heils-berg 146 146 87. Mor¡g/Mohrungen 362 502 4888. Mr¡gowo/Sensburg 2.182 2.182 12.1569. Nidzia/Neidenburg 204 304 40010. Olsztyn m./Allen-stein Stadt 6 9 �11. Olsztyn pow./Al-lenstein Kreis � 38 �12. Ostróda/Osterode 258 322 75213. Pasª�k/PreuÿishHolland 346 406 �14. Pisz/Johannisburg 379 379 1.27915. Reszel/Röÿel 159 244 55016. Susz/Rosenberg 170 208 8217. Szzytno/Ortels-burg 1.045 1.045 4.63018. W�gorzewo/Anger-burg 429 436 82Zusammen 7.914 8.672 21.680

1 Deutshe bzw. Personen, an deren deutsher Staatsangehörigkeit keine Zweifel bestanden undderen Aussiedlung somit siher war.2 Gesamtzahl aller noh in der Wojewodshaft Allenstein anwesenden Deutshen. Unter diesenbefanden sih auh Personen, deren Veri�zierungsverfahren noh niht negativ beshieden wordenwar.3 Personen, die aufgrund ihrer tatsählihen oder von den Behörden vermuteten polnishen Her-kunft von der Aussiedlung ausgenommen waren. Diese Personen sollten positiv veri�ziert und somitzu polnishen Staatsbürgern gemaht werden.
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320.1947, 25. DezemberDer Stellvertretende Leiter der Gesellshaftspolitishen Abteilung desWojewodshaftsamtes in Olsztyn/Allenstein Gustaw Leyding-Mieleki: Die Lösungdes Problems der deutshen Bevölkerung in der Region der WojewodshaftOlsztyn/Allenstein APO UWO 87, Bl. 78-80Noh vor einem Jahr betrug die Zahl der deutshen Bevölkerung auf dem Gebiet derWojewodshaft Allenstein über 60.000 Personen. Von dieser Zahl wurden bis zum20.10.47 52.000 Deutshe ausgesiedelt. Zu den noh verbliebenen Resten der deut-shen Bevölkerung, deren Aussiedlung unterbrohen wurde, kam das Problem derBevölkerung einheimisher Herkunft, die sih der Veri�zierung bisher niht unterzo-gen hat und von der Aussiedlungsaktion der Deutshen wegen ihrer äuÿeren, auf einepolnishe Abstammung deutenden Merkmale (z.B. polnishe Namen) ausgenommenwurde. Diese Bevölkerung zählte insgesamt über 30.000 Personen.Ein gewisser Teil dieser Bevölkerung, die jeglihe Verbindung mit der polnishen Na-tion verloren hat, sogar niht einmal Kenntnis der polnishen Sprahe besitzt, ver-langte die Aussiedlung nah Deutshland und dokumentierte auf diese Weise seineBindung an das deutshe Volk. Ebenfalls muÿte das Problem der wegen des Kriegesgetrennten Familien berüksihtigt werden, wo z.B. in der Mehrheit der Fälle eineFrau mit kleinen Kindern, noh dazu ohne Mittel zum Lebensunterhalt, ihren Mannjenseits der Oder wohnen hat, der niht ins Land zurükkehren will; ebenso älterePersonen, deren Kinder in Deutshland leben und hier ohne Fürsorge zurükgeblie-ben sind.Infolgedessen war das Problem der niht veri�zierten und zusätzlih noh von derAussiedlung ausgeshlossenen Bevölkerung Gegenstand einer Sonderkonferenz desVizeministers für die Wiedergewonnenen Gebiete, Bürger Dubiel, mit Vertretern derWojewodshaftsorgane mit dem Wojewoden Bürger Magister W. Ja±kiewiz an derSpitze. Im Ergebnis dieser Konferenz wurde eine Verordnung des Ministeriums fürdie Wiedergewonnenen Gebiete vom 21.10.47 � Amtsblattnr. 558/II/47/vertraulihherausgegeben1 �, kraft derer beshlossen wurde:1) Bis zum Termin am 15.11.1947 nah Kreisen endgültige Listen der zur Aus-siedlung nah Deutshland vorgesehenen Deutshen anzufertigen.2) In die Listen auh solhe Personen aufzunehmen, die von den bisherigen Aus-siedlungstransporten ausgenommen wurden, aber mit ihrem Verhalten einevöllige Verbundenheit mit dem deutshen Volk an den Tag legen.1 Vgl. dazu auh Dok. 190.
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3) Gleihzeitig bis zum Termin 15.11.47, auh nah Kreisen, Listen derjenigenPersonen aus der polnishen einheimishen Bevölkerung anzufertigen, die bis-her keinen Antrag auf die Feststellung ihrer polnishen Volkszugehörigkeit ge-stellt haben, an deren Polentum aber keine Zweifel bestehen; diese Personensind von der Aussiedlung nah Deutshland auszunehmen.Der Auftrag wurde von Kreisveri�zierungskommissionen ausgeführt, in den KreisenMr¡gowo/Sensburg und Szzytno/Ortelsburg, die die höhste Zahl an niht veri�-zierter Bevölkerung aufweisen, hingegen von der Veri�zierungskommission der Wo-jewodshaft.Die Kommissionen bestanden aus Vertretern der ö�entlihen Verwaltung als Vorsit-zende, Vertretern der Ämter für Ö�entlihe Siherheit und Vertretern der National-räte.Diese Kommissionen haben ihre Arbeit bis zum vorgegebenen Termin abgeshlossen.Deren Ergebnis wurde zusammen mit den Angaben der Starosteien zur veri�ziertenpolnishen Bevölkerung und zu den auszusiedelnden deutshen Kindern im Sinnedes Runderlasses Nr. 65/47 des Ministeriums für die Wiedergewonnenen Gebietevom 12.09.1947-Amtsblattnr. II/6 b/289/472 � wie folgt vorgestellt, wobei in einergesonderten Rubrik die Personenzahl der veri�zierten Bevölkerung angegeben wurde,die auf die polnishe Staatsangehörigkeit verzihtet und Anträge auf Ausreise nahDeutshland gestellt hat.
Ord-nungs-zahl Name desKreises

Gesamtzahlder auszusie-delnden Perso-nen zusam-men mit quali-�zierten Kin-dern (Deut-she)

Zahl derPersonenpolnisherHerkunft,von derAussiedlungausgenom-men

Zahl derveri�-ziertenPer-sonen(ortsan-sässigenPolen)

Zahl der aufdie polni-she Staats-angehörig-keit verzih-tenden,veri�ziertenPersonen1. Bartoszye/Bartenstein 227 1 502 �2. Braniewo/Braunsberg 276 18 348 �3. Gi»yko/Löt-zen 1.306 1.058 5.663 84. Górowo Iª./Landsberg 60 � 443 25. K�trzyn/Ra-stenburg 671 146 2.503 12Fortsetzung nähste Seite
2 Vgl. Dok. 184.
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Fortsetzung
Ord-nungs-zahl Name desKreises

Gesamtzahlder auszusie-delnden Perso-nen zusam-men mit quali-�zierten Kin-dern (Deut-she)

Zahl derPersonenpolnisherHerkunft,von derAussiedlungausgenom-men

Zahl derveri�-ziertenPer-sonen(ortsan-sässigenPolen)

Zahl der aufdie polni-she Staats-angehörig-keit verzih-tenden,veri�ziertenPersonen6. Lidzbark War./Heilsberg 268 8 1.846 �7. Mor¡g/Moh-rungen 537 488 2.360 48. Mr¡gowo/Sens-burg 2.288 12.156 12.008 479. Nidzia/Nei-denburg 347 400 2.324 910. Olsztyn m./AllensteinStadt 9 � 3.096 42
11. Olsztyn pow./AllensteinKreis 58 � 27.637 450
12. Ostróda/Oste-rode 322 752 7.896 2513. Pasª�k/Preu-ÿish Holland 416 � 289 �14. Pisz/Johannis-burg 379 1.279 2.235 1115. Reszel/Röÿel 289 550 7.376 10516. Susz/Rosen-berg 225 82 1.503 �17. Szzytno/Or-telsburg 1.049 4.630 7.491 5618. W�gorzewo/Angerburg 443 82 845 �Zusammen 9.170 21.650 86.365 771

Zur Gesamtzahl der Deutshen kommen noh 190 Personen von der bei Einheitender Sowjetishen Armee im Kreisgebiet von Pasª�k/Preuÿish Holland beshäftigtendeutshen Bevölkerung hinzu, die aufgrund von rosafarbenen Reklamierungskarten,im Sinne der Anordnung der M.Z.O. vom 28.07.47 � Amtsblattnr. 442/III/47/geheim� beanspruht werden.
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Die Erfassung der Deutshen wird derzeit von den gesellshaftspolitishen Referatender Starosteien durhgeführt, und aufgrund der letzten Tätigkeit der Veri�zierungs-kommission im Gebiet (Untersuhung jeder Gemeinde und sogar einzelner Personen)ist davon auszugehen, daÿ an der Übereinstimmung des erfaÿten Bestandes mit demtatsählihen Bestand im Gebiet kein Zweifel bestehen dürfte.Bezüglih der Kontrolle von grünen Reklamierungskarten (Sonderausweise) habendie Starosteien der gesellshaftspolitishen Abteilung bisher 23 Karten übergeben,vorwiegend von deutshen Fahleuten, die bisher auf Landgütern der P.N.Z. beshäf-tigt waren und die im Sinne der Anordnung des M.Z.O. Ansiedlungsdepartementvom 16.09.47 � Amtsblattnr. 488/III/47/geheim � der Aussiedlung unterliegen.Vom eigenmähtigen Umzug von Deutshen, um sih der Kontrolle zu entziehen, be-rihteten die Bürger Starosten in K�trzyn/Rastenburg, Lidzbark/Heilsberg, GórowoIªawiekie/Landsberg sowie Pasª�k/Preuÿish Holland. Dies geshah in den MonatenAugust und September d. J. Die Verwaltungsbehörden, insbesondere in den Krei-sen Górowo Iªawiekie/Landsberg und K�trzyn/Rastenburg, hatten niht geringeShwierigkeiten, das vorher festgelegte Kontingent an Deutshen für den Transportbereitzustellen.Am Rande des Problems der polnishen Bevölkerung einheimisher Herkunft istzu bemerken, daÿ der gröÿte Teil � über 350.000 Menshen � sih noh auÿerhalbder Grenzen des Polnishen Staates be�ndet. Von dieser Zahl halten sih unge-fähr 200.000 Personen (meist zwangsweise evakuiert) in Deutshland auf, wovon eingewisser Teil ins Land zurükkehren will, aber seitens der angelsähsishen Besat-zungsmähte auf Shwierigkeiten stöÿt.Ein besonderes Kapitel stellt jener Teil der ortsansässigen Bevölkerung dar, die ineiner Anzahl von ungefähr 80.000 Personen zur Zwangsarbeit nah Sowjetruÿlandvershleppt worden ist. Trotz der angekündigten Repatriierung der polnishen Be-völkerung aus der UdSSR bis zum Ende des laufenden Jahres kehren bisher aus-shlieÿlih einzelne kranke bzw. arbeitsunfähige Personen zurük. In den letzten dreiMonaten sind ins Gebiet der Wojewodshaft insgesamt 92 Personen zurükgekehrt.Wie aus Gesprähen mit Rükkehrern hervorgeht, muÿten die übrigen und noh ar-beitsfähigen angeblih Verträge über den Verbleib in der UdSSR für weitere fünfJahre untershreiben.Dabei ist zu betonen, daÿ sih das Problem der getrennten Familien sehr negativauf die Repolonisierungsaktion bei der ortsansässigen Bevölkerung auswirkt.
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321.1947, 31. DezemberDer Kreisstarost in Pisz/Johannisburg P. Hawryluk-Gªowaki an dasWojewodshaftsamt, Gesellshaftspolitishe Abteilung, in Olsztyn/Allenstein:Registrierung und Erfassung der deutshen BevölkerungAPO UWO 272, Bl. 16Auf das Shreiben vom 15.12.47 Amtsblattnr. Sp. /A-3/334/47 bezüglih der Aus-führung der im Shreiben vom 18. Juni 47 Nr. Sp./B-6/5/47 enthaltenen Anordnun-gen erkläre ih, daÿ dieses Shreiben bei der hiesigen Starostei am 7.VII.47 eingegan-gen ist � also einige Tage nah der Durhführung der Aussiedlung von 561 Deutshen.Anshlieÿend wurden auf dem Wege quali�zierter Selektion weitere 52 Deutshe zurAussiedlung bestimmt, die am 29. September aus dem Kreis hinausgebraht wurden.Seitdem gibt es im hiesigen Kreisgebiet so gut wie keine Deutshen mehr. Die rest-lihe, niht veri�zierte Bevölkerung einheimisher Herkunft in der Stärke von 1.655Personen � zögert mit der Antragstellung auf Feststellung ihrer Zugehörigkeit zurpolnishen Nation entweder aus Verbitterung oder auh infolge von Ein�üsterungenfeindliher Elemente.Wäre die Registrierung der Deutshen angekündigt worden � hätten sih mit Siher-heit viele Personen einheimisher und polnisher Herkunft von den Nihtveri�zierteninfolge von shädliher Propaganda zur Registrierung gemeldet, was zur Folge gehabthätte, daÿ in Anbetraht der Ausreisemöglihkeit hinter die Oder die Veri�zierungs-aktion gänzlih zum Erliegen gekommen wäre.Ein Teil der nihtveri�zierten Bevölkerung behält ihr Deutshtum bei � um eine Aus-reiseerlaubnis zu erhalten �, manhe haben hinter der Oder ihre Familienangehörigen� wollen mit ihnen zusammenkommen und stellen Anträge auf Ausreisegenehmigung.Aus diesen Gründen wurde mittels einer Kommission, unter Beteiligung von Poleneinheimisher Herkunft, eine Selektion der nihtveri�zierten Bevölkerung (geheim)durhgeführt und 379 Personen zur Ausreise nah Deutshland bestimmt. Die Listedieser Personen wurde dem Wojewodshaftsamt zur Einsiht zugesandt.Aus den oben genannten Gründen konnten die im angeführten Shreiben enthaltenenAnordnungen auf dem hiesigen Kreisgebiet niht in vollem Umfang durhgeführtwerden.
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322.1948, 14. JanuarDer Starost des Kreises Susz/Rosenberg M. Czerwi«ski an das Wojewodshaftsamt,Gesellshaftspolitishe Abteilung, in Olsztyn/Allenstein: Registrierung undErfassung der deutshen BevölkerungAPO UWO 272, Bl. 23Entsprehend der Verfügung des Bürgers Wojewoden vom 15.12.1947 Amtsblattnr.Sp-A-3/334/47 teile ih mit, daÿ1:a) die Erfassung von Personen deutsher Nationalität aktualisiert wurde und dienah Deutshland Ausgesiedelten aus dem Register gestrihen wurden.b) Die Registrierung der Deutshen im Sinne der Verordnung des Präsidenten derRepublik Polen vom 13. August 1926 über Ausländer (Dz. U. R. P. [DziennikUstaw Rzezypospolitej Polskiej = Amtsblatt der Republik Polen℄ Nr. 83, Pos.465) wurde auf ordnungsgemäÿen Formularen vorgenommen, es wurden 136Personen registriert.) Die Registrierung in meinem Kreis umfaÿt die seinerzeit von der Aussiedlungausgenommenen Personen, welhe die Kreisveri�zierungskommission als derdeutshen Nation zugehörig ansah und zur Aussiedlung bestimmte.d) Eine Aktion zur Kontrolle der individuellen Fluktuation der deutshen Bevöl-kerung wurde in meinem Kreis durhgeführt.e) Auf dem Gebiet meines Kreises wurden keine Fälle festgestellt, in denen manDeutshen Untershlupf gewährt hätte. Die in den Deklarationen angegebe-nen Deutshen arbeiteten auf Staatsgütern. Derzeit sind sie niht beshäftigt,wohnen aber dort. Manhe von den genannten Deutshen wohnen jedoh pri-vat und gehen Gelegenheitsarbeiten nah. In der Anlage lege ih 87 aktuelleDeklarationen vor, die 137 Personen deutsher Nationalität betre�en. Zugleihbemerke ih, daÿ auÿer den in den Deklarationen aufgeführten Deutshen inmeinem Kreis noh 19 deutshe Kinder wohnen, die sih im Kinderheim inSusz/Rosenberg oder bei P�egeeltern be�nden. Die für die Aussiedlung derdeutshen Kinder zuständige Kreiskommission bestimmte diese Kinder zurAussiedlung. Registrierungsdeklarationen wurden für diese Kinder niht aus-gefüllt.

1 Das Antwortshreiben steht für viele andere. Auh die Starosten der anderen Kreise berihtetenAnfang 1948 fast übereinstimmend, daÿ es so gut wie keine Deutshen mehr in ihrem Gebiet gäbe,sondern nur noh niht veri�zierte Ermländer bzw. Masuren polnisher Herkunft.
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323.1948, FebruarDer Starost des Kreises Ostróda/Osterode F. Kapes: Beriht über die durhgeführteVeri�zierungsaktion auf dem Gebiet des Osteroder KreisesAPO UWO 63, Bl. 326-327Im Shreiben vom 17. Januar 1948 berihtete ih vom Beginn der Veri�zierungsak-tion, in deren Folge 200 Autohthone Treueerklärungen untershrieben haben.Im Augenblik kann ih mitteilen, daÿ sih diese Aktion ihrem Ende nähert, da inder Zwishenzeit weitere 447 Personen aus folgenden Orten und Landgütern eineTreueerklärung untershrieben haben [. . . ℄.Hierzu muÿ ih erwähnen, daÿ die Nihtveri�zierten per �Flüsterpost� sehr shnelletwas von der Aktion des Starosten erfahren.Als ih weitere Landgüter besuhte, war ih eine Art von Shrekgespenst für diesog. �Deutshen�, die gegen die Untershrift unter die Deklaration eingestellt waren.�Ih war Deutsher und ih bleibe Deutsher�, das war ihr erstes Wort. Das Gesprähfängt an, mit dem ersten beginne ih eine Diskussion, für die ih wortwörtlih eineStunde und mehr verliere. Meistens war es so, daÿ beispielsweise der erste, zweiteund dritte untershrieben, der vierte ist unnahgiebig � untershreibt niht, nah ihmuntershreiben alle anderen niht mehr � alle. Die Aktion stokt. Ih shaue jedemins Gesiht, ih unterhalte mih mit jedem. Shlieÿlih rufe ih alle zusammen undfange ein �Shwätzhen� an, es dauert reht lange, und ih erkläre, daÿ der bisherigeArbeitslohn, der auf den Landgütern gezahlt wird, für sie niht länger gelten wird1,weil er für polnishe Arbeiter bestimmt ist, und sie hätten doh gegenüber den Sta-rosten selbst erklärt, daÿ sie �Deutshe� seien. In Anbetraht dessen kehren wir vommorgigen Tag an zu den alten Normen zurük, und es werden keinerlei zusätzliheLeistungen für sie mehr gewährt werden. Auÿerdem greife ih die Wohnungsfrageauf. Es sei undenkbar, daÿ ein �Deutsher� eine bessere Wohnung als ein �Masu-re� haben solle, deshalb müsse die bessere Wohnung dem Masuren überlassen unddem Deutshen die shlehtere zugewiesen werden, und wenn keine Wohnungen vor-handen sind, dann müÿten die Deutshen eben zusammenrüken, und Wohnungenwerden sih �nden. Angesihts einer solhen Ankündigung des Starosten verlierensie die Nerven und werden entweder sofort oder im Laufe einiger Tage �Mitbürger�,wie sie selbst erklären. Diejenigen, die sofort untershreiben, haben sogleih eine Rei-he von Fragen zu erledigen, sei es: Probleme der Altersrente, Fragen zur Rükkehrder Familie ins Land, �nanzielle �kleine Beihilfen� und was damit zusammenhängt,Fragen der Rükerstattung von Besitztümern u.s.w. u.s.w.1 Hier wird deutlih, daÿ die meisten der sogenannten Autohthonen niht mehr auf ihren ei-genen Höfen arbeiteten, da diese ihnen aufgrund der fehlenden Besheinigung über ihre polnisheVolkszugehörigkeit abgenommen und an polnishe Ansiedler verteilt worden waren.
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Ih muÿ betonen, daÿ bei diesen Menshen eine gewisse Verlegenheit und Herzlih-keit entstanden ist, die ihre bisherige Zurükhaltung mit den Plünderungen undgewalttätigen Übergri�en während der Phase des organisatorishen Neuanfangs undmit der Trennung von ihren Familien rehtfertigen, und von mir aus würde ih nohhinzufügen, daÿ es Suggestionen, und zwar sehr starke, gibt, daÿ �unsere Leute� zu-rükkommen werden.2 Auÿerdem fürhten sie sehr, heute und auh in Zukunft alsa �folksdojze [Volksdeutshe℄�a3 behandelt zu werden. Sie sprehen über ihre Armutund von fehlender Ho�nung für die nähere Zukunft. Ih shaue in diese Gesihterund erkenne eine ernsthafte Veränderung. Sie sind ein Gespenst los, das sie quälte,sie reisen niht mehr aus � sie haben Verrat geübt, aber �hier� wie �dort� müssensie arbeiten, doh jetzt ist es shon �adyhta besser� und ih versihere ihnen, daÿes besser werden wird.Die Untershrift unter die Deklaration stellt einen Wendepunkt in der Denkweiseeines Autohthonen dar, von diesem Moment an beginnt er nahzudenken und vor-zusorgen. Ih wage zu behaupten, daÿ das gröÿte Hindernis im Bereih der Repoloni-sierung dieser Bevölkerung niht deren geshihtlihe und materielle Verwurzelung inder Zeit des Deutshtums ist, sondern die zugewanderte Bevölkerung, die alle Mittelins Werk setzt, damit die einheimishe Bevölkerung �deutsh� bleibt, denn noh heu-te gibt es eine ganze Reihe von Möglihkeiten, einen Autohthonen auszubeuten. Dieeinen wollen sie (die Masuren) vertreiben, weil diese noh eine besheidene Habe ihreigen nennen, d. h. Möbel, Mashinen, [oder wegen℄ Streitigkeiten um Grundbesitzund Vieh, die anderen wollen, daÿ sie bleiben, weil sie damit einen sehr preiswerten,aber guten Arbeiter haben, dem sie bezahlen, soviel sie wollen, oder auh gar keinenLohn auszahlen.In einer solhen Atmosphäre ist es shwer, von Repolonisierung zu sprehen, oderdas Repolonisieren stellt sih als sehr shwierig heraus.Ih bin zu der Überzeugung gelangt, daÿ es im Kreis Ostróda/Osterode keine Deut-shen gibt, es sind nur reinblütige Masuren oder aber sie stammen auh aus Mish-ehen, und daÿ die bisherige Tätigkeit der Veri�zierungskommission ein groÿes Miÿ-verständnis darstellt. Man hat sih von vershiedenen Vorstellungen leiten lassen.2 Hierbei handelt es sih um bei der einheimishen Bevölkerung weit verbreitete Gerühte, daÿdie neue polnishe Grenzziehung niht von Bestand sein werde und daÿ das ehemalige Ostpreu-ÿen über kurz oder lang wieder deutsh werden würde. Solhe Gerühte verstärkten sih vor allemimmer dann, wenn Spannungen in den internationalen Beziehungen auftraten, die eine Grenzre-vision oder gar den Ausbruh eines erneuten Krieges wahrsheinlih werden lieÿen. Als Beispieleseien hier die Rede des amerikanishen Auÿenministers Byrnes vom September 1946 genannt oderdie Vershärfung des �Kalten Krieges�, welhe immer auh eine zunehmende Di�erenz der Sie-germähte des Zweiten Weltkriegs in der Deutshland-Frage bedeutete. Gerade in der Zeit vomHerbst 1947 bis zum Frühjahr 1948 hatte dieser Kon�ikt zwishen den ehemaligen Alliierten einebesondere Brisanz. In den Situationsberihten aus der Wojewodshaft Allenstein �nden sih fürdiesen Zeitraum immer wieder Bemerkungen über die Reaktionen der einheimishen Bevölkerungauf die internationale Lage. Vgl. dazu die Situationsberihte der Gesellshaftspolitishen Abteilungdes Wojewodshaftsamtes in Allenstein aus den Jahren 1947 und 1948, CAMSWiA, MZO 21, Bl.15, Bl. 21, Bl. 26, Bl. 43.3 Damit wurde die Befürhtung ausgedrükt, als Menshen �zweiter Klasse� behandelt zu wer-den.
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Der Vertreter der Autohthonen ist ein Katholik, und es fällt ihm in vielen Fällenshwer, zu glauben, daÿ dieser eingedeutshte � sagen wir � evangelishe Kozielak einMasure ist. Ohne die spezi�shen Verhältnisse zu kennen, shlieÿt sih die Mehrheitder Kommission der Meinung eines � nennen wir ihn � Hoha an und setzt ihn aufdie Liste der Auszusiedelnden, vor allem wenn an den �Möbelhen� alle, vom An-siedler bis zu etwa einem gewissen Dzi¡ba, einem Angestellten der Starostei, etwasverdient haben.Ih veri�ziere deshalb alle, um die Solidarität der Masse der Autohthonen zu bre-hen, es wird aber eine Sahe von Verwaltung und Siherheitsamt sein, destruktiveund shädlihe deutshe Elemente aus�ndig zu mahen.[. . . ℄

324.1948, 15. MärzStarost Walter Pó¹ny in Szzytno/Ortelsburg: Beriht über den Verlauf der Aktionzur Veri�zierung der einheimishen Bevölkerung für die Zeit vom 01.03.48 bis zum15.03. d. J. APO UWO 281, Bl. 168-168v.Von der einheimishen Bevölkerung polnisher Herkunft, die sih bisher niht derVeri�zierung unterzogen und die polnishe Staatsangehörigkeit niht angenommenhat, wohnen im Gebiet des Kreises Szzytno/Ortelsburg ungefähr 4.850 Personen.Ein Teil davon (etwa 400 Personen) bemüht sih um die Ausreiseerlaubnis nahDeutshland. Der Rest dagegen, obwohl er dieses Gebiet niht zu verlassen beab-sihtigt, bekennt sih niht zu seiner polnishen Abstammung, und dies um so mehr,als die zugewanderte Bevölkerung, insbesondere die auf dem Lande, mit ihrem Ver-halten und ihrer Einstellung gegenüber diesen Autohthonen diese in ihrer Überzeu-gung unterstützt, daÿ sie Deutshe sind. Der Antagonismus zwishen der polnishenBevölkerung einheimisher Herkunft und der zugewanderten Bevölkerung zeihnetsih nah wie vor deutlih ab, und sein Ursprung sind ein tief sitzendes Ressentimentsowie die seinerzeit wegen der Streitigkeiten um die bäuerlihen Betriebe entstande-nen Kon�ikte und auh Aktivitäten verbreherisher Elemente, die sih insbesonderegegen die einheimishe Bevölkerung rihteten, die aber im Augenblik niht so häu-�g vorkommen und solhe ershrekenden Ausmaÿe angenommen haben wie in denJahren 1945 und 1946.Einer der wihtigsten Gründe, der sih auf den Verlauf und Erfolg der Veri�zierungs-aktion hemmend auswirkt, ist die shwierige materielle Situation der einheimishenBevölkerung. Personen, die keine materiellen Existenzgrundlagen wie eine Arbeits-stätte oder eine Verdienstmöglihkeit besitzen, fühlen sih niht mit dem Organismusder ganzen Gesellshaft verbunden und stehen auÿerhalb des gesamten wirtshaft-lihen und gesellshaftlihen Lebens. Daher rührt ihre Gleihgültigkeit und nihtselten die Abneigung gegenüber dem polnishen Staat und Volk.
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Es ist ernsthaft mit negativen Ein�üssen der sog. deutshen Flüsterpropaganda aufdie Veri�zierungsaktion zu rehnen, infolge derer die Bevölkerung einheimisher Her-kunft, indem sie falshe Informationen über einen angeblih bevorstehenden Kriegund die Rükkehr der Deutshen in diese Gebiete u.ä. erhält und untereinander ver-breitet, in der Überzeugung von der Notwendigkeit des sogenannten �Ausharrens�bestärkt wird, d. h. die polnishe Staatsangehörigkeit niht anzunehmen, um sihniht eventuellen Repressionen seitens der Deutshen, die angeblih hierher zurük-kommen sollen, auszusetzen.Man vermutet, daÿ die deutshe Propaganda des �Ausharrens� auh während der re-ligiösen Versammlungen in privaten Häusern statt�ndet, wo vermutlih die deutsheSprahe gebrauht wird.Im Zusammenhang mit der Anordnung des Bürgers Wojewoden von Allenstein vom27.2.48 über die Beshleunigung der Veri�zierungsaktion1 erfolgte am 3.03.48 in denRäumen der Kreisstarostei Szzytno/Ortelsburg eine Konferenz der dem Starostenunterstellten Beamten, der Leiter der zentral gelenkten Ämter und Institutionen wiedes Shulinspektorats, des P.U.B.P., der M.O., des Bundes für Bäuerlihe Selbsthilfe,sowie auh der Vertreter der politishen Parteien P.P.S., P.P.R. und S.L., unter Betei-ligung des Vorsitzenden des Kreisnationalrates (PRN), um gemeinsame Rihtlinienfür das Verfahren betre�end die Veri�zierung und Repolonisierung der Bevölkerungeinheimisher Herkunft festzulegen. Ebenso fand am 5.3.48 eine Besprehung der Ge-meindevorsteher und Vorsitzenden der Gemeindenationalräte sowie am 9.3.48 eineBeratung der Shultheiÿe aller Ortshaften des Ortelsburger Kreises statt. Die Un-terredung mit den Gemeindevorstehern, den Vorsitzenden der Gemeindenationalräteund den Shultheiÿen wurde insbesondere dazu genutzt, sie für die Zusammenarbeitmit den Verwaltungsbehörden, der Lehrershaft und den politishen Parteien beider gegenwärtigen Veri�zierungs- und Repolonisierungsaktion zu gewinnen. Weil dieGemeindevorsteher und Shultheiÿe mit der einheimishen Bevölkerung im Gebietam engsten in Berührung kommen, sollten sie diese Gelegenheit nutzen und sihbesonders für die Sahe der Veri�zierung und Repolonisierung dieser Bevölkerungeinzusetzen.Gewarnt wurden die Versammelten vor der Verantwortlihkeit für eine Paralysie-rung der Aktion auf welhe Weise auh immer, besonders durh ein unangemesse-nes Verhalten gegenüber der einheimishen Bevölkerung, die bei diesen MenshenVerbitterung hervorruft, oder durh die Miÿahtung der Nihtausführung von Ver-fügungen der Verwaltungsbehörden, die im Zusammenhang mit der beabsihtigtenund laufenden Veri�zierungsaktion erlassen wurden.Vom 1. März 1948 bis zum 15. 3. d. J. wurden 39 Personen veri�ziert.

1 Die Wojewodshaftsverwaltung startete im Februar 1948 eine neue Kampagne, in deren Zugedie Veri�zierung bis zum Ende des Jahres, besser noh in der ersten Jahreshälfte, abgeshlossenwerden sollte. Die Starosten wurden angewiesen, Druk auf die noh niht veri�zierte Bevölkerungauszuüben. Die breit angelegte Aktion zeitigte jedoh nur geringe Erfolge, so daÿ zu Beginn desJahres 1949 immer noh 16.686 Personen niht veri�ziert waren (Ende 1947 waren es 21.650 ge-wesen), davon 12.395 im Kreis Mr¡gowo/Sensburg und 4.186 im Kreis Szzytno/Ortelsburg. Vgl.Belzyt: Mi�dzy Polsk¡ a Niemami (wie Einleitung, Anm. 8), S. 155-156.
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325.1948, 1. MaiWojewodshaft Allenstein: Zahlenaufstellung zur Erfassung der deutshenBevölkerung nah dem Stand vom 1. Mai 1948APO UWO 275, Bl. 51Name desKreises Anzahlder Deut-shen miteiner Ar-beitsbe-sheinigung

Arbeits-fähig,abernihtbeshäf-tigt
Kran-ke ÄltereMen-shenüber60Jahre

Kin-derbis16 Zusammen,nahGeshleht Ins-ge-samt
grün1 rosa2 männ-lih weib-lihBartoszy-e/Bar-tenstein � � 82 4 14 69 79 90 169

Braniewo/Brauns-berg � � 95 5 10 73 74 109 183
Gi»yko/Lötzen � � 556 15 234 468 451 822 1.273GórowoIªaw./Landsberg � � 41 � 3 19 24 39 63
K�trzyn/Rasten-burg 2 � 106 18 69 215 181 229 410
LidzbarkWarm./Heilsberg 35 � 36 3 11 33 47 71 118
Mor¡g/Mohrun-gen � � 159 19 56 175 149 260 409
Mr¡gowo/Sensburg � � 819 48 631 833 786 1545 2.331Nidzia/Neiden-burg � � 142 23 74 180 187 232 419
Olsztyn m./AllensteinStadt � � 5 1 3 2 � 11 11
Olsztyn p./AllensteinKreis � � 13 3 12 27 26 29 55

Fortsetzung nähste Seite
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FortsetzungName desKreises Anzahlder Deut-shen miteiner Ar-beitsbe-sheinigung

Arbeits-fähig,abernihtbeshäf-tigt
Kran-ke ÄltereMen-shenüber60Jahre

Kin-derbis16 Zusammen,nahGeshleht Ins-ge-samt
grün1 rosa2 männ-lih weib-lihOstróda/Osterode 42 8 2 22 72 63 83 146Pasª�k/PreuÿishHolland � 92 179 8 78 215 247 325 572

Pisz/Jo-hannis-burg � � 98 7 62 88 106 149 255
Reszel/Röÿel � � 40 5 21 80 68 78 146Susz/Ro-senberg � � 69 � 21 62 55 97 152Szzytno/Ortelsburg � � 401 28 246 365 376 664 1.040W�gorze-wo/Anger-burg � � 210 3 59 164 183 253 436
Zusammen 79 92 3.059 192 1.626 3.140 3.102 5086 8.188
1 Arbeitsbesheinigung für deutshe Faharbeiter, die das MZO ausgab.2 Arbeitsbesheinigung für bei der Roten Armee beshäftigte Deutshe.326.1948, 26. JuniAllensteiner Wojewode W. Ja±kiewiz an die Starosten und den Präsidenten derStadt Olsztyn/Allenstein: Wiederaufnahme der Aussiedlungsaktion der deutshenBevölkerung APO UWO 150, Bl. 60-62Das Ministerium für die Wiedergewonnenen Gebiete hat mit Shreiben vom10.6.1948, (Amtsblattnr. II/S.P./6 R.P./317/48/240 geheim,) mitgeteilt, daÿ dieAussiedlungsaktion der deutshen Bevölkerung vom Territorium des PolnishenStaates in den nähsten Tagen wieder aufgenommen werden wird.
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Im Zusammenhang damit wollen die Bürger Starosten bitte unverzüglih aktuelle Li-sten der auszusiedelnden Deutshen anfertigen, sofern sie solhe noh niht besitzen,unter Mitwirkung von Sonderkommissionen, die sih zusammensetzen aus:1) einem Vertreter der Ö�entlihen Verwaltung,2) einem � des Kreisnationalrates,3) einem � des Amtes für Ö�entlihe Siherheit,4) einem � der Bürgermiliz,5) einem Beauftragten des Ministeriums für Industrie und Handel und6) einem � des Polnishen Westmarkenverbandes.
Bei der Anfertigung der Listen der auszusiedelnden Deutshen ist nah den Rihtlini-en des Leiters der gesellshaftspolitishen Abteilung, die [Sie℄ auf der Versammlungder Starosten am 18.6.48 erhalten haben, und im Sinne der Verfügungen und In-struktionen aus den Jahren 1946 und 1947 sowie im Sinne meiner Anordnung vom28.10.1947 (Amtsblattnr. 828/Sp/vertraulih/47) zu verfahren, jedoh unter demVorbehalt, daÿ nur vier Transporte aus dem Gebiet der Allensteiner Wojewodshaftvorgesehen sind.Die Aussiedlung von Deutshen mit grünen Reklamierungsbesheinigungen derM.Z.O. sowie der bei den Versorgungseinheiten der sowjetishen Armee arbeitendenDeutshen, die eine durh die Wojewodshaftsbehörden ausgestellte rosa Beshei-nigung besitzen, ist nur mit Genehmigung des Leiters der jeweiligen Arbeitsstellezulässig.In Zweifelsfällen hat man sih mit der Bitte um Klärung an das hiesige Amt zuwenden.Für den ersten Aussiedlungstransport b(28.7.)b bestimme ih alle auszusiedelndenund durh die Sonderkommission überprüften Deutshen aus folgenden Kreisen1:Bartoszye/Bartenstein 169 Pers. Lidzbark Warm./Heilsberg 90 Pers.Braniewo/Braunsberg 139 � Nidzia/Neidenburg 100 �Górowo Iªaw./Landsberg 62 � Olsztyn m./Allenstein Stadt 20 �K�trzyn/Rastenburg 10 � Olsztyn pow./Allenstein Kreis 100 �Aus den restlihen Kreisen bestimme ih:Gi»yko/Lötzen 100 Pers. Reszel/Röÿel 20 Pers.Mr¡gowo/Sensburg 234 � Ostróda/Osterode 50 �Mor¡g/Mohrungen 60 � Susz/Rosenberg 50 �Pasª�k/Preuÿish Holland 57 � Szzytno/Ortelsburg 140 �Pisz/Johannisburg 55 � W�gorzewo/Angerburg 44 �1 In einem Shreiben vom 14. Juli 1948 revidierte der Wojewode die Zusammenstellung desTransportes: Statt der 1.600 Personen sollten nur 1.500 ausgesiedelt werden. Für die Kreise miteinem starken Anteil an noh niht veri�zierter einheimisher Bevölkerung, so zum Beispiel fürSzzytno/Ortelsburg und Mr¡gowo/Sensburg, wurde die Zahl der auszusiedelnden Deutshen re-duziert, vgl. APO, UWO 277, Bl. 9.
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Ih weise darauf hin, daÿ im Einvernehmen mit den Ämtern für Ö�entlihe Siher-heit, gemäÿ den am 18. d. M. erhaltenen mündlihen Rihtlinien für den erstenTransport, arbeitsunfähige Deutshe sowie solhe Nihtveri�zierte einzuteilen sind,die durh ihre Einstellung und ihr Verhalten die Veri�zierung und die Repolonisie-rung stören bzw. verhindern, wie auh ein gewisser Prozentsatz von Nihtveri�zier-ten, die landwirtshaftlihe Betriebe besitzen, sih aber trotz mehrfaher Au�orde-rungen niht veri�zieren lassen wollen (diese letzteren sollen vorher auf dem Wegevon gesonderten, individuellen Vorladungen nohmals aufgefordert werden, inner-halb von fünf Tagen eine Treueerklärung zu untershreiben; sofern die betre�endePerson niht bis zum festgelegten Termin ersheint und einen Antrag auf Veri�zie-rung stellt, ist sie sofort auszusiedeln). Die Listen der nihtveri�zierten, aber für denTransport bestimmten Personen sind mit kurzer Begründung für die Aussiedlungfür jede Person einzeln zweks Zustimmung shnellstens an die gesellshaftspoliti-she Abteilung zu senden.Der Transport ist aber so zu organisieren, daÿ er niht den Eindruk erwekt, alswürde ausshlieÿlih das arbeitsunfähige Element abgeshoben. Hierzu bemerke ih,daÿ sih in jedem Transport ungefähr 50% arbeitsfähige Deutshe be�nden sollten.2Auf keinen Fall darf jemand in Lumpen und barfuÿ ausgesiedelt werden, solhe sindvon der Sozialfürsorge mit der notwendigsten Kleidung zu versorgen. Von der gutenund zwekentsprehenden Organisation des ersten Transports hängt auh der Erfolgder nahfolgenden ab. Die Frage der Aussiedlung der Deutshen ist eine Angelegen-heit des Prestiges für den Polnishen Staat, und das um so mehr, als ausländisheKreise diese Aktion mit groÿer Aufmerksamkeit beobahten.Ih erinnere daran, daÿ die deutshen Aussiedler von der M.O. vomWohnort bis zumSammelpunkt des P.U.R. in Lidzbark Warm./Heilsberg begleitet werden sollen. Derdafür vorgesehene Konvoi ist für den Transport der Aussiedler zum Sammelpunktund für die Siherung von deren Hab und Gut vor Raubüberfällen verantwortlih.Es darf niht sein, daÿ es nah drei Jahren polnisher Verwaltung zu Fällen vonAmtsmiÿbrauh bzw. Plünderung kommt, und falls [solhes℄ festgestellt wird, wer-2 Die sowjetishen Behörden in der SBZ, in welhe die Transporte des Jahres 1948 geleitetwurden, legten groÿen Wert darauf, daÿ sih unter den aufzunehmenden Deutshen genügend ar-beitsfähige Personen befanden, damit die ohnehin angespannte ökonomishe Situation in dieserBesatzungszone niht noh weiter vershärft würde. Wie aus Dok. 325 jedoh hervorgeht, bestanddie deutshe Bevölkerung der Wojewodshaft Allenstein im Jahr 1948 vor allem noh aus Frauen,Kindern und älteren Menshen. In dem in Anm. 1 erwähnten Folgeshreiben des Wojewoden legtdieser besonderen Wert darauf, daÿ sih genügend arbeitsfähige Personen im Transport be�ndenmüÿten, denen eine Besheinigung über ihre jeweilige beru�ihe Quali�kation ausgestellt werdensolle: �Bei der Auswahl der deutshen Aussiedler im Gebiet ist zu beahten � unabhängig von denRihtlinien in meinem Shreibens vom 26.6.1948 �, daÿ solhe Deutshe auszusiedeln sind, derenFamilienoberhäupter in Industriebetrieben, Fabriken und in der Landwirtshaft arbeiten. Es isterforderlih, daÿ die Familienoberhäupter der deutshen Aussiedler von der Arbeitsstelle Beshei-nigungen erhalten, in welher Eigenshaft und auf welhem Fahgebiet sie gearbeitet haben unddaÿ die Entlassung wegen der Aussiedlung erfolgt.� APO, UWO 277, Bl. 10.
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den die Shuldigen zur strafrehtlihen und disziplinarishen Verantwortung gezogenwerden.Ih erinnere daran, daÿ die Aussiedlung der deutshen Repatrianten vom Wohnortund deren Transport zu den Sammelpunkten nur am Tage und niemals in der Nahtstatt�nden soll.Die Repatrianten sind 24 Stunden vorher von der Aussiedlung zu benahrihtigen,damit sie Zeit haben, sih auf die Abreise vorzubereiten.[. . . ℄3

327.1948, 28. JuliBeriht des Verwaltungsinspektors des Wojewodshaftsamtes Andrzej Milewski überden Kreis Nidzia/NeidenburgAPO UWO 281, Bl. 173-173v.Im Zusammenhang mit der Meldung der gesellshaftspolitishen Abteilung vom 26.Juli 1948 in der Angelegenheit der Aussiedlung von veri�zierten Autohthonen vonBauernhöfen und deren Überstellung zur Arbeit auf Landgüter der P.N.Z. handeltes sih um:1. Gustaw Ole± aus Witowo Gemeinde Jedwabno/Gedwangen[wahrsheinlih Wytoka/Hedwigstein (Witoka)℄2. Bogumiª Wi±niewski aus Nowy-Dwór/ Gemeinde Jedwabno/GedwangenNeuguth3. Karol Filipzak � � � �4. Mina Rogala � � � �5. August Lork � � � �6. Paweª Rosowski � � � �7. Mina Podsiadªa oder Po- aus Nowy-Dwór/ Gemeinde Jedwabno/Gedwangen.zarli Neuguth
Nah der Überprüfung der Akten des gesellshaftspolitishen Referates wurde fest-gestellt, daÿ das Register der ausgestellten Besheinigungen über die Zugehörigkeitzum Polnishen Volk erst im März 1948 angelegt wurde und niht komplett ist, dennes sind etwa 1.000 Personen noh niht in dieses Register eingetragen. Das Gesell-shaftspolitishe Referat ist auh niht darüber orientiert, wieviele Veri�zierte undNihtveri�zierte es gibt.3 Hier folgen nur noh allgemeine Anweisungen zur Organisation des Transportes, der Zollkon-trolle der Deutshen sowie der Hinweis, keine kranken Personen bzw. shwangere Frauen sehsWohen vor bzw. nah der Entbindung in den Transport aufzunehmen.
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Von den oben aufgeführten Personen ist nur die Bürgerin Mina Rogala in das Re-gister dahingehend eingetragen, daÿ sie eine vorläu�ge Besheinigung erhalten hat,andere dagegen sind in die Listen eingetragen worden, die die nihtveri�zierten Per-sonen verzeihnen, die landwirtshaftlihe Betriebe besitzen. An alle diese Personenhat die Starostei Vorladungen vershikt (Mustervorladung, Anlage Nr. 2)1 mit derMaÿgabe, daÿ, wenn sie sih niht innerhalb von zwei Wohen nah Zustellung derVorladung veri�zieren lassen, ihr Hof in Staatseigentum übergehen wird.Vor der Aussiedlung der oben genannten Personen hat eine Kommission, bestehendaus einem gesellshaftspolitishen Referenten, einem Vertreter des U.B., einem Ver-treter der M.O., einem Vertreter des U.L., einem Ansiedlungsreferenten und demstellvertretenden Kommissar für Grund und Boden, wie das Vernehmungsprotokollausweist (Anlage 6), vor der Aussiedlung auf die Genannten eingewirkt, damit sie dieStaatsangehörigkeit annehmen. Die Genannten lehnten ab, indem sie erklärten, daÿsie Deutshe seien (Anlage 6); sie hatten sogar shon vor Ankunft der Kommissionihre Sahen gepakt und waren reisefertig.Nah der Ankunft auf dem Landgut Orªowo/Orlau, wo die Mehrheit der Aussiedlerarbeitet, fragte ih in Anwesenheit des Starosten und des stellvertretenden Vorsitzen-den des Kreisnationalrats jeden der Genannten, ob die Kommission sie tatsählihdazu hätte überreden wollen, die polnishe Staatsangehörigkeit anzunehmen, wasalle bestätigten (Anlage 5) und [dazu℄ wiederholt erklärten, daÿ sie Deutshe seienund hinter die Oder fahren wollten.Was hingegen Gustaw Ole± betri�t, so erklärte er während der behördlihen Unter-redung am 16.6.48 im Zusammenhang mit der ihm zugegangenen Vorladung (Anlage2) in Anwesenheit des ganzen Kreises von Amtspersonen (Anlage 4), daÿ er Deut-sher sei und Polen verlassen wolle.Während der Durhführung der Ermittlung und der Gesprähe mit den oben Ge-nannten gewann ih den Eindruk, daÿ jeder von ihnen die polnishe Sprahe gutbeherrsht, aber daÿ sie sih aus mir unbekannten Gründen widersetzen und hin-ter die Oder fahren wollen; sie verharren in ihrem Widerstand und weigern sih,veri�ziert zu werden.Was aber das gesellshaftspolitishe Referat anbelangt, so herrsht dort ein solhesChaos, daÿ Vorladungen (Anlage 2) an längst veri�zierte Personen gesandt werden.Die vershikten Vorladungen werden nirgends notiert, es werden keine Abshriftendieser Vorladungen in der Starostei aufbewahrt, weil sie niht angefertigt werden, undwenn die Empfangsbestätigungen zurükkommen, dann weiÿ man niht, welhemBetre� sie zuzuordnen sind, weil keine Register vorhanden sind und die Untershriftunleserlih ist oder eine Untershrift überhaupt verweigert wurde.fShluÿfolgerungenf1) Man sollte einen Bediensteten der Gesellshaftspolitishen Abteilung an dasGesellshaftspolitishe Referat der Starostei in Nidzia/Neidenburg delegieren,1 Anlagen werden hier niht abgedrukt.
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um dort Ordnung zu sha�en und bei der Durhführung der Veri�zierung derMasuren die Rihtung anzugeben.2) Das gesellshaftspolitishe Referat hinsihtlih der Geshäftsordnung seinerKanzlei sofort in Ordnung zu bringen.3) Gegenüber den an der Versumpfung des Referates Shuldigen die entsprehen-den Konsequenzen zu ziehen.

328.1948, 10. AugustDie Kreisabteilung des PUR in Lidzbark Warmi«ski/Heilsberg an das MZO inWarshau und den ZC (Zarz¡d Centralny = Zentralverwaltung) des PUR in�ód¹/Lodz: Beriht vom Verlauf der Aussiedlungsaktion der deutshen Bevölkerungvom 23. bis zum 31. Juli d. J. und vom 1.-6. August d. J.APO PUR Olsztyn/Allenstein 296, Bl. 69-70Der Verlauf der Aktion war der folgende: Der erste Transport mit 131 Deutshen ausdem Kreis Bartoszye/Bartenstein kam am 23. Juli d. J. am Sammelpunkt in Lidz-bark Warmi«ski/Heilsberg an. Aus den anderen Kreisen strömten die Transporte mitDeutshen in gröÿerer Zahl erst seit dem 24. Juli d. J. heran[,℄ und deren Zuführungwurde am 26. Juli d. J. beendet. Die Anzahl der am Sammelpunkt ankommendenDeutshen betrug:am 23. Juli d. J. 131 Personen, davon 23 Männer, 61 Frauen, 4 Kinderam 24. � � 1.150 � � 278 � 513 � 35 �am 25. � � 1.450 � � 314 � 722 � 41 �am 26. � � 1.500 � � 342 � 743 � 41 �
Am 26. Juli d. J. begann um 6 Uhr die Vorbereitung von Listen für die Waggons derauszusiedelnden Deutshen[,℄ und bis 20 Uhr desselben Tages wurden für 32 WaggonsListen angefertigt. Gleihzeitig begannen Zollbeamte in Anwesenheit von Vertreterndes Staatlihen Vermögensshutzes, des Liquidationsamtes, der örtlihen Starostei,des P.U.R., der Staatlihen Nationalbank, des U.B. und des Kreisnationalrates da-mit, bei den auszusiedelnden Deutshen Leibesvisitationen und die Durhsuhungihres Gepäks vorzunehmen.Bis 16 Uhr dieses 26. Juli wurden 960 Deutshe samt ihrem Gepäk kontrolliert.Währenddessen trafen am Sammelpunkt ein: Der stellvertretende Leiter der Gesell-shaftspolitishen Abteilung des Wojewodshaftsamtes Allenstein, Bürger Leyding,sowie der Vertreter der M.Z.O., Bürger Wróbel. Sie begannen damit, einen Teil der
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auszusiedelnden deutshen Bevölkerung auszusondern, ohne den Arbeitsverlauf beider Anfertigung der Listen und der Durhsuhung des Gepäks aufzuhalten. Wäh-rend sie dies taten, ershien um 19 Uhr der Inspektor des Hauptbeauftragten fürdie Repatriierung der deutshen Bevölkerung, Bürger U±inowiz am Sammelpunkt,unterbrah die von den Bürgern Wróbel und Leyding durhgeführte Aktion hsoforthund begann erneut mit der Prüfung der auszusiedelnden Deutshen und der Ausson-derung solher Personen unter ihnen, die seiner Meinung nah niht zum Abtransporttaugten.Bürger U±inowiz setzte diese Aktion an diesem 26. Juli bis um 22 Uhr fort. Am 27.Juli d. J. ab 10 Uhr führte Bürger U±inowiz seine Arbeit zur Selektion der zur Aus-siedlung niht tauglihen Deutshen weiter fort[,℄ und erst gegen 14 Uhr desselbenTages erklärte er, daÿ er die Abfertigung des Transportes mit Deutshen am 28. Julid. J. bis zur Anlieferung einer zusätzlihen Zahl von Deutshen durh die einzelnenKreise zur Vervollständigung dieses Transportes zurükhalte. Nah dieser Anord-nung wurde ein entsprehendes Kommissionsprotokoll angefertigt. Weil die Dingeeine solhe Wendung genommen hatten, war die Revisionskommission gezwungen,die Leibesvisitation der Deutshen und die Kontrolle ihres Gepäks zu unterbrehen,und sie beshloÿ protokollarish, allen Deutshen, an denen die Durhsuhung bereitsdurhgeführt worden war, das ihnen abgenommene Geld in polnisher und fremderWährung sowie ihre Sparbüher zurükzugeben. Mit dem 30. Juli d. J. begann einweiterer Zustrom von Deutshen zum Sammelpunkt, so daÿ deren Anzahl an diesemTag abends 2.230 Personen betrug. Am 31. Juli d. J. kam Bürger U±inowiz zumSammelpunkt und führte eine weitere Selektion der zur Aussiedlung niht tauglihenDeutshen durh, so daÿ für die Aussiedlung nur noh 1.507 Personen übrigblieben,und setzte den Termin der Abfahrt auf den 1. August d. J. fest. Im Hinblik aufdas oben Gesagte hat die Sammelstelle am 31. Juli d. J. frühmorgens nohmals mitder Anfertigung von Listen für die einzelnen Waggons begonnen[,℄ und bis 23 Uhrwurden alle diese Listen abgeshlossen. Am 1. August d. J. um 8 Uhr begann dieBeförderung der Aussiedler zum Bahnhof und die Verladung in die Waggons, sodaÿ um 12 Uhr alle Deutshen in einer Gesamtzahl von 1.507 Personen samt ihremGepäk in die Waggons verladen waren. Nah der Beendigung der Verladeaktionkam Bürger U±inowiz auf den Bahnhof und begann erneut damit, einige Deut-she aus einem Waggon auszusondern, und lieÿ im Endergebnis nur 1.459 Personenin den Waggons. Die Aussonderungsaktionen aus den Waggons dauerten etwa vierStunden, weshalb der Transport niht pünktlih abfahren konnte. Infolge der andau-ernden, durh die Anordnungen des Bürgers U±inowiz verursahten Änderungenwar die Zahl der auszusiedelnden Personen unmöglih festzustellen. Trotzdem hatdie Sammelstelle entsprehend der shriftlihen Anordnung für die Waggons Marsh-verp�egung für 1.500 Personen und für drei Tage vorbereitet. Im letzten Momentvor der endgültigen Eliminierung der shon in die Waggons verladenen Deutshenordnete Bürger U±inowiz an, Marshverp�egung niht, wie in der Anordnung vor-gesehen, für drei Tage, sondern nur für zwei Tage in den Waggons zu verteilen. DieWeisung wurde ausgeführt[,℄ und nah erneutem Abwiegen des Proviants nah dervorgegebenen Norm, jetzt für zwei Tage, wurde dieser in den einzelnen Waggons
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ausgeteilt. Nah der Verteilung des Proviants wurden aus dem ganzen Transport 43Personen ausgesondert, die ihnen zugeteilte Verp�egung wurde jedoh niht zurük-genommen. Aus den oben genannten Gründen fuhr der Transport um 20.15 Uhr mitfünfstündiger Verspätung ab, wobei festzustellen ist, daÿ die ganze Aktion planlosund haotish verlief. Die am Sammelpunkt angekommenen Deutshen besaÿen inder Mehrheit der Fälle keine Besheinigungen von ihrer letzten Arbeitsstelle. Au-ÿerdem gingen viele Beshwerden wegen der niht ausgezahlten Löhne für die vonihnen auf den Staatsgütern verrihtete Arbeit ein. Die Aussiedlung vom Wohnortgeshah ohne Vorankündigung, für das Zusammenpaken wurde eine halbe StundeZeit gegeben. Während der Aussiedlung sind auh tätlihe Übergri�e vorgekommensowie Kon�skationen persönliher Dinge wie Bettwäshe und Unterwäshe. Alle vonden deutshen Aussiedlern eingereihten shriftlihen Beshwerden nahm der Stell-vertretende Leiter der Gesellshaftspolitishen Abteilung beim Wojewodshaftsamtin Olsztyn/Allenstein, Bürger Leyding, entgegen.Am Sammelpunkt selbst kam es durh die O.R.M.O. ebenfalls zu Amtsvergehen, undzwar: Am Sammelpunkt sammelte der Angehörige der O.R.M.O., Bürger Borowieki,während des Dienstes Geld von den Deutshen ein, indem er erklärte, daÿ er ihnen[dafür℄ Nahrungsmittel kaufen werde, denn bei der Revision werde man ihnen dasGeld sowieso abnehmen. Wie sih später herausstellte, hat er keine Nahrungsmittelgekauft und das Geld untershlagen.Die M.O. ging dieser Sahe nah, sie führte eine Untersuhung durh, und das Geldwurde ihm wieder abgenommen. Die weitere Ermittlung ist im Gange.Nah der Abfahrt des Transportes am 1. August d. J. begann man damit, die zu-rükbehaltenen Deutshen in der Zahl von 771 Personen in die einzelnen Kreise anihre letzten Wohnorte zurükzushiken, wobei man erneut auf erheblihe Shwierig-keiten stieÿ. Denn trotz der durh den Bürger Leyding an die einzelnen Starosteienabgeshikten Telegramme, daÿ sie Begleitpersonal shiken sollten, um die Deut-shen abzuholen, meldete sih niemand, diese in Empfang zu nehmen. Angesihtsdessen war der Sammelpunkt gezwungen, diese Angelegenheit im eigenen Rahmenzu erledigen, shikte also Begleiter vom Sammelpunkt mit, so daÿ die letzte Gruppeam 6. August d. J. um 12 Uhr 30 zurükgeshikt wurde.In Anbetraht des oben Gesagten wird der Bürger Direktor gebeten, bei den maÿ-gebenden Stellen dahin zu wirken, daÿ bei der Abfertigung der nähsten Transporteähnlihe Shwierigkeiten bei der Durhführung, wie sie jetzt aufgetreten sind, nahMöglihkeit vermieden werden.

329.1948, 16. AugustGesellshaftspolitishe Abteilung des Wojewodshaftsamtes Olsztyn/Allenstein anden Wojewoden über Miÿstände bei der Organisation eines Transportes in die SBZAPO UWO 277, Bl. 37-39
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Während der Organisation des ersten Aussiedlungstransportes in die SowjetisheZone wurde eine ganze Reihe von Miÿständen und Straftaten vermerkt, die sih imGebiet sowie am Sammelpunkt in Lidzbark Warm./Heilsberg ereignet haben.Die entsprehenden Vorfälle führe ih im Folgenden in hronologisher Anordnungauf:1) Am 22. Juli d. J. erfolgte im Kreis Mr¡gowo/Sensburg die Zusammenziehungder auszusiedelnden Bevölkerung aus den einzelnen Gemeinden nah Mr¡-gowo/Sensburg, um sie nah Lidzbark Warm./Heilsberg zu bringen. Als ihdienstlih durh die Ortshaft Ukta fuhr, wurde mir mitgeteilt, daÿ am Vortagvier Familien veri�ziert worden seien, die auf der Liste der zur Aussiedlungvorgesehenen Personen standen, nämlih: Lueneberg, Rhode, Flada und Au-gusta Gromek, alle wohnhaft in Ukta. Ih habe festgestellt, daÿ die genanntenFamilien tatsählih den Kriterien zur Veri�zierung entsprehen, weshalb ihanordnete, sie aus dem Transport auszusondern. Weil im Gemeindeamt nie-mand anwesend war, meldete ih dies dem örtlihen Wahtposten der M.O.mit der Bitte, dafür zu sorgen, daÿ es niht zur Plünderung ihrer Habe käme.In den Nahmittagsstunden desselben Tages traf ih den Bürger StarostenJaskólski in seinem Arbeitszimmer an und teilte ihm die Aussonderung der er-wähnten Familien aufgrund der von ihnen hinterlegten Treueerklärungen mit.Dennoh ordnete der Bürger Starost am gleihen Tag an, die Familien Rhode,Flada und Augusta Gromek herbeizuholen und zum Sammelpunkt in Lidz-bark/Heilsberg zu bringen. Hier wurden die genannten Familien, weil sie nihtzum Transport tauglih waren und eine Treueerklärung hinterlegt hatten, wie-der aus dem Transport ausgesondert. Während der Untersuhung stellte sihheraus, daÿ diese Familien entgegen der Anordnung in der Naht vom 23. aufden 24. 7. d. J. ausgesiedelt wurden, nahdem man sie aus dem Shlaf gerissenund ihnen niht die entsprehende Zeit zum Zusammenpaken ihrer Sahengelassen hatte, und Diebstähle begangen wurden. Augusta Gromek, 73 Jahre,wurde von Funktionären der Wahe der M.O. in Ukta geshlagen. Der Kreisarztin Lidzbark Warm./Heilsberg stellte bei ihr eine mit einem stumpfen Gegen-stand zugefügte Körperverletzung fest. Die von den Milizionären geshlageneAugusta Gromek �el auf die Erde und verlor ihr goldenes Gebiÿ, das anshlie-ÿend von einem Milizionär mit den Füÿen zertrampelt wurde. Die Ermittlungin dieser Sahe führt die Wojewodshaftskommandantur der M.O. durh.2) Am gleihen Tag habe ih am Sammelpunkt in Mr¡gowo/Sensburg angeord-net, die veri�zierte Greisin Bürgerin Salomon aus Sady/Shaden, GemeindeBaranowo/Hoverbek (Barranowen), samt ihrer Familie von der Aussiedlungauszunehmen. Sowohl die Greisin als auh ihre Familie erklärten, daÿ sie amOrt bleiben wollten, sie wurden gewaltsam von ihrem Landgut fortgesha�t,wobei es zu Übergri�en kam.3) Am 23.7.48 wurde durh den Vorsteher der Gemeinde D¹wierzuty/Mensguth,Kreis Szzytno/Ortelsburg, Bürger Wo¹niak, die veri�zierte Mina Witkowska
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aus Olszewo/Erlenau (Olshöwen) aus der gleihen Gemeinde, eine kranke alteFrau, ausgesiedelt. Mit ihr zusammen wurde ihre Tohter Jadwiga Witkowska,geb. am 24.10.1906, ausgesiedelt, die davor eine Treueerklärung hatte unter-shreiben wollen. Der Ortsvorsteher Bürger Wo¹niak hat jedoh die Erklärungder Bürgerin Jadwiga Witkowska niht akzeptiert, sondern sie am nähstenTag während der Aussiedlung mit Fäusten und Füÿen dermaÿen geshlagenund getreten, daÿ sie auf die Erde �el. Dasselbe hat der Ortsvorsteher Wo¹-niak aus D¹wierzuty/Mensguth mit der Aussiedlerin Ruta Lenska aus Olsze-wo/Erlenau (Olshöwen) gemaht. Beide Frauen Witkowski wurden anshlie-ÿend wegen der an ihnen begangenen Übergri�e am Sammelpunkt in LidzbarkWarm./Heilsberg aus dem Transport ausgesondert und an ihren Wohnort zu-rükgeshikt.4) In Rumy/Rummau, Gemeinde D¹wierzuty/Mensguth, hat der Gemeindevor-steher Wo¹niak dasselbe Vergehen einer Miÿhandlung an der Familie Glomzkybegangen, die ebenfalls aus dem Transport ausgesondert werden muÿte. Indieser Angelegenheit ermittelt die Starostei in Szzytno/Ortelsburg.5) Am 26. und 27.7. d. J. erfolgte am Sammelpunkt in Lidzbark Warm./Heilsbergeine Selektion der von den einzelnen Starosteien zugestellten deutshen Aus-siedler hinsihtlih [ihrer℄ Eignung zum Transport. Diese Selektion wurde vonden vom Amt des Hauptbeauftragten der M.Z.O. für Aussiedlungsangelegen-heiten delegierten Inspektoren, Büger aUstynowiza1 und Major Wróbel durh-geführt. Von einer Gesamtzahl von d1.478d der durh die einzelnen Starosteienherbeigesha�ten Aussiedler wurden 401 Personen ausgesondert, vorwiegendFamilien ohne arbeitsfähige Personen, also Familien bestehend aus alten Men-shen oder die Alten selbst, Familien mit Behinderten, mit einer groÿen Zahlvon kleinen Kindern, mit Kranken und in vielen Fällen Waisenkindern so-wie in einem Fall eine shwangere Frau (Otylia Tadej aus Likusy/Lykussen,Gemeinde Napiwoda/Grün�iess, Kreis Nidzia/Neidenburg, sie erwartet ih-re Entbindung in den ersten Augusttagen d. J.), was mit der Anweisung desHauptbeauftragten der M.Z.O. für Repatriierungsangelegenheiten sowie derAnordnung des Bürgers Wojewoden vom 26.6.48 und 14.7.48, Amtsblattnr.Sp/1119/geheim/48 im Widerspruh stand.[. . . ℄26) Am 30.7.48 begab ih mih dienstlih zusammen mit dem Bürger Inspek-tor Ustynowiz (U±inowiz) und dem Unterreferenten der Gesellshaftspoli-tishen Abteilung, Bürger Józef Mejk-Warmi«ski, zum Sammelpunkt in Lidz-bark Warm./Heilsberg Dort fanden wir vollkommene Ratlosigkeit und ein to-tales Durheinander vor. Der Leiter des Sammelpunktes war niht an seinemPlatz. Der Zollkommissar Bürger Niezna«ski erklärte uns, daÿ die Kommission1 U±inowiz.2 Es folgt eine Aufstellung, aus welhen Kreisen die ausgesiedelten Deutshen kamen und wieviele transportunfähige Menshen sih unter ihnen befanden.
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wegen der ungenügenden Zahl an Milizionären, die die durhsuhten Aussied-ler angemessen überwahen könnten, niht imstande sei, eine vorshriftsmäÿi-ge Durhsuhung des Gepäks durhzuführen. Nahdem ih auh von weiterenMiÿständen und Untershlagungen erfahren hatte, begab ih mih zusammenmit dem Inspektor, Bürger Ustynowiz (U±inowiz), sofort zur Kreisstarosteiin Lidzbark/Heilsberg, um mih mit dem Kreiskommandanten der M.O. da-hingehend ins Benehmen zu setzen, daÿ er eine ausreihende Zahl an Miliz be-reitstellt, die für Ordnung sorgt und ein den Dienstvorshriften entsprehendesVorgehen der Revisionskommission gewährleistet. Weil man diese Angelegen-heit mehr als phlegmatish behandelte und die Kreiskommandantur der M.O.dies mit dem Mangel an Milizpersonal entshuldigte, setzte ih mih unver-züglih mit dem Bürger Leiter der Gesellshaftspolitishen Abteilung, MagisterJe»ewski, in Verbindung, der sofort die Anreise des Inspektionso�ziers von derWojewodshaftskommandantur der M.O., des Bürgers Leutnant Kii«ski, ver-anlaÿte. Der O�zier der Wojewodshaftskommandantur der M.O. setzte sihauf der Stelle energish für die angemessene Besetzung des Milizdienstes amSammelpunkt ein sowie für die Ermittlung betre�end die durh diensthabendeAngehörige der ORMO begangenen Untershlagungen und Übergri�e.7) Am gleihen Tag wurde ein Dienstvergehen des Angehörigen der OR-MO, Bürger Wªadysªaw Borowieki, Angestellter bei der Post in LidzbarkWarm./Heilsberg, aufgedekt, der zehn deutshen Aussiedlern den Gesamtbe-trag von 6.430 Zª. unter dem Vorwand abgeshwatzt hatte, er wolle für siein der Stadt Lebensmittel einkaufen. Nahdem Borowieki das Geld erhaltenhatte, ist er niht wieder am Sammelpunkt ershienen. Im Verlauf der Er-mittlung wurde er zum Sammelpunkt gebraht und dort in Arrest genommen.Gemäÿ der Anordnung von Bürger Inspektor Ustynowiz (U±inowiz) wurdedas Geld den Geshädigten in Form von Lebensmitteln erstattet, weil die be-tro�enen Aussiedler die Zollkontrolle bereits passiert hatten und ihnen gemäÿden gesetzlihen Vorshriften polnishes Bargeld niht zurükerstattet werdenkonnte.8) Weil sie ähnlihe Amtsmiÿbräuhe und Dienstvergehen begangen hatten, wur-den drei weitere Personen festgenommen.9) Ferner wurde festgestellt, daÿ die während der vergangenen Nähte am Sam-melpunkt diensthabenden Angehörigen der ORMO die Bloks, in denen dieAussiedler untergebraht worden waren, niht von auÿen bewaht, sondernsih im Innern der Bloks herumgetrieben haben und mit verdähtigen Ab-sihten mit den Aussiedlern in Kontakt getreten sind. Dies haben das Personaldes PUR und Zollbeamte beobahtet.10) Infolge der unzulänglihen Überwahung der Ordnung am Sammelpunkt durhdie diensthabende Miliz wurde am selben Tag Brunhilda Lobitz, 17 Jahre alt,von dem Traktoristen Czesªaw Berli«ski vom Landgut Stegny/Steegen, Orts-verband Dzikowo/Wildenho�, Gemeinde Bukowie/Bukowitz, Kreis Górowo
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Iª./Landsberg gewaltsam entführt und fortgeshleppt. [Dies℄ hatte die Ausson-derung der ganzen neunköp�gen Familie aus dem Transport zur Folge.11) Als wir am 30.7. d. J. um 21 Uhr 30 nah vollbrahter Arbeit mit demBürger Inspektor U±inowiz und dem Bürger Mejk-Warmi«ski nah Olsz-tyn/Allenstein zurükzukehren beabsihtigten, ershienen zwei Männer amSammelpunkt. Es stellte sih heraus, daÿ der eine von ihnen ein Funktionärdes P.U.B.P. (Powiatowy Urz¡d Bezpieze«stwa Publiznego = Kreisamt fürÖ�entlihe Siherheit) und der andere der Fahrer dieser Behörde aus LidzbarkWarm./Heilsberg war. Vom Inspektor Bürger U±inowiz gefragt, in welherEigenshaft und in welher Angelegenheit sie zu so später Stunde zum Sammel-punkt gekommen seien und ob sie eine Dienstreisebesheinigung ihrer Behördebesäÿen, führte sih der Funktionär des P.U.B.P. gegenüber dem Bürger In-spektor in unvershämter Weise auf. Dieser Vorfall wurde am nähsten Tagauf Anforderung des Leiters des P.U.B.P. in Heilsberg/Lidzbark Warm. durheinen Funktionär dieses Amtes zu Protokoll genommen.12) Ein besonderes Kapitel unter diesen Miÿständen stellen die zahlreihen Fällevon Kon�skation der Habe bzw. von verweigerter Zahlung des den deutshenAussiedlern zustehenden Lohnes dar. Das beweisen die am Sammelpunkt vor-getragenen Beshwerden.[. . . ℄3

3 Es folgen Berihte aus den einzelnen Kreisen, in denen solhe Fälle angeführt werden.330.1948, 31. AugustDer Wojewode von Allenstein/Olsztyn: Fortsetzung der Aussiedlung der deutshenBevölkerung APO UWO 74, Bl. 28-29Gemäÿ dem Shreiben des Hauptbeauftragten für Repatriierung[sangelegenheiten℄des Ministeriums für die Wiedergewonnenen Gebiete vom 20.8.48. � Nr. 107/48/ge-heim � sowie der Weisung vom 25.8.48 � Amtsblattnr. 112/48/geheim � verfüge ih,dunverzüglihd mit der Organisation des zweiten Aussiedlungstransportes der deut-shen Bevölkerung mit der Bestimmung in die Sowjetishe Zone, der vom Sammel-punkt in Lidzbark Warm./Heilsberg am d13. September 1948d abgeht, zu beginnen.[. . . ℄11 Der Wojewode führt hier zum wiederholten Male die allgemeinen Rihtlinien an, nah denendie Aussiedlung der Deutshen ablaufen soll.
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Bei der Auswahl der deutshen Aussiedler sind folgende Hinweise zu beahten.1. In erster Linie sollen Mütter bzw. Väter mit Kindern ausgesiedelt werden, de-ren Ehemänner bzw. Ehefrauen sih shon in der Sowjetishen Zone aufhalten;getrennte Familien, deren nähste Verwandte in der Sowjetishen Zone wohnenund dies anhand ihrer Korrespondenz (ein Brief mit Umshlag, angegebenerAdresse und dem Poststempel des betre�enden Ortes) nahweisen können.2. Anshlieÿend sind dgesunde, komplette Familien mit mindestens einem arbeits-fähigend Familienmitglied � Mann von 18 � 55 Jahren oder Frau von 18 � 50Jahren � auszusiedeln, die für den Unterhalt der Familie sorgen. Die Staro-steien sollen die Familien ohne Rüksiht auf ihre Verteilung im Kreisgebietoder in der Wojewodshaft zur Aussiedlung zusammenstellen. Wenn sih ei-nes der Familienmitglieder in einem Arbeitslager (niht im Gefängnis) aufhält,benahrihtigt der Starost dunverzüglihd die gesellshaftspolitishe Abteilungdes Wojewodshaftsamtes. Das Familienoberhaupt bzw. der Ernährer muÿ einDokument besitzen, das die Nationalität, den Beruf, seine Quali�kation unddie Art der vor der Aussiedlung ausgeführten Arbeit ausweist. Falls solh einDokument fehlt, sollen die Starosteien den Aussiedlern Besheinigungen aus-stellen, die die vorstehend genannten Angaben belegen.3. Die Auswahl der Aussiedler soll vor allem solhe Familien bzw. Personenumfassen, die im Sinne meiner Verfügung vom 28.10.1947, Amtsblattnr.828.Sp/vertraulih/47 � betre�end den Abshluÿ der Aussiedlung der deut-shen Bevölkerung � durh die Wojewodshafts- und Kreisveri�zierungskom-missionen als dem deutshen Volk zugehörig eingestuft wurden. Ferner soll dieAussiedlungsaktion shädlihe Elemente aus der einheimishen, nihtveri�zier-ten Bevölkerung erfassen, die bisher niht zur Aussiedlung bestimmt wurden,und bei denen unwiderlegbare Tatsahen o�enbar geworden sind, daÿ sie demPolnishen Volk und Staat gegenüber feindlih eingestellt sind und damit einennegativen Ein�uÿ auf den übrigen, noh niht veri�zierten Teil der Bevölkerungausüben. Hier ist auh die Strafandrohung in Betraht zu ziehen, von der unterPunkt 1 meiner Verfügung vom 27.2.1948, Amtsblattnr. Sp/311/vertraulih/48in bezug auf diejenigen die Rede ist, die sih gegenüber der Veri�zierung alsbesonders unnahgiebig erwiesen haben. Die shädlihen bzw. widerspensti-gen Elemente dmüssen jedoh den unter Punkt 2 genannten Voraussetzungendieser Verfügung entsprehen.d4. Veri�zierte Personen sowie ihre Familien dürfen niht ausgesiedelt werden.5. Mütter mit Kindern, deren Ehemänner sih in der britishen, amerikanishenoder französishen Zone aufhalten, sind niht in die Verzeihnisse aufzuneh-men. Solhe Mütter mit Kindern sowie Waisenkinder reisen in Sanitätszügenin diese Zonen aus, ungeahtet ihres Gesundheitszustandes und aufgrund in-dividueller Genehmigungen. Gleihes gilt für die zur Aussiedlung bestimmten
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älteren Menshen, Behinderten und Gebrehlihen, deren nähste Verwandtesih in diesen Zonen be�nden.26. Die Auswahl der Aussiedler ist dim Gebiet vor Ortd durhzuführen, um fest-zustellen, ob die Familien bzw. Teile von ihnen tatsählih den unter Punkt 1und 2 festgelegten Voraussetzungen entsprehen; man darf sih niht allein aufdie Angaben des Ortsvorstehers oder der Gemeindeverwaltung verlassen. Diessoll das Herbeisha�en ungeeigneter Elemente zum Sammelpunkt verhindern.7. Bei der Auswahl der Aussiedler ist darauf zu ahten, daÿ niht zufällig Grün-de materieller Natur [seitens℄ unbeteiligter [dritter℄ Personen eine Rolle spielen/z.B. Beshlagnahme eines landwirtshaftlihen Betriebs, eines Hauses, beweg-lihen Besitzes u.ä./[.℄ Jede Form von Miÿbrauh ist unverzüglih zu melden.[. . . ℄3

2 Siehe hierzu Dok. 331.3 Es folgen die shon bekannten tehnishen Rihtlinien zur Durhführung der Aussiedlung.331.1948, 23. OktoberDer Leiter der Gesellshaftspolitishen Abteilung des Wojewodshaftsamtes inOlsztyn/Allenstein W. Je»ewski an die Starosten und den Präsidenten der StadtOlsztyn/Allenstein: Individuelle Aussiedlung von getrennten Familien unddeutshen Waisenkindern in die Westzonen1APO UWO 278, Bl. 25-26Das Wojewodshaftsamt sendet gemäÿ Weisung des Ministeriums für die Wiederge-wonnenen Gebiete[,℄ Hauptbevollmähtigter für die Repatriierung[,℄ vom 12. Okto-ber 1948 � Amtsblattnr. 162/48 � vertraulih � in der Anlage Verzeihnisse solherDeutsher, die die Genehmigung zur Ausreise in die Westzonen (britishe, ameri-kanishe und französishe Zone) erhalten haben[;℄ es sind getrennte Familien undWaisenkinder, die von den nähsten Angehörigen angefordert werden.Diese Deutshen sind im Kreis zu sammeln und im Einvernehmen mit der Abteilungdes P.U.R. dbis zum 5. November 1948, 12 Uhr, zum Sammelpunkt in LidzbarkWarm./Heilsberg zu shiken.d1 Die Aussiedlung elternloser Kinder, die Verwandte in der SBZ besaÿen, wurde vom AllensteinerWojewoden am 29. September 1948 angeordnet. Die Kinder sollten bis zum 12. Oktober 1948 amSammelpunkt in Lidzbark Warm./Heilsberg eintre�en, von wo sie dann in einem Transport nahGªubzye/Leobshütz gebraht werden sollten, APO, UWO 150, Bl. 79-80.
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Für eine gröÿere Anzahl von Kindern sind bei der örtlihen Abteilung der P.K.P.Personenwaggons bzw. Abteile anzufordern und für eine gröÿere Zahl von Familien �Güterwaggons mit einer Beheizungsmöglihkeit (Öfen) wegen der Berehtigung zurMitnahme des persönlihen Gepäks (hierfür kommt die entsprehende Verfügungdes Bürgers Wojewoden vom 31. August 1948 � Amtsblattnr. Sp/1127/48 geheim[�℄ betre�end die Fortsetzung der Aussiedlung der deutshen Bevölkerung zur An-wendung).2Wenn aus dem betre�enden Kreis mehr als 30 Personen ausreisen, ist der Kon-voi den Funktionären der M.O. anzuvertrauen, um die Ordnung und den Shutzdes Eigentums zu gewährleisten. Waisenkinder sollen dagegen unter der Obhut vonFunktionären des PUR oder einer Shwester des P.C.K. (Polski Czerwony Krzy» =Polnishes Rotes Kreuz) nah Lidzbark Warm./Heilsberg gebraht werden.Die Aussiedler sollen von der bevorstehenden Ausreise 24 Stunden vorher in Kenntnisgesetzt werden, damit sie Zeit für die Reisevorbereitung haben. Es wird gleihzeitigdaran erinnert, daÿ ihre Abreise von den Wohnorten und der Transport zu denSammelpunkten nur tagsüber statt�nden dürfen.Aussiedler mit anstekenden Krankheiten dürfen niht in Marsh gesetzt werden. Dieärztlihe Untersuhung durh Ärzte des P.U.R. �ndet am Sammelpunkt in LidzbarkWarm./Heilsberg statt.Die Zollabfertigung �ndet erst am Sammelpunkt in Gªubzye/Leobshütz (Woje-wodshaft Katowie/Kattowitz) statt.3Das von den Aussiedlern hinterlassene Eigentum ist in Abstimmung mit dem O.B.L.(Okr�gowe Biuro Likwidayjne = Bezirksliquidationsamt) siherzustellen.4Alle deutshen Aussiedler über 15 Jahre müssen einen Personalausweis bzw. eineBesheinigung der Starostei bei sih haben, [aus denen hervorgeht℄ daÿ sie deutsherNationalität sind.eWenn eine der im beigefügten Verzeihnis aufgeführten Personen die polnisheStaatsangehörigkeit besitzt, ist sie zusammen mit [ihren℄ Familienmitgliedern amOrt zu belassen.eDie Starosteien übergeben am Sammelpunkt die Namenslisten zusammen mit denauszusiedelnden Personen (nah Familiennamen geordnet) unter Angabe des Ge-burtsdatums und des letzten Wohnortes. Ein Exemplar der Verzeihnisse ist zu-sammen mit einem Beriht über eventuell niht aufgefundene Personen bzw. überdie Gründe, weshalb diese niht ausgesiedelt werden konnten, unverzüglih an dashiesige Amt zu shiken.2 Vgl. Dok. 330.3 Da im Zuge solher Transporte, die der Familienzusammenführung dienten, in den jeweili-gen Wojewodshaften keine vollständigen Transporte zusammengestellt werden konnten, wurdendie Deutshen aus ganz Polen zunähst ins obershlesishe Gªubzye/Leobshütz gebraht. Dortwurden die endgültigen Transporte zusammengestellt.4 Gemeint sind wahrsheinlih die Liquidationsämter der einzelnen Kreise.
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Waisenkinder werden der Veri�zierung durh die Berufungskommission der Woje-wodshaft am Sammelpunkt in Lidzbark Warm./Heilsberg unterzogen. Zu diesemZwek wird die Leitung des Sammelpunktes einen entsprehend eingerihteten undbeheizten Raum vorbereiten.Zur Aufrehterhaltung der Ordnung am Sammelpunkt in Lidzbark Warm./Heilsbergverständigt sih dessen Leitung mit den örtlihen Organen der M.O.Die Abfahrt des Transportes vom Bahnhof in Lidzbark Warm./Heilsberg soll dam8. November 48d in den Nahmittagsstunden erfolgen, damit er spätestens dam 10.November morgensd in dGªubzye/Leobshütz ankommt. Den Konvoi übernehmendie dazu abgestellten Funktionäre des P.U.R., und Waisenkinder fahren unter derObhut von Shwestern des Polnishen Roten Kreuzes.Die Wojewodshaftsabteilung des P.U.R. fordert bei der D.O.K.P. eine entsprehendeAnzahl Personenwaggons für die Kinder sowie für die restlihen Personen geshlos-sene Güterwaggons an. Die Waggons müssen beheizt werden. Die genaue Zahl derWaggons ist gleih nah der Ankunft der deutshen Aussiedler am Sammelpunkt inLidzbark Warm./Heilsberg festzulegen.Zusammen mit den deutshen Aussiedlern shikt die Leitung des SammelpunktesNamensverzeihnisse nah Gªubzye/Leobshütz, die enthalten müssen: Name undVorname, Geburtsdatum sowie die Adresse der Verwandten in Deutshland, zu denensie sih begeben. Zwei weitere Exemplare müssen umgehend an das Wojewodshafts-amt gesandt werden.Abshlieÿend maht das Wojewodshaftsamt alle beteiligten Stellen darauf aufmerk-sam, daÿ der Transport ordnungsgemäÿ zu organisieren ist, da die Angelegenheit derAussiedlung der deutshen Bevölkerung eine Frage des staatlihen Prestiges ist.

332.1949, 6. JuliBeshluÿ der Exekutive des Wojewodshaftskomitees der Polnishen VereinigtenArbeiterpartei PZPR in Olsztyn/Allenstein vom 6.7.1949, betre�end diemasurishe und ermländishe Bevölkerung1AAN KC PZPR 237/VII-2619, Bl. 112-1151 Während sih die PZPR auf zentralstaatliher Ebene erst ein Jahr später (im Juli 1950) ingrundsätzliher Form mit dem Problem der �autohthonen� Bevölkerung auseinandersetzte (vgl.dazu das Dokument mit dem Titel �O zadaniah pray w±ród ludno±i autohtoniznej i o wale zwypazeniami linii partyjnej w tej dziedzinie� [�Zu den Aufgaben der Arbeit unter der einheimishenBevölkerung und zum Kampf gegen die Abweihungen von der Parteilinie in dieser Angelegenheit�℄,in: AAN, KC PZPR 237/VII-2618, Bl. 1-7), stellte die Partei in der Wojewodshaft Allenstein shonim Sommer 1949 ein Grundsatzprogramm vor, das einer besseren Integration dieser Bevölkerungs-gruppe dienen sollte.
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Nahdem die Fehler und Miÿstände im Rahmen der bisherigen Bevölkerungspolitikim Gebiet der Wojewodshaft Allenstein erörtert worden sind, hat die Exekutivedie Fehler analysiert, die die Einbeziehung der Kleinbauernshaft und der Land-und Stadtarbeiter einheimisher Herkunft in den Klassenkampf gegen Kapitalisten,[Groÿ℄Grundbesitzer und Spekulanten verzögert haben, und hält zum Zwek deruneingeshränkten Verwirklihung der Beshlüsse der 1. Parteikonferenz der Woje-wodshaft für notwendig:I. Das Interesse der Zentral- und Wojewodshaftsbehörden am Shiksal der ma-surishen und ermländishen Bevölkerung zu erhöhen, insbesondere desjenigenTeils, der sih wegen des Aufenthaltes der Ernährer der Familie in Kriegsge-fangenenlagern in einer besonders shwierigen Lage be�ndet.Zu diesem Zwek emp�ehlt die Exekutive des Wojewodshaftskomitees:1) Der Direktion der einheimishen Industrie, ihr unterstellte Produktions-genossenshaften und Industriebetriebe zu organisieren, die der Direktionder örtlihen Industrie zu unterstellen sind und in denen eine bestimmteZahl von Autohthonen, vor allem Frauen, Beshäftigung �nden und dieZentren für Heimarbeit, insbesondere für Korbmaherei, Weberei, Holz-galanteriewaren, Spielwaren usw. bilden könnten.2) Genossenshaftlihe Verarbeitungsbetriebe für die Lebensmittelindustrie,wie Fabriken für Marmelade, Fruhtsäfte, Obstweine, Suppengewürzeusw. zu organisieren, was der örtlihen Bevölkerung einen zusätzlihenVerdienst durh das Sammeln von Waldfrühten, Pilzen, Haselnüssen undanderen, zur Zeit niht genutzten Rohsto�en ermöglihen würde.2[. . . ℄38) Die Aktion wieder aufzunehmen mit dem Ziel, die Masuren und Ermlän-der, die nah Deutshland expatriiert, in Kriegsgefangenenlager gebraht,oder in die UdSSR evakuiert wurden, sowie solhe, deren im Land geblie-bene Familien Not leiden und oftmals der Gesellshaft zur Last fallen, zurepatriieren sowie den Rükkehrern eine Arbeit zu besha�en.42 Es war tatsählih so, daÿ für einen groÿen Teil der einheimishen Bevölkerung das Sammelnund der Verkauf von Beeren und anderen Waldfrühten keineswegs nur einen Nebenverdienst, son-dern die einzige Einnahmequelle darstellte, da sie ihren einstigen landwirtshaftlihen Besitz anpolnishe Neusiedler verloren hatte. Vgl. zum Beispiel das Shreiben des Allensteiner Wojewodenan das MZO vom Oktober 1947, CAMSWiA, MZO 20, Bl. 26.3 Es folgen weitere Maÿnahmen zur Verbesserung der wirtshaftlihen und sozialen Situationder einheimishen Bevölkerung.4 Ein groÿer Teil der einheimishen Bevölkerung bestand aus Frauen, deren Männer in der deut-shen Wehrmaht gedient hatten und im Zuge der deutshen Niederlage in sowjetishe bzw. west-lihe Kriegsgefangenshaft geraten bzw. nah Westen ge�ühtet waren und niht mehr in ihre alteHeimat zurükkehren wollten. Die Akten der polnishen Behörden verzeihnen unzählige Gesuhemasurisher bzw. ermländisher Frauen, die zu ihren Ehemännern ausreisen wollten. Während diesin den ersten Nahkriegsjahren noh erlaubt wurde, da man sih des sogenannten �shwahen Ele-ments� entledigen wollte, wurde nun die Ausreise verweigert und die Rükkehr der Männer nahPolen gefordert. Vgl. auh Dok. 334.
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[. . . ℄5III. Die Exekutive des Wojewodshaftskomitees maht auf die Aktivität von Ele-menten aufmerksam, die Polen und seiner demokratishen Gesellshaftsord-nung feindlih gesonnen sind, die nah einer Vertiefung der nationalen Unter-shiede streben, und emp�ehlt diesen gegenüber die Erhöhung einer klassen-bewuÿten Wahsamkeit, und zwar gegenüber:1) Unter der Bevölkerung einheimisher Herkunft noh immer im Unter-grund wirkenden, verborgenen Gestapoleuten und Angehörigen der SS6sowie Agenten des angelsähsishen Imperialismus, die sih von den Äu-ÿerungen kosmopolitisher amerikanisher und britisher Politiker ebensoinspirieren lassen wie von antipolnishen Hetzkampagnen des westdeut-shen Rundfunks sowie von der privaten, aus den westlihen GebietenDeutshlands kommenden Korrespondenz.2) In die Region gekommenen Kollaborateuren und Verrätern an der Polni-shen Nation, die aus Zentralpolen aus Furht vor den Siherheitsorganenge�ühtet sind.3) Einem bestimmten Teil des katholishen Klerus, der bei seinen Pfarr-kindern und der Shuljugend gegenüber der evangelishen masurishenBevölkerung Haÿ zu verbreiten suht, im Sinne der mittelalterlihen Ma-xime, daÿ �ein Pole Katholik und ein Evangelisher ein Shwabe [d. h.Deutsher℄ ist�.4) Den [Groÿ-℄Grundbesitzern, die versuhen, die Armut der ortsansässigenBevölkerung auszunutzen, um billige Arbeitskräfte für sih zu gewinnen.[. . . ℄7

5 Es folgen Handlungsanweisungen, infolge derer die (Re-) Polonisierung der einheimishen Be-völkerung vorangetrieben und ihre Integration in das politishe und soziale Leben der polnishenGesellshaft verbessert werden sollte. Auh strebte man an, die zentral- und ostpolnishen Ansied-ler mit der Problematik der einheimishen Bevölkerung vertraut zu mahen, um so deren zumeistfeindselige Einstellung gegenüber der ortsansässigen Bevölkerung abzubauen.6 Die Zwangsveri�zierung hatte tatsählih zum Entstehen kleinerer Widerstandsgruppen unterder einheimishen Bevölkerung geführt, die sih in die Wälder absetzten, um der Veri�zierung zuentgehen, vgl. dazu Andrzej Sakson: Mazurzy � spoªezno±¢ pograniza [Die Masuren � eineGesellshaft an der Grenze℄, Pozna« 1990, S. 160-161.7 Es folgen Hinweise, wie die örtlihen Beamten zu einem besseren Umgang mit der einheimishenBevölkerung angeleitet werden sollten.
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333.1949, 11. JuliDer Leiter der Gesellshaftspolitishen Abteilung des Wojewodshaftsamtes inBiaªystok an den Hauptbeauftragten für die Repatriierung: Zahlenmäÿiger Bestandder deutshen Bevölkerung in den Kreisen Oleko/Treuburg, Eªk/Lyk undGoªdap/Goldap AAN MAP 765, Bl. 133In Erledigung des Shreibens vom 26. Juni 1949, Amtsblattnr. 153/49 vertraulih,legt das Wojewodshaftsamt den zahlenmäÿigen Bestand der deutshen Bevölkerungvor.1dKreis Oleko/Treuburgd1) deutshe Staatsbürger (Reih[s℄deutshe)a/ britishe Zone 155 Personenb/ amerikanishe � 24 �/ französishe � 7 �d/ russishe � 67 �Insgesamt: 253 Personene2) Nihtveri�zierte Bevölkerung, die anerkanntermaÿen von der ortsansässigen,autohthonen Bevölkerung abstammt (die behaupten, daÿ sie sih als Deutshefühlen und um Aussiedlung nah Deutshland bitten). 385 PersoneneWie der Starost des Kreises Oleko/Treuburg erklärt, ist diese Bevölkerungdem polnishen Staat gegenüber feindselig eingestellt und betont auf Shrittund Tritt ihre deutshe Volkszugehörigkeit.3) Ehemals polnishe Staatsbürger (V.D. = Volksdeutshe), denen die polnisheStaatsangehörigkeit entzogen wurde. 1 Person

1 Wie shon im Kommentar zu Dok. 317 erwähnt, erfolgte die Aussiedlung der Deutshen ausden drei ehemals ostpreuÿishen Kreisen der Wojewodshaft Biaªystok erst in den Jahren 1949 und1950. Die vorliegende Statistik zeigt, daÿ die Zahl der für deutsh erklärten Personen konstantgeblieben war. Die Aufteilung der Deutshen nah den jeweiligen Besatzungszonen läÿt vermuten,daÿ sih die noh anwesenden Deutshen bei den polnishen Behörden aktiv um ihre Ausreise zuVerwandten bemüht hatten. Während in der Wojewodshaft Allenstein das �Autohthonenproblem�zumindest nah Au�assung der polnishen Behörden nah Abshluÿ der �Groÿen Veri�zierung�geklärt shien, tauhte in der Wojewodshaft Biaªystok Mitte 1949 immer noh eine unvermindertgroÿe Zahl nihtveri�zierter Personen in der Statistik auf. Die Behörden dieser Region maÿen diesemProblem eine weitaus geringere Bedeutung bei, als dies im benahbarten Allenstein der Fall war.Die Tatsahe, daÿ der Kreis Goªdap/Goldap eine beträhtlihe Anzahl auszusiedelnder Deutsherverzeihnete, jedoh noh niht veri�zierte Masuren niht erwähnt wurden, zeigt, daÿ in diesemKreis die Veri�zierung durh die generelle Aussiedlung ersetzt wurde.
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dKreis Eªk/Lykd1) deutshe Staatsbürger (Reihsdeutshe)a/ britishe Zone 146 Personenb/ amerikanishe � 32 �/ französishe � 1 �d/ russishe � 46 �e/ unbestimmt 5 �Insgesamt: 230 Personen2) Nihtveri�zierte Bevölkerung, die anerkanntermaÿen von der ortsansässigen,autohthonen Bevölkerung abstammt. 484 PersonendKreis Goªdap/Goldapd1) deutshe Staatsbürger (Reihsdeutshe)a/ amerikanishe Zone 58 Personenb/ französishe � 8 �/ britishe � 330 �d/ russishe � 120 �e/ unbestimmt (alleinstehende Personen) 12 �Insgesamt: 528 Personen

334.1949, 16. AugustDer Wojewode von Olsztyn/Allenstein Miezysªaw Mozar1 an die Starosten undden Präsidenten der Stadt Olsztyn/AllensteinAPO SP in Górowo Iªawiekie/Landsberg 22, Bl. 2791 Im Herbst 1948 wurde Miezysªaw Mozar (1913-1986) Wojewode in Allenstein. Im Zuge derinnerparteilihen Säuberungen 1948 verlor Mozar seinen Posten im Ministerium für Ö�entliheSiherheit (Ministerstwo Bezpieze«stwa Publiznego). Die Übernahme des Amtes im abgelegenenAllenstein bedeutete für ihn eine Strafversetzung. Um das Vertrauen der neuen Parteiführung zuerlangen, trug seine Politik als Wojewode zum Teil besonders radikale Züge. Exemplarish läÿt sihdies an seiner Einstellung zur einheimishen ermländishen und masurishen Bevölkerung verdeutli-hen. Seinen Säuberungen des regionalen Verwaltungsapparates �elen die letzten noh verbliebenenmasurishen Funktionäre wie Gustaw Leyding und Walter Pó¹ny zum Opfer. Ende 1948 beshloÿMozar, die Veri�zierungsaktion rash und gründlih zu beenden. In den ersten Monaten des Jah-res 1949 wurden daher unter massivem psyhishen und physishen Druk a. 20.000 Menshenveri�ziert. Im Frühjahr 1952 endete seine Tätigkeit als Wojewode. Vgl. auh Lesiakowski: Mozar(wie Dok. 273, Anm. 1), S. 136 �.
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In Übereinstimmung mit der allgemeinen Vorgehensweise gegenüber der einheimi-shen, veri�zierten Bevölkerung empfehle ih, die Ermittlungen in Sahen einer Aus-reise nah Deutshland gemäÿ beigelegtem Fragebogen-Muster vertraulih durhzu-führen, damit sie von der einheimishen Bevölkerung niht als Ermunterung zumVerziht auf die polnishe Staatsangehörigkeit verstanden werden oder zur Bean-standung der Veri�kation durh untergeordnete staatlihe Organe führen. In letz-ter Zeit wurde beobahtet, daÿ das negative Urteil einiger Ämter in Sahen derStaatsangehörigkeit sih vor allem auf die Tatsahe des vorwiegenden Gebrauhsder deutshen Sprahe durh veri�zierte oder eindeutig zur einheimishen Bevölke-rung gehörige Personen stützt. Die shwahen Polnishkenntnisse dieses Teils derBevölkerung sollten kein Grund für die Zurüknahme der Veri�kation sein, um somehr, als eine entsprehende Repolonisierungsaktion noh niht in alle Siedlungendes hiesigen Wojewodshaftsgebietes vorgedrungen ist.Sollten allerdings Fälle vorsätzliher Boshaftigkeit gegenüber polnishen Angelegen-heiten festgestellt werden, sind Personen, die Widerstand leisten und die mit ihremVerhalten oft nur ihre Aussiedlung nah Deutshland provozieren wollen, gegebenen-falls zu bestrafen oder zur Teilnahme an Kursen für Halb-Analphabeten zu zwingen,jedoh ohne dabei den Ernst und die Wihtigkeit des Veri�zierungsaktes und derTreueerklärung anzutasten.Bei dieser Gelegenheit mahe ih auf die Tatsahe aufmerksam, daÿ in den Anträgender Veri�zierten auf Ausreise nah Deutshland der Besitz einer nur �vorläu�genBesheinigung über die Zugehörigkeit� zum Polnishen Volk als Argument benutztwird. Im Zusammenhang damit ist den Antragstellern gegenüber in sehr bestimmterWeise darauf hinzuweisen, daÿ das Wort �Vorläu�gkeit� in keiner Weise die Rehteund P�ihten der Veri�zierten als Bürger der Republik Polen einshränkt.2Ih erinnere nohmals daran, daÿ die Rüknahme einer bereits festgestellten Zuge-hörigkeit zum polnishen Volk oder der Ausshluÿ von der Aktion zur Ausstellungvon Veri�zierungsbesheinigungen nur unzweifelhaft Deutshe sowie in Polen un-erwünshte Personen betre�en kann, insbesondere die hier im Land allein zurük-gebliebenen Alten, Kranken und Rentner, die absolut keine Existenzmöglihkeitenhaben und deren nähste Verwandte sih in Deutshland be�nden.2 In den Akten des Wojewodshaftsamtes in Allenstein be�ndet sih ein Rundshreiben desWojewoden vom 21. Oktober 1948 unter dem Titel �Annulierung des Rundbriefes bezüglih derGleihbehandlung der nihtveri�zierten mit der veri�zierten autohthonen Bevölkerung� (�Anulo-wanie pisma okólnego w sprawie traktowania nizwery�kowanej ludno±i autohtoniznej narówniz ludno±i¡ zwery�kowan¡�). Darin wurde der Inhalt des Rundbriefes vom 21.06.1947 widerrufen,in dem die Gleihbehandlung von Veri�zierten und Nihtveri�zierten verlangt worden war. In demShreiben hieÿ es, daÿ nihtveri�zierte Personen keine vollwertigen polnishen Staatsbürger seien.Sie seien zwar niht so wie die zur Ausreise bestimmten Deutshen zu behandeln, doh gäbe es fürsie zum Beispiel in bezug auf das Eigentumsreht rehtlihe Beshränkungen. Zwar unterlag dieserPersonenkreis niht dem Registrations- und Kontrollzwang wie die deutshe Bevölkerung, aber esgab für sie eine Einshränkung ihrer Bewegungsfreiheit. Des weiteren standen ihnen geringere Sozi-alleistungen und nur 70% des an polnishe Staatsbürger zu zahlenden Lohnes zu, vgl. APO, UWO258, Bl. 209.
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Zugleih weise ih darauf hin, daÿ den Antragstellern von getrennten Familien, diesih um eine Genehmigung zur Ausreise nah Deutshland bemühen, eine Besheini-gung über die [bereits℄ erhaltene Veri�zierung auszustellen ist, um Dokumente für diejenseits der Grenze be�ndlihen Familienmitglieder (Ehemänner) zur Verfügung zustellen, falls sie sih im nähstgelegenen Konsulat der Republik Polen in Deutshlandum ihre Repatriierung in die Heimat bemühen sollten.

335.1949, 1. OktoberDas Wojewodshaftsamt für Ö�entlihe Siherheit in Olsztyn/Allenstein an denMinister für Ö�entlihe Siherheit: Monatsberiht für den Zeitraum vom1. September bis 30. September 1949 CAMSWiA MBP 348[. . . ℄Auf dem Gebiet einiger nördliher Kreise unserer Wojewodshaft wurde festgestellt,daÿ dort das Gerüht über einen nahe bevorstehenden Krieg und die im Zusammen-hang damit bereits getro�enen Vorbereitungen kursiert. Diese Propaganda entstandaufgrund einer derzeit durhgeführten Operation gegen vier litauishe Banditen, dieaus der UdSSR ge�ühtet sind und die polnishe Grenze in der Absiht übershrit-ten haben, in die westlihe Zone Deutshlands zu gelangen. Nah dem Abshluÿ derAktion und der Festnahme der Banditen verlor diese Propaganda an Kraft, und imAugenblik wird eine Beruhigung der Bevölkerung beobahtet.Die Hauptquellen der feindlihen Propaganda, insbesondere hinsihtlih der west-lihen Grenzen Polens und der Wiedergewonnenen Gebiete, sind weiterhin, den inunseren Besitz gelangten Materialien nah, der Rundfunk und die zur autohthonenBevölkerung aus der westlihen Zone Deutshlands gelangende Korrespondenz.[. . . ℄
336.1949, 5. OktoberDer Starost des Kreises K�trzy«/Rastenburg an das Wojewodshaftsamt,Gesellshaftspolitishe Abteilung, in Olsztyn/Allenstein: Situationsberiht für dasIII. Quartal 1949 AAN MAP 105, Bl. 54-55[. . . ℄
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fVeri�zierungfH) Im Kreisgebiet wohnen derzeit 2.690 Personen einheimisher, veri�zierter Be-völkerung und 323 nihtveri�zierte Personen. Im Berihtszeitraum stieÿ dieVeri�zierungsaktion auf Shwierigkeiten, d. h. 25 Personen nahmen die vorläu-�gen Ausweise niht an, obwohl sie die formalen Voraussetzungen erfüllt haben,auh fehlen [in℄ über 30 Verfahren [die℄ Lebensläufe, um die Formalitäten zumAbshluÿ zu bringen; Personen, die die Ausweise niht entgegennehmen wol-len und solhe, die die formalen Voraussetzungen niht erfüllen, erklärten, daÿsie Deutshe sind und repatriiert werden wollen. Der Grund für die Shwie-rigkeiten liegt in der Korrespondenz der Deutshen mit ihren Verwandten inWestdeutshland begründet, die aufgrund dieser Briefe eine feindlihe Flüster-propaganda ins Werk setzen. Die für diese Propaganda Verantwortlihen sindbis jetzt niht entdekt worden. Um diesen Widerstand zu brehen, hat dasGesellshaftspolitishe Referat auÿerdem Kontakt mit der Partei und dem Pol-nishen Westmarkenverband zur Durhführung einer Aufklärungsaktion auf-genommen, um einen positiven Verlauf der Veri�zierung zu ermöglihen.fDeutshefI) Im Kreisgebiet wohnen derzeit 3231 Deutshe [;℄ es sind dies überwiegend Deut-she aus getrennten Familien, deren Verwandte und nähste Angehörige sihin Westdeutshland aufhalten. Viele von ihnen tragen polnishe Namen undkönnen Polnish sprehen, woraus folgt, daÿ sie polnisher Abstammung sind.Dennoh erklären sie, daÿ sie Deutshe sind und repatriiert werden wollen.Groÿen Ein�uÿ auf diese Leute haben ihre Verwandten, weil sie sih brie�ihdarum bemühen, sie zu überreden, sih um die Ausreise nah Deutshland zubemühen, und ihnen shreiben, daÿ es ihnen dort besser gehen wird. Die Ein-stellung der Deutshen gegenüber den Behörden und den von ihnen getro�enenAnordnungen ist passiv.[. . . ℄

337.1949, 16. NovemberDer Allensteiner Wojewode Miezysªaw Mozar an das MAP: Beriht über das III.Quartal 1949 APO UWO 251, Bl. 2741 Es handelt sih dabei um solhe Personen, die unter der Rubrik �Veri�zierung� als �nihtveri-�zierte Personen� auftauhten.
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[. . . ℄fAngelegenheiten der Bevölkerung einheimisher Herkunft.fSeit Beginn der Veri�zierungsaktion auf dem Gebiet der Wojewodshaft Allensteinwurden insgesamt 108.676 Personen veri�ziert. Noh niht veri�ziert sind 3.500 Per-sonen, von denen bei 75% die Möglihkeit besteht, veri�ziert zu werden. Das Wo-jewodshaftsamt hat vor, in nähster Zeit an die Veri�zierung desjenigen Teiles derBevölkerung zu gehen, der hierzu die Möglihkeit hat, der Rest deutsher Herkunftwird dagegen nah Deutshland ausgesiedelt werden. Zu diesem Zwek wird durh diegesellshaftspolitishen Stellen in den Kreisen eine entsprehende Agitation durh-geführt. Die Repolonisierung der Bevölkerung einheimisher Herkunft erwies sih imBerihtszeitraum als shwah, und dies hauptsählih wegen der Ferienzeit. Gegen-wärtig werden in den Kreisen Repolonisierungszentren aufgebaut, in denen sih dieBevölkerung einheimisher Herkunft weiterbildet.[. . . ℄

338.1949, 19. NovemberKW (Komitet Wojewódzki = Wojewodshaftskomitee der) PZPR,Organisationsabteilung: Notiz betre�end die einheimishe Bevölkerung in derWojewodshaft Olsztyn/AllensteinAAN KC PZPR 237/VII/2620, Bl. 8[. . . ℄Die Mehrheit der Bevölkerung in den Dörfen der Wojewodshaft Allenstein bedientsih der deutshen Sprahe und derzeit auh der ukrainishen.1 Abends kann mansehr häu�g Lieder von Gruppen in beiden der oben genannten Sprahen hören. DieArbeit mit einem solhen Element stöÿt auf groÿe Shwierigkeiten. Ein Teil derAutohthonen wartet auf die Rükkehr der deutshen Behörden und die Aussiedler[aus der Ukraine℄ auf die Zeit der Rükkehr auf ihre alten Bauernhöfe. Diese Situationspiegelt sih in den Aussagen der Jugend und der Erwahsenen wider.Der Instrukteur Szujkowski aus dem Kreis Mr¡gowo/Sensburg berihtet zum Bei-spiel, daÿ einer der von Oberleutnant Emilianowiz befragten Junaken2 Oskar Wi-rolski, wohnhaft G¡sawa [wahrsheinlih G¡sior/Gonshor℄, auf die Frage, warum erniht zur drei Tage dauernden Feier gehe � geantwortet habe, daÿ ihn das nihtsanginge, weil er ein deutshes Herz habe.1 Dabei handelt es sih um Ukrainer, die im Zuge der Akja �W� [Aktion �Weihse�℄ seit April1947 aus den südöstlihen Wojewodshaften Polens zwangsweise in die Wojewodshaft Allensteinumgesiedelt worden waren. Ende 1947 lebten über 55.000 Ukrainer in der Wojewodshaft Allenstein,vgl. Sakson: Stosunki narodowo±iowe na Warmii i Mazurah 1945-1997 [Nationalitätenverhält-nisse im Ermland und in Masuren 1945-1997℄, Olsztyn 1998, S. 136.2 Mitglieder der sogenannten Aufbauhelfertruppen (Mªodzie»owe ohotnize hufe pray).
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An der Fortdauer eines solhen Standes der Dinge ist der evangelishe Klerus in-teressiert, der ganz o�en feindlihe ePropaganda gegenüber der UdSSR treibt. Bei-spielsweise hat ein in der Gemeinde Pieki/Peitshendorf, Dorf Ukta, Kreis Mr¡go-wo/Sensburg wohnhafter und den erwähnten Kreis betreuender evangelisher Pastor� (der Name konnte vor Ort niht festgestellt werden) in einigen seiner letzten Pre-digten mehrfah gesagt: �Es ist shleht, das Herz blutet und die Menshen verlierenvor Kummer den Kopf, weil ihre Söhne niht aus der Sowjetunion, wo sie gequältwerden, zurükkehren.�3 Weiter stellt der Instrukteur Szujkowski fest, daÿ die evan-gelishen Pastoren in engem Kontakt mit den Behörden der Evangelishen Kirhe derwestlihen Zonen Deutshlands stehen und im Sinne der ihnen zugeshikten Riht-linien arbeiten. Die autohthone Bevölkerung betet und singt in deutsher Sprahe.Die Andahten �nden in streng geshlossenen evangelishen Zirkeln statt, und es istshwer, dort hineinzugelangen, um zu hören, was der Pastor spriht.e [. . . ℄

3 Gemeint sind die von der Roten Armee 1945 zur Zwangsarbeit in die Sowjetunion vershlepptenPersonen. Die Rote Armee mahte dabei keinen Untershied zwishen eventuell polnishstämmigenMasuren und Deutshen. Die Rükkehr dieser Menshen erfolgte zum Teil erst in den fünfzigerJahren. 339.1949, 24. NovemberRunderlaÿ des Allensteiner Wojewoden mit der Anordnung, Daten über dieDeutshen zu ermitteln APO UWO 276, Bl. 338Aufgrund der Notwendigkeit, an sihere Daten über die deutshe Minderheit zugelangen, die sih auf dem Gebiet der Wojewodshaft Allenstein be�ndet � weiseih die Bürger Starosten an, aktuelle Angaben über die Zahl der Deutshen1 unterKennzeihnung ihres sozialen Pro�ls (soziale Zugehörigkeit, Vermögenslage) bis zum30. November d. J. als unwiderru�ih letztem Termin an mih zu senden.Die Bürger Starosten stellen auÿerdem fest, welhe Stimmungen bei diesem Teilder Bevölkerung herrshen � unter Berüksihtigung vor allem ihres Verhältnisseszur Gesellshaftsordnung der Volksdemokratie sowie der Tatsahe der Gründungder Deutshen Demokratishen Republik. Hierzu sind auh die harakteristishstenAussagen im Wortlaut wiederzugeben.Die Bürger Starosten wählen auf der Grundlage der gesammelten Materialien ausder deutshen Bevölkerung ihres Kreises (in jeder Gemeinde) die am positivsten ein-gestellten Einzelpersonen aus, die eventuell eine Aktion zur Verbreitung der deut-shen demokratishen Presse durhführen könnten. Es ist ein Namensverzeihnis der1 Das Wojewodshaftskomitee der PZPR in Allenstein erklärte Ende November 1949, daÿ vonden 3.472 noh niht veri�zierten Personen a. 1.500 als Deutshe zu betrahten seien, die sih nihtveri�zieren lassen wollten. AAN, KC PZPR 237/VII-2619, Bl. 124.
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ausgewählten Personen mit Angabe der Wohnadresse und detaillierten Personali-en (Geburtsdatum, Geburtsort, Zahl der Familienmitglieder, Vermögenslage, Beruf,soziale Herkunft) anzufertigen.Die Bürger Starosten haben dieses Shreiben, nahdem sie sih mit seinem Inhaltvertraut gemaht haben (was auf diesem Shreiben entsprehend zu vermerken ist),unverzüglih dem Wojewodshaftsamt � Gesellshaftspolitishe Abteilung zurükzu-senden.

340.1949, 1. DezemberDer Starost des Kreises Szzytno/Ortelsburg an das Wojewodshaftsamt,Gesellshaftspolitishe Abteilung, in Olsztyn/Allenstein über den Zustand derdeutshen Bevölkerung im Kreis APO UWO 276, Bl. 367In Beantwortung des Shreibens vom 24.11.49. Nr. Sp. � S/186/geheim/49 teile ihhö�ih mit, daÿ die Zahl der Deutshen im hiesigen Kreisgebiet a. 250 Personenbeträgt, es sind dies in erster Linie diejenigen, die keine Deklaration ihrer Zugehörig-keit zur polnishen Nation gemäÿ der Verfügung vom 6. April 1946 untershriebenhaben. Die Nihtdeklarierten sind meistens bäuerliher Herkunft, wirtshaftlih sehrshleht gestellt und bestehen überwiegend aus Alten und Kindern bzw. solhenPersonen, die einen Teil der Familie jenseits der �Oder� haben und wegen ihrershlehten wirtshaftlihen und �nanziellen Lage auf ihre Ausreise warten.Zur gleihen Kategorie wird ein Teil derer gerehnet, die shon veri�ziert wordensind, aber jetzt die vorläu�gen Ausweise über ihre Zugehörigkeit zur polnishen Na-tion mit der Post zurükshiken und dabei in ihrem Shreiben die Rükgabe desAusweises mit der Unkenntnis der polnishen Sprahe begründen sowie damit, daÿihre Angehörigen, die jenseits der �Oder� leben, für ihren Lebensunterhalt aufkom-men, z.B. wohnt der Ehemann hinter der �Oder� und die Frau bleibt mit den Kindernhier � oder umgekehrt.Obwohl in diesem Fall erklärt wird, daÿ die Familienmitglieder von jenseits dera�Oder�a auf das Territorium Polens zurükgeholt werden können, wird keine Wir-kung erzielt. Unter der Bevölkerung herrshen feindselige Stimmungen gegenüberdem polnishen Staat und Volk vor. Die Ursahen dafür sind in vielen Fällen Briefe,Zeitungsausshnitte sowie die Erklärungen vershiedener Missionen über die Aus-reise hinter die a�Oder�a. Diese Shriften verbreiten unter der Bevölkerung Unruheund Widerwillen gegenüber der derzeitigen Wirklihkeit. In hohem Maÿe spielt hierdie materielle Seite eine Rolle, denn im Gespräh mit nihtveri�zierten Personenlegen diese besonderen Nahdruk darauf, daÿ sie vor dem Krieg viel Vieh und vie-le Pferde hatten und wirtshaftlih gut gestellt waren, heute aber keine Grundlagemehr zum Leben hätten. Überwiegend sind dies die Alten und Kinder, die niht
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arbeiten können, dagegen sind diejenigen Autohthonen, die einen eigenen landwirt-shaftlihen Betrieb und Arbeitskräfte haben, wirtshaftlih gut gestellt und mit dergegenwärtigen Gesellshaftsordnung einverstanden.[. . . ℄1

1 An dieser Stelle folgte eine Liste mit Namen von Deutshen, die als dem Sozialismus positivgegenüberstehend galten und für die Verbreitung von Presseerzeugnissen aus der DDR in Fragekämen. In der Regel jedoh beshieden die einzelnen Starosten die Anfrage des Wojewoden negativ,da die noh anwesenden Deutshen dem Sozialismus feindlih gesonnen seien. Der Starost vonBartoszye/Bartenstein warnte Ende November 1949 vor der Verbreitung deutshsprahiger Presse,da er durh diese die Repolonisierung der noh niht veri�zierten Autohthonen gefährdet sah.APO, UWO 276, Bl. 340. Allgemein kann festgestellt werden, daÿ die Entstehung der DDR keinebesonderen Auswirkungen auf die Behandlung der noh in der Wojewodshaft Olsztyn/Allensteinverbliebenen Deutshen hatte. Aufgrund ihrer geringen Anzahl und ihrer demographishen Strukturspielten die Deutshen in der polnishen Gesellshaft eine völlig untergeordnete Rolle. Anders alszum Beispiel in Niedershlesien waren sie kein Thema in den zwishenstaatlihen Beziehungen vonDDR und Polen.
341.1950, 11. Februar

Runderlaÿ des Allensteiner Wojewoden an die Starosten und den Präsidenten vonOlsztyn/Allenstein über die Wiederaufnahme der Umsiedlung der Deutshen
APO SP Olsztyn/Allenstein 46, Bl. 209-210Gemäÿ dem zwishen der Regierung der R.P. und der Provisorishen Regierungder Deutshen Demokratishen Republik1 abgeshlossenen Abkommen erfolgt MitteFebruar d. J. die Fortsetzung der Repatriierung der in Polen noh verbliebenenDeutshen unter vorrangiger Berüksihtigung der Zusammenführung von aufgrunddes Krieges und seiner Folgen getrennten Familien.Die Aussiedlung wird in zwei Etappen verlaufen:

1. In der ersten Etappe werden Transporte mit solhen Deutshen in Marshgesetzt, die sih um die Zusammenführung mit ihren Familien in Deutshlandbemühen.2. In der zweiten Etappe hingegen Transporte mit Deutshen, die unter nihtunter Punkt 1 erfaÿt wurden.
1 Vgl. Borodziej: Einleitung, S. 111-114.
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In der staatlihen Industrie beshäftigte Fahleute, die grüne Reklamierungskartenbesitzen, können mit Einverständnis der Betriebsleitung ausgesiedelt werden, dieentsprehende Anweisungen von ihren für sie zuständigen Ressorts erhält.2Der Repatriierung unterliegen deutshe Staatsbürger, an deren deutsher Staatsan-gehörigkeit keine Zweifel bestehenf , des weiteren Personen, denen infolge des Geset-zes vom 13. September 1946 über den Ausshluÿ von Personen deutsher Volkszuge-hörigkeit aus der polnishen Gesellshaft (DzURP [Gesetzblatt der Republik Polen℄Nr. 55, Pos. 310) die polnishe Staatsangehörigkeit entzogen wurde, sowie Personen,deren vorläu�ge Ausweise zur Bestätigung ihrer Zugehörigkeit zur polnishen Nationaufgrund einer rehtskräftigen Entsheidung der allgemeinen Verwaltungsbehördenin der ersten Instanz für ungültig erklärt wurden. In die unter Punkt 2 genanntenAussiedlungstransporte sind alle Deutshbalten und Wolgadeutshen einzubeziehen,soweit solhe noh vorhanden sind. dFerner weise ih die Bürger Starosten daraufhin, daÿ in den genannten Aussiedlungstransporten unter keinen Umständen Perso-nen sein dürfen, die einen vorläu�gen Ausweis zur Bestätigung ihrer Zugehörigkeitzur polnishen Nation besitzen.dDie Bürger Starosten weisen die Betriebe, die Deutshe beshäftigen, auf die Not-wendigkeit einer termingerehten Entlassung von der Arbeit und auf die Regulie-rung der Auszahlung des ihnen zustehenden Lohnes und anderer Leistungen hin.Die Entlassung aus dem Arbeitsverhältnis soll zu einem Zeitpunkt erfolgen, der denauszusiedelnden Personen genügend Zeit zur Vorbereitung ihrer Abreise läÿt.Die deutshen Repatrianten mahen von dem ihnen zustehenden Reht Gebrauh,Gegenstände des persönlihen Bedarfs und für die Einrihtung am neuen Siedlungs-ort unentbehrlihe Dinge im Rahmen der Transportmöglihkeiten, unter Vorbehaltder Beahtung der polnishen Vorshriften zur Devisenbewirtshaftung, der Vor-shriften zum Shutz von Kunstwerken usw. mitzunehmen.3Die Repatrianten müssen auh persönlihe Dokumente, Dokumente über beru�iheQuali�kationen, über die Rente, Dokumente mit Erinnerungswert usw. mit sih füh-ren.Die Bürger Starosten unterrihten die deutshen Aussiedler über die ihnen erteilteAusreiseerlaubnis � 3-4 Tage vor dem Ausreisetermin vom Wohnort, um ihnen dieVorbereitung auf die Reise zu ermöglihen.dDie Bürger Starosten sorgen für den Transport der Aussiedler vom Wohnort biszum Bahnhof durh die Bereitstellung einer entsprehenden Anzahl von Fuhrwerken,die sie im Zuge des Sharwerks erhalten. Den weiteren Transport stellt bereits derP.U.R. siher.d2 Diese Bestimmung war für die Wojewodshaft Allenstein quasi ohne Bedeutung, da es in derüberwiegend agrarishen Region keine deutshen Faharbeiter gab. Lediglih auf den Staatsgüternwaren zu diesem Zeitpunkt noh Deutshe beshäftigt.3 Den Deutshen war es erlaubt, einige Möbelstüke mitzunehmen. In einem Rundshreibendes PUR in Olsztyn/Allenstein vom 21.02.1950 war die Rede von einem Bett, Tish, Stühlen undeventuell einem Shrank. Für dieses Gepäk wurden zusätzlihe Eisenbahnwaggons bereitgestellt.APO, PUR Olsztyn 297, Bl. 47.
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Der P.U.R ergänzt auh mit Hilfe örtliher Sozialorganisationen und der P.C.K.die allernotwendigsten Kleidungsstüke und das Shuhwerk der Bedürftigsten, orga-nisiert unabhängig davon einen entsprehenden sanitären Dienst und versorgt dieRepatrianten mit Nahrung.4Im Zusammenhang mit dem Vorstehenden legen die Bürger Starosten sofort eine ak-tuelle Liste der auszusiedelnden Personen unter Berüksihtigung der Ausreisefolge(mit dem ersten oder zweiten Transport) an. Diese Liste ist durh die Eintragung vonPersonen, die eventuell eine Berehtigung zur Repatriierung erwerben könnten (z.B.dadurh, daÿ man den vorläu�gen Ausweis über die Zugehörigkeit zur polnishen Na-tion für ungültig erklärt), ständig zu aktualisieren. Ein Exemplar dieser Liste, mitden Rubriken: dName und Vorname, Geburtsdatum und Geburtsort und Wohnortddes Aussiedlers, ist spätestens bis zum 17. Februar 1950 an das Wojewodshaftsamt� Gesellshaftspolitishe Abteilung zu senden. In der Rubrik Anmerkungen ist zuberüksihtigen, ob dem Repatrianten die polnishe Staatsangehörigkeit gemäÿ demGesetz vom 13.9.1946 entzogen wurde oder ob sein vorläu�ger Ausweis für ungültigerklärt wurde, weil er mögliherweise deutsher Volkszugehörigkeit ist und sih demVeri�zierungsverfahren niht unterzogen hat.Ih weise die Bürger Starosten darauf hin, daÿ das Verhalten gegenüber der auszu-siedelnden Bevölkerung so korrekt und humanitär wie möglih zu sein hat und esden Repatrianten ermöglihen soll, die ihnen zustehenden Rehte zu nutzen.Mit Rüksiht darauf ist jegliher Willkür sofort und energish entgegenzutreten.Über den Termin der Repatriierung werden die Bürger Starosten gesondert unter-rihtet. Den Bürgern Starosten übertrage ih die persönlihe Verantwortung für dieordnungsgemäÿe Durhführung der vorstehend genannten Aktion.

342.1950, 20. MärzDer Starost des Kreises Mr¡gowo/Sensburg an den Allensteiner Wojewoden überdas Anwahsen der Zahl von Ausreiseanträgen nah DeutshlandAPO UWO 279, Bl. 7Ih melde dem Bürger Wojewoden, daÿ im hiesigen Kreisgebiet Gerühte über dieangeblihe Ausreise aller getrennten Familien hinter die Oder umgehen. Im Zusam-menhang damit hat sih der Eingang von Ausreiseanträgen nah Deutshland instarkem Maÿe erhöht, und in der Region ist eine ungesunde Psyhose entstanden.Die Bevölkerung, die nah Deutshland ausreisen will, hat zum gröÿten Teil shon ih-
4 Auh das erwähnte PUR-Rundshreiben geht auf die Kleidung der auszusiedelnden Deutshenein. Man wollte dem sozialistishen Bruderstaat keine völlig zerlumpten Deutshen übergeben. Dadie Deutshen in den fünf Nahkriegsjahren in Polen jedoh einem beträhtlihen Pauperisierungs-prozeÿ unterlegen waren, muÿten die o�ensihtlihsten Mängel vor Abfahrt der Transporte behobenwerden.
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re Sahen gepakt und shlahtet Ge�ügel und sogar Shweine, um sih mit Nahrungfür die Reise zu versorgen.1Das Kreiskomitee der P.Z.P.R., Verwaltungs- und Selbstverwaltungsorgane sowie derU.B. geben sih alle erdenklihe Mühe, um den feindlihen Versionen entgegenzutre-ten, aber ohne Erfolg. Auf alle noh so überzeugenden Argumente äuÿert sih dieseBevölkerung in folgender Weise: �Ihr belügt uns, indem ihr uns weismaht, daÿ eskeine Transporte mehr gibt, uns wird geshrieben, daÿ es Transporte gibt und gebenwird, bis wir alle ausgereist sind.�Einen dieser Ausshnitte aus der deutshen Presse lege ih in der Anlage bei.Am 14.3. d. J. sagte der Bezirksleiter des P.Z.Z. in Mr¡gowo/Sensburg in einemGespräh mit dem Gesellshaftspolitishen Referenten, Bürger Stabrowski, daÿ inPisz/Johannisburg Organe der Bürgermiliz o�ziell herumgingen und die Bevölke-rung für die Ausreise nah Deutshland registrierten. Dem Bürger Rataj wurde Vor-stehendes vom Bürger Aptay aus Pisz/Johannisburg mitgeteilt, der Vorstandsmit-glied des P.Z.Z. im Kreis Pisz/Johannisburg ist.Die derart verbreitete Propaganda wirkt sih negativ auf die Einstellung der Bevöl-kerung einheimisher Herkunft zur Aktion der Aussaat aus. Die Bürger Gemeinde-vorsteher haben mir während einer Unterredung am 14. März 1950 gemeldet, daÿdie Bevölkerung einheimisher Herkunft fortwährend unter dem Ein�uÿ der Pro-paganda bezüglih der Ausreise hinter die Oder stehe und ihren Aufenthalt aufdem Gebiet der einzelnen Gemeinden als Übergangszeit betrahte, ohne sih um dieBewirtshaftung ihrer individuellen landwirtshaftlihen Betriebe zu kümmern. Dievorstehend berihtete Angelegenheit trägt noh keinen Massenharakter, nihtsde-stoweniger gibt es shon in einigen Gemeinden Fälle, daÿ die Autohthonen ihreBauernhöfe verlassen, ohne bei den Verwaltungsbehörden einen formellen Verzihtanzumelden, und zur Arbeit in die P.G.R. (Pa«stwowe Gospodarstwo Rolne = Staat-liher Landwirtshaftsbetrieb) überwehseln.Indem ih Vorstehendes zur Kenntnis bringe, bitte ih den Bürger Wojewoden dar-um, darüber zu entsheiden, welhe Mittel anzuwenden sind, um die feindlihe Pro-paganda einzudämmen. Was die Abwanderung der einheimishen Bevölkerung, dieeigene landwirtshaftlihe Betriebe besitzt, auf die Staatsgüter angeht, so drängtsih mir folgende Shluÿfolgerung auf: Es wäre erforderlih, daÿ das Wojewodshaft-samt sih an die einzelnen Direktionen der P.G.R. wendete, damit Autohthone nihtohne eine Besheinigung des zuständigen Ortsvorstands, welher die Erlaubnis zurBeshäftigung ausstellt, zur Arbeit angenommen werden.

1 Zieht man in Betraht, daÿ im Zuge der �Groÿen Veri�zierung� zu Beginn des Jahres in diesemKreis a. 12.000 Menshen unter massivem Druk veri�ziert wurden, verwundert es niht, daÿ sihviele dieser Menshen nun die Aktion der Familienzusammenführung für ihre Ausreise zunutzemahen wollten.
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343.1950, 25. MärzDer Allensteiner Wojewode an des MAP über die Repatriierung von Deutshen indie DDR APO UWO 279, Bl. 8-9Am 28.3. d. J. sollte nah zweijähriger Unterbrehung aus der hiesigen Wojewod-shaft der erste Transport mit auszusiedelnden Deutshen in die Deutshe Demo-kratishe Republik abfahren.Die einheimishe Bevölkerung, zu der auf brie�ihem Wege untershiedlihe Versio-nen feindliher Propaganda bezüglih einer in den nähsten Tagen statt�ndendenAussiedlung ausnahmslos aller Masuren und Ermländer gedrungen waren, faÿte diedurh die Behörden getro�enen vorbereitenden Maÿnahmen für die Abfahrt diesesTransportes als vollkommene Bestätigung dieser Versionen auf.Infolgedessen wurde die noh niht veri�zierte Bevölkerung ebenso wie derjenigeTeil der veri�zierten Bevölkerung, der noh Ho�nungen auf seine Aussiedlung hinterdie Oder hegt, von einer wahren Ausreisepsyhose befallen. Die aus den einzelnenKreisen eintre�enden Meldungen deuten darauf hin, daÿ dieser Teil der Bevölkerungin vielen Fällen auf die Frühjahrsaussaat verzihtet und sogar hier und dort die Höfeverläÿt, indem er auf die nähstgelegenen Staatsgüter oder in die Städte umzieht, umdort � wie man meint � auf den Transport zu warten, bzw. verharrt im Zweifelsfall invölliger Untätigkeit. Abgesehen davon paken diese Menshen ihre persönlihe Habezusammen und shlahten Vieh und Ge�ügel, um sih mit Nahrung für den Weg zuversorgen.Bei einem solhen Stand der Dinge würde sih die Abfahrt eines wie immer auhgearteten Aussiedlungstransportes zur Zeit höhst shädlih auf die Gesamtheit derFrühjahrsarbeiten auf dem Lande und vor allem auf die Durhführung des Aus-saatplanes auswirken. Ein solher Transport würde als weitere Konsequenz unterdieser Bevölkerung eine noh gröÿere Aufregung als bisher hervorrufen, die sowie-so shon oftmals shwer zu beherrshen ist, trotz der Bemühungen von seiten derVerwaltungsbehörden � und überdies ein gänzlihes Fernbleiben dieses Teiles derBevölkerung von den Frühjahrslandarbeiten nah sih ziehen.In der Sorge um die Erfüllung des Planes zur Frühjahrsaussaat und um die gröÿtmög-lihe Mobilisierung aller menshlihen Kräfte für diesen Plan � habe ih die Abfahrtdieses Transportes widerrufen und beantrage, daÿ das Ministerium mit Rüksihtauf die spezi�shen örtlihen Verhältnisse alle Transporte aus der hiesigen Woje-wodshaft bis zum völligen Abshluÿ der Frühjahrsarbeiten absagen möge.1 Dann1 Genau wie zur Zeit der �Groÿen Veri�zierung� in den ersten Monaten des Jahres 1949 wurde dieAussiedlung der Deutshen auh jetzt zugunsten der Zurükhaltung der einheimishen Bevölkerungunterbunden. Der Wojewode shrieb in seinem Situationsberiht für den Januar 1949: �W zwi¡zkuz ak¡ wery�kayjn¡ zostaªa wstrzymana wszelka akja repatriayjna Niemów oraz puszzonaw teren pogªoska, »e repatriaja ju» wogóle nie b�dzie. Wyznazony na styze« transport, przezGªównego Delegata ds. Repatriaji w �odzi, zostaª przez tut. Urz¡d odwoªany, o zym Delegata
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nämlih wird sih die Stimmung, in welher die Repatriierung verlaufen wird, zwei-fellos ändern. Vor allem wird sih die Einstellung derjenigen, die aufgrund der vonihnen aufgenommenen Landarbeiten ihre Felder p�ügen und bestellen werden, ge-genüber der Aussiedlung wandeln.Den Durhführungs- und Ablaufplan der Aktion zur Repatriierung der Deutshenaus dem hiesigen Wojewodshaftsgebiet werde ih dem Ministerium in den nähstenTagen vorlegen. 344.1950, 13. MaiDie Starostei des Kreises Olsztyn/Allenstein an die Gemeindeverwaltung inDywity/Diwitten betr. einen negativen Besheid auf einen Aussiedlungsantrag derAnna LongowskaAPO SP Olsztyn/Allenstein 46, Bl. 1Die Starostei des Kreises übersendet in der Anlage die Akten des Verfahrens underklärt, daÿ der/die Antragsteller/in darüber zu informieren ist, daÿ sein/ihr Antragvom 6.3.1950 negativ beshieden wurde.Die Bürgerin Anna Longowska besitzt einen Ausweis zur Bestätigung ihrer Zuge-hörigkeit zur polnishen Nation, ausgestellt gemäÿ Art. 1 des Gesetzes vom 28.4.46betre�end die Staatsbürgershaft des Polnishen Staates bei Personen polnisherVolkszugehörigkeit mit Wohnort auf dem Territorium der Wiedergewonnenen Ge-biete (Gesetzblatt der Republik Polen, Nr. 15, Pos. 105). Mit diesem Ausweis hatder/die Genannte die polnishen Bürgerrehte in ihrer Gesamtheit erhalten. Die imInhalt dieses Ausweises enthaltene Entsheidung der Verwaltungsbehörde ist end-gültig.Der/Die Antragsteller/in ist darauf hinzuweisen, daÿ seine/ihre Bemühungen um dieAussiedlung hinter die Oder vergeblih sind und daÿ ihm/ihr das Reht zusteht, sihum die Rükkehr seiner/ihrer Angehörigen zu bemühen, die sih noh in einer derBesatzungszonen des ehem. Deutshen Reihes aufhalten.Zu diesem Zwek soll er/sie den sih im Ausland be�ndenen Personen, Angehörigenseiner/ihrer Familie, die Bestätigung seiner/ihrer Veri�zierung zusenden.Mit dieser Bestätigung hat sih die sih im Ausland aufhaltende Person bei einemder nähstgelegenen polnishen Konsulate zur Repatriierung nah Polen zu melden.Der Inhalt vorstehender Erklärung ist dem/der Antragsteller/in mündlih bekannt-zugeben, mit Bestätigung auf dieser Urkunde, bdie innerhalb von 14 Tagen zurük-zushiken ist.Die Untershrift hat sie am 29.5.50 verweigertb.powiadomiono.� [�Wegen der Veri�zierungsaktion wurde jeglihe Aussiedlungsaktion der Deutsheneingestellt, und es wurde im Gebiet das Gerüht ausgestreut, daÿ es überhaupt keine Aussiedlungmehr geben werde. Der vom Hauptbeauftragten für die Repatriierung in Lodz für den Januarvorgesehene Transport wurde durh das hiesige Amt abgesagt, wovon der Sonderbeauftragte inKenntnis gesetzt wurde.�℄, AAN, MAP 105, Bl. 3.
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345.1950, 12. JuliDas Präsidium des Wojewodshaftsnationalrates an die Präsidien derKreisnationalräte und des Nationalrats der Stadt Olsztyn/Allenstein1 betr. dieAusreise nah Deutshland von örtliher Bevölkerung polnisher HerkunftAPO SP in Górowo Iªawiekie/Landsberg 22, Bl. 95-96Das Präsidium des Ministerrates, Büro für Soziales und Verwaltung weist in seinemShreiben vom 1.7.1950 Nr. Sa. 2/30/6 darauf hin, daÿ die Präsidien der regiona-len Nationalräte zum Teil von Personen einheimisher Herkunft, die die polnisheStaatsangehörigkeit besitzen, massenhaft Anträge auf Ausreise nah Deutshlandannehmen und daÿ sie diese Anträge auf dem Amtswege bearbeiten.Das Präsidium des Ministerrates betont in seinem Shreiben, daÿ diese Praxis bei dereinheimishen Bevölkerung den Eindruk erwekt, daÿ die Möglihkeit bestehe, aufdie polnishe Staatsangehörigkeit zu verzihten und nah Deutshland auszureisen.Dieser Umstand hält diese Bevölkerung wiederum von einer normalen Berufstätigkeitab, ebenso zieht er in dieser Hinsiht weitere, unerwünshte Folgen nah sih, in demetwa lebendes Inventar verkauft wird oder die Kinder niht zur Shule geshiktwerden u.a.m.Im Zusammenhang hiermit betont das Präsidium des Wojewodshaftsnationalratesin Anlehnung an die im oben zitierten Shreiben gegebenen Hinweise des Präsidiumsdes Ministerrates, Büro für Soziales und Verwaltung, daÿ die Präsidien der Kreisna-tionalräte prinzipiell von der Bevölkerung einheimisher Abstammung keine Anträgeauf Ausreise nah Deutshland annehmen sollen, indem sie ihr gleihzeitig erklären,daÿ eine solhe Ausreise niht in Frage komme, daÿ aber statt dessen die Möglihkeitbestehe, die im Ausland be�ndlihen Angehörigen ins Land zu holen. Auf die Bevöl-kerung einheimisher Abstammung soll dahingehend Ein�uÿ genommen werden, daÿsie Shritte unternimmt, die zur Rükkehr dieser Angehörigen nah Polen führen.Die Präsidien der Kreisnationalräte sollen Personen, die sih um die Rükkehr ihrerFamilienmitglieder ins Land bemühen, Besheinigungen ausstellen, aus denen her-vorgeht, daÿ sie sih dem Veri�zierungsverfahren unterzogen haben und daÿ sie imBesitz des ihnen aufgrund des Gesetzes vom 28. April 1946 ausgehändigten, vorläu-�gen Ausweises zur Bestätigung ihrer Zugehörigkeit zur polnishen Nation sind �gleihzeitig sind diese Personen darüber zu belehren, daÿ sie die erhaltenen Beshei-nigungen dem sih im Ausland be�ndenden Familienmitglied shiken und es darauf1 Das Statut der KRN hatte die Gründung von territorialen Nationalräten beshlossen. Diese be-shränkten sih zunähst auf Selbstverwaltungsaufgaben. Das Gesetz vom 20. März 1950 (DzU nr.14 poz. 130) beseitigte den Dualismus zwishen Staats- und Selbstverwaltung. Die Aufgaben der bis-herigen Einmannbehörden der ersten und zweiten Instanz (Wojewodshaftsämter und Starosteien)und der sogenannten zentral gelenkten Ämter (Urz¡dy Niezespolone) gingen auf die Nationalräteder einzelnen Verwaltungsebenen über. Die Nationalräte wurden seither als Organe der Staats-gewalt bezeihnet, vgl. Georg Geilke: Einführung in das Reht der Polnishen Volksrepublik,Darmstadt 1971, S. 58 �., sowie Mauryy Jaroszy«ski: Zagadnienia rad narodowyh. Studiumhistoryzno-prawne [Die Aufgaben der Nationalräte. Eine rehtshistorishe Studie℄, Warszawa 1961.
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hinweisen sollen, daÿ es sih mit dieser Besheinigung beim nähsten polnishenKonsulat melden und um seine Repatriierung nah Polen bitten soll.Die Referate für Soziales und Verwaltung der Präsidien der Kreisnationalräte werdenPersonen, die um die oben erwähnten Besheinigungen bitten, diese sofort und ohnejedwede Verzögerung ausstellen.Das Präsidium des Wojewodshaftsnationalrates überträgt den Präsidien der Kreis-nationalräte die Verp�ihtung, allen Tendenzen zum Verziht der einheimishen Be-völkerung auf die polnishe Staatsangehörigkeit entgegenzuwirken.Die Entgegennahme eines Antrags und seine Bearbeitung darf nur in solhen Aus-nahmefällen statt�nden, in denen z.B. eindeutig festgestellt wird, daÿ eine Personveri�ziert wurde, die zweifellos deutsher Volkszugehörigkeit oder uns gegenüberklassenmäÿig fremd ist, oder wenn der Antrag eine alleinstehende Person betri�t,die wegen ihres hohen Alters oder ihres Gesundheitszustandes der P�ege in der Fa-milie bedarf, und dies unter der Voraussetzung, daÿ diese Person ihre Kinder oderden Ehemann im Ausland hat, welhe bereit sind und sih bemühen, diese Person zusih zu holen, selber aber niht ins Land zurükkehren wollen oder die Bedingungendafür niht erfüllen. Dieser letztere Umstand darf niht so verstanden werden, alsob es möglih wäre, sih auf dem Wege der Aussiedlung vom Gebiet des polnishenStaates all derjenigen Personen zu entledigen, die aufgrund ihres hohen Alters oderihres Gesundheitszustandes eine Last für die polnishe Gesellshaft sein könntenoder sogar sind.Die Präsidien der Kreisnationalsräte wollen aufmerksam darauf ahten, daÿ die obenbeshriebene Verfahrensweise niht durh Beamte, die die Angelegenheiten des er-örterten Bereihes bearbeiten, entstellt wird.Das Präsidium des Wojewodshaftsnationalrates verweist auf die Notwendigkeit ei-ner sorgfältigen und mit dem tatsählihen Befund übereinstimmenden Ausfüllungdes Fragebogens bezüglih der Personen einheimisher Bevölkerung, die einen Aus-reiseantrag ins Ausland stellen � inhaltlih vorgegeben und geregelt in der Ver-fügung des ehemaligen Ministeriums für Ö�entlihe Verwaltung vom 13.8.1949,Nr.II.P.N.1373, vertraulih, deren Abshrift an die Präsidien der Kreisnationalrä-te zur Kenntnis übersandt wird.Das Präsidium des Ministerrates (Büro für Soziales und Verwaltung) hält es ebensowie das Präsidium des Wojewodshaftsnationalrats für unerläÿlih, daÿ die Bevölke-rung einheimisher Herkunft von den örtlihen territorialen Organen in die entspre-hende Obhut genommen wird, um so mehr, als oft gerade diese fehlende Fürsorgedie hauptsählihe Ursahe darstellt, die den Wunsh zum Verziht auf die polnisheStaatsangehörigkeit und zur Ausreise nah Deutshland erzeugt.
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27. 1945, 26. Mai � (R.) Verordnung des Ministeriums für Ö�entlihe Si-herheit (MBP) in der Frage der Ausführung des Gesetzes vom 6. Mai1945 über die Ausshaltung feindliher Elemente aus der polnishenGesellshaft . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 15228. 1945, 26. Mai � Protokoll Nr. 37 der Sitzung des Ministerrats, die unteranderem dem Problem der Westgebiete gewidmet war . . . . . . . . . . . . . . . . . . 15329. 1945, 26. Mai � Departement für Konfessionsfragen des Ministeriums fürÖ�entlihe Verwaltung, Kommuniqué zur Frage der Einstellung zu pol-nishen Bürgern evangelishen Bekenntnisses, erstellt im Zusammenhangmit der Versammlung der Wojewoden vom 27. Mai 1945 . . . . . . . . . . . . . . 15530. 1945, Juni [ohne Tagesdatum℄ � Entwurf eines Runderlasses des Mini-sters für Ö�entlihe Verwaltung zur Frage des Verhaltens gegenüber derBevölkerung deutsher Nationalität, adressiert an den Wojewoden vonPosen. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 15731. 1945, 14. Juni � Der Direktor des Politishen Departements des MAP An-drzej Grabowski an das Wojewodshaftsamt in Lodz in der Angelegenheitder Ausgabe von zweierlei Meldekarten. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 15832. 1945, 19. Juni � Der Direktor des Präsidialbüros des Ministerrats J. �u-niak an die Minister. Runderlaÿ Nr. 33 in der Angelegenheit der Beseiti-gung deutsher Aufshriften. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 15833. 1945, 20. Juni � Runderlaÿ des Ministeriums für Ö�entlihe Verwaltung inder Angelegenheit vorläu�ger Besheinigungen für frühere Reihsbürgerpolnisher Nationalität . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 15934. 1945, 24. Juni � Befehl Nr. 2056/2057 des Kommandos der 2. Armee desWP betr. die Vorgehensweise mit an der Grenze aufgegri�enen Personen 15935. 1945, 24. Juni � Befehl des Kommandos der 2. Armee des WP Nr. 0150über die Fortsetzung der rashen Aussiedlung der Deutshen . . . . . . . . . . . 16036. 1945, 25. Juni � Befehl Nr. 030 des Kommandeurs der 11. Infanteriedi-vision Oberst Czartoryski über die Festigung der erforderlihen Disziplinan der Grenze . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 16137. 1945 [ohne Datum℄ � (R.) Denkshrift in der Frage der rehtlihen Situa-tion der Deutshen auf dem Gebiet der Republik Polen. . . . . . . . . . . . . . . . . 16238. 1945, 25. Juni � (R.) Runderlaÿ des Generalbevollmähtigten in der An-gelegenheit des Vorgehens bei der Aussiedlung der Deutshen aus denWiedergewonnenen Gebieten . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 16239. 1945, 26. Juni � Der Chef der Abteilung für politishe Erziehung der 7.Infanteriedivision an den Chef der Verwaltung für politishe Erziehungder 2. Armee des WP in der Frage der Aussiedlung der Deutshen ausdem Grenzstreifen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 16340. 1945, 29. Juni � Der Stabshef des 37. Infanterieregiments an den Stabs-hef der 7. Infanteriedivision, Meldung Nr. 24 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 164
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41. 1945, 2. Juli � Sonderberiht des stellvertretenden Batteriehefs der Ge-shützgruppe 45 mm an den stellvertretenden Kommandeur des 37. In-fanterieregiments . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 16542. 1945, 5. Juli � Das Politishe Departement des MAP an das Ministeriumfür Arbeit und Sozialfürsorge mit der Erklärung, welhe Bürger vorläu�gals Polen zu betrahten sind . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 16743. 1945, 6. Juli � Erlaÿ des Oberkommandos der Polnishen Armee in derAngelegenheit der Aussiedlungsaktion der Deutshen hinter Oder undNeiÿe . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 16744. 1945, 7. Juli � Der stellvertretende Chef des Gesundheitsdienstes des WPfür Fragen der politishen Erziehung Oberst Dr. Samet an den Stellver-tretenden Oberbefehlshaber für Fragen der politishen Erziehung überdie Visitation im Arbeitslager Ok�ie . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 16945. 1945, Juli [ohne Tagesdatum, nah dem 9.℄ � Protokoll der Kommissiondes militärishen Gesundheitsdienstes über die Inspektion in den Institu-tionen des Ministeriums für Ö�entlihe Siherheit und im Evakuierungs-Spital Nr. 2138 in Otwok, durhgeführt durh die Kommission des Mili-tärgesundheitsdienstes . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 17046. 1945, 9. Juli � Referat des Unterstaatssekretärs im Gesundheitsministe-rium, des Leitenden Auÿerordentlihen Kommissars für den Kampf ge-gen die Epidemien, Jerzy Mokrzyki, vorgetragen auf der Konferenz imGesundheitsministerium . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 17447. 1945, 11. Juli � Mitteilung aus der Konferenz der Abteilungsleiter desStaatlihen Repatriierungsamtes (Pa«stwowy Urz¡d Repatriayjny, imfolgenden: PUR) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 17748. 1945, 16. Juli � Tätigkeitsberiht der Militärgerihte der 1. Armee desWP über das zweite Quartal 1945. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 18049. 1945, 26. Juli � Der General der Roten Armee Sergej �atilov an denMinister für Ö�entlihe Verwaltung über die Aussiedlung der bei densowjetishen Truppen eingestellten Deutshen durh die Polen. . . . . . . . . . 18150. 1945, 1. August � Abteilung für Soziale Fürsorge des PommerellishenWojewodshaftsamtes an das Ministerium für Arbeit und Soziale Fürsor-ge in der Angelegenheit der deutshen Kinder . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 18151. 1945, 2. August � (R.) Shluÿkommuniqué der Potsdamer Konferenz, Pkt.IX b und XIII . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 18152. 1945, 3. August � Runderlaÿ des Gesundheitsministeriums betr. die Re-gelung der medizinishen Betreuung von Personen deutsher Nationalitätin polnishen Krankenhäusern . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 18253. 1945, 9. August � Anordnung Nr. 33 des Chefs der Abteilung für politisheErziehung der 10. Infanteriedivision zur Frage der Geshlehtskrankhei-ten . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 18354. 1945, August � Beriht der Ärztlih-Sanitären Abteilung des DWO MBPfür den Juli 1945. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 184
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55. 1945, 13. August � Der Justizminister an den Ministerpräsidenten in derAngelegenheit der Tätigkeit der selbsternannten Kommissionen, die Gut-ahten erstellen und beantragen, Personen der Volksliste II zu verhaften 18556. 1945, 20. August � (R.) Notiz des Amtes des Generalbevollmähtigtenfür die Westgebiete in der Frage des Vorgehens bei den Aktionen derAussiedlung der Deutshen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 18657. 1945, 23. August � Der Hauptkommandant der MO an den Minister fürÖ�entlihe Siherheit betr. Erteilung einer Erlaubnis an die Gefängnis-leiter, die Bürgermiliz über aus dem Gefängnis entlassene Personen zubenahrihtigen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 18658. 1945, 24. August � Der Kommandeur der 10. Infanteriedivision an denstellvertretenden Befehlshaber der 2. Armee des WP für Fragen der po-litishen Erziehung betr. Kon�ikte mit der Roten Armee . . . . . . . . . . . . . . . 18659. 1945, 17. September � (R.) Das Politishe Departement des MAP an dasWarshauer Wojewodshaftsamt über Fragen der Zuweisung von deut-shen Arbeitern in die Landwirtshaft . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 18760. 1945, 24. September � Politishes Departement des MAP an das Selbst-verwaltungsdepartement des MAP betr. deutshe Kinder . . . . . . . . . . . . . . . 18861. 1945, 26. September � Befehl Nr. 221 des Stellvertretenden Befehlshabersdes WP über das Verbot der Fraternisierung mit der deutshen Bevölke-rung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 18862. 1945, 2. Oktober � Der Direktor des Präsidialbüros des Landesnationalra-tes [KRN℄ Jan Wasilewski an den Bevollmähtigten der Regierung in Hin-terpommern über die Berufung von Nationalräten in den Westgebieten . 18963. 1945, 5. Oktober � Runderlaÿ Nr. 87 DWO MBP betr. das rihtige Aus-füllen der statistishen Berihte über die Belegung der Gefängnisse undLager . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 18964. 1945, 8. Oktober � Der Direktor des DWO Oberst Dagobert �a«ut anden Minister für Ö�entlihe Siherheit betr. Bezirksgefangenenarbeits-verwaltungen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 19065. 1945, [nah dem 1. November℄ � Der Direktor des DWO MBP OberstDagobert �a«ut an den Minister für Ö�entlihe Siherheit, darin zahlen-mäÿige Zusammenstellungen der Belegung von Gefängnissen und Lagernzum 1. Oktober und 1. November 1945. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 19366. 1945, 13. November � (R.) Dekret über die Verwaltung der Wiedergewon-nenen Gebiete . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 19667. 1945, 20. November � (R.) Plan des Alliierten Kontrollrates in der Fra-ge der Aussiedlung der Deutshen aus Österreih, der Tshehoslowakei,Ungarn und Polen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 19668. 1945, 22. November � Runderlaÿ des Politishen Departements des MAPin der Angelegenheit des Verbots der Kenntlihmahung der Deutshendurh Armbinden . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 197
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69. 1945, 23. November � Das Büro der Westgebiete des CKW PPS an dasWojewodshaftskomitee der PPS in Posen betr. die Versammlungsaktionunter der Losung �Wir fordern die Aussiedlung der Deutshen� . . . . . . . . . 19770. 1945, 15. Dezember � Der Auÿenminister an den Minister für Ö�entliheVerwaltung betr. die Aussiedlungsbedingungen der Deutshen . . . . . . . . . . 19871. 1945, 19. Dezember � Der Oberkommandierende der Bürgermiliz (MO)an den Ministerpräsidenten betr. Rükgabe des kon�szierten Vermögensan Deutshe und Volksdeutshe . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 19972. 1945, 20. Dezember � Der Minister für Arbeit und Sozialfürsorge an denMinisterpräsidenten über Beshäftigung von Deutshen. . . . . . . . . . . . . . . . . 20073. 1945, 27. Dezember � Befehl Nr. . . . des Oberkommandos des WPbetr. Maÿnahmen gegen deutshe Diversionsbanden in den WestgebietenPolens . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 20174. 1945, 27. Dezember � Resolution der Akademie in Wrze±nia/Wreshenmit der Forderung, die Aussiedlungsaktion der Deutshen aus Polen zubeshleunigen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 20275. 1945, 27. Dezember � Zahlenmäÿige Aufstellung der Repatrianten undUmsiedler, die durh die Polnishen Staatsbahnen transportiert wordensind, zum 31. Dezember 1945 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 20376. 1945, 27. Dezember � Verzeihnis der Belegung der Gefängnisse zum 1.Dezember 1945 und 1. Januar 1946, aufgestellt vom Departement desGefängniswesens und der Lager des MBP . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 20377. 1946, 10. Januar � Der Minister für die Wiedergewonnenen Gebiete andie Marshälle der Sowjetunion Georgij �ukov und Konstantin Rokossow-ski und den Botshafter der UdSSR in Warshau Viktor Lebedev überKon�ikte der polnishen Administration mit der Roten Armee, Kopie . . 20478. 1946, 11. Januar � Notiz für das Ökonomishe Komitee des Ministerrateszur Frage des Bedarfs an Waggons im Zusammenhang mit der Repatri-ierung der deutshen Bevölkerung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 20679. 1946, 12. Januar � Die Bezirksdirektion des Post- und Telegrafenwesensin Lodz an die Personalabteilung des Ministeriums für Post- und Telegra-fenwesen betr. die Einshränkung der Bezüge der Arbeiter, die von denDeutshen als �Leistungspolen� eingruppiert wurden . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 20780. 1946, 14. Januar � Der Vorsitzende des Präsidiums des Nationalrats derWojewodshaft in Posen, Zygmunt Pi�kniewski, an das Präsidium derKRN mit der Bitte um Aufhebung der Anordnung des Ministers fürÖ�entlihe Verwaltung vom 22. November 1945 über Wohnbezirke undArmbinden für die Deutshen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 20881. 1946, 15. Januar � (R.) Verordnung Nr. Tj/1 des MZO bezüglih derAussiedlung der deutshen Bevölkerung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 20982. 1946, 15. Januar � Der Minister für die Wiedergewonnenen Gebiete anden Minister für Ö�entlihe Siherheit betr. Repatriierung der deutshenBevölkerung aus dem Staatsgebiet . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 209
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83. 1946, 15. Januar � Der Minister für die Wiedergewonnenen Gebiete anden Minister für Nationale Verteidigung (zu Händen des StellvertretendenMinisters) betr. die Aussiedlung der deutshen Bevölkerung . . . . . . . . . . . . 21084. 1946, 15. Januar � (R.) Beshwerde des Botshafters der UdSSR, ViktorLebedev, über die shlehte Organisation der Aussiedlung der Deutshen 21185. 1946, nah dem 15. Januar � Aufstellung über die Anzahl der deutshenBevölkerung in den Wiedergewonnenen Gebieten nah der Enquête vom15. Januar 1946. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 21186. 1946, 19. Januar � Ministerium für Industrie, Reklamationsformular fürFahleute, die für die Wirtshaft unentbehrlih sind . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 21187. 1946, 21. Januar � Der Justizminister an die Shlihtungskommissionder Politishen Parteien in der Angelegenheit der Behandlung der inden Wiedergewonnenen Gebieten wohnhaften Deutshen hinsihtlih desRehtsshutzes . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 21288. 1946, 22. Januar � Der Minister für Post- und Telegrafenwesen an dasPräsidium des Ministerrates � Erläuterung zur Behandlung der von denDeutshen als �Leistungspolen� eingestuften Arbeiter. . . . . . . . . . . . . . . . . . . 21489. 1946, 23. Januar � Der Leiter der Abteilung der WiedergewonnenenGebiete des CKW der PPS, Ferdynand Mirosªaw Neumeuer-Bezªuda,an die Wojewodshaftskomitees der PPS in der Angelegenheit der Ver-sammlungsaktion unter der Losung �Wir fordern die Aussiedlung derDeutshen� . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 21690. 1946, 26. Januar � Runderlaÿ des MZO betr. Unterbrehung der Aus-siedlung der deutshen Fahkräfte, die für die Wirtshaft unentbehrlihsind . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 21691. 1946, 26. Januar � Die Westlihe Presseagentur an den Generalbevoll-mähtigten der Regierung der Republik Polen für die Repatriierung inder Angelegenheit der Aussiedlung der Deutshen aus Polen. . . . . . . . . . . . 21892. 1946, 31. Januar � Der Direktor des Ansiedlungsdepartements des MZOan das Politishe Departement des MAP betr. die Einstellung der Aus-gabe von Ausreiseerlaubnissen nah Deutshland an Deutshe . . . . . . . . . . 22093. 1946, 4. Februar � Allgemeine Abteilung des ZK der PPR, Entwurf einesGutahtens über die Rehtslage der in den Wiedergewonnenen Gebietenwohnenden Deutshen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 22094. 1946, 8. Februar � Runderlaÿ des MBP, Nr. 5 über die Hilfe der Organeder Ö�entlihen Siherheit für die Verwaltungsbehörden in der Aktionder Umsiedlung der deutshen Bevölkerung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 22295. 1946, 14. Februar � (R.) Polnish-britishes Abkommen über die Umsied-lung der Deutshen in die britishe Besatzungszone Deutshlands . . . . . . 22296. 1946, nah dem 14. Februar � Ansiedlungsdepartement des MZO, Referatfür Statistik: Aufstellung über die Anzahl der deutshen Bevölkerung inden Wiedergewonnenen Gebieten zum 14. Februar 1946 . . . . . . . . . . . . . . . . 22297. 1946, 1. März � Oberst P.F.A. Growse, Chef der Britishen Verbindungs-mission in Kaªawsk/Kohlfurt an den niedershlesishen Wojewoden . . . . 226
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98. 1946, 14. März � Das Ansiedlungsdepartement des MZO, Runderlaÿ betr.die Repatriierung von Lehrern deutsher Nationalität [1℄; 14. Januar 1946:Das Bildungsministerium an das MZO [2℄ . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 23099. 1946, 20. März � (R.) Runderlaÿ des MZO über das Verhältnis zur polni-shen autohthonen Bevölkerung während der Aussiedlung der Deutshenaus dem Staatsgebiet . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 231100. 1946, 20. März � Beriht des Hauptbeauftragten des MZO über die Aus-siedlung der Deutshen aus Szzein/Stettin und Wroªaw/Breslau in dieBritishe Zone bis zum 15.3.1946. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 231101. 1946, 20. März � Der Direktor des Präsidialbüros des Ministerrates, J. �u-niak an das Ministerium für Post- und Telegrafenwesen in Beantwortungdes Shreibens des Ministeriums vom 22. Januar 1946 betr. Behandlungvon Arbeitskräften, die von den Deutshen als �Leistungspolen� einge-stuft worden sind . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 234102. 1946, 24. März � Der Pressereferent der Informationsabteilung des Kabi-netts des Ministers für die Wiedergewonnenen Gebiete, S. Gersten, zumThema der Situation in Niedershlesien und in der Wojewodshaft �West-pommern� . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 235103. 1946, 3. April � Das MZO (WªadysªawWolski) an den Minister für Ö�ent-lihe Siherheit: Informationen über die Fehler der Bürgermiliz und derSiherheitsämter im Zusammenhang mit der Aussiedlung der Deutshen 238104. 1946, 4. April � Der Direktor des Departements für Ö�entlihe Ver-waltung des MZO, Edward Quirini, an das Ansiedlungsdepartement desMZO betr. die Normierung der Arbeitsbedingungen und der Löhne derdeutshen Bevölkerung. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 239105. 1946, 8. April � Das Departement für das Gefängniswesen und die Lagerdes MBP: Verordnung Nr. 38 über die Repatriierung einiger Gruppen vonDeutshen (Reihsdeutshen), die in Gefängnissen und Lagern einsitzen 240106. 1946, 19. April � Instruktion des Ökonomishen Komitees des Minister-rates über Arbeitskräfte deutsher Nationalität . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 240107. 1946, 19. April � Das Sonderkommissariat für die Bekämpfung von Epi-demien an das Ansiedlungsdepartement des MZO . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 243108. 1946, 20. April � Runderlaÿ des MAP betr. Repatriierung deutsher Leh-rer . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 244109. 1946, 23. April � Runderlaÿ des Ansiedlungsdepartements des MZO betr.Repatriierung der Deutshen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 244110. 1946, 27. April � Die Leiterin des Referats Mitteleuropa des Auÿenmini-steriums, Maria Wierna, an das MBP betr. Ausreise deutsher Shrift-steller und Künstler. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 247111. 1946, 28. April � (R.) Gesetz über die polnishe Staatsbürgershaftvon in den Wiedergewonnenen Gebieten wohnenden Personen polnisherNationalität . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 248
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112. 1946, 5. Mai � Polnish-sowjetishes Abkommen über die Aussiedlung derDeutshen in die sowjetishe Besatzungszone . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 248113. 1946, 7. Mai � �Aus Polen ausgesiedelte Deutshe erzählen�. Artikel vonMiezysªaw Ziemski aus: �Rzezpospolita� . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 248114. 1946, 10. Mai � (R.) Ansiedlungsdepartement des MZO; Auszug aus einergeheimen Instruktion . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 252115. 1946, 15. Mai � Der Leiter der Nationalitätenabteilung im PolitishenDepartement des MAP, A. Kryspin, an das Ministerium für Arbeit undSozialfürsorge betr. in P�egeeinrihtungen lebende Deutshe [die aus derSowjetunion stammen℄ . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 253116. 1946, 16. Mai � �Was sagt Oberst Growse über die Repatriierung derDeutshen aus Polen? Kaªawsk geht in die Geshihte ein� (Beriht desKorrespondenten) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 253117. 1946, 16. Mai � (R.) Verordnung des Ministers für die WiedergewonnenenGebiete über die Kontrolle der Bewegungen der deutshen Bevölkerung. 256118. 1946, 16. Mai � (R.) Verordnung des Ministers für die Wiedergewonne-nen Gebiete über die Mitwirkung dritter Personen bei der Erfüllung derAnmelde- und Registrierp�iht durh Ausländer. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 256119. 1946, 20. Mai � Vizeminister MZO (Wªadysªaw Wolski) an den Verkehrs-minister betr. Verbot der Benutzung staatliher Verkehrsmittel für Deut-she, die auf eigene Faust ihren Wohnort verlassen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 256120. 1946, 22. Mai � Runderlaÿ des MZO, Nr. 4 betr. Entfernung der Deut-shen aus bestimmten Betrieben . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 257121. 1946, 24. Mai � Anordnung des Industrieministeriums über die Beshäf-tigung von Deutshen in Institutionen und Industriebetrieben, die demIndustrieministerium unterstehen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 258122. 1946, 28. Mai � Der Justizminister an den Präsidenten der KRN mit derBitte um Begnadigung der zum Tode verurteilten Frieda Bölter . . . . . . . . 259123. 1946, 29. Mai � (R.) Verordnungen des Ministerrates bezüglih der provi-sorishen administrativen Aufteilung der Wiedergewonnenen Gebiete unddie Gründung einer Expositur der Wojewodshaftsämter in den Wieder-gewonnenen Gebieten . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 261124. 1946, 13. Juni � Protokoll Nr. 47/91, Sitzung des Ministerrats der Regie-rung der Nationalen Einheit, betr. strafrehtlihe Verantwortlihkeit fürVerleugnung der Nationalität 1939-1945 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 261125. 1946, 21. Juni � Das Ministerium für Versorgung und Handel andie Wojewodshaftsämter betr. Versorgung hohquali�zierter deutsherArbeitnehmer . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 262126. 1946, 28. Juni � Dekret über die strafrehtlihe Verantwortlihkeit für dieVerleugnung der polnishen Nationalität während der Kriegszeit in denJahren 1939-1945 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 262
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127. 1946, 1. Juli � Notiz des Leiters der Rehtsabteilung des Präsidialbürosder KRN, Izaak Klajnerman über die Begnadigung des zum Tode verur-teilten Otto Krimmer . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 263128. 1946, 3. Juli � Runderlaÿ MAP betr. Repatriierung der deutshen Bevöl-kerung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 264129. 1946, 7. Juli � Die Polnishe Repatriierungsmission in Lübek an denLeiter der Polnishen Militärmission in Berlin betr. Ordnungswidrigkeitender Militäreskorte bei Deutshentransporten . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 265130. 1946, 16. Juli � (R.) Runderlaÿ des MZO, Nr. 86 betr. Mitwirkung vonDritten in der Erfüllung der Melde- und Registrationsp�iht . . . . . . . . . . . 266131. 1946, 19. Juli � Anl.: A.G. Kenhington an den Leiter der PMW in Berlin 266132. 1946, 25. Juli � Anl. Nr. 11: Entwurf eines Dekretes über den Ausshluÿvon Personen deutsher Nationalität aus der polnishen Gesellshaft. . . . 269133. 1946, 7. August � Der Justizminister an den Präsidenten der KRN (Lan-desnationalrat) mit dem Antrag auf Nihtbegnadigung des zum Todeverurteilten Gustaw Berger [I℄, Notiz der Abteilung für Rehtsfragen imPräsidialbüro der KRN, 10.8.1946 [II℄ . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 274134. 1946, 8. August � Runderlaÿ des MZO betr. Abstammungsdokumente fürKinder, die von Deutshen auÿer Landes gebraht werden . . . . . . . . . . . . . . 276135. 1946, 6. September � (R.) Dekret über die Organisation der Landwirt-shaft in den Wiedergewonnenen Gebieten und auf dem Gebiet der ehe-maligen Freien Stadt Danzig . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 277136. 1946, 13. September � (R.) Dekret über den Ausshluÿ von Personendeutsher Nationalität aus der polnishen Gesellshaft. . . . . . . . . . . . . . . . . . 277137. 1946, 13. September � Befehl Nr. 88 des Ministers für Ö�entlihe Siher-heit über Verhängung der Todesstrafe für Angehörige der Bürgermiliz in�ugniany/[?℄ für Miÿhandlung von Häftlingen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 277138. 1946, 14. September � Amtlihe Notiz des Direktors des Ansiedlungsde-partements des MZO betr. die Bevölkerungssituation in den Wiederge-wonnenen Gebieten . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 279139. 1946, 30. September � Büro des Hauptbeauftragten des MZO für dieAngelegenheiten der Repatriierung der Deutshen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 280140. 1946, 28. Oktober � Der Direktor des Ansiedlungsdepartements des MZOan das Planungsbüro des Ministeriums für Versorgung und Handel betr.ungleihe Versorgung für deutshe Arbeitskräfte. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 283141. 1946, 2. November � Runderlaÿ des MZO, Nr. 5 über Ausshluÿ auto-hthoner Bevölkerung von der Aussiedlung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 283142. 1946, 7. November � Der Direktor des Büros für Repatriierungsfragendes Auÿenministeriums, Karol Bader, an den Generalbevollmähtigtender Regierung über die Repatriierung geisteskranker Deutsher . . . . . . . . . 284143. 1946, 13. November � Die Kreisverwaltung der PNZ in Cieplie/BadWarmbrunn an die Zentralverwaltung der PNZ betr. Entgelt der deut-shen Angestellten . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 285
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144. 1946, 7. Dezember � Nahweis der kranken Deutshen, erstellt durh dasGesundheitsministerium . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 285145. 1946, 20. Dezember � Dep. für Gefängniswesen und Lager des MBP. Be-legungsnahweis der Gefängnisse und Lager zum 1. Dezember 1946 . . . . . 289146. 1946, vor dem 28. Dezember � Telefonogramm (?) des Kommissars Fun-dowiz an den Hauptbeauftragten des MZO für Angelegenheiten der Re-patriierung der Deutshen betr. Mangel an Öfen in Deutshentransporten 290147. 1947, nah dem 1. Januar � Allgemeine Aufstellung der deutshen Repa-triantentransporte vom 20. Februar bis 31. Dezember 1946 . . . . . . . . . . . . . 290148. 1947, 2. Januar � Der Leiter der Übergabestelle in Tuplie/Teuplitz, Woj-iehowski, an den Hauptbeauftragten des MZO für die Angelegenheitender Repatriierung der Deutshen betr. Versorgungsmängel in der Über-gabestelle . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 293149. 1947, 7. Januar � Beriht des Hauptbeauftragten des MZO für Ange-legenheiten der Repatriierung der Deutshen über die Aussiedlung derDeutshen für den Monat Dezember 1946 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 293150. 1947, 14. Januar � Runderlaÿ Nr. 3 des MBP betr. Behandlung derVolksdeutshen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 294151. 1947, 28. Januar � Das MPiOS an das MZO betr. die Normierung derSituation der Deutshen in Hinsiht auf die Sozialversiherung . . . . . . . . . 297152. 1947, 28. Januar � Der Chef des Stabes der Sowjetishen Militärver-waltung in Deutshland, Generalleutnant M. Dratwin, an den Leiterder Polnishen Militärmission in Berlin betr. Verletzung der polnish-sowjetishen Vereinbarung über die Umsiedlung der Deutshen durh diepolnishen Behörden . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 298153. 1947, 4. Februar � Die Zentralverwaltung der PNZ an das MZO betr.Entfernung deutsher Arbeitskräfte, die in den Staatlihen Liegenshaftenbeshäftigt sind . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 300154. 1947, 16. Februar � Der Hauptbeauftragte des MZO für Angelegenheitender Repatriierung der deutshen Bevölkerung [im folgenden: der Haupt-beauftragte℄ an den Direktor der Zentralverwaltung des PUR über To-desfälle von Deutshen im Transport Nr. 151 aus Malbork/Marienburg . 303155. 1947, 21. Februar � Der Hauptbeauftragte an den Stellvertretenden Mini-ster für die Wiedergewonnenen Gebiete Wolski über Transportprobleme 304156. 1947, 21. Februar � Notiz des Hauptbeauftragten über Mängel bei denTransporten . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 308157. 1947, 28. Februar � Runderlaÿ Nr. 3/47 des Justizministeriums über Per-sonen deutsher Nationalität, die des Abfalls von der nationalen Zugehö-rigkeit beshuldigt werden . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 309158. 1947, 4. März � Notiz des MZO über die Anzahl der Deutshen und derAusgesiedelten . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 311159. 1947, 7. März � Runderlaÿ Nr. 9 des MBP betr. Verbot der Heranziehungvon freien Volksdeutshen zur Zwangsarbeit . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 311
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160. 1947, 21. März � Notiz von einer Konferenz im MZO über den Status vonDeutshen, die in Polen bleiben . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 312161. 1947, 7. April � Der Vizeminister des MZO, Dubiel, an die Hauptver-waltung des PCK über die Repatriierung von deutshen Kindern ohneFamilien . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 314162. 1947, 12. April � (R.) Polnish-sowjetishes Abkommen über die Durh-führung und die Bedingungen der Umsiedlung der deutshen Bevölkerungin die sowjetishe Besatzungszone in Deutshland . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 315163. 1947, 17. April � Anlagen zum Runderlaÿ des MBP Nr. 17 über die Ab-erkennung der Staatsbürgershaft und Aussiedlung von Deutshen. . . . . . 316164. 1947, 7. Mai � Die Leiterin des Referats Mitteleuropa des Auÿenministe-riums, Maria Wierna, an den Direktor der Politishen Abteilung des Au-ÿenministeriums, Józef Olszewski, betr. die Aussiedlung deutsher Juden 320165. 1947, 8. Mai � Der Stellvertretende Direktor des Departements VI desMBP, Oberstleutnant Stanisªaw Pizªo, an den Stellvertretenden Mini-ster des ZO, Wolski, über die Bereitstellung von Kleidung für TransporteDeutsher aus Arbeitslagern . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 321166. 1947, 12. Mai � Der Hauptbeauftragte an die Zentralverwaltung desPUR über die Erkrankung von Deutshen an Bauhtyphus während einesTransportes . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 322167. 1947, 20. Mai � Der Direktor des Politishen Departements des Auÿen-ministeriums, Józef Olszewski, an das Departement für Ö�entlihe Ver-waltung des MZO betr. die Aufenthaltserlaubnis für deutshe Juden. . . . 323168. 1947, 23. Mai � Runderlaÿ Nr. 95 der Sozialversiherungsanstalt [ZUS℄betr. Versiherung von Personen deutsher Nationalität . . . . . . . . . . . . . . . . 323169. 1947, 23. Mai � Die Zentralverwaltung des PUR an den Hauptbeauf-tragten über die Vershiebung der Ausreise nah Deutshland für Hoh-shwangere . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 325170. 1947, 26. Mai � Der Hauptbeauftragte an das Verkehrsministerium überMängel der Waggons für die Deutshentransporte . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 326171. 1947, 26. Mai � Die Abteilung für Gefängniswesen und Lager des MBP:Nahweis der Belegung der Gefängnisse und Lager zum 1. Juni 1974 . . . 328172. 1947, 26. Mai � Der Arzt des Übergabepunktes des PUR in Kaªawsk/Kohlfurt an den Leitenden Arzt des PUR. Beriht für die Zeit vom 25.5.bis zum 31.5.47 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 331173. 1947, 11. Juni � Der Arzt des Übergabepunktes des PUR in Kaªawsk/Kohlfurt an die Abteilung für Gesundheit des PUR über die sanitärenZustände in den ankommenden Transporten . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 332174. 1947, 16. Juni � Der Arzt des Übergabepunktes des PUR in Kaªawsk/Kohlfurt an den ZC des PUR, Telegramm über den hygienishen Zustanddes Übergabepunktes . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 333
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175. 1947, 17. Juni � Die Gesundheitsabteilung der Zentralverwaltung desPUR an die Wojewodshaftsabteilungen des PUR in Szzein/Stettin,Olsztyn/Allenstein, Wroªaw/Breslau, Katowie/Kattowitz betr. die Ein-stellung der Ausreise nah Deutshland für Hohshwangere . . . . . . . . . . . . 334176. 1947, 19. Juni � Die Zentralverwaltung des PUR an die Gesundheitsabtei-lungen der Wojewodshaftsabteilungen des PUR in Szzein/Stettin, Ol-sztyn/Allenstein, Pozna«/Posen, Wroªaw/Breslau, Katowie/Kattowitzüber Ordnung und Hygiene der Deutshentransporte . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 334177. 1947, 20. Juni � Der Hauptbeauftragte an die Wojewoden betr. die Emp-fehlung von Shutzimpfungen von Deutshen gegen Flektyphus und vonärztlihen Untersuhungen der Ausreisenden . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 335178. 1947, 23. Juni � Der Direktor der Abteilung des PUR in Wroªaw/Breslauan die Direktion der PKP in Wroªaw/Breslau mit der Bitte um Inter-vention hinsihtlih des hygienishen Zustandes des Übergabepunkts inKaªawsk/Kohlfurt . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 336179. 1947, 24. Juni � (R.) Runderlaÿ des MZO bezüglih der Deutshen, diesih vor der Aussiedlung versteken . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 337180. 1947, 27. Juni � Runderlaÿ Nr. 27 des DWO des MBP betr. Verbot desShlagens und der Shikanierung von Häftlingen und des brutalen Um-gangs mit ihnen. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 337181. 1947, 28. Juni � Befehl Nr. 18 der Abteilung für Gefängniswesen undLager des MBP über die Bestrafung von Gefängnispersonal für Diebstahlu.a. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 338182. 1947, Juli [ohne Tagesdatum℄ � Das Ministerium für Arbeit und Sozi-alfürsorge an das MZO betr. Vorshlag einer Konferenz über die Lagedeutsher Kinder in Lagern . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 339183. 1947, Juli [ohne Tagesdatum℄ � Beriht über die Inspektion der Zen-tralverwaltung des PUR der Übergabepunkte in Tuplie/Teuplitz undKaªawsk/Kohlfurt am 20.-23. August 1947 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 340184. 1947, 12. September � Instruktion der Minister für die Ö�entlihe Verwal-tung und für die Wiedergewonnenen Gebiete betre�end die Einberufungvon Kommissionen in Angelegenheiten der Repatriierung deutsher Kin-der . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 343185. 1947, 15. September � Tabellen der Abteilung für Gefängniswesen undLager des MBP über Belegung der Lager und Gefängnisse. . . . . . . . . . . . . . 343186. 1947, September [ohne Tagesdatum℄ � Der Minister für Ö�entlihe Ver-waltung an den Ministerpräsidenten über zunehmende Aktivitäten pro-deutsher Elemente in den Westwojewodshaften . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 346187. 1947, 16. September � Runderlaÿ der Umsiedlungsabteilung des MZOan die Wojewoden mit der Anweisung, genaue Übersihten über die zurAussiedlung vorgesehenen Deutshen erstellen zu lassen . . . . . . . . . . . . . . . . 347
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188. 1947, 16. September � Der Hauptbeauftragte an das Liegenshaftsamtin Pozna«/Posen über die Entlohnung deutsher landwirtshaftliherArbeitskräfte . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 347189. 1947, 18. September � Der Hauptbeauftragte an die Wojewodshaftsabtei-lungen des PUR betr. Versorgung der Transporte deutsher Repatriantenauf dem Weg zum Übergabepunkt . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 348190. 1947, 16. Oktober � Telefonogramm des Vizeministers für die Wieder-gewonnenen Gebiete Dubiel an die Wojewoden mit der Anordnung, alleDeutshen bis 1. November 1947 an die Sammelpunkte zu evakuieren . . 349191. 1948, 2. Januar � Der Hauptbeauftragte an den Generalbevollmähtig-ten der Regierung für die Westgebiete betr. Möglihkeit, individuell dieStaatsbürgershaft auszusiedelnder Deutsher abzuerkennen . . . . . . . . . . . . 350192. 1948, [nah dem 1. Februar℄ � Die Abteilung für Gefängniswesen undLager des MBP, Tabellen über die Belegung der Gefängnisse und Lagerzum 1. Februar 1948 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 351193. 1948, 23. Februar � Runderlaÿ des MZO über die Notwendigkeit, deutsheArbeitskräfte durh Polen zu ersetzen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 354194. 1948, 4. März � Der Leiter der Konsularabteilung der Polnishen Militär-mission Berlin, Jaek Mareki, an den Hauptbeauftragten betr. Repatri-ierung deutsher Kinder aus Polen nah Deutshland . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 354195. 1948, 6. März � Beriht des Amtes des Hauptbeauftragten für die Zeitvom 1. November 1947 bis zum 1. März 1948. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 355196. 1948, 22. März � Der Staatskommissar von Niedersahsen für Flühtlings-fragen an die Deutshe Caritas, Abshrift (Original in deutsher Sprahe) 357197. 1948, 2. April � Notiz des Ministeriums für Ö�entlihe Verwaltung voneiner Konferenz über eine möglihe Änderung des Dekrets über den Aus-shluÿ von Deutshen aus der polnishen Gesellshaft . . . . . . . . . . . . . . . . . . 358198. 1948, 21. April � Notiz über das Gespräh des Hauptbeauftragten mitder deutshen �Caritas� . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 359199. 1948, 26. April � Runderlaÿ Nr. 18 des MZO über die Intensivierung derPolonisierungsaktion . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 359200. 1948, ohne Datum [nah dem 30. April℄ � Entwurf einer Instruktion desMAP zur Verfahrensweise in deutshen Angelegenheiten. . . . . . . . . . . . . . . . 362201. 1948, 26. Mai � Der Minister für Ö�entlihe Verwaltung an den Mini-ster für Ö�entlihe Siherheit über die Einrihtung einer Kommission zurÜberprüfung von Fehlern bei der Aberkennung der Staatsbürgershaft. . 366202. 1948, 1. Juni � Polnish-sowjetisher Vertrag über die Bedingungen derAufnahme von Deutshen, u. a. von Bergleuten aus Polen, in der sowje-tishen Besatzungszone Deutshlands . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 368203. 1948, 23. Juni � Der Hauptbeauftragte an die Wojewoden betr. die Re-patriierung deutsher Kinder . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 368
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204. 1948, 1. Juli � Der Hauptbeauftragte an den Generalbevollmähtigtender Regierung für die Westgebiete betr. Planung eines Transports von195 Bergarbeitern. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 369205. 1948, 1. August � Der Hauptbeauftragte an den Generalbevollmähtigtender Regierung für die Westgebiete betr. die Organisierung zusätzliherSammelpunkte in Niedershlesien . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 371206. 1948, 16./18. August [so datiert℄ � Oberst Komarow, SMAD, an den Ge-neralkonsul in der Polnishen Militärmission Berlin, Oberst Mareki, mitAussagen deutsher Umsiedler, die aus Polen in die sowjetishe Besat-zungszone gekommen sind . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 372207. 1948, 8. September � Der Hauptbeauftragte an die Wojewoden der neuenGebiete mit Kritik an der Organisation der Aussiedlung. . . . . . . . . . . . . . . . 374208. 1948, 11. September � Der Auÿenminister an den Leiter der PolnishenMilitärmission in Berlin betr. die Repatriierung deutsher Gefangener(Paraphrase). . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 375209. 1948, 24. September � Das MZO an die Wojewoden betr. die Organisationdeutsher Repatrianten für Oktober 1948 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 375210. 1948, 28. Oktober � Protokoll einer Konferenz in der Polnishen Mili-tärmission in Berlin über die Repatriierung deutsher Kinder und ihrerBetreuer aus Polen. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 377211. 1948, 11. November � Das Konsulat der RP in Hannover an die Konsular-abteilung der Polnishen Militärmission in Berlin betr. die Ankunft einesTransportes mit deutshen Repatrianten aus �ód¹/Lodz in Hannover. . . 382212. 1948, 15. November � Tabellen der Abteilung für Gefängniswesen undLager des MBP über die Belegung der Gefängnisse und Lager zum 1.November 1948 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 383213. 1948, 11. November � Die Konsularabteilung der Polnishen Militärmis-sion in Berlin an die Zentralverwaltung des PUR betr. Mängel in derOrganisation von Transporten mit polnishen Reemigranten . . . . . . . . . . . . 386214. 1948, 24. Dezember � Notiz des Beauftragten des Polnishen Roten Kreu-zes (PCK) in Berlin über Mängel im Sanitätszug Nr. 1 des PCK aus�ód¹/Lodz mit deutshen Kindern und ihren Betreuern . . . . . . . . . . . . . . . . 387215. 1949, [ohne Datum, nah dem 1. Januar℄ � Notiz des Ministeriums fürÖ�entlihe Verwaltung betr. die Tätigkeit des Hauptdelegierten . . . . . . . . 388216. 1949, 31. Januar � Notiz für den Minister für Ö�entlihe Verwaltung betr.Tätigkeit der Interministeriellen Kommission für Angelegenheiten der inArbeitslagern be�ndlihen Volksdeutshen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 390217. 1949, 14. Februar � Notiz der Politishen Abteilung des Ministeriums fürÖ�entlihe Verwaltung über die Liquidation des Büros des Hauptdele-gierten. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 393218. 1949, 15. März � Die Zentralverwaltung des PUR an das Ministerium fürArbeit und Sozialfürsorge über die Ersetzung von deutshen Beshäftig-ten auf Gütern der Sowjetarmee durh Polen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 394
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219. 1949, 22. März � Die Zentralverwaltung der Kohleindustrie an dasMinisterium für Ö�entlihe Verwaltung betr. die Vershiebung oderEinstellung der weiteren Aussiedlung von niedershlesishen deutshenBergleuten . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 395220. 1949, 30. Mai � Das Internationale Komitee des Roten Kreuzes an denMinister für Ö�entlihe Verwaltung über Beshwerden von Deutshen ausPolen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 396221. 1949, 4. August � Runderlaÿ des MAP und des MBP betr. Beshäftigungehemaliger Volksdeutsher . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 398222. 1949, 16. August � Kommissionsberiht über die Inspektion der Lager fürDeutshe in Potulie/Potulitz, Leszno/Lissa-Gronowo und Jaworzno . . . 399223. 1949, 30. September � Die Politishe Abteilung des MAP an die Zentral-verwaltung des PUR betr. die möglihst rashe Aussiedlung ehemaligerSS-, SA- und NSDAP-Mitglieder . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 408224. 1949, 22. Oktober � Notiz der Politishen Abteilung des MAP zum Pro-blem der getrennten Familien aus dem Kreis der einheimishen Bevölke-rung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 408225. 1949, 28. Dezember � Notiz [wahrsheinlih des Gesundheitsministeriums℄über die mit der Siherstellung der Gesundheitsfürsorge für eine MillionAutohthone verbundenen Kosten. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 412226. 1950, 4. Februar � Runderlaÿ des Ministeriums für Ö�entlihe Verwaltungan die Wojewoden betr. die Umsiedlung der restlihen Deutshen ausPolen in die DDR. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 414227. 1950, 20. Juli � (R.) Gesetz über die Aufhebung von Sanktionen undBeshränkungen bezüglih von Bürgern, die ihre Zugehörigkeit zur deut-shen Nationalität erklärt haben . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 416228. 1950, ohne Datum [Juli?℄ � Beshluÿ des Politbüros des ZK der PZPR be-tre�end die Regulierung der Arbeits- und Lebensbedingungen deutsherArbeiter in Polen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 416229. 1950, Juli [ohne Datum℄ � Beshluÿ des Politbüros des ZK der PZPR�Über die Aufgaben der Arbeit unter der autohthonen Bevölkerung undden Kampf gegen Abweihungen von der Parteilinie in diesem Bereih� . 419230. 1950, 18. September � Das Präsidium des Ministerrats an die Präsidiender Wojewodshaftsnationalräte betr. die Einstellung des Entzugs derStaatsbürgershaft und der Aussiedlung für ehemalige Volksdeutshe . . . 424231. 1950, 19. Oktober � Das MSZ an das Büro für Gesellshaft und Verwal-tung des Präsidiums des Ministerrates betr. die Repatriierung deutsherKinder nah Deutshland . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 426232. 1950, Dezember [o. Tagesdatum℄ � Das Präsidium des Ministerrates andie Präsidien der Wojewodshaftsnationalräte betr. Entzug der Staats-bürgershaft und Aussiedlung von Volksdeutshen, Entwurf . . . . . . . . . . . . 428233. 1945, 19. März � Der Vorsitzende des Wojewodshaftsbodenamts in Olsz-tyn/Allenstein, Ing. J. Ptaszek, an das Präsidium des Landesnationalrats 481
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234. 1945, 6. Mai � Operative Gruppe in Olsztynek/Hohenstein an den Leiterder operativen Gruppe für den Bezirk Masuren in Olsztyn/Allenstein . . 484235. 1945, 14. Mai � Beriht des Regierungsbevollmähtigten der Regierungder Republik Polen für den Bezirk Masuren, Oberst Dr. Jakub Prawin,für den 13. Mai 1945 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 486236. 1945, 2. Juni � Die Stadtverwaltung der Stadt Olsztyn/Allenstein an denReferenten für die Kontrolle der Deutshen mit der Bitte um Zuteilungvon Deutshen zur Bekämpfung der Bauhtyphus-Epidemie . . . . . . . . . . . . 487237. 1945, 7. Juni � Der Regierungsbevollmähtigte der Republik Polen fürden Bezirk Masuren, Oberst Dr. Jakub Prawin, an alle Starosten (mitAusnahme von Nibork/Neidenburg) und an den Präsidenten der StadtOlsztyn/Allenstein: Rundshreiben, betr. den Einsatz von Deutshen fürö�entlihe Arbeiten . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 488238. 1945, 10. Juni � Das Kreisbodenamt in Ostróda/Osterode an das Woje-wodshaftsbodenamt in Olsztyn/Allenstein: Beriht Nr. 3 . . . . . . . . . . . . . . 489239. 1945, 11. Juni � Der Regierungsbevollmähtigte der Republik Polen fürden Bezirk Masuren, Oberst Dr. Jakub Prawin, an das MAP: Beriht fürden Zeitraum vom 13. 5. bis zum 10.6.1945 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 491240. 1945, [nah dem℄ 13. Juni � Beriht des Inspektors des MAP von einerDienstreise für das Amt des Regierungsbevollmähtigten der RepublikPolen für den Bezirk Masuren, 8.-13.6.1945 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 491241. 1945, 16. Juni � Verordnung des Regierungsbevollmähtigten der Repu-blik Polen für den Bezirk Masuren betr. die Berufung eines PolnishenBezirks-Nationalitätenkomitees . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 493242. 1945, 22. Juni � Der Regierungsbevollmähtigte der Republik Polen imBezirk Masuren an alle Starosten: Vorgehen mit den Deutshen. Geheimeund persönlihe Instruktion . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 494243. 1945, 28. Juni � Zdzisªaw Bielski an den Vorsteher der Siedlungsabteilungim Ministerium für Ö�entlihe Verwaltung: Beriht von einer Dienstreise 495244. 1945, 30. Juni � Der Bürgermeister von Pasª�k/Preuÿish-Holland an dieStarostei in Pasª�k/Preuÿish-Holland: Die Frage der Aussiedlung derdeutshen Bevölkerung. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 496245. 1945, 30. Juni � Starostei in Lidzbark/Heilsberg: Beriht für den MonatMai 1945 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 497246. 1945, 4. Juli � Plan für die Aussiedlung der Deutshen aus der StadtOlsztyn/Allenstein . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 499247. 1945, 4. Juli � Die Stadtverwaltung der Stadt Olsztyn/Allenstein, Amtfür deutshe Angelegenheiten: Ausweisungsbefehl . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 500248. 1945, 10. Juli � Der Starost in Eªk/Lyk an das Wojewodshaftsamt inOlsztyn/Allenstein: Beriht für die Zeit vom 20. 5. bis zum 5.7.1945 . . . . 501249. 1945, 16. Juli � Der Regierungsbevollmähtigte der Republik Polen fürden Bezirk Masuren an MAP: Monatsberiht für den Monat Juni 1945 . 503
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250. 1945, 18. Juli � Sozialpolitishe Abteilung des Amts des Regierungsbevoll-mähtigten der Republik Polen für den Bezirk Masuren. Rundshreiben,betr. die Betreuung von Kindern deutsher Nationalität bis 14 Jahre,Waisen und Kindern ohne Obhut . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 505251. 1945, 19. Juli � Der Bevollmähtigte der Regierung der Republik Polenfür den Bezirk Masuren: Rundshreiben Nr. 63a betr. das Verbot einer�nanziellen Entlohnung von Deutshen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 505252. 1945, August [Anfang℄ � Der Starost in Libark/Heilsberg: Beriht übereine Aussiedlungsaktion. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 506253. 1945, 3. August � 2. Regiment des Korps für innere Siherheit (KorpusBezpieze«stwa Wewn�trznego [KBW℄) in der Stadt Olsztyn/Allenstein:Meldung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 507254. 1945, 20. August � Der Regierungsbevollmähtigte der Republik Polen fürden Bezirk Masuren an den Marshall von Polen Rola-�ymierski, Oberbe-fehlshaber der polnishen Armee über den ständigen Shutz des Gebietes 508255. 1945, 25. August � Das statistishe Referat der Siedlungsabteilung imAmt des Regierungsbevollmähtigten der Republik Polen für den BezirkMasuren: Zahlenmäÿiger Bevölkerungsstand zum 25.8.1945 . . . . . . . . . . . . . 510256. 1945, August [ohne Tagesdatum℄ � Das Amt für deutshe Angelegenheitenan den Präsidenten der Stadt Olsztyn/Allenstein über Shwierigkeiten,deutshe Arbeiter für ö�entlihe Arbeiten zu rekrutieren . . . . . . . . . . . . . . . 511257. 1945, 5. September � Der Leiter des Amtes für deutshe AngelegenheitenZbigniew Tatarkiewiz: Beriht über die Tätigkeit des Amts für deutsheAngelegenheiten für den Zeitraum vom 1.6.1945 bis zum 19.8.1945 . . . . . 512258. 1945, 11. September � Der Regierungsbevollmähtigte der Republik Polenfür den Bezirk Masuren an die Starosten des Bezirks Masuren und denPräsidenten der Stadt Olsztyn/Allenstein: Rundshreiben Nr. 126 überfreiwillige Ausreisen von Deutshen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 514259. 1945, 20. September � Der Stellvertreter des Leiters der Gesellshaftspoli-tishen Abteilung im Amt des Regierungsbevollmähtigten der RepublikPolen für den Bezirk Masuren Wªadysªaw Wah an die Starosten und denPräsidenten der Stadt Olsztyn/Allenstein über freiwillige Ausreisen vonDeutshen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 516260. 1945, 1. Oktober � Der Regierungsbevollmähtigte der Republik Polenfür den Bezirk Masuren, Gesellshaftspolitishe Abteilung: Aussiedlungvon Deutshen aus dem Bezirk Masuren . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 516261. 1945, 14. Oktober � Stadtverwaltung der Stadt Olsztyn/Allenstein, Stadt-starostei und Präsident der Stadt Olsztyn/Allenstein Bronisªaw Latosi«-ski: Bekanntmahung an die Gesamtheit der deutshen Bevölkerung . . . 522262. 1945, 22. Oktober � Der Regierungsbevollmähtigte der Republik Polenfür den Bezirk Masuren an die Starosteien und den Präsidenten der StadtOlsztyn/Allenstein: Aktion der Aussiedlung von Deutshen. . . . . . . . . . . . . 523
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263. 1945, 26. Oktober � Der Vizepräsident der Stadt Olsztyn/Allenstein JanTrzópek an den Regierungsbevollmähtigten der Republik Polen für denBezirk Masuren: Aussiedlung der Deutshen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 524264. 1945, 6. November � Der Starost von Susz/Rosenberg Edmund Ligokian das Amt des Regierungsbevollmähtigten der Republik Polen für denBezirk Masuren: Beriht über die Aussiedlung der Deutshen. . . . . . . . . . . 527265. 1945, 6. November � Der Regierungsbevollmähtigte für den Bezirk Ma-suren an die Starosten und den Präsidenten der Stadt Olsztyn/Allensteinüber das Zurükhalten von deutshen Faharbeitskräften . . . . . . . . . . . . . . . 528266. 1945, 24. November � Der Starost von Goªdap/Goldap Piotr Lewandowskian das Wojewodshaftsamt, Gesellshaftspolitishe Abteilung, in Biaªy-stok über das Verhalten der deutshen Bevölkerung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 529267. 1945, Dezember [ohne Tagesdatum℄ � Der Kreisarzt in Braniewo/Brauns-berg Dr. med. B. Buharewiz: Beriht des Gesundheitsreferats in derStarostei Braniewo/Braunsberg (Manuskript) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 529268. 1946, Anfang � Notiz an den Minister für die Wiedergewonnenen Gebieteüber die Einleitung umgehender Maÿnahmen zur Wiederherstellung derSiherheit in den Ortshaften [. . . ℄ 3. Braniewo/Braunsberg . . . . . . . . . . . . 530269. 1946, 14. Januar � Kreisbodenamt in W�gobork/Angerburg: Beriht betr.Übergri�e gegen Masuren . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 532270. 1946, 15. Januar � Notiz des MZO: Wojewodshaft Masuren: Auszusie-delnde Deutshe . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 534271. 1946, 26. Januar � Der Regierungsbevollmähtigte der Republik Polenfür den Bezirk Masuren an das Ministerium für die WiedergewonnenenGebiete: Arbeitsentlohnung der Deutshen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 535272. 1946, 9. Februar � Resolution, die am 9.2.46 auf einer Massenversamm-lung von staatlihen und kommunalen Arbeitern in Oleko/Oletzko [Treu-burg℄ zur deutshen Frage angenommen wurde . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 536273. 1946, 13. März � Polnishes Kreis-Nationalitätenkomitee in Szzyt-no/Ortelsburg: Gründe für die ausbleibende Deklaration der Masuren . . 537274. 1946, 3. April � Der Starost in Eªk/Lyk an den Wojewoden von Biaªy-stok: Beriht über die Tätigkeit der Starostei in Eªk/Lyk für den MonatMärz 1946 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 541275. 1946, 6. April � Der Regierungsbevollmähtigte der Republik Polen fürden Bezirk Masuren an die Starosten sowie den Präsidenten der StadtOlsztyn/Allenstein: Betri�t das Verhältnis zur polnishen autohthonenBevölkerung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 542276. 1946, 24. April � Der Leiter der Ansiedlungsabteilung imWojewodshafts-amt Wªadysªaw Wah an das Ministerium für die WiedergewonnenenGebiete: Betr. Repatriierung der Deutshen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 543277. 1946, 8. Mai � Der Leiter der Ansiedlungsabteilung im Wojewodshafts-amt Wªadysªaw Wah an das Ministerium für die WiedergewonnenenGebiete über alte, kranke und behinderte Aussiedler . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 543
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278. 1946, Anfang Juni � Beriht der Ansiedlungsabteilung im Wojewod-shaftsamt Olsztyn/Allenstein für den Mai 1946. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 544279. 1946, Anfang Juni � Ansiedlungsabteilung des Wojewodshaftsamts inOlsztyn/Allenstein: Bevölkerungszahl nah dem Stand vom 1.6.1946. . . . 546280. 1946, 8. Juni � Der Starost in Braniewo/Braunsberg an das Wojewod-shaftsamt in Olsztyn/Allenstein, Gesellshaftspolitishe Abteilung, überBeshleunigung der Aussiedlung von Deutshen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 550281. 1946, Anfang Juli � Lageberiht der Ansiedlungsabteilung der StarosteiMr¡gowo/Sensburg für den Monat Juni 1946 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 551282. 1946, (nah dem) 15. Juli � Beriht von der Inspektionsreise durh denKreis Nidzia/Neidenburg der Besonderen Veri�zierungskommission imZeitraum vom 9.7.1946 � 15.7.1946 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 552283. 1946, 19. Juli � Der Wojewode von Olsztyn/Allenstein an alle Starostenund an den Präsidenten der Stadt Olsztyn/Allenstein: Repatriierung derDeutshen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 553284. 1946, 23. Juli � Der Wojewode von Olsztyn/Allenstein, Rundshreiben:Repolonisierung der Wiedergewonnenen Gebiete. Entfernung der Deut-shen aus einigen Betrieben . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 554285. 1946, 5. August � Der Starost in Eªk/Lyk an den Wojewoden in Biaªy-stok: Beriht über die Tätigkeit der Starostei in Eªk/Lyk für den MonatJuli 1946 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 555286. 1946, 6. August � Der Wojewode von Olsztyn/Allenstein an alle Starostenund den Präsidenten der Stadt Olsztyn/Allenstein: Plan für die Aussied-lung von 1.578 Deutshen aus der Wojewodshaft Olsztyn/Allenstein . . . 556287. 1946, 16. August � Der Wojewode von Olsztyn/Allenstein an das MZOüber den Abshluÿ der Veri�kationsaktion für die autohthone Bevölke-rung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 559288. 1946, 22. August � Mitglieder des Akademishen Zirkels des PZZ in�ód¹/Lodz, Repolonisierungslager in Rybno/Ribben, an den Starostenin Mr¡gowo/Sensburg betr. die Bereiherung eines Shultheiÿen . . . . . . . . 560289. 1946, 28. August � Das Bezirksnationalitätenkomitee in Olsztyn/Allen-stein an das Präsidium des Nationalrates der Wojewodshaft Masuren inOlsztyn/Allenstein mit der Bitte um Befreiung dreier polnishstämmigerErmländer aus dem Arbeitslager . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 561290. 1946, 11. September � PPS, Wojewodshaftskomitee in Olsztyn/Allen-stein an das Zentrale Exekutivkomitee der PPS, Abteilung für die Wie-dergewonnenen Gebiete, in Warshau: Beriht . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 562291. 1946, 11. September � Der Wojewode von Olsztyn/Allenstein an alle Sta-rosten und an den Präsidenten der Stadt Olsztyn/Allenstein: Illegale Aus-reise von deutshen Staatsbürgern . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 563292. 1946, 13. September � DerWojewode von Olsztyn/Allenstein an das Mini-sterium für die Wiedergewonnenen Gebiete in Warshau: Todesfälle unterder deutshen Bevölkerung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 564
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293. 1946, 7. Oktober � Der Wojewode von Olsztyn/Allenstein an das Mini-sterium für Arbeit und Sozialfürsorge, Departement für Sozialfürsorge, inWarshau: Repatriierung der deutshen Bevölkerung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 564294. 1946, 15. Oktober � Der Wojewode von Olsztyn/Allenstein an den Vize-minister für die Wiedergewonnenen Gebiete, Wolski, in Warshau . . . . . . 566295. 1946, 26. Oktober � Der Wojewode von Olsztyn/Allenstein an die Sta-rosten: Plan für die Aussiedlung von Deutshen aus der WojewodshaftOlsztyn/Allenstein . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 567296. 1946, 29. Oktober � Erklärung des Vorstehers der PUR-Kreisabteilungin Lidzbark Warmi«ski/Heilsberg Rajmund Wyszy«ski: Willkür der Bür-germiliz . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 570297. 1946, 31. Oktober � Das Wojedwodshaftsamt in Olsztyn/Allenstein, Ge-sellshaftspolitishe Abteilung: Vernehmungsprotokoll . . . . . . . . . . . . . . . . . . 570298. 1946, 2. November � Der Vorsteher der Gesellshaftspolitishen Abteilungdes Wojewodshaftsamts in Olsztyn/Allenstein an alle Starosten und denPräsidenten der Stadt Olsztyn/Allenstein: Bekämpfung von Übergri�envon ORMO-Beamten gegen Aussiedler . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 572299. 1946, 23. November � Der Vorsteher der Kreisabteilung des PUR inMor¡g/Mohrungen T. Rzewuski an die Wojewodshaftsabteilung desPUR in Olsztyn/Allenstein: Beriht über die Aussiedlungsaktion vonDeutshen aus dem Kreis Pasª�k/Preuÿish Holland am 20.11.1946 . . . . . 574300. 1946, 28. November � Der Leiter der Starostei Gierdawy/Gerdauen an dasWojewodshaftsamt in Olsztyn/Allenstein, Gesellshaftspolitishe Abtei-lung, über den Fortgang der Repatriierungsaktion der Deutshen . . . . . . . 576301. 1946, 2. Dezember � Die Starostei in Mor¡g/Mohrungen, SozialpolitisheAbteilung: Lageberiht für den Monat November 1946 . . . . . . . . . . . . . . . . . 577302. 1946, 3. Dezember � Der Wojewode von Olsztyn/Allenstein: Detailplanfür die Repatriierung der Deutshen. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 578303. 1946, 31. Dezember � Der Wojewode von Olsztyn/Allenstein: Lageberihtvom 31.12.1946 für den Monat Dezember 1946: Zahlenmäÿige Aufstellungüber die Bevölkerung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 579304. 1947, 1. Januar � Beriht des Starosten in Braniewo/Braunsberg über dieAussiedlungsaktion der Deutshen am 1.1.1947 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 582305. 1947, 28. Januar � Leiter der Gesellshaftspolitishen Abteilung des Wo-jewodshaftsamtes, Gustaw Leyding-Mieleki: Aussiedlung der Deutshenaus der Wojewodshaft Olsztyn/Allenstein . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 586306. 1947, 20. Februar � Der Wojewode von Olsztyn/Allenstein an alleStarosten: Aussiedlung der Deutshen von den den PNZ gehörendenLandgütern . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 587307. 1947, 12. März � Kreisamt für Ö�entlihe Siherheit in Lidzbark War-mi«ski/Heilsberg an den Starosten in Lidzbark/Heilsberg betr. Nihtzu-erkennung der polnishen Nationalität . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 589
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308. 1947, 14. April � Der Leiter der Gesellshaftspolitishen Abteilung desWojewodshaftsamtes W. Je»ewski: Zusammenstellung der Bevölkerungnah dem Stand vom 1.IV.1947 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 590309. 1947, 21. April � Beriht der Aussiedlungskommission im KreisMor¡g/Mohrungen. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 592310. 1947, 6. Juni � Der Leiter der Kreisabteilung des P.U.R. in Olsz-tyn/Allenstein an den Direktor der Wojewodshaftsabteilung des P.U.R.in Olsztyn/Allenstein betr. einen Deutshentransport aus Lidzbark War-mi«ski/Heilsberg. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 593311. 1947, 1. Juli � Transportliste zur Aussiedlungsaktion der deutshen Be-völkerung seit Anfang der organisierten Aktion. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 595312. 1947, 25. Juli � Der Wojewode von Olsztyn/Allenstein an die Starosten:Fortsetzung der Aussiedlungsaktion der deutshen Bevölkerung. . . . . . . . . 597313. 1947, 12. September � Der Inspektor des MZO Konstanty U±inowizan den Hauptbeauftragten des MZO Józef Jaroszek: Beriht über diedurhgeführte Inspektion der Sammelpunkte auf dem Gebiet der Woje-wodshaft Olsztyn/Allenstein . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 600314. 1947, 15. September � Rundshreiben des Allensteiner Wojewoden:Durhführung der Aussiedlungsaktion der Deutshen in ihrer Endphase 601315. 1947, 19. September � Der Stellvertretende Direktor der Wojewodshafts-abteilung des PUR in Olsztyn/Allenstein H. Szafnagel an den PUR Ol-sztyn/Allenstein: Beriht über die Überwahung der Aussiedlung derDeutshen aus dem Kreis Reszel/Röÿel am Sammelpunkt in Bisku-pie/Bishofsburg . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 605316. 1947, 30. September � Die Starostei des Kreises Braniewo/Braunsberg:Protokoll über die Tätigkeit der Aussonderungskommission für den am30.9.47 durhgeführten Aussiedlungstransport der Deutshen . . . . . . . . . . 606317. 1947, 15. Oktober � Der Leiter der Gesellshaftspolitishen Abteilung desWojewodshaftsamtes in Biaªystok Cz. B. Matejko an den Hauptbeauf-tragten für die Repatriierung der deutshen Bevölkerung Józef Jaroszek 607318. 1947, 30. Oktober � Der Allensteiner Wojewode W. Ja±kiewiz an alleStarosten und den Stadtpräsidenten von Olsztyn/Allenstein: Beendigungder Aussiedlung deutsher Bevölkerung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 608319. 1947, 20. November � Der Referent der Gesellshaftspolitishen Abteilungdes Wojewodshaftsamtes Olsztyn/Allenstein Gustaw Leyding-Mieleki:Zahlenmäÿiges Ergebnis der Tätigkeit der Wojewodshafts- und Kreis-Veri�zierungskommissionen bezüglih der nihtveri�zierten und deut-shen Bevölkerung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 610320. 1947, 25. Dezember � Der Stellvertretende Leiter der Gesellshaftspoliti-shen Abteilung des Wojewodshaftsamtes in Olsztyn/Allenstein GustawLeyding-Mieleki: Die Lösung des Problems der deutshen Bevölkerungin der Region der Wojewodshaft Olsztyn/Allenstein . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 612



Verzeihnis der Dokumente 679
321. 1947, 31. Dezember � Der Kreisstarost in Pisz/Johannisburg P. Hawryluk-Gªowaki an das Wojewodshaftsamt, Gesellshaftspolitishe Abteilung,in Olsztyn/Allenstein: Registrierung und Erfassung der deutshen Bevöl-kerung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 616322. 1948, 14. Januar � Der Starost des Kreises Susz/Rosenberg M. Czer-wi«ski an das Wojewodshaftsamt, Gesellshaftspolitishe Abteilung, inOlsztyn/Allenstein: Registrierung und Erfassung der deutshen Bevölke-rung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 617323. 1948, Februar � Der Starost des Kreises Ostróda/Osterode F. Kapes:Beriht über die durhgeführte Veri�zierungsaktion auf dem Gebiet desOsteroder Kreises . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 618324. 1948, 15. März � Starost Walter Pó¹ny in Szzytno/Ortelsburg: Berihtüber den Verlauf der Aktion zur Veri�zierung der einheimishen Bevöl-kerung für die Zeit vom 01.03.48 bis zum 15.03. d. J. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 620325. 1948, 1. Mai �Wojewodshaft Allenstein: Zahlenaufstellung zur Erfassungder deutshen Bevölkerung nah dem Stand vom 1. Mai 1948. . . . . . . . . . . 622326. 1948, 26. Juni � Allensteiner Wojewode W. Ja±kiewiz an die Starostenund den Präsidenten der Stadt Olsztyn/Allenstein: Wiederaufnahme derAussiedlungsaktion der deutshen Bevölkerung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 623327. 1948, 28. Juli � Beriht des Verwaltungsinspektors des Wojewodshafts-amtes Andrzej Milewski über den Kreis Nidzia/Neidenburg . . . . . . . . . . . 626328. 1948, 10. August � Die Kreisabteilung des PUR in Lidzbark Warmi«-ski/Heilsberg an das MZO in Warshau und den ZC (Zarz¡d Centralny= Zentralverwaltung) des PUR in �ód¹/Lodz: Beriht vom Verlauf derAussiedlungsaktion der deutshen Bevölkerung vom 23. bis zum 31. Julid. J. und vom 1.-6. August d. J. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 628329. 1948, 16. August � Gesellshaftspolitishe Abteilung des Wojewodshafts-amtes Olsztyn/Allenstein an den Wojewoden über Miÿstände bei der Or-ganisation eines Transportes in die SBZ . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 630330. 1948, 31. August � Der Wojewode von Olsztyn/Allenstein: Fortsetzungder Aussiedlung der deutshen Bevölkerung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 634331. 1948, 23. Oktober � Der Leiter der Gesellshaftspolitishen Abteilungdes Wojewodshaftsamtes in Olsztyn/Allenstein W. Je»ewski an die Sta-rosten und den Präsidenten der Stadt Olsztyn/Allenstein: IndividuelleAussiedlung von getrennten Familien und deutshen Waisenkindern indie Westzonen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 636332. 1949, 6. Juli � Beshluÿ der Exekutive des Wojewodshaftskomitees derPolnishen Vereinigten Arbeiterpartei PZPR in Olsztyn/Allenstein vom6.7.1949, betre�end die masurishe und ermländishe Bevölkerung. . . . . . 638333. 1949, 11. Juli � Der Leiter der Gesellshaftspolitishen Abteilung des Wo-jewodshaftsamtes in Biaªystok an den Hauptbeauftragten für die Re-patriierung: Zahlenmäÿiger Bestand der deutshen Bevölkerung in denKreisen Oleko/Treuburg, Eªk/Lyk und Goªdap/Goldap . . . . . . . . . . . . . . 641
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334. 1949, 16. August � Der Wojewode von Olsztyn/Allenstein Miezy-sªaw Mozar an die Starosten und den Präsidenten der Stadt Olsz-tyn/Allenstein . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 642335. 1949, 1. Oktober � Das Wojewodshaftsamt für Ö�entlihe Siherheit inOlsztyn/Allenstein an den Minister für Ö�entlihe Siherheit: Monatsbe-riht für den Zeitraum vom 1. September bis 30. September 1949 . . . . . . . 644336. 1949, 5. Oktober � Der Starost des Kreises K�trzy«/Rastenburg an dasWojewodshaftsamt, Gesellshaftspolitishe Abteilung, in Olsztyn/Allen-stein: Situationsberiht für das III. Quartal 1949 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 644337. 1949, 16. November � Der Allensteiner Wojewode Miezysªaw Mozar andas MAP: Beriht über das III. Quartal 1949 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 645338. 1949, 19. November � KW (Komitet Wojewódzki =Wojewodshaftskomi-tee der) PZPR, Organisationsabteilung: Notiz betre�end die einheimisheBevölkerung in der Wojewodshaft Olsztyn/Allenstein. . . . . . . . . . . . . . . . . . 646339. 1949, 24. November � Runderlaÿ des Allensteiner Wojewoden mit derAnordnung, Daten über die Deutshen zu ermitteln . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 647340. 1949, 1. Dezember � Der Starost des Kreises Szzytno/Ortelsburgan das Wojewodshaftsamt, Gesellshaftspolitishe Abteilung, in Olsz-tyn/Allenstein über den Zustand der deutshen Bevölkerung im Kreis . . 648341. 1950, 11. Februar � Runderlaÿ des Allensteiner Wojewoden an die Sta-rosten und den Präsidenten von Olsztyn/Allenstein über die Wiederauf-nahme der Umsiedlung der Deutshen. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 649342. 1950, 20. März � Der Starost des Kreises Mr¡gowo/Sensburg an den Al-lensteiner Wojewoden über das Anwahsen der Zahl von Ausreiseanträgennah Deutshland . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 651343. 1950, 25. März � Der Allensteiner Wojewode an des MAP über die Re-patriierung von Deutshen in die DDR . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 653344. 1950, 13. Mai � Die Starostei des Kreises Olsztyn/Allenstein an die Ge-meindeverwaltung in Dywity/Diwitten betr. einen negativen Besheid aufeinen Aussiedlungsantrag der Anna Longowska . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 654345. 1950, 12. Juli � Das Präsidium des Wojewodshaftsnationalrates an diePräsidien der Kreisnationalräte und des Nationalrats der Stadt Olsz-tyn/Allenstein betr. die Ausreise nah Deutshland von örtliher Bevöl-kerung polnisher Herkunft . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 655
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Urz¡d Wojewódzki WojewodshaftsamtUrz¡d Ziemski Amt für die ländlihen GebieteUrz�dy Niezespolone zentralgelenkte ÄmterUstawa GesetzUwªaszzenie rolne LandverleihungWery�kaja Veri�zierungWªadze pierwszej instanji Behörden erster Instanz (Kreisebene)Wojewoda Wojewode (vergleihbar einem deutshenRegierungspräsidenten)Wójt Gemeindevorsteher, (Shulze)Wydziaª Osiedle«zy AnsiedlunsgabteilungWydziaª Spoªezno-Polityzny Gesellshaftspolitishe AbteilungZarz¡d Centralny ZentralverwaltungZarz¡dzenie AnordnungZa±wiadzenie reklamayjne ReklamierungssbesheinigungZezwolenie na wyjazd Ausreiseerlaubnis



Abkürzungsverzeihnis1

AAN Arhiwum Akt Nowyh [Arhiv Neuer Akten (Warshau)℄AK Armia Krajowa [Heimatarmee℄AL. ArbeitslagerAMSZ Arhiwum Ministerstwa Spraw Zagraniznyh [Arhiv des Auÿenmini-steriums℄AP Administraja Publizna [Ö�entlihe Verwaltung℄APBIA Arhiwum Pa«stwowe w Biaªymstoku [Staatsarhiv in Biaªystok℄APG Arhiwum Pa«stwowe w Gda«sku [Staatsarhiv in Danzig℄APKat. Arhiwum Pa«stwowe w Katowiah [Staatsarhiv in Kattowitz℄APO Arhiwum Pa«stwowe w Olsztynie [Staatsarhiv in Allenstein℄BCh Bataliony Chªopskie [Bauernbataillone℄BOS Biuro Odbudowy Stoliy [Amt für den Wiederaufbau der Hauptstadt℄BP Bezpieze«stwo Publizne [Ö�entlihe Siherheit℄C.O.P. Centralny Obóz Pray [Zentrales Arbeitslager℄C.R.X. Combined Reparation ExeutiveCA MSWiA Centralne Arhiwum Ministerstwa Spraw Wewn�trznyh i Admini-straji [Zentralarhiv des Ministeriums für Innere Angelegenheiten undVerwaltung℄CAW Centralny Arhiwum Wojskowe [Zentrales Militärarhiv℄CK Centralny Komitet [Zentralkomitee℄CKW Centralny Komitet Wykonawzy [Zentrales Exekutivkomitee℄CZW Centralny Zarz¡d Wi�ziennitwa [Zentralverwaltung des Gefängniswe-sens℄
1 Das Abkürzungsverzeihnis stützt sih auf eine umfangreihe, fortlaufend erweiterte einshlä-gige Datenbank des Herder-Instituts, die auh in gedrukter Form vorliegt: Abkürzungsverzeihniszur Geshihte Ostmitteleuropas im 20. Jahrhundert, bearb. von Reiner Beushausen u. a., Mar-burg 2000 (Materialien und Studien zur Ostmitteleuropa-Forshung, Bd. 5).
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DDT Dihlor-diphenyl-trihloräthylen (Insektengift)DOKP Dyrekja Okr�gowa Kolei Pa«stwowyh [Bezirksdirektion der Staatsei-senbahnen℄DP dywizja piehoty [Infanteriedivision℄DVL Deutshe VolkslisteDWO Departament Wi�ziennitwa i Obózów Ministerstwa Bezpieze«stwaPubliznego [Abteilung für Gefängniswesen und Lager des Ministeri-ums für Ö�entlihe Siherheit℄DzU. Dziennik Ustaw [Gesetzblatt℄DzURP �Dziennik Ustaw Rzezypospolitej Polskiej� [Gesetzblatt der RepublikPolen℄GG Generalne Gubernatorstwo [Generalgouvernement℄GKO Gosudarstvennyj Komitet Oborony [Staatlihes Verteidigungskomitee℄GO Kerm Grupy Operayjne Komitetu Ekonomiznego Rady Ministrów [Opera-tive Gruppen des Wirtshaftskomitees des Ministerrats℄GOKERMiMP Grupy Operayjne Komitetu Ekonomiznego Rady Ministrów i Mini-sterstwa Przemysªu [Operative Gruppen des Ökonomishen Komiteesdes Ministerrates und des Industrieministeriums℄GOKO Gosudarstvennyj Komitet Oborony SSSR [Staatlihes Verteidigungsko-mitee der UdSSR℄GUL Gªówny Urz¡d Likwidayjny [Hauptliquidationsamt℄ICTGP Interdepartmental Committee on the Transfer of German PopulationKBW Korpus Bezpieze«stwa Wewn�trznego [Korps für Innere Siherheit℄KC Komitet Centralny [Zentralkomitee℄KERM Komitet Ekonomizny Rady Ministrów [Wirtshaftskomitee des Mini-sterrates℄KL. KonzentrationslagerKMW �Komunikaty Mazursko-Warmi«skie�KOS Komitet Opieki Spoªeznej [Komitee für Sozialfürsorge℄KPD Kommunistishe Partei DeutshlandsKRM Krajowa Rada Ministrów [Landesministerrat℄KRN Krajowa Rada Narodowa [Landesnationalrat℄KW Komitet Wojewódzki [Wojewodshaftskomitee℄LZS Ludowe Zespoªy Sportowe [Volks-Sportvereine℄
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MAiH Ministerstwo Aprowizaji i Handlu [Ministerium für Lebensmittelver-sorgung und Handel℄MAP Ministerstwo Administraji Publiznej [Ministerium für Ö�entliheVerwaltung℄MBP Ministerstwo Bezpieze«stwa Publiznego [Ministerium für Ö�entliheSiherheit℄MCK Mi�dzynarodowy Czerwony Krzy» [Internationales Rotes Kreuz℄MIP Ministerstwo Informaji i Propagandy [Ministerium für Informationund Propaganda℄mgr. magister [Magister℄MO Milija Obywatelska [Bürgermiliz℄MON Ministerstwo Obrony Narodowej [Ministerium für Nationale Verteidi-gung℄MP Monitor Polski [Polnishes Amtsblatt℄MPiOS Ministerstwo Pray i Opieki Spoªeznej [Ministerium für Arbeit undSozialfürsorge℄MRN Miejska Rada Narodowa [Städtisher Nationalrat℄MS Ministerstwo Sprawiedliwo±i [Justizministerium℄MSP Miejska Stra» Porz¡dkowa [Städtishe Ordnungskräfte℄MSW Ministerstwo Spraw Wewn�trznyh [Innenministerium℄MSZ Ministerstwo Spraw Zagraniznyh [Auÿenministerium℄MZO Ministerstwo Ziem Odzyskanyh [Ministerium für die Wiedergewonne-nen Gebiete℄naz. nazelnik [Leiter℄NCK Niemieki Czerwony Krzy» [Deutshes Rotes Kreuz℄niem. niemieki [deutsh℄NKVD Narodnyj Komisariat Vnutrennih Del [Volkskommissariat für InnereAngelegenheiten℄NKW Nazelny Komitet Wykonawzy [Oberstes Exekutivkomitee℄npag. niepaginowany [ohne Seitenzählung℄NSDAP Nationalsozialistishe Deutshe ArbeiterparteiNSZ Narodowe Siªy Zbrojne [Nationale Streitkräfte℄Ob. Obywatel [Bürger℄OB �Orzeª Biaªy� [�Weiÿer Adler�℄OBL Okr�gowe Biuro Likwidayjne [Bezirksliquidationsamt℄
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OKKa Okr�gowa Komisja Badania Zbrodni Przeiwko Narodowi Polskiemu wKatowiah [Bezirkskommission zur Erforshung von Verbrehen gegendie Polnishe Nation in Kattowitz℄OMTUR Organizaja Mªodzie»y Towarzystwa Universytetu Robotnizego [Ju-gendorganisation der Gesellshaft der Arbeiteruniversitäten℄ORMO Ohotniza Rezerwa Miliji Obywatelskiej [Freiwillige Reserve der Bür-germiliz℄PBR Pa«stwowy Bank Rolny [Staatlihe Landwirtshaftsbank℄PCK Polski Czerwony Krzy» [Polnishes Rotes Kreuz℄PGR Pa«stwowe Gospodarstwo Rolne [Staatliher Landwirtshaftsbetrieb℄PKN Polski Komitet Narodowo±iowy [Polnishes Nationalitätenkomitee℄PKP Polskie Koleje Pa«stwowe [Polnishe Staatseisenbahnen℄Pkt. PunktPKWN Polski Komitet Wyzwolenia Narodowego [Polnishes Komitee der Na-tionalen Befreiung℄PMW Polska Misja Wojskowa [Polnishe Militärmission in Deutshland℄PNZ Pa«stwowe Nieruhomo±i Ziemskie [Staatlihe Liegenshaften℄Pow. Powiat, Powiatowy [Kreis℄PPR Polska Partia Robotniza [Polnishe Arbeiterpartei℄PPS Polska Partia Sojalistyzna [Polnishe Sozialistishe Partei℄PRM Prezydium Rady Ministrów [Präsidium des Ministerrates℄PRN Powiatowa Rada Narodowa [Kreisnationalrat℄PRZZ Powiatowa Rada Zwi¡zków Zawodowyh [Kreis-Gewerkshaftsrat℄PSL Polskie Stronnitwo Ludowe [Polnishe Volks-(Bauern)partei℄PUB Powiatowy Urz¡d Bezpieze«stwa [Kreissiherheitsbehörde℄PUBP Powiatowy Urz¡d Bezpieze«stwa Publiznego [Kreisbehörde für Öf-fentlihe Siherheit℄PUR Pa«stwowy Urz¡d Repatriayjny [Staatlihes Repatriierungsamt℄PVAP Polnishe Vereinigte ArbeiterparteiP.W. Przemysª W�glowy [Kohlenindustrie℄PZPR Polska Zjednozona Partia Robotniza [Polnishe Vereinigte Arbeiter-partei℄PZZ Polski Zwi¡zek Zahodni [Polnisher Westmarkenverband℄RD reihsdeutsh, Reihsdeutshe
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Ref. Referat [Referat℄RM Rada Ministrów [Ministerrat℄RM ReihsmarkRN Rada Narodowa [Nationalrat℄RP Rzezpospolita Polska [Republik Polen℄Rz. P. Rzezpospolita Polska [Republik Polen℄S.A. Sturmabteilung der Nationalsozialistishen Deutshen ArbeiterparteiSAP Sojalistyzna Agenja Prasowa [Sozialistishe Presseagentur℄SBZ Sowjetishe BesatzungszoneSD Stronnitwo Demokratyzne [Demokratishe Partei℄SED Sozialistishe Einheitspartei DeutshlandsSL Stronnitwo Ludowe [Volks-(Bauern-)partei℄SL. SonderlagerSMAD Sowjetishe Militäradministration in DeutshlandSP Starostwo Powiatowe [Starostei (Kreisamt)℄Spoª. Spoªezny [gesellshaftlih℄SS Shutzsta�eln der Nationalsozialistishen Deutshen ArbeiterparteiSSK Spejalny S¡d Karny [Sonderstrafgeriht℄SWAG Sovetskaja Voennaja Administraija v Germanii [Sowjetishe Militärad-ministration in Deutshland℄TZP Tymzasowy Zarz¡d Pa«stwowy [Vorläu�ge Staatsverwaltung℄UBP Urz¡d Bezpieze«stwa Pa«stwa [Amt für Ö�entlihe Siherheit (Polni-sher Geheimdienst)℄U.L. Urz¡d Likwidayjny [Liquidationsamt℄UOP Urz¡d Ohrony Pa«stwa [Amt für Staatsshutz℄UPA Ukrai«ska Armia Powsta«za [Aufständishe Armee der Ukraine℄UPOM Urz¡d Peªnomonika Rz¡du RP na Okr�g Mazurski [Amt des Regie-rungsbevollmähtigten der Republik Polen im Bezirk Masuren℄URM Urz¡d Rady Ministrów [Amt des Ministerrates℄USN Urz¡d do spraw niemiekih [Amt für deutshe Angelegenheiten℄UW Urz¡d Wojewódzki [Wojewodshaftsamt℄
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UWBIA Urz¡d Wojewódzki w Biaªymstoku [Wojewodshaftsamt in Biaªystok℄UWO Urz¡d Wojewódzki w Olsztynie [Wojewodshaftsamt in Allenstein℄UW�l. Urz¡d Wojewódzki �l¡ski [Shlesishes Wojewodshaftsamt℄V.D. volksdeutsh, VolksdeutsheVfZ Vierteljahrshefte für ZeitgeshihteWBW Wojsko Bezpieze«stwa Wewn�trznego [Korps der Inneren Siherheit℄�Wii� Zwi¡zek Mªodzie»y Wiejskiej Rzezypospolitej Polskiej �Wii� [Ver-band der Landjugend der Polnishen Republik �Aufruf�℄W.M. Wolne Miasto [Freie Stadt℄Woj. Wojewódzkie [Wojewodshafts-℄WOP Wojsko Ohrony Pograniza [Grenzshutztruppe℄WP Wojsko Polskie [Polnishe Armee, Polnishe Streitkräfte℄WRN Wojewódzka Rada Narodowa [Wojewodshaftsnationalrat℄WUBP Wojewódzki Urz¡d Bezpieze«stwa Publiznego [Wojewodshaftsbe-hörde für Ö�entlihe Siherheit℄WUIiP Wojewódzki Urz¡d Informaji i Propagandy [Wojewodshaftsbehördefür Information und Propaganda℄Wydz. Wydziaª [Abteilung℄ZAP Zahodnia Agenja Prasowa [West-Presseagentur℄Zb. Zborzy [Sammel...℄ZC Zarz¡d Centralny [Zentralverwaltung℄ZG Zarz¡d Gªówny [Hauptverwaltung, Hauptvorstand℄ZMO Zarz¡d Miejski m. Olsztyna [Stadtverwaltung der Stadt Allenstein℄ZMP Zwi¡zek Mªodzie»y Polskiej [Polnisher Jugendverband℄ZO Ziemie Odzyskane [Wiedergewonnene Gebiete℄ZSCh Zwi¡zek Samopomoy Chªopskiej [Verband der Bauernselbsthilfe℄ZSL Zjednozone Stronnitwo Ludowe [Vereinigte Volks-(Bauern-)partei℄ZWM Zwi¡zek Walki Mªodyh [Kampfbund der Jugend℄
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Die Zahlen des Registers beziehen sih auf die Seiten dieses Bandes. Die Sortierungrihtet sih nah dem deutshen Alphabet, d.h. L und �, S und � usw. werden gleihbehandelt und niht, wie im Polnishen, hintereinander angeordnet. Normaldrukbezieht sih auf die Texte, Kursivdruk auf in den Anmerkungen zitierte Autoren-namen.
Abraham, Hubert 341Ahremzyk, Stanisªaw 435Adler, Stanisªaw, 1946 Direktor des Bü-ros für Rehtsfragen beim Präsidiumdes Ministerrats 234Albi«ski, Piotr, Organisationsleiter derStiftung für Deutsh-Polnishe Zusam-menarbeit 22Alster, Antoni (1903�1968), seit Okto-ber 1944 Leiter der Militärishen Ab-teilung beim Zentralkomitee der Pol-nishen Arbeiterpartei (PPR) 58Alter, Peter 28Aly, Götz 36, 41, 440Andrea, Ella, Einwohnerin von Ja-kuhnen/Jakuny im Kreis Anger-burg/W�gorzewo 532Aptay, Einwohner von Johannis-burg/Pisz 652Ardukand, Anna (geb. 1899), Einwoh-nerin von Basien/Ba»yny im KreisBraunsberg/Braniewo 606, 607Ardukand, Gertruda (geb. 1927), Ein-wohnerin von Basien/Ba»yny im KreisBraunsberg/Braniewo 606Ardukand, Ruta (geb. 1930), Einwoh-nerin von Basien/Ba»yny im KreisBraunsberg/Braniewo 606

Attlee, Clement Rihard (1883�1967),britisher Politiker, Führer der LabourParty, 1945�1951 Premierminister 54Babi«ski, St., im Jahre 1945 Leiterder Abt. für Ö�entlihe Arbeiten beider Stadtverwaltung Allenstein/Olsz-tyn 499Bahmann, Klaus 2Bazy«ski, Feliks, Bevollmähtigter desLagers Potulitz/Potulie für die Ver-mietung von Gefangenen 96Bader, Karol (1887�1957), polnisherDiplomat, 1926 Gesandter in Ankara,1926�1931 Gesandter in Wien, 1942�1945 Gesandter in Teheran, danah imAuÿenministerium in Warshau, 1946Direktor des Repatriierungsbüros 284Banasiak, Stefan 5, 19, 75, 77, 100, 101,103�105, 111, 209, 222, 243, 257, 259,265, 267, 300, 315, 331, 349, 357, 368,374, 414, 429, 545Barhaz, Stellvertretender Wojewodein Breslau/Wroªaw 307Bartoszewski, Wªadysªaw 2Baryªa, Tadeusz 20, 69, 439, 446, 448,458, 481, 493, 524Baum, Anna 319Baum, Maria 318, 319Bayer, Hipolit, Arzt 399
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Bazyli«ski, Feuerwehrmann in Lodz/�ód¹ 275Bek, Józef (1894�1944), Oberst der Pol-nishen Armee, 1930 StellvertretenderMinisterpräsident, 1932�1939 Auÿen-minister 49Bekherrn, Eberhard 470, 471Beer, Mathias 7Belzyt, Leszek 437�439, 446, 460, 536,621Berding, Helmut 29Berger, Gustaw, Maurer in Lodz/�ód¹,1946 durh ein Sonderstrafgeriht zumTode verurteilt 274, 275Berli«ski, Czesªaw, Traktorist auf demGut Steegen/Stegny im Kreis Lands-berg/Górowo Iªawiekie 633Berman, Jakub (1901�1984), Oktober1944 � Dezember 1948 Mitglied desPolitbüros der PPR, Mai 1945 � No-vember 1952 Unterstaatssekretär imPräsidium des Ministerrats 60, 72,131, 132Bevin, Ernest (1881�1951), britisherPolitiker, eine der obersten Führungs-kräfte der Labour Party, 1945�1951Auÿenminister 101Bielski, Zdzisªaw, 1945 Inspektor des Mi-nisteriums für Ö�entlihe Verwaltung495Biernaki, Stanisªaw 485Bierut, Bolesªaw (1892�1956), seit 1943Mitglied des Zentralkomitees der PPR,1944�1947 Präsident des Landes-Nationalrats 57, 58, 75, 81, 130, 131,198, 260, 264, 276Blahetta-Madajzyk, Petra 23Blanke, Rihard 439Bªa»y«ski, Zbigniew 47Blumenwitz, Dieter 74Boehm, Hans Georg 426Boehm, Jürgen 426Boehm, Klaus 426

Bölitz, Herbert, interniert im LagerLissa-Grunau/Leszno-Gronowo 406Bölitz, Maria, interniert im Lager Lissa-Grunau/Leszno-Gronowo 406Bölter, Frieda, Einwohnerin von Ra-dajewie im Kreis Hohensalza/Inow-roªaw, 1946 zum Tode verurteilt 259,260Bojzuk (Bowzuk), Stefan, Arzt imHospital in Kohlfurt/Kaªawsk 227,228Bookmann, Hartmut 435Borejsza, Jerzy 40Borkowiz, Leonard (1912�1989), 1945�1949 Wojewode von Stettin/Szzein,1949�1950 Botshafter in Prag 233Borkowski, H., Beamter in der Siher-heitsabteilung des Ministeriums fürArbeit und Sozialfürsorge 312Borodziej, Wªodzimierz 1, 2, 5, 8�10, 20,21, 39, 47, 58, 62, 441, 456, 459, 460,462, 465, 467, 468, 478, 516, 545, 566,588, 649Borowieki, Wªadysªaw, Angehörigerder Freiwilligen Reserve der Bürger-miliz [ORMO℄ in Heilsberg/LidzbarkWarmi«ski 630, 633Borowski, Herbert, Einwohner vonGimmen See/Gim im Kreis Allen-stein/Olsztyn 561Brandes, Detlef 35, 47, 48, 50�52Brandt, Harm-Heinrih 26Brauer, Anna, interniert im Lager Potu-litz/Potulie 403Brauer, Heinrih, interniert im Lager Po-tulitz/Potulie 403Bringmann, 1940 Generalstaatsanwaltder Provinz Ostpreuÿen 442Broszat, Martin (1926�1989) 6, 7, 27Brunner, Georg 26Brynner, Maks (geb. 1896), Bergmannaus Shmiedeberg/Kowary 373Buzek, Roman 75Buhmann, Mira 23
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Buharewiz, B., Kreisarzt in Brauns-berg/Braniewo 530Buhler, Anna 318Buhler, Erik 316�318Burshe, Juliusz (1881�1942), seit1937 Bishof der Evangelish-Augsburgishen Kirhe in Polen, 1939von der Gestapo verhaftet und in Ber-lin inhaftiert 156Burski, Jerzy Józef (1914�1979), Leh-rer, Volkskundler, masurisher Akti-vist, Shatzmeister des Masurenbun-des in Soldau/Dziaªdowo, März 1945 �Januar 1946 Zweiter Stellvertreter desRegierungsbevollmähtigten der Re-publik Polen für den Bezirk Masuren450Byrnes, James Franis (1879�1972),Jurist und amerikanisher Politiker,1945�1947 Staatssekretär 77, 566, 619
Cadogan, Alexander George Montagu(1884�1968), 1939�1946 ständiger Un-terstaatssekretär im Auÿenministeri-um 52Carlus, Herbert, Mehaniker 250, 251Chajn, Leon (1910�1983), 1945�1969Mitglied des Zentralkomitees der De-mokratishen Partei (SD), 1945�1949Unterstaatssekretär im Justizministe-rium 130�132, 269Chalfon, Arzt aus Jaworzno 407Churhill, Winston Leonard Spener(1874�1965), britisher Staatsmann,1940�1945 Premierminister 48, 52, 54,55, 101Ciemi�ga, Stanisªaw, Gesellshaftspoliti-sher Referent bei der Kreisstarostei inBishofsburg/Biskupie 605Ciesielski, Stanisªaw 4, 39, 53, 55, 487Conze, Werner 5Curzon, George Nathaniel, Lord Cur-zon of Kedleston (1859�1925), briti-sher Politiker, 1919�1924 Auÿenmini-ster 31

Cyrankiewiz, Józef (1911�1989), 1945�1948 Generalsekretär des ZentralenExekutivkomitees der Polnishen So-zialistishen Partei (PPS), 1946�1947Minister ohne Geshäftsbereih, 1947�1952 Ministerpräsident 399Cytner, Karol, Einwohner des DorfesAlt Kriewen/Stare Krzywe im KreisLyk/Eªk 541Czartoryski (Czartory»ski), Andrzej,Oberst der Roten Armee, seit 1944in der Polnishen Armee, 1944�1945Kommandeur der 11. Infanteriedivisi-on, kehrte 1946 in die UdSSR zurük161Czerwi«ski, M., 1948 Starost des KreisesRosenberg/Susz 617Czynzal, Ida, Einwohnerin des DorfesRozene im Kreis Heilsberg/LidzbarkWarmi«ski 570, 571D¡browski, Konstanty (1906�1975),1945�1948 Mitglied des Obersten Ratsder Polnishen Sozialistishen Par-tei (PPS), 1944�1950 Finanzminister261, 262Dalanek, Leon, Gefängnisdirektor inBrieg an der Oder/Brzeg n. Odr¡ 338,339Danilin, Hauptmann, Arzt bei der So-wjetishen Militärmission in Kohl-furt/Kaªawsk 336, 337, 342, 343Danitz, Hanna 10Dann, Otto 26Daszkiewiz 394Diamand, H., 1947 Leiter des Re-ferats für Beshäftigung (Arbeitsbe-sha�ung) im Industrieministerium312Diestelkamp, Adolf 5Djomin, 1948 Leiter der Verwaltung desInnenministeriums im Bezirk Königs-berg/Kaliningrad 472Dmitrów, Edmund 45, 46, 465
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Dmitrowiz, Julian, 1947 Leiter des De-partements für Sanitäre Versorgungbei der Zentralverwaltung des Staatli-hen Repatriierungsamtes (PUR) 340Dobrowolski, Hauptmann, Leiter der Re-gistratur für Reemigranten bei derPolnishen Militärmission in Deutsh-land (PMW) in Berlin 377, 378Doªga, Jan, Unterleutnant 371Dorpatkowie, masurishe Aktivisten539Dratwin, M.I., Generalleutnant, 1946�1949 Stellvertretender Stabshef derRussishen Besatzungsstreitkräfte inDeutshland 298, 308Dubatov, Alexej 470, 471Dubiki, Tadeusz 452Dubiel, Józef (geb. 1914), Stellvertreten-der Minister für die Wiedergewonne-nen Gebiete (MZO) 100, 304, 312,314, 349, 608, 612Dubrawin, Oberstleutnant 172Duda, Teodor (geb. 1914), Major, 1945Direktor des Departements Gefängnis-wesen und Lager (DWO) beim Mi-nisterium für Ö�entlihe Verwaltung(MBP) 91, 142Dudziak, Wªadysªaw 476Duljasz, Hipolit, Oberstleutnant, Funk-tionär im Ministerium für Ö�entli-he Siherheit (MBP), 1945 Leiterdes Wojewodshaftsbüros des Am-tes für Staatssiherheit in Brom-berg/Bydgoszz 399Dunajewski, Franiszek, Siedler 490Durazy«ski, Eugeniusz 47, 49�52Dymarski, Mirosªaw 46, 58Dzi¡ba, Angestellter bei der Kreisstaro-stei in Osterode/Ostróda 620Eden, Anthony Robert (1897�1977), bri-tisher Politiker, 1935�1938, 1940�1945 Auÿenminister 54

Ehrenhold, Vertreter des Internationa-len Roten Kreuzes in Polen 372, 397,398Eisfeld, Alfred 470Emilianowiz, Oberleutnant 646Enzberg, Horst-Dieter Frhr. von 443Erbel, Feuerwehrmann aus Lodz/�ód¹274, 275Esh, Mihael G. 1, 5, 17, 47, 65, 83,100, 108, 147, 162Eser, Ingo, Historiker 2Fakaje, Paul, Einwohner von Allen-stein/Olsztyn 500, 501Feren, Tone 36Fihel, 1947 Referatsleiter im Ministeri-um für die Wiedergewonnenen Gebiete(MZO) 312Filipzak, Karol, Einwohner von Neu-hof/Nowy Dwór im Kreis Neiden-burg/Nidzia 626Filipkowski, Tadeusz 439, 450Fish, Bernhard 444, 449, 451, 471, 472Fladowie, Einwohner von Ukta im KreisHeilsberg/Lidzbark Warmi«ski 631Florian, 1945 Leiter der Abteilung fürWohnungsbesha�ung bei der Stadt-verwaltung Allenstein/Olsztyn 499Frank, Hans (1900�1946), Jurist undnationalsozialistisher Politiker, 1939�1945 Generalgouverneur im besetztenPolen, im Nürnberger Prozeÿ zum To-de verurteilt 38Friedrih II. von Hohenzollern, genanntder Groÿe (1712�1786), seit 1740 Kö-nig von Preuÿen 45Friemel, Albreht, Fleishermeister 250,251Frings, Joseph (1887�1978), Theologe,seit 1942 Erzbishof von Köln, 1946Kardinal 381Friszke, Andrzej 48, 50Fundowiz, Roman, 1946 Beauftragterdes Wojewoden von Niedershlesien
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Das Ortsregister kann gleihzeitig als deutsh-polnishes und polnish-deutshesOrtsnamen-Verzeihnis benutzt werden. � Die alphabetishe Sortierung rihtet sihnah dem deutshen Alphabet, d.h. L und �, S und � usw. werden gleih behandeltund niht, wie im Polnishen, hintereinander angeordnet.
Agnetendorf (poln. Jagni¡tków) 247Allenstein (poln. Olsztyn) 3, 11, 12, 20,86, 105, 110, 111, 113, 223, 226, 279,280, 284, 288, 292, 302, 303, 308, 311,331, 334, 349, 375, 376, 409�412, 423,433�435, 437, 439, 440, 443, 445, 447,448, 451�456, 458, 460�464, 466�469,472�485, 487�489, 492, 498�502, 504�516, 519, 521�524, 526�528, 530, 531,533�537, 542, 544�547, 550, 553, 554,556�559, 561�570, 572, 574�576, 578�580, 586�591, 593�595, 597, 598, 600,601, 604�608, 610�612, 614, 616, 617,619, 621�625, 628, 630, 634, 636, 638,639, 641�651, 653�655Altdamm (poln. D¡bie) 160Alt Kriewen (poln. Stare Krzywe) 541Alt-Wohlau (poln. Woªoski) 236Altmark (poln. Stary Targ) 481�484Angerburg (poln. W�gorzewo, W�gobo-rek) 223, 288, 436, 448, 501, 504, 511,519, 532�534, 549, 557, 580, 586, 588,591, 595, 596, 609, 611, 614, 623, 624Angers (Frankreih) 441Arasberg 373Arisdorf 373Arnsberg (poln. Podgórze) 373Arnswalde (poln. Choszzno) 177, 178,224Arys (poln. Orzysz) 548

Augustów 442, 561Aushwitz (poln. O±wi�im) 135, 390Bad Warmbrunn (poln. Cieplie) 285B¡dki siehe BündtkenBagrationovsk siehe Preuÿish EylauBaªtysk siehe PillauBaranowo siehe HoverbekBarinek siehe Bernsdorf, BertelsdorfBarzewo siehe WartenburgBarranowen siehe HoverbekBars (Bar±¢) siehe ForstBartenstein (poln. Bartoszye) 223,448, 467, 468, 494, 503, 504, 510, 519,534, 546, 557, 563, 565, 570, 572, 573,576, 578, 579, 586, 588, 590, 595, 596,609, 610, 613, 624, 628, 649Bartoszye siehe BartensteinBasien (poln. Ba»yny) 606Batki siehe BündtkenBelgard (poln. Biaªogard) 224, 232Berent (poln. Ko±ierzyna) 286Berlin 156, 227, 238, 239, 247, 265, 266,268, 280, 285, 298, 304, 315, 354�356,370, 372, 374, 375, 377, 382, 386, 387,447, 535Bernsdorf (eigentl. Bertelsdorf, poln.Barinek) 166, 167Bertelsdorf (poln. Barinek) 373
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Beuthen (poln. Bytom) 69, 100, 225Biaªa siehe BiallaBialla (poln. Biaªa) 548Biaªobrody 282Biaªogard siehe BelgardBiaªystok 3, 11, 76, 192, 211, 223, 226,230, 241, 280, 284, 286, 311, 350, 410�412, 434, 442, 448, 464, 481, 489, 501�503, 529, 536, 541, 544, 555, 607, 641Biberniki 576Biebholz 255Bielefeld 248, 249Bishofsburg (poln. Biskupie) 288, 343,548, 597, 605Bishofswerder (poln. Biskupie) 448,527Biskupie siehe Bishofsburg siehe Bi-shofswerderBismarkhütte (poln. Hajduki Wielkie)390Blankenberg (poln. Blankowo, Goªo-góra) 570, 571Blankowo siehe BlankenbergBlizin(y) siehe GrenzakerBogatynia siehe ReihenauBolesªawie siehe BunzlauBraniewo siehe BraunsbergBraunsberg (poln. Braniewo) 223, 288,434, 435, 448, 461, 503, 508, 510, 519,530, 531, 534, 546, 550, 557, 564, 565,578, 579, 582�586, 588, 590, 595, 596,606, 609, 610, 613, 624Bremen 255Breslau (poln. Wroªaw) 3, 11, 12, 18,53, 62, 64, 92, 100, 112, 177, 178, 224�226, 231, 233, 235�237, 240, 253, 263,280, 284, 288, 290�293, 302, 303, 306�309, 311, 316, 318, 322, 323, 326, 333,334, 336, 349, 369, 375, 415, 466, 521,571, 573Brest-Litowsk 28Brieg (poln. Brzeg) 224, 236, 284, 338

Bromberg (poln. Bydgoszz) 3, 12, 17,88, 94, 174, 179, 192, 230, 237, 316�319, 331, 375, 376, 402, 404, 429Brzeg siehe BriegBündtken (Batki, poln. B¡dki) 592, 593Bütow (poln. Bytów) 224, 286Bukowie siehe BukowitzBukowitz (poln. Bukowie) 633Bunzlau (poln. Bolesªawie) 224Bydgoszz siehe BrombergBystrzya siehe HabelshwerdtBytom siehe BeuthenBytów siehe BütowCammin i.P. (poln. Kamie«) 224Cehen 160�erniahovsk siehe InsterburgCheªmno siehe CulmChodzie» siehe KolmarChojna siehe Königsberg in der Neu-markChorkówka 133Chorzów siehe KönigshütteChoszzno siehe ArnswaldeChristburg (poln. Dzierzgo«) 481�484Chrusty 390Ciehanów siehe ZihenauCieplie siehe Bad WarmbrunnCosel (poln. Ko¹le) 225Culm (poln. Cheªmno) 382Cyrelltal 166Czerwonka siehe RothbuhCzerwonken siehe RothbuhCz�stohowa siehe TshenstohauCzªuhów siehe ShlohauD¡bie siehe AltdammD¡browno siehe Eihau
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Danzig (poln. Gda«sk) 3, 11�13, 40, 43,48, 49, 51, 52, 54, 59, 61, 68, 86, 90,97, 106, 153, 192, 223, 226, 234, 241,277, 280, 284, 286, 292, 302�304, 306,308, 311, 346, 349, 363, 375, 376, 382,410�412, 434, 440, 441, 448, 481, 563,583Darkehmen (poln. Darkiejmy) 448, 504,510Darkiejmy siehe DarkehmenDeutsh Eylau (poln. Iªawa) 223, 447,448, 456, 481, 510, 527, 534, 542, 549,557, 558, 563Deutsh-Krone (poln. Waªz) 179, 224Diehot (Lothringen) 373Ditterbah (Dittersbah) 373Diwitten (poln. Dywity) 654Dobre Miasto siehe GuttstadtDortmund 426Dramburg (poln. Drawsko) 224Drawsko siehe DramburgDresden 343Dukla 133Dywity siehe DiwittenDziaªdowo siehe SoldauDzierzgo« siehe ChristburgDzier»oniów siehe ReihenbahDzikowo siehe Wildenho�D¹wierzuty siehe MensguthEihau (poln. D¡browno) 547Eilau 93Elbing (poln. Elbl¡g) 223, 284, 331, 349,434, 437, 445, 448, 481, 482Elbl¡g siehe ElbingEªk siehe LykErlenau (Olshöwen, poln. Olszewo)632Eylau 482, 483, 597Falkenberg 93, 94, 225Fiume 32

Flatow (poln. Zªotów) 88, 96, 224, 284Forst (poln. Bar±¢) 104, 292, 293, 369�371, 373, 387, 388, 469, 568, 578Frankenstein (poln. S¡bkowie) 225,282Frankfurt 356, 378, 426Frauenburg (poln. Frombork) 582Freistadt 482Freystadt (poln. Kisielie) 481Freystadt (poln. Ko»uhów) 224, 288Frombork siehe FrauenburgFulda 381G¡bin siehe GumbinnenG¡sawa 646Gda«sk siehe DanzigGdingen (poln. Gdynia) 286Gdynia siehe GdingenGedwangen (poln. Jedwabno) 626Gerdauen (poln. Gierdawy) 448, 504,510, 511, 519, 546, 576, 586Gierdawy siehe GerdauenGimmern (poln. Gimy) 561Girgainen (poln. Girgajny) 592, 593Girgajny siehe GirgainenGittau (poln. Witowo) 480Gi»yko siehe LötzenGlatz (poln. Kªodzko) 56, 224, 236, 253,282, 288, 291, 292, 319, 320Gªaz 87Gleiwitz (poln. Gliwie) 10, 100, 225,390Gliwie siehe GleiwitzGlogau (poln. Gªogów) 224, 288Gªogów siehe GlogauGªubzye siehe LeobshützGnesen (poln. Gniezno) 287Gniezno siehe GnesenGodkowo siehe Götthendorf
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Görlitz (poln. Zgorzele) 225, 236, 291,292, 331Götthendorf (poln. Godkowo) 481Goldap (poln. Goªdap) 223, 284, 434,436, 443, 448, 481, 501, 504, 529, 536,607, 641, 642Goªdap siehe GoldapGoldberg (poln. Zªotoryja) 225, 373Goªogóra siehe BlankenbergGóra siehe GuhrauGórowo Iªawiekie siehe Landsberg(Ostpr.)Gorzów siehe Landsberg a. d. WartheGostynin 157Gottshee 36Grabówek 415Grabow (poln. Grabów) 283Graudenz (poln. Grudzi¡dz) 447Greifenberg (poln. Gry�e) 224Greifenhagen (poln. Gry�no) 224Grenzaker (poln. Blizin(y)) 582Grodków siehe GrottkauGróje 174Gronowo siehe LissaGroÿ Strehlitz (poln. Opolskie) 226Groÿ Wartenberg (poln. Syów) 225,284, 288Grottkau (poln. Grodków) 225Grudzi¡dz siehe GraudenzGrunau (poln. Gronowo) siehe LissaGrünberg (poln. Zielona Góra) 3, 177,186, 287, 308, 333, 349Grün�iess (poln. Napiwoda) 632Gry�e siehe GreifenbergGry�no siehe GreifenhagenGuben 71, 287Gubin siehe GubenGuhrau (poln. Góra) 224Gumbinnen (russ. Gusev, poln. G¡bin)434, 442, 444

Gusev siehe GumbinnenGuttstadt (poln. Dobre Miasto) 481,482, 547, 549, 571Habelshwerdt (poln. Bystrzya) 224Hajduki Wielkie siehe BismarkhütteHannover 382, 383, 387Hedwigstein (poln. Witoka, Wytoka)626Heiligenbeil (russ. Mamonovo, poln.�wi�ta Siekierka) 448, 504, 531Heilsberg (poln. Lidzbark Warmi«ski)223, 332, 340, 341, 435, 445, 448, 474,497, 504, 506, 507, 510, 511, 519, 534,546, 557, 565, 570, 572, 578, 579, 586,588, 589, 591, 593, 595�597, 600, 609,611, 614, 615, 622, 624, 625, 628, 631�634, 636�638, 695Helmstedt 254Herrnstadt (poln. W¡sosz) 236Hindenburg (poln. Zabrze) 100, 226Hirshberg (poln. Idzbark) 490Hirshberg (poln. Jelenia Góra) 165,166, 177, 178, 224, 236, 264, 288, 291,292, 302, 370, 372, 373Hohensalza (poln. Inowroªaw) 259, 260Hohenstein (poln. Olsztynek) 484, 547Hoverbek (Barranowen, poln. Barano-wo) 631Hundsfeld (poln. Psie Pole) 415Huta Laura siehe LaurahütteIdzbark siehe HirshbergIªawa Niemieka siehe Deutsh EylauIªawa Pruska siehe Preuÿish EylauIªawka siehe Landsberg (Ostpr.)Inowroªaw siehe HohensalzaInsterburg (russ. �erniahovsk, poln.Wystru¢) 447, 470Jabªonna 185Jagni¡tków siehe AgnetendorfJakuny 532
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Jalta 48, 54, 55, 61, 76, 83Janiszewo siehe JohannisthalJa«sbork siehe JohannisburgJauer (poln. Jawor) 224Jawor siehe JauerJaworzno 86, 87, 91, 93, 95, 96, 98, 149,190, 316�320, 390, 399, 406, 407, 561Jedwabno siehe GedwangenJelenia Góra siehe HirshbergJeziorany siehe SeeburgJohannisburg (poln. Pisz, Ja«sbork)223, 288, 436, 437, 448, 473, 475, 501,504, 510, 519, 534, 548, 557, 580, 586,588, 591, 596, 611, 614, 616, 623, 624,652Johannisthal (poln. Janiszewo) 282Kaªawsk siehe KohlfurtKaletka siehe Teerwalde-FörstereiKaliningrad siehe KönigsbergKamenz (poln. Kamienie) 282Kamie« siehe Cammin i.P.Kamienie siehe KamenzKamienna Góra siehe LandeshutKarpaz siehe KrummhübelKarthaus (poln. Kartuzy) 286Katowie siehe KattowitzKattowitz (poln. Katowie) 3, 88, 92,93, 95, 98, 108, 185, 192, 211, 277, 334,368, 373, 375, 390, 425, 429, 637K�trzyn siehe RastenburgKiele 146, 192Kisielie siehe FreystadtKªodzko siehe GlatzKlon siehe ZwergofenKluzbork siehe KreuzburgKobierzyn 286Kobysewo 286Köln 381Königsberg in der Neumark 57, 224

Königsberg i. Pr. (russ. Kaliningrad,poln. Królewie) 101, 434, 440, 445,470�472, 578, 702Königshütte (poln. Chorzów) 346, 390Köppernik (poln. Koperniki, Sie-strzehowie) 243Körlin 177Köslin (poln. Koszalin) 86, 112, 177,211, 224, 232Kohlfurt (poln. Kaªawsk, heute W�gli-nie) 101, 103, 105, 186, 226, 228, 233,234, 236, 253�257, 290, 292, 293, 304,322, 323, 326, 327, 331�334, 336, 340,342, 343, 469, 593, 594, 598Kolberg (poln. Koªobrzeg) 177, 224, 340Kolmar (poln. Chodzie») 179Koªobrzeg siehe KolbergKonin 287Ko±ian siehe KostenKo±ierzyna siehe BerentKosten (poln. Ko±ian) 287Koszalin siehe KöslinKoszykowa 169Kotlewka 592, 593Kowalówka siehe ShmiedelsbergKowary siehe ShmiedebergKo¹le (Ko»le) siehe CoselKo»uhów siehe FreystadtKrakau (poln. Kraków 3, 13, 26, 57, 146,149, 192, 286, 390, 594Kraków siehe KrakauKrausen [?℄ (poln. Kru»yna) 282Kreuzburg (poln. Kluzbork) 225, 284Krogullno-Gründorf (poln. Krogulna)346Krogulna siehe Krogullno-GründorfKrólewie siehe KönigsbergKrosno siehe KrossenKrossen 133, 287Krummhübel (poln. Karpaz) 247, 374Kru»yna siehe KrausenKrzesimów 149, 190, 191
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Kwidzy« siehe MarienwerderKwirl 373Labes (poln. �obez) 224�ambinowie siehe LamsdorfLamsdorf (poln. �ambinowie) 92, 94,98, 99Landek (poln. Lendyzek) 248, 250,251Landeshut (poln. Kamienna Góra) 224,264, 282, 288, 370, 373Landsberg (Ostpr.) (poln. Górowo Iªa-wiekie) 448, 534, 546, 578�581, 586,588, 590, 595, 611, 613, 615, 622, 624,634, 642, 655Landsberg a. d. Warthe (poln. Gorzów)177, 179, 252, 331Lansk (poln. Rybaki) 561Laskowie siehe LaskowitzLaskowitz (poln. Laskowie) 291, 292Lauban (poln. Luba«) 225, 322Lauenburg (poln. L�bork) 223, 284, 286,333, 343, 349Laurahütte (poln. Huta Laura) 373Lausanne 30, 31L�bork siehe LauenburgLebus 11Lebuser Land (poln. Ziemia Lubuska)73, 211, 280, 287, 302, 462��zya siehe LendshützLegnia siehe LiegnitzLeipzig 399Lemberg (poln. Lwów, ukr. Lviv) 49Lembork siehe LauenburgLendshütz (poln. ��zya) 215, 287Lendyzek siehe LandekLeobshütz (poln. Gªubzye) 225, 342,349, 368, 369, 371, 387, 415, 473, 636�638Leszno-Gronowo (Lissa-Grunau) sieheLissaLeszno siehe Lissa

Libau 373Libark siehe HeilsbergLidzbark Warmi«ski siehe HeilsbergLiebstadt (poln. Miªakowo) 481, 482Liegnitz (poln. Legnia, Lignia) 177,224, 264, 291, 292, 331, 342, 349, 375,376Lignia siehe LiegnitzLikusy siehe LykusenLissa (-Grunau) (poln. Leszno (-Gronowo)) 87, 287, 331, 391, 398,399, 404, 405, 407�obez siehe LabesLodz (poln. �ód¹) 3, 13, 39, 40, 57, 76,88, 97, 99, 106, 146, 157, 158, 192, 207,208, 215, 236, 274, 282, 287, 319, 336,350, 382, 387, 402, 426, 429, 560, 564,628, 654�ód¹ siehe LodzLötzen (poln. Gi»yko, �uzany) 223,288, 436, 437, 448, 501, 504, 510, 511,519, 534, 547, 557, 564, 580, 586, 588,590, 595, 611, 613, 622, 624Löwenberg (poln. Lwówek �l¡ski) 225�om»a 443London 44, 47, 48, 50, 52, 74, 101, 236,323�owiz 146, 157Luba« siehe LaubanLubartów 286Lubenow [?℄ (poln. Lubieniów) 577Lubin siehe LübenLublin 54, 56, 85, 141, 149, 191, 192,286, 594Lublinie siehe LublinitzLublinitz (poln. Lublinie) 225Lubno 252�uzany siehe LötzenLübek 232, 233, 265Lüben (poln. Lubin) 225, 291, 292�ugniany 277
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Lwów siehe LembergLwówek siehe LöwenbergLyk (poln. Eªk) 223, 284, 286, 434, 436,437, 448, 481, 501, 502, 504, 541, 555,607, 641, 642Lykusen (poln. Likusy) 632Magdeburg 254, 386Majakovskoe siehe NemmersdorfMajdanek 135Makeim (poln. Maków Mazowieki)442, 443, 537Maków Mazowieki siehe MakeimMalbork siehe MarienburgMarburg 22Marinkowo 509Margrabowo siehe OlekoMarienburg (poln. Malbork) 223, 284,286, 303, 308, 434, 437, 448, 481, 482Marienwerder (poln. Kwidzy«) 223,284, 434, 437, 448, 481Mensguth (poln. D¹wierzuty) 631, 632Meseritz (poln. Mi�dzyrzez) 287Miastko siehe RummelsburgMi�dzylesie siehe MittelwaldeMiedzyrzez siehe MeseritzMiªakowo siehe LiebstadtMil�in 87Miliz siehe MilitshMilitsh (poln. Miliz) 225, 288Mittelwalde (poln. Mi�dzylesie) 233,236, 253, 254Mªawa siehe MielauMohrungen (poln. Mor¡g) 223, 448,467, 495, 504, 510, 534, 547, 557, 565,574, 577, 579, 580, 587, 588, 591�593,595�597, 609, 611, 614, 622, 624Mokotów 169, 184, 185Mor¡g siehe MohrungenMoskau 37, 38, 47, 53�55, 58�60, 71, 72,161

Mr¡gowo siehe SensburgMünhen 198Münsterberg (poln. Zi�bie) 282My±libórz siehe SoldinMysªowie siehe MyslowitzMyslowitz (poln. Mysªowie) 92�94, 97
Nadole 133Nakel (poln. Nakªo) 401, 402Nakªo siehe NakelNamslau (poln. Namysªów) 225, 284Namysªów siehe NamslauNaugard (poln. Nowogard) 224Neidenburg (poln. Nidzia, Nibork)223, 288, 436, 437, 442, 448, 453, 488,504, 510, 511, 534, 547, 552, 557, 580,586, 588, 591, 596, 611, 614, 624, 626,627, 632Neiÿe (poln. Nysa) 225, 243Nemmersdorf (russ. Majakovskoe) 444Neu-Beuthen (poln. Nowy Bytom) 346Neuguth (poln. Nowy-Dwór) 626Neuhof (poln. Nowy Dwór) 286, 507Neumalken (Woszellen, poln. Woszzele)286Neumarkt (poln. �roda) 225, 327Neurode (poln. Nowa Ruda) 113Neusalz (poln. Nowa Sól) 186Neustadt (poln. Prudnik) 225Neustettin (poln. Szzeinek) 177, 224,233, 238Neutomishel (poln. Nowy Tomy±l) 287Nibork siehe NeidenburgNidzia siehe NeidenburgNiemodlin siehe FalkenbergNowa Ruda siehe NeurodeNowa Sól siehe NeusalzNowogard siehe NaugardNowy Bytom siehe Neu-BeuthenNowy Dwór siehe Neuhof
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Nowy-Dwór siehe NeuguthNowy Tomy±l siehe NeutomishelNysa siehe NeiÿeObra (poln. Obrzya) 287Obrzya siehe ObraOels (poln. Ole±nia) 225, 291, 292Ohlau (poln. Oªawa) 225Ok�ie 169, 171, 173Oªawa siehe OhlauOlbesdorf 373Oleko siehe TreuburgOle±nia siehe OelsOlesno siehe RosenbergOletzko siehe TreuburgOlshöwen siehe ErlenauOlszewo siehe ErlenauOlsztyn siehe AllensteinOlsztynek siehe HohensteinOpole siehe OppelnOppeln (poln. Opole) 11, 49, 51, 55, 59,76, 93, 95, 100, 108, 110, 153, 225, 277,279, 302, 349, 419, 423, 462Orlau (poln. Orªowo) 627Orneta siehe WormdittOrtelsburg (poln. Szzytno) 223, 288,436, 437, 448, 472, 475, 478, 504, 508,509, 511, 519, 533, 534, 537�539, 548,557, 580, 586�588, 591, 598, 608, 611,613, 614, 620, 621, 623, 624, 631, 632,648Orzysz siehe ArysOstenburg (poln. Puªtusk) 442Osterode (poln. Ostróda) 223, 436, 437,448, 453, 475, 481�483, 489, 490, 496,504, 510, 534, 547, 557, 580, 586, 588,591, 595, 611, 614, 618, 619, 623, 624Ostróda siehe OsterodeOstroª�ka siehe SharfenwieseO±wi�im siehe AushwitzOtwok 170�172

Oty« 287Pabianie 287Pasaria siehe PassarienPasewalk 471Pasª�k siehe Preuÿish HollandPassarien (poln. Pasaria) 582Peitshendorf (poln. Pieki) 647Petrikau (poln. Piotrków) 287Pieki siehe PeitshendorfPiªa siehe ShneidemühlPilawa siehe PillauPillau (poln. Pilawa, Baªtyjsk) 445Piotrków siehe PetrikauPisz siehe JohannisburgPlaÿwik (poln. Pªoskinie, Plaswik) 582Plaswik siehe PlaÿwikPledoborn 135Pl�kity siehe PlenkittenPlenkitten (poln. Pl�kity) 592, 593Pleszew 287Pªok siehe ShröttersburgPlöhnen (poln. Pªo«sk) 442Pªo«sk siehe PlöhnenPªoskinie siehe PlaÿwikPoddubówka 533Podgórze siehe ArnsbergPodlipie 582Polany 133Posen (poln. Pozna«) 3, 11�13, 27, 40,42, 106, 108, 157, 179, 192, 197, 208,211, 215, 226, 230, 235, 237, 280, 282,287, 291, 292, 311, 334, 347, 355, 429,578Potsdam 48, 68, 73�76, 81, 99, 101, 111,181, 202, 205, 233, 434, 515, 517Potulie siehe PotulitzPotulitz 9, 86�88, 96, 98, 99, 190, 351,391, 398�400, 405�407Pozna« siehe PosenPozorty 512
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Prabuty siehe RiesenburgPrashnitz (poln. Przasnysz) 442, 443,537Praust (poln. Pruszz) 286Preuÿish Eylau (russ. Bagrationovsk,poln. Iªawa Pruska) 448, 470, 471,504, 519, 557, 609Preuÿish Holland (poln. Pasª�k) 223,288, 443, 448, 468, 481, 482, 485, 494,496, 504, 510, 519, 534, 548, 557, 564,565, 574, 575, 579, 580, 586, 588, 591,595, 596, 600, 609, 611, 614, 615, 623,624Prudnik siehe NeustadtPruszz siehe PraustPrzasnysz siehe PrashnitzPsie Pole siehe HundsfeldPuªawy 287Puªtusk siehe OstenburgPyritz (poln. Pyrzye) 224Pyrzye siehe PyritzRaibórz siehe RatiborRadajewie 260Radogoszz 135Radomsko 287Rastembork siehe RastenburgRastenburg (poln. K�trzyn) 223, 288,436, 448, 468, 501, 504, 507, 510, 511,519, 534, 548, 557, 576, 579, 580, 586,588, 590, 595, 596, 609, 611, 613, 615,624, 644Ratibor 93, 225Reihenau (poln. Bogatynia) 165Reihenbah (poln. Dzier»oniów) 224,288, 291, 292Reszel siehe RöÿelRhein (poln. Ryn) 547Ribben (poln. Rybno) 560Riesenburg (poln. Prabuty) 527, 549Riga 49
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Die Zahlen des Registers beziehen sih auf die Seiten dieses Bandes. Das Sahre-gister erfaÿt die Verwendung von Shlagworten nur an Stellen, wo sie eine gewissehervorgehobene Bedeutung haben. Es erhebt keinen Anspruh auf Vollständigkeit. �Die Begri�e �Polen� und �Deutshe�, �Ostpreuÿen� und �Wojewodshaft Allenstein�werden niht in das Sahregister aufgenommen, da sie laufend genannt werden unddas Thema der Dokumentation bilden. � Bei Shriftwehseln u. dgl. wird nur diejeweils abgebende, niht die empfangende Institution erfaÿt.
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